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Ägypten. 



Ägypten. 

Trotz des Fehlens eines besonderon Urheberrechtsgesetzes oder Ton 
Litterarverträg^u mit der Türkei ist das Ketstige Elgentnm durch sohl- 
reicbe Gerichtsurteile, die sich auf .dos gemeine Becht und die Billigkeit' 
berufen, in Ägypten gescbfitzt nnd zwar auf dem Civilwege durch die 
gemiscbten Qericbte von Alßxandripn und Kairo, sodann durch die Konsnlar- 
serichtc dieser beiden Städte (s. die Urteile Droit d'Autcur, 1888, B. 92; 
1889, 8. 101; 1891, 8. 128; 1892, S. 62 und 129; 1894, S. 65; 1896, S. 127; 
1897, 8. 42, 68, 129; 1898, 8. 141; 1899, S. 120). Nach Darras (Droit 
d'Antcur, 1896, 8. 167) haben Belgier, Deutsche, Kngtänder, Franzosen 
lu a. w. in den Ländern der Levante nnd besonders in Agjpten das l'rhober- 
rccht 80 zu respektieren, wie wenn sie ihr Heimatland bewohnten. 

Argentinische Republik. 

Verfassung von 1853. 

Art. 17, Jeder Urheber oder Erfinder ist ausschliesslicher BigenttUoer 
M'ines Werkes, seiner Er^ndnng oder seiner Entdeckung während des Zeit- 
raumes, welchen ihm das Oeseü bewilligt. 

BDrgerllches Gesetzbuch von 1869. 

Art. 1068. Schaden liegt jedesmal vor, wenn anderen it^end ein pekuniär 
ahschätzbarer Nachteil zugefQgt wird, sei es nun direkt Mnaichtlich der in 
seinem Eügentum oder Besitz befindlichen Sachen oder indirekt infolge des 
seiner Person, seinen Rechten oder Befugnissen zugefügten Übels. 

Art. 1069. Der Schaden nmfasat nicht nur den tbatsächlich erlittenen 
Nachteil, sondern auch die dorn geschädigten Teil in Rücksicht auf die 
nnerlaabte Handlung entstandene Oewinaeinbusse, was im gegenwärtigen 
(iesetzbnch mit dcju Ausdruck Schaden- nnd Zinsersatz bezeichnet wird. 

Art. 1072. Die wissentlich und mit der Absicht, der Person oder den 
Rechten Anderer zn schaden, vollzogene unerlaubte Handlung wird im 
gegenwärtigen Gesetzbuch als Vergehen erklärt. 

Art. 10T5. Jedes Recht kann Anlass zu einem Vergehen geben, sei [es 
nnn ein Recht an einem fremden Gegenstand oder ein Recht, dsa mit dem 
Dasein der Person zusammenhängt. 

Art. 10T6. Damit die Handlung .ils ein Vergehen betrachtet werde, ist 
CS notwendig, dass sie das Resultat einer freien Entscblicssttng des An- 
stifters sei. Geisteskranke und Kinder unter zehn Jahren sind ftir durch 
sie veranlasste Nachteile nicht verantwortlicL 

Art. 1077- Jedes Vergehen zieht die Verpflichtung nach sich, den anderen 
Personen zugefügten Nachteil zu ersetzen. 

Art. 1078. Wenn die Handlung ein strafrechtliches Vergehen Ist, besteht 
die danns abgeleitete Verpflichtung nicht nur in Schaden- und Zinsersatz, 

OmMh aber du Vib 
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4 Argentiaische Republik. 

sondern auch in der Wiederpttmacbung des moraiiachen Unrechts, welclies 
der Person dadurch zugefügt ist, das» sie in der Sicherheit oder im Gruuri^: 
ihrer Güter gestört oder in ihren reehtnii«äigen Gefühlen Tcrletzt wird. 

Art. 1079. Die Vecpflichtung, den durch ein Vergehen vernrsachti'n 
ächiidon zu eraetson, lastet solidarisch auf allen, wulclie als Äiistifter, Äuf- 
hetzer oder Uitschntdigc daran beteiligt sind, auch dann, wenn eine Hand- 
lung in Frn^e kommen sollte, welche kriminaJrechtlicIi nicht strafbar i:;t. 

Art. 1082. Wenn einer von draijcnigeo, welche an dein Vergehen Icil- 

Senommcn haben, den ganzen Schodeu ersetzt, hat er nicht das Recht, von 
en anderen dio ihnen zufallenden Teile zu beanspruchen. 

Art. 1083. Jeder Ersatz des durch ein Vergehen verursiichteu Schndeus, 
sei letzterer nun materieller oder moralischer Art, inuss durch eine Tnm 
Richter festzusetzende pekuniäre Entschädigung seinen Abschluss änden. 
anagenommen den Fall, dnss der den Gegenstand des Vergehens bildcndp 
Gegenstand wieder zu erstatten wäre. 

Art. 1095. Das Recht, den Ersiitx des durth die Vergehen gegen dss 
KigeutuiQ verursachten Schadens zu teau sprachen, kommt dem EigeotünuT 
der Sache, demjenigen, welcher das Eigentumsredit au dieser Sache hat 
oder dem blossen Inhaber derselben, wie dem Mieter, dem Nutzniesser oder 
Verwahrer zu, ebenso wie dem Hypothekar-Gläubiger, welcher dasstlbf 
selbst gegen den Eigentümer der verpfändeten Sache austiben kann, wena 
letzterer der Urheber des Schadens gewesen ist. 

Art. 1096. Der Ersatz des durch ein Vergehen vcrnr>ai;hten Schaden? 
kann nur durch eine von dor Kriminalklnge onabhäugige l'ivilklage uacb- 
gesucht werden, 

Art. 1097. Die Civilkla«e wird durch die 'l' hat sacht;, dass die ge- 
schädigten Personen die Strnflilage nicbt während ihres Lebens nngeätrengt 
hatten oder dass sie davon abgestanden hatten, uicbt als aufgegi-bon be- 
trachtet; ebenso ist zn verstehen, dass sie auf die Kriminalklage nicht 
verzichtet haben, weil sie die Civilklagi' angestrengt oder weil sie davnn 
abgestanden hatten. Wenn sie aber imf die Civilklagc vtTzichtctcn odi-r 
wenn sie hinsichtlich der Zahlung des tjchadcns Vergleiche eingingen, wird 
die Krtminalklage als aufgegrbeu betrachtet. 

Art. 1098. Die Klage auf Schaden- und Zinscrsatz, welche auf eii 
Vergehen zurückzuführen ist, knun gegen die Cniversalnachfolger der Ur- 
heber nnd Mitschuldigen angestrengt werden; es werden jedoch die Be- 
stimmungen der auf die Annahme der Erbschaften mit Vorliclialt uuchtrüir- 
I icher Prüfung bezüglichen Gesetze beobachtet. 

Art. 1109. Wer eine Handlung vollführt, wtlclii' durch seine Schuh! 
oder Nachlässigkeit anderen Personen einen Schaden bereitet, wird zum Er- 
satz des Nachteils uigebalten. Diese VerpHichtung wird durch dieselben 
Bestimmungen, die die Civilrech tsvergehen betreffen, geregelt. 

Art. 2385. Die Malereien, Dildhanernrbeiten, Schriften oder Druckwerke 
werden stets al» Hauptsachen betrachtet, wenn die Kunst mehr Wert, und 
Wichtigkeit hat, als der Stoff, auf welchem sie iiusgetlihrt wurden; als 
Nebensachen werden die Platte, die Leinwand, das Papier, dos Pergament, 
worauf sie sich vereinigt finden, betrachtet. 

Art 2&1Ö. Das Recht am Eigentum umfast^t das Beclit, die Sache xn 
besitzen, über dieselbe zu verfügen oder sich derselben zu bedienen, sie 
nutzbar zu machen und dieselbe nach dem Willen des Ei^jentümers zu ge- 
niossen. Letzterer kann sie rntstellen, beschädigen oder zerstören; er hat 
das Zuwuchsrcchl, das Rückforderungsrecht, ist befugt, dingliche Bechtr' 
darauf zu begründen, alle Erträge derselben zu erheben, zu verbieten, da.-^s 
ein dritter sich derselben bediene oder deren Erträge erhebe, und kann üliei' 
dieselbe durch Verträge unter Lebenden verfügen. 
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Belgien. 

Gesetz betreffend das Urheberrecht vom 22. März 1886. 

Abschuilt I. Über das Urheberrocht Im allgemeiaeo. 

Art. 1. Der Urheber uiiics littcrariHcbfn oder kUDstlerischea Werkes 
bat das alleinige Recht, dasselbe in irgend welcher Weise [>der Qestalt zn 
vervielfältigcQ oder die aenehmigung zd solcher Vervielfältigung zq erteilen. 

Art. 2. Dieses Becht wird auf den Zeitraum von 50JahreD nach dem 
Tode des Urhebers za dunsten seiner Erben oder Sechtsinhaber ausKedehnt. 

Art. 3. Das Urheberrecht ist beweglich und kann ganz oder teilweise, 
i^eiuiss den Bestimmungen des Code elvi!, abgetreten und übertragen werden. 

Art. 4. Die Eigentümer eine» nach dem Tode des Urhebers erschienenen 
Werkes geniessen das Urheberrecht wäJirend &0 Jahren vom Tnge der Ver- 
^iffcntlichang, DursteUang, Auffbliriing oder Aassteilung ab. 

Eine künigliche Verfügung wird Sic Art und Weise bestimmen, wie der 
Zeitpunkt festzustellen ist, an n-clcbcm diese Frist vou 60 Jahren beginnt. 
IS. Ö. 8.) 

Art. 5. W enn das ^ erk das Erzeugnis mehrerer Uiturbeiter ist, so 
währt das ÜrJieberrecbt zu (iunston aller berechtigten 50 Jahre nach dem 
Tode des Letxttebenden den-clben. 

Art, 6. Wenn das Urheberrecht gcuioiuschiiftlich ist, so wird dieses 
Recht gemäss den Vertrags best immun gen ausgeübt. Im Falle Verträge 
nicht abgcscblosscQ sind, darf keiner der Mitbesitzer dasselbe allein aosQben, 
viirbebältlicb gerichtlicher Entscheidung bei mangeltider Verständigung. 

Es ist jedoch einem jeden der Mitbesitzer freigestellt, in seinem eigenen 
.Namen und ohne die Dazwiacbenkuoft der anderen, eine etwaige Verletzung 
des Urheberrechts gerichtlich zu verfolgen und Schiulenersatz fitr seben 
Anteil zu fordern. 

Die Gerichtshofe kennen die Ermäcbtiguue zur Veröffentlichung eines 
Werkes stets von ihnen nlUzlich erscheinenden Massrcgeln abhängig machen; 
auf Ansuchen des Einspruch erhebenden Mitbesitzers küunen die Oerichts- 
hufe besUminen, dosa letzterer weder an den Unkosten, noch an dem Qewinn 
der Veröffentlichung teilnimmt, oder das» der Name des Mitarbeiters auf 
dem Werke nicht erscheint. 

Art. 7. Der Verleger eines anonymen oder pseudoujtnen Werkes gilt, 
ilritten gegenüber, als Urheber desselben. 

Sobud der Urheber sich nennt, gelangt dieser wieder in Besitz seines 
Urheberrechts. 

Art. 8. Der Cbemehmer des Urheberrechts oder des Gegenstandes, 
welcher ein littemrisches, musikalisches oder ein Werk der zeichnenden 
Künste materiell darstellt, darf, ebne die EinwUligang des Urhebers oder 
iler Ret^tsinhaber des letzteren, das Werk weder abündern, um dasselbe 
zu yerkaaten oder auszubeuten, noch das abgeänderte Werk Öffentlich aus- 
stellen. 

Art. 9. Stets der Beschlagnahme entrückt sind die Utterarischon oder 
musikalischen Werke, solange dieselben noch nicht herausgegeben sind, und, 
bei Lebzeiten des Urhebers, die anderen Kunstwerke, solange dieselben noch 
nicht zum Verkauf oder zur Veröffentlichung fertig sind. 

Abschnitt IL Vom Urheberrecht an litterarischen Werken. 
Art. 10. Das Urheberrecht erstreckt sich nicht nur auf Schriften aller 
Art, sondern auch auf Vorlesungen, Predigten, Vorträge, Beden und auf 
jede andere mflndlicbc Äusseruug des Gedankens. 
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6 Belgien, 

Die iii bcrateudLU VurstkioiuliiiigeD, OtfcDilicttOD Qericktsaitz nagen »Ji-r 
iu jiolltlsL'hen Veraammlunifcn gehaltenen Reden dürfen jedoch frei Ter- 
ilffnntlicht werden; dem Urheber ober ftUein steht das Recht zu, dieselk-u 
in uiner liesondercn Ausgabe cr.ichcincn zu lassen. 

Art. 11. Die oftiziellen VerhiuidluDgen der Behörden bcgritadco kein 
Urkebcrrcclit. 

Alle linderen durch den Staat oder durch die OfFcntliulicn Vcrwaltuui;^- 
behUrden bewirkten Publikatioaen begründen das Urkcberrecbt während einer 
Dauer Ton 60 Jakren von ihn'm Datum ab, entweder zn Gunsten des Staate.^ 
oder Jener VerwultungsbehurdeD, oder zu Üunslen des Urhebers, sofern nich[ 
letzterer sein Urheberrecht zu Ganstpn des Staates oder jener Verwaltungen 
ver^ussert hat. 

Ein kSniglicbes Dekret wird die Art und Weise bestimmen, wie das 
Datum der Publikation festzuatelten ist. 

Art. 12. Das Urheberreckt an einem litterariscken Werke schliesst das 
auasckliesslicke Recht, die Übersetzung desselben zu besorgen oder zu se- 
statten, in sich. 

Art. 13. Das Urkeberreckt scblJeBst nicht das Rocht aus, L'itate an- 
zuführen, wenn dieselben zum Zwecke der Kritik, der Polemik oder deü 
Unterrichts dienen. 

Art. 14. Jede Zeitung darf, unter Angabe der Quelle, einen in einer 
anderen Zeitung rerOffentlichten Artikel nachdrucken, wenn nickt betreffender 
Artikel von dem ausdrücklichen Vermerk des Nachdrucksverbots begleitet ist. 

Art. Ifi. Das Darstellung» recht eines litterarischen Werkes unterliegt 
denselben Bestimmungen, wie die musikalischen Werke. 
Abschnitt III. Vom Urheberrecht an musikalischen Werken. 

Art. 16. Sein musikalisches Werk darf ganz oder teilweise, ohne Be- 
willigung des Urhebers UfTentlich aufgeführt oder dargestellt werden. 

Art. 17. Das Urheberrecht an musikalischen Werken schliesst das 
ausschliessliche Recht ein, Bearbeitungen über Themata des Originalwerkes 
Torznnebmen. 

Art. 18. Wenn es sich um Werke handelt, welche aus Worten oder 
Texten und Huaik bestehen, so kännen Komponist und Urheber keinen Vertrag 
über ikr Werk mit einem anderen Mitarbeiter eingehen. Nichtsdestoweniger 
haben sie das Recht, ihr Werk durch Veröffentlichung, Übersetzungen oder 
liffentUche AufführungeD getrennt anszubeateu. 

Abschnitt IV. Vom Urheberrecht an plastischen Werken. 

Art. 19. Die Abtretung eines Kunstwerkes hat keineswegs die .Ab. 
tretung des Verrielfältigungsrechtea zu Gunsten des übernehmers zur Folge. 

Art. 20. Weder der Urheber noch der Besitzer eines Porträts ist be- 
rechtigt, dasselbe ohne die Bewilligung des Dargestellten oder seiner Rechts- 
iuhaber, während SO Jahren von seinem Tode ab, zu Tcrrielfältigen oder 
iiffcntlich auszustellen. VermOge besagter Bewilligung erlang der Besitzer 
das Verviel^ltigungsrecht, die Nachbildung darf jedoch die Angabe de» 
Namens eines Urhebers nicht enthalten. 

Art. 21. Das durch gewerbLche oder kunstgewerbliche Verfahren rer- 
vielfältigte Kunstwerk unterliegt nichtsdestoweniger den Heslimmungen de.' 
vorliegenden Gesetzes. 

Abschnitt V. Vom Nachdruck und von der Bestrafung 
desselben. 

Art. 22. Jede böswillige oder betrügerische Verletzung des Urheber- 
rechts bcgrttndet das Tcrgenen des Nachdrucks. 
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Tlelaieii. 7 

DicjenigeD, welche nachgedruckte (iegenständc wisacntUcfa Terkaiifoii, 
zam Verkauf anäatellen, in ihreo Uoachäften zum Verkauf halten, oder in 
Ans belgische Qebict zu oiiiem Handelszweck eiafrthren, »ind dessrlhcn Ver- 
gebens schuldig. 

Art. 23. Die im Torbergehenden Artikel vorgesehenen VerKchen werden 
mit einer Geldstrafe von 20 bis 2000 Franken bestraft. 

Die Beschlagnahme der nachgemachten Tj^'erke oder (iegcn stünde, der 
l'lfttten, Fonnen oder Matrizen und andern Utensilien, welche üur Begehung 
iltescr Vergehen direkt gedient haben, wird gegen die Verurteilten aus- 
jfi'sprocheM. 

Art. 24. Im Falle der Anffilhrang oder Darstellung zum Nachteil der 
Hechte des Urhebers können die Einnahmen durch die QcrichtspolizeibehUrdcn 
Als von dem Vorgehen herrührende (iegenatände beschlagnahmt und dein 
Heschwerdeführer in Abrechnung auf den ihm gebührenden Schadenersatz 
bewilligt werden, alior nur im Verhältnis zum Anteil, welchen sein Werk 
:in der Darstelinng oder Aufführung gehabt hat. 

Art 2Ö, Das böswillige oder betrügerische Anbringen des Namens 
i>iDes Urhebers oder irgend eine» von ilun zur Üezeicbnnng seines Werkes 
ragenommenen Kennzeichens auf einen Kunstgegenstand, auf ein litterarisches 
oder musikalisches Werk wird mit einer Oefängniss träfe von 3 Monaten bis 
zu 2 Jahren und miL einer Geldstrafe von 100 big 2000 Franken oder nur 
mit einer der beiden Strafen bestraft. 

Die Beschlagnahme der nachgemachten Gegen stände wird in allen 
Fällen ansgesii rochen. 

Diejenigen, welche die im ersten Par^raplien bezeiclineten Getfenstänile 
niäsentlich verkaufen, zum Verkauf ansstellcu, in ihren Ucscbäiten zum 
Verkauf b&lteu oder in das belgische Gebiet zum Verkauf einführen, werden 
mit denselben i'^trafen bestraft. 

Art. 26. Die Vergehen gegen vorliegendes Gesetz, mit Ausnuhme der 
im Artikel 25 vorgesehenen Vergehen, kDnnea nur auf Grund einer Klage 
^itens der Peraon, welche behauptet, verletzt zu sein, verfolgt werden. 

Art. 27. Wenn mildcrnilc Umstände vorliegen, kOnnen die durch dieses 
Gesetz angedrohten Gefängnis- und Geldstrafen, gemäss dem Artikel 85 des 
Strafgesetzbuches, herabgesetzt werden. 

Art. 28. Folgende Bestimmung wird ZU Nr. 23 des Artikels 1 des 
ijesetzes vom 15. März 1874 Über die Auslieferungen hinzugefügt: „. . , . 
i'benso wie fttr das in Artikel 26 des Gesetzes über das Urheberrecht vor- 
i^eschene Vergehen." 

Abschnitt Vr. Civilklagen, welche sich ans dem Urheberrocht 
ergeben. 

Art. 29. Die Inhaber des Urheberrechts kSnnen, mit nachgesuchter 
Itewillignng des Präsidenten des Gerichtes erster Instanz am Orte des 
-Nachdruckes, durch einen oder mehrere von diesem Hcamten bestimmte 
Sachverständige die Aufnahme der angeblich nachgedruckten Gegenstände 
oder der Thatsachen des Nachdrucks und der Utensilien, welche zur Be- 
gphang desselben direkt gedient haben, vornehmen lassen. 

Durch dieselbe Veroranung kann der Präsident den Inhabern der nach- 
gedruckten G^enstände verbieten, dieselben zn veräas.<iern, die Bestellung 
fines Bewahrers oder sogar die gerichtliche Versiegelung der Gegenstände 
gestatten. Diese Verordnung wird durch einen dazu bestellten Gericbts- 
Tollziehor angezeigt. 

Wenn ea sich um Thatsachen bandelt, welche zu Einnahmen Veranlassung 
geben, kann der Präsident die verwahrende Beschlagnahme der Gelder dnrcn 
einen dazu bestellten QorichtsyoHzieher bewilligen. 
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Art, 30. Das Gesuch soll die Walil des DomiüHs in den Qemeiiiden, 
wo die AofD&bme atattflnden soll, ctithsltea. 

Die äadikundigen werden vom fräsid eilten viTeidiRt, clie sie iliri' 
Thätigkeit beginne n. 

Art. 81. Der Präsident kann dem iJcsthwerdcftlhrer die Verptlichtuui; 
aullegen, eine Kaution zu stelleii. In diesem Fall wird die Verordniint; 
erst nacli dem Nachweis der erfolgten KantioQshinterlegung an^gefertigt. 
Dem Ausländer wird eine Kaution stets auferlegt. 

Art. 32. Die Parteien dürfen der Autnahme beiwohnen, wenn sie ila;iu 
durch den Präsidenten besonders ermächtigt sind. 

Art. 33. Sind die Tliüron geschlossen oder wird das Öffnen dersellH-ii 
verweigert, so ist gemilss Artikel 587 der Civilprozessordnung zu verfabriii. 

Art. 34. Eine Abschrift des Aufnahmeprotokulls wird von den ."iiirli- 
verständigcn sobald als mOglicIi unter etngcscliricbcncm Coavert dem von 
der Beschlagnahme betroffenen und dem Tteschlagnehraer zugcsciiickt. 

Art. 35, Wenn innerhalb acht Tagen vom Datnm dieser Sendung, 
welches durch den Poststem|iel festgestellt wird, oder nach der verwalirendcii 
QcldbeschiHgnahmc keine Vorladung vor dem Qerichtsbof erfolgt ist, i'i 
dessen Bezirk die Aufnahme stattfand, so verliert die Verordnung ihre 
Wirkung ganz und gar, und der Besitzer der aufgenommenen Gegenstände 
oder der beschlagnahmten Gelder kann die Übergabe der Protokollnrkondc 
verlangen mit Verbot für den lies chwerdef Uhrer, den Text zu gebrauchen 
und zu veröffentlichen, dies alles jedoch unbeschadet des Schadenersatzes. 

Art. 36. Die Konsulargerichtsbarkeit ist fnr die aus vorLcgendem Gesetz 
sieb ergebende Klage nicht zuständig. 

Die Sache wird als eine summariBche und dringende abgoarteilt> 

Art. 37. Die beschlagnahmten Einnahmen und Gegenstände können 
dem Kläger auf Abschlag oiler bis zum Belauf des erlittenen Scb«dens zu- 
gesprochen werden, 

Abschnitt VIL Bechtc der Ausländer. 

Art. 38. Die Analänder geniessen in lieigien alle durch vorliegendes 
Gesetz garantierten Rechte, ohne dass die Daner der letzteren die durch 
das belgische Gesetz bestimmte Dauer überschreiten darf. Erloschen jedoch 
diese Bechto im fremden Lande noch früher, so hOren sie zu derselben Zeit 
in Belgien auf. 

Abschnitt VIII. Obergangsbestimmung. 

Art. 39. Die unter den vorhergehenden Gesetzen gcsetzmässig abge- 
schlossenen Verträge Über diese Materie bleiben unberührt. Für Urheber 
oder solche Erben, deren ansschliessUcbe, sich aus jenen Gesetzen c^ebende 
Rechte bei der Bekanntmachung vorliegenden Gesetzes nicht erloschen sind, 
wird künftig das vorliegende Gesetz gelten. Sind die Rechte vor dieser 
Kekanntmochnug gänzlich abgetreten worden, so unterliegen dieselben den 
bei der Abtretung geltenden Gesetzen. 

Abschnitt IX. Abschaffung der bestehenden Gesetze. 

Art. 40, Hierdurch werden alle vorherigen, auf das durch vorliegendes 
Gesetz geregelte Urheberrecht bezüglichen Hestimmungcn abgeschafft. 

KÖnigl. Verfügung vom 27. März 1886, betrelTend Ausführung 
der Artikel 4 und l[ des Gesetzes vom 22. März 1886. 

Art. 1. Beim Ministerium der Laudwirtscliaft, Industrie und Öffent- 
lichen Arbeiten werden besondere Register eingerichtet für die Eintragung von 



■ Google 



BolmeD. B 

1) UAcligclftiSiiciieu Werken dur Litter&tur, Uusik oder plastischea 

Künste, welche Tum 5. April löäli au veritffcDtlicht, dar^^teüt, 

aufgeführt oder ausgestellt werden und deren EigcDtümer cMier 

Rechta Inhaber sich die Rechts wo hl that de» Art. 4 des Ueaetzeti 

vom 22. Merz 1886 aichern wuUeo; 

b) Ton durch den Staat udcr die üffcntlichen Verwaltungsbehürdea 

liewirkteii Verüfleutlichungeu, deren im Ar). 11 festgesetztem ITr- 

lifberrecbt vorbebalten winl. 

Art. 2. [)ic Eintragung, Ton welcher »biger Art. 1 haudolt, muss, bei 

.Strafe des Verfalls, innerhalb sechs Monaten, sei es von der Veröffentlichung, 

linrstcllung oder Auffithrung an, wenn es sich um ein litte rarisch es, drama- 

tisuhvs (xler musikalisches Werk hamlclt, uder vnn der Ausstellung an. wenn 

IS äich um ein VVerk der plastüicheu Küusto handelt, nachgesucht werden. 

Art. 8. Die Intoresseiitcu erhalten eine Bescheinigung der Eintragung, 

welche sie uachgesucht haben. 

Art. i. Unser mit der Ausfulmmg gegcnwürtiger Verfügung betrauter 
Minister der Landwirtschaft, Industrie und riffentlicheu Arbeiten wird die 
.\rt and Weise der Register, Dekkrationcu und EintragungS-IieschcinigungeD, 
von welchen die Turbergeheaden Artikel haudelu,' bestimmen. 

[Dies ist geschehen dnrch H in isteriai Verfügung vom 8. April 1886, 
welche 8 Formulare angiebt. Durch Rundschreiben des gleichen 
Hinisteriums vom 30. April 1886 an die Provinzstatthalter wurde das 
obigetiosetzknrz erklärt und dessen gewissenhaftpKefolgang anbefohlen.] 

Bolivien. 

Strafgesstzbuch von 1834. 

Art. 658. Wer einen Erfinder, den Urheber einer Vervollkommnung oder 
denjenigen, welcher einen Industriezweig einfährt, im unaichlicss liehen Ge- 
brauch des ihm vom Gesetze eingeräumten Eigeutums stört, verfällt einer 
Bussa im vierfachen Betrage des verursachten Schadens. Der gleichen 
Strafe verfällt, wer den Urheber eines Schriftwerkes, einer musikalischen 
Komposition, einer Zeichnung, einer Malerei oder irgend eines andern ge- 
druckten oder gestecheuen Erzeugnisses im ausschliesslichen Gebrauch des 
diesem Autor gesetzlich eingeräumten oder uocli einzuräumenden Eigentums 
stört. 

Art, 659. Wurden die im vorigen Artikel erwähnten Werke ausserhalb 
der Kcpublik nachgemacht, so erleiden diejenigen, welche sie einführen oder 
vertreiben, die Strafe, welcher alle die verfallen, die jcniaudcn im au,s- 
schliess liehen Gebrauche des Eigeutnins stören. 

Dekret vom 13. August [879 
betreffend das litterarUcho und kGnstlerische Eigentum. 

Kapitel I. Vom litterarischen Werke im allgemeinen. 
Art. 1. Efi ist eriaubt, vermittelst der Presse, Lithographie, Bühne, 
oder durch irgend ein anderes ähnliches Verfahren irgend ein litterarisches 
Werk zu veröffentlichen, ohne dass eine vorherige Censur oder eine Be- 
schränkung direkt oder indirekt die freie Ausübung dieses Rechts verhindern 
kann, Torbehaltlicb der gemäss den Gesetzen festgestellten Verantwortlich- 
keit. Die Bestimmung des gegenwärtigen Artikels ist auf das Übersetzungs- 
recht anwendbar. 
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Art. 2. Es ist erlaabt, die Ooictze und VerfliguDgen, übenso wie alle 
andereo UffentÜchen Urkunden zu vetölf entliehen, unter der Bediogang ge- 
nauer Wiedergabe des von der Eegiernng Terftftent lichten anthentiflchen 

Art. 3. In der Bestimniung des vorhergehenden Artikels einbegriffen 
sind die in den gesetzgebenden Kammern gehaltenen oder alle anderen, 
einen amtlichen Cbarakter tragenden Reden. Es kann jedocli die Sammlung 
der Reden oder eines Teiles der Beden eines beatimmten Redners nur durch 
diesen Redner selbst oder mit seiner Zustimmung verüffentlicht werden. 

An. i. Die TortesungeQ der Lehrer und Professoren dürfen, ebenso wie 
die Predigten, wenn dies nicht in Auszngsforin geacbiebt, nur durch ihren 
Urheber vcrOtfentüuht werden. 

Art. ö. Jedes handscbrlfttiche Werk Ist das Eigentom seines l'rhebers 
und bann in keinem Fall ohne seine Ermächtigung veriifFentlicht werden. 

Art. 6. Die peräänlichen Briefe dürfen ohne die Zustimmung ihrer Ur- 
heber oder derjenigen, die letztere vertreten, oicht verd ff entlieht werden, 
ausser wenn solches behufs Beifügung bei irgend welchem Gerichtsverfahren 
geschieht. 

Art. 7. Der Urheber eines gedruckten oder lithographierten Werkea 
geniesst während seiner Lebensdauer das Eigentum besagten Werkes uud 
das ausschlicsaücho Vervielfältigungs recht. Die Urheber eines Schriftworkes, 
welcher Art dies auch sein mag, haben das Recht, sich gegenseitig zu 
citieren oder die in Beziehung zum Zweck ihrer Arbeit stehenden Brnch- 
siflcke oder Stellen zu kopieren, vorausgesctut, dass .sie den Urheber, das 
Buch und die Zeitschrift angeben, aus deuen die EntichBOng erfolgte. Die 
zuerst in einer Zeitschrift erschienenen Artikel oder solche, die einen Teil 
irgend welchen Werkes oder welcher Sammlang ausmachen, können in Er- 
mangelung gegenteiligen Übereinkommens durcli Ihre Urheber neugedruckt 
werden. 

Art. 8. Die Urheberrechte, auf welche es im vorhergehenden Artikel 
abgesehen ist, begreifen auch das Überset znngsrocht in sich. Wenn aber 
der Urheber ausländischer Nationalität ist, geniesst er dieses Becht in 
Bolivien nur wäirend zehn Jahren yon der ersten Veröffentlichung seines 
Werkes au und unter der Bedingung, dass die Übersetzung vor dem Ende 
des dritten Jahres von besagter Veräffentlichaitg an erschienen ist. Im 
('essionsf&lle gehen bei Ermangelung gegenteiliger Abmachnng alle Urheber- 
rechte auf den Übersetzer aber. Der Übersetzer eines nicht dem Qemeingut 
verfallenenen Werkes, sei derselbe nun Bolivianer oder Ausländer, geniesst 
während dreissig Jahren das ausschliessUche Vervielfältigungs recht an seiner 
eigenen Übersetzung, unbeschadet des jeder anderen Person zustehenden 
Rechts, eine neue Übersetzung desselben Werks zu veranstalten. 

Art. 9. Die ausländischen Urheber goniessen dieselben Vorteile, wie 
die, welche den bolivianischen, im Ausland wohnhaften Urhebern bewilligt 
werden. 

Ar(. 10. Nach dem Tode eines Urhebers behalten seine Erben, Cessionare 
oder Rechtsinhaher während 50 Jahren das Eigentumsrecht, von welchem 
der Artikel 7 handelt. 

Art 11. Der Staat oder jede Sffentliche Anstalt, welche für ihre Reidinung 
ein litterarisches Werk veräffentlichen lässt, geniesst das vorbezejchnote 
Recht während einer Daaer von 50 Jahren von der Veröffentlichung des 
letzten Bandes des Werkes an. Wenn dieses Werk aus einer Sammlung 
von Schriftwerken oder Abhandlungen über verschiedene Gegenstände besteht, 
werden die fünfzig Jahre von der VerOffentlichoug jeden Bandes an ge- 
rechnet. 
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Art, 19. Wcnji ein Work van mclirnron OtU<!bcri] hcrifo^tcllt. worden 
i^t und Joilur ilCT Urliobcr iin •li'nisellicii iiulcr ilcn ({loiühcn Bciliii|riiDgon 
und in scinum ctgcncu Nftmen mitgearbeilet hat, gcliürt da» >:JROiitiLm bc- 
sftpten Werkes nllon Hitarbeiteni. IJcr crate ZeitMum der Dsner dieses 
Eigcntoms erstreckt äicti bi» zain Tode des letzten überlebenden Mitarbeiters, 
weichet die Erträge bcsft^tcu Eigi'ntums mit den Erben seiner rcrstorbencn 
Uitarbeiter gemeiaaam geoiesst; der zweite Zeitraam beginnt mit dem 
Zeitpunkt des Abiobcns des Ictetcn der Mitarbeiter. Wenn daä gomoiu- 
?ichftftlicbc Werk, in wclclioa die AnsarbcitungoD mcbrcrer Urheber binoin- 
kommen, von einer einzigen Person und m ihrem Name» untorooiiunou, 
heransgegcbeu und TcrülTeDtlicbt wnrdc, beginnt der zweite Zeitraum, uuf 
nclcben sicli gegenwärtiger Artikel bezieht, vom Tode dieser alloinigcu 
i'crson an zu laufen. 

Art. 13. Die BeatimniUQgen der Torbergehenden Artikel hinsichtlich der 
Urheber finden auf die Verleger, denen sie da^ Eigentum ihrer Werke ab- 
getreten haben, gemäss dem Worllant der betreffendun Verträge Anwendung. 
Uic durch Ariikel lü vorgesehene Dauer taaas jedoch in diesem Fall vom 
Tode des Urhebers an gerectinet werden, 

Art. LI. Die Bestimmungen, weiche die mit dem Namen des Urhel>ers 
lerüffootlictiten Werke regeln, hnden gleichfalls auf die anonymen, wie auf 
die psendonjmen Werke Anwendung, sobald der Urheber oder sbine Erben 
vder seine Bechtainhaber sich zu erkennen geben und ihre Existenz nach- 

Art. 15. Der Verleger eines nachgeiassenen Werkes eines bekannten 
Urhebers geniesal die Rechte des Urhebers während fünfzig Jahren von der 
VeräSentlichung des Werkes an. 

An. 16. Der Verleger eines nicht herausgegebenen Werkes, dessen 
Eigentumer nicht bekannt ist oder nicht gesetzmässig anerkannt werden 
kann, gemesst die Urheberrechte während einer Dauer von dreissig Jahren 
von der Vollendung der Veröffentlichung besagten Werkes an. 

Art. 17. Die Enteignung jedes veröffentlichten Werkes, dessen Auflage 
vergriffen ist und das der L'rheber oder seine Erben nicht neudrucken wollen, 
ist gestattet, wenn das Werk, um das es sich handelt, noch nicht dem Ge- 
memgut verlallen ist. Der Staat allein hat das Eecht, diese Enteignung 
vorzunehmen, nachdem er dieselbe deicretieren Hess und dem Urheber eine 
vorherige Entschädigung übergeben hat, und indem er sich fili alles ttbrige 
B*cb den allgemeinen Grundsätzen über die Enteignung aus GrQnden Offent- 
hcher Nützlichkeit richtet. 

Art. 18. Der Verleger eines Werkes, sei dasselbe nun unveröffentlicht 
oder gedruckt, kann, solange dasselbe nicht dem Qemeingnt verfallen ist, 
dessen Text bei Lebzeiten des Urhebers oder seiner Erben weder vei^ 
schlechtem noch verändern, und ist bei Ermangelung gegenteiligen Über- 
einkommens verpflichtet, den Titel des Werkes so, wie ihn der Urheber 
ugegeben hat, sowie seinen Namen beizubehalten. 

Art, 19. Der Verleger, welcher hinsichtlich der Veröffentlichung eines 
Werices ein Übereinkommen eingeht, ist bei Ermangelung eines gegenteiligen 
Übereinkonunens verpflichtet, die Veröffentlichung in Jahresfrist vom Vertrag 
IM zn beginnen und sie regelmässig fortzusetzcu, bei Strafe der Schaden- 
ersatz- und Zinsen-Zahlung an die Person, mit welcher derselbe den Vertrag 
entging. Der Verleger, welcher hinsichtlich der folgenden Auflagen eines 
Werkes ein Übereinkommen eingegangen ist, kann deren VeröffentliiAong 
flicht unterbrechen, sofern er nicht erweist, dass unüberwindliche Hinder- 
nisse aich dem Neudruck entgegenstellen. 

Art, 20. Das litterarische Eigentum wird wie jedes andere bewegliche 
^gentom betrachtet und geregelt, abgesehen von den Abänderungen, welche 
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das Oeeetz nDsdrUcklich Terordnet, okch Masagabe der besonderen Art dieses 

Eigentams. 

Art. 21. Im Falle der Erbenlosigkeit ist derStnat nicht Brbnachf olger 
des Eigentums der Schriftwerke; Jeder kano dieselben TerJ>ffentlichen und 
neudrucken, vorb eh ältlich der Rechte der Olänbiger des Kachlasses. 

Art. 22. Das litterarische Eigentum ist unverjährhar. 

Art. 23. Xicht anerkannt wird das Eigentom der durch das Gesetz 
verbotenen ächriftwerko oder solcher Schriftwerke, welche ein richterliches 
Erkenntnis von der Verbreitung zurückzuziehen Toraohreibt. 

Kapitel n. Von den dramatischen Urhebern. 

Art. 24. Die dramatischen Urheber genicsscu das Eigentum ihrer Werice 
gemäss den Bestimmungen des vorhergehenden Kapitels und ausserdem die 
folgenden Rechte. 

Art. 25. Kein dramatisches Werk darf in einem Öffentlichen Theater, 
zu welchem der Eintritt gegen Zahlung erfolgt, dorgCBtellt werden, ohne 
die schriftliche Einwilligung des Urhebers oder sriner Miterben, Cessiouftre 
oder Rechtsinhaber, unter den folgenden Bedingungen : 1. Wenn das Werk 
gedruckt ist, ist diese Einwilligung nach dem Tode des Urhebers nur 
wahrend der Zeit notwendig, in welcher seine Erben, (i^essionare oder Rechts- 
inbaber dessen Kigcntum haben. 2. Wenn es sich um ein nachgclassones 
Werk handelt, kann dasselbe nicht ohne dio Zustimmung aller Erben oder 
jeder anderen Person, der das Kigentnin des Manuskripts gehört, dargestellt 
werden. 3. Die Ermächtigung, ein dramatisches Werk darisuatellen, kann 
für eine gewisse Frist, für einen Ort oder mchrero bestimmte Orte oder ffir 
eine gewisse Anzahl Theater erteilt werden. 

Art. 26. Wenn im Falle eiu.'ich rankender Ermächtigung das dramatische 
Werk in einem nicht in die Ermächtigung einbegriffenen Theater in Scene 
gesetzt ist, fällt der flUssigo Ertrag der so gegebenen Darstellung oder 
Darstellungen demjenigen oder denjenigen zu, deren Einwilligung nütig w&r. 

Art. 27. Der Teil, welcher den Urhebern an den Einnahmen einer Dar- 
stellung zokommt, kann durch die Gläubiger eines Theateruntemehniens 
nicht gepfändet wenlcn. 

Art. 28. Der dramatische Urheber, welcher durch Vertrag das Auf- 
führungsrecht seines Werkes abgetreten hat, genicsst die folgenden Ret^te, 
sofern er nicht ansdräcklich auf dieselben verzichtet hat: 1. an seinem Werk 
die Änderungen und Verbesserungen, welche er für nötig erachtet, zn De- 
werkst eiligen, unter der Bedingung, dass er daran keinen der wesentbchen 
'L'eile ohne die Zustimmung des Direktors Terändcrtj 2. zn verlangen, dnss 
das Werk, so lange es noch ungedrackt ist, keiner dem Theater fremden 
Person mitgeteilt werde. 

Art. 29. Der Urheber, welcher hinsichtlich der Darstellung seines 
Werkes mit einem Direktor ein Übereinkommen eingegangen ist, kann 
wahrend der Vertragsdauer weder dessen Originaltext noch eine Nach- 
nhmnng einem anderen Direktor desselben Ortes abtreten. 

Art, 30. Wenn das Stück nicht in der Tereinbarton Frist oder im Laufe 
des ersten .iahres, falls eine Frist nicht ausdrücklich festgesetzt wurde, 
dargestellt worden ist, kann der Urheber sein Werk ungehindert zurückziehen. 

Art, 31. Über alle Streitfälle, welche sich zwischen den Urhebern und 
den Theaterdirektoren erheben werden, soll durch die Gerichtsbehörde Be- 
stimmung getroffen werden. 

Kapitel III. Vom künstlerischen Eigentum. 
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Lithographie, die Bildhanerltiiti^it oder irgend welches andere Verfahren 

gemäss den hinsichtlich des littcrari.'^cheD Eigentums festgesetzten Be- 
stimmungen Tcrriel faltigen zu likssrn. Die im Torhergefaeudeo Kapitel zu 
GunsteD der dramatischen Urheber verordneten BcHtimmungen finden voU- 
ätindiK Anwenduuf; auf dir Urheber musikalischer Werke hinsichtlich ihrer 
Anff&hning in den Tboateru oder irgendwelchem anderen Ort, zu welchem 
das Pnblikam nur gegen Zahlung zage lassen wird. 

Kapitel IV. 
Von den den Urhebern Utterariaoher, dramatischer oder künst- 
lerischer Werke gemeinsamen Verpflichtungen. 

.-Vrt. 33. Dm die durch gegenwärtiges Dekret bewilligten Vorteile zu 
genieasen, ist der Urheber oder der Eigentümer jedes durch Buchdruck, 
Lithographie, Stich, Bildhauerkanst oder dnrch jedes andere Verfahren vor- 
rielfälti^en Werkes verpflichtet, sich nach den folgenden Bestimmungen zu 
richten. 

Art. 34. V^or dem Vertrieb der Exemplare jedes veröffentlichten Werkes 
ninss ein Exemplar beim Minister des öffentlichen Unterrichts, ein zweites 
beim Bist rikts-Prokn rata r, ein drittes in der Biblinthek der Landeshauptstadt 
hinterlegt werden. Über diese Hinterlegungen, welche ohne Kosten in die 
zu diesem Zweck eingerichteten Kegister eingetragen werden, wird ein 
Empfangs seh ein ausgestellt. Wenn es sich um ein dramatisches oder 
mosikaliscbes Werk oder um ein auf den Unterricht oder die Kunst der 
Hosik bozögUchcs Werk handelt, werden die Exemplare in der im vorher- 
gehenden Paragraphen vorgeschriebenen Weise hinterlegt. Wenn es sich 
am eine Lithographie, einen Stich oder eine RildUanerarbeit oder um ein 
sich anf irgend eine dieser KQnstc beziehendes Werk handelt, wird die 
Hinterlegung und Eintragung in derselben Weise beim Unterrichts rat be- 
werkstelligt. Der Urheber kann jedoch in diesem Fall die Hinterlegung der 
Exemplare durch die Übergabe von Originalzeichnungen ersetzen. 

Art. 35. Die Bibliothek und die im vorhei^hendan .Artikel angegebenen 
Anstalten sind verpflichtet, ihre betreffenden Eintragimgen im .Boletiu 
municipal' zu veröffentlichen. 

Art. 36- Die aus den im gegenwärtigen Kapitel erwähnten Regiatern 
ausgezogenen Bescheinigungeil lassen, TorbebaltUch des ßcweiscs des Gegen- 
teils, das Eigentumsrecht des Werkes hinsichtlich der aus besagtem Eigentum 
herrührenden Wirkungen präsumieren. 

Kapitel V. Von der Verantwortlichkeit der der Nacbmachuug 
»der des Betrugs in Sachen dos litt erarischen und künst- 
lerischen Kigentums Schuldigen. 

Art. 37. Diejenigen, welche die durch gegenwärtiges Dekret anerkannten 
Rechte antasten oder sich litterariscber Usurp.itioncn schuldig machen, sind 
in den durch die folgenden Artikel festgesetzten (irenzen verantwortlich. 

Art. 38. Wer ein ungedruckles Werk veröffentlicht oder ein im Er- 
scheinen begriffenes oder schon verü Beut lichtes Werk vervielfältigt, während 
dasselbe das Eigentum eines anderen ist, ohne dessen Ermächtigung und 
Zustimmung erbalten zu haben, verwirkt zu Gunsten des Urhebers oder des 
Eigentümers besagten Werkes alle Exemplare seiner unerlaubten Verviel- 
fältigung, welche beschlagnahmt werden, und sali ausserdem den Wert der 
ganzen Auflage abzüglich der beschlagnahmten E.venipiare zu dem Preis 
iahlen, zu welchem die rechtmässigen Exemplare zum Verkauf gebracht 
werden oder deren Kinscbätzung bewerkstelligt wird. Wenn die Anzahl 
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der betrüglicherireise eedrackten und in Tericehr gebrachten Exemplarp 
nicht bekannt ist, soll der der NachahninnK Schuldige ausser den bcschlag- 
Dahmten Exemplaren den Wert von fünfhundert Exemplaren zahlen. 

Art, 39. Wer ein betröRlicherweisc Rpdrucktes Werk Terkanft oder 
zum Verkauf ausstellt, ist solidsriscb mit dem VeTleger io den in) vorher- 
sehenden Artikel auagedracktcn Grenzen verantwortlicb ; und wenn dos 
Work im Ausland gedruckt wurde, ist der Verkäufer auf demselben Hcchts- 
grund, als wenn er der Verleger wäre, verantwortlich, 

Art. 40. Wer ohne die Erlaubnis des Urhebers bei Lebzeiten desselben 
oder seiner Erben oder Rechtsinhabcr ein persönliche Briefe cntbaltendes 
Hannskript TerüffcDtlicht, verwirkt Strafe der Schadenersatz- und Zinsen- 
Zahlnne. Die gegenwärtige Bestimmung stellt kein Hindernis dar fQr die 
im Artikel 6 hinsichtlich der persünlicheu Briefe erwähnten Ausnahme. 

Art. 41. Der Crhcber oder der Eigentümer, dessen Werk betrflglicher- 
weisc vervielfältigt worden bt, kann, sobald er Kenntnis der Thatsache hat, 
die Beschlagnahme der sü v erriet ^tigten Exemplare verlangen, unbeschadet 
der Klage auf Schaden- und Zinsersatz, auf welchen er, selbst wenn keines 
ilrr nachgemachte Q Exemplare gefunden worden wäre, Anrecht hat. 

Art. 42. Die Bestimmungen des gegenwärtigen Kapitels hinsichtlich 
des Schadcnorantes stellen kein Hindernis dar für die Anstrengung; von 
Krimin alk lagen, welche der Urheber oder Eigentümer hinsichtlich der Be- 
strafung des der Nachmachung oder des Betmgs Schuldigen erheben kann. 

Brasilien. 

Verfassung vom 25. Februar 1891. 

Art. 72. Die Verfassung gewährt den Brasilianern uud den im Inland 
ansässigen Ausländem die Uuvertet.zlichkeit der Hechte hinsichtlich der 
Freiheit, der persönlichen Sicherheit und des Eigentums unter folgenden 
Festsetzungen: 

§ 26. Das ausschliessliche nei'ht der VervielKltigung durch die Presse 
oder durch jedes andere m ccli an i «che Verfahren wird den Urhebern littcra- 
rischer und künstlerischer Werke gewährleistet. Die Erben der Urheber 
gonieascn dieses Recht während der Zeit, welche durch das Gesetz be- 
stimmt wird. 

Gessb vom I. August 1898 Aber die Bestimmung und den Schutz 
der Urheberrechte. 

Art. 1. Die dem Urheber irgend welchen litterarischen, wissenschaft- 
lichen oder kitn stierischen Werkes zukommenden Rechte bestehen in der 
ausschliesslichen Befugnis, seine Arbeit dnrch VerilfTentlichnng, Übersetzung, 
Darstellung, Aufführung oder irgend ein anderes Verfahren zu vervielfältigen 
oder deren Vervielfältigung zu genehmigen. Das Gesetz bewilligt diese 
Rechte den Inländern, sowie den in Brasilien wohnhaften Ausländem nach 
dem Wortlaut des Artikels 72 der Verfassung, vorausgesetzt, dass die Ur- 
heber die durch den Artikel 13 festgesetzten Bedingungen erfttllen. 

Art. 2. Die Bezeichnung „iitterariaches, wissenschaftliches oder kOnst- 
lerisches Werk" nmfasst Bücher, Broschüren und im allgemeinen alle anderen 
Schriftwerke: dramatische, mnsikaliache oder dramatisch-musikalische Werke, 
musikalische Kompositionen mit oder ohne Text ; Werke der Malerei, Bild- 
hauerei, Architektur, Gravur, Lithc^rapbie, Photographie, Illustrationen jeder 
Art, Karten, Pläne imd Skizzen: mit einem Wort .inarliehes Erzeugnis littera- 
rischen, wissenschaftlichen oder künstlerischen Gcbifts. 
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Art. 3. Die gesetzlichen Schutz fristou für die im Artiliel 1 angeführten 
Hechte sind folgende: 1. Hinsichtlich des ansschliesslichen Hechts, die Ver- 
vielfälti^ning eines Werkes in irgend welcher Form vorzunehmen oder zu 
eeDehnügeD, fünfzig Jahre vom 1. Jimniu' des Jahres an, in welchem die 
\'erDffentlichiiiig stattgefunden hat. 2. Einsichtücb des ausschliesslichen 
Hechts, die Übersetzung, DsrsteUunK oder Aufführung eines Werkes vor- 
znaehmen oder zu genehmige!), zehn Jahre vom vorerwähnten Zeitpunkt an 
für die ÜbersetÄungen nnd zehn Jahre von der ersten darch den Urheber 
genehmigten Darstellung oder Aufführung an für die Darstellungen und 
An ffüh rangen. 

Art. 4. Die Rechte des Urhebers sind ganz oder teilweise bflwof^cli, 
abtretbar und übertragbar nod gehen gemäss den Rechtsvorschriften auf 
seine Erben über. -~ § 1. Die Abtretung bei Lebzeiten ist nur für eine 
üaner von dreissig Jahren gültig, bei deren Ablauf der Urheber seine Rechte, 
sutern sie noch bestehen, wiedererhält. ^ 2. Bei jeder neuen Auflage ist 
dem Urheber das Recht vorbehalten, sein Werk za verbessern oder durch- 
iiosehen oder wieder in Besitz der darauf beziiglichon Rechte zu treten, 
vorausgesetzt dass er dem Übcmehmer das, was er von ihm in Zahlung 
erhalten haben kann, znrttck erstatte, nämlich die Hälfte des reinen Preises 
der vorhergehenden Auflage, ij 3. Zur Ausführung des vorhergehenden 
Paragraphen soll der Übern ahm er dem Urheber schriftlich die Anzahl 
Exemplare Jeder Auflage mit ihrem betreffenden Preis angeben; jeder Ab- 
druck wird als eine Auflage betrachtet. ^ 4. Die Erklärangen des Über- 
nehmers sollen vollständige Jteweiskratt ihm gegenüber ausmachen; doch 
kann der Urheber dieselben anfechten, vorausgesetzt dass er ihnen andere 
^ genüberstellen kann. 

Art. 5. Der Übemehmer oder Erbe, sei t^s der Urli oberrechte oder des 
Gegenstandes, welcher ein Werk der Kunst, Litteratur oder Wissenschaft 
verkörpert, hat nicht das Recht, dasselbe abzuändern, weder zum Zweck des 
Verkanfs noch der Nutzung in irgend welcher Form. 

Art. 6. Mangels eines gesetzlich abgeschlossenen Verlags vertrage wird 
immer angenommen, dass der l'rhebcr sidi im vollen fiesiiee seiner Rechte 
befinde. Wer ein Werk ohne einen ähnlichen Vertrag veröffentlicht, solidem 
l'rfaeber, welches auch immer die von ihm vorgebrachten Beweggründe sein 
mOgen, eine Entschädigung zahlen, welche nicht geringer als die Hälfte des 
Verkaufspreises der gesamten Auflage sein soll. 

Art. 7. Die Gläubiger des Urhebers künnen zu seinen Leljxeiten seine 
Rechte nicht mit Beschlag belegen, sondern allein die sich daraus ergebenden 
Einkünfte. 

Art. 8. Die Eigentümer eines nachgelassenen Werkes geniessen das 
Trheberreeht während der im Artikel 3 fcstgoactzton Fristen; letztere werden 
jedoch hinsichtlich der Vervielfältigungen und der Übersetzungen vom 1. Jn- 
nnat des Jabrcs an gerechnet, in welchem der Urheber vorstorben ist. 

.A.rt. 9. Wenn ein unter Mitarbeitersohaft mehrerer hergeslelltcs Werk 
nicht zu teilen ist, geniessen die Mitarbeiter mangels gegenteiliger t!'ber- 
einknnft hinsichtlich desselben gleiche Rechte: dcmgcmäss kann keiner von 
ibnen dasselbe ohne die Zustimmung dler andern vervielfältigen oder dessen 
Vervielfältigung gestatten. Bei eingetretener Uneinigkeit der Mitbesitzer 
i^Discbeidct das (rericht. Dasselbe kann, wenn (.'iner von ihnen sich der Ver- 
iiffentlichang widersetzt, ent^^cheidcn, dass er weder an den Kosten noch am 
Gewinn teilnimmt und dass sein Name auf dem Werke nicht erscheint, 
■leder der Besitzer kann einzeln und unabhängig seinen Anteil der Bccbtc 
zur Geltung bring«». 

Art. 10. Um ein Theaterstück, an welchem mehrere Urheber mitgearbeitet 
htben, nuf die Bühne zu bringen oder darznsLcIkn, genUgt die Erlnngiing 
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der Znsliramiinf; eines Jcraelben; das Recht der andern, sich anf gericht- 
lichem Wege für den ihnen zustehenden Anteil schadlos za halten, bleibt vor- 
behalten. 

Art. 11. Der Verleiher eines anonymen oder pseadoDymen Werkes besitst 
hinBichtlicfa desselben die Verpflichtumren und Hechte des Urhebers, welche 
jedoch auf letzteren überfrehen, sobald er sich xa erkennen EJebt. 

Art. 13. Der Urheber einer Übersetzung geniesst hineichtiich derselben 
ilas Urheberrecht; er kann sich jedoch nicht dem widersetzen, dass dasselbe 
Werk von andern übersetzt werde, ausKenommen wllbrend der im Artikel 3, 
Abschnitt 2 antregebenen Frist, wenn er der Übemchmer dieses Rechtes ist, 
"Art. 13. Um in Besitz des Urheberrecht« treten zn können, ist not- 
wendiKcs Erfordernis, in der National bjbliothek innerhalb der Maximalfrist 
von zwi Jahren, welche am 31. Dezember des Jahres ablanfen, das aaf das- 
jeniKe Jahr folgt, in welchem die dnreh Artikel 3 festgesetzte Frint zn 
laufuD beginnt, eintragen zu lassen: 1. Ein vollstiiniltR got erhaltene» 
Exemplar, wenn es sich um gedruckte, photographrerte, iithitgraphierte oder 
sravierte Werke der Kunst, Litteratiir oder Wia.ienschafC bandelt; 2. ein 
Exemplar der vollkommen deatlichen und mindestens 18X24 cm (rrossen 
Photocraphie, welche das Werk der Malerei, Bildhauerkunst, Architektur 
oder Zc[chnnng, die Skizzen etc. darstellt. 

Art. U. Das Aufführungsrecht hinsichtlich eines litterarischen Werkes 
wird Gremäss den Bestimninngen über die musikalischen Werke geregelt. 

Art. lä. Ohne die Zustinimung des Urhebers darf irgend welche Anf- 
fiihrang odct Darstellung eines masikaliscben Werkes, im ganzen oder teil- 
weise, nicht erfolgen, sei sie nun unentgeltlich oder unter Verfolgung eines 
wohlthätigeu oder gewinn stich (igen Zweckes geschehen. Wenn jedoch das 
Werk veröffentlicht und zum Verkauf gebracht ist, ist damit verstanden, 
.dass der Urhebi'x der Aufführung desselben an jedem Ort zustimmt, wo eine 
Gebtihr nicht verlaust wird. 

Art. 16. Das Urheberrecht schliesst hinsichtlieh musikaliaoher Kom- 
Tiositionen das aasschliessliche Recht, Arrangements und Vartatianen über 
Motive des Orieinalwcrkes herzustellen, ein. 

Art. 17. Die Abtretung eines Kunstwerkes zieht nicht AbtrotunK des 
Vervielttltigungsrechts zu Gunsten des Erwerbers nach sich; der Ettnatler 
kann dasselbe jedoch nicht vervielfältigen ohne die Krklürang, dass es niebt 
die Originalarbeit sei. 

Art. 18. Die Vetvielfältigung eines Kunstwerkes durch industrielle 
Verfahren oder die Anwendung rines derartigen Werkes in der Indostrie 
nimmt demselben den künstlerischen Charakter nicht: es bleibt selbst in 
diesem Falle den Bestimmungen des gegenwärtigen Gesetzes unterworfen. 

Art. 19. Jeder dolose oder betrügerische Eingriff in die Rechte des 
Urhebers bildet das Vergohrn der Nachmachung. Diejenigen, welche wissent- 
lich die nachgemachten Gegenstände verkaufen, zum Verkauf ausstellen, in 
ihren Räumen zum Verkauf halten oder zu einem Handelszwcuk in da^ 
Gebiet der Republik einführen, sind desselben Vergehens srhuldie- 

Art. 20. Bei den Nachmachung a -Verliehen werden die JUi tschuldigen 
von denselben Straten betroffen, wie die Urheber dieser Vergehen. 

Art. 21. Als Nachmaohnngen werden gleichfalls betrachtet: 1. Die 
Übersetzungen ausländincfaer Werke in die portugiesische Sprache, wenn sie 
nicht ausdrücklich vom Urheber genehmigt worden sind, wenn sie von nicht 
in der Republik ansässigen Ausländern hergestellt sind oder ihr Druck nicht 
in derRepobÜk erfolgte. Genehmigte Übersetzungen, für welche diese Fillle 
zutreffen, müssen den auiidrncklichen Vermerk: .Vom Urheber genehmigte 
Übersetzung* tragen, und dürfen allein in das Gebiet der Repnblik elnge- 
ftthrt, daselbst verkauft oder dargestellt werden; 3. die Ver viel fältigungea, 
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CberscfKnngdn, Auffnhruiig'eii oict DatstcUaDgen, sei die ErmÄchtigung nun 
erteilt oder (elilc dieselbe, weil ea sich um Werke handelt, die den gesetz- 
lichen Schatz Dicht genieeseD oder scbon dem Gemeingut verfallen sind, 
wenn obnc &aadrJlDkliche Zustimmung des Urhebers bei diesen Werken 
Anderangen, Znsätzc oder Auslassungen Torgenommea sind. 

Art. 22. Als Nachm&chang wird nicht betrachtet: 

1. Die Verrieinitiginng von Stollen oder kleinen Teilen schon Teröffent- 
liehter Werke oder die, aelbst'vollstKndige, Aufnahme kleiner Schriftstäcke 
JB die Gesamtheit eines giSsseren Werkes, TorrLUSgesetst dass letzteres ein 
wissen sc hatltiches Werk oder eine ft\r den Gebrauch des Öffentlichen ÜDte> 
richts verfertigte Zusammenstellung von Schriftstücken Terachiedencr Yer- 
fasser bildet. In keinem Falle soll die Vervielfältigung EulSasig sein, ohne 
jas9 das benutzte Werk und der Name des Urhebers angegeben sind; 

a. die Verrielfftltigung in Zeitan((en nnd periodisch eo Verfiffentliehuugen 
TOD ans anderen Zeitongen nnd periodischen Veröffentlichungen entnommenen 
Nachrichten und politischen Artikeln oder die VerrielfHltigung von in Öffent- 
lichen Vcrssmmlungen gehaltenen Reden irgend welcher Art. Die Verfiel- 
fältignng von Artikeln muss von der Angabe der Zeitung, welcher sie ent- 
noDinien sind und des Verfassern amens begleitet sein. Dem Urheber steht 
Hoch das alleinige Recht za, Sonderabdrücke der Artikel, welcher Art die- 
^i}lben anch sein mOgen, sowie der Beden iv Terauatalten ; 

3. die VervielfSItignng aller amtliehen HchriftstOckc der Republik, der 
staatlichen oder städtischen Behörden; 

t. die Yervidf&ltignng in Büchern nnd Zeitungen von Stellen irgend 
eines Werkes zum Zwecke der Kritik oder Polemjk; 

5. die VeryielflltigQug von Werken der bililendcu Künste in der Ge- 
switfaeit eines Schriftstückes, Torauageaetzt dass der schriftliche Teil die 
Hitiiptsache bildet nnd die Bilder nur zur Erlfiutemug lies Textes dienen, 
nnter der anadrfickjiehen Bedingung der Nsmen&nftthrung des Urhebers-, 

6. die Vervielfältigung von Kunstwerken, welche sich auf den Strassen 
oder Öffentlichen Pl&tien befinden; 

T. die Vervielfältigung von auf besondere Bestellnng hergestellten 
Portr&ts oder Rüsten, wenn diese Vorvielfaltigong vom Eigentümer der be- 
stellten Gegenstände aosgeht. 

Alt. 2S. Das Nachmachungsv ergehen wird mit den in den darttuf bezUg- 
lii-hen Artikeln des Strafgcaetzbuoha Bnch IT, Tit. XII, Kap. V, Abschnitt I 
<3.S.19) festgesetzten Strat'en,'sowie mit der Beschlagnahme der nachgemachten 
liegenstände, aller Formen nnd Matrizen und jeglicbeo für die Naenmachung 
lii'nntzten Werkzeugs bestraft, ausserdem mit der t^cbadloshaltung des Ur- 
hebers für die von ihm erlitti^nen Verluste und Nncbteile. Im Bundesgebiet 
Ünden folgende Uestimiouniren Anwendung: 

g 1. Der Sebadeneraatz muss auf dem Civilprozesawcge beansprucht 
wurden, gleichviel ob Strafprozess und Vcrurteilang des der Nachmachung 
licschuldigten erfolgte oder nicht. Im Falle der Verurteilung ist jedoch der 
Urheber des Beweises der Nachmachung enthoben und die Civilktage anf die 
Abrechnung dc:t Schadenersatzes beschränkt. § 2. Das Civilklageverf&hren 
i-rtolgt summarisch ohne Rücksicht auf den Wert des Streitgegenstandes, 

Art. 24. üio l>e trügerische oder bQswiUige Äuwenduag des N&meus 
i'iiies Urhebers oder jedes zur Buzeichnung seiner Werke von_ ihm an- 
i;>;no[nmenen nnterscheid enden 2^icbcnB anf einem littetarischen, wissenschaft- 
lichen oder künstlerischen Werk wird mit Zellengeßlngnis von sechs Monaten 
>>u SU einem Jahr, sowie mit einer Geldbusse von 500 bis 1000 Milreis bo- 
itrofl; ausserdem erfolgt Beschlagnahme des Werkes. 

Art. 26. Im Falle nicht genehmigter Darstellung oder Aufführung 
•Inmatischer oder mnsikaliseber Werke kann der Urheber oder sein Ceesiouar 

OneUe über du Urhcbarreclil. K 
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die BesohUgnfthme der BrattoeiDnalimeii der Darstellimg oder AaffflhinHg 
rerUngen, and der als Bchnldifc erkannte UaterDehmer wird mit Zellen- 
gefäognisa Ton sechs MonateD bis zu einem Jahr bestraft. 

Einziger g: In dieeem Fall darf die EetschädigDiig f&r VcrlnsLe und 
Schäden nicht unter BO Prozent der Bmttoeinnohmen betragen. 

Art. 36. Ansser den in Art. 22, Nr. 1* nnd Art. 24 yorgeseheneo Fillen. 
in welchen die zuständige Behörde von Amtswegen einechreiten soU und in 
welchen bei Ermanjjelnqg de« amtlichen Verfahrens jeder den Strafprozcss 
anatrengcn kann, wird nur der Urheber oder sein Rechtsinhaber Kur Klage- 
stelluug nnd Prozesganstrengnng zugelassen. 

Einziger |: Jeder der Mitarbeiter eines künstleriscben, litterariscbeu 
oder wiBsenschaftlicben Werkes kann sich, unabhänf^ig von den anderen, 
seines ßechtg aaf Slrafrerfolgnns der Sehnidigen bedienen. 

Art, 27. Der Urheber kann das Prozcssrenahren einleiten, inden er dii^ 
NachforHchimg und Beschlagnahme der nacbgemachtün QegenstBnde oder der 
Platten, Formen nnd Hatnzen, die zur AoaUbung des Vergehens gedient 
hatten, beantragt, worüber vom Hichter vermittelst gerichtlicher Beweis- 
föbrnng Verordnung getroffen wird. Wenn die Beschlagnahme etattMfaiiden 
hat nnd der Urheber seinen Frozesi verliert, ist der Angeklagte zu Verlost- 
and Schadenersatz berechtigt. 

Art. 28. IHe entgegenstehenden BestimninngüD werden hierdnrch anf- 
gehoben. 

AusfQhrungs-Verordnung von 6 Dezember 1899 zum Gesetz 
vom I. August 1898. 

Art. 1. Der Urheber, Überaetaer, Verleger oder Draeker, welcher in 
Oetnässbeit des Gesetzes Nr. 406 vom 1. Angnat 1896 irgend ein tiiterariechea 
und künstlerisches Werk eintragen na lassen beabsichtigt, muss zn dieaem 
Zweck dem Direktor der NationalbibliotLek ein eigenhändig oder Ton eineiu 
Vertreter onterzeichnetes Qesnch vorlegen; dieses Gesoch soll die aosdrfick- 
liche Angabe seiner Nationalit&t, sebee Standes nnd seines Wohnsitzes, des 
Titels des einza tragenden Bnehes, des Orts nnd Datums der VerSffeiitUchiug, 
des Neadmcka oder der AnffUmmg nnd Qberhanpt aller weseutlichen Be- 
achaffenheiten des Werkes enthalten, so dass dasselbe zu jeder Zeit Ton 
irgend dnem andern ähnlichen Werke unterschieden witrilen kann: 

a) Für die Eintragung der gedruckten, lithographierten, pkotn- 
graphierten oder gestocheneu Werke der Kunst, Littentor oder 
Wissenschaft soll der Urheber der Bibliothek ein Exemplar in 
vollkommen gut erhaltenem Zustand übergeben. 

b) Ffir die Eintragung der Werke der Malerei, Bildhauerei, Zeich- 
nung, Skizzen etc. roU der Urheber eise vollkouimen deutliche 
Photographie des Werkes hinterlegen, welche den Mininialumfang 
von 18 auf 24 Ceutimetam haben soll, in Oemässheit dt'.s Artikels IS. 
Nr. 2 des vorerwähnten Gesetzes. 

Art. 2. Pttr die Eintragung auf der Nationalbibliothek wird ein vom 
Direktor infl einem ErSffnnngs- und einem Schlüss-Vermerk vrTseheaes, be- 
sonderes Buch gehalten. Dem Sekretär des Instituts soll aus schliesslich die 
Verwaltung des Registers öbertr^en werden. 

.irt. 3. Auf das vom Urlieber tlbergebene Exeuplur sollen die Urduungs- 
nummer und diis Datum der Eintruuug eingetragen und vermittelst eioi'^ 
Stempels der Vermerk ,Nationa1biEliothek. — Urheberrechte' luigebrachl 

*) Snnb »ühnt lOm M. Naieubtr IMMi KtKIiHkI in AH. 21, (jr. I. 
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Art. 4. Besagtes Exemplar soll auf der Bibliothek in einer beaoDdereD 
als aAbteilUDg eingetragener Werke' bezeiclineten Abteilnng anfbewalöt 
Dsd ftu^inesseii in eiDem geeigneten Hobel gemäis seiner Art nnd Qattong 
QntergebrBcht werden. 

Art. ö. Die Eiuschreihnng aller lu dioaem Zweek vorgelegten Werke, 
welcber Beschaffenheit dieselben anch sein mSgen, soll in eisern einzigeu 
nnd nlmliehen Bndi bewerkstelligt werden; zo dieaem Zweck wird das et- 
forderlJcke Protokoll anfgenommen, in welckem alle charakteriatitchen Be- 
N»iderfaeit<n und Beschaffenheiten des einzntragenden Werkes, wi« solche 
ans dem vorgelegten Oesneb in erster Linie herrortieten, verzeichnet werden 
»ollen. 

Art. 6. Die EiDtragnngB-Bescheinignng wird oben links mit dem im 
obigen Artikel S angegebenen Vermerk, letKteren in blaaem Druck, versehen, 
nnd rechts mit Banm znm Einsetzen des Datums; sie mnsx die Nummer 
des EintrafTungsbnches, die Ordnnngsnnmmer desselben und femer die voll- 
atändige Abschrift des Pmtokolla enthalten. Diese BeMheinigong wird durch 
den SekretSr aosgeferügt nnd durch den Direktor legalisiert, 

Art. 7. Wenn zwei oder mehrere Personen zn gleicher Zeit, die Ein- 
tragung desselben litterarischen, wissenschaftlichen oder künstlerischen 
Werkes oder von Werken, welche nack der Ansicht des Direktors der 
Bibliothek hinsichtlich der Handlung, des Gegenstandes, der Form oder des 
TltelB identisch erscheinen oder deren Eigentnni den Gegenstand von Er- 
Ürteniugen nnd Streitigkeiten gebildet hat, nachsuchen, soll die Einschreibung 
nicht vorgenommen werden, ohne dass durch einen Tergleicit swischen den 
Parteien oder durch eine Entscheidung des zustKndigui Richters festgestellt 
ist, wem das Urheberreebt gebOrt, 

Art. 6. In derselben Weise wird verfahren, wenn, nachdem die Ein* 
sehn- ibnng eines Werkes bewirkt worden ist, sie von neuem im Namen einer 
iinderen Person nacbgeencbt wird. In diesem Falle wird, wenn das Urheber- 
recht des letzten Ansuchere anerkannt wird, ein neues Eintragungs-Protokoll 
anfgenommen, und anl dem ersten Protokoll wird eine ans den Worten 
.ohne Wirkung" znsammengesetzte und vom Direktor legalisierte Notiz an- 
gebracht. 

Strafgesetzbuch vom H Oktober 1890. 

Art. 342. Wer in Gestalt von Sammlungen die Gesetze. Dekrete, Ent- 
scheidongen, yerAffongen, Berichte und irgend welche anderen QfFentlichen 
Akten der gesetzgebenden oder Exekutiv- Gewalt der Nation oder der Einzel- 
staaten dnickt oder veröffentlicht — verfällt der Strafe der zu Quasten der 
Xation oder des Einzelstaates zq vollfithrenden Einziehung oder Besehlag- 
sahme aller veröffentlichten nnd znm Verkauf gebrachten Exemplare und 
einer dem Betrag ihres Wertes gleichkommenden Geldstrafe. 

Art. 348. ^Lr Obertretungen dieser Art sind solidarisch vernntwurtlich: 
i) der Eigentflmer oder Besitzer des Etablissements, in welchem der Dmck 
»der die Veröffentlichung stattgeFhnden hat; b) der Urheber oder, wenn die 
Veröffentlichung im Ausland geschehen ist, der Importeur; c) der Verkäufer. 

Art. 3i4. Wer Urkunden. Stiche, Karten, Gemälde and irgend welche 
Hnderu Publikationen, die fiir BecbDiing der Nation oder der ^nzelstaaten 
in öffentlichen oder Privat- Anstalten hergestellt Htnd, wiederabdruckt, graviert, 
lithographiert, importiert, einfOhrt oder verkauft -- verfallt der Strafe der 
EQ Gnnsten der Nation auszuführenden Einziehung und Beschlagnahme aller 
Exemplare und einer dem dreifachen Wert derselben gleichkommenden 
Qeldfltnfe. 

Einrigcr %. Das sich ans diesem nnd dem Art. 842 ergebende Privilegium 
effentikhen Eigentums zieht nicht das Verbot nach eich, irgend eine der 
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voierwShnten Crkauden zn tranakribiereu oder in perioduche Bracheiiiiingea 
nnd Journale, in Abrisse, Abb&ndlaugen oder irgend welche andem wissen- 
achaftlichen oder litterariseben Werke aofznDebmeo, ebensowenig da« Verbot, 
die daselbst verzeichneten OegenstSnde zu verkanfen, wenn dieselben recht- 
mässig erworben worden skd. 

Art. 346. Wer ohne Znstimmnng des Urhebers irgend ein litterarisches 
oder kttnstlerisches Werk durch Uruck, Stich oder Lithographie oder jede^ 
andere mechanische oder chemische Verfahren za Lebseiten des ITrhcbeis 
oder der Person, welcher er sein Eigeutumsrocht übertragen hat. und, wenn 
sie Erben hinterlassen haben, während zehn Jahren von ihrem Tode an ge- 
reclinet, vervieUSltigt — verfällt der Strafe der Einziehung und Bcscblag- 
uatune aller Exemplare, sowie einer dem dreifachen Wert derselben gleich- 
kommenden Geldstrafe, und dies alles zu Gunsten des Urhebers. 

Art. 346. Wer ohne Zustimmung des Urhebers in einem Buch, einer 
Sammlung oder einor einzelnen Pablikatton ToUettlndig Ansprachen and 
Beden TerOffentllcbt, die in den Sffentlichen Versammlongen, vor Geriehts- 
höfon, in politischen, administrativen oder religiösen Vereinigungen oder 
Öffentlichen Vorlesungen gehalten wurden — veriUllt der Strafe der Ein- 
ziehung und Beschlagnahme der Exemplare, sowie einer dem Betrag ihres 
Wertes gleichkommenden Geldstrafe, und dies alles zn Gunsten des Ur- 
lieber«. 

Art. 3^. Wer irgend ein Schriftstück oder Wi.-rk ohne die Erlaubnis 
des Urheber» äbersetzt and zum Verkauf aushJetet ~ verflUlt denselben 
Strafen, wie im vorhergehenden Artikel. Aus diesem Verbot ist nicht zu 
folgern, dass teilweise Anführungen eines Schrift Stuckes zu kritischen, 
polemischen oder Unterricbtsz wecken untersagt seien, 

Art. 348. Wer auf Theatern oder in öffentlichen Vorstellungen eine 
musikalische Komposition, eine Tragüdie, ein Drama, ein Lustspiel oder jeg- 
liches sonstige Erzeugnis, wie dessen Beaennuug auch sei, ohne jedesmalige 
Einwilligung des Eigentümers des Werken oder des Urhebers aufführt oder 
darstellen läset — verfällt einer Geldstrafe von 100 bis 500 Milreis zn 
Gunsten des Eigentümers des Werkes oder des Urhebers. 

Art. 849. Wer üttcrarische oder künstlerische Werke mit Wissen, dass 
sie nachgemacht sind, einführt, veriianft, zum Verkauf cn^egenuimmt oder 
verhehlt — verflillt der Strafe der Einziehung und HeschlagDahme der 
Exemplare nnd eini-r dem doppelten Werte darBelbcn gleiebkommeDdcn 
Geldstrafe und »war zu Gunsten dos Eigenttlmere des Werkes oder dis 
Urhebers. 

Art, 350, Wer irgend welche.'^ künstleriscLe Erzeugnis durch Nach- 
ahmung oder Nachmachung ohne Einwilligung des Urhebers vervielfältigt - 
verfallt denselbeu Strafen wie im vorhergehenden Artikel. 

Einziger ^. Als Nachahmungen im Sinne des gegenwiu-tigeu Artikeln 
sollen erachtet werden 1. die Vervielfältigung Termittelüt Haierei, wenn ein 
Künstler ebne Einwilligung des Urhebers oder dc^enigen, dem er das künst- 
lerische Eigentum seines Werkes übertrug, in einem Bilde Gruppen, Flgur<m, 
KSpfe oder landschnftliohe Einzelheiten kopiert hat oder sie in eines seiner 
eigenen Bilder unter Beibehaltung derselben Lichtwirkungen und \'crh&ltDi9S'' 
wie im Original hat einführen lassen; 2. die Vervielfäitiguug vermittelst 
Bihlhauerei, wenn der Nachahmer einem Ori^inalwerk <rnippen, Figuren, 
Kli^e, Ornamente entnommen hat und sie in ein von ihm ausgcluhrles Werk 
einiühren läast; 3. die musikalische Wiedergabe, wenn man eine für diif 
Orchester geschriebene musikalische Komposition für ein einzelaes Instrument 
arrangiert oder wenn man eine Komposition für ein anderes Xnstrnmcnt 
arrangiert hat, als da^enige, für welches sie zuerst geschrieben war. 
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Oanada. 

Gesetz betrelTend rtas Urheberrecht nach dem Wortlaut des 
Kapitels 62 der Revidierten Statuten von 1886. 

Abgekürzter Titel. 



ErUaterangon. 

2. Im gegeDw&rtieen Gesetz soll, aofeni der Zusamineiih&ng nicht eine 
luiderc Aiul^iing er^rdert, s) der Ausdruck „MiiJater" den Ackerbau- 
Minister bezcichaen, b) der Anedrock .Hinisteriam' du Ackerb&a-HiniBtertnm 
bezeichnea, c) der Ausdruck gesetzliche Vertreter* die Erbeo, Testaments* 
Vollstrecker, Verwalter nnd Rechtsiahaber oder alle andereo gesetzlichen 
Vertreter bezeichnen. 

Urhoberrechts-BegiBter. 

3, Der Ackerbau-Minister sdU auf dem Ackerbau -Mi uisterium .Urhcber- 
rechta-Begister" benannte Bllclior fflhren lassen, in denen die Eigentümer 
Ton litterarischen, wisse uschuft liehen oder künstlerischen Werken oder Er- 
zeugnissen dieselben gemil.is den Vestiminaugen des gegenwirtigcn Qes«tzes 
eintragen lassen künnen. 

Vom Gegenstand des Urheberrechts und tod den sn 
bcobachteadcn Förmlichkeiten. 

i. Jede in Canada oder einem beliebigen Teil der britischen Besitinngen 
wohnhafte Person oder Jeder Bürger eines Landes, das mit dem Vereinigten 
Königreich einen internationalen Vertrag betreffend das litterarisebe und 
künstlerische Elgentam abgeschlossen hat, sqH, wenn er der Urheber eine« 
Bnchea, einer Karte oder einer musikalischen Komposition oder eines Original- 
werkea der Malerei, der Zeichenkunst, der Standbild- and plastischen Kunst 
oder der Photographie oder, wenn er ebe Abbildung oder einen Stich er- 
sonnen, ^zeichnet, radiert oder gestochen hat, oder wenn er solche nach 
seinem eigenen Entwurf stechen, radieren oder aosfBhren lässt, ebenso wie 
seine gesetilichen Vertreter, w&hrend achtnndzwanzig Jahren von der Ein- 
tragung des Urheberrechts in der hiemach vorgeschriebenen Weise an ge- 
rechnet allein und ausschliesslicli die Befognie n&d das Becht geniessen, 
diese« litterarische, wissenschaftliche oder kUns tierische Werk oder Erzeugnis 
gana oder teilweise zu drncken, oenzudmcken, zn veröffentlichen, zu ver- 
TieUIlttgen und zn verkaufen und zu gestatten, das» ('übersetz nngea seines 
litterarischea Werkes aus einer Sprache in undere Sprachen gedruckt oder 
neogedmckt und verkauft werden. 

5. Bas Urheberrecht kann unter der Beilingnn^ bewilligt werden, dass 
diese litterari sehen, wissenschaftlichen ober kflnstleriMben Werke in Canada 
gedruckt und veröffentlicht oder neugedrockt und neuverOffcntlicht werden 
oder hinsichtlich Kunstwerken, dass sie in Canada hervorgebracht oder ver- 
vielfältigt werden, ob sie nnn znm ersten Mal so veröffentlicht oder hervor- 
gebracht werden oder ob dies gleichzeitig mit der anderwärts erfolgten 
Veröffentlichung oder Hervor bringung oder nach letzterer erfolge; in keinem 
Fall soll aber der ausschliessliche Bechtsschutz in Canada in Kraft bleiben, 
nachdem er anderwärts erloschen ist: 

>- Kein unmoralisches, ausgelassenes, irreligiöses, verrttterisohes oder 
aafrflhreriaches litterariscbes, wisaenscbaftlicbes oder kAnstlerischn Weil( 
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9S Tünafltt. 

»oll ilen ge.iPtzmKssigeii ricgiuiatnii«) ilörnrtiKer KinlrA<;ani; oAer derartli^ 
Prheberr^fihta an? m neben. 

C, Die Werke, fQr welche d«.s Urheberrecht im VerelniKten KBoigTeicli 
iK^H-illigt wurde niid dasolbsl besteht, aber nicht in Canadn kraft eines Üe- 
set/ea den Parlaments 'von Canndn, der nc<!etzgc1)nng der frnbcren Provinz 
C'anada oder einer QoselEgebung Irgendwelcher jetxt zq Cannda f^ehOreDdcn 
Provinz erworben wardo oder liosteht, kDnncn, wenn nie in Canada E^edmrkl 
und TerOff entlieht oder nengedrnckt nnd ncuTernffeDtllcbt werden, den 
Gegenstand eines Urheberrechts anf Grund des ijeKCnwilrtigen fünsetzes ans- 
machen; es soll jedoch keine BeBtimmung dos gei^nwfirtlgen Oesetie» dafOr 
gehalten werden, als ob sie die Etnfnhr aus iIdih Vereinigten Kenisreich 
von Exemplaren irgend eines dieser dnsclbst gcsetzmiissig gedmckten Wnrln- 
nnteraage: 

'■ Wenn ein derartiges geschütztes Werk nach seiner im Vereinigte! 
Königreich erfolgten Vera ffentl ich ung neugedrnckt wird, kann jeder, der vor 
der Einschreibnag dieses Werkes in den Urheberrecbts-Bisgistern ansländische 
Neudrucke desselben eingeführt bat, über diese Xendrnckc durch VerkniiF 
oder anderweitig verfügen; in solchem Fall soll ihm jedoch die Verpflichtuni:, 
die Änsdehnnog nnd Bichtigkcit dos OeschSftes nachzuweisen, obü^^en. 

7. Ein litterarisches Werk, welches man in Gestalt einer Broscbüre oder 
eines Buches zu veröffentlichen beabsichtigt, das mau aber zaerst artikel- 
weise in einer Zeitung oder periodischen Vernffentlichnng erscheinen lässt, 
kann anf Grund des gegenwärtigen Gesetzes wahrend dieser vorlänftgen 
Veröffentlichung eingetragen werden, vorausgesetzt dass man den Titel dps 
Manuskripts mit einer kurzen Darlegung des Inhalts des Werkes beim 
Ministerium hinterlegt, nnd unter der Bedingung, dass jedem der so ver- 
öffentlichten Artikel folgende Worte vorausgehen: (Begisterod in accordance 
with the Copyright Act" (^Eingetragen in CFemfissheit des Urheberrechts- 
Gcsetzes'); das Werk unterliegt aber, sobald es in Gestalt emei Baches 
oder einer Broschüre erscheint, auch den sonstigen Vorschriften des gegen- 
wfirtigen Gesetzes. 

8. Hiasichtlich 
dieses Buch im Nai 
entweder zu Gunsten des letzteren oder des ungenannten Urhebers. 

9. Niemand soll die Rechtswohlthat des gegenwärtigen Oesetsea ge- 
niossen, wenn er nicht zwei*) Exemplare des Buches, der Landkarte, See- 
karte, musikalischen Komposition, Photographie, Abbildung des Holuchoittes 
oder Stiches anf dem Ministerium hinterlegt hat, oder, im Falle von Malereien, 
Zeichnungen, Werken der Standbild- oder plastischen Kunst, wenn er nicfat 
eine handschriftliche Beschreibung solcher Kunstwerke geliefert hat; und 
der Minister soll das Urheberrecht an diesen Werken hi einem hierzu be- 
stimmten Begister in der von ihm angenommenen Weise oder nach den Be- 
stimmungen der Vorschriften und Formulare, die b Oemässheit dieses Ge- 
setzes von Zeit zu Zeit festgestellt werden, ohne Verzug eintragen lassen. 

10. Der Minister soll das eine der beiden**) Exemplare solchen Bncbes, 
solcher Landkarte, Seekarte, musikalischen Komposition, Photographie, Ab- 
bildung, soleben Holzschnittes oder Stiches in der Bibliothek des Parlament« 
von Canada hinterlegen lassen***). 

11. Es soll nicht erforderlich sein, ein gedrucktes Exemplar der zweiten 
oder einer spateren Auflage eines Buches abtuliefern, ausser wenn dieselbe 
sehr wichtige Änderungen oder Zusätze enthHlt. 

>) Unrch du A.b&ndeningageMU roni Si. JuU 18W> Ruf diel »^lemplur erhShi. 
**) Durcb du AblndtrnngaeeMU iim Ü. Jnit IBSG uif drei Eumplare erbSht. 
*>*j und sin cweitM Im Brillth Hiuenm (gsmUM AModeiungagafeM Tom tl. JoU tSMj. 
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12. Nienund xoll die Bechtswnhlthat dieses Ucsetzeg geuiesiien, woua 
pr nicht das ihm zngMicherte Urheberrecht hekanntmMht, und iwar, iodem 
er, wenn es sieh um ein Bach handelt, in den Exemplaren jeder wahrend 
der D*ner seines Pririleginme verfiffentlichtan Anfi^ ».ut der TiteUoite 
oder der dan^sF folgenden Seite die uMiiistehenden Worte einschaltet, — 
oder, wenn es sich um eine Karte, eine mDBikalische Eompoiition, eine Ab- 
hitdnng, einen Holzschnitt, einen Stich oder nm eine Photographie lisndelt, 
indem er sie anf der Vorderseite dieser Ofigenstände, — oder, wodb es sieh 
um einen Band Landkarteo, SeektutCQ, Mns^licn, Stiche oder Photographien 
handelt, selbige an( der Titelseite oder dem Frontiapie anfdnicken l&est: 
.Rntered according to Act of the Parliament of Canada, in the jettr .... 
b; A. B. at the Bepartmrat ot Agrlcnltnre" (, Eingetragen gemäss dem ()e- 

aetz des Parlaments Ton Canada, im Jahre , von A. B„ ant dem Adierbau- 

Ministerinm'}; hinsichtlich Malereien, Zeichnnugen, Werken der Standbild- 
nnd plastiaehen Ennst soll jedoch die auf seinem Werk angebrachte unter- 
sehiift des Eüoetlere als ein genügendes Sigentoms-Keunzeiehen betraoktet 

18. Vor der Veröffentlich ang oder Wieder rerCffentlichnng eines littera- 
riBcheii, wissenschaftlichen oder ktlnstlerischen Werkes in Canada kftnnen 
der Urheber oder seine gesetzlichen Vertreter ein vorlftaflg geltendes Vi- 
heberrecht an demselben erlangen, indem sie aaf dem Mioisteriam eine Kopie 
des Titels oder eine Bezeichnung des Workps, das sie in Canada zu ver- 
ntFentUehen oder wtederzuTCTOffentlichen beateichtigen , hinterlegen; nnd 
dieser Titel oder diese Bezeichnung soll in einem proTlsorischen TTrfaeber- 
Techts-B«gister beim Ministerinm eingeschrieben werden, um dem Urheber 
oder seinen gesetzlichen Vertretern, die durch das gegenwärtige Gesetz zu- 
erkannten ausschliesslichen Bechte zu eichern, ehe die Veröffentlichung oder 
WiedervcrOffentlichnng des Werkes in Canada erfolgt ist; diese rorl&nfig 
geltende Eintragung soll jedoch nicht ISnger als einen Honat von dem Zeit- 
punkt der anderwlrts geschehenen Original -Veröffentlichung an dauern, 
iDDerhalb welches Zeitraumes das Werk in Canada gedruckt oder neogedmckt 
and TerCffentUcht sein soll: 

■- In jedem auf Grund dieses Qesetzes erfolgenden Fall vorl&nflg geltender 
Eintragung sollen der Urheber oder seine gesetzlichen Vertreter Terpftiehtet 
»ein, die Bekanntmachung dieser Eintragung einmal in der Canada Oazette 
einiilckBn zu lassen. 

14. Das Eintragungsgesuch eines proTisorischen . Urheberrechts, eines 
zeitweiligen T'rheberrechts oder eines Urheberrechts kann im Namen des 
L'riiebers oder seiner gesetzlichen Vertreter von jeder Person bewirkt werden, 
der Vertreter derselben za sein angiebt; und jeder durch eine betrtkgerlsche 
oder irrtftmliche Annahme solcher Vollmacht verursachte Schaden soll rar 
jedem zustfindigcu Gerichtshof bei treibbar sein. 

Obertragungcn und Erneuerungen des Urheberrechts. 
ID. Die Befugnis eines Urhebers eines litterariscben, wissenschaftlichen 
oder künstlerischen Werkes, ein Urheberrecht lu erlangen, nnd das Urheber- 
recht, sobald es erlangt ist, sollen eanz oder teilwolse rermitteist einer doppelt 
nusgestellteu handschrifclicbon Urkunde rechtlich Übertragbar sein, worOber 
eine Eintragung auf dem Ministerium bei Einliefernng 1)eider Duplikate und 
Zahlung der nachstehend crn-ähnten Gebühr stattfinden soll: 

*■ Das eine der Duplikate soll auf dem Ministerinm behalten und das 
andere mit einer Eintragnngs-Bescheinigung der Person znritckgegeben werden, 
welche es hinterlegt bat. 

16. Wenn der Urheber eines litterarischen , wissenschaftlkben oder 
ktknstlerischen Werkes oder Erzeugnisses, das den Gegenstand eines Urheber- 
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rachU bililea kann, dtti^sellve Tür eine nnilern Person ansgcfllhrt «An AtsBelho 
«iner an<tercii Persfin eegen anßpmessene Entscliädigung verkauft btl. snll 
dieser Urheber nicht herechtisjt sei», das Eigontnin eines demrligen Urheber- 
rechts, das darcb besagen Vcrtme: virtui.')! naf den Kitufer Übertragen ist, 
zu erlangen oder zu Ijehalten; nnil der Kilufcr knuii dieses Vorreoht benutzen. 
wenn nicht ein Vorbehalt desselben ansürllcklicli Ton dem Urheber lulor 
EUnatler in einer vorxchriftsmäasig auggefillirten Urkunde gemacht isL 

17. Wenn beim Ablauf der besagten Frist von auhluud;!WUizig Jahren 
der Urhel»er oder einer der Urheber (wenn das Werk nrsprOnglich von mehr 
ala einer Person hervorgebracht wurde) nonb am Leben ist oder wenn er 
verstorben ist und eine Witwe oder ein oder mehrere überlebende Kinder 
hinterlassen hat, seil dasselbe alleinige und aoascliliexsliche Recht, bez. .sulclu- 
Befagnis diesem Urheber oder diesen Urhebern bei Lebzeiten oder, wenn 
veratorben, der betreffenden Witwe und dem Kind oder den Kindern, je nach 
dem vorliegenden Fall, für den weiteren Zeitraam von vierzehn Jahren fort- 
geaet/t werden; in solchem Fall mnas aber der Titel des gesicherten Werkes 
innerhalb eines Jahres nach dem Ablauf der Frist von 28 Jahren ein zweites 
Mal eingetragen werden; and alle anderen Vorschriften, deren Beobachtnng 
hinaichtlich des urspranglichen Urheberrechts in diesem Oeaeti verlangt wird, 
sollen in Bezug auf die Emeuemug dieses Bechta orfüllt werden. 

18. In allen Fällen der Erneneraug des Urheberrftchts anf Grund dieaes 
Qesetzcs soll der Urheber oder Eigentümer innerhalb zwei Monaten von dem 
Zeitpunkt dieser Bmeaerung an eine Bekanntmachung dieser Elatrsgnng 
einmal in der Oanada Qazettc verOffentUchen lassen. 

Widerstreitende Becbtansprüche in UrheberrechtssBchen. 

19. Im Falle eine Person die Eintragung eines Urheberrechts an einem 
auf den Namen einer anderen Person schon eingetragenen litterariachen, 
wissenschaftlicheu oder künstlerischen Werk als ihm ^ehCng nachsncht, odrr 
in dem Fall von gleichzeitig gemachten, widerstreitenden Gesuchen oder 
eines von einer anderen als der als Eigentümer des Bechta eingetragenen 
Person gemachten Gesuchs anf Nichtigkeits- Erklärung eines eingetragenen 
Urheberrechts soll der Minister den Nachsuchenden erSifnen, daas es an- 
gebracht ist, die Frage vor einen zuständigen Gerichtshof zu bringen; und 
es soll zu keiner Verfügung seitens des Ministers hinsichtlich dieser Oeencbe 
geschritten werden, bis ihm ein Urteil vorgelegt wird, welchea dos Urheber- 
recht als wohlbegrändet oder für ungflltig erklftrt oder irgend eine sonatige 
Entscheidung trifft: 

»■ Der Minister soll alsdann die Eintragung, die NichUgkeits-Erkltrang 
oder die Erteilnng des besagten Bechtes gemäss dieser Entscheidung be- 
wirken. 

Von der Verletzung des Urheberrechts. 

20. Wer eine Handschrift, die in Conada oder uiderwärts noch nicht 
gedruckt wurde, druckt oder veröffentlicht, ilrucken oder veröffentlichen 
l&sst, ohne vorher die Ermächtigung des Urhebers oder des gesetzrallssigeu 
Eigentümers desselben erlangt zu haben, soll dem Urheber oder Kigentümor 
fftr allen dnrch solche Verüffontliehung verursachten Schaden haftbar sein, 
welcher letztere vor jedem zuständigen Gerichtshof beitreibbar sein soll. 

Neudruck- und Einfuhr-Genehmigungen. 

21. Wenn ein in Canada geschütztes Werk vergriffen sein sollte, kann jeder- 
mann Klage beim Minister einbringen, der nach ihm gentlgend erscheinender 
Feststellung des Sachverhalts dem Eigentümer des Urhenenechts Kenntnis 
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TOD der Klage and iler friiglichea ThalHachc neben sni); niid wenn der 
Ei^atilnicr dem in einer ausreir.headen Frist nicht Abgelirillen bnt. kann der 
UiDUter jedermann die Oenehmigung gewiibren, eine ncnc AuflitK^ ^u rec- 
üffeutlichen oder dan Work einznflibren, hei trelchi^r GenebmiKoriK derselbe 
Jie AQuhl der Exemplare und die dem F.igcntUmeT des L'rhsberrechM für 
jedF^ deiselben zn »fthlendc Ahgnhe besonders zu be^iiclmcn hat. 

(icbithren. 

22. Die folgenden Oobitbren sollen dem Hbiatoc gezahlt werden, ehe 
fln (iesnoh for irgend eines der in diesem Gesetz erwühnten Zwecke an- 
ftMommen wird, nSinlicIi: 

Für die Eintragung eines L'rJicberrcchts $ 1. — 

, , , , Torläuf. gltltig. Urheberrechts „ —.50 

• ■ ■ « zeitweiligen , , — ,50 

, , , einer Übertragung , 1,— 

, eine beglaubigte Anafertignng einer Giatiagaiig . , —^0 
s die Binttagnng der Entscheidung eines Qerichts- 

hofes, für jede Fulioseite , —.50 

Ftlr amtliche Ausfertigungen von nicht vorstehend erwähnteu Urkunden 
sollen die folguidcn Kosten berechnet werden: 

Fftr jede einzelne oder erste Folioseite beglaubigter 

AosfertiguBg $ —.50 

Far jede folgenden hundert WOrter , —.25 

2- Die Zahlung dieser Gebühren deckt alle auf Ornnd des gegenw^tigen 
(lesetzes tod dem Hinister oder irgend einer ron ihm angestellten Person 
geleisteten Dienste: 

3' Alle auf Grand des gegenwärtigen Gesetzes erhobenen Geblthren 
sollen dem I^nanzminister und Übereinnehmer flberwiescn and dem kon- 
solidierten Einkommen-Fonds Cnoadas znerteilt wordeu: 

*■ Niemand aoU von der Zahlung irgend welcher Gebühren oder Kosten 
befreit sein, die fur die ihm infolge seines Gesuchs auf Grund des gegen- 
wKiligen Gesetzes geleisteten Dienste zn zahlen sind; und keine Oebflhr soll 
itemjenigen znrnckerstattet werdeu, der sie bezahlt hat. 

Allgemeine Bestimmnngea. 

23. Das gegenwärtige Gesetz tastet in keiner Weise das Recht an, 
welches jedem zusteht, einen Gegenstand oder ein Stück irgend welcher Art 
darznstellen, ungeachtet dass ein Eigentumsrecht an einer anderen Dar- 
atellnng desselben Oegenstuidcs oder Stttckes bestehen kann. 

2i. Es ist erlanbt, im Ausland veröffentlichte Zeitungen und Zeit- 
schriften, die neben den ansländischen Originalschriften Teile von Werken 
L'Btbalten, an denen ein Eigentumsrecht britischen Ursprungs besteht, in 
Canoda einzuführen, wenn diese Auszüge mit der Zustimmung des Urhebers 
oder seiner gesetzlichen Vertreter oder gcmllBs dem Gesetz des Landes, in 
welchem dieses Eigentumsrecht besteht, vervielfftltigt wurden. 

26. Die Irrtttmer, welche sicli in die Abfassung oder die Ausfertigung 
irgend einer von einem Beamten oder Angestellten des Ministeriums au^ 
genonuneaon Urkunde eiugescli liehen haben kUnnten, sollen nicht als Nichtig- 
keitsgmnd für eine solche Urkunde angeschen werden; wenn sie aber entdeckt 
werdm, kOunen sie auf Ermächtigung des Ministers verbessert werden. 

26. Die Ansfertigunsen oder beglaubigtes Auszüge, welche dos Ministe- 
tinB anssteUt, werden onne weiteren Nachweis und ohne die Beibringnng 
der Odginüe als beweiskräftig angesehen. 
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26 CtaaAt. 

27. Der IClniiter kknn Torbehaltlich der Oeaehmigaiig; dn OonrernemenU- 
r&ti Hiebe Vorachriften uod Verfttgaagen erlassen nnd solche FormoU're fest> 
■etxon, die ibm für die Zwecke dieses Uesctzes nützlich nnd angemeasen er- 
Hclielnua; die»« ffedrackt fSr deo Oebranch des Poblikams verbreitet«]) Vei- 
faguagen und Formulare sollen als den Zwecken des Oeactzes entsprecheBd 
erKbtet werden; und alle vom t[inbt«r ansgobendeo und Ton Ibin n- 
gt-lnsienon Urknadt^n werden, soweit es sich am amtliche Vemchtiiiigen in 
UemMsbelt des gegenwärtigen Oesi-tzes handelt, als giltig angesehen. 
Übertretungen und Strafen. 

iS. Jodi'r, der wissentlich «ine. falsche Einschreibung in einem der Tor- 
»rw&hnten Register TontnatalteC oder veranstalten lästt, oder der wissentlicb 
eine (irkunde, die fftlachUcb die Austcrtignngsart einer Einschreibang in die 
bMogtni Register besitzt, »ia Beweismittet beibringt oder vorlegon Usst, 
ist (Jiies Vergehens schuldig und seil dcmgemäsa bestraft werden. 

29. Wer betrüglioherweise die Eigenschaft als vom Urheber oder seina 
gesDtKilohon Vertretern ermächtigter Agent annimmt, um die Eintragung 
eines ■eitwelligoQ Urhibi'rrochts, eines vorl&nfig giltigen CrheJMrrechta oder 
des t'rhoberrecbl« lu erlangen, ist eines Vergehens schuldig nnd wird de*- 
gemBsa bestraft. 

80. Wer nach der Torl&oflg gültigen, gem&sB dem gegenwärtigen 0«seti 
und während der oben lestgescizten Frist TOrgenonunenen Eintragung des 
Titels eines Buches oder nacbdcm das L'rheberreclit gesickert wurde und 
während des Zeitraums oder der Zeitränmc seiner Daner — irgend eii 
Exemplar oder ii^end eine Übersetiang besagten Buches druckt, veröffent- 
licht, ueudrackt oder neuverliffentlicht oder einfiihrt oder drucken, ver- 
üifentliofeen oder einführen ISsst, ohne vorher durch Abtretung die Zn- 
slinimnng der Person, welche gesetslich Eigentumsrecht an diesem Buch 
hat, besessen nnd erlangt au haben, — oder der ohne diese Zustimmung 
ii^ond ein Exemplar des Weites mit Wissen, dass es dergestalt ohne diese 
Zustimmung gedruckt odei eingerührt wurde, verSffenttii^t, verkauft oder 
■um Verkauf ausstellt oder veroffenilicfaen, Terkaufen oder zum Verkauf aus- 
stellen lissl, — Terfllltt der Beschlagnahme jtiles derartigen Exemplars zu 
Ounstea der Person, welche dann das Eigen tumsn.'cht besitzt, und soll 
attssaidem für jedes im Widerspruch mit gegenwirtigem Gesetz ia seinen 
Bi'iiU gefundene, sei w im Druck befindliche oder g«&nckte. veröffentlichte, 
eingenuirt« oder lutt Vorkaut ausgestellte Exemplar diejenige Oeldbnsse 
Ton Utchsteaa einem Dollar und mindeeteas aeha Cts. laUen, weleke der 
fierichtshof bestimmen wird; and die Anwendang d» Beachlignakine oder 
(Üe Erkebnag der (.leldbnss« kann vor jedem rastäadigea Geiidtshuf ver- 
folgt werden; aad eiae Hälfte der Oeldbass« soU lhr«r Majestät zafallea, 
am fMr die Offentliehen Bitdarfitiss« Oaaadas bi-naut n wwd^ aad die 
ander« Hälfte steht d«n ges«UBUbeigva EigeatAmer des Uihstomchts sn. 

81. ^^'»r nach der Eiattagnag einer Malerei, eiMr ZüdMsng, eines 
Standbildes oder «äderen EnastwerCes and wähi^Ml der tereh das gegen- 
wütige ^>iie«» ftMgwMnea Frist oder FristM anf irgend wnkte Weise 
dii-svs Wt'rk ohn» die Zastiumnag des Bg«ntüaen 4es Cr he fcs ii e ch t» gaai 
oder teilweise nrvi«lltltigt «der irg^ weiek» TMvislßltigVHf «d^ Kopie 
desaelbon ganz oder («ilweiw aast'ükren oitn nrknnfi» Ust, vieafillt an 
•.ianstea des Eigvattsaws der BeKUagwkme d« Platte edn dw PUtta, 
vwmiitelsi welch» die VwTielfittig«ag aasg^tttkrt wvrde. nnd nlW Exem- 
plar« itieeer Voni«Uättigttng nnd soll ansserdem fftr jedes ia Wahn niiaili 
mit gegenwärtigen Ueseta vvtdfrntUckte oder mm % erknnf anogMellte 
Exemplar dieser %~erviel&itigang diejenige Gebtknsse vew hsekstems einen 
LWlUr inil Dtindssteft» nelu Cts. zakton. weiek» der ■f-rrti-htthtf kniliiimin 
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winl; die Anwendung der Beaclilftgaahmc oder die Brliebung der Ocldbusse 
kann vor jedem zuatändigen Gericbt<(hof verfolgt werden; cino HlÜfte der 
(teldbnssc soll Ihrer Hajegtüt zufallen, iiin för die DITeotlichan BedUrfnigse 
i':inftdas )iennt7( in n-erden, nnd die ändert- HKlfle steht dem gesctztnKsüigen 
KiKentftninr des l^rfaelierrecbts za. 

32. Wer nach rter gcmHsa dem gegenwärtigen Oeietü und wShrend 
JcT dnrcli seine Bcstimmnngcii festgosetttten Frist eder Fristen erfolgten 
ßintragong einer Abbildung, eines Holzacbnittcs oder Stichs, einer Land- 
karte, Seekarte, mnaikaliMlieii Komposition oder Photographie ohne jede 
Abweichung oder mit einiger in der Absicht der Öesetzumffchang lun baupt- 
^Michen Entwarf TOrgonommenen Abänderung, Hinzafiigung oder Weg- 
l&s^ang, die licsagtc Landkarte, Seekarte, masikaiiache KoinpositioQ, Ab- 
liildang, den Holzschnitt oder ijtich oder irgond einen Teil davon sticht, 
radiert oder ansEithrt, verkauft oder nachmaoht oder stechen, radieren oder 
uachinaehen, herstellen oder verkaufen lüsst, — oder druckt, neodruckt 
wier zum Verkauf einführt oder so drncken oder neadrucken oder zum 
\' erkauf einführen tässt, ohne vorher die Zuxtiiumsng dea EigcotltmerB des 
L'rlieberrechtB betretFendeu Werkes, wie vorerwähnt, erlangt zn haben, — 
iHlcr der mit Wissen, dasi es ohne solche Zustimmung so neugedmckt, ge- 
ilrucbt oder eingefOurt ist, irgend ein Exemplar solcher Landkarte, Seekarte, 
mntikalischer Komposition, solchen Sticlies, Holzsclmittes, solcher Photo- 
Ipiaphie oder Abbildung ohne solche Zustimmung, wie TorerwBhnt, verSfFent- 
licht, verkaaft oder aum Verkauf ausstellt oder in irgend welcher Weise 
dsrttber verfügt, geht zu Qunsten des EigentDiners des Urheberrechts an 
dem Werk, der Platte oder den Platten, vermittelst welcher diese Land- 
karte, Seekarte, musikalische Komposition, dieser Stich, Uolzacbnitt, diese 
Photographie oder Abbildung nachgemacht wurde und ebenso jedes so, wie 
Torerwähöt, nachgemachten oder gedruckten Bogens derselben verlustig; 
imd soll ausserdem fttr jeden im Widerspruch mit gegenwärtigem Gesetz in 
jeiaem Besitz gefundenen gedruckten oder veröffentlichten oder zum Verkauf 
giestellten Bogen solcher Landkarte, musikalischen Komposition, Abbildung, 
Micben Uolsschnitts oder Stichs diejenige Oeldbusse von höchstens einem 
Dollar oder mindestens 10 Cts. verwirken, welche der üericUtshof bestimmt, 
~ welche Verwirkung vor jedem zuständigen Gerichtshof erswio^bar oder 
beitreibbar sein soll; und eine Hälfte dieser äuinme soll Ihrer Majestät zn- 
lalten, am fttr die Öffentlichen Bedürfnisse Canadas benutzt zo werden, und 
die andere Htlfte soll dem gesetzmässigen Eigentümer dieses (Trheberrei'hts 
iBsteben. 

33. Jede Person, die das Urheberrecht eines Utterarischen, wissenachaft- 
liehen oder kSnstlerischen Werkes nicht gesetzmässig erworben hat und die 
»uf lotend einem gedruckten, hervorgebrachten, vervielfältigten oder ein- 
gefttbrton Esemplar desselben anzeigt oder auf irgend einem solchen Exem- 
t\ai aufdruckt, dass dasselbe gemäss diesem Gesetz eingetragen wurde oder 
Wnrter anbringt, InhaltLch welcher das Bestehen eines darauf bezQglichen 
kanadischen Urheberrechts behauptet wird, soll einer dreihundert Dollars 
nicht überschreitenden Octdstrafe verfallen: 

*■ Jede Person, welche, nachdem sie ein Werk im Register der vor- 
liii£g galligen Urheberrechte einschreibeu Hess, untertässt, dieses Werk in 
in featgcsauten Frist zn drucken und zu Teröffentlicben oder nenzudmcken 
ud neuzuveioffentlichen, verfällt einer einhundert Dollars nicht ttber- 
Khreitaidcn Qeldbusse: 

3' Jede anf Grund dieses Artikels verwirkte Geldstrafe soll vor jedem 
iDstlndigeB Gerichtshof beitreibbar sein; eine Hälfte derselben soll 
Ihrer Majestät zufallen, um fOr die Öffentlichen IladürftiisBe Canadas benutzt 
in werden, nod die andere Hälfte steht dem Kläger zu. 
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84. Keime Klage oder Yerfolgnng wegen Eriuigang einer Oeldatrafe 
auf Orand dieses Gräetiessoli später begonnen werden, als zwei Jahre naeb 
dum Beginn der Klagen raoclie. 

Vortchriften und Formulare des Ackerbau-MinlsterrufflS betreffend 
„Das Urheberrechtagasetz". 

(Vom GonTeTDementB-Bat am 12. April 1887 gcnelimigt.) 

1. Da jede Veihandlong schriftlich geföhrt wird, ist peraOolichea Er- 
scbeinea anf dem AciterbaD-Ministeriaio nicht erfordeilicii, aasaer bei be- 
sonderer Vorladaug anf Anordnnng des Ministers oder BevoIlmächtigteD. 

2. In jedem i'all ist der Nachsuchende oder Hinterleger irgendwelclier 
Eingabe fili die Sescbaffenbeit seiner Angaben and die KachtBgfiltigkeit der 
Ton ihm oder seinem Vertreter gelieferten Urkunden TerantworiUch. 

3. Die KurrespondeiiK wird mit dem Nachsnehenden oder mit dem Ver- 
treter, der diu Eingaben dem Bttrean übergeben oder tlbersandt hat, aber 
nur mit einer Person, gefuhrt. 

4. Alle Eingaben mUssen deutlich nnd saaber auf Akteapapier ge- 
schrieben werdun, und jedea Wort derselben soll gnt leeerlich sein, damit 
keine Schwierigkeit hinsichtlich der Kenntnisnahme nnd in der Eintragong 
nnd AltBolkrift derselben entsteht. 

6. Alle Exemplare yon in Gem&sabeit der Sektion 9 des ,Urhebeirecht«- 
gueties" hinterlegten Büchern mOssen kartoniert oder in Lederband geliefert 
werden, nnd alle Exemplare hinterl^ter Karten maseen aufgezogen sein. 

6. Alle Uitteilnngen sind unter folgendem Wortlaut nn addressieren^ 
„To the Hinister of Agricnlmre (Copyright Brauch), Ottawa." 

T. Wird eine Übertragang in doppelter Anastellung gemäss Sektion 15 
des lürbeberrechtsgesetEes'' vorbereitet, ist Sorge daför zn tragen, dass 
anf der BUckseite der llrkonde ein genttgouder Banm ftir die EinschaltoDii 
der BescheinigODg gelassen werde. 

6. Hinaii^tlich nicht besondere in den folgenden Formularen vorgesehener 
Verfahren wird jede dem Itudutalten und Oeiat des (lesetEes entsprechende 
Form angenommen werden; wenn nicht entsprechend, erfolgt Bfioksendang 
behnfs Verbesserong. 

9. Ein Bxemplar des Gesetzes und der Vorschriften mit einem besonderen 
bezeichneten Abschnitt wird seitens des Bureaus als hoflicher Bescheid an 
jede Person, die eine Anfrage stellt, za senden beabsichtigt. 

10, Ein tiesaeh for die Eintragung eines Urfuberrachia soll, teenn 
ea vom Eigant&mer »gibst gestallt wird, nach folgendem Formular abge- 
fasit werden: 

To thc Minister of AgricuUure, 

(Copyright Branch), Ottawa. 

I (Marne der Person) domiciled in Canada, (Angabs von Ort und 

Prooinz) or in any part ol' the British Possessions {Angab» dea Orts) or 
being a Citizen of any Oonntr?, (Angabe des Lande») whioh has an Inter- 
national Copyright treaty with the United Kingdom (/« naoh dem vor- 
liegenden Fall) hereby declare that I am the proprietor of the (book, map, 
Chart, &c., &c., — je naoh vorliegendem Fall) called {Titel oder Name, 
je naoh vorliegendem Fall) and that the said (book, map, ftc., — je nach 
oorliegendem Fall) has been published in Oanada by (Name de» Verlegers) 

in the {Ereoheintatgsort) in the Province of ( ) and hereb; 

reqnest tbe Begistration of the aame, and for tbat purpose I herewith for- 
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irard Ihe fee required b; "The Cupyright Act", togethcr with two*) copies 
uf the (book, niap, eliart, &.e,, — je nach dem vorlügenden Fall; wenn 
der Gegtnstand eine Malerei, Bildhauer arbeit oder ein aonatigea Kunat- 
iterk tat, eine handsohriftliche Beschreibung dieses Kanstwerka). 

In testimoDj thereof, I bare ait^ed in tbe preseace of the two undei- 
sLgned witnessea at tbe place tud dato bereunder meutioued, 
(Ort und Datum.) 

[Unterschrift des Eigentümers.) 
dignatnre of tbe two witoesses. \ 

11. Ein Oesiich für die Eintragung eines Urheberrechts soll, wenn 
f» Don dem Vertreter des Eigentümers geetelll wird, nach folgendem 
Formnlar abgefasst werden: 

To the Minister of AgncDltnre, 

(Copyright Brauch) , 

Ottawa. 
Tbe undersigned, resident in the {Bezeichnung und Name von Ort 
und Prooinx des Wohnsitzes des Vertreters) beint; the Agent aDtUorized 
by (Name de» Eigentümers mit Angabe, wo in Canada oder in irgend 
einem Teil der Britischen Besitzungen mohnhaft oder, wenn er ein 
Bärger eines Landea tat, daa mit dem Vereinigten Königreich einen 
internationalen Urheberrechta- Vertrag hat; Angabe dea Landea) hercby 
ileclsre that (Name des Eigentümers) is the proprietor, of the (book, map, 
cbart, &c., &c., — je nach dem vorliegenden Fall) called (Titel oder 
N'itnie, — je nach dem vorliegenden Fall) and (bat the said (bouk, map, 
[ihart kc, — je nach dem vorliegenden Fall) has boen published in Ciiuuda 
hy (Name des Verlegers) in fbo t^Bezeichnung and Name des Eracheinunga- 
orfa) in the ProYince of (Ontano, Quebec, Nova Scotia, New Brauswick, 4c., 
— je nach dem vorliegenden Fall) and hereby reqnest the rcglstratJon 
ri[ tho same, and for thnt jinrpo-e I ijerewith torward the fee reqaired by 
The (.'opyriglit Act", togetlier with two*) eopiee of tbe (book, map, chart, 
Al',, &e., — je nach dem vorliegeailen Fall; wenn der Gegenstand eine 
Malerei, Bild bau crarbeit oder ein aunstiges Kunstwerk ist, eine hundschrifl- 
licbc Beschreibung dieses Kunstwerks). 

In testimony thereof I have signed tbia applicntion in the presence of 
ihe two nndersigned witnessca at the plncr »ml dntc licrennder mentione<l. 
(Ort nnd Datam.) 

{Unterschrift dea Vertreters dea Eigentämera.) 
^t^atarc of tlie tw<i wttnes^es. \ 
/ 

12. Ein Ijesuch für die Eintragung eines corlän/ig gültigen Ur^ 
heberreohla aoU, wenn es com Eigentümer selbst gestellt wird, nach 
fulgendeiii Forinnlar abgcfasst werden; 

To the Minister of Agricnltnre, 

(Copyright Brauch), 

Ottawa. 
I {Name der Person) douiieiled in (Angabe von Ort und Provinz 
in Canada oder, falle in irgend einem Teil der Britischen Besitzungen. 
ÄKgi^ dea Orte oder, falls Bürger eines Landea, das einen inter- 
nationalen Urheber rechts -Vertrag mit dem Vereinigten Königreich 
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hat, Angabe dea Landes — je nach dem vorliegenden FaU) hereb; 
ileclare that I am tfce proprietor of a (book, map, ehart, &c, — Je nach 
dem vorliegendem Fall) cailed {Titel oder Name, Je nach dem vor- 
liegenden Fall) for whicb I faerebj reqneet tbe privileKe ol an Interim 
Copyright, to tbe tonns of tbe Act, and toi that parpose, I faerewith forward 
tbe fee required by "The Copyrifrht Act", together with a copy of the title 
of the eaid (book, map. chart, &c., — Je nach dem vorliegenden Fall.) 
In testiraony tbereof I bave aigned, in the presence of the two nndcr- 
signed witnesses, at the place and date herennder mentioned. 
iOrt and Datum.) 

(üntersohrifi dea Eigentämera.) 
Signatnie of tbe two witnesses. \ 

18. Ein Ousucb für die Eintragung eines vorläufig gültigen Urh^ter- 
rechta soll, wenn ea von dem Vertreter dea EigentÜmera geateUt wird, 

nach folgendem Formulai obgefasst werden: 
To the Minister of Agricnlinre, 

(Copyright Braneh), 

Ottawa. 
The DUdersitrned, resident tu tbe {Angabe und Name von Ort and 
Provinz, woselbst der Agent wohnhaft i.tt) being the agent anthorized bj 
(Name des Eigentämers mit Angabe, wo in Canada oder irgend einem 
Teil der Brif. Besitsangen wohnhaft oder, wenn er ein Bärger si/tM 
Landea tat, das mit dem Vereinigten Königreich einen internalionalett 
Urheber reohta -Vertrag hat, Angabe dieses Landes) hereby declare that 
{Name dea Eigentämers) h the proprietor of tbe (book, map, ebart, 4c. 
&c., —je nach dem vorliegenden Fall) called (Titel oder Name, — je 
nach dem vorliegenden Fall) for which I herehy lequest the privilege of 
iin Interim Copyright, tu the terms of the Act, and for that purpose 1 herewitb 
forward tlie fue required by "The Copyright Act", together with a copy of 
tbe 8aid (book, map, Chart, &c., — je nach dem vorliegenden Fall), 

In teatimony tbereof I haye signed in tbe presence of the two under- 
Bigned witnesses, at the place and date herennder mentioned. 
(Ort and Datum.) 

{Unterschrift dea Vertreters dea Eigentämers.) 
Signatare of tbe two witnesses. | 

14. Ein Cesnch für die Eintragung eines zeitweiligen Urheberrechts 
!<oll, wann ea von dem Eigentümer aelbal gestellt wird, nach folgenden) 
Wortlaut abgefasst werden: 
To the Minister of Agricultnre, 

(Copyright Branch), 

Ottawa. 
I (Name der Person'^ dotniciled in (Angabe von Ort und Provinz 
in Ganada oder, falls in irgend einem Teil der Britischen Besitzungen, 
Angabe des Orta oder, falle Bürger eines Landea, das einen inler- 
nationalen Urheberrechte -Vertrag mit dem Vereinigten Königreich 
hat, Angabe des Landes, — je nach dem rorliegenden Fetll) hereby 
declare that I am the proprietor of the (book, story, noTel, Ac., &c., — j» 
nach dem vorliegenden Fall) called (Titel oder Name) which ia now 
being preliminarily pablished in separate articles in tbe (Angabe von 
Namen, Ort and Provinz der Zeitung oder Zeilschrift, ia welohar das 
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Werk im ^scheinen begriffen i»fj for which I harebj reqnest the privilege 
of « Temponuy CopjTigbt to the terms of the Act, and for that pnrpose 
I herewith forw&rd the fee reqnired by "The Copyright Act", together with 
» Short analjBis of the aaid work. 

In teatimoDj tbereof I bttve signed in tbe presence of the two nndor- 
aigned witnessea, at the place aod ante hercnnder mentioited. 
{Ort und Datum.) 

{Unteraohrift de» EigeHtSmer».) 
Signatare of the two witneaeea. t 

15. Ein Oesneh fflr die Eintragang ainea zeitweiligen Urheberrechta 
soll, wenn m von dem Vertreter dea Eigent&mere geetellt mird, nach 
foigeDdem Fononlar abgeAust werden: 
To tbe Uiniater of Agrii^ultnre, 

(Copyright Bnuich), 

Ottawa. 

Tbe nnderaigned, resident in the (Bezeiohnang and Name von Ort 
and Provinz dea Vertreters) being the Agent tiuthorized by (Ifame dee 
Eigentämere mit Angabe, wo in Canada oder in irgend einem Teil 
der Britischen Beaitzangen wohnhaft oder, wenn er ein Bürger eines 
Landes ist, das mit dem Vereinigten Königreich einen internationalen 
Urlteberreohla -Vertrag hat, Angabe dieeea Landes) bereby declare that 
(Name des üigentämera) is the proprietor of the (book, story, novel, &c„ 
*c., —Je nach dem vorliegenden Fall) calied (Titel oder Name) wbicli 
13 DOW being preliminarily pabliabed in separate articlea in the (Angabe 
pon Namen, Ort and Provinz der Zeitung oder Zeitaohrift, in welcher 
das Werk im Erscheinen begriffen ist) for which I hercoy reqneat the 
pririlege of a Temporary Copyright, to the terms of tbe Act, and for that 
pnrpose I herewitn forward tbe fee requiied by "The Copyright Act", 
togetber with a short analysis of the said work. 

In tostimony thereof, I bavc signed in presence oi tbe two nuderaigned 
witnessea at the place and date berennder mentioncd. 
(Ort und Datum.) 

(Unter aehrift des Vertretera des Eigentämera.) 
Signatare of the two witnesaes. \ 
( 

Anmerkung. Die Korrespondenz mit dem Mimsteriom wird durch 
die canadische Post nnter PortofreihPit befördert. — Dip Zustellung irgend 
«iKr Eingabe sollte stets von einem Brief begleitet sein, and ein besonderer 
firief sollte hinsichtlich jedes abgesonderten Gegenstandes geschrieben werden. 
-- Ea empfiehlt sich besonders, das Gesetz zu Bäte zn ziehen, ebe ilber 
irgend einen Gegenstand an das Uinisterium gesclirieben n'ird, nm unnfltigc 
GrUärangen nnd nutzlosen Verlast von Zeit nnd Arbeit zo Tcrmeiden. — 
Ein hinreichender Band sollte auf jeder Eingabe relassen werden, besonders 
aof Beschreibungen nnd Übertragungen fur Ah: Einschaltungen toii Nacli- 
weisnngen oder Bescheinigungen nnd für das Anbringen des Siegtils auf 
denselben. — Es muss in Erinnernog gebra::ht werden, dass, je besser die 
Eingaben ausgeführt sind, um so schneller deren Erledigung auf dem Btircan 
erfolgt nnd um so sicherer die Richtigkeit des Verfahrens gewahrleistet wird. 

Gesatz vom 18. Juli 1900, betrefend das Urheberrecht. 

1. Wenn ein Buch, hfnsiohtlicb dessen nach dem üibeberrechts- Gesetz 
ein Urheberrecht besteht, xnent rechtmässig in irgend welchem andern Teil 
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der BeBJtztiiigcii Ihrer Majustät, als in Canada TerOffentlicht worden ist, and 
wenn es nach der Überzeugung des Ackerbau -Ministers erwiesen ist, dass 
der Besitzer des so bestehenden Urheberrechte und des durch solche Ver- 
QffentlJcbiuiK erworbenen Urbeberrechts rechtmässig eine ErUabnis erteilt 
hat, in Canada mit hewej;licbeii oder andern Tjpen oder mit Stereotyp- 
Platten oder galvano plastischen Platten oder mit lithographischen Steinen 
oder durch irirend welches Verfahren zar getreuen VervietfSItignng eine zun 
Verkanf nur in Canada bestimmte Ansgahe eines solchen Bnches zu ver- 
TieliUltJgeu, kann der Minister, ungeachtet irgend welcher im Urhebeirechts- 
Gesetz enthaltenen Bestimmung, durrb Ton ihm nnterz ei ebneten Befehl, ans- 
genommen bei sobriftlicher Bewilligiuig des Inhabers der Erlaubnis, die Ein- 
fuhr nach Canada aller Exemplare eines solchen anderswo gedruckten Baches 
verbieten ; jedoch dürfen zwei solcher Ksemplare eigens fftr den Gebrauch bona 
fide irgend einer öffentlichen Preibibliotbek oder Uniyersitits- oder CoUewianis- 
Bibliothek oder fär die Bibliothek irgend einer Torachriftemäegig inkorporierten 
Anstalt oder Oesellachaft eingeführt werden. 

2. Der Ackerbau-Minister kann zu jeder Zeit in gloieherweiae durch 
Ton ihm unterzeichneten Befehl ein solches Verbot der Einfuhr aufheben oder 
widerrufen, wenn es nuch seiner Überzeugung erwiesen ist, n) dass die Er- 
laubnis znr VerviclftltiguDg in Canada abgelaufen oder erloschen ist, b) dass 
die anBemessRiie Nachfrage nach dem Buch in Canada ohne Einfuhr nicht 
binreidicnd befriedigt vrird, c) dass das Bneh unter Berflcksicbtigang der 
nach demselben in Canada bestehenden Nachfrage nicht angemefsun gedruckt 
oder veröffentlicht ist, d) da?a irgend welche andere Sachlage besteht, wegen 
deren es nicht dem öffentlichen Interesse entspricht, die Einfuhr weiter m 
verbieten. 

8. Za jeder Zeit, nachdem die Einfuhr uijies Buches nach Sektion I 
dieses Gesetzes verboten worden ist, kann jeder in Canada Ansässige oder 
dort Befind liebe direkt oder dnrcb einen Buchhändler oder andern Vermittler 
bei der zur VervielßltigQng eines solchen Buches ermächtigten Person um 
ein Exemplar jeder Ausgabe eines derartigen im Vereinigten Königreiche 
oder in irgend einem andern Teil der Besitzungen Ibrcr Majestät im Handel 
befindlichen und angemessen erh&ltlichcn Buches nachsncbcn, und es soll 
alsdann die Verpflicbtnng der sc ermächtigten Person sein, so schnell, als 
dies billigerweise geschehen kann, ein solches Exemplar für die darum nach- 
suchende Person zu importiren und ihr dasselbe zu dem in dem Vereinigten 
Königreich oder in einem andtiren Teil der Besitzungen Ihrer Majestät ge- 
bräuchlichen Kaufpreise zuzüglich der Zoll- und angemessenen Tranaport- 
kosteu zu verkaufen; die ohne rechtittitSHige Entschuldigung seitens der so 
oriu&chtigten Person erfolgende Unterlassung oder Verabsäumung, ein solches 
Exemplar innerhalb einer angemessenen Zeit zu liefern, soll ein Qrand sein, 
wegen dessen der Minister, wenn er es fttr angebracht ansieht, daa Veitot 
der Einfahr aufheben oder widerrufen kann. 

4. Der Minister soll das Zolldepartement sofort von jeder durch Ihn 
UKcb diesem Gesetz erlassenen Verfügung in Kenntnis setzen. 

, 5. Alle im Widerspruch mit diesem Gesetz eingeführten Bticher künnen 
von jedem Zollbeamten beschlagnahmt werden und sollen der Krone verfallen 
und vernichtet werden; und jede Person, welche irgend ein Bnch im WJder- 
spruch mit diesem Gesetze einführt oder dessen Einfuhr veranlasst oder 
zuläflst, soll für jede Übertretung nach summarischer SchuldigerkDIrung einer 
100 S nicht überschreitenden Geldstrafe unterliegen. 
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Chile. 

Verfassung vom 25. Mai 1833. 

Art. 152. Jed« Antor oder ErÜnder besitst das aiiBSchlieBsliche Eigea- 
tum an seiner Erfindnng oder seinem Werke wAhrepd der Ihm gesstztich 
ein geräumten Frist; wenn das Ocsetz die VerUffeatlichung Terlangte, so soll 
der Erfinder dementsprechend entschädigt werden. 

Gesetz vom 24. Juli 1834 betreffend das litterarlsche ^gentum. 

Art, 1. Die Urheber Jeder Art von Schriftwerken odor musikalischen 
Kompositionen, Werken der Mftlerei, der zeictmenden Kunst oder der Bild- 
iiaaerei und itberhanpt diejenigen, denen der erste Entwurf eines Werkes 
der Litteratar oder der schünen WissenBChafteD gebOrt, haben w&hrend ihrer 
Lebeaadnuer das ansschliessliche Becht, ihre vermittelst des Buch- oder 
Steindracks, des Abformens oder jedes Anderen lur Wiedergthe oder Ver- 
neUältigODg bestimmten Verfahrens teprodoKierten Werke in Chile zn Ter- 
kaafen oder verteilen zn lassen. 

Art. 2. Ihre testamentarischen und Intestat-Erben geniessen dasselbe 
Recht während fünf Jahren, welche Zcitdaner anf zehn Jahre verlängert 
werden kum, wenn es die Bogieroag fOr geeignet erachtet; sofern aber die 
Erbfolge anf den Fiskas übergeht, verf&llt das Werk dem Oemeingnt. 

Art. 3. Die Urheber nnd ihre Erben können ihre Beeilte einer beliebigen 
Person abtreten. 

Art. 4. Der Eigentümer des Manuskripts eines pastJinmt'n Werkes ge- 
nicsst sein aasschlicssliches Eigentumsrecht während einer nicht verl&ngsr- 
baren Dnaer von zehn Jahren; diese Frist läuft von der von dem Werke 
hergestellten ersten Ausgabe an und unter der Voran ssetinng, dass das 
Werk für sich veröffentlicht sei und nicht in einer Ausgabe, welche gleich- 
falls die zn Lebzeiten des Urhebers verDfTentlichten Schriften nmfasst. In 
dem letzteren Fall erfährt dae posthutiie Werk dieselbe Behandlung, wie 
diese Schriften. 

Art. 6. Der Besitzer eines posthnraen Manuskripts, das Verbesserungen 
an den Werk eines Urhebers, welches zu Lebzeiten desselben veröffentlicht 
wurde, enthBlt, geniesst sein Eigentnmsrecht wUrend einer nicht verlUngcr- 
barcn Dauer von zehn Jnliren, vorausgesetzt dass er besätes Hannsbipt 
dem ordentlichen Gericht in dem Jahre vorlegt, welches auf den Tod des 
Urhebers folgt und diiss er nachweist, dass dieses Mannskript auch vob dem* 
selben herrBhrt. 

Art. 6. Die Ausländer, welche ihre Werke in Chile verötf entlichen, ge- 
niessen dieselben Bcchte, wie die Inifinder, und wenn sie in Chile eine neue 
Ausgabe von schon in andern Lündem verflftentlichteu Werken erscheinen 
lassen, geniessen sie gleichartige Rechte wülirnnrt einer Daner von Kehn , 
-fahre.n. 

Art. 7. Die Theaterstücke geniossen ausserdem das Privilegium, in 
keinem Theater Chiles sufgefülirt werden 7.u dürfen, ohne schriftÜehe Er- 
mäcfatignng des Urhebers oder seiner Erben, und zwar während der Lebens- 
dancr des crsteren nnd, vom Tode desselben un gerechnet, während der fünf 
den letzteren gewährten Jahre. 

Art. 8. Wenn ein Werk seitens i'iiicr durch eine Vereinigung von 
Personen gebildeten Körperseliaft zusamin engestellt ist, so geniesst letztere 
das Eigentumsrecht des Werkes wälirend einer Dauer von vierzig Jahren, 
vom Zeitpunkt der ersten Ausgabe an gerechnet. 

G«setie Dbrr du Vrhebcrrecbl. S 
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Art. 9. Dia Übersetzer ii^nd eiiies Werkes nod deren Erben gemessen 
diceelben Becbte, wie die Urheber und deren Erber. 

Art. 10. Um in den Genuss der durcii die vorhergehenden Artikel zu- 
gestandenen Bcchte zu treten, ist es nicht erforderlich, irsend eine Urkonde 
der Begiemng zn erlangen, sondern es genügt, vorher drei Exemplare des 
Werkes auf der Öffentlichen Bibliothek in Santiago zu hinterlegen und am 
Anfnng dieses Werkes anzugeben, wem dasselbe gebürt. 

-Vrt. 11. Die Begierung kann ein anssciiliessliches PriTJlegium für eine 
Dancr, welche fünf Jahre nicht Überschreiten siill, den Personen bewilligen, 
welche interessante Werke nendrncken. vorausgesetzt dass die von letzteren 
liergestellten Ausgaben korrekt und schün sind. 

Art. 12. Wenn der Drhebor oder Verleger eines Werkes sein Privi- 
legium nicht' zu geniesscn wDnscht und sich der ErffllluDg der durch Art. 10 
vorgeschriebenen Förmlichkeiten enthalt, ist der Drucker verpfliciitet, difl in 
diesem Artikel erwähnten drei Kxemplare anf der Öffentlichen Bibliothek 
zu Santiago zu hinterlegen. 

Arr. 13. Alle Drucker sind gleichfalls verpflichtet, auf der Bibliothek 
zwei Exemplare jedes von ihnen gedruckten perindischea oder eiDteln Ter> 
öffontlicliten Rlattes zn hinterlegen, sowie ein Exemplar desselben an das 
Hinisteriuui des Innern und ein anderes an jeden Patrimonial-Gerichts-Pru* 
knratnr gelangen zu lassen. 

Art. 14, Nach Ablauf der in den vorhergehenden Artikeln erwilbnten 
Fristen verbleiben alle Werke dem Qcmeingut und jedermann iat berechtifrt, 
dieselben nach Beliehen zu benntKen. 

Art. 15. Wenn jemand das Werk anderer nachdruckt, graviert, nach- 
ahmt oder auf irgend welche Weise gegen die Bestimmungen des gefifeii- 
wärtigen Oeseizes verstusst, kann ihn die interessierte Person beim Bicbter 
anzeigen, welcher ihn summarisch gemHss den über die widerrechtliche Be- 
sitznahme des Eigentums anderer geltenden Gesetzen aburteilt. 

Strafgesetzbuch. 

Art. 471. Uit Strafe kleinerer Yeisetzung oder kleinerer Belegation iu 
ihrem geringeren Anwendnngggrad oder mit einer Gcidbuase von hundert 
bis tausend Piastern wird belegt, wer irgend eine betrügerische Eaudlung 
hinsichtlich des litte rarl sehen oder kllnstlerisrhen Eigentoms begebt. Die 
Exemplare, Maschinen oder Gegenstände, welche hetrUgerischerweise nach- 
gemacht, eingeführt oder verbreitet wurden, sollen zu Gunsten der ge- 
schüdigteu Persou beschlagnahmt werden. Dasselbe geschieht hinsichtlich 
der gravierten Platten und der zur Ansfnbnuig des Betrugs angewandten 
Vorrichtungen, im Falle dieselben nnr zur Begehung des letzteren benutzbar sind. 

Civilgesetzbuch von I855. 

Art. 684. Die Erzeugnisse des Talentes oder des Geistes sind das 
Eigentum ihrer Urheber. Dieses Eigentum wird durch besondere Gesetze 
geregelt. 

Columbien. 

Verfassung vom 5. August 1886. 

Art. 35. Das litterarische and künstlerische Eigentam wird als über- 
tragbares Eigentnm für die Lebensdauer des Urhebers und achtzig Jahro 
darüber hinaus gegen Erfüllung der gesetxUchen fQnnlicbkeiten geschützt. 
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Der gleiche Schutz irird den Ei^entAineni TOn iu Lindern spanisclier 
Sprache TerStTenttichten Werken icewflhrt, vornosgesetzt dass ilas betreffende 
Iitnd in seine Geaetz^rebnng den Grundsatz der OeKcnscitiKkeit anfgenominen 
hat; der Abschloss internationaler Verträge za diesem Zwecke ist nnnOtig. 

fiesetz vom 26. Oktober 1886 Qber das litterarisctie und . 

künstlerische Eigentum*). 

Kapitel I. Allgemeine KrkUrnn gen und Bestimmungen. 

Art. 1. Daa litterarische und künstlerischG Eigentum oder Urheberrecht 
besteht in der BefnRnis, welche die Gesetze den Crhebprn zaerkennen, ihre 

Werke während einer bestimmti'n Zeit nnd vermittelst bestimmter vor- 
gSngiger Förmlichkeiten anszonutzeD. 

Art. 2. Hinsichtlit^h der Wirkungen des Gesetzes verstebt msti uüter 
Urheber denjenigen, welcher ein Originalirerk herrorgeb rächt hat, ebenso 
■ach denjenigen, welcher ein anderes Werk nmarbeitet oder znaammeatiägt, 
der einen Auszng oder eine Oberäicht desselben veranstaltet, voraasgeiietzt 
duss er sich in diesen verschiedenen Arbeiten auf die durch die Qesetze 
und intemaiionalcD Verträge erlaubten Grenzen beschränkt. 

Art. 3. Die Vorteile des gegenwärtigen Gesetzes können von allen 
Colnmbianem, welche ihre Werke im Anstand ve raffen ttichen, selbst in einem 
linde, mit welchem kein litterarischer Vertrag besteht, bcunspmeht werden. 

Art. 4. Dem Urheber wird derjenige gleichgestellt, welcher zum ersten 
Mal em nicht im Druck herausgegebenes, uiemandem gehftriges Werk ver- 
flffentlicht. indem er sich eines llanuskriiita bedient, dessen Eigentümer er ist. 

Art. 5. Daa Eeuht am litt erarischen Eigentum genicssen auch der 
Staat, die inris tischen Kürperschaften und Personen, solange sie einen geseUs- 
niässigen Sestand haben. 

Art. 6. Hinsichtlich der Wirkungen des Gesetzes versteht man unter 
tittcrarischem oder künstlerischem Werk jedes aus einer persönlichen 
geistigen, jmaginüren oder künstlerischen Arbeit oder Bemühung hervor- 
gegangene Original-Erzeugnis. Man betrachret als ein demjenigen, der es 
bcrvorbringt, eigenes W^rk nicht nur die vollständig originalen Erzeugnisse, 
sondern auch diejenigen, deren Elemente, obgleich aus anderen Urhebern 
gezogen, mit Urteilafühlgkeit ausgewählt, in neue Gestalt gebracht und mit 
Verständnis einem mehr oder weniger allgemeinen Gebrauch angejiaast sind, 

Art. 7. Die philosophischen oder wissenschaftlichen Gedanken, Tor- 
Stellungen oder Systeme und die übrigen menschlichen Kenntnisse, abgesehen 
Ton der besonderen Gestalt, mit ivelcher der Urheber oder Künstler sie ver- 
sehen hat, machen ein privates Eigentum nicht aus und können uubehindert 
unter neuen Formen dargestellt werden. 

Art. B, Die einer praktischen Ausnutzung fühigeu, wissen seh aftli eben 
Erfindungen oder Entdeckungen machen ein Eigentum nicht aus; sie sind, 
ftemisa dem Artikel 120, § 20 der Verfassung, nur der Gegenstund eines 
Privilegiums, 

Art. 9. Jedes Geisteswerk, nachdem es durch Druck, Stich oder irgend 
ein anderes ähnliches Verfahren hervorgebracht ist, macht, und zwar nach 
Erfüllung der gesetzlichen Förmlichkeiten, ein Eigentum aus, das durcU das 
gemeine Becht ohne andere Einschränkungen, als die sich ans dem Gesetz 
ergebenden, geregelt wird. 

■) DItMa <je»li (No. 93 vom Jahrs XiHfj »urdc luixl litsett. Ko. 1^3 vom Juhcv 1S87, 
.tn.U, alt <l«m CiTlIgeutibuch elnTerleibt eikllrt. 
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Art. 10. Uos litteraiiache and kOiislbrische Eigentum gehört den Ur- 
hebern während ihres Lebens, uud nach ihrem Tode geDJeuei diejcniften, 
welche es geaetzmAssig erworben haben, dasselbe während achtzig Jahren. 

Art. 11. Das litterarische Eigentum ist deu der Presse durch Artilicl 42 
der Verfassnng auferlegten EinschränlfiingeD nntcrworfen. Bbb Recht am 
litterarischen Eigentiim ist gleichfalis durch die Cenanr begrenzt, welcher 
die Regiening gemftss den Gosetzen die dramatischen Daretellangcn aui 
Gründen Öffentlicher Moral und Nationalehre nnterweifen kann. 

Art. 12. Niemand darf ein Werk gaaz oder teilweiso ohne diu Erlaubnis 
des Urhebers verviclfftltigen. Dieses Verbot findet auf weder Toritffcntlichte, 
noch eingetragene litterariacbe oder knnstlerischc Werke Anwendung, die 
während der Öffentlichen oder privaten Vorleanng, Auffabnuig oder Aus- 
stellong stenographiert, aulgesehrieben oder kapiert worden sind. 

Art. 13. Jedermann kann unbehindert die dem Gemeingut Terfallcnea 
Werke neudracken; wenn sie aber von einem bekannten Urheber sind, darf 
man seinen Namen weder nnterdrOcken, noch Ejnschiebungen in seinen Werken 
anbringen, ohne dan angemessenen Unterschied zwischen dem Originnitoxt 
und den Änderungen oder Zusätzen des Verlegers zn bezeichnen. 

Kapitel II. Von der Cbertragung de^ litterariHchen Kigcntums. 
Gesetzliche und internationale Wirkungen. 

Art. 11. Das litterarische Eigentum ist wie jedes bewegliche Eigentum 
abertragbar. Der Urheber kann es unentgeltlich oder gegen Entgelt ab- 
treten, und die Abtretung kann eine Tollständige oder teilweise sein. Mangels 
ansdrhck lieber, das Bocht des Oessionars begreozeiider Abmachung bat dieser 
letztere das Bccht, welches dem Urheber oder seinen Erben gehört. Der 
Urheber kann gleichfalls durch eine besondere Erklärung sein Werk dem 
Gemeingut preisgeben. 

Art. 16. Im Falle der Übertragung durch Suchtshandlung unter LebGuilcn 
gehört das litterarische Eigentum den Erwerbern während des I<ebens des 
Urhebers und ausserdem während achtzig Jahren nach dem Tode desselbeo,. 
wenn er keine Not-Erben hintcrlässt. Wenn er solche binteriässt, erlisebt 
das Bccht der Erwerber fSnfnn dz wanzig Jahre nach dem Tode des Urbebcra, 
und das Eigentum geht auf die Not-Erben für einen Zeitraum von fflnfund- 
ftknfzig Jahren über. 

Art. 16. Der Cessionor erwirbt nicht das Eecht, in das Werk, welche» 
sein Eigentum wird, Änderungen oder Neugestaltungen ohne die Krlaubnia- 
des Urhebers oder, nach dem Tode des Urhebers, seiner Familie hineinzu- 
bringen. 

Art. 17. Der gegen eine vereinbarte Vergütung mit der Vorbereitung 
eines litterarischen oder künstlerischen Werkes bcnurtragte Urheber erwirbt 
kein Eigentumsrecht an demselben. Tu ähnlichem Falle gebSrt das Eigentum 
demjenigen, welcher das Werk bestellt, und derjenige, welcher es ausfahrt, 
hat nur das Eecht, die versprochene Vcrgtttong zu erhalten. 

Art.^ 18. Die VerlSngcrung der Daner des littcrariecben Eigentums- 
kommt den Urhebern, deren Privilegium am Tage der Veröffentlichung des 
gegenwärtigen Gesetzes nicht abgelaufen war, ebenso ihren Ceasionaron, 
welche sich in demselben Fall belinden, zu statten; dii; Verpflichtung der 
Eintragung desselben dauert aber für sie nicht minder fort. 

Art. 19. Die Urheber, deren Privilegium vor der Veröffentlichung des 
gegenwärtigen Gesetzes abgelaufen ist, künnen gleichfalls das Eigentum 
ihrer Werke wiedererlangen und die neuen Torteile, welche das Oosetz ge- 
währt, geniessen, indem sie die im Kapitel B voi^^eeebenen FOrmllcbkeitcn 
der Einschreibung und Hinterlegung oder nur die Einschrei bunga-FOrmlichkeitT 
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im Falle dus die Anagkbo vergriffun wäre, crfQllcn. Die Verleger, welche 
djejbesngten Werke nengedmckt haben, wahrend sie zum Qemeingat ge- 
hurten, kennen fortfahren, die si^boD gedrackten Exemplare derBelben en Ter- 
kaufeu, oDter der Bedingnng jedoch, sie nnter der Aafsicht des Urhebers 
zählen uod stempeln za laisen, nm eioo betrügerische neue Anfluge zu 

Art. 20. Die Witwe und die überlebendcD Kinder eines colambianiseben 
Urbcbers können das Eigentum seiner Werke ebenfalls mit den dnrch den 
TOrbergehenden Artikel fest (gestellten Bedingungen wiedererlangen. 

Art. 21. Jedes nicht in der gesetzlichen Frist in das Register ein- 
geschriebene Werk geht wftbrend 10 Jahren Ton dem Tage an gerechnet, 
■D welchem der Verlost des Ein sehr eibungBrecbtes eingetreten war, in das 
Öemeingnt ttber. 

Art. 22. W&hrend des Jabrcs, das auf die zehn seit demselben Tag rer- 
fioEsenen Jahre folgt, kann der Urheber oder sein Reehtsinhabcr das Eigentum 
seines Werkes wiedererlangen, indem er es in das Register einschreiben 
lisat; er kann aber den Verkanf der unbehindert wShrend des Vcrlustzeit- 
raames gedruckten Exemplare nicht verhindern. Er bat jedoch das Recht, 
die dnrcL Artikel 19, § 2 angezeigte Vorsicht smassregel za treffen. Wenn 
der Urheber diese zweite Qelegenheit nicht benutzt, rerfllllt das Werk end- 
gültig dem Qemeingat. 

Art. iä. Wenn die Werke in aufeinanderfolgenden Teilen und nicht 
aaf einmal veröffentlicht worden, laufen die dareh die vorhergehenden Artikel 
festgesetzten Fristen erst von dem Tage an, mit welchem das Werk be- 
endigt wird. 

Art. 24. Der Urheber, welcher ein Hannsfcript, deRsen Eigentum er be- 
sitzt, testamentarisch vermacht, oder der das Eigentum eines gedruckten 
Werkes genlesst, kann durch lelztwillige Verfügnng den Druck vertagen 
oder den Neudruck während achtzig Jahren verbieten. 

Art. 25. Die Urheber, welche aus Landern stammen, in denen die 
spanische Sprache gesprochen wird und deren Oesetzgebung den Colnmbianera 
das Recht am litterarischen Eigentum in den durch das gegenwärtige Gesetz 
festgestellten Qrenzen zuerkennt, gcniessen in Colnmlien, ohne daas ein 
Vertrag erforderlich iat und ohne dass ea uStig wäre, die diplomatische Ver- 
Dtittelung anzurufen, die dureh dieses Gesetz bewilligten Rechte vermOge 
einer vor dem zuständigen Rlriiter einzubringenden Privatklage. 

Art. 26. In den durch die Regierung abgeschlossenen intemaiionalen 
(.'bereintomnicn soll der Vorbehalt dos Übcrsetzungsrechtcs nicht ver- 
einbart werden dürfen, ausser wenn es sich um in fremder Sprache ge- 
schriebene und in einem Lande gedruckte Werke handelt, in welchem die 
spanische Sprache vorherrscht, wie z. B. um in lateinischer, baskischer oder 
|[ ataionisch er Sprache in Spanien gedruckte Werke, 

Kapitel III. Von der Einschreibung und den anderen gesetz- 
lichen FUrmlichkeiten. 

Art, 27. Heim Ministerium des üffentlichen Unterrichts soll ein all- 
gemeines Register des litte rarischen Eigentum!) und hei den Sekretariaten 
der P ro vi nzial- Regierangen sollen besondere Register eingerichtet werden. 
Das ftUftemeinc Register soll die durch die Urheber oder ihre Bevollmäch- 
tigten direkt nachgesuchten Einschreibungen und diejenigen enthalten, welche 
in den Pro vi nzial- Registern erfolgt sind und db die froviadul- Gouverneure 
jedes Halbjahr tibermitteln sollen. 

Art. 28. Um die Vorteile des gei^enwärtigen Gesetzes gcniessen za 
kennen, ist der Beteiligte verpflichtet, die Einschreibung, welche ihn betrifft. 
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im allgemeioen oder ProrlnzUl-Begistcr nacbzusucben und bewerkstelligUD 
zu lassen, nnd zwaJ* in der Frist ond gemftsB den Förmlichkeiten, welche 
im gegenwärtigen Kapitel angegeben sind. Die demjenigen, der ein Werk 
einschreiben läsat, ausgestellte EinschreibungS'Bcscbeinignng begründet bi» 
zum Beweis dos GegeDteils eine gesetzliche Eigen tams-F ras lunpt Ion. 

Art. 29. Die Eiuschreibang wird durch die folgenden BestimmaD);t.'ft 
geregelt: 

1. Das Einschreibungs- Gesuch soll gemäss dem vom Ministerium de.-> 
JtfFentlicben 1Tnterrii;hta veröffeDtlicbCen Muster nngeferligt werden; 

2. Wenn das Werk gedruckt ist, soll man drei Exemplare desselben 
mit Unterschrift binterlegen, von denen das eine für das Ministerium de& 
Gffentlichen Unierricbts, die beiden anderen für die Natinnal-Bibliothek Ik- 
stimmt sind. Wenn die Einschreibung im Provinzial- Register erfolgt ist, 
soll der Gouverneur zwei Exemplare an das Ministerium des »ffentlichc-u 
Unterrichts ttbermittetn, von denen das eine für dieses Ministerinm, das 
andere für die Nationalbibliothek bestimmt ist; das dritte soll an die Pro- 
vinzialbibliothek, wenn eine solche vorhanden ist, oder nu eine andere üffent- 
liche Anstalt der Provinzial-Hauptstadt übergeben werden ; 

3. Wenn das Werk perlDdiai:ii erscheint, soll dasselbe in Sammlungen 
von Abteilungen, die ein Halbjahr nicht Überschreiten dürfen, eingetragi'ii. 
nnd hinterlegt werden. Die vom EigentAmcr einer periodischen Sammlnug 
veranlasste Einschreibung schützt gemeinschaftlich sein eigenes Eecht und 
das seinen Mitarbeitern gehörige Vervielfilltigungsrechl; 

i. Wenn das Werk öffeuilich dargestellt wurde, ohne gedruckt zu sei», 
soll ein einziges geschriebenes Exemplar desselben hinterlugt werden; 

6. Wenn es sich um ein Eonatwcrk in einem einzigen Exemplar, wit- 
ein Gemälde, eine Büste oder jedes andere Werk der Malerei oder Bild- 
haueroi handelt, ist dasselbe von der Verpflichtung der Hinterlegung und 
Eintragung entbunden, ohne dass deshalb der Eigentilmcr aufhört, die Kucjits- 
wohltbat des Gesetzes zu geniesscn. 

Art, 30. Die für die Einschreibung gewährte Frist soll ein Jahr \um 
Tage der Veröffentlichung dca Werkes an betragen; der Urheber soll aUer 
den Schutz des Gesetzes von dem Tage selbst an geniesscn, an welchem die 
VerUfTentlichnng beginnt; er soll desselben nur verlustig gehen, wenn er die 
gesetzlichen Vorachriften in der für die Einschreibung bewilligten Frist eines 
Jahres nicht erfAUt. 

Art. 81, Die der Einschreibung unterworfenen ^'erkt zahlen keiui> 
Eintragungsgebühr*). 

Art. S2. Jede Übertragung des littorarischen oder knnstlerischen Eigen- 
tums rauRs durch einen authentischen Vertrag festgestellt werden, der im 
bezüglichen Register eingeschrieben werden soll; mangels dieser Formlichkeil 
kann der Erwerber sein Recht nicht gellend machen. Das Gesetz nnd in 
dessen Ermangelung die Ausf üb rungs -Verordnung soll eine Abgabe auf dia 
Übertragung des litterarischeu Eigentums festsetzen. 

Kapitel IV. 
Besondere Bestimmungen Über verschiedene Arten Werke. 
§ 1. Briefe and Frivatpapiere, 
Art. 33. Die Briefe sind das Eigentum der Personen, an welche sie ge- 
richtet sind, aber nicht zum Zweck ihrer VerQffeutlichitng. Dieses Recht 

*> Das OeseU No, 84 vom T. Min 1887. betr. ilie Linichrelbecehiibrvn ülTenUlcbei uud 
pr!>Bl«Aklc, beitliuDit Jedocb rolgendea Im Art. 4: Es nird als Eln^clircilicEcbUlir erhaben: 
. . . S. Zehn Dolliri fUt Jeden ElgcntumitJtel nn llltenrliichen ua.L knnsil«^! iwben Werben 
iinil rUr dlo JvrSndungipntcnte. 
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geliSrt allein dem Urheber dar Korrespondenz, ausKenommen in dem Fall, 
in welchem die Yeröffentliuhang eines Briefes, der iils gerichtlicbcr Beweis 
dienen »oll, durch den zast&ndigen Derlchtshof ermächtigt ist. 

Art. 34. Die Briefe der verstorbenen Personen IcSnoen ohne Ermächtigung 
<lc9 Funilienmts während achtzig Jahren vom Tage des Äblebeiis an oicht 
verOffentiicht werden. Das Gesetz oder dessen Änsfübrungs-ViTordnung 
soll bestimmen, was anter Fitniilienvat zu v<.Tstcheu ist. 

§ 2. Handliche Vorlesangen and Heden. 

Art. 35. Der besoldete Lehrer behält mangels gegcnteiligiT Abmacbung 
ilas fleuht, seine Vorlesunzen zu vernffent liehen. 

Art. 36. Die parlameataTiscben Beden künncn, wenn sie einmal amtlich 
verfiffenvlicit sind, unbehindert in den Zeitungen oder Sammlungen vor- 
vielfSltigt werden. Die parlamentariacheu Reden ein und desseltion [Trhebers 
kdnnea jedoch in besondcTcr Sammlung ohne die Erlaubui.« ii-a tJrheliers 
nicht TCrölTentlicbt werden. 

§ 3. Trannakriptionen and Anthologien. 

Art. 37. Es ist erlaubt, einen UrtiobiT unter Abscbrit't der notwcndii^on 
Stellen zu eitleren, vnniust^esetzt duss diese iüntlcbnuDgcu wodtT zahlreich 
noch auf eiuand erfolgend genug sind, am als eine verstellte und wörtliche 
Wiedergabe betracbttit zu werden, die das Originalwerk, aus dem sie cnt- 
lammea sind, zu schädigen geeignet ist, 

Art. 38. Man kann auch ausgewählte Stücke in Prosa oder in Versen 
üi für die Schulen bestimmteu oder einen bestimmten litterarischen Zweck 
verfolgenden Sammlungen wiedergeben, vorausgc netzt dass intoigo der An- 
zahl der ein und demselben Urheber entlehnten Stücke hieraus kein Nach- 
teil für ihn entsteht und vorausgesetzt dass die Wiedergabe nicht gesell 
den aasdritcklichcn Willen des Schriftstellers oder Dichters stattlindet. IJer 
Urheber dieser Anthologien oder ausgewählten Stücke erwirbt infolge seiner 
iluJiammdDStellungs- Arbeit nuY das Eigentum an der in der VcrteiluDg des 
Stoffes angenommenen neuen Anordnung und der extra beigefügten Vorreden, 
Berichte und Erläuterungen. 

§ 4. Übersetzuni/gn and Abriase. 

Art. 39. Eine Übersetzung oder ein Abriss eines Werkes darf ohne dio 
Grlauhnisa des Urhebers nicht angefertigt werden. Die Werke eines nicht 
colambianisehen Urhebers jedoch, die in Lundcrn fremder Zunge gedrackr, 
worden sind, kOnnen, ganz oder teilweise, unbehindert unter der alleinigen 
Verpflichtung, den Nameu de^ Urhebers nicht zu Tcrhclm liehen, überseixt 
werden. 

Art. 40. Die Übersetzer und die Vertertiger eines Auszugs sind Eigen- 
tSmer ihrer eigenen Übersetzung oder ihres Abrisses; wenn sie aber vom 
Grhebcr nicht das ansschliesa liehe Becbt, sein Werk unter diesen nenen 
Formen vorzuführen, erworben haben, können sie nicht verhindern, ,,dass 
andere Übersetzungen oder Abrisse verüffent licht werden, indem jede Über- 
setzung oder jeder Abriss ein Eigentum zu dunsten desjenigen, der ihn vor- 
iuistaltet, ausmacht. 

Art. 41, Wird die Frage vor Gericht gebracht, ob die Ühersetzang oder 
der Abriss trotz leichter Varianten, jedoch ohne die das Bfcht beweisende 
geistige Anstrengung nur eine verstellte Wiedergabe einer früher veröffent- 
lichten Obersetznug oder eines früheren Abrisses bedeute, sollen die Gerichts- 
höfe sich an SachverGtändige wenden. 
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yicht herauagegebeH«, anonyme und naohgelaaaene Werke. 

Art. 4^. l>ia ZaaammengtellnDgen von gemeinfrcien Werken oderKeant- 
niseea uachen eia Prir&teigentuin ans, voransgesetzt dass sie eiue nach 
Methode nnd AnordDuag ueue Arbeit darstellen. Der ZnsammeaBteller kann 
nicht Terhindeni, dass andere eine VerSffentlichnng derselben Art veranstalten, 
indem sie einer neuen Methode nnter einer bestimmten Form folgen. 

Art. 43. Derjenige, welcher ein Kcmeinfreiea Werk verkQrzt oder auf 
irgend welche Weise das wesentliche daraus auszieht, ist Eigentümer seiner 
persänlichon Arbeit und kann jede VorvieKaltignng derselben verhindern; er 
kann sich aber nicht dem entgegensetzen, dass andere verschiedene Abrisse 
desselben Werkes veröffentlichen. 

Art. 44. Die Sammlnng von populären Liedern und Erzählungen stellt 
ein Eigentum dar, wenn sie das Ergebnis von direkt durch <lcn Urheber 
oder seine Vertreter gemachten Nachforschungen ist und einem besonderen 
litterarischen Plan entspricht. 

Art. 45. Die in den öfFunt liehen Archiven und Bibliotheken aufbewahrten 
HandschriCien dürfen ohne die Erlaubnis der EnslSndigen Behörde weder 
kopiert noch verUfFentlicht werden. Die Regiemng soll diese Erlaubnis dem- 
jenigen bewilligen, der unerst darum nachsuchen wird, indem sie ihm für 
die Teräffentlichnng eine Frist bestimmt, welche drei Jahre nicht über- 
schreiten soll, und indem sie ihm während eines Zeitraums von je nach den 
Umständen zehn bis vierzig Jahren die Vorteile als dem ansschticssliehen 
Vorleger gewHhrt, um so die Veröffentlichung der alten und merkwürdigen 
Handschriften auznregen. Wenn bei Ablauf der festgesetzten Frist der Kon- 
zessionierte die Veröffentlichung nicht besorgt hat, verliert er das erworlieDC 
Recht Tollst And ig. 

Art. 46. Als Eigentümer anonymer oder pseudonjmer Werke wird der 
Verleger betrachtet, der in der Eigenschaft als Cessionar alle Rechte des 
Eigentümers ausübt, bis der Urheber seine Eigenschaft feststellt. Wenn 
dieser sich zu erkennen giebt, wird er in den ibm gehörenden Rechten an 
des Verlegers Stelle get-etzt. 

Art. 47. Ais nachgelassene Werke werden nicht nur diejenigen be- 
trachtet, die nach dem Tode des Urhebers verüffcntlicbt sind, sondern auch 
die.fenigon. welche, nachdem sie während seines Lebens juändlich veröffentlicht 
waren, erst nach seinem Tode gedruckt wurden, und ausserdem die gedruckten 
Werke, welcbe der Urheber im Angenblick seines Ablebens derart um- 
gearbeitet, vermehrt oder verbessert hinterlässt, dass sie als nene Werke 
angesehen werden können. 

Art. 48. Die Eigentümer eines nach gc las ?eoen Werkes, welcbe dasselbe 
durch Erbfolge oder auf einem anderen Rechtsgrnnd erworben haben, be- 
sitzen an demselben das Urheberrecht; sie kOnnen das Werk für sich oder 
gemeinsam mit anderen Werken, die noch Privatgnt geblieben sind, drucken. 
Sie können aber bei Strafe des Vcrlusts jedes ausschliesslichen Recils das- 
selbe nicht mit anderen, dem Gemeingut verfallenen Werken vereinigt ver- 
Ofientliclien. 

,■? ß. In MUarbeiteracltaft hergestellte Werke. Zeitungen. 

Art. 49. Der Urheber oder d^r Leiter einer Zusammenstellung ist deren 

Eigentftraer und hat hinsichtlich seiner Mit*rbeiter keine anderen Verpflicht- 
nngcn, als die ihm durch den Werkvertrag auferlegten. Dieser Vertrag kann 
Yerscbicdene Bedingungen enthalten. Der Hitarbeiter, welcher sich nicht 
durch ausdrückliche Abmachung irgend ein Recht des Hitbesitzes vorbehalten 
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Colnmbien. 41 

hat, kftnn nur den Terotnbarton Preis beanspriichen, und der Letter der Zu- 
sammeitsteUiuig, welcher er Beinen Namen (^ebt, wird Bseli dem Geteti als 
l'rhebcr betrachtet. 

Art. 50. Die in Hitaibeitersch&ft hergestellten Werke stellen eine an- 
teilbare Arbeit dar, so lange nie Komeineam ao erb&lten werden, wie sie 
»umgearbeitet wurden; die Dauer des Eigentums in dem zweiten Zeitraum 
beginnt TOn dem Tage des Ablebens des Urhebers, der die anderen tber- 
lebt, an zn laufen. Jeder der Hitarbe'ter kann aber nnbehindert über seinen 
Beitrag rerfflgen, wenn eine Abmachung in diesem Sinne in dem Augenblick 
gemacht worden ist, in welchem das genieinsnnie Werk nntemonunen wurde. 

Art. 51. Die Verleger oder Unternehmer von Zeitnneen haben mängcb 
gegeuteiligeD Übereinkommens nur das Recht, die Artikel der von ihnen 
bororierton Seh rittstell er ein einziges Hai zu veräfFentlichen. Diese Schrift- 
steller behalten das Eigentum ihrer Werke and das Becht, dieselben in der 
ihnen sn sagenden Form tjx Teröffentlichcn. 

Art. 62. Die in den Zeitungen veröffentlichten Erzeugnisse können in 
anderen Zeitungen nengedmckt werden, unter der ausdrilcklicbun Sedingung 
der Anflthrnng der Zeitung, ans weluher der Artikel entnommen ist. Ana- 
lunehmen ist der Fall, in welchem deutlich in der Zeitung gesagt ist, dass 
sich der Urheber oder Verleger dos Vervielfültigungsrecht an bestimmten 
Artikeln vorbehält. 

Art. 53. Wenn der Titel eines Werkes nicht allgemein, sondern chamkte- 
ristisch und iodividueli gehalten ist, wie dies besonders fQr die BenennnnKen 
TOD Zeitungen und Zeitschriften vorkommt, knnn dieser Titel obne die Er- 
laubnis des Eigentümers fär ein anderes fihulicfaes Werk nicht derart an- 
genammcn werden, dass für das Publikum eine Verwechslung zwischen den 
beiden Werken entstehen oder diiss das zweite als eine Ncu-Auflage des 
ersten betrachtet werden kann. Es liegt darin ein Nachmachangsfall. 

§ 7. Amaiche Urkunden. Civil- and Kriminalprozeaae. 

Art. 54. Es ist jedermann gestattet, die Oesetzc, Verordnungen und 
anderen amtÜchen Urkunden unter der ausdräcklichcn Rcdingnug, sich wGrt- 
Uch an die amtliche Ausgabe zu halten, zu vervielffittigen. Die Privat- 
personen künnen die Gesetze und Ocsetzsamm langen auch mit Anmerkungen 
ud Erläuterungen vcröfFentUcheD, wobei Jeder Urheber EigentOmer seiner 
eigenen Erläuterung bt*). 

Art. 55. Die Parteien sind Eigentümer der in irgend welchem Civil- 
odcr Kriminalprozcss eingereichten Si^hriften, vorausgesetzt, dass sie deren 
Kosten bezahlt haben; sie kSnnen dieselben aber nicht ohne die Erlaubnis 
des ZOT Festsetzung angerufenen Gerichtshofes veröffentlichen, weiche Er- 
laubnis nnr bewilligt weiden soll, wenn die VerCffentlichung k^ine Un- 
znkSrnmlichkeit mit sich bringt. Die Advokaten, ab Unterzeichner der 
Schriftwerke oder Verteidigungi-schriftcn, kOnnen dieselben mit der £r- 
iDleblignng der Partei und des Gerichtshofes als Sammlung veröffentlichen. 

Art. 66. Um Abschriften oder Auszüge von Urteilen zu verüff entliehen, 
iüt es notwendig, die Erlaubnis des Gerichtshofes, welcher abgenrteilt hat, 
lu erUugeu. Der Ocrichtsbof soll, indem er die Ehre und den Frieden der 
in der Ängelejtcubcit beteiligten Familien in Betracht zieht, diese Erlaubnis 
in verständiger Weise und ohne spätertn Rekurs gewKhren oder verweigern. 
Wenn zwei uder mehrere Personen eine gleiche i<]rlaubuis nachsuchen, kann 
der Gerichtshof nach den Umständen sie den einen bewilligen und den anderen 

•)Art.S36 d« GeHlMB Nd. 103 vom Jalirc tSS? Imilcl rnlgendcnuiHeDl „Dis Bu- 
iHDimüng iin Art. 54 dei Gewtieg Mo. 3i von ISSG crniilchiigl dip ]IprauHgFbi.'T nicht, die 
ntbdillwli« Aurilhtung der gMelzUchen VorKbrlften ■bziiündcn).'- 
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verweigern und diejenigen Beachrfinknngen Boferlegen, welche er fQr ge- 
eignet erarlitet. Irgend ein sp&terer Rekurs ist nicht mQglicIi. 

§ fi. Dramatische und maaikaliacha Werke. 

Art. 57. In einem ThenteT oder irgend welchem üffentticlien Ort darf 
<üue dramAtiache oder mnsikniiachc Komposition ohne die vorberigo ErUabnis 
des Eigentümers weder ganü noch teilweise anff;efubrt werden. Wenn das 
Werk kein inländiscbcs ist, Bondem ans einem andern Land stammt, in 
welchem die spanische Sprache gesprochen wird und mit welchem in Sachen 
titterurischen Eigentums Gegenseitigkeit besteht, soll das obige Verbot sich 
nur anf die Werke beziehen, deren Urheber sieh ausdrücklich dus Änf- 
ttlhrnngsrecbt vorbehalten haben. 

Art. 58. Die Eigentümer von dramntischen oder musikniischen Werken 
können bei Bewilligung ihrer Ermächtigang nach freiem Ermes^ien die Auf- 
fülmingsgebühren festsetzen; wenn sie dieselben niclit festsetzen, kennen sie 
nur die durch die Verordnungen bestimmten Gebikhren bennsprachen. 

Art. 5tt. Die Volkslieder gehüren zum Oemeingnt, und wer sie ver- 
üffentlicht, hat kein ausschliesslich es Recht an ihrer Verbreitung. 

Art. 60. Die mnsikalischcn Komposition en, ebenso die Arrangements. 
Variationen d. s. w. über eiu dem Gemeingut angehörendes Thema oder Lied 
machen ein Eigentum zu Guiisten des l'rbcbers oder Komponisten aus. 
Wenn derartige Arrangements auf einer Original komposltion aufgebaut sind, 
sind sie von der rarborigen Ermächiignng des ursprUng liehen Urhebers ab- 
liüngig. Die Trans ponieruu gen sind der litternrischen Übersetzung gleich- 
gestellt; die Frage, ob sie eine nn ertaubte Vervielfältigung ansmachen, wird 
erst anf Grund eines vorher einzuholenden Sachverstttndigcn-Iierichts ent- 
schieden. 

^ 9. Werke der Malerei und Bildhauerei. 

Art. (11. Jedermann kann verhindern, dass sein Portrait oder seine 
Büste ohne seine Ermächtigung ausgestellt oder verkauft wurde; man kajin 
jedoch dereu Besitz einem Erwerber, der in gutem Gltiuben handelte, nur 
gegen eine billige EntschiLdigung untersagen. Die VerviclfSltigong oder der 
Verkauf eines l'orttaita oder einer büste einer vewturlirncn l'ersun darf 
ohne die Erlaubnis der Familie nicht stattfinden. Die endgültige und 
dauernde Abtretung des Itechis, ein Portrait zu veräffent liehen und zu ver- 
kaufen, kann sich nur aus einem ausdrücklichen Vertrag ergeben. 

Art. 62. Die Frage, ob der Maler oder ßildbiiuer das ausschliessliche 
Recht behält, ein Werk, das er veräiisserl bat, durch den Stich oder ein 
anderes ähntii-hes Verfahren zu vervielfältigen, ist im allgemeinen im ver- 
neinendeti ^innc zu entscheiden und in den besonderen Fällen nach der in 
dem Veräusserungs vertrag enthaltenen Abmachung. 

Kapitel V. Strafbestimmungen. 

Art. <i8. Einen Betrug oder eine Fälschung in Bezug anf das littcrarische 
Eigentum begeht derjenige, welcher ein dem Privatgut gehörendes Werk 
als das seiuigc cinschrriben läsat oder verkauft oder der es als dem Gemein- 
gut verfallen verüffentlichen lässt, sowie derjenige, welcher auf irgend eine 
andere Weise die durch das gegenwärtige Gesetz anerkannten und geschntEton 
Hechte aninstel. 

Art. 64. Die im Ausland ausgeführte Nachmachnng bildet gleichfalls 
das Vergehen, wenn die Ergebnisse derselben in Colnmblen benutzt worden 
sollen. Die Verantwortlichkeit kommt nicht nur demjenigen zu, der die 
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Werke einfahrt, sondern auch deirtJenigeD, der sie aus dum Äualand bc- 
firdert uod demjenigen, der sich mit ihrer Einfabr befasst. 

Art. 66. Der Nachmachung icfauldig ist auch derjenige, welcher Werke 
des prirateD Eigentnma ia Columbien vervielfältigt, die in spanischer Sprache 
in den Landern, mit denen Gegenseitigkeit in Suchen litterarischen Eigen- 
toins' besteht, ^edrackt sind. 

Art. 66. Als der NacLmachnng schuldig wirrt auch der Dmcker er- 
lebtet, der sieb eine beträchtliihere Anzahl RicmpUre zurückbehält, als 
ihm nach dem mit dem Urheber oder Verleger abgeschlossenen Vertrag gehOrt. 

Art. 67. Als erschwerende L'mstflndc werden betrachtet: Die im Aus- 
load ausgeführte Vervielf^ltignng eines fremden Werkes, wenu sie hernach 
Dich Colambien eingeführt wird; die AbKndcrang des Titels, die Fälschung 
des Textes ond alle linderen argtistigerweise zum Nachteil des Urhebers be- 
sungenen Entstellungen der Wahrheit. 

Art. 68. Die der Nachmachnng Schuldigen werden mit einer Getdbusse 
bestraft, die vom Wert des verursachten Naditeila bis zam Dreifachen dieses 
Wertes wechselt; ansserdem unterliegen sie der Beschlagnahme aller nach- 
^mochten Exemplare, die dem geschädigten Urheber zuertcilt werden. 

An. 69. Wenn der Urheber des lictrugs nicht bekannt ist, sollen nach- 
eioander der Verleger, der Drncker und der Verkäufer verantwortlich sein, 
iLDier Vorbehalt des Ihnen zustehenden Kechtes, nachzuweisen, dass sie ohoe 
Betrag infolge Titnschung oder Irrtum gehandelt haben. 

Art. 70. Derjenige, welcher Exemplare einer nuerlaubten Ausgabe aus 
ilem Ausland einfuhrt, soll in allen Fällen verpflichtet sein, dem geschädigten 
Eigentümer die Eiemplare, welche er besitzt, zu überKeben nnd ihm den 
Wert derjenigen zu zahlen, welche er verkauft hat. Wenn es festgestellt 
ist, dass der Urheber die linchhändler zu gelegener Zeit von dem Bestehen 
einer betrügerischen Ausgabe benachrichtigt bat and wenn diese hinterher 
Eiemplare dieser Ausgabe eingeführt haben, soll ihnen ausser der weiter 
oben angegebenen Strafe eine Oeldbussc von 100 bis 500 l'esos anfurtegt 
werden; und im Wied erbet retougsf alle soll allen diesen Strafen diejenige 
einer Korrektion sbaft von zwei bis sechs Monaten hinzugefügt werden. 

Art. Tl. Da die Lehrsätze, Meinungen und Systeme nacb dem Wortlaut 
lies Artikels 7 ein litterarJsches Eigentum nicht ausmachen, soll derjenige 
Dicht als der Nachmachnng schuldig erachtet werden, welcher die Gedanken 
wiedergiebt, indem er die Methode, Anordnang oder Ausführung ändert. 
Wenn er sich aber eine Metkode oder ein System selbst znschreibt, die von 
anderen erfunden sind, steht dem geschAdigten Urheber eine Üivilklage zn, 
and kann derselbe von den Gericht erlangen, dass sein Name angegeben 
und die Ehre der Erfindung ihm wiederzuerkannt werde. 

Art, 72. Die gewöhnlichen Gerichte sind zuständig, über alle durch 
Bettugsfalle in Sachen litterarischen Eigentums erhobenen fragen fzu er- 
tii'nnen nnd die Civilklagen abzuurteilen, welche den l'rivatperaonen für 
Jie Vertcidignng der ihnen durch gegenwärtiges Gesetz gewährten üechte 
^ateben. Das Recht, diese Ansprüche geltend zn machen, gehört stets dem 
Glgsatömer des Werkes oder demjenigen, der sein Rocht von anderen er- 
worben hat oder sein gesetzlicher Vertreter ist. 

Art. 73. Handelt es sich in einem Streitfälle darum, zn wissen, ob bei einem 
Work erlaubte Aneignung der Gedanken oder eine unerlaubte Wiedergabe 
lirmder Materialien vorgelegen hat, kann der Richter oder der Genchts- 
bof, der über die Angelegenheit erkennt, eine Früfting oder Sachverständigen- 
Berichtigung anordnen, und mangels früherer die Entschoidungsweipe fest- 
stellender Entscheidungen soll er sieh be.soiTders nach den in Sachen littcm- 
riscben nnd künstlerischen Eigentums durch die franzüsische oder spanische 
Rechtssprechung sanktionirtcn nrunilsützcn richten. 
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Kapitel VI. Schlussbcstimtnungcn. 

Art. 74. Dia Cuntral-BcKiernng soll eine Äoafflhmnge-VttrordDtiiig zu 
dicEcm GeMti erlaeaon. 

Art. 76. Aufgehoben sind die Gosetzo I und II des drittea Tnktits 
der SummluDg von Oranada und alle s^artzgeberisetien BeBtiramangen, die 
dein gegenwärtigen Qeaeti znwiderianren wUrdun. 

Civilgesetzbuch. 

Art. 671. Die Werke des Talents nnd Genies bilden das Biguntnm ihrur 
Trrlieber. Diese Art Eigentum wird durch besondere Gesetze geregelt werden. 

Strafgesetzbuch von 1890. 

Art. StiO. Wer Werke, forderen Verüffeutlicliang, HersUllnug, Verk&nf 
oder KiafUhrung ein aaBachlicssliubea Priviteg erteilt worden ist, Teröffentlicht, 
naclimaeht, einführt oder verkauft uder wer sonstwie eine einem aasschliees- 
lieben Privileg zuwiderlaufende HaniiluDg begeht und dadurch den Inhaber 
desselben in dem ruhigen Besitz und dem auBschtiess liehen Oenncs desselben 
stCrt, wird ausser mit dem Verlust der nnrechUnftsssigen Gegenstände nad 
Artikel mit einer Coaae von 100 bis 800 Dollars (pesos) bestraft. 



Costa-Rica. 

Civilgesetzbuch vom I. Januar 1888. 

Art. 27&, Die Erzeugnisse des Geistea sind Eigentum ihres l'rhebers 
und worden unter besondere Gesetze gestellt werden. 

Gesetz vom 26. Juni 1896 Ober das geistige Eigentum. 

1. Kapitel. Vom geistigen Eigentum. 

Art. ]. Das geistige Eigentum hat denselben Charakter und unterliegt 
denselben Regeln, wie das bewegliche Eigentum, 

Art. 2. Das geistige Eigentum umlasst jede Art wissenschaftlicher, 
litterarischer und kUoBtleriscbLT Werke, durch welches Mittel auch immer 
dlesalben zur Erscheinung gebracht sein mOgen. 

Art. B. Das geistige Eigentum gehart den Urhebern wlthrend ihres 
Lebens nnd ihren gesetzlichen oder VerniBchtniaerbcn wfihrend einca Zeitraums 
von fünfzig Jahren. 

Art. 4. Im ^'erSussernngsfalle gt'hCrt das Eligentum dem Erwerber 
während aeines Lebens und seinen Universal- oder Ei nze Ire chtsn ach folgern 
während eines Zoitranmes von zwanzig Jahren, wonach es an den Urheber 
oder, wenn dieser gestorben sein sollte, nn dessen gesetzliche oder Ver- 
fflächtniaerbon wührund eines weiteren Zeitruumea von dreissig Jahren 
zurtlckfällc 

Art. fi. Im Fülle der Erbenlosigkeit geht das Eigentum weder an den 
Staat noch an die Gemeinde über, sondern verfällt dem Allgemeingut. 

Art. 6. Der Staat, die Gemeinden, die amtlichen und die gesetzmSsaig 
bestehenden privaten Körperschaften geniessen gleichfalls die Votteile des 
gegenwärtigen Oesetzes; die Dauer der Eigentnms-ächurzfrist soll jedoch 
hinsichtlich des Staats, der Gemeinden nnd amtlichen Ksrperscfaaften nur 

ffinfandzwanziE: Jahr ' " " 

gemeingut verfällt. 
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II. Kapitel. 
Vom wisscDSchaftlichcn und lilterariachen Eigeatnio. 

Art. 7. Di€ wiBSeDsehaftlJchei) und littcnritchen Werks gehSren ihren 
L'rkebarn nnd dOrfen unter keinem Verwand ohne deren ZuatintDiung ver- 
fiffentlicht oder flbersetct werJen. 

Art. 8. FriTfttbriefe dürton ohne KrmächtiKQng ibrer Urtieber oleht rer- 
dlf entlieht werden. 

Art, 9- Nientind darf Werke Andoier ohne die Erlaubnis ihrcj Kigen- 
itmtn TervielfüUigen. 

Art. 10. Es ist gestattet, Kommentare, HininfflgunKen, Anmerkungen 
oder kritische Unters uchnngren beiORlich eines Werkes in TerOlTeiil lieben, 
TDnujgesetzt d&aa diesi-lbcn eiezig den TcxtUil unthalten, dessen VerüfTent- 
licbung f&r diesen Zweck notwendig ist. 

Art. 11. Verboten ist die rem Urhelier niclit crmfichtigte Veröffentlichung 
Hisseesehaftlicher oder littcrariseher Erzeugnisse, welche während ihrer 
riffentliehen oder priTsten Vortragung, Verlesung oder Aufftthrnng aut- 
Keicichnet, stenographiert oder vermitteUt Phonogrsphs oder aaf irgend 
irelehe Weise ao^enommen irarden. 

Art. 12. Die im Torhergehenden Artikel enthaltene Verfttgunt; Öndet 
gleichfalls auf die YorlesuDgen der Professoren an Universitäten, Gjmnasieu 
und Schulen Anwendung. 

Art. 13. Das durch die Artikel II nml 12 festKnsctztc Verbot soll kein 
Hindernis ffir die Voröffentllefanng von Auszügen aus den darin erwähnten 
Enengnissen abgeben. 

Art, 14. Erlaubt Ist die \'erl)ffcntlichuni; in Journalen, BroschQron, 
Ulebem odtr Flagbiättern der von der Regieruni; ausgehenden OCFcntlicheu 
Uikanden, vorausgesetzt dass dieselben amtlich veröffentlicht worden sind 
uid dass deren YerTielfältignnfi; volIstHndig gleichlautend mit dem amtlichen 
TexK ist. 

Art. 15. Uogeaclitet der Bestimmung des voriiurgcli enden Artikels darf 
nienssd vollständige oder teilweise SammlDOgen der im Kongress oder u 
«Inen amtlichen Charakter trafrenden Verhandlungen von einer bestimmten 
Vonon gehaltenen Reden veröffeatlichen, ohne dsss diese ihre Einwilligung gab. 

Art. 16. Alle in periodische Blätter an f genommenen VernffentlieliODgea 
büimen von Slmlicheu Organen wiedergegeben werden, sofern sie nicht ein 
dem entgegenstehendes Verbot am Fasse tragen. 

Art. 17. Die Urheber oder Übersetzer von in Zeitungen oder Zeit- 
srbrirtcn aufgenommenen Erzeugnissen hQnnen solclie als t^mulnng ver- 
einjceu und sie ganz oder teilweise veriifFent liehen, Torbehaltlich gt^grntciliger 
.\bninphnng mit dem Unternehmen, fUr dessen Hochnnng sie vcrilffentlicht 
"Orden sind, 

Art. 18. Der Übersetzer eines Werkes geniesst denselben Si^lint/. wie 
solcher den Urhebern durch Ki^BCwärtiges Gesetz gewährt wird; er soll 
jedoeh ein Eigentumsrecht nnr liinsiehtlich seiner Cbersetzung haben, obue 
»ich dem widersebicn zn können, dnss Andere dasselbe Werk von neuem 
übersetzen. 

, Art. 19. Der Erwerber oder Verleger eines Werkes kann irgend welche 
ADiiemng ao demselben nicht ohne Zustimmuug des Urhebers oder in Eri 
DUgclang desselben seiner gesetzlichen oder Vermächtnis-Erben anbringen, 
'orbehütuch gegenteiliger tcstamentariscbcr Bestimmungen. 

Art. 20. Die Urheber noerlaubter Werke genicssen keines der durch 
gegeBwlrtiges Qesetz anerkannten Rechte. 
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111. Kapitel. Von den ttnoDyinen, pscndonysien nnd 
iiaubgclHS8Cneii Workcn. 

Art. 21. Der Verteiler eines flnonymtn, pKcudonymen oder nach gel »aaenen 
Werkes genicsst hiusicutUch desselben dio Rechte, welche das gegecwKrti^ 
Gesetz dtn Urhebern hinsichtlich ihrer Weriie gewährt. 

Art 22. S4)bald gesetzlich erwiesen ist, wer der Urheber, Übertet/cr 
oder Eigentümer eines anonymen oder pseuiionTmen Werkes ist, tritt dieser 
sofort iu den Oennss seiner Kechtc)ader VorIet;er verliert die seinigen ohne 
irgend welche Schadlnsbaltung. 

Art. 23. Dtis Eigentum nachgelassen er Werke eines Urhebers gehurt 
den gesetzlichen oder Vermäch tnis-Erben desselben während eines Zeitraomes 
von tönfiig Jahren. 

Art. 24. Als nachgelassene Werke werden betrachtet: 1. Die nicht 
während der Lebensdauer des Urhebers veröffentlichten; 2. diejenigen, welche 
der Urheber hei seinem Tode derartig nmgearbeitet, omgeündert, mit An- 
merkungen oder Te^be^i^e^Qnge^ versehen bintcrlasst, daas sie als neun 
Werke betrachtet werden känneii. 

Art. 25. Wenn ein Werk verüusecrt worden ist, sollen die Gericlitshüte 
im Zweifelsfallo entscheiden, ob die am Text angebrachten Yeränderongen 
hinreichen oder nicht, um ein Werk als nuch gelassen es zu betrachten. 

IV. Kapitel. Von den dramatischen und musikalischen Werken. 

Art. 26. Alle durch gegenwärtiges Gesetz binsichtlicli des Eigentums 
wissen seh afil icher. litte rariscb er, anonymer, pseudonymer und nachgelassener 
W^orke festgesetzten Bestimmungen finden gleichfults auf das Eigentum 
dramatischer und masikuliscber Werke Anwendung. 

Art. 27. Die durch Artikel 10 eingeräumte ßcfugnis erstruckt sich 
nicht auf musikalische Werke, deren Vervielfältigung weder teilweise noch 
im gnnzen eritiubt ist. 

Art. 28, Niemand darf ohne Zustimmung des Urhebers in irgend welcher 
Weise musikHlische Werke abändern , sei es durcli Binfübrung von Be- 
gleitungen, durch Vornahme von Transponierungcn, Arrangements, Text- 
ander nng etc. 

Art, 29. Ohne Ermächtigung des Urhebers oder EigontUmers darf kein 
dramatisches oder musikalisches Werk ganü oder teilweise auf ciuem Theater 
oder irgend welchem anderen äffcntlicben Ort aufgeführt worden. 

Art. 80. Das durch den vorhergehenden Artikel festgesetzte Verbat er- 
streckt sich auf von Gesellschaften beliebiger Gattung veranstaltet« Auf- 
führungen, sofern dieselben derart gestaltet sind, dass ein Geldbeitrag er- 
hoben wird. 

Art. 81. Die Urheber oder Eigentümer dramatischer oder musikalischer 
Werke bestimmen die Aufführnngsgebuhr ihrer Werke. Sofern sie dies 
nicht tbun, können sie nur diejenige Gebühr beanspruchen, welche das von 
der Exekutivgewalt zu erlassende The atcrreg lern ent festsetzt. 

Art. 32. Vorbehnltlich gegenteiliger Cbcreinkunft sollen der Urheber 
der Musik und derjenige des Librettos jedes lyriseli-dramatischeii Werkes je 
die Hälfte der Qebahr erbalten, 

Art. 38. !:<o lange ein dramatisi-hes oder musikalisches Werk nicht ver- 
OfTentlicht worden ist, ist es verboten, ohne die Erlaubnis des Urhebers Ab- 
schriften desselben 7.u machen, dieselben ku verkaufen oder zu verleihen. 

Art. 34, Die Urheber eines lyrisch-dramatischen Werkes können ihre 
Arbeit getrennt veröffentlichen und verkaufen. 

Art, 36. Im Falle der Urheber des Textbuches eines Ijriech-dmmaiifichen 
Werkes dessen Auffuhrung untersagen wtlrde, soll der Urheber der Musik 



..Google 



Costa-Rica. 47 

das KeL'lit haben, :in dessen Stelle ein underea Textbuch zu setxeu. Irn 
omgekchrten Falle hat der Urheber des Textbuches dasselbe Becht. 

Art. SU. Wenn cia dramatisches oder iiiasikalisches Werk üffcatlieh 
aofgeführt wird, ist es verbotet!, ohne die Zustimmunf; des Urhebers dessen 
Titel abinäDdern nnd dessen Text zu miterdrückon, zu Terondero oder zu 
Tennehren. 

Art. 37. Die dem Urheber oder Eigentttmer eines dramatischen oder 
musikalischen Werkes gehörende Gebühr darf tod den GlünbiKern des 
Cntcnebmeiis, welches das Werk hat BufTiUireu lassen, nicht mit ]leschla<; 
belfgt werden. 

V. K»pitel. Vom kiiustlerisclien Eigentum. 

Art. 38. Der Urheber eines auf irgend welche Weise aosgcführteu 
Kunstwerkes bat dos aasschliesslicho Becht, dasselbe durch alle Uiltel ohne 
.\uNDahmo zu vcrviel fältigen. 

Art. 39. Die Urheber von Plänen, Skizzen, Zdchuangen, Karton und 
jfder anderen Arbeit derselbea Art gemessen alle Vorteile dea gegen- 
winigen Gesetzes. 

Art. 40. Die auf das Eigentum wissenschaftlicher, litternrl sicher, an- 
imjrner, pscudonjmcr und nachgelassener Werke bezüglichen He^timniuugcu 
Kadcn gleichfalls auf das künstlerische Eigentum Anwendnag. 

VJ. K»pitel. Vom Eigentum der Erfindungen. 

Art. 41. Das Eigentum der ErÜnduiigen gehört während eines Zeit- 
ranmes von 20 Jahren den Ertlndem von Werken mechanischer Kunst oder 

Ton irgend welchen merkantilen Erzeugnissen, denjenigen, welche andere Er- 
zpngniase derselben Art verroUkommnen , sowie denjenigen, welche neui' 
FabrikatioDsverfahren entdecken. 

Art. 43. Das Eigentum einer Krtindnng wird ausschliesslich auf den 
»prcillzierten Gegenstand beschrankt. 

Art. 43. Die sich auf verboteue Gegenstände beziehenden Erhndungen 
nder Entdeckungen geniessen die durch gegenwärtiges Gesetz zugestandene 
üewähr nicht. 

Art. 44. Die aualändiscben Erfinder kennen ein Erttndungs|ialont nur 
lilr den Zeitraum erlangen, welcher noch bis zum Verfall ihres Rechtes in 
ihrem Lande verbleibt, vorausgesetzt dass derselbe 20 Jahre nicht übersteigt. 

Art. 4ö. Es ist gestattet, ein Patent für eine oder mehrere anf schon 
patentierte Erzenguisse oder Werke der mecbaniscbeu Kunst anzuwendende 
VervoUkonininungen anzumelden; während der Frist eines Jahres von der 
Erlangung dea Patents an hat jedoch diejenige Person das alleinige Au- 
w«ndnngsrecht, welcher das Patent erteilt worden ist oder welche es er- 
worben bat. 

Art. 46. Derjenige, welcher eio VenoUkommnungs patent erlangt, wird 
ig der ausgestellten Urkunde betrachtet, als wenn er der hauptsächlichste 
Erfinder wäre. 

Art. 47. Alle für die Erlangung eines Patents frefnrdcrten Modelle, 
^zzen. Piano oder itescbreibangen werden jedem, der darnm nncbsucbt, 
kostenfrei vorgezeigt; auch werden gegen eine angemessene Entschädigung 
Kopien derselben geliefert. 

Art. 48. Die erteilten Patente werden in nachstehenden Fällen un- 
gültig: 1. wenn die Erflndnng oder Entdeckung der Gesundheit oder QfFcnt- 
Udien Sicherheit schädlich oder gesetzwidrig ist; 2. wenn ein früher ertciltcH 
Patent über denselben Gegenstand existiert; 3. wenn das Publikum praktisch 
oder theoretisch Kenntnis der Erfindung oder Erfahrung bat oder wenn die- 
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selbe durch irsead welche Veriiffcntlichung ansgebratat worden ist; 4.Veun 
Aas Patent cnaagt iat, ohne dass die geietzlichen Förmlichkeiten erfüllt 
wurden; 6. wenn die dor Erfindung gegpbone Bezeichnung ii^end welchen 
Betrag oder einen Gegenstand verbirgt, welcher verschieden von dcn^jenigen 
ist-, der darin bezeichnet wird, und 6. wenn da^ VerrolUcominnungspatent 
einzig in einer Form- oder Verzierungsänderung oder einer nicht weseat- 
lichen Abänderung der ursprO&glichen Erfindung besteht. 

VIl. Kapitel. Von der Eintragung des geistigen Eigentums. 

Art. 49. Um das geistige Eigentum zu gewährleisten, werden zwei 
Kintragungen vorgenommen, die erste bei der allgemeinen Verwaltung der 
Öffentlichen Bibliotheken bebnfs Eintragung des wissen schaftlit^en, litte- 
rarischcQ und künstlerischen Eigentums und die andere bei der allgemein«] 
Verwaltung der Uffentlichen Arbeiten für das Eigentum der Erfiadnngen. 

Art. 60, Die Urheber oder Eigentümer wissenschaftlicher, littcrarischer 
und künstlerischer Werke müssen von denselben drei auterzeicfanete Exem- 
plare hinterlegen, von denen eines bei der allgemeinen Verwaltung der 
Öffentlichen Bibliotheken aufbewahrt wird, das andere aul der NatJonal- 
bibliothok und das dritte auf dem Hinisterium des öffentlichen Dnterrictit:!. 

Art 51. Bei der nllgcmeincn Verwaltung der öffentlichen Bibliotheken 
wird ein Register geführt, in welches die hinterlegten Werke in chrono- 
logischer Reihenfolge eingetragen werden. 

Art. 52. Sobr^d die Eintragung gebührend in das Register erfolgt i»t, 
benachrichtigt dor Generaldirektor der Öffentlichen BtUiotheken das Hiniste- 
rium des (tft'entlichcn Unterrichts hiervon mit Riicksicht auf die gesotzUclie 
Wirksamkeit. 

Art. ftS. Die Urheber oder Erfinder, welche die FörmUcbkeiteo der 
Eintragung und der Hinterlegung nicht erfüllt haben, geniessen die Vorteile 
des gegenwärtigen Gesetzes uiclit. 

An. bi. Die Aea Urhebern zur Erfüllung der Farmlichkeiten der Ein- 
Iragong nnd Hinterlegung vorbehaltene Prist beträgt ein Jahr, von dem Tage 
nn gerechnet, an wolchcm der Druck des Werkes beendigt wurde. 

Art. 55. Hinsichtlich der dramatischen oder musikalischeu Werke, 
welche, ohne gedruckt worden zu sein, aufgeführt wurden, geoikgt es, ein 
geschriebenes nnd nnterzeichnctes Exemplar derselben zu hinterlegen, damit 
die Urheber oder Eigentümer die dnrch gegenwärtiges Gesetz zugesicherten 
Vorteile geniessen. 

Art. Ö6. Hinsichtlich der Kunstwerke, wie Bilder, Statuen, architektonische 
Modelle und Jodes andere Werk derselben Art, genügt es, ansser der Ein- 
tragung einen Stich, eine Zcichnnng oder eine Photographie des Werkes zu 
hinterlegen. 

Art. 57. Die Erfinder oder Eigentümer einer Erfindung sollen die für 
die Eintragung ihrer Entdeckung verlangten Pläne, Skizzen, Modelle oder 
Beschreibungen bei der allgemeinen Verwaltung der i3ffentlichen Arbeiten 
hinterlegen. 

Art. 58. Sobald die Eintrugung stattgetnndcn hat, bennchriuhtigt der 
Generaldirektor der öffentlichen Arbeiten dos Kinistcrio de Foment^i hiervon 
mit lUlcksicht auf die gesetzliche Wirksamkeit. 

Art. 5i). Wenn dos Ministerium des öffentliclicn Unterrichts oder das 
Ministerio de Fomento die amtliche Mitteilung der Eintragung eines wissen- 
schaftlichen, litterarischen oder kUostlerischcn Werks oder einer Eründong 
erholten bat, veröffentlicht dasselbe eine Bekanntmachung hierüber im Staats- 
unzeiger innerhalb der Frist von 8 Togen von demjenigen Tage an gerechnet, 
im wolchcm ihm die Hittellang zugegangen sein wird. 
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Art. 60. Die vor der Verkündigung des gugenwürtigcii Üesetzea her- 
targebrachten wissensdiaftllcben, litterarischen nad künsüerisdieu Erzeng- 
DJeae nod Erfindungen gemessen die toq doniaelbcn zugesicherten Vorteile, 
soFera deren Eiutrftgnng in die betreffenden Begister iauerhnlb 6 Monaten 
trfolgt von dem Tnge an gerechnet, an welchem dasselbe in Kraft tritt. 

Art. 61. Sic Urheber oder Erfinder, welche durch frühere Qesetse tu- 
pstandene Rechte gemessen, treten in den Genuas dos gegenwärtigen Qv- 
setxes; die Frist des verliehenen Rechts wird von dem Tage an frerechnei, 
u weichem dasselbe zugestanden wurde. 

An. 62. Die Exekutivgewalt wird die lüi die Erfflllong der Kurmlich- 
knten oad der Registratur des geistigen Eigentums erforderlichen Ver- 
«rdnnngen erlassen. 

VIII. K&iiitel. Von dem Verlust des geistigen Eigentums. 

Art. SB. Die wissen scbaftlichea, litte rarisclien und künstlerischen Werke, 
welche nicht innerhalb der durch das Qeactz festgesetzten Frist in das 
Begister eingetragen worden sind, verfallen dem Gemeingut; der [Jrheber, 
der Eigentümer oder ihre gesetzlichen und Vermächtniserbeu kennen jedoch 
ki Ablauf von zehn Jahren von dem Tage au gerechnet, an welchem bc- 
Mgte Frist zu Ende ging, deren Kigcntum vriedererlangen, indem sie die* 
selben gebührend eintriLgen lassen. Sie gcniessen zu diesem Zweck die Frist 
ciiea Jabres, nach deren Ablanf und in Ermangelung der Erfüllung der für 
die Eintragung vo^eitchriebeneu FiirmÜchkeiten das Werk endgültig dem 
Ofmeingut verfällt. 

Art. 64. Dem Gemeingut vertalien gleichfalls die wjs.sciischaftlichen, 
llTterarischea and kllna tierischen Werke, welche in i'incui Zeitraum von 
'Ja Jahren vom Urheber oder Eigentümer nicht wieder abgedruckt wurden. 

Art. 66. Die dramatischen oder musikalischen Werke, welche gemäss 
liem durch Art. 55 festgesetzten Wortlant eingetragen und hinterlegt wurden, 
Terfallen dem Gtemcingut, wenn sie in der Frist von 30 Jahren vom Tage 
der Eintragung an nicht veri^ft'entlicht worden sind. 

Art. 66. Die Eründungspatente verfallen dem Gemeingut, wenn zwei 
Jihrc, vom Tage ihrer Eintragung au gerechuet, abgelaufen sind, ohne dass 
die Patente zur Benutzung gebraclit wurden. 

Art 67. Jedesmal, weuu ciu Erlind uugspatent während drei aufeinander- 
fulgcndeuJahrenohni^Kcnutzung gelassen ist, verfällt dasselbe demOemeingut, 

Art. 68. Dem Ministerium des öffentlichen Unterrichts steht es zu, den 
Verlast des wissensch,, litt, und künstlerischen Eigentums zu i^rkläroo uud 
dem Ministerio de Femento denjenigen der Erfindungeu uud Entdeckungen. 

An. 69. Diu Vcrlusterklärung wird im Staatsanzeiger inuerbulb der 
tcbt Tage, welche dem Erlöschen des verlieheneu Rechts folgen, angezeigt. 

Art. TO. Wenn die im vorhergeheaden Artikel erwähute VcrQSeut- 
Uchuiig nicht stattgefunden hat, kann jeder Interessent solche naclisacben. 
IX. Kaiiitei. StrafhcstiiumuuKen. 

.\rt. Tl. Die widerrecbtUcben ßesitzuehiner des geisti(;eu Eigentums 
sind );emäss dem im Artikel 496, Abschnitt 3*), des .Strafgesetzbuches vor- 
ireseheneu Wortlaut strafrechtlich und hürgerücli veraiitwurtlicb. 



*| SlrstgBBetibuuli vum «7. Ajiril IBM, Art. iiH: Mit Itilanila-lirfÄngQis, mit gertngertr, 
In iiinn nledrlgBMn Find iuiwenilbar''r Zucht tiaiis- ucler VsrRelatingaBiriTe uder mit einer 

GFldbaHM TOn 101 — SM Piaster ntril bcslraCt 3. Wer tcgend w«leliH Kaudlang wldcr- 

TMhillchBr BsaUinaliina das liiieiiiriubea oilst Induiirjtiim i:iKeiituma hegetat. jjle betrug. 
lu-L'nrise nacbgemactitea, eIngBtubrten odnr cerbDUfiea Eiemiilara, llasi^liineD udarUegeii- 
iiinlp nt^rden eu aiuiiten der genirlilidlglca Parlel beschl^nnlinit; daa Gleiche gUt fHr 
tiivirrte Plalloa und inr AasIiUirung des Bcuubs benutzte lierAthe im Pnlle, dam sie (ImiK 
n drencD IlegeliiULg Tenrendei rienleo kOnnen. 

GewUe Über du Urheberrecht. 4 
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Art. 7ä. Für den gf^Q dos wisaeoachaftliche, litterariachc und kilnsi- 
leriscbe EigcDtum gerichteten und durch die Veröffentlichung begangenen 
Eingriff ist an erster Stelle dorjenige Terantwortlich, welcher a& dessen 
Urheber DbetfOlirt wird nnd in Ermangelung desselben und anfeinundfr- 
folgead der Verleger ond der Drucke reibesitz er Torbehaltlicb ihre Niclit- 
str&ffälljgkeit darumenden Beweises. 

Art. 78. i-'ür den durch die öffentliche AuffUhmiig oder AnssteUnng 
begangenen betrUglichen Eingriff sind an erster Stelle diejenige Penon oder 
irntemehmung, für deren Rechnnug dieselbeB Teranstaltet sind, verantwort- 
lich utid in Ermangelang dieser Fersen oder Untemehmnng dietieugea, 
welche das Work aufführen »der ansstellen. 

Art. 74. In Erfindungssachen werden die betrUglichen Eingriffe ai 
erster Stelle derjenigen Person zur Last gelegt, für deren Rechnung lie 
begangen wurden und in Ermangelung dieser Peraon zu Lasten derjomgan, 
winche dieselben begangen haben, TorhehaUlich der Schlug sbestimniung des 
Artikels 72. 

Schluasartikel. Die ansserhalh des Landes wohnenden Ansläadcr g<> 
messen in Costa-Rica die durch gegenwärtiges Gesetz den Inländern und 
den in der Bepublik wohnenden Ausländem gewährten Rechte, Torause^etit 
daas die Gesetze ihres Landes den Bürgern Ton Costa-Rica die gleiches 
Rechte gewähren. 

Verfügung vom 7. November 1896 betrefTend die Eintragung des 
wissenschaftlichen, litterarischen und künstlerischen Eigentums. 

Art. 1 Die Ueneraldirektion der Jtffcnllichen Bibliotheken soll ein Re- 
gister fitr die Einschreibung des wissen sclisftlichen, litterarischen Tind kllnst- 
lerischen Eigentums halten. 

Art. 3, Im Register werden verzeichnet: 1. das Datum der Eintragung; 
2. die Orduangsonrnmer der Einschreibung; 3. der Titel des Werkes; 4. der 
Name des Urhebers; 5. der Name des Eigentttmers des Werkes; 6. die 
Nationalität des EigenttlmerB das Werkes; 7. der Wolinsita des Eigentümers 
des Werkes; 8. bei Vorkommen die besonderen einzutragenden Angaben, 
zum Beispiel die Thatsache, dass das Werk nachgelassen ist oder sich in 
dem durch Artikel fi3 des Gesetzes ober das geistige Eigentum vorgeseheien 
Fall befindet; 9. die boBahlteOebllhr; 10. die Unterschrift des HLoterlogenden. 

Art, S. Jede Einschreibung soll einen Stempel von 1 Peso für jeden der 
Bände, aus denen das Werk besteht, tragen. 

Art. 4. Diu darch den Generaldirektor der BiTentiichen Bibliotheken aus- 
gestellten Bescheiuignngen sollen dieselben Feststellungen enüialten, wie 
diejenigen, deren Einschreibung durch obigen Artikel 2 vorgesehen ist, und 
ausserdem die Angabe des Regia terblattes, auf welchem sie bewerkstelligt 
wurde. .Tede Boseheiniguug mnas auf Stempel papier von je 1 Peso aus- 
gestellt werden. 

Art. 5. Die Generaldirettion der öffentlichen Bibliotheken soll :iuch ein 
Verzeichnis der Einschreibungen iLofnebmcn. 

Art. 6. Die gemäss dem Gesetz hinterlegten Bücher, Stiche, Zeichnungen. 
Photographien, Entwürfe und anderen Vervielfältignno;eB von littorarisc&en, 
kons tierischen nnd wis Penschaf ilichen Wcrkeu sollen, mit einer die Ordnungs- 
uummer der Einschreibung und das Blatt, auf welchem letztere verzeichnet 
ist, angebenden Anmerkung versehen, im Archiv aufbewahrt und ausserdem 
mit dem Stempel des Bureaus gestempelt werden. 

Art. T. Sobald die Eintragung ntid die Hinterlegung eines wissenschaft- 
lichen, litterarischen oder künstlerischen Werkes bewerkstelligt worden sind, 
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!oll der Oenenddirektor der DfTeDtlicheD BibliothekeD dem Minister in m des 
iffentlichen Cntemchte hierrun dnrch eine Heldnag Kenntnis geben. 

Art.S. D« Generaldirektor der öffentlichen Bibliotfaekeo soll die drei 
durch das Geseta vergeieheDeD Exemplare erhalten and davon eines batd- 
D3Klicbst dem Iliaiateriiira des Öffentlichen Unterrichts nnd ein andere« der 
Natjonalbibliotiiek flber^ben. 

Art. 9. Alle dnrch das Eintragan^-Bureau des wissenxehaftlicheD, 
StterariBchen und künstlerischen Eigentums bewerkstelligten Eintragungen 
and anagestelltcii Bescheinigungen sollen vom Direktor der Qffentlii-nen 
Bibliotheken anterccichnet nnd dnrch den Stempel des Bnreaos beglaubigt 

Art. 10. Um seine Protokolle anthentisdi za machen, soll sich der 
Direktor der Öffentlichen Bibliotheken eines die Inscbrift „Begistro de la 
Propiedad Uienlffica, Literaria y Artiatica* tragenden Stempels bedienen. 

Art. 11. For die Einiragnng dos Titeb eines periodisch erecheinenden 
Organs geoflgt es, ein Exemplar desselben zd hinterlegen nnd eine von der 
inetändigen Behörde anagcstcllte Bescheinigung zn Abergeben, in welcher 
bestätigt wird, dass die dnrch das Oesetü Aber die Presse yorgeachriebenen 
Bedingungen erftlllt worden sind. 

Art. 12. Die Reg isterbtl eher fllr die Einschreibung des wissenschaft- 
lichen, litterariachen und kttnHtlerischeu Eigenthums sollen ku Beginn und 
»Dl ächlnss eine vom Generaldirektor der bffentlichen Bibliotheken nnter- 
zeicbneto Formel trafen, welche das Datum, an welchem sie begonnen nnd 
gesddossen worden Bind, angeben, ebenso den Gegenstand, für welchen sie 
bestimmt sein werden. 

Art. 13. Die Eintragung kann nur dnrch die interessierte Partei gemacht 
werden oder durch Vermitteliing eines besondren Berollmüchtigten. 

Däuemark. 

Gesetz vom 29. Dezember 1857 Ober tien Nachdruck. 

S 1. I>er Orbeber einer veräffentlicbten Schrift soll, wenn er sich daraut 
genannt hat, aussehlicaslich berechtigt sein, dieselbe ganz oder zum Teil 
anfs neue abdrucken oder in anderer Weise auf mechanischem Wege ver- 
TifUSItigen zu lassen. 

§ 2. Hat der Urheber einer Schrift deren Vcräffeatlichung einem andern 
abgetreten, so darf weder er selbst, noch innerhalb 30 Jahren nach des Ur- 
hibers Tode irgend ein dritter davon eine neue Auflage Teranstalten, so 
bnge die frühere nicht nAisverkanft ist. Dagegen soll solche Übertragung 
den Verleger nicht berechtigen, eine neue Auflage za veranstalten, insoweit 
ihm das Recht dazu nicht ausdrücklich übertragen ist. 

Doch kann der Urheber irgend ein ansschliesslichea Recht nicht für 
einen längeren Zeitraum als 80 Jahre nach seinem Tode ttbertragen (auf 
60 Jahre Tcrlängert; siehe Gesetz vom 21. Febmar 1868). 

§ S. Hat der Urheber sein Beoht, eine Handschrift zu veröffentlichen 
oder von einer frfiher veröffentlichten Schrift eine neue Auflage zn ver- 
anstalten, nicht veräuBsert, so soll sein Becht nach s^eineta Tode fttr einen 
Zeitraum von 80 Jahren dem zufallen, dem er dnrch Testament dasselbe 
älwrtragen hat, bei Ermangelong desselben seinem Ehegatten, nach dessen 
Tod seinen Leibeserben oder, wenn solche nicht vorbanden sind, seinen 
Erben in aufsteigender Linie oder in Seitenlinie in Übereinstimmung mit den 
Brbgcsetzcn. [Siehe auch Sg 1—3 des Gesetzes vom 23. Februar 1866.) 



Si pBnemuk. 

§ i. Wenn eine Schrift von mehreren darauf beiuuuiteo PerMoen ver> 
fnBSt ist, ohne daas jede einzeloe *1b Urheber eines beitimmt nnterwsbietleneB 
Teiles davon bezeichnet bt, sa sollen die in g§ 2 und 8 festgegetsten 30 J&hre 
Ton dem Todeaj&hr des Längsüebeo len nn gorechnet werden. 

§ 5. Dci'. welcher eine Schrift nus einer anderen Sprache Ubirsetzt, 
wird in betreff seiner Überaetznng als Urheber angesehen. (Siehe anch dal 
Qesets vom 5. Mai 1879.) 

f 6. Anonyme and pscadonjue Werke, sowie Schriften, die erst nach 
des Urhebers Tod heriinskommeD, sollen den in §| 1, 2 und 8 besprochenen 
Schatz während 30 Jahreii vom Ablaof des Jahres an geniessen, in welchem 
sie zaerst heraiisgOKcben wurden. In Bezag aaf anonyme nnd Pseudonyme 
Schriften soll indessen der volle Schntz gewUirt werden, wenn der Urheber 
sieb vor Ablauf jener SO Jahre nennt oder von einem dsza Berecbtigteo p»- 
nannt wird, entweder auf einer neuen Ausgabe oder durch eine nach den 
für behördliche Bekanntmachungen vorgeschriebenen Regeln verHffentlichte 
Erklärung. (Siebe auch § 4 des Gesetzes vom 23. Februar 1866.) 

§ 7. Der Verleger einer periodischen Schrift oder eines Werkes, welches 
aus selbständigen Beiträgen verschiedener Hitarbeiter besteht, sei es eis 
wissonschaftli<£es Institut, eine Gesellschaft oder eine Privatperson, soll dss- 
selbe ausschliessliche Itecht wie der Urheber wtlhrend 80 Jahren vom Ablauf 
des Jahres, in dem die betreffende Schrift oder ein Teil derselben zneisl 
heraasgogeben wurde, geniessen; 

Doch sollen, mangelt) gegenteiligen libereinkommens, die Liilieber der 
einzelnen BeitrSge berechtigt »ein, ihre Arbeiten ein Jahr nach deren erster 
Veröffentlichung anderweitig za veröffentlichen, and sie treten in solchem 
Füll in das volle Recht des Urhebers in Qemässheit diesäs Gesetzes. 

§ 8. Fnr Schriften, die fn mehreren Abteilungen veröffentlicht werden, 
aber durch ihren gegenseitigen Zasanimenhang ein Ganges bildeo, soll die 
Frist von 30 Jahren von der Veröffentlichung der letzten Abteilung an ge- 
rechnet werden, wenn nicht zwischen der VerOfTentlichung der einzelnen .^b- 
leilDngen ein Zeitraum von melir als drei Jsliren verlaufen ist, in welchem 
Fall die Frist für die früher hcraUBgekommenen Abteilangen von der letzten 
<lerselben gerechnet wird. 

S 9. Gedruckten Schriften aollen gleich geachtet werden geographische, 
topographische, natarwissenschaftliehc and übnliche Zeichnungen und Ab- 
bildungen, die HHch ihrem Hauptzweck nicht als Kunstwerke zu betrachten sind. 

§ 10. Daiiselbe soll von musikalischen Kou Positionen gelten, die dareh 
den Druck vorvielf jtltigt oder auf andere Wel^e durch mechanische Verfahren 
veröffentlicht werden. 

§ 11. Jede gegen die vorangehenden Kestimmnngen ausgeführte Ver- 
vielfältigung eines Werkes (Nachdrnck) unterliegt der Bestrafung and Er- 
satzpllicbt nach untenstehenden Bestimmungen. ('Siehe § 20 u. ff.) Der 
Nachdruck ist mit dem unrechtmässigen Druck des betreffenden Werkes voll' 
endet. (Siebe auch g 6 des Gesetzes vom 23. Februar 1S66,) 

jj 12. Dos Verbot des Nachdruckes hiirt indessen auf, wenn Exemplare . 
dos betreffenden Werkes innerhalb fünf aufeinanderfolgenden Jahren bei dem 
Verleger nicht zn erhalten gewesen sind. 

Si 13. Vom Verbot des Nachdruckes werden femer sosgenommen: 

1. die wörtliche Anführung von einzelnen SKtzen einer gedruckten Schrift; 

2. der Abdruck in Tagesblättern von einzelnen Artikeln oder Mit- 
teilungen aus anderen Illättexn; doch muss dabei die Quelle aasdrtkcklich 
angegeben werden; 

3. der Abdruck von Gedichten als Text für musikalische Kom Positionen; 

4. die Aufnahme einzelner aas gedrucitten Schriften ausgezogener Stellen, 
Gedichte und dergleichen in kritische oder litteratargeäcbichtliclie Werke; 
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5. die Anfn^hme ciiiKebcr solcher Stelleo odrr Sltlcko in Schulbtichiir, 
SuDmlungen tod Lescstilcken und OesSngea und ähnliche, wenn wcnigsiens 
MD Jabr seit dor ersten Veröffentlichang der Schrift veifloaseu igt; 

6. ihnljcbe VefTielfBlti^ungcD mnsikalischer Kompositionen. 

Doch soll im Falle der unter Ziffer 8 nnd 5 jiHBUgcbeaen Wiedergabe 
bei. Aufnahme der Name dei Urhebers nnd bei dcu Vorviolfaitignngeii nach 
Ziffer 6 derjeniße des Komponisten, soweit diese Namen schon vorOffcntlicht 
lind, stets den tio benutzten litterarisrben oder musikalischen Arbeiten hinzu- 
gefügt werden. 

g 14. I>Hgeg(<ii wird der Charakter des Naclidrnckes nicht d^idurcU 
aofgehobou, dsss bei der Wiedergabe einc-r Schrift eiii>'.eliie VerkUrzuugCD, 
Znsltze oder Umsehrribungen Torgeuommen wurden. 

% 15. Niemand darf ohne Zustimmung des Urhebers oder dessen, der 
in seine Hechte eingetreten ist (g 8), vor iiO Jahren nach des Urhebers To<I 
dessen handschriftliche Arbeiten oder Predigten, Geiegenheitsreden, Vor- 
lesungen oder Ehnliche mündliche Vortrngo in den Druck geben oder dnrcb 
alliiere mechnnist-ho Verfahren vervielfältigen. Dagegen sollen diese ße- 
siinmunget: der Veritffentliehnng von Verhandlungen das Ueichstnges, Rei^'hs- 
TklH, der Öffentlich abgohalteBcu Komm tinerersammlnn gen, von Sitzangs- 
bertchren der Berichte, Wahl band langen und ähnlichen üffentlichen Ver- 
um min n gen nicht hinderlich Rein. 

§ 16. Zur VeröffeDtlichuDg von Gesetzen, minii^terlellen und obrigkeit- 
Uchen Verfttgongen, wie von gerichtlichen Urteilen kann niemand auaschlieas- 
hches Recht auf nndcrc Wci.qe erwerben, als durch ein besonderes Gesetz. 

Ü 17. Niemand ist berechtigt, ohne des Urhebers Zastimmung Öffentlich 
dramatlGclic Werke oder für die Itühne bestimmte musikalische Kompositionen 
aufiuführeu. Als solche Aufftthrnng ist es jedoch nicht zu betracliten, wenn 
ehi solches Dichtwerk oder Teile desselben ohne scenische AnB'tattunt^ 
öffentlich vorgelrngcD werden oder wenn Ouvertüren oder einzelne Nummern 
i'iner dramatischen Kumposition auf dieselbe Art bei Konzerten aufgeführt 

g 18. Überträgt für die Znknnft ein Urheber das Becht zur AutfObrnng 
eini:r solchen Arbeit jemandem, so soll dies, wenn nicht das Gegenteil aus- 
drAeklicb bestimmt iet, eine weitere Übertragung des gleichen Rechts auf 
einen dritten nicht ausschliessen, iitid in jedem Falle soll es dem Urheber 
freistehen, das Becht zur Aufführnn!; von neuem abzutreten, falls das drama- 
tische Werk oder die Komposition in fünf aufeinanderfolgenden Jahren von 
dem Inhaber di^s ausschliesslichen Aufführnngsrechts niuht zur Öffentlichen 
Aufführung gebracht wurde. Doch soll diese Frist mit Rücksicht auf alle 
Uteren Vertrilge erst von der tiekanntmaehung dieses GesetEes an gerechnet 
■■--rden. (Siehe fi 9 des Gesetses vom 23. Februar 1866.) 

g 19. Das nach vorstehendem dem Verfasser nokommende Recht fällt 
tiMh seinem Toi dem zu, welchem er durch Vertrag dassellic übertragen 
hat, nnd soweit dies nicht der Fall gewesen ist, demjenigen, welchem er 
dasselbe tMta meutarisch vermacht hat, oder, in Ermangelung davon, seinem 
Ehegatten nnd nach dessen Tod seinen JiCibescrben oder, wenn solche sich 
■icbt mehr vorfinden, seinen Eltern oder Geschwistern in Übereinstimmung 
mit den Brbgoaetzen. (äiufae auch Art. 1—H des Gesetzes vom 23. Februar 
1666.) 30 Jahre nach des Verfassers Tod kOnnen seine nachgelassenen 
dramatischen Werke oder Kompositionen von jedem aufgeführt werden, der 
nuderweitig berechtigt ist. Öffentliche Vorstellungen der betreffenden Art zu 
geben, was auch in Bezug auf das königliche Theater gelten soll, ungeachtet 
es in der Bewilligung zur Schauspiel au ff ufamng verboten ist, irgend ein 
nm Repertoire des königlichen Theaters gehöriges Werk anfznführen. 
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g 20. Von einer im Widernprach mit ge)cenwärtJt;em Geselz im KOniK- 
reich oder sasserbalb desaelbea gedmekten Schrift aullen alle ExeuipUri', 
welche hier im Eeicho vorgefunden werden und welche zam Verkauf be- 
stimmt sind, kunfisziert und vernichtet wcrdca, wcdd nicht der Vcrfnsscr 
oder, wenn ein besonderer Verleger da ist, beide libcreiDstimiucnd verlangen, 
iasB sie ihnen nasgeliefert werden. 

So soll auch derjenige, der sich des Nachdruckes oder Vordrnckes 
schnidig gemacht hat oder der znm Verkauf ein ausscrhulb des Königreichs 
nngesct.;! massig gedrucktes Werk eines däniscben Verfassers eingi'ffihrt oiler 
wissentlich verkanft hat, dem geschädigten Teile allen dadurch verursachten 
Schaden ersetzen, der besonders nach dem T<a(<enpreise einer solchen Anzahl 
Exemplare der letzten rechtmäs.sigcu Ansg.ibe berechnet werden soll, deren 
Absatst bewiesen oder mit Wabrscheinliclikelt angenommen werden kann. 

Überdies soll der Schuldige, sofern er nicht wetzen seines Verhallens 
mit einer höheren Strafe zu belegen sein sollte, 50 bis 1000 Bthir. Busse 
zahlen, welche Busse jedouh fdr den, der sich nar mit dem Verkauf <fic-«r 
von einem andern nachgedmckten oder eingefilbrten Schrift befasst hat, naf 
20 Bthlr. iierabgesetzt w. rden kann. 

§ 21. unrechtmässige Qffentllche Aufführung voa dramutischen und 
musikalischen Werken soll mit einer Busse von 1» bis 200 Bthlr. bestraft 
werden, wobei der Schuldige ferner dem lienachiciligteD vollständigen Ers:itz 
fflr den Schaden leisten soll, den letzterer dabei nach Wahrscheinlicbkeit *r- 
litten haben kann. Bei der Bestimmung des Ersatzes soll namentlich auf 
den Erläs aus der oder aus den ungesetzlichen Vorstelluni^cn gesehen ivenlen. 

§ 22. Die gerichtliche Klage wegen Übertretung di<!SC8 Ocset^es kann 
nur darch den ItcDuthteili^jiten erhoben und nur augenomiiien werden, wenn 
^ie eingereicht wird binnen Jahr und Tag, nachdem die nii gesetzt ich vei^ 
öffentlichte Schrift an dem Orte, wo die letzte rechtmÄasige Ausgiibe ver- 
öffentlicht wurde, öffentlich zum Verkanf iiu>{czeigt worden ist, oder nachdem 
die letzte angesetzliche Aufführung stattgefunden hat. 

§ 23. Die Bestimmungen des gegenwärtigen Gesetzes können nnter 
Voraussetzung der Qegenseitigkeit durch künigliche Verordnung ganz oder 
teilweise auf die im Aaslande herausgegebenen Werke zur Anwendnag ge- 
bracht werden. 

§ 24. Die Verordnung vom T.Januar l»4t wird aufgehoben. Dagegen 
bleiben die wflhrend der Geltung dieser Bltercn Qesetzgebang erlassenen 
speziellen Privilegien nnd Verbote in Kraft, insoweit dadurch den Verfassern 
oder anderen in ihrem Namen eis umfassenderes Hecbt, als das durch gegen- 
wHrtiges Gesetz verliehene eingeräumt wird. 

Gesetz vom 31. März 1864 über die Vervielfältigung von 
Kunstwerken. 

g 1. Niemand darf das Originalwerk eines Künstlers bei de^saeu Leb- 
zeiten ohne dessen Genehmigung, um es zu verkaaf<^i>, nacbmacbcn, wenn 
die Herstellungs weise demselben Kunstzweig angehört., wie diejenige des 
Originals. 

Die Wiedergnlio wird nicht dadurch gesetzlich, diiss dieselbe in einer 
anderen GrUssa als der des Originals vorgenommen wird, oder duss andere 
Uaterialien dazu gebraucht werden. Auch verlierL dicHolbe ihren strafbaren 
Charakter nicht dadurch, dass unwesentliche Änderungen, Znsätze oder An s- 
lassungen vorgenommen werden, so lange dieselbe doch in Bezug anflnhult 
lind Darstellung den Charakter einer Kopie behält. 

<j 2. .Tederniann hat das ausschliessliche Becht zur vollständigen oder 
teilweiseii Wiedergabe der von ihm ausgeführten Originalwerke durch 
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Kupferstich, Lithographie, Holzschnitt oder Bhnllcho VeriAbren, doroii ßr- 

zeo^iste aii;li niif nechtiDiachem Wege oder in einer Weine vervielfältigen 
luien, weiche die Ver mitte lang keiner k tlns tierischen Thätigkeit voransaetzt, 
wie die Photogr&pbie und das Formen. Di-ses Recht kann er einen oder 
mehreren anderen nater solchen Bedingnn^'Cn and mit solchen EinschrKntt- 
ADKCn, sls er fdr gut ersehtet, Ütiertragcn, nicht nar f<lr seloQ Lebenszeit; 
sondern anch für einen Zeitranm von 30 Jahren, vom finde seines Sterbe- 
jsbres an zu rechnen. 

H:tt der UrJieüer das in diesem Paragraphen erwähnte Reclit nicht ab- 
gctreti'ii, so soU dasselbe nach seinem Tode für einen Zeitraum von 30 JKliren 
liemjeiiiEun znf&Ilcn. welchem er mittelst Testameutes dasselbe flbertrtt;i;üii 
liat, in l-'rmangelung eines solchen seinem Ebcgstten, noch dessen Tod seinen 
Leibeserlen ond, wo solche sich nicht finden, seinen Eltern und OeschwiHtcrn 
in L'berelnstimniunK mit dem Erbfolgegesets. (Siebe nach Art. t—'^ iIcs 
Gesetzes vom 23. Febmar 1866.) 

$ 3. Der gleiche in § ä erwähnte t^chatz gebahrt demjeniffea, wel'-hcr 
mittelst Enpf erstich es. Lithographie, Hoizschniltcs oder ulinlicbcr kim^t- 
lerischer Verfahren das Kunstwerk eines andern wiederce^ben hat. zu dcs.sen 
TervietfiUtigung niemandem ein snssrhlicssliclies Recht zusteht, jeducli 
lediglich fitr diese seine Arbeit, so dass es anderen nicht verboten sein noII, 
mf irleiche oder Ähnliche Weise dns Ort ginalknnst werk selbständig luicli- 
iniii sehen. 

§ 4. Niemand ist innerlialb des in § 2 erwKhntün Zeitraumes bert-clitigt, 
die Original banplSne und Zeichnungen eines andern zu irgend wolcliero Ksn- 
werk, ohne Oenohmignug des Betreffenden, zu benutzen. Doch Ist diesi: 
Gcnehmignng als gegeben anzusehen, wenn die Pläne und Zeichnungen von dem 
Betreffenden selbst oder mit dessen Zascimmung veröffentlicht worden sind. 

g 6. Pie durch die vorstehenden BHsCimmnngen gewährten Rechti? 
jehen nicht dadurch verloren, dass das Werk in den Besitz eines andern 
äbergeht, so lange dieselben nicht zogteicli mit dein W^erkc diesem ausdnick- 
lieh äbertragen worden *lnd. 

S 6. Von oben erwähntem Verbote sind ausgenommen: 

a) Wiedergabe von Kun.itwerkon in üfffiitlichen KunstaammlnnE';", 
auf freien Plätzen, sowie auch der Aussi^nseiten von OebflU'lun 
mit den daranf angebrachten kilnstlerischon Verziertingen; 

b) die Benutzung künstlerischer Arbeiten seitens Handwerker uder 
Fabrikanten nis Vorbilder bei der Anfertigung von Gebrauclis- 
gegenständen oder zur Ausschmückung derselben. Doch soll so- 
wohl der Künstler als der Handwerker oder der Fabrikant, welchem 
der Künstler ein Kunstwerk za derartiger .Xiiwendung itbertntgeii 
hat, siuh das ausschliessli<'he Recht dazu für einen Zeirr.uim von 
10 Jahren viirlichalten kOnnen, wenn er nn dem Orte und unter 
den Formen, welche der Minister des Innern niiher bestimmt, davon 
.\nmeldnni; macht. 

S 7. Derjenige, welclier dio dnrch die vurstehrnden Parugrapheu gr- 
wShrten Recblo verletzt, soll mit einer Oeldslrafo v»» 20 bis üoO Beiths- 
ihiJem btlssen und nnsserdctn dem Benachteiligten vullstündigen Ersatz für 
den ihm dadurch verursachten Schaden leisten. Formen, Platten und anderes 
anssehlieaslich zur nnbcfuirten VervielfAltieung des Kunstwerkes eines andern 
gebrauchte Material, sowie sämtliche in Dänemark vorgcfondenen, zum Ver- 
kiaf bestimmten Exemplare werden konfisziert und vernicbtct, es sei denn, 
dus der Ilenachteiligte deren Ausltefornng fitr sich verlangt, in welchem 
füllt von der ihm zukommenden Entschädigung ein entsprechender Abzug 
diftir gemacht wird. Die irleicbi' ^trnfe und Kntschiidigungsp dicht trifft 
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denjcnigeu, welcher liier im Königreich eine andorawo angefertigte, nnch dem 
TuriiuE^endi'ii Qssetse unberechtigte Nacliahmung zom Verkauf einführt. 

Auf K'cicho Weise wird der Verkäufer bestraft, doch kun die Geld- 
Btnfe nach Umständen auf 10 Keicliathaler herabgesetzt weiden. 

g 8. Klage vor Oeriebt wegen Übertretung dieses Gesetzes kann nur 
TOD dem dadurcii Benachteiligten eingeleitet und nur dann aagcnotnmen 
werden, wenn die Anklage binnen Jahr nnd Tag erfolgt. 

g 9. Die Bestimmangcn des yorliegenden Oesetses können unter Yoraos- 
setEUBg der Gegenseitigkeit durcb hQnigliche Verordnung gane oder teilwdse 
auf die im Ausland angefertigten oder erschienenen Kunstwerke anwendbar 
gemacht werden. 

§ 10. Die Verordnung vom 13. Oezcinher 1887, enthaltend Verbot g^^ea 
Vervielfältigung von Kunstwerken, wird aafgebobeo, 

Gesetz von 24. März 1865 über Vervieimtigung von 
Photographien. 

§ 1. Wer für eigene Itecbnung eine Originalphotographie nach der 
Natur oder eine photographische Wiedergabe eines Kunstwerkes ansgefOhrt 
hat, zu dessen Vervielfältigung niemandem ein ausschliesslicheB Recht ED- 
steht, kann flir einen Zeitraum von fUnt Jahren anderen rerwohren, die voi 
ihm nngcfertigte Pbotographie behufs Verkaufs photographisch tu verviel- 
fKltigen, nnd zwar dadurch, dass er diesen Bechts vorbehält an dem Orte 
nnd unter den Formen, welche der Minister des Innern n&her bestimmt*), 
anmeldet und ausserdem jedes von ihm angefertigte Exemplar der Photo- 
graphie mit seinem Namen und mit dem Worte: , alleinberechtigt" (.<>sc- 
SerettiKet") vorsieht. 

Ist die Photogrftfihiu auf Bestellung eines anderen angefertigt, so ist 
deisscu Zustimmnng nicht nur xur Erwerbung des erwähnten ausschliesslichei 
Kechtes, sondern auch zuf Aasbändigung von Abdrttcken der Photographie 
notwendig. 

§ 2. Wer die in § 1 gewahrten Iteclite verletzt, soll mit Geldstrafe 
von 10 bis 500 Keichsthalem bestraft werden und ausserdem dem Be- 
nachteiligten volle EntaehSdigung geben; Platten und anderes ausschliesslich 
xur unbefugten Vervielfültigung gebrauchte Material und sämtliche in Däne- 
mark vorgefundenen, zum Verkauf bestimmten Exemplare der VervielHiltigiuig 
sind zu konfiszieren und za vernichten, es sei denn, dass der Benachteiligte 
deren .^nsll^urung für sich verlangt, in welchem Falle ein entsprechender 
Abzug an der ihiit gcbtihrcnden Entschädigung gemacht wird. Derselben 
(Strafe und Entschädignngspflicht ist der Verkäufer, sowie derjenire unter- 
worfen, welcher in Dänemark im Ausland angefertigte, kraft vorliegenden 
Gesetzes unberechtigte Nachahmungen zum Zwecke des Verkaufs einführt. 

§ 'd. Gerichtliche Klage wogen Übertretung dieses Gesetzes kann ledig- 
lich von dem Benachteiligten cicgeteitet und nur dann angenommen werden, 
wenn die Anklage binnen Jahr nnd Tag erfolgte. 
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6ss«tz von 23. Februar 1866 betrefend Ergftnzung des fiesotzes 

vom 29. Dezember 1857 Über Nachdruck und des Gesetzes vom 

31. März 1864 Ober Vervielfältigung von Kunstwerken. 

g 1. stirbt derjenige, welchem ein Urheber in Qemüssbeit des Qesetzis 
TOD S9. Dezember 1857, g 3, sein Recht testamentarisch vermaobt hat, laner- 
luklb 80 Jahren, Toni Ablaaf des Todesjahres des Verfassers zu recbnen, ohne 
bei seinen Iiebseiten dats volle, ihm teata montierte Recht aasgeübt zn haben, 
so soll der übrig bleibende Teil des Hechtes, insofern der verstorbene Ver- 
fasaer niefat anderweitc testamentarischo Bestimmungen getroffen hat, dem 
Ehegatten des Urhebers zafallen und, falls derselbe gestorben ist, den Leibes- 
erben des Urhebers nud, in Ermangelung derselben, dessen Eltern und Qe- 
•cbwistem in Oemässbeit des Erbfolgege^etzes. Der testamentarische Erbe 
kann nur in dem Falle, dass bei seinem Tode kein nach ^ ^ des Oesetzes 
Tom 29. Dezember 1857 Berechtigter vorhanden ist, mittelst Testnmenti'S 
das ihm testierte Recht einem dritten übertragen, bis die 80 Jahre seit 
Ablaof des Todesjahres dea Verfassers verstrichen sind. 

§ 2. Ebenso wie das dem Ehegatten zufallende Recht, insofern e^ bei 
dessen Tod nicht völlig benutzt ist, aal die Leibe^erben des Urhebers über- 
geht, so geht auch deren Recht, insoweit es nicht abgelaufen ist, bei ihrem 
Tude auf die Erben in anfsteigender und Seitenliiuc des verstorbenen Ur- 
hebern aber, alles in Oemässbeit der allgemeinen Erbfolgegesetze. Derjenige, 
bei deusen Tod keine von den in diesem Paragraiiheu genannten Persaneii 
berecbtigt »ein sollte, kann mittelst Testamentes tiber das ihm zngefallenc 
Recht fOr die Zeit, welche von den 30 Jahren noch rückstHndig sein sollte, 
verfligeu. 

t; 'A. Die in g§ 1—2 enthaltenen näheren Üestiramiin^'i'ii der in dem 
UeseiKC vom 29. Deaember 1857, g 3, festgesetzten Regel sullen mich bei 
Anwenduiif; vun S 19 desselben Gesetzes und von § 2 de^ fiescizes vom 
31. X9rz 1864 aber Vervielfäldgnng von Kunstwerken gelU'n. 

^ 4. Die im Gesetze vom 29. Dezember 1659, § 6, in Benin auf eiue 
■iionjmc iider psejdooyme Schrift gewährte :Scbntzfrist ist. fiill» vor Ablauf 
TDu 30 Jahren nene Auflagen der Schrift erscheinen, für die Zokiinft vom 
Ausgang des Jahres zu rechnen, in welcbem sie zuletzt heran > gegeben worde; 
docb soll der Schatz hierdurch nicht über 50 Jahre vom Ablnuf desjenigen 
Jahres ausgedehnt werden können, in welciiem die erste Ausgabe stattfand. 

g 5. Besteht ein Werk aus mehreren Teilen und ist ein einzelner Teil 
seit fönf Jahren vergriffen, so Lört dus Vcrlwt des Nachdrucks liezitglich 
dieses einzelnen Teiles snf. 

§ 6. Ist das Verbot des Nachdrucks erloschen, durch die Thstsache, 
daaa ein Werk während fQnf Jahren nicht zu haben gewesen ist (Gesetz 
vom 29. Dezember 1857, g 12), eine ueae Auflage aber auf \'eranstaltung 
des bisher Berechtigten erschienen, bevor eine drille Person eine neue Anl- 
lage heransg^eben oder deren Herausgabe lilTentlich mittelst einer nach 
den fitr Proklamata vorgeschriebenen Regeln angekündigt hat, »o tritt der 
frfiher berechtigte wieder in seine Rechte ein, als wenn dieselben nicht ver- 
loren gewesen wSren. Das Gleiche soll gelten, selbst wenn eine solche An- 
kündigung seitens eines dritten stattgcfnnden hat, die aogekttudigtc Auf- 
l:ige aber nicht innerhalb eines Jahres von der ersten Bekanntmachung ab 

^ 7—9 sind aufgehoben laut § 2 des Gesetzes vom 21. Mni lRi9. 
i lU. Dieses Gesetz tritt am 1. April 1S67 in Kraft. 
Wenn das Gesetz Tom 29. Dezember 1857 oder das Gesetz vom 81. März 
1S64 dnrch königliche Verordnung ganz oder teilweise bezttgiich im Ausland 
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erschienener Werke geltend gem&cbl wird, so kiJanen selbstredend ancli die 
sich daranschliessenden Bestimmungen der §g 1— fi des vorliegenden Gesetzes 
Knr Anwendung gebmelit werden. 

Gesetz vom 21. Februar 1868 betrefTend Ergänzung des Gesetzes 
vom 29. Dezember 1857 Ober Nachdruck. 

g 1. Der Zcitrnuin von BO Jnbrun, welcher jetzt für das im GeseU 
über den Nachdruck vom 29. DoEember 18ÖT, beiw. im Qeaeiz vum 23. Fe- 
bruar 1866 entbaltene Verbot des Nachdruckes eiaer Yon einem genannten 
Verfasser verSfientlichten Schrift gilt, wird auf 60 Jahre verlängert. 

§ 2. Wenn auch die SOJfihrige i'riat in Bezog anf eine veri)ffentli<^t« 
Schrift bei Bekanntmachung des vorliegenden Gesetzes verstrichen sein 
sollte, so soll doch die Verlängerung dem Urheber oder demjenigen, welcher 
an Buine Stelle tritt, zu gute kommen, falls kein dritter in . der Zwischenzeit 
vom Ablauf der Frist bis znr HekanntmachnnK dieses Oesetzes entweder 
eine nene Anflage der Schrift veriltient licht oder öffentlich dnrcb eine nach 
den für Proklannta Torgeachricbenea Regeln bekannt gemauhte SrkläraDfc 
niigcrni'ldet hat, dass er die Schrift aafs neue za veröffentlichen beabsichtige. 
Die Wirkung der leizt^e nannten Anmeldang fällt jedoch weg, wenn die an- 
gemeldete Anfluge nicht innerhalb eines Jahres nach der ersten Bektuint- 
maofaung der Anmeldung ersthienon ist. 

S 3. Die im Gesetze vom 29. Dezember 1857, S 6, bezüglich anonjmer 
und pscndonjmer Schriften enthaltene Ueatimmung, dass der volle Sdiuiz 
der Gosetzgebung eintritt, wenn der Verfasser innerhalb itO Jabren vom 
Ausgang desjenigen Jahres, in welchem die Schrift zuerst erschienen ir>i, 
anf die in dem gedachten Paragraphen festgesetzte Art und Weise niii 
Numen genannt worden bt, wird dahin geSndert. da.ss es genügen noll, falls 
eine solche Angabe des Namens innerhalb 30 Jahren vom Ablauf desje^igel] 
Jahres »tatthndet, in welchem die letzte psendunyme oder anonyme Aus- 
gabe der Schrift erschien, unter der Voranssetznug jedoch, dass die Namens- 
aiigabe ertolgL, bevor 50 Jahre seit Ausgang dc:<jenigen Jahres vorftos^en 
sind, in welchem die Schrift zuerst beransgegelien wurde. 

§ 4. Dieselbe Wirkung soll die auf gesetzlich vorgeschriebene Weise 
stattfindende Namensaugabe haben, falls die im Gesetze vom 29. Dezembt.'r 
1857, ^ 6, gedachte l<'rist bei Bekanntmachung des vorliegenden Gesetzes 
zwar verflossen ist, die Namensaugabo jedoch stattfindet, bevor eine dritte 
Person nach Abtauf der Frist entweder eine neue Auflage vorüffentlieht. 
oder Ijfientlich durch eine nach den für Proklamata Torgeschriebeuen Regeln 
bekannt gemai;hte Erklärung angemeldet hat, dass sie die Schrift aufs neue 
herauszugeben lieabslchtigc. Diese letztere Anmeldang soll jedoch nicht die 
gewöhnliche Wirkung der Namensnngnhe verhindern können, falls die an- 
gemcldoie neue Auflage nicht innerhalb eines Jahres seit der ersten Bekannt- 
machung erschienen ist. 

S 5. Wenn das Gesetz vom 29. Dezember 1857, Uezw. dasjenige vom 
28. l-'ebrnar 1866, durch k'tnigl. Verordnung gana oder teilweise bezitgtich 
im Ausland ersctii<'iiener Werke in Kraft gesetzt wird, si können selbst- 
redend auch die sicU hier an seh lies senden Bcatimmuni^en de£ vorliegenden 
Gesetzes zur Anwendung gebracht werden. 

Gesetz vom 24. Mai 1879 betreffend Ergänzufig des Gesetzes 
vom 29. Dezember 1857 Aber Nachdruck. 

g 1. Die Übersetzung einer Schrift ohne Genehmigung des Urhebers 
ans der Schriftsprache in eine der Mundarten derselben oder umgekdirt. 
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mler ans einer MandMt in eine andere, wird als Nacbdrack NDcesehKn (cf- 
Oesetz vom 39. Dezember 1S57, besonder« §{j 6 npd 11). In dieser Beziebung 
sind Dänisch, Schwedisch und Norwegisrh als Mundarten derselben Spnicbe 
zu betriebt en. 

§ 2. Die §§ 7—9 des GCBeUet vom 23. Fcbraar 1866, eiitbakteDd Er- 
i;äniaDg des Gesetzes über Naclidmck werden anffcehoben. 

3 3. Wenn daa Oesetz lom 29. Desember 18ÖT, bezw. die Gesetze vom 
•2J. Febru» 1866 und vom 21. Fi'braar 1S68 durch ki3niKl. Vernrdnant; caii)! 
oin teilweise für im Annland erscheinende Weriie in Kraft gesetzt werden, 
jo können ancb die nieb daran seh liessenden Itestimmnngen von t) 1 des vor- 
liegenden Gesetzes zar Anwendung gebracht werdeu. 

G«setz von 12. April 1889 betreffend Ergänzung des Gesetzes 
vom 29. Dezember (857 über Nachdruck. 

§ 1. Dur Zeitraum von .'SO Jahren, vom Tode des Verfassers an, nach 
ilcssen Verlanf es zufolge dem (iesetze Über den Nachdruck TOtn 29. lli- 
zember 1857, §§ 15 und 1», einein jeden freistebc-n soll, die handsi-lirift- 
liehen Arbeiten etc. eines Urhebers im Druck zu verUffentlicheu oder auf 
aniierem mechnnischeo Wege zn vervielfältigen, sowie seine hinterlassenen 
drtmatisclien Werke oder für die Bühne besEimmten rauMkalisehen Kom- 
pifsiijoiien unfzuführeJi, wird auf ÖO .Tabre für alle fülle vorlüngcrt, in denen 
din WjäbrigQ Frist bei Inkrafttreten des vorliegenden Gesetzes nicht schon 
TiTst rieben ist. 

!) i. fiiemand darf ohne Erlaubnis des Urlicber« einv's Dichtwerkes oder 
ilrajeiiigen, der in sein Keeht eingetreten ist, vor Ablauf von .50.1ahren nach 
'lem Tode des Urhebers solche LlramatisierunL'en de^ U'erkes nder eines 
Teiles desnelbeu, die wesentlich nur in einer Wiedergabe des Inhaltes in 
einer fBr die lilthnc geeitmeten Form bestehen, im Unicke erscheinen oder 
nffentlieb nuffilhrrn lassen. 

Auf derartige Uberiretuu;;!'!) nind die llo^ilminungen des |j 20. brzw. 
^ 21 und ^ 22 des oben gedaeliten Gesetzes nnwendbar. 

S 3. Wenn das Gesetz vom 29. Üezemlier 1857, bezw. die Gesetze vom 
■i3. Februar 1S66, vom 21. februar 1868 und vom 24. Mai 1879 ■iiireh kijnigl. 
Verordunng ganz oder icilweiKe buziiglieh im An-^l.mil erscheinender WiTlie 
in Kraft gesetzt werden, so kennen nucb die ncstlinninngen des vnrliegi'iiden 
iJeselzes zur Anwendung gebracht werden. 
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Seaeiz vom 19. Juni 1901 betreffend das UrheberrecM an Werken 
der Litteratur und der Tonkunst. 

Erster Abschnitt. Vuraus^it znngeii des ScliiHüe?. 
^ 1. Nach ^Inssgabe dieses Gesetzes werden geschützt: 

1. die Urheber von Schriftwerken und solchen Vorträgen oder Ueden, 
welche dem Zwecke der Erbauunfr, der lielehrnng oder der I iiter- 
haltnnj; dienen; 

2. die Urheber von Werken der Tonkunst; 

it. die ürheoer von solchen Abbildungen wisseusehaftlicfaer oder techni- 
scher Art, welche nicht ihrem Hauptzwecke nach als Kunstwerke 
zu betrachten sind. Zu den Abbildungen geliören auch plastische 
fiftrstelliinfrcu. 
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§ 2. Urbober eines Werkes ist dossi^ii Vorfasaer. Bei einer Ober- 
Setzung gilt der Obcraetzer, bei einer sonstigen Bearbeitung der Bearbeiter 
als Urbeber. 

§ 8. Juristische Personen des üffentlicben Rechtes, die als Herausgeber 
ein Werk TeraffentlieheD, dessen Verfasser nicbt anf dem Titelblatt, in der 
Zueignung, in der Vorrede oder am ScblusBe genannt wird, werden, wenn 
nicht ein anderes vereinbart ist, als Urbeber des Werkes aogesebon. 

§ 4. Besteht ein Werk aas den getrennten Beiträgen mehrerer (Sammel- 
werk), so wird für das Werk als Ganzes der Heranagebcr als Urheber an- 
gesehen. Ist ein solcher nicht genannt, so gilt der Verleger als Heraas- 
geber. 

J' 5. ^V ird eis Schriftwerk mit einer 
düngen Terbnndon, so gilt für Jedes 
auch nach der Verbindung als Urheber. 

§ 6. Haben mehrere ein Work gemeinsam in der W^cisc verfasst, dass 
ihri? Arbeiten sich nicht trennen lassen, so besteht unter ihnen als Urheber» 
eine Remcinschaft nach Bruchteilen im Sinne des Bürgerlichen Qesetz- 

g 7. Enthalt ein erschieDones Werk auf dem Titelblatt, in der 'la- 
eignung, in der Vorrede oder am ScUusse den Namen eines Verfassers, so 
wird vermutet, dass dieser der Urheber des Werkes sei, Ist das Werh 
durch Beiträge mehrerer gebildet, so genügt es, wenn der Name aa der 
.Spitze oder am Schlüsse des Beitrages angegeben ist. 

Bei Werken, die unter einem anderen als dem wahren Xnmen des Ver- 
fassers oder ohne den Namen eines Verfassers erschienen sind, ist der 
Heransgeber, falls aber ein solcher nicht augegeben ist, der Verleger be- 
rechtigt, die Rechte des Urhebers wahrzunehmen. 

Bei Werken, die vor oder nach dem Erscheineu Öffentlich aufgefäbrl 
oder vorgetragen sind, wird vermutet, dass derjenige der Urheber Sfi, 
welcher bei der Ankündigung der Aufführung oder des Vortrags ab Ver- 
fasser bezeichnet worden ist. 

g 8. Da.t Recht des Urhebers geht auf die Erben über. 

l»t der Fiskus oder eine andere juristische Person gesetzlicher Erbe, so 
erlischt das Recht, soweit es dem Erblasser zusteht, mit dessen Tode. 

Das Recht kann beschränkt oder unbeschränkt auf andere ttbertr^en 
werden; die Übertragung kaun nucli mit der Begrenzung auf ein bestimmtes 
Oebiet geschehen. 

S 9. Im Falle der Übertragung des Urheberrechts hat der Erwerber, 
soweit nicht ein anderes vereinbar! ist, nicht das Becht, an dem Werke 
selbst, an dessen Titel und an der Bezeichnung des Urhebers Zusätze, 
Kürzungen oder sotistigc Änderungen vorzunehmen. 

Zulässig sind Änderungen, fur die der Berechtigte seine EinwilliguDg 
nach Treu und Glauben nicht versagen kann. 

g 10. Die Zwangsvollstreckung in das Recht des Urhebers oder in sein 
Work findet gegen den Urbeber selbst ohne dessen Einwilligung nicht statt; 
die Einwilligung kann nicht durch den gesetzlichen Vertreter erteilt werden. 
Gegen den £rl>cn des Urhebers ist ohne seine Einwilligung die Zwangs- 
vollstreckung nur zulässig, wenn das Werk erschienen ist. 

Zweiter Abschnitt. Befugnisse des Urhebers. 

§ 11. Der Urheber hat die ausschliessliche Befugnis, das Werk EU 
vervielfältigen und gewerbsmässig zu verbreiten; die ausschliessliche Be- 
fugnis erstreckt sich nicht auf das Verleihen. Dci Urheber ist ferner, so- 
lange nicht der wesentliche Inhalt des Werkes öffentlich mitgeteilt ist, 
ausschliesslich zu einer solchen Mitteilung befugt. 
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Das Uiheberre<:ht aii otnem Btthnanwerk oder an einem Werke der Ton- 
kunst enthält anch die anaschliessltchc Kefu^Kis, das Werk öffentlich au(- 
/ufithren. Der Urheber eines Schriftwerkes oder eines Vortrages hat, solani;e 
liebt dan Werk erschienen ist, die auHMchlicssliche Befagnie, das Wi'rk 
Jffcntlich vorKntra^Q. 

S 12. Die ansschliesslicben BefugoiMe, die dem Urheber nach 9 II in 
Ansehanf; des Werkes selbst zustehen, t-ratreckcn sich nach auf. die Hu- 
irbdtimgen des Werkes. 

Die Befugnisse dos Urhebers erstrecken sich insbesondere an(: 

1. die Obersetzang in eine andere Sprache oder in cioe andere 
Hundart derselben Sprache, anch wenn die Übersetinng in ge- 
bundener Fonn abgefasst ist; 

2. die Bückübersetznng in die Sprache des Original Werkes; . 

'i. diR Wiedergabe einer Erzählang in dromatischcc Form oder Pines 

Bobaenwerkes iu der Form einer Erzählung; 
4. die Herstellung von Auszügen aus Werken der Tonknn^tt, sowie 
von EinrichtODgen solcher Werke für einzelne oder mehrere In- 
strumente oder Stimmen. 
^ 13. Unbeschadet der ausschliesslichen Befugnisse, die dem Urheber 
ii>cfa ^ 12 Abs. 2 zustehen, ist die freie Benutzung seines Werkes zulässig, 
wenD dadurch eine eigeDtnmUche SchSpfuag herrorgeb rächt winl. 

Bei einem Werke der Tonkunst ist jede Benutzong unzolössijr. 'lurch 
■ elcbe eine Melodie erkennbar dem Werke entnommen und ciiirT Jieu>-a 
Arbeit zu Grunde gelegt wird. 

H4' ImFallcdcrÜbcrtragnag des Urheberrechts Terbleiben, soweit nicht 
rin aaderes vereinbart ist, dem Urhi?ber seine ausschliesslichen Befugnisse: 

1. für die Übersetzung eines Werkes in eine andere Sprache oder in 
eine andere Mundart; 

2. fär die Wiede^^be einer Erzählung in dramatischer Form oder 
eines Buhnenwerkes in der Form einer Erzähinng; 

-i. für die Bearbeitung eines Werkes der Tonkunst, soweit sie nicht 

bloaa ein Auszug oder eine Übertragung in eine andere Tonart 

oder ätinmilage ist. 

ii 15. Eine Vervielfältigung ohne KinwUllgnng des Berechügti'n ist 

uniuiaiJsig, gleichviel durch welclics Verfahren »io bewirkt wird; aueli be- 

i^rüudet es keinen Unterschied, ob das Werk in einem oder in mehreren 

liiemplaren verviel^tigt wird. 

Eine Verrielf&ltignng zum persönlichen Gebrauch ist zulässig, wenn sie 
nicht den Zweck hat, ans dem Werke eine Einnahme zu erzielen. 

■£ 16. Zulässig ist der Abdruck von Gesetzbüchern, Gesetzen, Ver- 
urdunngüu, amtlicheu Erlassen und Ent scheid ungea, sowie von anderen zum 
Mütlichen Gebrauche hergestelllcn amtlichen Schriften. 
Ü IT. Zulässig ist: 

1. die Wiedei^abc eines Vortrags oder einer Bede in Zeitungen oder 
Zeitschriften, sofern der Vortrag oder die Rede Bestandteil 
einer öffentlichen Verhandlung ist; 

2, die Vervielfältigung von Vorträgen oder Reden, die bei den Ver- 
liuidlungen der Gerichte, der politischen, kommunalen und kirch- 
liciien Vertretungen gehalten werden. 

Die Vervielfältigung ist jedoch unzulässig, wenn sie iu einer Sammlung 
i'tlolgt, die der Hauptsache nach Reden desselben Verfassers enthalt. 

S 18- Zulässig ist der Abdruck cinKeluer Artikel ans Zeitnagen, soweit 
ilic Artikel nicht mit einem Vorbehalte der Rechte verseben sind; jedoch 
14 suj ein Abdruck gestattet, durch den der Sinn nicht entstellt wird. Bei 
ifm Abdruck ist die Quelle deutlich anzugchen. 
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Der Abdrack von Äasarbeitangcii wisseuscbaftlicheD, technücbi-n wIlt 
unierhaltendcD Inhalts ist , aucb wena ein VoThchBlt der Recbte teblt, 
unzulässig. 

Vermochte Nachricfateo thaUächlichen lulialts und Tagi^snonigkeiteD 
dürfen aus Zeitungen oder ZeitscJirifteD stets abgedruckt werden. 

g 19. Zulässig ist die Verrielfältigun^: 

1. wenn einzelne Stellen oder kleinere Teäe eines Schriftweike>, 
eines Vortrags oder einer Rede nach der Veröffentlichung in einer 
aeibständigen litterariscben Arbeit angeführt werden; 

2. weun einzelne Aufsätze von geringem Unifimg oder einzelne Ge- 
dichte nach dem Erscheinen in eine selbständige wisaenschaftlicbi.' 
Arbeit aufgenommen werden; 

3. wenn einzelne Gedichte nacli dem Erscheinen in eine li^anunluiii; 
aufgenonunen werden, die Werke einer grösseren Zahl von Schrift- 
stellern vereinigt und ihrer BeschaiFenheit nach zar Kenutzunü 
bei Gesangs vortragen bestimmt »t; 

4. wenn eioEelne Aufsätze von geringem Cmfang, einzelne Uedichic 
oder kleinere Teile eines Schriftwerkes nach dem Erscheinen k 
eine Sammlung aufeenommen werden, die Werke einer grSsaeren 
Zahl von SchriftsteUem voroinigt and ihrer ÜeschafTenheit nach 
für den Kirchen-, Schot- oder Unterrichts gebrauch oder zu einem 
eigentümlichen litte rariachen Zwecke bestimmt ist. Bei eioer 
::)ammlang zn einem eigentümlichen littcrariitchen Zwecke bedarf 
es, solange der L'rhcber lebt, seiner persönlichen Einwilliguag. 

Die Einwilligung gilt als erteilt, wenn der Urheber nicht inner 
halb eines Monats, nachdem ihm von der Absicht des Verfassers 
Hitteiinng gemacht ist, Widerspruch erhebt. 
S 20. Zulässig ist die Vervielfältigung, wenn kleinere Teile einer 
Üichtung oder Gedichte von geringem Umfange nach ihrem Erscheinen ab 
Text zu einem neuen Werke der Tonkunst in Verbindung mit diesem wieder- 
gegeben werden. Für eine Aufführung des Werkes darf die Dichtung aueb 
allein wiedergegeben werden, sofern der Abdruck ansschli esslich zum Ge- 
brauche der Hörer bestimmt ist. 

Unzulässig ist die Vervielfältigung von Dichtungen, die ihrer Gattang 
nach zar Komposition bestimmt sind, 

g 31. Zulässig ist die Vervielfältigung: 

1. weun einzelne Stellen eines bereits erscbieneoen Werkes der Ton- 
kunst in einer selbständigen litterarischen Arbeit angeführt werden; 

2. wenn kleinere Komposition eji nach dem Erscheinen in eine selb- 
ständige wissenschaftliche Arbeit aufgenommen werden; 

H. wenn kleinere Kompositionen nach dem Erscheinen in eine Sanmi- 
lung aufgenommen werden, die Werke einer grösseren Zahl vtHi 
Komponisten vereinigt und ihrer Beschaffenheit nach für den Uate^ 
rieht in Schulen mit Ausschlnss der Musikschulen bestimmt i^^t. 
§ 32. Zulässig ist die ^~ervielfältigung, wenn ein erschienenes WeA 
der Tonkunst auf solche Scheiben, Platten, Wnlzen, Bänder und ähnliche 
Bestandteile von Instrumenten übertragen wird, welche zur inechanischen 
Wiedergabe von Musikstücken dienen. Diese Vorschrift findet auch auf 
answechselbare ilestandtcile Anwendung, sofern sie nicht für Instrnmente 
verwendbar sind, durch die das Werk hinsichtlich der Stärke und Dauer 
des Tones und hinsichtlich des Zeitmasses nach Art eines persönlichen Vor- 
trags wiedergegeben werden kann. 

g 23. Zulässig ist die Vervielfältigung, wenn einem Schriftwerk aus- 
schliessUch zur Erläuterung des Inhalts einzelne Abbildungen ans einem 
erschienenen Werke beigefügt werden. 
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{ 24. Auf Ornnd der g] 
Welkes aar zulässig, weno 
ToiKenonimeB virdi Jedoch sind, soweit der Zweck der Wiedergabe es er- 
lanTert, Überseti nngen eines !JchriftweTkeB and solche Beorbeituiigeii eines 
Werkes der Toakuust gestattet, die aar Auszüge oder ÜbertnguDgen in eine 
udere ToB»rt oder Stimmlage, oder EinrichtungeD für die im § 22 be- 
■dchneten lostnimcnte darstellen. Werden einEelno Anfntxe, cioEelne 
Gedichte oder kleinere Teile eines Si^hriftwerkes in eine Summlnng znm 
Schnl{;ebrftnch aufgenommen, so sind die fQr diesen Gebrauch erforderlichen 
Änderungen gestattet, jedoch bedarf es, solange der Urheber lebt, seiner 
peni5nli(£en Einwillisiing. Die Einwilligimg gilt als erteilt, wenn der Cr- 
hel»er nicht innerhalb eines Monats, nachdem ihm von der beabsichtigten 
Änderung Hitteilnng gemacht ist, Widerspruch erhebt. 

i 25. Wer ein fremdes Werk nach Haasgabe der §^ 19 bis 28 benutzt, 
bat die Quelle deutlieh anniigeben. 

Ü 26. Soweit ein Werk nach den Üg 16 bis 24 ohne Einwilligiing des 
Berechtigten rervielfUtigt werden darf, ist nach die Verbreitung, die Öffent- 
liche AnffikhniDg, sowie der öffentliche Vortrag Elllässig. 

S 27. h'äi öffentliche Aufführungen eines erschienenen Werkes der 
Tonkanst bedarf es der Einwilligang dos Berechtigten nicht, wenn sie 
keinem gewerblichen Zwecke dienen und die HOrer ohne Entgelt zugelassen 
werden. Im übrigen sind solche Anffilhningen ohne Einwilligang des Be- 
rechtigten zulässig: 

1. wenn »ie bei Volksfesten, mit Atisnahmc der Musikfeste statt- 
finden; 

2. wenn der Ertrag ausschliesslich für wohlthätige Zwecke bestimmt 
ist und die Mitwirkendon keine Vergütung für ihre Thätigfceit 
erhalten; 

3. wenn sie Ton Vereinen veranstaltet werden und nur die Mitglieder, 
sowie die zu ihrem Hausstände gehörigen Personen als HOrer zn- 
gelasseo werden. 

Auf die bühnenmössige Auffohrnng einer Oper oder eines sonstigen 
Werkes der Tonkunst, zu welchem ein Text gehitrt, Unden diese Vor- 
schriften keine Anwendung. 

§ 28. Zur Veranstaltung einer öffentlichen Aufführung ist, wen» 
nehrere Berechtigte vorhanden sind, die Einwilligung eines jeden er- 
fiHderlicb. 

Bei einer Oper oder einem sonstigen Werke der Tonknost, zu welchem 
ein Text eeb&rt, bedarf der Veranstalter der Aufführnng nur der Ein- 
willigung desjemgeu, welchem das Urheberrecht an dem musikalischen 
Teile Euatehl. 

Dritter Abschnitt. Dauer des Schutzes. 

S 29. Der Schutz des Urheberrechts endigt, wenn seil dem Tode des 
Urhebers dreissig Jahre und ausserdem seit der ersten Verüffeottichung des 
Werkes zehn Jahre abgelaufen sind. Ist die Veräffentlicliang bi;» /um Ab- 
laufe von dreissig Jahren seit dem Tode des Urhebers nicht erfolgt, so wird 
vermutet, dass das Urheberrecht dem Eigentümer des Werkes zustehe. 

S 30. ätcht das Urheberrecht an einem Werke mehreren gemeinschaftlich 
!■, SO bestimmt sich, soweit der Zeitpunkt des Todes für die Schutzfrist 
wMsgebend ist, deren Ablauf nach dem Tode des Letztlebendcn. 

g 81. Ist der wahre Name des Urhebers nicht bei der ersten VerQffent' 
lichung gemäss § 7 Abs. I, 3 angegeben worden, so endigt der Schutz mit 
dem AblBDfe von dreissig Jahren seit der Veröffentlichung. 
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Wird dvr wahre Niunu des Urhebers binnen der drcissig jährigen Frist 
t;eni&8H ^ 7 Abs. 1, 3 angegeben oder von den Berecbtigten zur li^iotragong 
in die Eintrngsrolle (§ 66) angemeldet, so finden die Voraehriften des g 28 
AnnendanK. Doa (bleiche gilt, wenn dna Werk erat nach dem Tode de« 
Urhebers veröffentlicht wird. 

i» 82. Steht einer jnnstiscben Person nach den g§ 3, 4 du Urheber- 
recht ?,a, 80 endigt der 8<:liutz mit dem Ablauf von dreissig Juhren seit der 
Vuröffentlicbnng. Jedoch endigt der Schutz mit dem Ablaufe der im | 29 
bestimmten Fristen, wenn dos Werk erst nach dorn Tode des Verfassen 
TcröfTentticht wird. 

g 33. Bei Werken, die ans mehreren in Zwischenräumen Terüffentlichtea 
Bänden bestehen, sowie bei fortlaufenden Berichten oder Heften wird jeder 
Band, jeder Bericht oder jedes Heft fUr die Berechnung der Schat^fristM 
»Is ein besonderes Werk angesehen. 

Bei den in I^iefcrungeu Teröffentliclitcn Werken wird die ächulzfriat erst 
Ton der Veröffentlichung der letzten Lieferung an berechnet. 

ü 84. Die Schatzfnstcn bcgümen mit dem Ablaufe des Kalenderjahres, 
in wolcJiem der Urheber gestorben oder das Werk Teröffentlicht worden ist. 

Ü 36. Soweit der in diesem Gesetze gewährte Schutz davon abhängt, 
ob ein Werk erschienen oder anderweit veröffentlicht, oder ob der wesent- 
liche Inhalt eines Werkes öffentlich mitgeteilt worden ist, kommt nur eine 
Veri'lTentlichung oder Mitteilung in Betracht, die der Berechtigte bewirkt bot. 
Vierter Abschnitt. Eechtsverletznngen. 

i) 8<i. Wer vorsätzlich oder falirläsi^ig unter Verletzung der ausschliess- 
licben Befugnis des Urhebers ein Werk vervielfältigt, gewerbsmässig ver^ 
breitet oder den wesentlichen Inhalt eines Werkes öffentlich mitleiFt, ist 
di^m Berechtigten zum Ersätze des daraus entstehenden Schadens verpflichtet 

^ 37. Wer vorsätzlich oder fahrlässig unter Verletzung der ausschliess- 
lichen Bcfugnih des Urhebers ein Werk üffenCiich aufführt oder öfTentUch 
vorträgt, ist dorn Bereclitigten zum Ersätze des daraus entstehende* 
Schadens verpflichtet. Die gleiche Verpflichtung trifft dei^enjgen, welcher 
vorsätzlich oder fahrlässig eine dramatische Bearbeitung, die nach ^ 12 un- 
zulässig ist, öffentlich auZtUiirl. 

<j 38. Mit Geldstrafe bis zu dreitausend Mark wird bestraft: 

1. wer in anderen als diu gesetzlich zugelassenen ITällen Torsätzlich 
ohne Einwilligung des Berechtigten ein Werk vervielfältigt oder 
gewerbsmässig verbreitet; 

2. wer in anderen alu den gesetzlich zugelassenen Fällen vorsätzlich 
ohne Einwilligung des Berechtigten ein Bühnenwerk, ein Werk 
der Tonkunst oder eine dramatische Bearbeitung, die nach § 12 
unzulässig ist, öffentlich auffOhrt, oder ein Werk, bevor es er- 
schienen ist, öffentlich vorträgt. 

War die Einwilligung des Berechtigten nur deshalb erforderlich, weil 
un [lern, Werke selbst, an dessen Titel oder an der Bezeichnung des U^ 
hcborü Ändemn^en vorgenommen sind, so tritt Geldstrafe bis zu drei- 
hundert Mark ein. 

6oll eine nicht beizutreibende Geldstrafe in Gefängnisstrafe umgewandelt 
werden, so darf deren Dauer in den Fällen des Abs. 1 sechs Monate, in den 
Fällen des Abs. 2 einen Monat nicht übersteigen. 

S 99. Wer den wesentlichen Inhalt eines Werkcfi, bevor der Inhalt 
öffentlich mitgeteilt ist, vorsätzlich ohne Einwilligung des Berechtigten 
öffentlich mitteilt, wird mit Geldstrafe bis zu ein tausend fünfhundert Mark 
bestraft. Soll eine nicht beizu treibende Geldstrafe in Gefängnisstrafe um- 
gewandelt werden, so darf deren Dauer drei Monate nicht Obersteigeo. 
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^ 40. Auf VorlaDgen des Berechtigten kann neben der Strafe nuf eine 
u ihii EU erlegende Busse bis zum Betra^r^ von sechstsiuend Harif erkannt 
«erden. Die zu dieser Bnsse Vemrteilten haften als GeBammtschuldner. 

£jne erkannte Bnsse schliesst die Geltendmachung eines weiteren An- 
spruchs &nf Schadensersatz aas. 

g 41. Die in den gg 36 bis 89 bezeichneten Handinngen sind auch dann 
rechtswidrig, wenn das Werk nur bu einem Teile Terrielßltigt, irerbreitet, 
Sffentlich mitgeteilt, aufgeführt oder yorgetragen wird. 

§ 42. Die widerrechtlich hergestellten oder verbreiteten Esemplare 
und die zur widerrechtlichen Verricl fältig ung nusscbliesslicb bestimmten 
Torrichtungen, wie Formen, Platten, Bteinc, Stereotypen unterliegen der 
Vemichtnng. Ist nur ein Teil des Werkes widerrechtlich hergestellt oder 
rerbreilet, so ist auf Vernichtung dieses Teiles und der entsprechenden 
Vorrichtungen zu erkennen. 

üogensCand der Vemicfatung sind alle Esemplare nnd Vorrichtungen, 
welche sich im Eigentume der an der Herstellnng oder der Verbreitung 
Beteiligten, sowie der Erben dieser Personen befinden. 

Auf die Venüchtong ist auch dann zu erkennen, wenn die Herstetlong 
oder die Verbreitung weder vorsätzlich noch fahrlässig erfolgt. Das Qleiche 
ptt, wenn die Herstellung noch nicht vollendet ist. 

Die Vernichtung hat zu erfolgen, nachdem dem Eigentumer gegenüber 
rechtskräftig daraui erkannt ist. Soweit die Exemplare oder die Vorricb- 
toDgen in anderer Weise als durch Vernichtnng unschädlich gemacht werden 
köniien, bat dies zu geschehen, falls der Eigentümer die Kosten überuimmt. 

^ 43. Der Berechtigte kann Htatt der Vernichtung verlangen, dass ihm 
das Recht zuerkannt wird, die Exemplare und Vorrichtungen ganz oder 
idlweise gegen eine angemessene, höchstens dem Betrage der BerstcUungs- 
kosten gleichkommende Vei^tong zu übemehmoa. 

(i 44. Wer den Vorschriften des § 18, Abs. 1 oder des § 25 zuwider 
Bnlerllsst, die benutzte Quelle anzugeben, wird mit deldstrafe bis zn ein- 
liuDdertfünfzig Hark bestraft. 

S 46. Die Strafverfolgung in den Fällen der g§ 38, 39, 44 tritt nur 
wf Antrag eiu. Die Zurücknahme des Antrags ht zulässig. 

^ 46. Die Vernichtung der widerrechtlich hergestellten oder verbreiteten 
Kiemplare und der zur widerrechtlichen Vervielfältigung ausschliesslich be- 
siinunten Vorrichtungen kann im Wege des bürgerlichen Rechtsstreits oder 
im Strafverfahren verfolgt werden. 

ä 47. Auf die Vernichtung von Exemplaren oder Vorrichtungen kann 
weh im Strafverfahren nur auf besonderen Antrag des Berechtigten er- 
kumt trerden. Die Zurücknahme des Antrags ist bis znr erfolgten Vei^ 
nichtoDg zulässig. 

Der Berechtigte kann die Vernichtung von Exemplaren oder Vurricbt- 
uigcn selbständig verfolgen. In diesem Falle linden die g§ 477 bis 479 der 
HtrsfprozessordnDug mit der Masagtibe Anwendung, dass der Berechtigte 
il^ Privatkläger auftreten k&nn. 

S 48. Die §§ 46, 47 finden auf die Verfolgung des im sj 48 bezelcbneten 
Secfates entsprechende Anwendung. 

I 49. Für sämmtliche Bundesatauten sollen -Sachverständigen-Kammern 
l>estehm, die verpflichtet sind, auf Erfordern der Gerichte und der Staats- 
iDvaltschaften Gutachten bber die an sie gerichteten Fragen abzugeben. 

Die Sachverständigen-Kammern sind befugt, auf Anrufen der Beteiligten 
aber Schadensersatzansprüche, über die Vernichtung von Exemplaren oder 
Vorrichtungen, sowie Aber die Znerkennung des in § 43 bezeichneten Rechtes 
ih Schiedsrichter zn verhandeln und zu entscheidcu. 

Gnelie iXhtT da» UtheberTDcbt« 6 
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Der BeichskftDzler crlässt die BestimmnngeD über die ZnB&mniensetzung 

und den Gescbäftsbotrieb der SachTerständigeD-Eammera. 

Die dnzelnen Mitglieder der S ach vers tändig en-Kunmern aollen nicht 
ohne ihre Zuslinunuiig und nicht ohne OenohmigaDg des Vorsitzenden von 
den Gerichten als Sachverständige Temommen werden. 

§ 60. Der Ansprach auf Schadensersatz nnd die Strafverfolgung «egei 
Nachdrucks verjähren in drei Jahren. 

Die Verjährung beginnt mit dem T&ge, an welchem die Veitireitnig 
der Nachdruckesemplare zuerat stattgefunden hat 

g öl. Der Anspruch auf Schadens eraatz und die Strafverfolgung wrcen 
widerrechtlicher Verbreitung oder Aufführung, sowie wegen wlderreäitlicEei 
Vortrags verjähren in drei Jahren. Dos Gleiche gilt in den Fällen der 
8§ 36, 39. 

Die Vcrjähmng beginnt mit dem Tage, an welchem die widerrechtlichr 
Handlung zuletzt stattgefunden hat. 

§ 52. Der Antrag auf Vernichtung der widerrechtlich hergestellten 
oder verbreiteten Exemplare, sowie der zur widerrechtlichen Vervielfältigung 
ausschliesslich bestimmten Vorrichtungen ist so lange zulässig, als solche 
Exemplare oder Vorrichtungen vorhanden sind. 

g 53. Die Verjähning der nach dem g 44 Btrafba.reD Handlung begiiit 
mit dem Tage, an welchem die erste VcrüffcntUchnng stattgefunden hat 

Fünfter Abschnitt. Schlussbcstimmungen. 

§ 64. Den Schatz geniessen die Reichs angehOrig«« für alle ihre Weriie, 
gleichviel, ob diese erschienen sind oder nicht. 

g 55. Wer nicht BeichsangehQri^er ist, geniesst den Scbatü für jedes 
seiner Werke, das im Inland erscheint, sofern er nicht daa Werii selbst 
oder eine Übersetzung an einem früheren Tage im Ausland hat erscheinen 
lassen. 

Unter der gleichen Voraussetzung geiiiesst er den Schutz für jedes 
seiner Werke, das er im Inland in einer Übersetzung erscheinen löast; die 
Übersetzung gilt in diesem Falle als das Originalwerk. 

g 56. Die Rolle fär die im g 31 Absatz 2 vorgesehenen Eintragungei 
wird bei dem Stadtrate zu Leipzig geführt. Der Stadtrat bewirkt die Ein- 
tragungen, ohne die Bereditigang des Antragstellers oder die Bichtigkeit 
der zur Elintragung angemeldeten Thatsachen zu prüfen. 

Wird die Eintragung abgelehnt, so steht den Beteiligten die Beschwerde 
an den Reichskanzler zn. 

g 57. Der Reichskanzler ertässt die Bestimmnngen über die Führung 
der Eintrags rolle. Die Einsicht der Eintragsrolle ist jedem gestattet;. Ans 
der Rolle können Auszüge gefordert werden; die Auszüge sind anf Vei* 
langen zu beglaubigen. 

Die Eintragungen werden im Börscnblatte für den deutschen Buchhandel 
und, falls das Blatt zu erscheinen aufhören sollte, in einer andere TOm 
Reichskanzler zu bestimmenden Zeitung Öffentlich bekannt gemacht. 

g 58. Eingaben, Verhandlungen, Bescheinigungen und sonstige Schrift' 
stücke, welche die Eintragung in die Eintragsrolle betreffen, sind stempelfreL 

Für jede Eintragung, für jeden Eintragsschein, sowie für jeden sonstigen 
Auszug aus der EintrogsroUe wird eine Gebühr von I,h Hark erhoben; 
anaserdeni hat der Antragsteller die Kosten für die GffcniJiche BekaJint- 
machung der Eintragung zu entrichten, 

§ 59. In bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten, in welchen durch Klage oder 
Wideildage ein Anspruch auf Grand der Vorschriften dieses Gesetzes geltend 
gemacht ist, wird die Verhandlung und Entscheidung letzter Instani im 
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äiue des § 8 d«s EiofUinugageaetEes znni OeriehtirerfassiUKBgesetze dem 
BeicbBgerichte Engewkeen, 

§ 60. Siaem n»chg«UsseneB Werke, das bei dem Inbrafttreten dies«* 
GeseUea noch nicht TerOffentlicht ist, wird die im g 39 voi^esehene SdiDtz- 
friit auch dftnn tu Teil, wenn die bisherige ScbutEfrist bereits abgelaafen ist. 

g il. Der durch dieses lieaeU f^ewährte SchntE gegen Anfftthnuig 
kiDB Dach dessen Inkrafttreten einem Werke der Toaknnat, für welches du 
Anffftlinings recht bis dahin nicht vorbehalten war, dadurch gesichert werden, 
dus das Weik nachträ^ch mit dem Vorbrtalte versehen wird. Jedodi ist 
die AnffOhning eines Bolchen Werkes auch ferner ohne Einwilligung des 
Urhebers zaiäftsig, sofern nicht bei der Anffihmng Noten benatst werden, 
die mit dem Vorbehalte TCrsehen sind. 

Die ansschiiesstiche ßefagnis zur Öffentlichen Aufführung eines nach 
diesen Vorschriften geschützten Werkes steht dem Urheber zu. 

g 62. Die ansscbliess liehen Befugnisse des Urhebers eines geschützten 
Werkes bestimmen sich nach den Vorschriften dieses Qfisetzos, anch wenn 
du Werk Tor dessen Inkrafttreten entstanden ist. War jedoch eine Über- 
setzimg oder sonstige äearbeitnag oder eiae Sammlung, welche aus den 
Werken mehrerer Behriftstelier zum Schulgebranche veranstaltet ist, vor 
dem Inkrafttreten dieses Gesetzes erlaubter Weise gaoi oder zum Teil er- 
sehienon, so bleibt die Befugnis des Bearbeiters zur Verfiel fältigong, Ver- 
breitung und Öffentlichen Aufführung nnberflhrt. 

g Sä. Soweit eine VervielfiJtignng, die nach dem Inkrafttreten dieses 
GesetEes nnznlässig ist, bisher erlaubt war, darf der bereits begonnene 
Dnck Ton Exemplaren voUendet werden. Die Torhandcnen Vorricbtungen, 
wie Formen, Platten, Steine, Stereotypen dürfen noch bis zum Ablaofe von 
sechs UoDaten benutzt werden. Die Verbreitung der gem&ss dieser Vor- 
schriften hsTKestellten, sowie der bereits vor dem Inkrafttreten dieses Oe- 
fiXsen TuUendeten Exemplare ist zulftssig. 

§ 64. Dieses OeseU tritt mit dem 1. Januar 1902 in Kraft. Die §§ 1 
his bS, 61, 62 des Gesetzes, betreffend das Urheberrecht an Schriftwerken 
0. i. w., Tom 11. Juni 1870 {Bondes-OesetzbL S. 889) treten mit demselben 
ttge ausser Kraft. Jedoch bleiben diese Vorschrifteii insoweit unberührt, 
■Is sie in den Reichsgesetzen über den Schntz von Werken der bildenden 
Künste, von Photographien, sowie ron Hostern ond Modellen fär anwendbar 
erklärt werden. 

Gesetz vom 19. Juni 1901 Ober das VerlagBrechi 

^ 1. Durch den Verlagsvertrag übor ein Werk der Litteratnr oder der 
Tunbonat wird der Verfasser verpflichtet, dem Verleger das Werk zur Ver- 
rieifälügnng and Verbreitung für eigene Eechnnng zu überlassen. Der Ver- 
leger ist verpflichtet, das Werk aa vervielfüJitigen und zu verbreiten. 

§ 2. Der Verfasser hat sich während der Daner des Vertrags Verhält- 
nisses jeder Vervielfältigung und Verbreitnng des Werkes zu enthalten, die 
einem dritten während der Dauer des Urheberrechts untersagt ist. 

Dem Verfasser verbleibt jedoch die Befugnis zur Vervielfältigung und 
Verbreitnng: 

1. fflr die Übersetzung in eine andere Sprache oder in eine andere 

Hnndnrt; 
8. für die Wiedergabe einer Erzäblnng in dramatischer Form oder 

eine« Bühnenwerkes in der Form einer ErzShluug; 
8. f&r die Bearbeitung eines Werkes der Tonkunst, soweit sie nicht 
blos ein Auszug oder eine Ubertimgong in eine andere Tonart oder 
Stdmmlage ist 
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Auch ist d«r Verfasser zur Verrielfättigang nnd VerbieitunK in eiier 
nosamtansgabe befugt, wenn seit dem Ablaoie des Kalenderjahres, in 
welchem das Weric erschienea iat, zwanzig Jahre reTstriehen sind. 

g 3. Beiträge zu einem Sammelwerke, für die dem Verfasser eia An- 
epmch anf V(;rgtttuag nicht zusteht, dürfen von ihm anderweit verwertet 
weiden, wenn seit dem Ablaufe des Kalenderjahres, in welchem sie erschienen 
sind, ein Jahr verstriclien ist. 

§ 4. Der Verleger ist nicht berechtigt, ein Einzelwerlc fär eine Oesamt- 
ansgabe oder ein Sammelwerk sowie Teile einer Qesuntaasgabe oder eines 
Sammelwerkes für eine Sonderausgabe sn Terwerten. Soweit jedoch ebc 
solche Verwertan^ auch während der t>aner des Urheberrechts einem jeden 
freisteht, bleibt sie dem Verleger gleichfalls gestattet. 

ß 5. Der Verleger ist nur zo einer Auflage berechtigt. Ist ihm das 
Recht znr Veranstaltnng mehrerer Auflagen eingeräumt, so gelten im Zweifel 
fSr jede neue Auflage die gleichen Abreden wie Iftr die Torhergehendc 

Ist die Zahl der AbiUge nicht bestimmt, so ist der Verleger berechtigt, 
tausend Abzüge herzustellen. Hat der Verleger durch eine Tor dem fiegisn« 
der VervielfältiguDg dem Verfasser gegenüber abgegebene Erklärung die 
Zahl der Abzüge niedriger bestimmt, so iat er nnr berechtigt, die Andiigc 
in der angef^cbenen HQbe berzuatellcn. 

g 6. Die üblichen Znscbnssexemplare werden in die Zahl der znUssig«! 
Abzüge nicht eingerechnet. Das Oleichc gilt von Freiexemplaren, soweit 
ihre Zahl den zwanzigsten Teil der mlässigen Abzüge nicht Übersteigt. 

Zascbussexemplare, die nicht znm Ersatz oder znr ErgSnzang beschädigter 
Abzüge verwendet worden sind, dürfen von dem Verleger nicht Tertireitet 
werden. 

§ 7. Gehen Abzüge unter, die der Verleger auf Lager hat, SO darf er 
sie durch andere ersetzen; er hat vorher dem Verfasser Anzeige zu machen. 

g 8. In dem Umfang, in welchem der Verfasser nach den gg 2 bis T 
TerpSiclitet ist, sich der Vervielfältigung und Verbreitung zn enthalten und 
sie dem Verleger zn gestatten, hat er, soweit nicht ans dem Vertrage sich 
ein anderes e^obt, dem Verleger dss ansschliessliche Recht zur Verviel- 
fältigung und Verbreitung (Verlagsrecht) zu verschaffen, 

^ d. Das Verlagsrecht entsteht mit der Ablieferung des Werkes an den 
Verleger und erlischt mit der Beendigung des Vertrags Verhältnisses. 

Soweit der Schutz des Verlagsrechts es erfordert, kann der Verleger 
gegen den Verfasser sowie gegen dritte die Befugnisse ausüben, die znm 
tJcHntzc des Urheberrechts durch das Gesetz vorgesehen sind. 

S 10. Der Verfasser ist verpflichtet, dem Verleger das Werk in einem 
für die Vervielfältigung geeigneten Zustand abzuliefern. 

S 11. Iat der Verlags vertrag über ein bereits vollendetes Werk ge- 
schlossen, so ist das Werk sofort abzuliefern. 

Soll das Werk erst nach dam Abschlüsse des Verlags Vertrags hergestellt 
werden, so richtet sich die Frist der Ablieferung nach dem Zwecke, welchem 
das Werk dienen soll. Soweit sich hieraus nichts ergiebt, riehtet sich die 
Frist nach dem Zeitraum, innerhalb dessen der Verfasser das Werk bei einer 
seinen Verhältnissen entsprechenden Arbeiteleistung herstellen kann; eine 
anderweitige Thätigkeit des Verfassers bleibt bei der Bemessung der Frist 
nur dann ausser Betracht, wenn der Verleger die Thätigkeit bei dem Ab- 
schlüsse des Vertrages weder kannte noch kennen mnsato. 

ß 12. Bis znr Beendigung der Vervielfältigung darf der Verfasser 
Änderungen an dem Werke vornehmen. \oT der Veranstaltung einer neuen 
Anflage hat der Verleger dem Verfasser zur Vornshme von Änderungen Ge- 
legenheit zu geben. Änderungen sind nur insoweit zulässig, als nicht durch 
sie ein berüchtigtes Interesse des Verlegers verletzt wird. 
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Der Verfasser darf die Änderungen dnrcb einen dritten Tornehmea 

Nimmt der Verfasser Dach dem Beginne der ViTvielfiltigimg Ändeniogen 
vor, welche das übliche Haass ttberateigen, so ist er verpflichtet, die hieraus 
eatstehenden Knsten zu ersetzen; die KrsatzpflicJit liegt ihm nicht ob, wenn 
Intstlinde, die inzwischen eingetreten sind, die Änderung rechtfertigen. 

g 18. Der Verleger d%rf an dem Werke selbst, an dessen Titel und un 
äer Bezeichnung des Urhebers Zusätze, KOrzmigen oder sonstige Ändernngen 
nicht Tomehmen. 

Zulässig sind AndernngeD, fUr die der Verfasser seine Einwillignng nach 
Tren nud Ulaaben nicht versagen kann. 

S 14, Der Verleger ist verpflichtet, das Werk in der iweckentsprechendoD 
lud üblichen Weise eu Terrielfältigen nnd zu verbreiten. Die Form and 
Ausstattung der Abzüge wird unter Beobachtung der im Verlagshandel 
herrschenden Obnng sowie mit BOcksicht auf Zweck nnd Inhalt des Werkes 
von dem Verleger bestimmt. 

§ 15. Der Verleger hat mit der Vervielfältlgong zu beginnen, sobald 
ibm das vollstBadigo Werk zugegangen ist. Erscheint das Werk in Ab- 
teilungen, so ist mit der VervieuftTtigung zu beginnen, sobald der Verfasser 
eine Abteilung abgeliefert hat, die nach ordnungamSssiger Folge zur Herans- 
gabe bestimmt ist, 

S 16. Der Verleger ist verpflichtet, diejenige Zahl von Abzügen ber- 
initellnn, welche er nach dem Vertrag oder gemSss dem g 5 hcrzoBtellen 
berechtigt ist. Er hat rechtzeitig dafür sn sorgen, dass der Bestand nicht 
vergriffen wird. 

§ 17. Ein Verleger, der das Recht hat, eine neae Auflage zu ver- 
anstalten, ist nicht verpflichtet, von diesem Kcchte Qebrauch zu machen. 
Znr Aoaäbung des Rechtes kann ihm der Verfasser eine angemessene Frist 
bestimmen. Nach dem Ablaufe der Frist ist der Verfasser berechtigt, von 
dem Vertrage zurückzutreten, wenn nicht die Veranstaltung rechtzeitig er- 
folgt ist. Der Bestimmiuig einer Frist bedarf es nicht, wenn die Ver- 
anstaltung von dem Verleger verweigert wird. 

g 18. FMlt der Zweck, welchem das Werk dienen sollte, nach dem 
AbseMuBse des Vertrages weg, so kann der Verleger das VertragsverhBltnis 
kündigen; der Anspruch des Verfassers auf die Vergütung bleibt unbertthrt. 

Das Gleiche gilt, wenn Gegenstand des Verlagsvertrages ein Beitrag zu 
einem Sammelwerk ist und die Vervielfältigung des Sammelwerkes unterbleibt. 

§ 19. Werden von einem Sammelwerke neue AbzUge hergestellt, so 
ist der Verleger im Einverständnisse mit dem Herausgeber berechtigt, einzelne 
Beiträge wegzulassen. 

§ 20. Der Verleger hat für die Korrektur zu sorgen. Einen Abzug 
hat er rechtzeitig dem Verfasser zur Durchsicht vorzulegen. 

Der Abzog gilt als genehmigt, wenn der Verfasser ihn nicht hinnen 
einer angemessenen Frist dem Verleger gegenflber beanstandet. 

§ 21. Die Bestimmung des LsidenpreiseB, zu welchem dos Werk ver- 
breitet wird, steht für jede Auflage dem Verleger zu. Er darf den Laden- 
preis erm&ssigen, soweit nicht berechtigte Interessen des Verfassers verletzt 
werden. Zur Erhebung dieses Preises bedarf es stets der Znstimmnag des 
Verfassers. 

§ 22. Der Verleger ist verpflichtet, dem Verfasser die vereinbarte Ver- 
entnng sB zahlen. Eine Vergütung gilt als stillschweigend vereinbart, wenn 
ue Oberlassnng des Werkes den Umstanden nach nur gegen eine Vergütung 
zu erwarten ist. 

Ist die HDhe der Ve^tnng nicht bestimmt, so ist eine angemessene 
Vei^tnng in Qeld als veieinbut anzusehen. 
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% 28. Die Vergütnag ist bei der AbliefemDg des Werkes zn entikbteD. 
Ist die Hohe der Vergütung unbestimmt oder hStigt sie von dem Omfugc 
der YerrielfHltiKiing, josbesondere von der ZiM der Urackbogen ab, so irinl 
die Vergütung laliig, sobald das Werk vervielteltigt ist. 

§ 24. Bestimmt sich die Vergfltang nach dem Absätze, so hat der Ver- 
leger jährlich dem Verfasser für dus voraQ gegangene Oeachäftsjahr Be^nuii; 
xn legen nad ihm, soweit oa für die Prüfung erforderlich ist, die EinsicliI 
seiner Oeschäftsbticber zD geBtHttcn. 

g 25. Der Verbger eines Werkes der Litterator ist verpflichtet, dem 
Verfasser auf je hundert Absüge ein Freiexemplar, jedoch im ganzen niclil 
weniger als fünf und nlclit mehr als fünfzehn EU liefern. Auch hat er dem 
Verfasser anf dessen Verlangen ein Exemplar in Anshängcbogen zu üher- 

Der Verleger eines Werkes der Tonkunst ist Terpöichtet, dem Verfasser 
die übliche Zahl von FreiexempUren za liefern. 

Von Beiträgen, die in Sammelwerken erscheinen, dürfen Sonderabzügc 
als Freiexemplare geliefert werden. 

t; 26. Der Verleger hat die zu seiner Verfügung stebenden Abzüge des 
Werkes zu dem niedrigsten Preise, für welchen er das Werk im Betriebe 
seines Verlagsgeschäfts abgiebt, dem Verfasser, soweit dieser ee verlangt, 
zn überlassen. 

I) 27. Der Verleger ist TorpSichtct, das Werk, nachdem es Tervielfälügt 
worden ist, zurück ingeben, sofern der Verfasser sieb vor dem Eeginne'dcr 
Vervielfältigung die BUckgabe Torbehaiten hat. 

g 28. Die Rechte des Verlegers sind übertragbar, soweit nicht die Über- 
tragung durch Vereinbarang zwischen dem Verfasser und dem Verleger ans- 
geschlossen ist. Der Verleiher kann jedoch darch einen Vertrag, der nur 
Über einzelne Werke geschlossen wird, seine Bechte nicht ohne Znstimmnng 
des Verfassers übertragen. Die Zustimmung kann nur verweigert werden, 
wenn ein wichtiger Grund vorliegt. Fordert der Verleger den Verfasser zur 
Erklärung über die Zastimmung auf, so gilt diese als erteilt, wenn nicht 
die Verweigerung von dem Verfasser binnen zwei Monaten nach dorn Empfange 
der Aufforderung dem Verleger gegenüber erklärt wird. 

Die dem Verleger obliegende VerrielfSltigung und Verbreitung kann aach 
darch den Rechtsnachfolger bewirkt worden. Übernimmt der ßeehtsnachfoiger 
dem Verleger gegenüber die VcrpOichtnng, das Werk 7.a vervielfftlligen nnd 
zn verbreiten, so haftet er dem ^''erfasscr für die Erfüllnng der ans dem 
Verlags vertrage sich ergebenden Verbindlichkeiten neben dem Verleser al^ 
Oesammtschuldner. Die Haftung erstreckt sich nicht auf eine bereits be- 
gründete Verpflichtung »:am ächadensorsatze. 

§ 29. Ist der VerkgsT ertrag aof eine bestimmte Zahl von Anflat^cn 
oder von Abzügen beschrankt, so endigt das VenragsverhaltDis, wenn die 
Auflagen oder Abzüge vergriffen sind. 

Der Verleger ist Torpflichtct, dem Verfasser anf Verlangen Auskunft 
darüber zu erteilen, ob die einzelne Auflage oder die bestimmte Zahl von 
Abzügen vergriffen ist. 

Wird der Verlags vertrag für eine bestimmte Zeit geschlossen, so ist 
nach dem Ablanic der Zeit der Verleger nicht mehr zur Verbreitung der 
noch vorhandenen Abzüge berechtigt 

ji 30. Wird das Werk ganz oder zum Teil nicht rechtzeitig abgeliefert, 
so kann der Verleger, statt den Anspruch anf Erfüllung geltend zn machen, 
dem Verfasser eine angemessene Frist lur Abliefernng mit der ErhUrung 
bestimmen, dass er die Annahme der Leistung nach dem Ablaufe der Frist 
ablehne. Zeigt steh schon vor dem Zeitpunkt, in welchem das Werk nach 
dem Vertrag abzuliefern ist, dass das Werk nicht rechtzeitig abgeliefert 
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»erdeB wird, so kuin der Verleger die Friet «ofort bestiimnen; die Frist 
miiBG 8D bemeMen werden, dasB sie nicht Tor dem bczeichneteD Zeitpunkt 
»bISnft. Nacii dem Ablaufe der Frist ist der Verleger berecjitigt, von dem 
Veitnige zurftckiatroteii, wena nicbt das Werk rechtzeitig abgeliefert worden 
ist: der Ansprach auf Abliererun^ il es Werkes ist au>geschlosBen. 

Der BeHtiminang einer Frist iiedarf es nicbt, wenn die rechtzeitige Her- 
slelluDg des Werkes nnmöglich ist oder von dem Verfasser verweigert wird 
oder wenn der sofortige Rtlebtritt von dem Vertrage darcb ein besonderes 
Interesse des Terlefners gerechtfertigt wird. 

Der Räcktritt Ist ausgeschlossen, wenn die nicht rechtzeitige Abtieferang 
lies Werkes für den Verleger nnr einen nnerlt eh liehen Nachteil mit sich bringt. 

Durch diese Vorscbrifleu werden die im Falle des Verzngs des Verfassers 
dem Verleger zustehenden Rechte nicht berührt. 

^ 31. Die Vorschriften des t$ 30 flndcn entsprechende AnwondnDg, wenn 
das Werk nieht von vertragsmSesiger Beschaffenheit ist. 

Beruht derüangel auf einem Umstände, den der Verfasser zn vertreten 
hnt, so kann der Verleger statt des im g 30 vorgesehenen Bück tri tts rechts 
den Aospmch auf Schadensersatz wegen NichterfÄlInng geltend machen. 

S 33. Wird das Werk nicht vertragsmilssie vervielfältigt oder ver- 
breitet, so Snden zu Gunsten des Verfassers die Vorschriften des g 30 ent- 
sprechende Anwendung. 

§ 33. Geht das Werk nach der Ablieferung au den Verleger durch 
Zafajl unter, so behält der Vcrfa.'iser den Anspruch auf die Vergütung. Im 
Übrigen werden beide Teile von der Verpflichtung zur Leistung frei. 

Auf Verlangen des Verlegers hat jedoch der Verfusser gegen eine an- 
gemessene Vergütung ein anderes im weseiitlichcu übereinstimmendes Werk 
in liefern, sofern dies auf Grund vorhandener Vorarbeiten oder sonstiger 
Dnterlagen mit geringer Mühe geschehen kunn; erbietet sich der Verfasser, 
ein solches Werk innerhalb einer angemessenen Frist kostenfrei zu liefern, 
so ist der Verleger verpflichtet, das Werk an Stelle des nntcrgegiiugenen 
la vervielfältigen und zu verbreiten. Jeder Teil kann diese Rechte auch 
geltend inucben, wenn das Werk nach der Ablieferung infolge eines Um- 
stxndes untergegangen ist, den der andere Teil zu vertreten hat. 

Der Ablieferung steht es gleich, wenn der Verleger in Verzug der An- 
nahme kommt. 

g 84. Stirbt der Verfusser vor der Vollendung des Werkes, so ist, wenn 
ein Teil des Werkes dem Verleger bereits abgeliefert worden war, der Ver- 
leger berechtigt, in Ansehung des gelieferten Teiles den Vertrag durch eine 
dem Erben des Verfassers gegenüber abzugebende Erklärung aufrecht zu 
erhalten. 

Der Erbe kann dem Verleger zur Ausübung des im Abs. 1 bezeichneten 
Hechtes eine angemessene Frist bestimmen. Das Hecht erlischt, wenn sich 
der Verleger nicht vor dem Ablaufe der Frist für die Anfrech terhaltung des 
Vertrages erklart. 

Diese Vorschriften finden entsprechende Anwcndnng, wenn die Vollendung 
des Werkes infolge eines sonstigen, nicht von dem Verfasser zu vertretenden 
ümstandes unmfiglich wird. 

§ S5. Bis zum Beginne der Vervielfältigung ist der Verfasser berechtigt, 
von dem Verlags? ertrage zurückzutreten, wenn sieb Umatändc ergeben, di(^ 
bei dem Abschlüsse des Vertrags nicht vorauszusehen waren und den Ver- 
fasser bei Kenntnis der Sachlage und verstündiger Würdigung des Falles 
TDD der Herausgabe des Werkes zurückgehalten haben würden. Ist der 
Verleger befugt, eine neue Auflage zu veranstalten, so findet für die Auf- 
lage diese Vorschrift entsprechende Anwendung. 
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Erklärt der Verfasser auf Gmnd der Vorschrift des Abs. 1 den BAek- 
tritt, 30 ist er dem Verleger lam firentze der von diesem gernftchtea Aaf- 
wenduDgen yerpflichtet. Oiebt er innerliftib eines Jahres seit dem Bttck- 
tritte das Werk anderweit heraus, so ist er zum Schadensersätze wegen 
Nichterfüllung verpflichtet; diese Ersatz i)flicht tritt nicht ein, wenn der Ver- 
fasser dem Verleger den Antrag, den Vertraf; nachträglich znr AnsfObrang 
za bringen, gemacht und der Verleger den Antrag nicht angenoLninon hat. 

§ 86. Wird über dns Vermltgea des Verlegers der Konkurs eröffnet, 
so finden die Vors(;hrirten des § IT der Konkursoidnnng auch dann An- 
wendung, wenn dfl.s Werk bereits ror der Erüffnong des Verfahrens ab- 
geliefert worden war. 

Besteht der Knnknrsvorwalter anf dcrErfdllung des Vertriigs, so tritt, 
wenn er die Rechte des Verlegers auf einen anderen überträgt, dieser an 
Stelle der Konkursmasse in die sieh ans dem Vertragsverhitltnis ergebenden 
Verpfliehtungen ein. Die Konkursmasse haftet jedoch, wenn der Erwerber 
die Verpflichtungen nicht erfüllt, für den von dem Erwerber zu ersetzenden 
Schad«) wie ein Bürge, der auf die Einrede der Vorausklage reraichtet hat. 
Wird das KonkursTerfahren aufgehoben, so sind die aus dieser Eaf tun g sieb 
ergebenden Ansprüche des Verfassers gegen die Ma^se sicher zu stellen. 

War zur Zeit der BrOfTnang des Verfahrens mit der VervielfSltigunfc 
noch nicht begonnen, so kann der Verfasser von dem Vertrage zarflcktrelen. 

g 37. Auf das in den §!; IT, 80, 36, 36, bestimmte BlicktrittsrechL 
finden die für das vertrugsm^aige Blirktritts rocht geltenden Vorschriften 
der gtj 346 hi» 356 des Bürgerlichen Gesetzbuchs eatsprecliende Änwendnug. 
Erfolgt der Rücktritt wtgen eines ümstandes, den der andere Teil nicht 
zu vertreten hat, so haftet dieser nur nach den Vorschriften über die Eerans- 
gabe einer ungerechtfertigten Bereicherung. 

S 38. Wird der Bücktritt von dem Verlags vertrag erklärt, nachdem 
das Werk ganz oder zum Teil abgeliefert worden ist, so hängt es von den 
CmstAndcu a1>. ob der Vertrag teilweise aufrecht erhalten bleibt. Es be- 
gründet keinen Utiterscbied, oh der Rucktritt auf Grund des Gesetzes oder 
eines Vorbehalts im Vertrag erfolgt. 

Im Zweifel bleibt der Vertrag insoweit aufrechterhalten, ab er sich auf 
die nicht mehr zur Verfügung des Verlegers stehenden Abzüge, auf frühere 
Abteilungen des Werkes oder anf ältere Auflagen erstreckt. 

Soweit der Vertrag anfrecbt erbalten bleibt, kann der Verfasser einen 
entsprechenden Teil der Vergütung verlangen. 

Diese Vorschriften finden aach Anwendung, wenn der Vertrag in anderer 
Weise rückgängig wird. 

§ 89. Soll Gegenstand des Vertrags ein Werk sein, au dem ein Urheber- 
recht nicht besteht, so ist der Verfasser zur Verschaffung des Verlagsrechts 
nicht verpflichtet. 

Verschweigt der Verfasser arglistig, dass das Werk bereits anderweit 
in Verlag gegeben oder veröffentlicht worden ist, so finden die Vorschriften 
des bürgerlichen B echtes, welche für die dem Verkäufer wegen eines Uaugels 
im Bechte obliegende GewHhrleistnngspflicht gelten, entsprechende Anwendung. 

Der Verfasser hat sich der Vcrvielf iiltigung und Verbreitung des Werkes 
gcmliss di-n Vorschriften des {j 2 in gleicher Weise zu enthalten, wie wenn 
an dem Werke ciu Urheberrecht bestände. Diese Beschränkung fällt weg, 
wenn seit der Verüffentlichnng des Werkes durch den Verleger secha Monate 
abgelaufen sind. 

S 40. Im Falle des g 3V verbleibt dem Verleger die Befugnis, das von 
ihm veröffentlichte Werk gleich jedem dritten von neuem unverändert oder 
mit Änderungen zu vervielfältigen. Diese ^'orschiift findet keine Au- 
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wendiiBg, wenn nach dem Vertrage die Heratelloni; neuer Auil&gen oder 
weiterer ÄbzOge von der Ziblon? einer besonderen Vergütung abbSngig ist. 

§ 41, Werden für eine Zeitung, eine Zeitacbrift oder ein sonatiges 
peri(>diBche3 Sunmelwerk Beiträge zur VerOffentlicIinng angenommen, eo 
fnden die Vorschriften dieses Gesetzes Anwendung, soweit sich nicht aus 
den SS 42 bis 46 ein andoros e^ebt. 

^ 42. Sofem nicht Ans den ümstiüiden zu entoebmen ist, dass der Verleger 
äaa ausschliessliche Becht zar Vervielfältigang nnd Verbreitnug erhalten 
soll, Tcrbleibt dem Verfasser die anderweitige Verfflgnng über den Beitrag. 

Über einen Beitrag, für welchen der Verleger das anasehlicssliche Recht 
inr Verrielfältigung and Verbreitung erhalten hat, darf der Verfasser ander- 
weit Terfilgen, wenn seit dem Ablaufe des Kalenderjahrs, in welchem der 
Beitrag erschienen ist, ein Jahr Terstrichen ist. Ist der Beitrag ftlr eine 
Zeitnog geliefert, 9o steht diese Befugnis dem Verfasser alsbald nach dem 
Erteheinen xa. 

$ 48. Der \'erleger ist in der Zahl der von dem Sammelwerke her- 
rastellenden Abzüge, die den Beitrag enthalten, nicht beschränkt. Die Vor- 
Khrift des I 20 Abs. 1 Satz 2 findet keine AnwendoDG;. 

g 44. Soll der Beitrag ohne den Namen des Verfassers erscheinen, so 
bt der Verleger befugt, an der Fassung solche Änderungen rorzuuebmcn, 
welche bei Sammelwerken derselben Art Üblich sind. 

§ 46. Wird der Beitrag nicht innerhalb eines Jahres nach der Ab- 
liefernng an den Verleger veröffentlicht, so kann der Verfasser das Vertrag'S- 
TerUUtniB kundigen. Der Auspmch auf die Vergütung bleibt nnberüiirt. 

Ein Anspruch anf Verrielfttltignng nnd Verbreitung des Beitrags oder 
■af Schadensersatz wegen Nichterfllllnng steht dem Verfasser nur zn, wenn 
ihm der Zeitpunkt, in welchem der Beitrag erscheinen soll, ron dem Ver- 
leger bezeichnet worden ist. 

g 46. Erscheint der Beitrag in einer Zeitung, so kann der Verfasser 
Freiexemplare nicht verlangen. 

Der Verleger ist nicht verpflichtet, dem Verfasser Alizüge zum Buch- 
bändlerpreise zu ilbcrlassen. 

§ 47. iJbemimmt jemand die Herstellung eines Werkes nach einem 
Plane, in welchem ihm der Besteller den Inhalt des Werkes sowie die 
Art und Weise der Behandlang genau vorschreibt, so ist der Besteller im 
Zweifel zar VervieIßUtigang und Verbreitung nicht verpflichtet. 

Das Gleich« gilt, wenn sich die Thlltigkeit auf die Mitarbeit an 
encjltlop&dischen Unternehmungen oder auf Hitlfs- oder Nebenarbeiten fUr 
des Werk eines anderen oder iQr ein Sammelwerk beschränkt. 

§ 48. Die Vorschriften dieses Gesetzes finden auch dann Anwendang, 
wenn derjenige, welcher mit dem Verleger den Vertrag abscbüesst, nicht der 
Verfasser ist. 

8 49. In bflrgerlichen Reohtsatreitigkeiten, in welchen dnrch Eloge 
oder Widerklage ein Ansprach auf Omna der Vorschriften dieses Gesetzes 
geltend gemacht ist, wird die' Verhandlung nnd Entscheidung letzter Instant 
im Sinne des § 8 des EinfUhrungsgesetzes zum Gerichlsrcrfnssungsgesetze 
dem Beichsgerichte zugewiesen. 

§ BO. Dieses Gesetz tritt mit dem 1. Janaar 1!W2 in Kraft. 

Besetz vom 9. Januar 1876 betrefTend das Urheberrecht 
an Werken der bildenden KQnste. 

A. Ausschliessliche» Recht des Urhebers. 
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§ 2. Das Recht des Urhebers geht anf desaeD Erbea über. Diraea 
Becbt kuDD beschränkt oder anbeschränkt darch Vertrag oder durcb Ver- 
füguiig Tun Todeawegen aut andere übertragen werden. 

§ 3. Auf die Baukunst findet das gegenwärtige Gesetz keine An- 
wendnag. 

i) 4. Als Nachbildnng ist nicht Hozuscben die treie Benutzung ein«) 
W erkcs der bildenden Könate zur Eerrorbriogung eines neoen Werkes. 

^ 5. Jede Nochbildnng eines Werkes der bildenden Künste, welche in 
der Absiebt, dieselbe zu rerbroiten, ohne Geoehmiguog des Berechtigten 
<§§ 1, 2) hergestellt wird, ist verboten. Ab Tcrbotene Nachbildung ist es 
auch uiiznsohcn: 

1. wenn bei Herrorbringnng derselben ein anderes Verfahren ange- 
wendet worden ist, als bei dem Originalwerk; 

2. wenn die Nachbiidnu^ nicht nnmittdbar nach dem OriginalweAe, 
sondern mittelbar nach einer Nachbildnng desselben geschaffen ist; 

3. wenn die Nachbildung eines Werkes der bildenden Künste sich 
an einem Werke der Baukunst, der Industrie, der Fabriken, Band- 
werke oder Manufakturen befindet; 

4. wenn der Urheber oder Verleger dem unter ihnen bestehend«) 
Vertrage zuwider eine neue Verrielfältigung des Werkes rera»- 
stolten; 

5. wenn der Verleger eine grössere Anzahl von Exemplaren eines 
Werkes anfertigen lässt, als ihm yertragsmässig oder gesetzUcfa 
gestattet ist. 

§ 6. Als verbotene Xachbildnng ist nicht anzusehen: 

1. die Einzelkopic eines Werkes der bildenden Künste, soff ra dieselbe 
ohne die Absicht der Verwertung angefertigt wird. Es ist jedoch 
verboten, den Namen oder das Monogramm des Urhebers des 
Werkes in irgend einer Weise auf der Einzelkopie auzabringcn, 
widrigenfalls eine Geldstrafe bis zu fünfhnndert Mark verwirkt ist; 

2. die Nachbildung eines Werkes der zeichnenden oder malenden 
Kunst durch die pla-stischo Knust, oder umgekehrt; 

3. die Nachbildung von Werken der bildenden Künste, welche anf 
oder an Strassen oder flffentlichen Plätzen bleibend steh befinden. 
Die ■ Nachbildung darf jedoch nicht in derselben Kunstfurm er- 
folgen; 

4. die Aufnahme von Nachbildungen einzelner Werke der bildenden 
Künste in ein Schriftwerk, vorausgesetzt dass das letztere als die 
Hauptsache erscheint, und die Abbildungen nur zur Erläuteroag 
des Textes dienen. Jedoch muss der Urheber des Originals oder 
die benutzte Quelle angegeben werden, widrigenfalls die Straf- 
bestijnmung im § 21 des Gesetzes vom 11. Juni 1870 betreffend 
das Urheberrecht an Schriftwerken etc. (Bundes -Gesetzbl. 1870, 
S. 339) Platz greift. 

S 7. Wer ein von einem andern herrührendes Werk der bildenden 
Künste auf rechtmässige Weise, aber mittelst eines anderen Kuustver- 
fahrens nachbildet, hat in Heziebung auf dos von ihm hervorgebrachte Werk 
das Becht eines Urhebers (§ 1), anch wenn das Original bereits Ocmeingnt 
geworden ist. 

§ 8. Wenn der Urheber eines Werkes der bildenden Künste das Eigen- 
tum am Werke einem anderen Oberlässt, so ist darin die Übertragung des 
N ach bildnnga rechts fortan nicht enthalten; bei Porträts und Porträtbüstei 
geht dieses Recht jedoch auf den Besteller über. 
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Der Eigentamer des Werkes ist nicht verplUcbtet, dssselbo zum Zweck 
der Veranstaltung von NftchbUduugen an den Urheber oder dessen Eechts- 
nacltfulger hernusaugeben. 

B. Dauer dos Urheberrechts. 

g 9. Uer Schutz des gegenwärtigen Gesetzes g^en Nachbildung wird 
für <ue Lebensdauer den Urhebers uud dreissig Jahre nach dem Tode des- 
selben gewährt. 

Bei Werken, welche veraffentlicht sind, ist diese Dauer des Schutzes 
ka die Bedingung geknüpft, dass dar wahre Name des Urhebers auf dem 
Werke ToUständjg genannt oder durch kenntliche Zeichen ausgedruckt ist. 

Werke, welche entweder unter eioem andern, als dem wahren Namen des 
Ijrhei>er3 veröffentlicht sind, oder hei welchen ein Urheber gar nicht angegeben 
ist, werden dreissig Jahre )aDg, von der Veröffentlichung an gegen Nach- 
bildung geschätzt. Wird innerhalb dieser ilreissig Jahre der wahre Name 
ded Urhebers von ihm selbst oder seinen hlerau legitimierten Bechlsnach- 
folgern znr Eintragung in die Eintragarolle (§89 des Gesetzes vom 11. Juni 
1870 betreffend das Urheberrecht an Schriftwerken etc. — Üuudes-Oesetzbl. 
1870 S, 339) angemeldet, so wird dadurch dem Werke die im Absatz 1 be- 
stimmte längere Dauer des Schutzes erworben. 

§ 10. Sei Werken, die in mehreren Bänden oder Abteiinngen erscheinen, 
wird die Schutzfrist von dem ersten Erscheinen eines jeden Bandes oder 
einer jeden Abteilung an berechnet. 

Bei Werken jedoch, die iu einem oder mehreren Bänden cino einzige 
Aufgabe behandeln und mitbin als in sich zasammen hängend zu betrachten 
sind, beginnt die Schutzfrist erst nach dem Erscheinen des letzten Bandes 
oder der leUten Abteilaug. 

Wenn indessen Ewischcn der Herausgabe einzelner Bände oder Ab- 
leilungen ein Zeitraum von mehr als drei Jahren rerflossen ist, so sind die 
vorher erschieoenen Bände, Abteilungen etc. als ein für sich bestehendes 
Werte und ebenso die nach Ablauf der drei Jahre erscheinenden weiteren 
Fortsetzungen als ein neues Werk zu behandeln. 

§ 11. Die erst nach dem Tode des Urhebers veröffentlichten Werke 
werden dreissig Jahre lang, vom Tode des Urhebers an gcreehnet, gegen 
Nachbildung geschützL 

§ 12. Einzelne Werke der bildenden Künste, welche in periodischen 
Werken, als Zeitschriften, Taaclienbücheru, Kalendern etc. erschienen r-ind, 
ikrf der Urheber, falls nichts anderes verabredet ist, auch ohne Einwilligang 
lies Heranagebera oder Verlegers dos Werkes, in welches dieselben aufge- 
nommen sind, nach zwei Jahren, vom Ablaufe des Jahres des Krschi'inens 
UD gerechnet, anderweitig abdrucken. 

§ 13. In den Zeitraum der gesetzUchen Schutzfrist wird das Todesjahr 
des Verfassers beziehungsweise das Kalenderjahr der ersten Vurüffenttichutig 
oder des ersten Erscheinens des Werkes nicht eingerechnet. 

§ 14. Wenn der Urheber eines Werkes der bildenden Künste gestattet, 
da^i dasselbe an einem Werke der Industrie, der i^'abriken, Handwerke uder 
Manufakturen nachgebildet wird, so goniessc er den Schutz gegen weitere 
.N'achbildangon an Werken der Industrie etc. nicht nach Massgabe des gegen- 
wärtigen Gesetzes, sondern nur nach Masagabc des Gesetzes betreffend das 
Urheberrecht an Küstern und Modellen, 

§ 15. Eiu Heim falls recht des Fiskus oder anderer zu herrenlosen Ver- 
lasse nscbaften berechtigter Personen findet auf das ausschliessliche Recht 
des Urhebers und seiner Eechtsnach folger nicht statt. 
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C. SichcrstelliinR des Urheberrechts. 

g 16. Die Bestimmuugon iu den §§ 18—42 des Oesctzc^ vom 11. Juoi 
1870, betreffend das Urheberrei'tit an Schriftwerken etc. (ßtmdcs-Gesetsbl. 
1870 S. 339) linden auch auf die Nachbildung von Werben der bildenden 
Künste cntsprecbende Anwendung. 

Uie Sachverstand igcnv ereine, weiche nach Uassgabe des § 31 des ge- 
nannten Oesetzes Gutachten über die Nachbildung toq Werken der bilden- 
den Künste abzugeben haben, snllec aas Kllnstiem verschiedener Kanst- 
zwcige, ans Kunsthändlern, Kunstgewerbe treibenden und aus anderen 
Kunstverständigen bestehen. (Die Zusaramensctznng und der Geschäfts- 
betrieb dieser Sachverständigen vereine wurde durch eine Instruktion der 
Reichskanzlei vom 29. Februar 1RT6 geregelt.) 

D. Allgemeine Bestimmungen. 

§ 17. Das gegenwärtige Gesetz tritt mit dem 1. Jnli 1876 in Krufi. 
Alle früheren in den einzelnen Stauten des Deutschen Reichs geltenden 
Bestimmungen in Beziehung anf das Urheberrecht an Werken der bildenden 
Künste treten von deniselbeu Tage ab ausser Wirksamkeit. 

§ 18. Das gegenwärtige Gesetz findet auch auf alle vor dem Inkraft- 
treten desselben erschienenen Werke der bildenden Künste Anwendnnfr, 
selbst wenn dieselben nach den bisherigen I.andesgesetz gebungen keinen 
Schutz gegen Nachbildung genossen haben. 

Die bei dem Inkrafttreten dieses Oesetzes vorhandenen Exemplare, deren 
Horstelinng nach der bisherigen Gesetzgebung gestattet war, sollen auch 
femerhio verbreitet werden dürfen, selbst wenn ihre Herstellung nach dem 
gegenwärtigen Gesetze untersagt ist. 

Ebenso sollen die bei deni Inkrafttreten dieses Gesetzes vorhandenen, 
bisher rechtmässig angefertigten Vorrichtungen, wie Formen, Platten, Steine, 
.Stercotjpabgüsse u. s. w. auch fernerhin Kur Anfertigung von Exemplaren 
benutzt werden dürfen. 

Aach dürfen die beim Inkrafttreten des Gesetzes bereits begonnenen, 
bisher gestatteten Vervielfältigungen noch vollendet werden. 

Die Regierungen der Staaten des iJeutacbeu Reichs werden ein In- 
ventatium über die ^'o^^ichtuuge^, deren fernere Benutzung hiemach ge- 
stattet ist, amtlich aufstellen und diese Vorrichtungen mit einem gleich- 
förmigen Stempel bedrucken lassen. 

Nach Ablauf der für die I.egalisiurnng angegebenen Frist nnterliegen 
alle mit dem Stempel nicht versehenen Vorrichtungen der bezeichneten Weriie, 
auf Antrag des Verletzten, der Einziehung. Die nähere Instruktion über 
das bei der Aufstellung des Inventariums und bei der Stempelung zu be- 
obachtende Verfahren wird vom Reichskanzleramt erlassen.*) 

§ 19. Die Erteilung von Privilegien zum Schutze des Urheberrechts 
ist nicht mehr zulässig. 

Dem Inhaber eines vor dem Inkraftreten des gegenwärtigen Oesetzes 
von den Regierungen einzelner deutscher Staaten erteilten Privilegiums steht 
es frei, ob er von diesem Privilegium Qebmnch machen oder den Schuti: 
des gegenwärtigen Gesetzes anrufen will. 

Der Privilegienschutz kann indes nur fdr deu Umfang derjenigen Staaten 
geltend gemacht werden, von welchen derselbe erteilt worden ist. 

Die Berufung auf den Frivilegienschutz ist dadurch bedingt, dass das 
Privilegium entweder ganz oder dem wesentlichen Inhalte nach dem Werke 
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Torgedrackt oder auf oder binter dem Titelblatt desselbeo bemerkt isL Wo 
dieses nacli der Natur dos Gegenstandes oiuht stattfinden knon oder bisher 
Dicht geschehen ist, mnsa das PriTilegium, bei Venneidong des ErlOgckens, 
binnen drei Monaten nach dem Inkrafttreten dieses Gesetzes zur Eintragung 
in die iCintraesrolle aneemeldet werden. Das Kuratorinm der Eintragsrolle 
hat da« Privilegium Öffentlich bekannt zu machen. 

§ 20. Das gegenwärtige Gesetz findet Anwendung auf alle Werke in- 
ländischer Urheber, gleichviel ob die Wi^rke im Inlandc oder Auslände er- 
ücbienen oder überhaupt noch nicht veröffentlicht sind. 

Wenn Werke ausläudbcher Urheber bei inländischen Veriegem er- 
!<cheü]en, so stehen diese Werke unter dem Schutze des ge;;cDwärtigen 
'iesetzes, 

§ 21. Diejenigen Werke ausländischer Urheber, welche in einem Urte er- 
schienen sind, der zum ehemaligen Dentachen Bund, aber nicht Kam Deutschen 
Reich gehGrt, gemessen den Siäntz dieses Gesetzes unter der Voraussetzung, 
dass das Recht des betreffenden Staates den innerhalb des Deutschen Reichs 
erschienenen Werken einen den einheimbcben Werken gleichen Schutz ge- 
währt ; jedoch dauert der Schutz nicht länger, als in dem betreffenden 
Staat« selbst. Dasselbe gilt von nicht veröffeatliehten Werken solcher Ur- 
heber, welche zwar nicht im Deutschen Reich, wohl aber im oheinaligen 
deutschen Bundesgebiete staatsaii gehörig sind. 

Gesetz vom 10. Januar 1876 betrelTend den Schutz der Photo- 
graphien gegen unbefugte Nachbildung. 

§ 1. Das Hecht, ein durch Photographie hergestelltes Werk ganK odi'r 
teilweise auf mechanischem Wege nachzubilden, steht dem Verfertiger der 
photographischen Aufnahme aas schliesslich zu. 

Auf Photographien von solchen Workeu, welche gesetzlich gegen Nach- 
druck und Nachbildung noch geschützt sind, findet das gegenwärtige (besetz 
keine Anwendung. 

§ 2. Ais Nachbildung ist nicht anzusehen die freie Benutzung eines 
durch Photographie hergestellten Werkes zur Hervorbringnng eines neuen 
Werkes. 

§ 3. Die tiiechaoische Nachbildung eines pbotographischeu Werkes, 
welche in der Absicht, dieselbe zu verbreiten, ohne Genehmigung der Kc- 
rrcbtigten <§§ I und T) hergestellt wird, ist verboten. 

g 4. Die Nachbildung eines photegraphischen Werkes, wenn sie sich an 
■■inem ^'erke der Industrie, der Fabriken, Handwerke oder Manufakturen 
behndet, ist als eine verbotene nicht anzusehen. 

§ 5. Jede rechtmässige photograp bische oder sonstige mechanische 
Abbildung der Uriginalauf nähme muss auf der Abliildung selbst oder auf 
dem KurtoD 

a> den Namen beziehungsweise die Firma des Verfertigers der Original- 
aufnahme oder des Verlegers und b) den Wohnort des Verfertigers oder 
Verliere, c| das Kalenderjahr, in welchem die rechtmässige Abbildung zu- 
LTst erschienen ist, enthalten, widrigenfalls ein Schutz gegen Nachbildung 
nicht Stattfindet. 

§ 6. Der Schutz des gegenwärtigen Gesetzes gegen Nachbildung wir<l 
dem Verfertiger des photographischen Werkes fhnf Jahre gewährt. Diese Frist 
wird vom Ablaufe desjenigen Kalenderjahres ab gerechnet, in welchem die 
rechtmässigen photographischen oder sonstigen mechanischen Abbildungen 
der Originalnufnahme zuerst erschienen sind. 
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Wenn solche Abbildangen nicht eracheinen, so wird die fQBUibrige Friat 
Ton dem AbUuf deajenig^ Kalenderjahres ab gerechnet, in welclieni du 
Negativ der photographischen Aufnahme eotstaDden iat. 

Bei Werken, die in mehreren Bändon oder Abteilangen erscheinen, findet 
der § 14 des Qeaetzes vom 11. .luni 1870 betroffend das Urheberrecht an 
Schriftwerken etc., Anwendang. 

§ 7. Das im g l bezeichnete Recht des Yerfertigers eines photo- 
grapnisclien Werkes gebt auf dessen Erben über. Auch Kann dieses Recht 
von dem Vertertiger oder dessen Erben ganz oder teilweise durch Vertrsg 
oder dnrcb Verfügung von Todeswegen auf andere Qbertiagen werden. Bei 
pbutographischen Hildnisscn (Porträt») geht das Recht anch ohne Vertrag 
von selbst auf den Besteller über. 

§ 8. Wer eine von einem anderen verfertigte Photographie che Anfnahuc 
dnrch ein Werk der malenden, zeichnenden oder plastischen Kunst nach- 
bildet, geniesst in Beziehung auf das von ihm her vorgebrachte Werk das 
Recht eines Urhebers nach Massgabe des § 7 des GesctKes vom 9. Januar 
d. J, betreffend das Urheberrecht an Werken der bildenden Künste. 

§ 9. Die Bestimmungen in den §§ 18 bis 88, 44, 61 Absatz 1 des Gs- 
setEcs vom 11, Juni 1870 betreffend das Urheberrecht an Schriftwerken etc., 
linden auch Anwendung auf das ausschliessliche Nachbildungs- nnd Ver- 
vielfältigungsrecht des Verfertigers photographischer Werke. 

§ 10. Die Sachverständigen -Vereine, welche Ontachten Ober dieKaeh- 
bildung photographischer Aufnahmen abzugeben haben, sollen aus KünsÜem 
verschiedener Knnstzwei^'e, ans Kunsthändlern, aus anderen Kunst verständigen 
und ans Pbotographen bestehen. (Die Zusammensetzung und der Geschäfts- 
betrieb dieser Sachverständigen -Vereine wurde durch eine Inslniktün der 
Reichskanzlei vom 29. Februar 1876 geregelt.) 

Ji 11. Die Bestimmungen des gegenwärtigen Gesetzes Unden anck An- 
ang auf solche Werke, welche durch ein der Photographie ähnliches 
Verfahren bergestcllt werden. 

§ 18. Das ge.genwärtige Gesetz tritt mit dem 1. Juli 1876 in Eraft. 
Auf jibotographische Anfna£men, welche vor diesem Tage angefertigt stad, 
findet dasselbe nur dann Anwendung, wenn die erste rechtmässige pboto- 
graphische oder sonstige mechanische Abbildung der Original auf nanme nach 
dem Inkrafttreten des gegenwärtigen Gesetzes erschienen ist. 

Photographiachc Aiifnnhmen, welche schon bisher landesgesetzlich 
gegen Nachbildung geschützt waren, bebalten diesen SchntE; jedoch kann 
derseltte nur für denjenigen räumlichen Umfang geltend gemacht werdei, 
ftlr welchen er durch die Landesgeaetzgebung erteilt war. 

Gesetz vom 27. Mai 1896 zur Bekämpfung des unlauteren 
Wettbewerbs. 

§ 8. Wer im geschäftlichen Verkehr einen Namen, eine Firma oder die 
besondere Bezeichnung eines Erwerbi^geachllftg, eines gewerblichen Unter- 
nehmens oder einer Druckschrift in einer Weise benutzt, welche daran! be- 
rechnet nnd geeignet ist, Verwechselangen mit dem Namen, der Firma oder 
der besonderen Bezeichnung hervorzurufen, deren sich ein anderer befngter- 
weise bedient, ist diesem zum Ersätze des Schadens verpflichtet. Auch kann 
der Anspruch anf Unterlassung der miasbraochlichen Art der Benutzung 
geltend gemacht werden. 
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Verordnung vom 9. November 1900 betreffend die Rechts- 
verh&ltnlssB in den Deutschen Schutzgebieten. 

g 4. Die yorBchTiftcn der Gesetze fiber den Schutz Ton Werken Aer 
Litteratnr und Kvnat, von Photographien, Ton Erfindungen, von Hnstem 
nnd Modellen, von OebraiirhBrrinstfrn und von W&arenbczcicbnnngen finden 
Anwendnnß. 

Bestimmungen des Reichskanzlers vom 13. September 1901 

iber die Führuns der Eintragsrolle fQr Werke der LItteratur, 

der Tonkunst und der bildenden Künste. 

g 1. Fftr die im § 31 Aha. 2 des GesetMs betreffend das Urheberrecht 
tn Werken der Litteratnr nnd der Tonkunst vom 19. Joni 1901 und im 
g 9 des OesetEes betreffend das Urheberrecht nn Werken der bildenden 
KBni^e vom ft. Januar 1876 vor^esebenco Eintragungen des Namens des 
Urhebers wird eine gemeinsame EmtrageroUc bei dem Sludtrate zn Leipzig 
gefahrt. 

<j 2. Der Antrag anf eine Eintragung ist schriftlich oder zn Protokoll 
bei dem Stadtrate in Leipzig zn stellen. In dem Antrag ist ausser dem 
Namen des Urhebers nnd der Bezeichnnng des Werkes anzugeben, wann nnd 
in welcher Form die erste VerOfFeDtlicbong des Werket erfolgt ist. Der 
Vorlegung des Werkes selbst bedarf es nicht. 

§ 3. Die Eintragsrolle wird als Fortsetaung der bisherigen Eintrags- 
rolle Abteilnng A (Bestimmungen vom 29. Februar 1876, Centrul-Blatt filr 
das Dentscho Reich 8. 119) in zwei gleichl ästenden EiempUrcn nach dem 
anÜ^enden Formatar 1 geführt. Das eine Exemplar wird unter sicherem 
Tenchlnsse gehalten, das zweite Exemplar znr Bffentlichcn Einsicht ausge- 
legt. In der ersten Spalte der EintragsroUe ist die laafoade Nnmmei der 
Eintraguof; zn Tennerken. Die erste Eintragung erfolgt nnter der Nummer, 
welche anf die letzte taufende Nummer in der Disberifcen EintragsroUe Ab- 
teilnng A folgt. In der zweiten Spalte ist der Tag der Anmeldung einzu- 
tragen. In der dritten Spalte sind einzutragen: der angemeldete Name des 
Urhebers, das Werk unter Angabe des Titelg oder einer sonstigen Bezeiah- 
nnng, der Zeilpttnkt der ersten VerOffentlicbong des Werkes, sowie die Form, 
in welcher diese erfolgt ist. 

SS 4. Die eingehenden Antr&ge, sowie die erlassenen Verfügungen, werden 
in einem Aktenstücke vereinigt. Zu der EintragsroUe wird das alphabetische 
Register (3 4 der Instruktion vom 7. Dezember 1870, Ccntral-Blatt fOr das 
Deutsche Reich 1876 8. 120) in der bisherigen Weise fortgeführt, 

§ 5. Der zum Nachweise der Eintragung dienende Eintragsschein wird 
dem Antragsteller nur auf besonderes Verlangen erteilt. Er ist nach dem 
Formular 2 auszufertigen. 

g 6. Die Ausfertigungen der Eintragseebeine und sonatiger auf die 
Eintragung bezüglichen Verfügungen erhalten die Unterschrift: Der Stadt- 
rat m Leipzig. 

§ 7. Die Erhebung der für jede Bintrogung, für jeden Eintragsschein, 
sowie fttr jeden sonstigen Auszug aus der EintraRsrollc zu entrichtenden 
Qebahr von 1 Mk. 50 Pfg. steht dim Stadtrathc zu Leipzig zu. Die Oe- 
b&kren sind von dem Antragsteller im voraus zn zaiilen. 

§ 8. Diese Bestimmungen treten mit dem 1. Januar 1902 in Wirksam- 
keit. Gleichzeitig treten die Instruktion über die Führung der Rintragsrolle 
vom 7. Dezember 1870 und die Bestimmungen über die Führung der Ein- 
tragsrolle für Werke der bildenden Künste vom 29. Februar 1876 ausser Kraft. 



Tag der ÄnmeldunK 



Oegenatand der EintrsgHBg. 



Anlage 2. 

Eintragaschein. 

Ea wird liierduTch amtlich bescheinigt, dass in der Sintragsrolle ■■ 
Leipzig Nt. folgende Eintragang bewirkt worden ist; 

(Einzurücken der Wortlaut der Elntragiing ans der drittel Spftite.) 

Tftg der Aonieldnng: 

Leipzig, den 

^Untrnichrltt.) 



Bestimmungen des Reichskanzlers vom 13. September 1901 
über die Zusammensetzung und den Geschäftsbetrieb der Sadi- 
verständigen-Kammern für Werke der Litteratur und der Tonkunst 

Anf Grund des § 49 Abs. 3 des Oesetzea betreffend dae Urheberrecht 
an Werken der Litteratur und der Tonknnst vom 19. Juni 1901 wird be- 
stimmt: 

g 1.- Fttr Werke der Littoratnr und flir Werke der Tonkunst werden 
gesonderte Sachverstand igen -Kammern gebildet. In keinem Bundesstaate 
soll von solchen Kammern mehr als je eine bestehen, 

§ 2. Jede Kammer besteht ans sieben Hitgliedem und ans der er- 
forderlichen Anzahl von Stellvertretern. 

§ 3. Die einer Kammer angehörenden Sachverständigen (Mitglieder nnd 
Stellvertreter) werden von der Landes-CeBtralbchörde ernannt. Diese ernennt 
auch den VorsititendeD und dessen Stellvertreter ans der Zahl der Mitglieder. 
Die Sachverständigen werden gerichtlich beeidigt. 

§ 4. Auf Erfordern der Berichte und der Staatsanwaltschaften haben 
die Kammern ein Outacbtea nar abzageben, wenn 1. in dem ICrsuchungs- 
schreiben die zq begutachtenden Fragen einzeln aufgeführt, 2. die Akten 
und die zn vergleichenden OcgenstSnde übersandt werden. 

S &. Der Vorsitzende der Kammer bestellt, sobald der Antrag auf Er- 
stattung eines Gutachtens an ihn gelangt ist, nach seinem Ermessen einen 
oder zwei Berichterstatter. Diese legen dem Vorsitzenden eine schriftliehe 
Bearbeitung der Sache vor. Die BeschlUBsfassung der Kammer erfolgt auf 
Grund mündlicher Beratung in einer von dttm Vorsitzenden anzuberaumen- 
den Sitzung nach Stimmenmehrheit; bei Stimmengleichheit giebt die Stimme 
des VorsitEendcn den Ausschlag. 
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j ft A« j«dom BwcUnsse nOssen DÜndestans fftnf StchTertt&Bdig« mit 
]PjMfiii|i«; des Taraitsendeu tailnehmeD. HeliF als aiebaa Sacbreratindige 
dtkifen an dem Beschlnsie nicht teilnehmen. 

§ 7. Di« beicUossenen Gutachten werden ftaegefertigt, Ten den Sach- 
Tentändigen, die ap dem Beschlosae teilgenommen haben, onterachrieben 
and mit dem Siegel der Kammer TBiaeheu. 

§ 8. Die Kammer ist befngt, Qebflhren fflr du Qntachten im Betrage 
Toa draiaajg big dreihondert Hark su. erheben. Die OebOhren sind von der 
emutheaden Behörde der Kammer sofort nach Eingang des Gntachtens kosten- 
frei m SberBenden. 

g B. Anträge, durch welche eine Kammer gemSas § 49 Absatz 2 des 
OesetEM Tom 19. Jnni 1901 als Schiedsrichter angerofen wird, sind in be- 
elaiüiigter Form einzureichen. Anf die Erledignng solcher Antr&ge finden 
die Vorschriften der §§ 4 bis 8 entsprechende Anwendung. 

Bestimmungen des Reichskanzlers vom 29. Februar 1876 über die 
Zusammensetzung und den Geschäftsbetrieb der künstlerischen, 
photographischen und gewerblichen Sachverstfindigen -Vereine. 

g 1. In OemSsaheit &) des § 16 des Oesetzes vom 9. Jannar 1876 be- 
treffend das Urheberrecht an Werken der bildenden Künste, b) des g 10 des 
Oesetses vom 10. Jannar 1876 betreffend den Schutz der Fliotograpliien gegen 
unbefugte Nachbildong, e) dea § 14 des Qeeetzes Tom 11. Jannar 1876 be- 
treffend das Urheberrecht an Uastem and Modellen, werden a.) kflnstleriscbe, 
b) photo graphische, c) gewerbliche SochTerständigea-Yeroine gebildet. In 
keinem Bnodesstoate darf mehr als ein Mastlerisctier, ein photo graphischer 
und ein gewerblicher SachverBtindigen -Verein bosteheo. 

§ 2. Der kanstlerische ond der photognphische Sachverständigen- 
Verein besteht aus je sieben, der gewerbliche SacbTerst&ndigen -Verein aas 
zehn Mitgliedern, einschliesslich des Torsitaenden. Für den Fall der Ver- 
hindenmg einzelner Mitglieder wird eine Anzahl Stellvertreter ernannt. 

g 3. Die EmenniuK der Mitglieder und Stellvertreter erfolgt durch die 
zuständige CentralbebOrde, welche auch den Vorsitzenden ond dessen Stell* 
Vertreter ans der Zahl der Vereins mitglieder bestimmt. Die Mitglieder nnd 
Stellvertreter werden als Sachverständige ein fftr alle mal gerichtlich vereidet. 

§ 4, Die Vereine haben das von ihnen verlangte Gutachten nur dann ab- 
Kogeben, wenn ihnen zuvor von dem ersuchenden Gerichte übersandt sind: 
1. die gerichtlichen Akten; 2. eine aktenmüssige Darstellung des Sa^h- nnd 
Streitverhältnisses, in welcher zugleich die zu begutachtenden Fragen einzeln 
anfgefbhrt sind, unter Beifägnng der Angabe, ob und eventueU welche Er- 
kUriing von den Parteien über jene Darstellung abgegeben oder ans welchen 
Grlknden die Abgabe solcher I&kl&rung unterblieben ist; 8. die zu ver- 
gluchenden Gegenstände, deren Identität durch Anhängung des Gerichta- 
üegela oder auf andere Art auaaer Zweifel gestellt nnd gegen Verwechselung 
gesichert ist. — Die Darstellung zu 2 verbleibt bei den Akten des Vereins. 

§ 6. Sobald der Antrag &al Erstattung eines Gutachtens Ton Seiten 
des Vereine an den Vorsitzenden desselben gelangt ist, ernennt der letztere 
zwei Mitslieder lu Referenten, welche unabhängig von einander ihre Meinung 
schriftUen abzDgeben und in einer demnächst anzuberaumenden Sitzung des 
Vereins vorantragen haben. Nach stattgehabter Beratung erfolgt durch 
Stimmenmehrheit der Beschluss. Bei Stimmengleichheit giebt die Stimme 
des Vorsitzenden den Ausschlag. 

§ 6. Zur Fassung eines gQltigen Bescblnsses ist bei dem künstlerischen 
und bei dem photegraphiachen Sachverständigen -Verein die Anwesenheit von 
veugatens fOnf, bei dem gewerblichen SachverBtändigen -Verein die An- 
1 GcMtH at>«r dM rTbehemohl. • 
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«esei'heit tou wraigstens aiebei Mitgliedern, einschlicsalicli dea Vorsitzenden 
und der ecna zuKeioKenea Stellvertreter, erfurdcrlich. Es dDrt'ea bui dem 
kflnstlorisitfaen und dem pbiitiigrapbisch'-n Verein Dicht mehr ^ 8ie<«n Uit- 
fflit-der, bei d< m (cewertilicben Voreio nicht mt-hr dh zehn Mitglieder aji dem 
Beschtnsae teilnehmen. 

g T. Havh HHKSgabe des get*ialen BesrhloBsee wini das QatAchtei 
uisgefcrtJKt, T'in den hei der BesirhlnssfNBaang ftnwe«end gewesenen llit- 
gliedern den Vereins nnterscb rieben und mit dem dem Veruine zu tllier- 
weisenden Siegel nniernieitelt. Die «twaiRe Verwendung von Stempeln «n 
clem (lutBChteii richtet aich nach den Oeiierzen der einzelnen Bund es» tasten. 

§ 8. Jeder Verein ist befn^t, «.□ Qebtlhren fltr das Outachien dreiasig 
bis dreihnndert Mark za liquidieren, wekbe vom requirierenden Oerirbte 
sofort nach Einfping des Gntacbtens dem Vorsitzenden des Vereins kostenfrei 
nbers<ndt werden. 

§ 9. Wenn die beteiliRien Parteien in Qem^shuit des g 31 A>>Bal2 2 
des Gesetzes vom 1 I.Juni 1e70 einen Sachverständigen-Verein als Schieda- 
richtor anzornfen bealiHichtigen, so haben sie ihre deafallaigen AnUüge in 
beglaubigter Form an den Verein gelangen zu lassen. 

Die in den gg 4 bis 8 enthtlienen BestimmangeD kommen auch in 
diesem Falle analog in Anwendung. 

BekanitBBohHng dei Rates der Sttdt Leipzig vom I. November 1901 
betr. Eintragsrolle. 

Äsrulln werfen ile Im g 9 d« 
». Jinaar 187« 

(BaiobKgeseUblatt lB!<i S. 4) und die Im g Bl AtaEBti i dea UaselieB betreffend du L'rhebei^ 
r-chl an Werken der Litte. Biur und ätt TonHunat rum IB. Juni iBOi (KalcbBHaielibla» 1901 
S. S27I Taritesehenfn EiBtragimgen bewirkt. 

Djeae Ein rssungen beliehen elcb^ 1, anf dU Bakanntmachnng dse wahren NameoB 
dar Urhsber Tun Hulchsa Werken der bildenden KUnsle, die pseudouyni (unter elnam Deck- 

nnd Bolchen Vonragen aiier Beden, die dem Zwecke der Erbauung, Belehrung oder Unter- 
hallung dienen, b) von Werken der TonkunBt, c) von solcben Abbildungen (wuzb auch plan. 
DaralellungeD gehärenj wlsaenachattUchet oder technischer Art, die nicht Ihrem Hauplrwecka 
naeb aLi Eunaiwerke zu betrachten Bind, — eolem diese Scbriltwerk«, Vortrage und Redea, 
Werke der Tonkan-it und Abbildun^n Pseudonym (b. o.) oder anonym (s. o.) Tardrianl- 
llcht (d. 1. Im Buchhandel harausgeEeben ~ erachlenen, aufgelblirl oder Torsetracen) Bind 
(TKl. hierzu g§ 1, T, 11, 23 und 81 des i^eseiiee vom 19. Juni I9UI). 

Sie ElDtraKung der Anmeldung deiiTechlielilgenErBchelnena — Beginn oder VoUBüdang — 
TOrbehaltenerÜberEietiungen dndet nlcb' mehr ■ att, d. h. das aUelnl^e EMht dea Vr- 
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n Ist aehrimieh (»der n 


.an. Dar Vorlegung de 


Werke n. a. w., anl die 


edart es nicht.' Ea Bin 


Jedoch die Angaben Über 




e Angaben nber die Zell 


iVarkea. Ober Namen u 


nd (lehort dea ürheberB. 


yeriegera, Titel dea We 


riisB u. s. w. lu erbringen. 



Namen nud Ort der Handelsniede li 

Dem Antragsteller wird eine Boechelnigung über die arlolEle lluitragung iFJntracsscbeln) 
nur auf beeonderex Verlaugan erteilt. Alle Eingaben, verbundluncien, BPSCbelnlgnngen 
nud Bonstigs Bchririsiacke, wie Vollmachten und dergleichen, welche Am Eintragung In die 

ElntrsgaruUe betrelTBa, sind utempelirel. Pur jede Eintragung. Jeden Elnlracset'--- ^- 

fnr jeden aonstlgen Ausiug au? der Elniragerolle Ist eine Oehuhr Ton je 1.90 dk. 
lU enlrlohlen. Auf Wunaoh de» AntragstellerB wird diese Oebohr durch Pos 

Die Elnntcbt der Elntragarolle Int wahrend der gewbhnllchen DlensMtunden jedermani 
geBlaltel. CbTtgens finden gegenwartige Vorechrltten, wie die angezogenen Geaetie nur 
A'iwendung aut Werke luUndl scher Urheber und sut Werke ausländischer Urheber dann, 
wenn sie im Inlande erscheinen <§ SO dea Uenetzea vam 9. Januar tm«, g§ M und 56 des 
GeBetzes vom I9. Juni 1901.). Diese Bekanntmach nnir i-rin aninr* iini4 nnwAit bU ai^h anr die 
Eintragungen unter 3 bezieht, mit dem 1. Januar 
kanntmactauugeu Tom 26. »ovember ISSä und 9. 
haben, auseer Wirksamkeit. 
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Dominikanische Eepublik. 

Politische Verfassung vom 20. Juni 1896. 

Art. 11. Die Natinn gewilhrl eistet. i<ra Dominikanern 

9. Daa Eif^entnin der ErflTidunzf>n. der wisse nschsftlicben, kOiist- 
lerischen nnd littcrftriachen Erzeugnisse. 



Ecuador. 

Verfassung vom 13. Februar 1884. 

Art. 27. Jedcrmsnn soll Gewerbefreihfit und untBr den durch d&B 
Gesetz bestimmten BedingunirGn das aussclilles-liclie Bii^entum an seinen 
EDtdeckDDgco, Erfindongon and litterarlscben Werken geniessen. 

Gesetz vom 3. August 1887 betreffend das litterartsche und 
liünstierisclie Eigentum. 

Kapitel I. Tom litterRfischon und künstlerischen Eigentum. 

Art. 1. Das genenwärtige Qesrtz bestimmt die Recbto der Urheber an 
ihren litterarischen und kitnstlerisvhen Werken hinsiditlich der WirknnKen 
des zu ihren Qnnsten darch Artiktl 2r der TerfasiinDe festgesetzten Suhmzes. 

Art. 2. Als Urheber auf lillerariacheni Qebiet werden betraclitet: I. der- 
jenige, welcher ein Werk dnri'h die Schrift odor Rede herror'ringr; 2. der 
Ober-etzer; 8. der EigontDmer eines uDTerüfTt'nclichtfn, gusetzmässiK keiner 
andereo Person fcebön-uden Werkes, Wficher dasselbe zam ersten Uat ler- 
OSentÜcbt; 4. der ZusammensteÜir historischer oder geaetzgeberischer Ur- 
kunden, wenn der betreffende Arcbivdirektor oder die Regierang ihm in 
dieser Veritffenttichnng nicht zuTurgekommen ist und ihm die Ermficbtigang, 
sie zu Teranstaitcn, erteilt hat; 5. der Zussmmensteller populärer Erzeugnisse, 
wie Lieder, Sagen n. s, w., vnrous gesetzt dnss die Verüffentlii-hung zq einem 
litierari sehen Zweck erfolgt ist; 6. derjenige, welcher Werke, die niemandes 
Hgentnm mehr sind, verüffentlicbt o<ler sn^amiaens teilt. 

Art. 3. Als Urheber anf künstlerischem Gebiete werden betrachtet: 
1. derjenige, welcher ein Werk erscbaffi; 2. der Komponist von Variationen 
über ein musikaliscbes Thema, vornnsgesetzt dass diese Variationen nach 
dem urteil der Kenner eine neue ScbüproDg ansmachen; 3. der Zosammen' 
steller von popnlären musikalischen Werken ohne bekannten Eigentümer; 
4. der Urheber von mit der Erlaubnis des Urhebers des Original Werkes ver- 
anstalteten TransponJerangen oder Instrnmentierungen; 5. der Maler, Geo- 
graph, lucenieiiT, Zeichner, Kalligraph oder Bildhauer, jeder binsicbtlich 
seines Original Werkes und der Kopien, welche davon durch irgendwelches 
Verfahren grmacht werden kSunen, sofern jedoch derselbe das Original nicht 
veränssert hat; 6. derjenige, welcher ein Werk mit der Ermächtigung seines 
Crbehers vervieU&ltigt hatj 7. der Verleger von Werken, für welche das 
Privilegium vorjährt ist. 

Art. 4. Der Staat and die mit dem Cbarakter juristischer Personen 
bekleideten KSrperscbaften, welche in Ocmässheit dos gegenwärtigen Ge- 
setzes Yeraffentlicbungen veranstalten, geniessen dieselben Kochte, wie die- 
jenigen, welche den Urhebern zuerkannt sind. 

Art. 5. Den Vorteil des durch gegenwärtiges Gesetz festgestellten 
Scholees geniessen nicht die durch Artikel 1456 des Civilgesetzbnches ins 
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Auge gefassUn litterarischeD und kttostlerischen Werke. (Vorbotane, obscOu 
oder znm Gegenstande einer Verartetlnng gemiicfate Werke.) 

Art. 6. AnsBer den durch die Artikel 2 nod 8 Torgesebenen ElUra 
kum kein Werk teilweise oder gani ohne Ermächtignng des ürbehers, 
seine« CeseionarB oder leines Erben Tervielf&ttigt werden, welche Ermächtt- 
gang anf der Verfiel f&ltignng der litterarischen Werke erwähnt werden mnss. 

Art. 7. Die Systeme ans dem Gebiete der Philosophie, Wissen- 
schaft QBw. werden nicht in ihrer Eigenscbaft als organische STsteme 
menschlichen Wissens, sondern not ab vermittelst des Wortes oder der 
Feder ansgeführte Werke geschützt. Der ErAnder eines Systems kann sich 
Jedoch an den Eichtet wenden, nm seine Erfinder-Eigenscliaft gegenttber 
einem Urheber, der ans der Erfindung anf betrügerische Weise Vorteil ge- 
sogen hfttte, als g&ltig anerkennen zn lassen. Die Entscheidung des Biehten 
soll im Amtsblatt TerSffentlicbt werden. 

Art. 8. Die anf könatlerische oder gewerbliche Verfahren Bemig haben- 
den Werke sollen den Bestimmungen des gegenwijtigen Gesetzes nnter- 
liegen; die ErAadung selbst, das Erzeugnis usw., denen das Werk gewidmet 
ist, aollen aber durch ein bes. Gesetz über diesen Gegenstand geregelt werden. 

Art. 9. Das Eigentum wird während folgender Zeitabschnitte gesch&tEt: 
1. bei Lebzeiten des Urhebers und, in Bezug anf seine Erben, funfaig Jahre 
Ton seinem Tude an; 2. fünfzig Jahre; 3. fünfundzwanzig Jahre, — Der Vor- 
teil des ersten dieser Zeitabschnitte wird den unter Nummer 1 des Artikels S 
und unter Nummer 1 bis 6 des Artikels 3 erwähnten Crhebem bewilligt 
Der Vorteil der zweiten Frist wird den Übersetzern, den Zasammenstellen 
Ton historischen oder gesetzgeberischen Urkunden, der Regierung, dci 
juristischen Personen, dem Urheber Ton Variationen über ein musikalisches 
Thema bewilligt. Der Vorteil der 3. Frist wird allen anderen Personen bewilligt. 

Art. 10. Die Daner der Schutzfrist wird von der VerGffentlichnng des 
Werkes an gerechnet. 

Art. 11. Betreffs nachgelassener Werke werden als solche nicht nnr 
die Werke angescheu, welche zum ersten Mal nach dem Tode des Urhebers 
veröffentlicht werden, sondern anch die schon veröffentlichten Werke, welche 
der Urheber vermehrt, verbessert usw. liinterlassen haben sollte. In diesem 
Fall wird die Daner des Frivüegiums von der Veröffentlichung des abge- 
änderten Werkes an gerechnet werden. 

Art. 12. Hinsichtlich der in BruchstHeken veröffentlichten Werke wird 
die Dauer des Privileginms von der Vollendung der Veröffentlichung an 
gerechnet. 

Art. 13. Bei Ablauf der für die Dauer des Pririleg^ums festgesetzten 
Zeit ffilit das Werk dem Oemeinfpit zu. 

Art. 14. Niemand darf ohne Ermächtigung des Urhebers Abrisse oder 
Auszüge eines litte rarischen Werkes veröffentlichen , dasselbe nmarbeitea 
oder es mit ErlSutemngen veröffentlichen. Dieses Verbot soll sich nicht 
erstrecken auf Auszüge, die ans den für ein Weik der Kritik bestimmten 
Citaten bestehen, auf Steilen oder Werke kleinen Umfange, die, von sie be- 
treffenden kritischen Bemerkungen begleitet, als Uuster für den Unterricht 
dargestellt würden, ebensowenig wie auf Srnchstücke von musikalischen 
Werken, welche in Schulen für den Husikunterrioht eingeschaltet sind. 

Art. 15. Wenn der Abriss oder Auszug eines von einem dritten be- 
arbeiteten didaktischen oder technischen Werkes nach einem sachgemässeren 
Plan abgefasst worden ist oder wenn demselben Abbildungen beigefügt 
worden sind, kann der Generalrat des öffentlichen Uoterrichta die Veröffent- 
lichung des Auszugs oder Abrisses erlauben, indem er seinem Urheber das 
entsprechende Privileginm ausnutzen lässt. Die Beurteilung dieser Um- 
stände soll drei Sachverständigen anvertraut werden, von denen einer durch 
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ixt (Tilieber des Original werke«, der andera dnrch dea Urheber des Aoasogs 
«der Abrieses, der dritte durch den GeDentirat eTnannt wird. Wenn die 
Entscheidang der Sachverstand itteii dem Drheber dea Amnges i>der Abrusea 
glmtig ist. aoll dieser Terpflicbtet Bein, dem Urheber des Origin&lwfrkes 
eine B&rgebOhr za übergeben, deren Betrag durch den Qenenlrat dei Bffent- 
lieheo Unterrichts selbst festgesetzt werden soll. 

Art. 16. Der Urheber des Abrisses eines schon dem (üemeingat ver* 
ItUenen Werkes hat BecbtsaDspmch nnr hinsichtlich dieses AbriBses, kann 
titer nicht Einsprach dagegen erheben, dase der Urheber eines anderen Ab- 
riases desselben Werkes ein dem seinigen Ünliches PriTileginm geniesst. 

Art. 17. Das Vorhanden sein einer priTilegierteo Obersetinng eines 
Werkes hindert die YeTOffeutlichDug einer neuen Übersetzung dieses n&m- 
liehen Werkes nicht 

Art. 18. Jede Cbersctznng mass den Namen des Urhebers dea öbv- 
Mtzten Werkes angeben, ohne daes es jedoch deswegen vetlMten ist, anonjme 
Werke za übersetzen. 

Art. IS. Die Abtretung des Eigentumsrechts au einem litterariachen 
Werk gew&brt nicht das Recht, dessen Text, in welcher Weise es auch sei, 
ni Terändem, wenn dies nicht mit der Erlaubnis des Urhebers geschieht. 
Die vorgenommenen ZosStze oder Ab&ndemngen miüssen vom Text derart 
abgesondert werden, dass sie genügend von demselben nnterschieden werden. 
Jede Übertretung dieser Bestimmung giebt dem Urheber oder seinen Erben 
das Becht, die Wiederb erstellunir des ursprflng liehen Textes zu fordern, bei 
Strafe der Beschlagnahme der Eiemplare des Werkes zu ihrem Nutzen. 

Art. 20. Die Begiemng liat das ausschliessliche Beeht, die amtlichen 
Urkunden und die (besetze in Gestalt von besonderen Sammlungen heraus- 
lageben. Diese Bestimmung verbietet den Privatpersonen nur, ähnliche 
Sanmlnngen zn verSffent liehen, hindert aber nicht, dass diese einmal in der 
amtlichen periodischen Summ lang veröffentlichten Urkunden in anderen 
periodischen Sammlungen vervielfültigt werden. Ebensowenig hindert diese 
Bestimmang das Eigen tnmsre cht der Juristen, welche die Gesetze der B»- 
pnblik von Studien und gelehrten Erläuterungen begleitet Teräffentlichon. 

Arv. 21. Um die Aktenstücke eines ProKesses veröffentlichen zu kOnnen, 
ist die Erlangnng der Erlaubnis des (Berichts erforderlich, bei welchem der 
ProzesB anhftngig gemacht ist; dasselbe soll eine voll ütänil ige oder teilweise 
Grm&chtigong gewüiren, indem es dem Interesse der in die Klage eiu- 
bezogeuen Personen hinsichtlich ihrer Ehre und ihres Ansehens Bechnnng tr&gt. 

Art. 22. Wenn ein Urheber Werke onter Wahrung der AnonjrmiiKt 
oder unter Benutzung eines Pseudonjma und ohne seinen vrirklichen Namen 
imBegister verzeichnen zu lassen, veröffentlicht hat, witd der Verleger hin- 
sichtlich der Wirkungen des diesem Titel beigelegten Privilegiums als Ur- 
heber betrachtet. 

Art. 23. Die Erben oder Eigentümer eines nachgelassenen Werkes, 
welche dasselbe gemeinschaftlich mit anderen schon dem Gemeingut ver- 
fallenen Werken desselben Urhebers veröffentlichen, verlinren ihr Eigentums- 
recht an demselben; sie künnou sich ihr Becht nur erhalten, indem sie dies 
Werk für sich veröffentlichen. 

Art. 24. Die Briefe gehören denjenigen Personen, an welche sie gerichtet 
emd, aber einzig hinsichtlich ibres materiellen Eigentums. Anders verhftlt 
es sich hinsichtlich ihrer Vcröffcntlichang, indem das Becht, sie zu ver- 
9ffeBtUdien, ausschliesslich ihrem Urheber vorbehalten ist, und, in den durch 
das Oeaets vorgeBehesen FSHen, dem Siebter, Nach dem Tode des Urhebers 
geht dieses Becht auf seine Erben über. 

üi^eachtet der im ersten Paragraphen enthaltenen Bestimmungen, kdunen 
, welche an sie gerichtete Briefe besitzen, dieselben veraffentlichen, 



wenn die^e VeröfTcnllicbnn); notwimdifc ist, tun ihre peraOoIiehe Ehre zn 
achüizen oier urn eine znr VeneUigang der Rcligiun, der Dor&l oder dce 
YuerlaadfR nntTnommene Polemik zu verferbtin. 

Art. 25. Dil- K' achriebpnen oder i;ppprochenpn Werk<>, welche Toa ihren 
Drh>>hern in Ansnbquf; oder Erttt'liing ihrer offentlichcD Befuirnis^e oder 
AmtgTerrirhtuiiRCn berrnrecbrHcht worden sind und in dieser Eij^nBcbaft 
Amtlich VC r äffen llicht wnrHen, können in dt;n pcrioitischen Saritmlnngen nen- 
fCedrui'kt werden; dus Re<-ht, nie in a<ner unalibüngiicen Summlong zu ver- 
Offentlicben. wird nnsxcblieHslicb ibrem Urheber Torbehftlten. 

Art 2fi. WpBn ijn Werk von iioini-m ürti' bcr Kegpn ein ihm fflr 
■ein- Arbeit bewitliKies Entgrli suttnefuhri wiinl^, soll das Eigentumsrecht 
dprjeniKi^n Peri-on oder KOriiiTBchaft iiehören, wpli-he die Arbeit bat au»- 
füiiren Ixiiaen. Tiirbpbnltlicb der gpf;<>ntei!igen Abtnacbnnt^n, weiche zwischen 
dieser und dem Urheber gptrofr'>n sein knnnicn. 

Art. 27. Rctrt-fFs Her in MilnrhciierMcbafi. iinsgefabrten Werke anll rain 
sich hinsii^hLlii-b sieg dessen, dus nicht in Widprsiirurh mit gieKonwArtigem 
Gesetz st'ht, an die Abmtichunfifen zwiHcliea den Mitnrl)citprn bHltcn. 

Art. 28, Sofern «ith der Urheber nii^bt ansdräeklicb das Vorviel- 
fl1tiuang:sr<cbr lorbebnlren bni. knnn Jedes in einer periodischen Sammlung 
vernffpiitlii'bte Werk in einer anderen wiedergegeben werden; dasselbe dsn 
aber niubt in einer Sonderausgabe TerOffentlicbt werden. 

An. 29. Wfnu der Unlemehnier O'ier der Redactour einer perindisEhen 
Seminlahg sicli das Eigentum an den Veri>ffi'ntli' hnn^pn. welche darin anf- 
gennmmen werden roIIpo, TorliehJtlt, dürfen diese niiht in anderen peri- 
odischen Sanindungen wiedergegeben werden. Andernfallti kann die Wieder- 
gabe dieser Werke unbehindert erfolgen, unter der Keilinfruiig der Angabe 
der periodischen Sammlung, sas wekuer sie entnr mmen siud. 

Art. 80, Der Urhe'ier, wel. her kraft eines Venragi'S die Redaction 
einer periodischen Verflffenil clinng Übernommen hat, i-t nicht befngt, sieh 
das Eigi-nliir.i an den Aiheiien, welche <T dnrin aufnimmt, znin Zwecke der 
Verhinderung der VervIfUältiiiung vorzubehalten; dieses Recht g>-hiirt dem 
Cnt-Tuebmer. Der Urheber behält jeduch das Einen tu ms recht an diT Sonder- 
verOffeiitlichimg, welt-he er vm feinen Artikeln venoMtHltet. 

An. dl. Der BigentHmer eim-r periodischen Ver6ff'entli<'hnng hat das 
Hecbi zu verhinilern, diiss eine andere derariige Veröffentlichung unter 
gleichem Titel gegnindet werde. 

Art. 32. Die PoririiiraHler oder Bildhauer dllrfen Vervielfältigungen 
der von ihoen l'Orgest eilten Porträts oder Basten nicht ohne Ermächtiguiig 
des beteiligten EigcniUmers verkaufen. 

An. 3D Diu dramatischen Werke sind betreffs ihrer Vervielfältigung 
in derselben Weine geschitt^t, wie die anderen litteranschen Werke. 

Art. 3-1, Sie dürfen in den öffcnillchen Thculern ohne eine Ermächtigung 
ihres Urhebers nicht darirenteill werden. Es steht dit^sem zu, nach freiem 
Ermessen, wenn er die Eimächligung erteilt, die Hflhe deg Honorars, welcbea 
zu fordern ilim geeignet erscheint, ipstznsetzen. 

Art. 35. Die oben erwähnien. dem dramuliscben Urheber binslehtUeh 
der Uaratellung seiner Werke zuerkannten R-chie wo'dcn ihm wUrend 
seines ganzen Lehens gewährleistet. Diese Re-hte bleiben noch während 
f&nf und zwanzig Jahren na<'h reinem Tode tn Gunsten seiner Erben in Kraft, 
wenn keine anderen Ce8s*onare vorhanden sind. 

Art. 36. Die Ausdehnung der betreffenden Rechte Her Urheber eines 
dramatisch- musikalischen Werkes wird durch die zwischen ihnen verabredeten 
Aijmachungen bestimmt. 

Art, 37. Obgleich der Urheber von ohne die Erlaubnis det Urhebers 
des Original Werkes hergestellten mn8ikalii>cheu Truusponierungen nicht 



kefagt int, du dar«h dtis Oeaets znerkannte Privilegium la gCDiesgen. hat er 
UcbwlirstoweiiigeT du» Bebt, die ÄoHt'aijriing dor beantcten Trans poDieran gen 
in Terliiiideni, wenn ihm keiue VergntuiiK gewährt worden iat. 

Kftpitel II. YoD den Vertrügsn. 

Art. !tS. Das licterarisrbe und das köDstleriachc Eigentsin sind, anf 
welchem BechtBKrnnd dies «ein xaig, tthcrtr.ifibar. 

Art, 89, Ala Erlien werdi^n hinsiihtiich <1er Wirkuiigon de» gegen- 
wlrtigen Oe-etzcs iille diejcDiffen bsirachiet, welche diese EigenschafE nach 
den gewobalicben Oeaetzen besitzen. 

Art. 40. Die durch liaa Civilueaetübnch hinsichtlich der Erbfolge ge* 
wObnlicher Oüt>:r fentifesetzten CDWtlrdiekeit''grQnde werden in dem Mas«e, 
in w<-lclirm sie anwindbar sind, auch bctrefFd des iittcrariachen nnd künst- 
lerischen EigeDlniiis anerkannt. 

Art. 41. Wenn der Urh< ber sein Recht dem Oenieingnt preisgeben will, 
mnss er dies durch eine heanndero Erklärung thnn. 

Arr. 4'i. Wenn ein Urheber einrm Bürger von Ecuador das ansschlirss- 
licbe Beeilt abgetn-tea bat, sfine Werke zu Dbersetzen oder einr'n AbnsB 
oder Auszug derselben zu veranistali en, kann dieser verhinde'n, dass irgend- 
welrhe der aeinigen ähnliche Arbeit in Ecuador anagefübrt werde. Dieseibs 
}k-s(iaiiQnng findet snf ähnliche, daa künstleri-iclie Eitrentum betreffende 
Fille und aaf die von einem auslnndiscbeu Urheber einem Tbeater-Unter- 
oehmeD Ecnadors erlaubte Darstellung von dramaiischen Werken Auwendung. 

Kapitel III. 

Von den zur Erlaugnng des OenoBses des litterftrischen nnd 

künslloriscben Eigcntnms erforderlichen Fjürmlichkeiten. 

Art. 43. Dm das Eigentamarecht auf diesem Oebiet zn geniessen, mnss 
der Urheber oder Uateruehmer den Titel seines Werkes and den Vorbehalt 
s«iB6r Bechtis einlragm Inssen. 

An. 41, In den kHntonalen Eintragungsbureans soll ein besonderes 
Begister fnr die Einachreibung des li terari-clien and kliDnti eh sehen Eigeo- 
tnma and ein anderes fdr die Eintrsgnng der auf diesen Qege&sland beiDg- 
lirhen Verträge eiiuierichtet werden. 

Art. i-'). Der mit der Eintragung beanftraifte Beamte soll behufs Vor- 
nahuie der Einschreibung verUngen, dass ihm der Urbeiier drei Exemplare 
seines Werkes, wenn es geilruckt worden ist, übergebe; das eiuü dieser 
Eifmplare soll für das Ministerium des öffentlichen Unterrichis, ein anderes 
fir die Nationulliibboibek und das dritte fär die Provinziaibiblioibek oder, 
wenn eine sokbe nicht bestehr, fiir die Muni ci pal iiAc des Ortes bestimmt 
»ein; der EmpfSngor S"U auf jedes deraell'Kn den Eiotragangs vermerk 
schreiben und sie mit dem Qureaust'nipel zeichnen. Wenn es licb um ein 
periodisches Werk bandelt, gentlgt es, ilie erHte Nummer eintragen zu lassen, 
nabeschadet dar fUr dun Urheber oder Unternehmer verbleibenden Ver- 
pfiichtung, die Hinterlegung dreier Exemplare der folgenden Nummern in 
Hinsicht auf ihre angcgebeiie lieaiimmung t'ortzu setzen. 

Art. 46, Usmit sein Hecht der Nachbildung oder Vervielfältigung vor- 
behalten werde, genügt es, dass der Maler oder Bildhauer dieaen Vorbehalt 
im Bt^ister einschreibeii läxst. Die Stecher, Lithographen nnd anderen 
Ennitler, als EigeniAmer von Werken, deren Nachbildungen dnreh mecha- 
nische Mittel vervielfältigt werden können, sind jedoeb Ter)iäichtet, un- 
abhängig von der Eintragung im Begister die drei vorbemerkten Exemplare 
ihrer Werke zu hinterlegen. 
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Art. 47. Hit Bezog nnf die dr&matisclMn Werke und die diesen u- 
geRlgteii mDBikaliBchen Werke, welche zui BintrafnuiK voreelegt werden. 
Aber noch nicht gedmolit sind, genü^ es. ein geschriebenes Exemplu ia- 
selben im Eintragnngabnreaii xa hintericgen. 

Art. 48. Jeder Vertrag, welcher das littentrische oder kflttstlerische 
BEgentnm tum QegensUnd hat, mtua in dem hierzu bestimmten Begiater, 
nm die dnrch das Gesetz bestimmten Widtuagen erzielen zu IcOunen, ein- 
getragen werden. 

Art. 49. Die fQr die Eintragung gew&hrte Frist soll sechs Honate be- 
tragen, welche Ton der VerOffentUchnng des Werltes an laufen. Einsichtlich 
der Werlce, von welchen im Artikel 47 die Bede ist, eotl die Frist drd 
Honate betragen, welche von dem Datum der Darsbellnng an gerechnet 
werden. 

Art. 60. Die aof die Einschreibung und Übertragung des litterariscbei 
und kOnstleriscben Eigentums bezüglichen FGmüicbkeiten werden kostenfrei 
•usgefOhrt. 

Art. 51. Für die Ebsclireibang der asonTmen oder anter einem Pseode- 
njm TerOffentlichten Werke soll im B«gister ebe besondere Abteilung be- 
gonnen werden, in welcher die persBniiche Identität des Urhebers feetgestellt 
werden soll. Der mit der EintraguDg beauftragte Beamte ist Terpllchtet, 
in dieser Beziehung das Oeheimnis zu wahren und «oll sich in der Be- 
nachrichtigung, welche er dem Minister des OfTentlichen Unterrichts erteilt, 
daran! beschränken, die alleinige Thatsache der Einschreibung bekannt za 
geben. Diese Verpflichtung bJJrt ftkr ihn anf, wenn es von dem Richter ge- 
legentlich eines Strafprozesses, dessen Orgenstand ein Werk ist, gefordert 
wird oder wenn die BeibriDgang der in das Begister getragenen Ein- 
schreibung notwendig ist, um die durch das gegenwärtige Gesetz verliehenen 
Bechte geltend zu machen. 

Kapitel IV. Von den Strafen. 

Art. fi2. Die gewöhnlichen Bichter sind in den aaf das litterarische und 
künstlerische Eigentum bezüglichen streitigen Angelegenheiten zuständig. 

Art. fiS. Als hinsichtlich dieses Eigentums begangene betrügerische 
Handlungen werden betrachtet: 

1. die Thatsache, das Werk anderer als das seinige eintragen zn lasiai; 

2. die nnter denselben Bedingungen erfolgte VerSfrentlicbung eines 
Werkes; 

3. die Tor dem Ablauf der gesetzlichen Daner des PriTilegiums oder 
des Vertrags erfolgte Veröfffutlichong eines Werkes; 

4. die Thatsache, anf dem Terrielfälcigten Werke die Angabe dei 
zwischen dem Drbeber nnd dem Verleger geschlosBenen Vertrages 
oder der auf diese VerTieimtignng beEtkglichen Ennächtigang zu 
unterlassen; 

5. das Plagiat; 

6. die NaebmacbuDg einer Ausgabe ansserhalb des Gebietes tos 
Ecuador; 

7. die Einftthrnng und der Verkauf von nachgemachten Ezeoplcren; 

8. die dramatische Darsteltong und die musikalische Aufßlhmng eines 
Werkes ohne die Erlaubnis des Urheber» ; 

9. die Verviflfältlgung und der Vertrieb Ton Ausgaben, die unter 
Umgebung solcher Urheber Tersnataltet sind, welche einem Staat 
angebBren, mit dem Ecuador durch einen Vertrag Aber deuOegen- 
stand Tcrbnaden ist; 
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10. die Thftteaciie Beitens eines Dntckers, Yerleffers, LithoKTftpbMi 

usw., Bicb persönlich eine KrOBsere Aasahl Exemplare vor- 

rabebaJten, «b diejenige, welctie mit dem Urheber oder EtgentUraer 

Teieinb&rt wurde, oder eine betr&ctitlichere Anzahl Abznge eines 

Porträts. 

Art. 54. In sUen FEllen, in denen eine betrSgerische Hudlnng beengen 

worden ist, sollen der Urheber oder Torkommenden FaUes die beteiligten lügen- 

tflmer das Recht haben, alle einen betrügerischen Chnrakter tragenden 

ExemplaLTe beschlagoabmen so lassen und den Ereats des Wertes derjenigen 

KzempUre sa beanspmehen, welche rerkanft sein werden, nnbescbadet der 

EstscbUignng, welche sie inr Wiedeiberatellung des ihnen Teroreachten 

SehadoM erlügen können. 

Art. 55. Wenn da« Plagiat nnr ein teilweiaes ist, hat der Urheber nur 
das Bacbt, Tor Gericht die EinrDcknng eber NotiE Im Amtsblatt in be- 
aupmcheB, welche die Klage, die er ans diesem Anlasa angestrengt hat, 
erwUmt. 

Art. 66. Die Klage wegen Plagiats kann nnr hinsichtlich TerOffentlichter 
Werke angestrengt werden. 

Art 67. Die auf betrOfreriscbe Handlangen besQgliche gerichtliehe 
Klage kann nur gegen den Urheber dieser Handlangen angestrengt werden. 
Wenn es nicht möglich iat, diesen zn Terfolgen, kann man nacheinander und 
in folgender Ordnnng den Verleger, den Dmcker, den Importeni, den Ver- 
känfer and den Inhaber gerichtlich belangen. Der Richter soll aaf das 
Hachsnchen des Beteiligten nnd fQr die Daner des Prosesses die Seqne^trie- 
rang aller im Qebiet der Bepablik vorhandenen Exemplare des Werkes vor- 
■chrälben. 

Art. 58. Wenn erschwerende Umstände vorliegen, sollen die Schuldigen 
ausser der Strafe der Beschlagnahme eine von dem Bicbter bemessene nnd 
zwisehec ffinfzig nnd fflothnndert Sucres schwankende Qeldbnsse tragen. 
Art. 69. Im Wiederbetretangsrslle soll die Oeldbosae verdoppelt werden. 
Art. 60. Als erschwerpnde Umstände werden betrachtet; 
1. die larertriebsetznng von Anagaben, deren betr&gerischer Charakter 
den Oegi-nstand einer Warnung des Urhebers an das Publikum 
auHgemacht bat; 
3. jede bedeurende Änderung des Textes; 
8. die Tbatsache, das Werk ausserhalb Ecuadors heraosgegeben zu 

haben; 
1. die Tbatsache, Titel and das Titelblatt eines Werkes nachgemacht 
za haben. 
Art. 61. Die durch das gegenwärtige Gesetz gegen die Textändemngen 
aa^fbhrten Strafen sollen unbeschadet der Kriminalklage, welche je nach 
den Fällen angestrengt werden kann, angewandt werden. 

Art. 62. Das Recht, eine Kluge in Sachen litterarischen nnd künst- 
lerischen Eigentums anzustrengen, steht je nach den Fällen dem Urheber, 
■einm frben nnd Ceaaionaren zn. 

Art. 63. Jedesmal, wenn es sich darum handelt, zn entscheiden, ob 
zwei Werke identisch sind, oder ob das eine von dem anderen herstammt, 
nnd wenn der Richter es ftlr ntttslich erachtet, soll die Frage von ihm der 
vurläoflgen FrAfung dreier Sachverständigen nnterstellt werden, von denen 
zwei durch die Parteien nnd der dritte vom Richter selbst ernanet werden. 

Kapitel T. Allgemeine Bestimmungen. 

Art. 64. Jeder Bürger von Ecuador, der ein Werk ausserhalb dieses 
Idudes ver&ffentliuht, geniesat gleichfalls die durch gegenwärtiges Gesetz 



90 Finnluid. 

ZDorkaimten BecKt«. ToraosgCRetzt dass er die (tesetzlichen FftrmlicbkeiteB 
erfhlli. In diesem Falle soll die für die BlntraKunK fe.-tgeseizie Frist ver- 
doppelt werden. 

Art. 66. Die featfceso'zte Frist, um die durch tceKenwäiliuee CieKcti zn- 
erkannten Recliie eintragen zu Itisecn und nm sn» denpel1]i-n Vorteil za 
ziehen, beginnt für die liis zu diesi'in Tige von Drheb'-rn Etuiidiirp tlt- 
üffopt lichten Werke vom Tagf des lukraftttelcns Lesarten (1eiii'i7,eH ui. 

Art. 66. Die Ex-kntivgcwalt wird emiA etil igt, eine AnshibniDgS'Ver- 
ordnung deä gegen wilri igen Geceizes zu erlAMieu. 
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Verordnung vom 15. Mftrz 1880 betrefTend die Rechte der Urheher 
und Künstler an den Erzeugnissen ihrer Arbeit. 

Kapitel I. Tun dem Rechte, Sehriften zu verölfen tlichen. 

§ 1. Die Urheber b.-sitzen das aus8cliÜrBsli-lio Eeciit. durch Drnck oder 
in anderer Weiw ihre Si'hrifien zu verTielfäIi!g>-n unil zum Zwei'ke drr Ve^ 
breituni; zu TerOffi-ntlichcn, sei es, dass dirseibeD nur als Uindsclir'ft Tor- 
handen oder froher verofTent licht worden sind, sowie Ul«r dicsox ihr Ver- 
öffentiichungsrecbt durch Ubereinkomrri'n oder Vrrmäclitnia zn Terltigcn. 

Ist iier VerfMsaer tot, s<i boU das VeröffentlJthnngsrKchr, falla es nifht 
anf einen Andern äliergegangeii ist, xeiner Witwe und seinen Erben Hngrbüreo, 
wie im Gesetz nber das Erb- und ebclii be üüterroi bt TOri;escbnt^beu word>-D. 

g 2. (•leid) 8chri[t<-n sind in dieaer Verordnunf; zu beirachien rj-chniscbe, 
geoffraphische. top->irrHpbiBcbe, nalurwissrDsvhHfl liehe, sowie aiideie solebe 
Zeiclinuntcen und Abididaneen, wel' he ihrem Huapi/wecke nach nicht als 
Kunstwerke anzuvehen hind, so auch munikalisi^he Korn; o~iliiinfn, Itauidnne 
und andere ari:hitektiini3i.'be Zeichhonsteu, sei es, dass dii-selben filr eiirene 
Berhiiung oder anf ttcstellnng anden-r aDgefertigt worden sind. Nach einer 
verüffentli' hten Kanzeicbniing zn baaen, ist Dicht verboten. 

§ 3. In Bezug auf eine Schrill, wc'ibe vcrüfTent ii'-ht iKt und nnf derei 
Titelblatt oder an soii-tigcr ablichen Stelle der Urheber seinen wirkli<*h«n 
Namen genannt bat, gilt das in g 1 erwähnte VerüfTentlicbungprecüt bis znm 
Tode de» Urheber* und während 60 J»hreu dami.h. 

Wurde eine Schrift nicht zu lübzuiten des Urhebers veröffenilicht oder 
ist in einer Teröffeniüi^hten Schrift der Urbi-ber nicht derart g-miunl, wie 
hier gesagt wurde, so verbleibt dae aosschliess liehe Bechi, die Schrift von 
neuem zu veröffentlichen, während 50 Jahren, nachdem we zuerst veiöffent- 
licht Würde, gültig. Wird der wirkliche Name des UrhehiTS innerhalb dieses 
Zeitraums in einer neuen Auflage oder vermittelst einer dreimHllgcn Be- 
kanntmachung in den offiziellen Landtrszeitunuen knudgetban, so soll die in 
ersten Satz des gegenwärtigen Paragraphen bestimmte Sibuizzeit auch fnr 
eine solche Schrift, welche unter angenommenem oder ohne Urhebemamen 
erscbieDen ist, gnltig sein. 

§ i. Haben mehrere Urheber durch selbständige Beiträge sieb an der 
Ausarbeituag eines Werkes beteiligt, so verbleibt der Herausgeber eines 
solclien Werkes, Hobald er auf dem Titelblatt oder an anderer ablieben 
Stelle seinen wirklichen Niimen angegelien hut, im Besiiz dea au!<schties»- 
licheu Rechts, dasselbe während seiner Lebenszeit von neuem zn veräffent- 
liehen, und seine Recbtsinhaber während 61) Jahren nach seinem Tode. 

Ist ein solches Werk von mebrereo od« i oamena einer OeaellechafEs- 
firma herausgegeben worden, oder ist der Herausgeber desaelben nicht 
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ordntlDgsjtcinSss ^QHpnt. ao gilr. dag aDS3<:h1ic«ii)icbB Recht der TerSfFS' t- 
lichnnf! wahrem) 50 Jabren, uuclideoi das Werk zuerat im Druck ursuliieD. 
Die zuletErL-enannte Frist ist auch auf dos VerSffpnllichnnitH recht an- 
zuwenden, welches die knip. Alexnniier' Universität, din WissenrchaftsBoziet&t 
oder eine ahnliche tiesell-'clinft besitzt. 

§ 5. Ohne ROcksicbt auf das einem Heransfceber in g 4 erteilte Recht 
an einem Ton mehreren Verfa><eern ausgearbeiteten Werke als einem OanzeD 
Boll indessen ein jeder Urhel>?r, falls kein anderes Übereinkommen statt- 
^(nnden bat, das ansscLliessli' he Becht haben, seinen beitmg besonders 
fär sich oder in anderer Ordunni; za TeTOffcnilichen, nach Vcrlanf von zwei 
Jahren, na<'bdem der Ueiirag in oben angegebenem Zusammenhange zuerst 
erscbieneii lat. 

§ 6- Ist eine Schrift gleichzeitig in verschit'di'nen, anf dem Titelbliitte 
angegebenen Sprachen herau^);ekomm<'n, so ist dieselbe als iu einer jeden 
dieser Sprachen verfasst zu betrachten. 

Das YerBffentlichont(«reebt an einer von einem einheimischen Urheber 
auagearbeitetFn Schrift umfasst auch das nnsschliessliclie Hecht, eine Über- 
Eetzung derselbi-n während der ganzen Schutzfrist in einer eiubeimischeu 
S|irache zn TerDfTentticheu, sowie während fünf Jahren, nachdem die Schrift 
zuerst e^^chj•■n, in einer andeien Sprache. In Finnland gelten die finnlache 
und die schwedische Sprache als einheiiniHche. 

lat auf dem Titelblatt der Schrift eines auRiändi^cben Urhebers das 
Becht, eine Übersetzung derselben zu Teröffentlichen. vorbehallen, so ist ein 
solches Recht während fünf Jahren, nachdem die Schritt zuerst herauskam, 
gültig. 

§ 7. Einsichlicb seiner Übersetzung behält der Übersetzer dasselbe 
Recht, welches rtuksichtlich der Originalarbeit durch diese Verordoung dem 
rrLehnsr eiugeränmt int. 

g 8. Wer ohne TerSffuntlii^liungs recht veriuittelst Druckes oder iu 
sonstiger Wi'iae zum Zweck der Verbreitung eine Sebrift vervielfältigt oder 
vervielfältigen iKs^t, wird wegen ungesetzlichen Nachdrockes, wie im Kap. 4 
gesagt ist, b^itraft. 

Als Nachdmck ist anch der Fall anzusehen, dass eine Schrift unrecht- 
mässiifer Weise mit Dmschri'ibnngcn oder so unwesentlichen Veränderungen 
und Zorfitzen wiedergegeben wird, dass die neue Arbeit nicht als eine selb- 
ständi^o betrachtet werden kann. 

S 9. Als ungesetzliche NuchdmeksfäDe sind nicht anzusehen: 

a) wenn einzelne Stellen einer froher verttfrentlicblen Schrift oder 
musikalischen Komposition unverändert angeführt werden; 

b) wenn in Werken grösseren Umfangs und mit scibsländigem Zweck 
froher eriichienene AntsAtze, Dichiuugen oder Mnsikstucke von ge- 
ringerem Umfange oder kürzere Auszüge Ton gröäseren Arbeiten 
oder einzelne Zeichnnngen oder Abbildungen als Probestücke anf- 
genommcn werden; 

c) falls dergleichen von anderen Urhebern veröffentlichte kleinere 
Suhriften oderAnszflge ausschritten oder Masiksttlcke oder Zeich- 
nungen oder Abbildungen aufgenommen werden in Schalbttrher, 
Handbücher, Liederbucher und andere zum Unterricht, zur Er- 
bauung, zu ADilachtKü beugen oder zn irgend einem besonderen 
litte rariscben Zweck verauHtalteie Sammlungen und Bearbeitungen; 

d) wenn eine früher veröfTcniÜchie Dichtung im ZuBammenhunEe mit 
und als Text za einem Hnsikstücke abgedruckt wird, sobald die- 
selbe Dichtnng nicht ausschliesslich bestimmt ist, als Text fOr 
eine Oper oder ein Omiorinm zu dienen: 
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e) falls in Zeitnogen und Zeitschriften einzelne ÄDfaätze nnd lCt< 
teilnngen ans einer andcreu periodischen Schrift Abgedrnckt werden; 
hiervon jedocb NoTellen sowie Anfsfttie schOngeüitii^Bn Inhdti nnd 
wisaenscbaftliche Abhandlnni^ii ansitenoinineD, im Fall ein Vor- 
behalt gegen Abdrnck dersell>en gemacht vorden ist. 
In allen diesen Fällen mos» jedoch die Qaellc, welcher der ArtikBl oder 
die Hitteilnng eotnommen ist, dentlich angegeben werden. 

§ 10. Unter Heobauhtanir dessen, was darüber besonders rorgesehriebn 
ist, ist es einem jeden gestattet, allgemeine Qeseue und Terordpnngen, Qit- 
achten nnd Denkschriften, abRefasst infolge Offentlicheo AnftraKes, Akt«) 
der Qeriuhte nnd Qffentlidlier Behörden, sawie aadere Öffentliche Dokument« 
aller Art abzudrucken. 

g 11. Betreffs des Rechts zur VerOffentlichnng Ton Predigten, Tor- 
lesvngea nnd ähnlichen znm Zwecke des Unterrichts, der Erbanang wA 
Zerstrennng anderer Rehalteoen mOndlicben Torträgen gelten dieselben Qe- 
secze wie ttr Schriften; was dagegen Reden nnd Verhandlangen in Land- 
tagen, Kirchen, Sjn<iden nnd geistlichen Tersa mm langen, Koramunalaitzangeo, 
WahWersammlnngen, sowie anderen Öffentlichen Znsammenkünften aabetnfft, 
■0 gilt hierfür, was im g 10 TOrgescliriebea ist. 

Kapitel 2. Ton dem Rechte znr Öffentlichen Anfführnng toi 
achanspielen und far die Scene Terfaasten HnaikstDcken. 

g 12. Ein Schanapiel, welches nicht im Dmck veröffentlicht ist, darf 
ohne Oenehmignng des Urhebers oder dessen Rechtsinhabers (siehe g I) auf 
einer Öffentlichen Bühne nicht anfgefiibrt werden, Ist es im Druck erschienen 
und der Urheber vorgeschriebenermasson genannt, sowie das ausschliesslich« 
Recht zur Offentitcben Aufführung vorbehalL«n, so kommt ein solches Recht 
dem Terfasser während seiner Lebenszeit in und seinen Bechtsinhabem 
während der darauf folgenden 50 Jahre; doch iat in diesem Falle der Offent- 
lii'he Vortrag des Stückes ohne sceoiache Ausstattung nicht ala Öffentliche 
AnffüliruDg zu betrachten. 

Hat jemand, gesetzlich dazu berechtigt, eine dramatische Arbeit fEtr die 
Bühne übersetzt oder bearbeitet, so benilzt er, sowie seine Recfatsinbaber, 
dasselbe Urheberrecht anch an der Öffentlichen AnfftthrnnK seiner Über- 
setzung oder Bearbeitung. Dasselbe gilt auch von der öffentlichen Auf- 
ffthrnng von Uusikstücken, welche verfaast werden, nm im Zuaammwhaoge 
mit der sceninchea Darstellung ausgeführt zu werden. 

g 13. Findet die erste Bahnenantführung eines angedruckten Erfug- 
nisses, wie im g 12 gesagt ist, naih dem Tode eines genannten Verfassers 
statt »der auch während seiner Lebenszelt, ohne dasa der Verfasser damals 
oder später derart genannt wird, wie ea § 3 fordert, oder ist die Arbeit 
nnrer dem Vorbehalt wider die Aaffübrung gedruckt worden, aber ohne dasa 
der Name di's Urhebers io bpsaKter Weise genannt ist, soll das Urheberrecht, 
von wulchem in § 12 die Rede ist, 60 Jahre nach der ersten AvCttabraog 
des ungedruckten Werkes oder nach der DmckTerOffeatlichung des gedmckten 
Werken gelten. Eine gedruckte Arbeit, wider deren AntfUhrung kein gesetz- 
licher Torbobalt gemacht worden iat, darf von einem jedem Offentliu auf- 
geführt werden. 

g 14. Daa in den §§ 12 nnd 13 erwähnte Urheberrecht kann durch ein 
überuinkommea mehreren gleichzeitig Qbortragea werden. Ist das ansscliliess- 
liche Recht der dffentlichen Aul'führnng jemandem nhsrtragen und hat dieser 
wShrend fUnf safein anderfolgenden Jahren keinen Oebraoch davon iiemncbt, 
so fällt die Berechtigung an denjeoiicen zurück, welchem das Urheberrecht 
zu diesem Zeitpunkte laut den vorstehenden Bestimmungen zukommt 



-...Google 



Ktpitel 8. YoD dei Nachbildaog knostleriacher ErzecgniBBe. 

§ 15. Dom Efl&Btler kommt das aosachlieBslicbe Recht zu, aaine eigenen 
Werke, mOgen sie gezeichnet, gemslt oder piaatiscber Art eein, in derselben 
KmiatMt zum Terkanl nachznbüden und dieses sein Recht aaderen zu fiber- 

Anck ist der Klkastler ftasschüesslich berechtigt, sein eigenes kfinst- 
leri«ibes Werk durch Kapferetich, Stahlstich, Eodienuig, Steindmck oder in 
uderer derartifcen Weise oder vermittelut Oldnicks, Abgass, Photographie 
oder anderer ijmüchen Weiee wiederza^ben ond verrielfUtigen zu lassen. 

Das hier oben dem Künstler zugesicherte Recht verbleibt ihm vährend 
seiner Lebenszeit, sowie semer Wittwe and seinen Erben während bO Jahren 
luh seinem Tod. 

Dasselbe Recht geniesst ancb derjenige, welcher darch Kupferstich, 
Staiodnick, Holzschnitt oder ein anderes Umliches EnnstTerfabren Werke 
Kiedeigiebt, za deren Verriel^Ügong kein anderer aDsschliesslicbes Recht 
besitzt; doch bleibt es einem jeden nnbenammen, mit demselben oder einem 
Umlichen Verfahren das Original seLbständig nachzubilden. 

§ 16. Die Nachbildung eines Ennstwerks wird dadurch nicht recht* 
dissig, dass sie in anderer Grösse als das Original ansgefOhrt oder dass 
dun Material anderer Art angewandt wird, oder dass in der Nachbildung 
eine nnwesentliche Veränderung oder Einweglagauug oder ein unwesentlicher 
Ansatz Torgenommen wird. 

Werke der Zeichen- oder Kaiereikunst dnrch die plastische Eunst, oder 
umgekehrt, nachzubilden, ist nicht verboten. 

§ 17. Hat jemand ohne Bestellung seitens einer anderen Person eine 
[^olographische Abbildung nach der Natur ausgeführt, oder Termittelst 
Fbatogrsphie ein Kunstwerk wiedergegeben, dessen Nachbildung jedermann 
gestattet ist, so darf diese Abbildung wahrend fünf Jahren nicht von anderen 
aal photographischem Wege zum Terkaof nachgemacht werden, im Fall der 
Photograph ein jedes Ton ihm beransge geben e Exemplar davon mit seinem 
Namen und der JahreszabI, wann die erste Abbildung geschab, bezeichnet hat. 

Ist eine photographische Abbildung auf Bestfllung eines anderen ans- 
geführt worden, so ist die VervielfSltigung derselben zu einem anderen Zweck 
nor mit Genehmigung des Scstellers erlaubt. 

§ 18. Als ungesetzliche Nachbildung wird nicht angesehen: 

1. Nachbildung tou Eunetwerken, welche dem Staat oder einer öffent- 
lichen Sammlung angehören, oder die auf einem öffentlichen Platze 
ausgestellt sind; 

2. Abbildongen von Ennstwerken in wissenschaftlicben Arbeiten und 
Lehrböehem ; 

3. die Benutzung von Kunstwerken durch Handwerker und Fabri- 
kanten als Vorbilder bei der Anfertigung hSnslicher Gerätschaften 
und anderer zum Verbrauch bestimmten Waten oder als Zierat 
an denselben; nnd 

i. Nachbildung von Ennstwerken durch Schaler bei ihren Studien. 

Ktpitel 4. Von de: 

I 19. Gin jeder, welcher mit Beeinträchtigung des Beehts anderer zur 
Peraffentliehung einer Schrift oder des Rechts, ein Schanspiel oder fflr die 
Seene verfasste Musik öffentUch auf der Bflhne aufzuführen, oder Erzeug- 
liue der Kunst nachzubilden oder in anderer Weise zu vervielfältigen oder 
photegraphische Abbildungen zu vervielfältigen, ein solches Recht nnerlanbter- 
naasen sich aneignet nnd von demselben Gebrauch macht, wenn es durch 
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§§ 1,2. 4, 5, 6, 7, 11, 12, 15, 16 oder 17 gcachüUt ist, wird mit einer Qeld- 
bu^Be iii^ KU 2000 Fm. bestraft und zum Ersatz eines jaden Schadens m- 
nrtt'ilt; auch wird allea, was er nDerlüubterweida Terrielfältigt hat, mit 
Bea'hlntr l>elegt und für Terwjrkl erkISrt. 

§ 20. Hat jemand sein Stacht zar VerrielfÄlti^nfr einer Schrift oder 
eines andpren ErzKUf^iagex, wi« ini vor hergeben den § gesagt ist, in einem 
bpstimmten Hnaae einem anderen flbcrlasKen, nn^l Tervit-Ifällitrt itleser mebr, 
ala ibm fifOHtattet wurden ist, so ist derselbe zu einer Deldbasae bis in 
1<IOO Fm. nnd zum Ersutz das Subadens zu vemrteilen. Aach wird alles, 
was er davon »ervieifilltigt liat, hescblugnabnit nnrl Ht verwirkt erklart. 

Dasselbe Gesetz gilt, falls ein Ürhi'ber oder Künstler, dem tod ihm 
tanem amiem tlberlassenen Hecht zuwider, sein Weri£ TerfielfSItigt oder 
vervielfältigen ILsst. 

§ 21. Hält jemand ein solche« nacb gemacht es Erzengnia, wie im § 19 
gesagt ist, feil oder verbreitet er dasselbe seihst oder dnrob andere in 
sonstiger Wrisp, mit Wissen, dass es nnerlanbt angefertigt ist, so wird er 
mit einer Qeldbusse bis zn 20W Ftn. bestraft nnd hat den Schaden zu 



§ 22. Sobald ein Ilrnckerzeugnis mit Beschlag belebt iot, so gilt solches 
für alle Exemplare dt^ssolben, welche im Besitz des Eeransgcbers, VeTlegi'n 
oder Anfertigers sich bi'Gndcn, oder beim Buchhändler oder anderen Ver- 
breiter, so auch für die PIntten, Formen oder andern Gorate, welche zar 
Uervorbringuiig des Erzeugnisses ansscbliessiiub buhtimmt Wftren. Wird die 
Nachbildung eines Kunstwerks ft)r verwirkt erkläit, so gilt dasselbe Gesetz. 
Ist nur ein Tinl eines Druckcrzi-ugnisscs oder einer bildlichen Darstellung 
gesetzwidrig und lä-st sich dieser Teil von dem Qbrigen ohne Schwierigkeit 
lostrennen, gn soll nur dieser Teil verwirkt »ein. 

Beschlagnahmtes Out, welches fUr verwirkt erklärt wird, darf der 
Klüger, nach Schätzung des Anfertigangswerl^ duri:h Sachverständige, statt 
des ihm zukommenden Schadenersatzes übernehmen oder gegen Geld ein- 
lösen, welches di;r Krone anheimfüilt. That dies der Kläger nicht, so soll 
das Out vernichtet, werden. 

§ 23. Untorlässt jemand in den in § 9 genannten Fällen, die Quelle, 
welcher der Abdruck entnommen worden ist, zu nennen, so wird er mit 
wner Geldbusse von bis zn 100 Fm bestraft. 

g 24. Sind mehrere an einem Vergehen, von welchem in dieser Ver- 
ordnung die Rede ist, beteiligt, so wird ein jeder nach denjenigen TorschrifieB 
bestraft, welche betreffs Bijtejligung an Vergehen tlherhanpt gelten. 

Hat jemand beirligcrisoli er weise einen anderen, welcher seibat für schuld- 
los erfunden werden muss, zu einem nach den Bestimninngen dieses Kapitels 
strafbaren Eingriff in eines dritten Recht veranlasst, so ist der Betrüger 
zn betrachten, als habe er die strafbare Hnudlung seibat ausgeführt; was 
aber der andere vervielfftitigt hat, ist gleichwohl der Beschlagnahme unter- 
worfen nnd verwirkt, doch kann dieser andere den BetrUger wegen Schaden- 
ersatz belangen. 

§25. Übertretaugen dieser Verordnung kOnnen nur auf Klage der Ge- 
schädigten gerichtlii'h verfolgt werden. 

§ 26. Geldbnssen, zn denen jemand laut dieser Verordnung verurteilt 
wird, sind nach Kap. 1, Ü 32 der Prozessordunng zu verteilen nnd werden, 
falls der Verurteilte nurahig ist, die Geldstrafe zu entrichleu, in Gefängsisbaft 
bei Wftsaer und Brot, nach einem Drittel ihres Betraees verwandelt. 

§ 27. Sind zwei iTahre verflossen, nachdem das Vergeben, um welches 
es sich in dieser Verordnung handelt, begangen K'nrde, so wird dasselbe als 
verjährt angesehen; wegen Schade ueriiatz aber kann der Verklagte während 
derjenigen t rist belangt werden, welche dafür betreffs \'erbrecbeu überhaupt 
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gilt Will dfir KIKger Schadeners&ti aas dem TPrwirkteD Out beansprocben 
«der ein aolches üut «inlöseu und hat er dieaen Aiispruch nicht, acboo im 
Lnufe des SliatrerrafareDS an^einoldeC, bo ma^s er dies BpHt^stena binnen 
jwei Monaten, nacbdom der Urteilspruch rechtskrflftiK geworden ist, iban. 
Ist in einem Bol-hi'n Falle der AD:<|jruuli auf ScbadeaiTHUiK bereits vum 
Oericbc ^''V*^^^ worden, nmaa dtir Ansprach auf den verwirkten GekEenstand 
bei dem kaiseri. Gouvemear, bonst aber bei Qt'ricbt angemeldet werden. 

Kap. 6. Besondere Vorschriften. 

g 28. Übertrtl|;t jemand einem andereren das Verlagsrecht oder eine 
andere aaf das Bucht des UrheberH oder Kiin»ilö''S (reffrumleta Kefngnis 
biiia>cbtlii;fa £rzeDK'>!!<se, von denen diese Ven-rdiiung handelt, so miiKs er 
darirb einen schnfLlii^hon Vertraft bestimTiien, in wel('hr>iii Masse das Recht 
äbertnigeu wird, sowie die Zeit, wie iHn^e, und die licdinuuaften, anier 
denen es geschieht; dieses Ütiereinkominen ist fikr diu daran l-letoiligcen 
miSFgebi'iid. Ist das Verlagsrecht an einer Sobrift ohne irgend welche 
nähere Bestimmung abiteircten, so ermächtigt ebe B»luhe Ubertragnng nur, 
die Schrift nnTerSudert in einer Aoflago Tun höchstens 1000 Exemplaren zu 
TerfiSeDilichen. 

In allen denjenigen Fällen, in welchen die Übertragung nor für eine 
oder mehrere bestimmte Auflafcen erfolgt, ist der Uibeber, nachdem die 
letite Auflage erschii'nen ist, berechtigt, selbst eh» letztere Tcrgriffen ist, 
sein TerCffentUchnuf^ recht an der Schrift dadnrch zurilckzuerlangen, dass 
er tum Ladenpreise diejenigen Exemplare der Anflage Übernimmt, welche 
der Verleger, binnen drei Monaten nach lienachrichti:;nng hiervon, ianezu- 
haben nacDweist. Int das volle Itecht der Verüffentüehnng bbertragen, eine 
neue Auflage jedoch binnen zehn aufeinander folgenden Jahren nicht er- 
schienen, so ist dieselbe Uextimmiing anwendbar. 

§ 29. In denjenigen Fällen, in denpu Inut dieser Verordnung Begink 
«der Erlöschen emes Rechtes fttr eine besriinmte Zeit naeb jemandes Tode, 
Bieh Erecbeinen einer Arbeit oder öffenili.-hen AaEfiibning eines für die 
Bühne bestimmten StQckes festgesetzt wird, ist die für einen jeden Fall 
TOrgeschriebene Frist vom Beginn ie* nächstfolgenden Jahres tn lechnen. 

Ist eine Schrift in mehreren Abteilungen oder Bänden herausgekommen, 
10 wird die Frist ftlr jede Abteilung oder einen jeden Band besonders be- 
rechnet. 

g 30. Das Veröffentlichungsrecht an eines Urhebers handschriftlichem 
Werke zwecks der Zahlnog einer Scbnld mit Beschlag zn belegen, ist nicht 
gestattet, so lange die Handschrift sich DUTcrOffent licht im Besitz des Ur- 
hebers, seiner Witwe oder seiner Erben befindet. Wird die ächrift rom 
Urheber oder den genannten Qechtsinhabern veröffentlicht, oder verSnssem 
sie das Verlagsrecht an derselben, so hat der QIAabiger das Recht, aus 
Geldmitteln, welche für die Schrift eingehen sollten, seine Forderung ge- 
richtlich einzutreiben, 

% 31. Zuständig in allen Streitfragen, welche in dieser Verordnung be- 
lianddte Bechtsverhaluiisse betreffen, sind die Gerichte erster Instanz gemäss 
geltendem Gesetz. 

g 82. Die in dieser Verordnung enthaltenen Bestimmungen geltea: 

1. für Arbeiten finnischer Urheber und Ktinstler, gleichviel oh in 
Finnland oder ausserhalb erschienen; 

2. für Arbeiten ansländischer Urheber und Künstler, welche sich in 
Finnland anthalten and ihre Arbeit hier veröffuntlicben. 

Es kennen jedoch die in dieser Verordnung enthaltenen Bestimmongan, 
teilweise oder vollständig, unter der Bedingang der Gegenseitigkeit, vom 
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EaisRr nnd Qrossflkrsten fQr anwendbar erklärt werden auch auf Brz«ogniitfr 
TOD Urhebern und KUnatlem in anderen Staaten, mit denen Verträge n 
diesem Zweck abKoschliessen sind. 

% 83. Diese Yerordnnug tritt am 1. Januar 1881 in Kraft nnd iit tob 
den genannten Tage anch an( Schriften und Knnstwerke anzawendm, weleha 
frtUier erschienen sind, unter der Bedingung, duB, sobald die Vorschriften, 
Ton deren ErtaUong die Sicherung eines Beehts laut dieser Yerordnung ab- 
hSogt, innerhalb der angegebenen Frist nicht mehr erfüllt werden kOanen, 
die Erfüllang binnen serbe Monaten Termittelst einer in den ofBriellea 
Zeitungen des Landes dreimal TerSfCentl lebten Bekanntmachnng gesdiehei 
mnse. Sas TerDffentlichnngsrecht an einer Schrift, welches ohne besonderw 
Übereinkommen betreffs des Rechts, eine Übersetznog derselben zn TerSltMit* 
lieben, übertragen wurde, wird nicht als das letztere Recht umfassewi be- 
trachtet. 

Ton Erzeugnissen, welche frtther gesetzlich Terrielflltigt werden duiftea 
ohne Beobachtung dessen, was diese Yererdnung in Beaug hierauf Tor> 
sehreibt, können die bereits sich vorfindenden Exemplare anch naek den 
genannten Tage verbreitet und verkauft werden. 



Frankreich. 

Gesetz von 13. Januar 1791 Ober das Theater und das Darstellunga- 
und Aufftihrungsrecht der dramatischen und mustkattschen Werket 

Art. 8. Die Werke lebender Urheber dürfen auf kebem Theater m 
ganzen Gebiete Frankreichs ohne die ausdrQekliebe und schriftliche Be- 
willigung der Urheber, bei Strafe der Beschlagnahme der ganzen Aof- 
fahmngseinn^men zu Onnsten der Urheber, aufgeführt werden (Siehe d«i 
Artikel 428 des Code pänal.). 

Gesetz vom 19. Juli 1791 Ober das Theater und das Darsteiiungt- 
und Auffühningsrecht dramatischer und musikalischer Werke. 

Art. 1. In QemSssheit der Bestimmungen der Artikel 8 nnd 4 det 
Dekrets Tom 13. Janaar dieses Jahres über die Schauspiele dürfen die Wertes 
lebender Urheber, selbst diejenigen, welche vor Jener Zeit zur AnffOhrung 
gelangten, sie seien graviert bezw. gedruckt oder nicht, auf keinem Öffent- 
lichen Theater im ganzen Qebiete des KBnigreichs ohne die ansdrltckliclie 
nnd schriftliche Bewilligung der Urheber oder bei den Werken von seit 
weniger als ftlnf Jahren verstorbenen Urhebern ohne diejenige der Erben 
oder Rechtsnachfolger aufgeführt werden, unter Strafe der Beschlagnahme 
der ganzen Anffahrnngseinnabme zq Onnsten des Urhebers oder seiner Erbes 
oder Rechtsnachfolger. 

Art. 2. Der Yertrag zwischen den Urhebern und Untemebmem roo 
Schauspielen ist vollkommen frei, und weder Gemeinde- noch andere Gffent^ 
iicbe Beamte dürfen betreffende Werke besteoem oder den vereinbarUn 
Betrag ermässtgen oder erhaben; ausserdem darf das zwischen den Urhebern 
oder ihren Rechtsnachfolgern und den Unternehmern von Schauspielen ver- 
einbarte Urheberb onorar dnrch die GlSubiger der Schaaspielnntemehmer nicht 
erhoben oder mit Beschlag belegt werden. 
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Gesetz vom 19. Juli 1793 betrelTend das Eigenfumsrecht der 

Urheber von Schriften aller Art, der Musikkomponisten, Maiv 

und Zeichner. 

Art. ]. Urheber TOD Schriften aller Art, MuBikkompomateii, Maler ond 
Zeichiier, welche Bilder oder Zeiehann^jeD gravieren lassen, geniessen während 
itires Lebens das aasschliessliche Recht, ihre Werke im Qebict der Bepnblik 
m rerkaafen, verkanfeD zu lassen and zu verteilen und das Eigentiimsreclit 
guu oder teilweise abzutreten 

Art. 2. Ihre Erben oder Cessionare geniessen das gleiche Kecht wfiikrend 
lehn (jetzt fünfzig) Jahren nach dem Tode des Urhebers. 

Art. 3. Die Polizeibeamten*) Eind gehalten, ant Verlangen ond za 
Gunsten der Antoren, Komponisten, Maler nnd Zeichner tisw., ihrer Erben 
und Cessionare, alle Exemplare der ohne die ansdrtlckliche nnd achriftlidie 
Genehmigung der Autoren gedruckten oder gestochenen Ausgaben beschlag- 
nafameD eo lassen. 

Art. i. Jeder Nachdmcker ist gehatten, dem wirklichen Eigentümer 
eise dem Preise Ton 8000 fizemplaren der Originalausgabe gleichkommende 
Summe za bezahlen. 

Art. 6. Jeder, der eine nachgedruckte Ausgabe feilbietet, ist, wenn er 
sieht als Nachdrncker erkannt wird, gehalten, dem wirklichen Eigentflmer 
eise dem Preise Ton bOO Eiempiaren der Originalausgabe gleichkommende 
Simme zu bezahlen. 

Art. 6. Jeder Bürg«, welcher ein Werk der Litteratnr oder Gravier- 
kust irgend welcher O-attnng TerOffentlicht, mnss davon zwei Exemplare 
u[ der Nationalbibltothek oder auf der Stichsommlung der Republik (siehe 
hiernach Gesetz vom 29. Juli I88l) gegen EmpfangsbescheinigUDg durch den 
Bibliothekar hinterlegen, ansonst er zur gericntlichen Verfolgung der Nach- 
dmcker nicht zugelassen wird. 

Art 7. Die Erben des Urhebers eines litterarischen oder bildlichen 
Werkes oder irgend eines anderen den schßnen EOnaten angehörenden 
geistigen oder erfinderischen Erzeugnisses geniessen das auiBcbliessliche 
Eigen tumsrecbt zehn Jahre lang (Ausgedäint anf 60 Jahre durch das 
Gesetz vom 14. Juli 1866.). 

Gesetz vom I. September 1793 betreffend die Theater und das 
Aufführungsrecht an dramatischen und musikalischen Werken. 

Art. a. Die Gesetze vom 13. Januar 1791 und 19. Jub 1T93 finden in 
lücn ihren BeetimmnugeQ auf die dramatischen Werke Anwendung. 

Art. 3. Die Theater pol izei wird wie bisher ausschliesslich von den Ge- 
meinden ausgeübt. Die Unternehmer oder Teilhaber sind gehalten, ein 
Ciegister zu führen, iu welches sie unter Visa durch den dienstthuendea 
PolizeiufBzjer bei jeder AoffQhmng die gespielten Stücke eintragen, um auf 
i diese Weise die Zahl der Aufführungen eines jeden Stückes zu konstatieren. 

Dekret vom 22. Man 1805 betreffend die Rechte der Eigentümer 
nachBelassener Werke. 

Art. 1. Durch Erbschaft oder auf andere Welse berechtigte BigentOmer, 
änes nacbgelasBcnen Werkes geniessen dieselben Rechte, wie der Urheber 
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null Hie BesiimniDDKen der Gesetze Über dus ansBubÜessIiehe EigeutniDsreckt 
der Urheber und Über die Dhut desselben siod nnf solche Eigentümer tn- 
weudbftr, jedoch aoter der Bediogaa^, die nauhselitssenen Werke abgesondert 
en drackeD, ohne die>>elbeD mit einer neaen Aaagabe der schon veröffent- 
lichten und frei gewordenen Werke zu vereinigen. 

Dekret vom 29. Mfirz 1805 betreffend den Druck von Kirchen- 
handbGchern und der Gebete. 

Art. 1. Eirchenhitndbucbcr, Qebetbiicber und Gebete dürfen erst n«ch 
einer durch die Diözesan-Bi^ichöfti erteilten Erlnalmia gedruckt oiler nen- 
fiedmckt werden; betrelTende Erlaubnis muss am Anfang eines jeden Gxem- 
pUrs nürtlich ans-efiibrt and e^ilrnckt worden. 

Art. 2. BnclidrDcker und Buchhändler, welche KirchenhnodbOcher, 
Oebetbttcher oder Chbutc drucken oder uendracken lassen, ohne betreffende 
Erlaubnis erhalten zu haben, werden in Gemässheit des Oesetxes tob 
19. Juli 1793 gerichtlich verfolgt. 

Dekret vom 8. Juni 1806 betreffend das Theater und das 

Darstellungs- und AuffOhrungsrecbt nachgelassener musikalischer 

und dramatischer Werke. 

Art. 12. EigentDmer von nachgelassenen dramatischen Werken geniessea 
dieselben Bechte, wie der Orheber, und die BeBtimmnuden über das Eigen- 
tum der Urheber und dessen Dauer sind auf erstere anwendbar, laut Dekret 
vom 22. März 1806. 

Dekret vom 20. Februar 1809 betreffend die Veröffentlichung der 
Handschriften der Bibliotheken und anderer öffentlichen AnstaKen. 

Art. 1. Die Handschriften des Arohives unseres Uinisteriums der ans- 
wärtiKen Angelegenheiten und diejenigen der kaiserlichen (jetzt Staats-) 
Bibliotheken, Departements- und Gemeinde -Biblioth'-ken oder der anderes 
Öffentlichen Stoatsanstalteo, Bei es, dass botreffende Manuskripte sich in den 
Archiv befinden, zu welchem sie gehören, sei es, dass sie daraus entwendet 
oder dass deren Originalurkunden dort nicht nach dem Wortlaut der alten 
Regulative deponirt wurden, sind Eigentum des Staates und dürfen nicht 
ohne Qenehmigang gedruckt und veröffentlicht werden. 

Art. 2. Diese Em&chtignng wird durch unsem Minister der auswlrtigen 
Angelegenheileu erteilt, für die Veröffentlichung von Werken, welche Ab- 
Schriften, Auszüge oder Citate aus Handschriften enths.lt.en, welche dem 
Archiv dieses Ministeriums angehOreu, und durch nnaem Minister des Innern 
fftr die Veröffentlichung von Werken, welche Abschriften, Ausztlge oder 
Citate aus den irgend einer der im ersten Artikel a&geftbrten SffMtlichen 
Anstalten gehörenden Mannskripten enthalten. 

Dekret vom G. Februar I8W enthaltend Bestimmung Ober Buch- 
drucksrei sntf BmMrarrtel. 

Art. 40. Einheimische sowohl als fremde Urheber irg;end eine's ge- 
dfnslcten oder gestochenen Werkes kOnneu ihr Recht einem Drucker oder 
Bachh&ndler oder irgend einer dritten Person abtreten, welche ibiäS an £e 
Stelle der Urheber oder deren Rechtsnachfolger eingesetEt wild. 



Strafgesetzbuch von 1810. 

Art. 425. Jede Aii!>gabe von Schriften, Mnaikkom Positionen, Zeicfanniigen, 
GeiDllden oder jedem anderes im Oaiiien oder teilweise (rednieki«n oder g&- 
stochcnen Brzentroia, noicbe ohne RUcksiebt auf die das Ei^entamsrecht der 
L'rbeber batreffenden Ge^ietne und ReHtimmQDgen reranataltet wird, iitt Nach- 
dmek, und jeder Nachdrnck ist ein Vergeben. 

Art. 426. Der Vertrieb von nachgedrncliten Werken, die Einfuhr nach 
dem französischen Gebiet von Werken, welche, nachdem sie in Frankreich 
f^ednickt worden, im Aoslaud nacjigedmckt worden Bind, stellen Tergeben 
derselben Art dar. 

Art. 427. Die Strafe gegen deu Nachdnicker oder Einrahrer besteht in 
einer Oeldatrafe von wenigstens handert, hOcbstenB zwei Tausend Franken, 
gegm den Verbänfsr in einer Strafe von wenigstens fttnfnnd zwanzig bis 
liiMineiis fünfb ändert Franken. 

Die Hesdüagnabme der nachgedruckten Ausgabe wird sowohl gegen den 
Nachdmcher, als den Einfuhrer und Verkllafer ansgesprochen. 

Die Platten, Formen oder Matrizen der nachgedruckten Qegenst&nde 
werden ebenfalls beschlagnahmt. 

Art. 428. Jeder Sctaanspieldirektor, jeder SchaDspieluntemehmer, jede 
Eänstlergenowenschaft, welche auf ihrf.m Theater dramatische Werke ohne 
Bäcksieht auf die das Eigentum des Urhebers betriffenden Gesetze und B^ 
BtüsmuDgen auffuhren laüseD, werden mit einer Geldstrafe von wenigstens 
fünfzig bis höchstens fünfhundert Franken und mit Beschlagnahme der Ein- 
nahmen bestraft. 

Art. 429. In den in obigen vier Artikeln vorgesehenen Fallen werden 
der ErlOa der Beschlagnahmen oder die bescblagnahraten Einnahmen dem 
Kgeaiämer übergeben, um ihn darch diesen Betrag fOr den erlittenen 
Sdiaden EU entsr.bädigen ; das Hehr seiner Entschidigung oder die volle 
EntsehUisrnng, wenn weder Verkauf von beschlagnahmten OegenstEbiden, noch 
Beschlagnahme der Einnahmen stattgefunden hat, vrird auf dem gewöhn- 
lichen Wege geordnet. 

Dekret vom 15. Oktober 1812 betrefTend das „Th6fttre Franpals". 

Art. 78. Der Urheber hat den Qenuss aeiner Eintrittsgelder von dem 
Ztitpnnkt an, zu welchem sein Stück zur Probe gelangt ist, and behält die- 
selben drei Jahre nach der erstea AoffUhrang für ein Werk in fünf und 
Tier Akten, zwei Jahre für ein Werk iu drei Akten, ein Jahr für ein Stück 
ia ein und zwei Akten. Der Urheber von zwei dem Theater verbliebenen 
Stücken in fünf oder in vier Akten oder von drei solchen Stücken in drei 
Akten oder von vier solchen Stücken in einem Akt geuieast seine Eintritt»- 
felder während seiner Lebensdauer. 

Verordnung von 6. Juni 1840 betreffend die Organisatloin 
des Marinearchivs. 

Verbot, die Seekarten ohne Bewilligung herauszugeben. 

Art. 12. Da die Sicherheit der Kriegs- und Handelsschiffe von der Öe- 
nanigkeit der Seekarten abhingt, darf kein Privatmann solche Karten her- 
ausgeben, ohne die Bewilligung dazu erlangt zu haben, in Gemässheit des 
Entscheids des kSniglichen Rates vom 10. Juni 1786, welcher verordnet, dem 
Karin edepartement die Hand Zeichnungen der betreffenden Karte mit der 
aasführlicben Analyse ihrer Konatniktion zu übergeben, damit dieselben ge- 
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prflft werden, und aolches anter Androhung einer Geldstrafe TOn sechs- 
handert Fmnkea und der Beacblagnahme der Karten, Pläne, Abzüge and 
gTftTierten Platten. 

Gesetz vom 6. Mai 1841 die Zölle betrelTend. 

Abschnitt lY. AasfUhntngBbestimmnngen. 

Act. 8. Encengiiiase des widerrechtlichen BnchemachdrackB aind Tom 
TranBit, welcher den Terbotenen Waren durch den Art. 3 dos Gesetzes vom 
9. Februar 1832 bewilligt worden war, ausgeschlossen. 

Alle Bücber in franzäsisuher Sprache, doren Eigentum im Atuland be- 
gründet ist, oder welche in einer auslÜDdiscben Ausgube von frei gewordenen 
IranzQgischen Werken bestehen, sind auch ferner zum Transit zugeliasen 
imd werden bei der Einfuhr unter Erlegung der festgesetzten Zölle und 
unter der Bedingung zngelassen, doss für sie ein Ursprungszengnis vorgelegt 
werde, welches Titel des Werkes, Ort und Datam des Druckes, Zafil der 
B&nde anffthrt, welche broschiert oder gebunden sein nifissen and ueioals 
in Bogen vorgelegt werden dürfen. 

Die vom Anstände kommenden, in irgend einer Sprache abgefassten 
Bücher dürfen zur Einfuhr oder Kum Transit nur in den dazu durch eine 
königliche Verordnung bestimmten Zollamtern vorgelegt werden. 

Im Falle, dasa der Verdacht des Nachdrucks oder der gerlchtticben Vei- 
nrteilnng gegen die vorgelegten Bücher vorliegt, wird der Znlass aufgehoben, 
and die BUcber werden auf dem Zollamt behalten, worüber an den Hinister 
des Innern berichtet wird, welcher innerhalb vierzig Tagen zu entscheiden bat. 

Die in diesem Artikel enthaltenen Bestimmungen sind auf alle Werke 
anwendbar, deren Verviclfilltigniig mittelst Verfahren des Buchdrucks, des 
Steindrucks oder des Gravierens geschieht. 

Keine in Frankreich gedruckte Ausgabe oder ein Teil derselben darf 
ohne eine ausdrückliche Erlaubnis des Ministers des Innern wiedereiugeffibrt 
werden; diese Erlaubnis wird auf Verlaiigen des Verlegers gewährt, welcher 
zur Erlangung durseihen die Bewilligung der Beteiligten cur Wiedereinfuhr 
beweisen muss. 

Verordnung vom 13. Dezember IB42 ttie Einfuhr und den Transit 
des Buchhandels betrefTend. 



Gesetz vom 3. August 1844 betrefTend die Rechte der Witwen 
und Waisen der Urheber dramatischer Werke. 

Einziger Artikel. Die Witwen und Kinder der L'rheber dramatischer 
Werke sollen künftig das Hecht haben, während zwanzig Jahren, gemftss 
Art. 39 und 40 des kais. Dekrets vom 5. Februar 1810. deren Auffilhrnng 
zu genehmigen und deren Genusa zu guwfihrea. (Rielie aacb das Gcseti 
vom 14. Juli 1866.) 

Dekret und Gesetz vom 28. März 1852 

betreffend das lltterarjsche und künstlerische Eigenfunsrecht 

der im Ausland herausgegebenen Werke. 

Art. ]. Der Nachdruck, innerhalb Frankreichs, von im Ausland heraus- 
gegebenen und im Art. 425 des Strafgesetzbuches angeführten Werken ist 
ein Vergeben. 
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Art. 2. Dasselbe eilt für den Vertrieb, die Antifahr und den Versand 
dieser noch ^druckten Werke, Die Ansfabr und der Versand derselben Bind 
Vei^Ceben derselben Art, wie die Einfuhr nauli dem frauzäiti sehen Gebiet Tun 
Werken, welche im Aasland nachgedrackt worden sind, nachdem sie in 
Frankrcicb gedrackt waren. 

Art. 3. Die in den ebiKen Artikeln vorgesehenen Vergeben werden 
uch den Artikeln 427 nnd 42S des Strafgeaetxbncbca bestraft. 

Der Artikel 463 (betr. mildernde Umstände) desselben Oesetzbnchea 
darf angewendet werden. 

Art. 4. Oleichwobl wird die Klage erst nach ErfUllnng der für die in 
Frankreich herdn« gegebenen Werke, speziell durch Artikel 6 des Gesetze« 
Tom 19. Juli 1793 (jetzt ersetzt durch das Gesetz Tom JnU 1881) auf- 
erl^en Bedingungen angenommen. 

Goflefz vom 8. April 1854 betrefTend die Recliie dor Witwen und 
Kinder der Urlieber, der Komponisten und der Künstier. 

Einziger Artikel. Die Witwen 'ter Urheber, Komponisten und Künstlet 
geniesson während ihrer ganzen Lebenszeit die durch die Gesetze vom 
lij. Jannar 1791 nnd 19. Juli 179Ü, das Dekret Tom 5. Febrnar 1810, daa 
Gesetz Tom 3. Augnst 1844 und die anderen Gesetze oder Dekrete über 
diesen Gegenstand verbürgten Bcubte. Die den Kindern durch diese selbau 
Gesetze und Dekrete gewährte Dauer des Genusses wird anf dreissig Jahre, 
lei es Tom Tode des Urhebers, Komponisten oder Kllnstlers. sei es von dem 
&lSscheD der Rechte der Witwen an gerechnet, aasgedehnt (siehe anch 
daa Gesetz vom 14. Jnli 1866.). 

Dekret vom 9. Dezember 1857 betreffend das Urheberrecht 
in den Kolonien. 

Art. 1. Als in den Kolonien Hartiniiiue, Guadeloupe, FranzOs. Gn;ana, 
B^onion, Senegal, Corea, den franzüsisi-hcn Niederlassungen in Indien und 
Ocetnien ToUstreckbar werden folgende, das litterarische und künstlerische 
Ei^ntum im Mutterland bestimmenden Gesetze erklärt: I. Artikel 2^5 des 
Orsetzes vom 13. Januar 1791 ; 2. Artikel 1 nnd 2 des Gesetzes vom 19. Jnli 
1791; 3. Dekret vom 19. Juli 179:); 4. Artikel 2 nnd 3 des Dekrets Tom 
1. 8«ptember 1793; 6. Dekret vom 13. Jnni 1796; 6. Dekret vom 22. März 
lS(ß; 7. Artikel 10-12 des Dekrets vom 8. Juni I80fi; 8. Dekret vom 
20. Februar 1809; 9. Artikel 39, 41 (1. Absatz und Nr. 7). 42, 43, 46, 47 
des Dekrets vom 6. Februar 1810; 10. Artikel 72 und 73 des Dekrets vom 
ib. Oktober 18I2; 11. ilesetz vom 3. Auga.-<t 1844; 12. Dekret vom 28. Uärz 
1862; 13. Gesetz vom 8. April 1864. 

Dekret vom 29. November 1859 betreffend das „Thifttre Fran^ais". 

Der Drheheranteil am Bruttoertrag der Einnahmen beträgt 16 */« fOr 
den Anff9bmngsabend, verteilbar gemäss folgender Tabelle unter die aa 
der Schaaspiel-Znsammenxtellung beteiligten, sowohl alten als neuen Werke: 

Ein Stück Allein 16 °/g 

Zwei gleiche 8'üclie. je 7'>>. 16°/» 

Vier- oder Fttnfakter . .ll"!» 

Ein- oder Zweinkter. . . i'!« 

Vier- oder Fnufakter . . 9 ',• 

Dreiakter 6°/« 
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Dreiakter 10> \ ibhi 

Eid- .»Jct Zweigtet . . b'h f ^° '' 
Drei gleiche Stttcke , . je 6 "Jo, 15 */o 
Vier- oder Fünfakter . 8> \ 
Ein- oder Zweiakter . 3'/i > J Ib'l» 
Ein- oder Zwpiaktcr . 3'/» > | 
Vier- oder Fünfakter . . T"!' \ 

Dreiftkier b"!« ) Ib"!- 

Ein- oder Zweiakter . . 3 "/s | 

Dreiakter Th \ 

Ein- oder Zweiakter . . 4°/» > 15 "/o 
Ein- oder Zweiakter . . i'jn 



Dreiakier ö'/i^Jo i 

r Zweiakter . 4 °/» | 



Dr>-iaktei 



Die Urheber und Schauspieler kilnnen jedoch jede andere Übereinknoft 
nach Befinden treffen, Toranogesetzt dass ilie in Toratebender Tabelle feat- 
gegetzlen Urheberrechte nicht gekürzt werden. 

Dekret vom 6. Januar 1864 betrefTend die Freiheit des 

Theaterbetriebes. 

Art. 3. Vor der AoffUiirang ranBS, nach dem Dekret Tom 30. Dezembn 
1862, jedea dramatisclie Werk für die Pariser Theater yon dem Miotster 
nnieres Hauses and der Schönen Künste nnd für die Theater der Departe- 
ments von der Präfektnr geprüft und gentrhmigt werden. 

Diese Bewillignni; darf stets ana Gründen der Öffentlichen Ordnung 
zurückgenommen werden. 

Art. 4. Dramatische Werke aller Art, einschliesslich der frei gewordenen 
Werke, dürfen auf allen Theatern aufgeführt werden, 

Gesetz vom 16. Mai 1866 betrefTend die mechanischen Musik- 
instrumente (Musikwerke). 

Einzieer Artikel. Die Eerstellnng nnd der Vertrieb der Instrument« zur 
mecbaniBcnen HeiTorbringung der dem Privatbesitz nngehSreuden Melodie 
bilden nicht den iu dem Gesetz vom 19. Juli 17^3 in Verbindung mit 
Artikel 425 o. ff. des Strafgesetzbuches vorgesehenen und bestraf ten ThKt- 
bestand des Maaiknachdrncks. 

Gesetz vom 14. Juli 1866 betreffend die Dauer der Rechte der Erben 
und Rechtsnachfolger der Urheber, Komponisten oder KQnstler. 

Art. 1. Die Daner der durch frühere Gesetze den Erben, unregelmässigen 
Nachfolgern, Beschenkten oder Vermächtniserben der Urheber, Eomponifiten 
oder Künstler gewährten Rechte wiid auf fünfzig Jahre vom Tode des Dr- 
lieberii au verlängert. 

Während dieser Periode von fünfzig Jahren hat der überlebende Qatte, 
welcher Art auch das eheliche Oüteravstem sein mag und at^esehen von 
den Hechten, welche sich für diesen Ehegatten aus dem Systeme der Oflter- 
gemeinsehaft ergeben, den einfachen Besitz der Be<-bte, fiher vrelche der 
rereiorbeae Urheber weder durch Vertrag zwischen Lebenden, noch durch 
Teaiament verfügt hat. 
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Wenn jedoch der Urheber Pflicbtreileerbeii hiaterUsst, wird dieser Beaiti 
uch den in deo Artikeln 913 und 911) des bürKerlicben GaBetzhn<:hes be- 
sCimiDCen YerhäUnisBcn und Unteriichüiduiigen m Gunstou jener Erben be- 
schrSiikt. 

Dieses Natzumrsrecht tritt nicht in Kraft, weon zur Zeit, dos Todcsfallaa 
eine Begen deo betreffenden £heg&tten au- gesprochene Scheidan^ von TiHch 
nod Bett besteht; dasselbe hün anf, wenn der Ehegatte nine neue Ehe 
eingeht. 

Die Bechte der Fflicbtteil Serben und der andern Erben oder Nacbfoigor 
Verden ilbrigens während der fünfzigjährigen Periode nach den Bestimmangen 
des bürgerlichen Oeaetzbuchea gereftelt. 

Weoo der NaehlasK dem Staate heimfällt, erlischt das ausschliessliche 
Recht nnbeschadet der Rechte der Gläubiger und der Vollstreukunt; der Ab- 
iretnogsTerträge, welchen der Urheber oder seine Vertreter zngestiDimt 
haben können. 

Art. 2. Alle frOberen den Bestimm an gen des neuen Qi^Betzes wider- 
spreebenden Ocsetzesbestimmnngen sind and bleiben abgeMcbalft. 

Gesetz vom 29. Juli 1881 über die Pressfreiheit. 

Kapitel T. Ober Bucbdruckerei und Bachhandel. 

Art. 1. Bucbdrackerei und Buchhandel sind frei. 

Art. 2- Jeder veröffentlichte Druuk. mit Ausnahme der sa(;enanDten 
Accidenzarbeiten, soll unter Audroliung einer Oeldsirale vnn 5 bis 15 Franken 
die Angabe des Namens und der Wohnung des Druckers traKeii. 

Eine QcfönfEnisstrafe darf ausgesprochen werden, wenn der Drucker in 
den Terflossenen swQlf Monaten des gleichen Vergehens wegen verurteilt 

Art. 3. Bei der Heranagabe eines jeden Druckes muss der Drncker bei 
TenneidnDfT einer Geldstrafe Ton i-ech-zehn bis dreihundi'rt Franken zwei 
Cfir die National Sammlungen bestimmte Exemplare deponieren. Die Hinter- 
legung geschieht hei dem Minisierium des Innern tür Paria, in der Prltfektur 
für die Hanpt->rte der Departements, in drr Untcrpräfektur für die Haupt- 
orte der Arrondissementa und in dem BalhHUs fnr die anderen Städte. Die 
HmtertegDcesurkunde sull den Titel oes Drucks und die Höhe der AufWe 
angeben. Ausgcnominen von dieser Terfiigung «ind die Wahlzeitel, die 
Cirknlare deaEandKls und der Industrio und die sogenannten Accidenzarbeiten. 

An. 4. Obige Bestimmungen »ind auf alle Arten tod zur ViTöffent- 
lichung bestimmten Drucken oder VervielfHltiguugeo anwendbar. Jedoch ist 
die durch Artikel 3 vorgencbriebene Zahl der zu depimierenden E:(i-mplare 
drei für Bilder, Musikalien nnd im allgemeinen für alle von den Diuckuachen 
Terschiedene Vervielfiiltigungen, 

Deicret vom 29. Oktober 1887 betreffend die Anwendung der 

gesetzlichen Bestimmungen, weiciie das lltterarlsclie und kflnst- 

ierische Eigentum in Frankreich regeln, auf die Kolonien. 

Art. 1. Die gesetzlichen Bestimmungen, welche in Frankreich das 
Uttenuische und KQnstlerische Eigentum regeln, sind anf die Kolonim 
•BsnwsBdra. 
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Gesetz vom 9. Februar 1895 über Betrug 
in künstlerischen Sachen. 

Art. 1. Hit GefKagDiB von miodestcna ejnein Jabre und Lärhstena filnf 
JabrPD und mit Geldstrafe tqd mindpfltena 16 Franken and höchstens 3000 
pTankpn, anbescliailet dts etvrBJeen Schaitenersntzea. werden bestraft: 

1. diejenigen, welche betrügeriBchir weise einen widerrechtlich an- 
g-enommencii Namen auf ein Werk der Malerei, Bildhaaerei, Zeich- 
nanjti Gravur oder Musik angebracht babco oder haben erscheinen 

ä. diejenigen, welche auf denselben Werken bctrageriaclierweiaa und 
am den Käufer tther die PcrsüDlichkcit des Urhebers zu tüuscben, 
dessen Unterschrift odt-r ein von ihm angenommenes Zeichen nach- 
geahmt haben. 
Art. 2. Denselben Strafen unterliegt jeder Kaufmann oder Kommisaianär, 
welcher die mit diesen Namen, Unterschriften oder Zeichen verg- henen Gegen- 
stände wt>; SCHI lieh Terbehlt, znin Verkauf oder in Umlauf bringt. 

Art. ;^, Die bchuld-OefcenslSnde sollen bescbingnahmt und dem Kläger 

ttbergebeo oder im Falle seiner Annahme -Ter wcigernng Ternicbtct werden. 

Art. 4. Bjis gegenwärtige Gesetz findet nuf die nicht dem Gemeingut 

Terfnllenen Werke Anwendung, unbeschadet der Anwendung des Art. 423 

des Strafgefutzbucbes hinsichtlich der anderen Werke. 

Art. 6. Der Artikel 463 des Strafgesetzbuchs kommt in den durch die 
Art. 1 and 2 Torgcsehonen Fällen zur Auwendoog. 



Griechenland. 

Strafgesetzbuch von 1833. 

Art. 432. Wer vermittelst Drucks oder irgend welchen andern Ver- 
fahrens Dücher oder andere Druckerzeugnisse, musikalische Kompositionen, 
Stiebe, Zeicbunngen oder geographische Karten ebne Zustimmung des Ur- 
hebers, Verfertigers, Verlegers oder ihrer Eechisinhaber oder Erben nnd ohne 
diesen Erzeugnissen irgend welche neue Gestalt oder Form zu verleihen, 
TervielfSItigt oder in Umlauf setzt, und zwar während fünfzehn Jahren vom 
Zeilpunkt ihrer Veroffi^ntlichnng ab. sofern nicht ein fQr längere Daner be- 
willigtes Privilegium gewährt wurde, oder wer w&brend besagter Scbatztrist 
derart von andern widerrechtlich hergestellte Nachdrucke oder N&chabmangea 
von Kunst- oder Geisteserzeugnissen feilbietet, wird mit einer Busse von 
200 bis 2000 Drachmen bestraft, sofern nicht, im Falle eines Privilegiums, 
eine besondere Strafe fi's Igest eilt ist. Auf alle FSile ist auf Ersa<'hen des 
Geschädigten die Verbreitung der nachgemachten Gegenstände mitteUt Be- 
■chlagnahme zn hindern; vom Tage der rechtskräftig gewordenen Verurteilung 
an steht demselben das Verfflgungiirecht über die beschlagnahmten Gegcn- 
Btttude zu. 

Art, 488. Die Verfügungen des vorangehenden Artikels finden anch 
Anwendung: 

1. zu Gunsten eines AnslSnders, selbst wenn derselbe ein PriTileginm 
in Griechenland nicht erlangt hat, jedoch nur in dem Fall, dkss 
das Land, weichem der betreffende Ausländer angehSrt, den Unier- 
thanen Griechenlands den gleichen Schulz gewählt, 

2. auf alle anderen Erfindungen, Werke oder Erzeugnisse der Wissen- 
schaften oder Känate, snweit sie darcb besondere in Griechenland 
gewährte Privilegien gegen schädigende Nachahmung geschätzt sind. 
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Grossbritannien. 

Gesetze von: 1735, 1766, 1775, 1777, 18. Mai 1814, IG. Juni 1833, 
9. Sept 1835, 13. Aug. 1836, I. Juli 1842, 10. Mal 1844, 22. Juli 

1847, 28. Mai 1852, 29. Juli 1862, 13. Mai 1875. Zusammen- 
stellung f. (t. Itönigl. Urlieberrechts-Komm Ission 1878 (Auszug.). 

Art. 1. Urheberrecht an PrlTSturkandeD. Der Verfasser oder 
ffigeiitfimcr irgead eines litterHriscben Anfsutzos oder künstlerischen Werkes 
bat, aoIanKe solches nnverüffcntlicbt bleibt, das Recht, die TcrilfTcntlicbaDii; 
jeglichen Exemplare desselben darch irgend welche andere Person xa ver- 
hindem. 

Art. 2. WirkuiiKen beschränkter Veröffentlichung vonPriyat- 
nikunden. Die Veröffentlichung irgend eines der im obigen Artikel er- 
wähnten Erzeuguisse, wricbe zu einem besonderen nnd beschränkteD Zweck, 
gemüss einem Vertrag oder dnrch ausdrücklichen oder stillschweigenden Ver- 
trtnensakt stattfindet, ermächtigt nicht die Person, an wclehe eine solche 
Ver6ffentlichnng erfolgt, eine Kopie oder Vervielfältigung der Urkunde vor- 
innclimen, ausser zd den Zwecken nnd mit den EiuscbränknngeD, unter welchen 
sie ibr geliehen oder anvertraut ist. 

Art. 3. Briefe. Wer einen briel an eine andere Person schreibt nnd 
absendet, behält sein Urbebarrecbt an solchem Brief, soweit nicht die be- 
Moderen Uuist&nde des betreffenden Falles dem Adressaten oder seinen Ver- 
tretern ein Recht zur Verflffenilichung solchen Briefes geben mögen. Uas 
Eigentum des Materials, auf weluhem der Brief geschrieben ist, geht jedoch 
u die Person liber, an welche er gerichtet ist, welche somit befugt ist, ihn 
IQ loretören oder weiterzugeben. 

An. 4. Urheberrecit nur kraft des Gesetzes. Auf die in 
Art. 1 erwähnten Erzeugnisse wird, nach Voröffpntlichnng, (vrahrsc beinlich) 
kein anderes Urheberreclit als bestehend angenommen, als das in dem ana- 
drAcklieben Wortlaut der Gesetze enthaltene, auf welche biomnch Bezug 
geiommen wird. 

VerOffentiii-hung bedeutet in diesem Artikel mit Bezng auf BUcber (siebe 
te ErklUruHK int nllchsten Artikel) Veröffentlichung zum Verkauf. 

Art. 5. Erklärung des Ausdrucks „Buch". Urheberrecht an 
Bachern. Der Ausdruck Ruch in diesem Kapitel bezeichnet und begreift 
IB sich jeden Uand, Teil oder Abschnitt eines Bandes, alle Hefte, Druck- 
bogen, Mosikbogen, Land- nnd Seekarten oder Pläne in besonderer Ausgabe. 

Der Ausdmck DrbeberrecIiC bedeutet die alleinige und ansechliesslicbe 
Berechtigung, Exemplare irgend eines Erzeugnisses, auf welches das Wort 
Anwendung findet, zu drucken oder in anderer Weise zu vervielfältigen. 

Das Urheberrecht an ji'dem Buch, welches während der Lebenezeit dett 
Yerfassers erseheint, danert bis zum Tode des Verfassers und weitere sieben 
Jahre nach dem Tode desselben und eoll das persönliche Eigentum des Ver- 
h.<Bere nnd seiner Rechtsnachfolger sein. Wenn dieser Termin von sieben 
Jahren vor dem Ablauf von 42 Jahren, von der ersten Herausgabe eines 
Micken Buches an gerechnet, ablaufen sollte, so dauert das ürheberrei'ht in 
diesem Falle 42 Jahre von der ersten Veröffentlichung ab. Das Urheberrecht 
*■ jedem nach des Verfassers Tod erscheinenden Buch währt 43 Jahre von 
der ersten Heransgabe an gerechnet, zu Gunsten des Eigentümers der Hand- 
Khrift und seiner Rechtsnachfolger. 

Wenn jt-mnud eine andere Person beschäftigt nnd bezahlt, tun ein Buch 
unter der Bedingung zu verfassen, dass du Urheberrecht an demselben dem 
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Auftra^rgeber ziisreben aoll, so bat der Anftragj^ber dasselbe Uiheberrecbt 
an demselben, alri wenn er der VerfB'ser gewesen näri-. 

Wenn di'r Verleger mlor Eiijentiiroer eiaer Encyklopftdie, Bevne, ZciU 
aebrift, eine-i peiindineiien Erzeugnisses oder eines Werkes, welches in Liefer- 
nniren uder Serien verüffentlictit wiril, andere Pcrs'inen be-chäfligt nnd be- 
Esblt, um iruKiid welt-be Hände, Äbteilun^fn, Anfs-iUO, Artikel oder T^ila 
derselben un'er d r Kudin^nE. dnss das Urbeberrrcbt an denselben solchem 
Vcrleicer oder Eigentümer znslehen soll, zu verfassen, so soll dieser Verleger 
oder EiKenitimer bi'i V.röffeotliclinng dieselben Rurbte gemessen, als wenn 
er der VerfHK;<er des gnnien Werkes wäre, snagenommen folgende Fälle: 

1. Nach 28 Jahren von der ersten Veröffentlichung von AnfsätiM, 
Artikeln oder Teilen derselben >n Revnen, Zeitschriften oderanden 
periodi sehen Werken Ähnlichen Inlialts (keine Enc;klnpAdie) an, 
soll das Recht, di<^elb<'n als SonderabdrQcke heranszngeben, an 
den Vnrfn.-ser zarOckfallcD, für die übrige Zeit, während welcher 
si'in Urhel'errecfat gewAhrt haben würde, wenn die Vcröffeutlichang 
nrsprünglii'h anderwärts Tun ihm erfolgt wä>^.l 

2. Während der ZAt vnn 2t) Jahren darf der Verleger oder Eieei- 
ttimer keioe solchen Aufsätze. Artikel oder Teile derselben be- 
gotiders -^diT stückweise veröffent liehen, ohne die Einwilligung des 
Veifaasers oder seiner Beehtsnachf olger. 

Iler MirHrbciter irgend einer derartigen vorerwähnten Zeitschrift kani 
sich durch Vertrag mit einem snlchcn Verleger oder Eigentlkmer das Beeilt 
vorbehalten, jrglirbes Werk eigener SchQpfung in br-sonderer Aasgabe n 
TerSffeni lich''n. In solchem Falte steht ihm das Urheberrecht auf dieses so 
Teröffent lieble Erzeugniss zn nnd zwar für denselben Zeltraum, als weai 
diese Ausirabe die erste Veröffentlicbang der Arbeit wäre, jedoch ohne Be- 
ebträcbtigung des Bechb- s des VerleKers oder Eigentümers, dieselbe als Teil 
besagten permdischen Werkes zu veröffentlichen. 

Cm der Ui'tenlriluhung von Büchern, die für das Fnblikam Ton Wichtig- 
keit sind, vorzubeugen, soll dii; richterliche Abteilung des Q«heimen ßatei 
Ihrer Majestät befugt sein, nach eingereichter Klage, dass der Eigtuttlnisr 
des Urheberrechtes eines Buches nach dem Tode des Verfassers sich i»- 
weigert hat, dasselbe wiederheraiiszu geben oder die WiederboransKabe des- 
selben zu gestatten, nnd dass durch diese Weigerung das besagte Bach dem 
Publikum vorenlhitlten wird, dem Kläger die ErlanbniB zu erteilen, besaiites 
Buch in solcher Weise und unter solchen Bedingungen zu veröff-'ntlichen, 
die sie für passend hält; nnd es soll der Kläger besagtes Buch, dieser Er- 
laubnis gemäss, veri>ffeDtliuben dürfen. 

Art. 6. Wer Urheberrecht an einem Buche erlansen kani. 
Dm Urheberrrch'. an einem veriiffent lichten B&uhe nacb den Verrflgongen 
des Art. 5 zu erlangen, musa das Bncb in allen Eällen im Vereinigten 
E^tnigreich veröffentlicht sein. Der Verfasser oder wer sonst Anspruch aaf 
Erlangung des Urheberrechts zu machen sucht, kann sein: 

i. ein eingeborener oder naturalisieTter Uuterthan Ihrer Majestät der 

Eflnigin, in welchem ii'aile sein Wohnort zur Zeit der VerOffcDt- 

lichung des Buches gleichgültig ist; oder 

2. eine Person, die zur Zeit der Veröffentlichung des Baches, aa 

welchem das Urheberrecht erworben werden soll, einer Orttichei 

nnd zeitweiligen Untertbanenpflicht gegen Ihre Majestät unterliegt, 

indem beäugte Person zu jener Zeit in irgend einem Teile derBt- 

sitznngen Ihrer MnjestKt wobnt. 

Art. 7. Viirbergebonde und gleicbzeitigeHeransgabeansaer- 

halb des Vereinigten Königreichs. Urheberrecht an einem im Ve^ 

eioigteo Königreich veröSentlicbten Buch kann nach Artikel 5 nicht erlangt 
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irerden, wcdd das Bach vorher tol ilein Vcrfusaer im Ausland vcrtlffeiitlicht 
worden ist; hingirKen vrliiaclert die glcicb zeitige VcräffentlichunK eines 
Bncheä im AasUnd und in dem Ver«iiiigtcn Königreich nklit, das Ürhotier- 
reclit im VereiniKirn Königreicb za erlnngen. 

Art. 8. Kein Urheberrecht an ansittlichen Werken. Kein Er- 
leugni^ geniessi den >ohut7 des UrbebcrrecbtH, wi-lcben es sonst besnsse, 
wenn es nnsitllich, gegen die Hi'ligion gerjchti't, auTriibreriacb oder elircn- 
riibrig ist, oder wtnn es vurRiübt, etwas zu sein, was es nicht ist. So zwar, 
diksa die Käufer desselben betrogen werden. 

Art. 9. Worin V erletzung des Urheberrechts au einem Bnch 
besteht. Der Eigentümer des ['rhcherrei^ht^ an einem Bnrbe ist nicht 
bfrecbtigt, andere Peraoneo lu vcrhindi'rn, den darin enthaltenen Stoff xn 
lerSffent liehen, wenn derselbe onnbLfingig erfunden oder nesammeli ist, noeh 
sie in verhindern, einen angemessenen Oebranch des Inhalts bei der Ab- 
fassQDg anderer BUelier zu machen. 

Art. 10. Urheberrei'.ht der Krone. Ihrer Majestät der KOnigiu 
ond deren Nacbfol^era wird das B'cbt zugeschrieben, Ihren Druckern von 
Zeit zu Zeit ein Patent anf das ausschliessücbe Dmckrecbt für den Text 
der auturisicrten Bibel übe rsetznng nnd des allgemciJien Gebetbuches za 
erteilen. 

Art. 11. Urheberrecht der Universitäten. Die Universitäten za 
Oxford, Cambridge, Ediuburg, Glasgow, Aberdeen und St, Andrcw's, jedes 
Kctehrte Stift in den Universitäten zu Oxford und C»mbridge, dan Triniif 
College zu Dublin and die Colleges zu Eton, Westminster und Winchester 
geniess»-n ftir immer die alleinige Bcrecbligung, sämtliche llucber zu drucken 
oder neuzudracken, die ihnen von den Verfassern oilcr von deren Beehts- 
nachfolgern ge^-chenkt, vormacht oder als Fideik omtuiss übertrugen wurden «ind, 
difem sie nicht für eine bestimmte Zeit gegeben oder vermacht wurden. 

Art. 12. Verwirkong des Urheberrechts der Universitäten. 
Die in Art. 11 erwähnte ansschliesüliche Berechtigung steht den besagten 
Cnivcrsitäten und Schalen nur solan^^e zu, als der Druck auf ihren eigenen 
Pressen innerhalb der UniverHitäten oder Schulen nnil einzig zum Vorteil 
uail Gewinn der betreffenden Universitüten oder Schulen erfolgt. Falls eine 
Cuiversitllt oder ^chule diese Bereci'tignng verpachtet, verkauft oder in 
sonstiger Weise andi ri:n Personen ganz oder teilweise überträgt oder anderen 
Personen die Erlaubnis erteilt, eolchc Bücher zu dru<-ken oder neuzudnicken, 
ao verffillt die Berei-btigung und hat keine Wirkung mehr. Lloiih dürfen 
die Dniver>-it!lten i>der Schulen die ihnen vermachten Urheberrechte ver- 
kanfen, die den Verfassern durch das 19. Kapitel der Oesetze des achten 
Jahres der Begieruiig Käni^in Annas zugesichert sind. 

Art. 13. Dauer des Urheberrechts an dramatischen Werken. 
Der Verfasser oder der Beehr s Vertreter des Verfassers einer Tragödie, eines 
Lustspiels, 3i'haus|iifls, einer Oper, Posse oder irgend eines anderen drama- 
tischen oder Unterhai tungsstflckes oder einer musikalischen Komposition, 
eofeni solihe von dem Verfssfer oder dessen Rechts Vertreter nicht gedruckt 
und veroffenilirht sind, hat als drn ibni eignen llcsitz das alleinige Beeht, 
dieselben darzustellen oder darstel'en oder aufführen zu lassen in irgend 
einem zu dramatischen Unterbai tnngcn benutzten Lokal in den Besitzungen 
Ihrer Usjestät und zwar für die Dauer des längeren der zwei folgenden 
Zeiträume: 

1. 42 Jahre von der ersten Aufführung eines solchen dramatischen 
oder musikalischen Werkes an gerechnet. 

2, Während d«s Lebens des Verfassers und weitere sieben Jahre von 
seinem I'ode ao. 
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Uas äingen eines einzigeu Liedea dramit tischen Charakters in einer 
dramatischeu Weise itann im Sinne des Gesetzes als eine dramatische Untor- 
haltang aufeefiisst werden. 

Jedes Lolial, in welchem eine dramutische Unterhiltnng bei irgend 
welcher besonderen Gele(;enbcit abgefaulten wird, ist ein xa dramatischen 
Unterhaltungen benutztes Lokal im Siuue dieses Artikels. 

Art. 14. EinscbränliUDgcn des Urheberrechts an dramatischen 
Werken. Das iiuaschlies> liehe Recht, ein dramatisches aiter mu>ikalieched 
Werk dnrznstellcD oder anfzafübren, kann nicht erlangt werden, wenn 
solches dramatische oder mnsikalixehe Werk vor seiner ersten AuffahraDg 
als Bach gedruckt und Teröffentlicht ist; oder wenn der Verfasser oder sein 
Bechtsvertreter dai^selbe Uffentlicb an irgend einem Urte anaserbaib der 
Besitzungen Ihrer Majestät dargestellt hat oder hat darstellen lassen, bevor 
dasselbe innerhalb derselben öffentlich dargestellt ist, aasgenommen die in 
den Gesetzen tiber internationales Urheberrecht berück sicbtigten Fälle. 

Art, 15. Vorvielfültigungs- und Aufführungsrecht an drama- 
tischen Werken. Das Vervielfäliiguiigarechi an einem Buch, welches ein 
dramatisches Werk oder eine musikalische Kompositinn enthält oder bildet, 
ist ein von dem Recht, solch' dramatisches Werk oder musikalische Kom- 
position auf der Buhne darzustellen, verschiedenes Recht, und keine Ab- 
tretuDg des Vervielfnltigungsrecbts au eiueia solchen Buch giebt dem Cessionu 
das Recht, ein solches dramatisches oder musikalisches Werk darzustellen 
oder aufzuführen, wenn nicht eine Eintrdgung dieser Abtretung in dem 
im Art. 23 zu erwähnenden Eintragsbuch gemacht wird, in welcher die 
Absicht der Parteien von der Übertragung desea Rechts ausgedrückt ist. 

Art. 16, Darstellung eines dramatischen gtüclies keineVer- 
letzung des CTrheberrechts, Ein als Ruch herausgegebenes dramatisdiel 
Werk oder Musikstück kann (wahrscheinlich) öffentlich aufgeführt werde! 
ohne die Einwilligung des Verfassers oder seines Rechtsvertreters. 

Art.l7. Dramatisierung von Romanen. Die öffentliche Darstellung 
eines dramatischen Werkes, dessen Stoff einem Roman entnommen ist, ist 
keine Verletzung des Urheberrechts des Verfassers des Bomaus oder seines 
Rechtsvertreters, während der Druck und die Veröffentlichung eines der- 
artigen so dargestellten Werkes als Buch als eine solche Verletzung an- 
gesehen wird. 

Wenn zwei Personen unabhängig von einander einen Roman drami- 
tisieren, so bat jeder das ausschliessliche Recht, sein eigenes dramatiecbu 
Werk darzustellen, obgleich einer Ton ihnen der Verfasser des so drama- 
tisierten Romans sein mag nnd obgleich die zwei Werke Teile gemein- 
Bchaftlich haben mögen. 

Art. 18. Verletzung des Urheberrechts an einer musika- 
liachenKomposition. Das Urhi'berrecht an einer musikalischcnEompositinn 
wird verletzt, wenn ein bedeutender Teil der Musik, aus welcher solches 
Urheberrecht besteht, nacbgemucht wird entweder ohne Änderungen oder 
mit solch''n Änderungen, wi-lcbe notwendig sind, die Musik einem anderen 
Zweck oder Intrumente anzupassen und wenn die Änderungen derart sind, 
dass die wesentliche Übereinstimmung zwischen Original und Nachahmnog 
durch das Obr erkennbar ist. 

Art. 19. Urheberrecht an Vorträgen. Der Verfasser eines Vor- 
trags oder sein Rechtsvertreter hat das ausschliessliche Recht, einen Vortrag 
zn Teräffentlichea, wenn eine schriftliche Anzeige wenigstens zwei Tage 
vorher nn zwei Friedensrichter innerhalb fünf Meilen von dem Ort, wo der 
Vortrag gehalten werden soll, gemacht worden ist, sofern nicht Bolehet 
Vortrag in Universitäten, Schulen oder Qffentlichea Anstalten oder in Bffent- 
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liehen Stitten oder von Persooen gehalten wird kraft oder gemäas irgend 
eines Yerinächtnisses oder einer Stiitung. 

Art. 2a Urheberrecht aa Werken der Bildhauerkunat. Jcder- 
luanii, der ein neues und eigenartiges Werk der BUdhanerkiuist, Modell, 
Kopie oder Äbgnsa fertigt oder fertigen lässt, hat das ausschliesslithe Eecht 
SD demselben während vierzehn Ja!nren von der ersten Ausführung oder 
VerOffeDtlicbnug derselben an, vorausgesetzt dass der EigeutUmcr seinen 
NuDca nnd das Datum auf jedem derartigen Erzeugnis aubringen lässt, 
heTOr dasselbe verflffcnt licht wird. Wenn dnr Eigentümer am Ende der 
vieraehn Jahre noch am Leben ist, wird sein Eecht um weitere vierzehn 
Jahre erneuert, wenn er sich dessen inzwischen nicht entäussert hat. 

Art. 21. Urheberrecht au Gemälden und Photographien. Jeder 
i'Dglische üntertban oder jede audeie Person, die in den Besitzungen Ihrer 
Majestät wohnt und Urheber eines Original gcmäldcs, einer Uriginalscichnang 
oder Photographie ist, welche vor dem 29. Juli 1862 nicht verkauft wurde, 
:yull das alleinige und ausschliessliche Recht haben, besagtes Qemäldc oder 
besagte Zeichnung oder den Entwarf derselben oder besagte Fbotographis 
and deren Negativ in jeder Weise nnd in jeder Qrüsse, ob innerhalb der 
KesitzoHgen der Königin hergestellt oder nicht, zu kopieren, gravieren, 
reproduzieren nud vervielfältigen, und dieses Hecht soll während des Lebens 
des Verfassers und sieben weitere Jahre dauern. Dieses Recht beeinträchtigt 
iber nicht das Becht anderer Personen, irgend eine Scene oder einen Gegen- 
atand, welcher durch solches Bild dargestellt ist, darzustellen. 

Ein Urheber, der nach dem 29. Jn!i 1862 sein von ihm gefertigtes Ge- 
mälde, seine Zeichnung oder sein photographisches Negativ verkauft oder 
lär eine andere Person gegen angemessene Belohnung ein solches Werk 
herstellt, soll das Becht der Vervielfältigung nicht behalten, wenn er sich 
dieses Recht nicht anadriicklich vorbehalten hat durch schriftlichen Vertrag, 
»elcher znr Zeit der Übertragung oder vorher von dem Erwerber des Bildes, 
der Zeichnung, des photographischen Negativs oder von der Person, für 
Teiche die Arbeit gemacht worden ist, zu unterzeichnen ist. Das Reckt 
Jer Vervielfältigung gehört dem Erwerber oder der Person, die das Werk 
hostellt hat. Doch soll der Erwerber keinen Anspruch anf dieses Recht 
machen, wenn nicht zur Zeit des Verkaufs oder vorher ein schriftlicher 
Vertrag dieses Inhalts von dem Verkäufer oder seinem Rechtsvertreter 
tuiteizeichnet worden ist. 

Art. 22. Urheberrecht an Stichen. Jedermann, der einen Stich 
von it^end einem Gegenstand entworfen oder gezeichnet, graviert, geätzt, in 
mezzotinto oder in chiaroscuro gefertigt bat, oder von seiner eignen Arbeit, 
iteiclinung oder Erfindung durcli eines der genannten Verfahren bat her- 
^tetlea lassen, oder nach irgend einem Gemälde, einer Zeichnung, einem 
Mudell oder Werk der Bildhauerkunst, ob antik oder modern, einen Stich 
hergestellt hat oder bat herstellen lassen, besitzt das alleinige Rocbi, dcn- 
lelben in irgend einer Weise zu vervielfältigen und zwar für 28 Jahre von 
der ersten Veröffentlichung ab. Vorausgesetzt wird dabei, dass der Name 
des Eigentümers auf jeder Platte eingraviert und auf jedem Blatt ge- 
druckt ist. 

Lithographische Drucke und durch andere graphische Vorfahren hcr- 
1,'estellte Blätter geniessen dieselben Rechte wie Sticlie. 

ArL 23. Eintragung von Büchern. In der Stationers' Hall soll 
i.'in ßntragabnch geführt werden, in welchem der Eigentümer des Urheber- 
rechtes an irgend einem Buch oder des Rechts, ein dramatisches Werk oder 
dae musikalische Komposition iiufzufübren, entweder im Manuskript oder 
sunstwie, gegen Bezahlung von 5 Sh,, die im vorgeschriebenen Formular 
"iiihaltenen Enzelheiteu eintragen lassen kann. 
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Der Ei(,'ont,iiiiior des Urheberrechte 9 an einer EncjklopSdie, Eevne, Zeit- 
Bchrift, einem periodiachen oder sonstigen Werke, welches in Lieferun^'n 
oder Teilen berauii gegeben wird, hat Ansprüche aaf alle Vorteile der Kin- 
trogung, wenn er den Titel solcher Werke nebst der Zeit der Veröffent- 
Uchnng ilüs erste D Bandes oder des ersten Teiles desselben mit dem Namen 
und der Wohnnng des Eigentümers und des Verlegers, wenn der Verleger 
Dicht zugleich Eigentümer sein sollte, eintragen lösst. 

Jeder so eingetragene Eigentümer kann aein Recht oder irgend einen 
Teil seines Bechtes iibcrtragea, indem er solche Übertragung in der toi- 
geschri ebenen Weise eintragen lässt. 

Lizenzen, welche solche Urheberrechte bertthren, können ebenfalls in 
dasselbe Buch eingetragen werden. 

Jedermann, der sich dnrch eine solche Eintragang fär geschädigt bält, 
kann sich an den High Conrt oder an irgend einen ßichter desselben wenden, 
nm besagte Eintragung laschen oder ändern zu lassen, and das Gericht soll 
za diesem Zwek verordnen, was ihm gerecht erscheint. 

Wer eine falsche Bintragnng in dieses Eintragsbnch wissentlich vor- 
nimmt oder Tornehmen lässt, begeht ein klagbares Vergehen. 

Der Beamte, welchem die Fuhrung des Buches obUegt, ist verpflichtet, 
gestempelte und beglaubigte Abschriften der darin enthaltenen Eintragungen 
gegen Bezahlung von 5 Sh, auszustellen und solche Abschriften sind ein 
prima facic Beweis des darin Behaupteten. 

Die Gebühr für die Eintragung der den UniversitäteD gehörigen Urheber- 
rechte und für Abschriften derselben iüt 6 d.; die Einsicht derselbca ist 
kostenfrei. 

Art. 24. Wirkung der Eintragung der Bücher. Kein Eigen- 
tümer des Urheberrechts an bgcnd einem itoch soll irgend eine gerichtliche 
Klage hinsichtlich der Verletzung des Urheberrechts anstellen können, frcnn 
er nicht vor Anfang dieser Klage die Eintragung des Buches in die Eia- 
tragarolle gemäss Art. 23 bewirkt hat. Die Unterlassung der Eintragniig 
beimrt das Urheberrecht an einem Buch nicht, sondern nur du Becht, 
wegen der Verletzung desselben Klage zu erbeben. 

Art 25. Eintragung der Urheberrechte an dramatischen 
Werken. Die Bechtsmittel, welche dem Eigentümer des alleinigen Bechts, 
ein dramatisches Stück aufzuführen, zn Gebote stehen, werden nicht darch 
yeraäumnis der Eintragung dieses Bechtes in dos Eintragsbuch beeinträchtig:t. 

Art. 26. Eintragung des Urheberrechts an Gemälden etc. In 
der Hall of the Stationers' Compan; ist ein Eintragsbnch zu führen unter 
dem Titel , Eintragsbuch der Eigentümer des Urheberrechts an Bildern, 
Zeichnungen nnd Photographien". In dieses Buch sollen die Aufxeicbnungen 
Itber die Urheberrechte eingetragen werden, zu welchen irgend Jemand nach 
Art. 21 ermächtigt ist, und anch über jede folgende Abtretone eines solchen 
Urheberrechts; diese Anfzeicbnungen sollen enthalten: den T^ der Über- 
einkunft oder Abtretung, die Namen der Beteiligten, den Namen and die 
Wohnnng der Person, die infolge der Eintragung in das Urheberrecht an- 
gesetzt wird, den Namen und die Wohnung des Urhebers des Werkes, 
sowie eine kurze Beschreibung über Art und Gegenstand des Werkes und 
auf Verlangen der Person, welche die Eintragung Teranlaast, aosserdom 
eine Skizze, Umriss oder Phou^aphie des besagten Werkes. Kein Eigen- 
tümer irgend eines derartigen Urheberrechts ist zum Schatz dieses Gesetzes 
berechtigt, wenn er nicht znvor diese Eintragung hat bewirken lasaen, noch 
soll irgend ein Prozess geführt werden, noch Geldstrafo eingezogen werden 
können, in Bezog auf Handlungen, die begangen wurden, beror solche Ein- 
tragung gemacht ist. 
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Art. 27. Strafen fUrVcrletznng des Urheberrechts an Bflchern 
Jedermann Jat einem gerichtlichen Prozeas aosgesetzt, der in i^ead einem 
Teile dea Britiacben Beicbea 

1. entweder zum Verkauf oder zur Aasfuhr irgend ein durch Urheber- 
recht geschätztes Buch ohne die schriftliche Einwilligong dea Verfassers 
druckt oder dmcken läsat; 

3. aas flberaeeiaehen Ländern zum Verkauf oder Verleihen irgend ein 
■olcbea angeaetz massig gedrocktes Ruch einführt; 

8. ein solches nngesetzioftssig gedrucktes oder eingeführtes Buch wissent- 
lieh Terkanft, vorlegt oder zum Verkauf oder Verleihen feilbieten oder ver- 
kaufen, verlegcQ oder zom Verkauf oder Verleihen feilbieten lässt oder zum 
Verkauf oder Verleihen in seinem Besitz hat. 

Die Klage muss innerhalb 12 Monaten nach der Yerletzuug beim Coart 
of Kecord eingereicht worden. 

Art. 2a Besondere Strafen für die gesetzwidrige Einfuhr 
von Bachern. Wenn irgend jemand, der nicht Eigentümer des Urhcl>er- 
rechtes eines Baches oder eine von ihm ermächtigte Person ist, irgend ein 
dnrch Urheberrecht geschütztes gedrucktes Buch, welches zuerst in irgend 
einem Teile des Vereinigten Königreichs verfasst, geachrieben oder gedruckt 
(imd veröffentlicht) worden ist, sodann aber irgendwo ausserhalb des Britischen 
Beiches nachgedruckt worden ist, in irgend einen Teil des Vereinigten Kdnig- 
reichs Otter in einen andern Teil des Britischen Reichs zum Verkauf oder 
Verleihen einfährt oder einführen lässt, oder ein solches Buch wissentUch 
verkauft, verlegt, feilbietet, verleiht oder zum Verkauf oder Verleihen in 
sebem Besitze hat, so soll jedes solches Buch verwirkt sein und von jedem 
Zoll- oder Aceiaebeamten konfisziert und Teraichtet werden; und jede Person, 
die Yoo zwei Richtern einer Übertretung dieses Gesetzes fdrtülich überführt 
vorden iat, soll für jede derartige Übertretung die Summe ton zehn Pfund 
Sterling Busse zahlen, sowie »och den doppolten Wert von jedem Exemplar 
eines solchen Baches an dem die Verletzung begangen ist. 

Wenn die Legislatur oder berufene gesetzgebende Körperschaft in irgend 
einer brittachen Resitzong ein Gesetz beschliesst oder eine Verordnung ei^ 
lässt, welche nach dem Dafürhalten Ihrer Majestät genitgend ist, am 
britischen Verfassern angemessenen Schatz innerhalb dieser Besitzungen za 
gewahiea, so kann Ihre Hajest&t solche Akte billigen and durch einen 
Erlass dea Geheimen Rats erklären lassen, dass, so lange die Bestimmungen 
solcher Akte in Kraft bleiben, das vorstehende Verbot, soweit besagte 
Kolonie in Betracht kommt, aufgehoben werden soll, 

Art. 29. Nachdrucke sind zu Gunsten des eingetragenen 
Eigentümers verwirkt. Sämtliche Exemplare eines Bncbes, an welchem 
ein gehSrig eingetragenes Urheberrecht besteht, die ohne die schriftliche 
beglaubigte Einwilügnng des eingetragenen Eigentümers des Urheberrechts 
in gesetzwidriger Weise gedruckt oder eingeführt sind, gelten als das 
Mgentum des eingetragenen Eigentümers des Urheberrechts. Letzterer kann 
dieselben einklagen und in Besitz nehmen, nebst Entschädigung bei Yorent- 
hattnng derselben, von jeder Person, welche dieselben nach schriftlichem 
Verlangen vorenthalten sollte. 

Art. 30. Lieferung von Pflichtexemplaren ron RUchern an 
Öffentliche Bibliotheken und Strafen für Versäumnis. 

Ein Exemplar der ersten Auflage und aller folgenden, Zusätze oder 
Änderungen enthaltenden Auflagen j^es in irgend einem Teil der britischen 
Beattnugen verOffentUehten Bnchea mnsa beim Britiscben Husenm in der 
Zeit TOB tO Uhi vonnHtaga bis 4 Uhr nachmittags an den Wochentagen, 
■WBer Aschermittwoch, Karfreitag and Weihnachtstag, eingeliefert werden 
nad nrsr innerhalb eines Monats nach seiner Veröffentlichung, wenn ea in 
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London Tcrüfleutlicht ist, inDerlulb drei Monaten, wenn es im Yereioigten 
KtSnigreich ausserlialb Londons veräffentlicht ist und innerhalb zwülf MonaUn, 
wenn es in irgend einem andern Teil der britisdien Besitzongen yer- 
Sffentliclit isL 

Die Einlieferang kann an jede von der Yerwaltungsbehfirde das 
Britischen Mnseimis zum Empfang ennäuhtigte Person erfolgen, woriiber 
letztere eineu schriftliclien Empfangsschein ansznstellen hat. 

Exemplare jeder Ausgabe eines Buches müssen anf Verlangen an einen 
Beamten der Stationera' Company für jede der folgenden Biblioiheken, ntim- 
lich der Budleian Library in Oxford, der Cambridge Univertity Library in 
Cambridge, der Advocates Library in Ediaburg, der Library of the Trioity 
College in Dublin, eingeliefert werden. 

Das Verlangen mnss innerhalb zwUlf Monaten nach VeröffentUchiutg des 
Baches schriftlich bei der Geschäftsstelle des Verlegers eingereicht werden, 
und die Exemplare müssen innerhalb eines Monats nach solchem Verlangen 
entweder an die SCationors' Company oder an genannte Bibliotheken oder 
an jeden, der zum Empfang der Exemplare an ihrer Stelle ermächtigt ist, 
abgeliefert werden. 

Das Exemplar für das Britiaclie Maseum mnss gebnnden, broschiert 
oder zusammengeheftet sein und anf dem besten Papier, auf welchem du 
Buch gedruckt ist. 

Die Exemplare für die andern Bibliotheken müssen anf dem Papier 
sein, auf welchem die grösste Anzahl der Exemplare des Buches oder der 
Ausgabe zum Verkauf gedruckt ist, in demselben Zustand, wie die znm 
Verkauf yom Verleger hergestellten Exemplare. 

Die Exemplare müssen in allen Fällen sämtliche dazn gehörenden Karten 
und Abbildungen enthalten. 

Ein Verleger, der solche Torbemerkte Ablieferung Tersäomt, ist strafbar 
mit einer Summe, die 5 £ nicht übersteigen soll und mit dem Wert des 
nicht abgehe fert<>n Exemplars. Diese Strafe kann durch somraarischea Ver- 
fahren Tor zwei Friedensricbtem oder vor einem Pohzeirichter auf Antrag 
des Bibliothekars oder eines andern gehürig autorisierten Beamten der be- 
treffenden Bibhothek eingezogen werden. 

Art. 31. Strafe für Vcrletaungen des Ürheberreclits der 
UniTersttäten. Jodermann verfällt in die hier nachstehend rer- 
Keichncten Strafen, welcher eine der folgenden Handlungen mit irgend 
einem Werke vornimmt, von welchem das Urheberrecht irgend einer Uni- 
versität oder Schule nach Art. 1 1 gehört, nnd zwar; 

1. ein solches Buch druckt, neudmckt oder einführt oder dmckcn, 
ueudrucken oder einführen lasst; 

2. wissentlich das so gedruckte oder nei^edruckto Buch vcrkanft, 
verlegt oder feilbietet oder verkaufen, verlegen oder feilbieten lüsL 

Die Strafen für die genannten Übertretungen sind: 

1. Die Vorwirkung jedes Bogeus, der einen Teil solches Buchea 
bildet, an die Universität oder Schule, welcher das Urbeberrecit 
gehurt, welche Universität oder Schule dieselben sofort nnleserlicb 
und zu Makulatur machen muas. 

2. Ein Penny für jeden in der Verwahrung einer Person vorgefundenen 
itügeo, die solchen druckt oder gedruckt, verlegt oder feilgeboten 
hat; die Hälfte hiervon verfällt der KSnigin, die Hälfte dtm 
Ankltkger. 

Diese Strafen können nicht auferlegt werden, wenn nicht der Anspruch 
auf das Urheberrecht des Buches, bezuglich dessen die Verletzung begangen 
ist, vor dem 24. Juni 1775 oder innerhalb zwei Monaten nach der Zeit, in 
welcher das Vermächtnis oder Ucscbenk des Urheberrechts an einem Boche 
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lar Kenntnis des Prokuulers einer Universität oder des Sektors eines 
OjnuiMinins oder gelehrten Stifts kam, eingetragen worden ist; oder wenn 
nicht der Be&mte der Stationen' Contptm; snf ordnnngsgemMses Yerlaneen, 
die Eintragnng Torznnehmen, sich dessen weigert, und die Universität 
dsrsnf die Weigerang in der Onzette (Bcichannseiger) veroffentliclit, in 
welchem Fall der Beamte eine Strafe von 30 £ an die E^igentfimer dea 
Urheberrechts besablen soU. 

Die Strafe ist darch den High Conrt (Beicfasgericht) einzuziehen. 

Art 38. Strafe für die Anfführnng dramatischer Werke. 
Jedennnnn, der ohne die vorher eingezogene schriftliche Einwilligung des 
Yertassers oder sonstigen Eigentümers ein dramatisches Werk oder eine 
auikalische Komposition in irgend einem xa dramatischen Uaterb&ltnngen 
beantzten Lokal in den britischen Besitzungen aufführt oder aufführen 
Usst, BoU dem Verfasser oder Eigentümer für jede derartige Anfflthning 
«men Betrag von nicht unter 10 Sh. Dezahlen, oder den vollen Betrag des 
Vortäls oder Gewinnes solcher Aufführung oder des Schadens oder Verlusta, 
»elcher dem Kläger dadurch erwachsen ist, je nachdem einer dieser Beträge 
die hshere Ents(£ädignng darstellt. 

Die Strafe kann durch jeden Oerichtsltof, der für derartige FilUe 
Rstindig ist, eingetrieben werden, 

Art 33. Strafe för Verletzung des Urheberrechts an Kunst- 
werken. Jedermann (einschliesslich des Verfassers, wenn er nicht der 
Ggentümer ist) begeht eine Übertretung, wenn er eine der folgenden Hand- 
langen hinsichtlich eines Qemäldes, einer Zeiclmung oder Photographie, 
welche dnrch Urheberrecht geschützt ist, ohne die Einwilligung des Eigen- 
tttmers des Urheberrechts an denselben, vornimmt, nämlich 

a) irgend ein derartiges Werk oder dessen Entwurf zum Verkauf, 
Verleihen, Ausstel^ oder Verteilen wiedergebt, kopiert, offenbar 
nachahmt oder in anderer Weise vervielfältigt; 

b) eine der notei a erwähnten HandlangeD vornehmen läset oder 
vennittelt; 

e) eine solche Wiedergabe, Kopie oder andere Nschahmnng irgend 
eines selchen Werkes oder dessen Entwurfs verkauft, verOffentbcbt, 
verleibt, ausstellt oder verteilt, za solchen Zwecken anbietet, hi 
in das Vereinigte Königreich einführt, während er weiss, dass 
solches in gesetzwidriger Weise geschieht; 

d) eine der unter c erwähnten Handlungen vornehmen täast oder 
vermittelt; 

e) Namen, Anfan^bttchstaben oder Monogramm auf irgend ein Qe- 
m&lde, eine Zeichnong, eine Photographie oder deren Negativ be- 
trftgwiBcher Weise setzt oder sonstwie anbringt oder setzen oder 
anbringen lässt; 

f) ein Qemälde, eine Zeiclmung, Photographie oder deren Negativ 
mit Namen, Anfangsbuchstaben oder Monogramm einer Person, 
welche solches Werk nicht ausgeführt oder hergestellt hat, be- 
trügeiischer Weise verkauft, veröffentlicht, ausstellt oder zum Ver- 
kanl, zur Aoastellang oder zur Verteilung anbietet oder veräussert; 

g) eine Kopie oder offenbare Nachahmung eines Qemäldes, einer 
Zelchnnng oder einer Photographie oder deren Negativ, ob nun 
Urheberrecht an demselben existiert oder nicht, betrügerischer 
Weise, als wäre dieselbe von dem Verfasser oder dem Verfertiger 
des Originals, von welchen die Kopie oder Nachahmung genommen 
ist, angefertiigt oder ansgefährt, in Umlanf bringt, weggiebt oder 
verkauft oder dies ibnn lässt; 
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b) ein Gemälde, eine Zeichnung oder Photographie oder eine Ko^e 
derselben oder eines Teiles derselben, welche, nachdem sie der 
Verfasser oder Verfertiger rerktiuft oder fortgegeben h&t, von 
andern Personen durch Hinznfdgungen oder sonstwie verändert 
wurden, als das unveränderte Work solchen Verfassers oder Vet- 
fertigers während seines Lebens und ehne seine itostimmung her- 
stellt oder wisitentlich verkauft, veriiff entlieht oder feilbietet. 

Jedermano, der die Vergehen a, b, c, d begeht, verwirkt zu Gunsten 
des deraeittgcD Eigentümers drs Urliebcrrcchts eine Summe von nicht über 
10 £ und nlle solche in ebenerwähnter unerlaubter Weise hergestellten 
Wiedergaben, Kopien und Nachahmungen und sämtliche zu deren AMertignng 
be^estellten p ho tographi sehen Negative. 

Jedermann, der die Vorgehen e, f, g, h begeht, verwirkt zu (runsten 
der geschädigten Person eine Summe von nicht Über 10 £ oder den doppelten 
Preis, wenn ein solcher bestand, zu welchem alle solche Kopien, Stiche, 
Nachahmungen oder veränderten Werke fcilgehiiltcn oder feilgeboten wnrdenj 
auch sollen alle solche Kopien, Stiebe, NacbeLmutigen und veränderten Weike 
zn Gunsten der Person verwirkt sein, deren Namen, Anfangsbuchstaben oder 
Monogramm in betrügerischer Weise unterzeichnet oder angebracht sind, 
oder welcher solches untergeschobene oder veränderte Werk fälschlich 
oder in betrügerischer Weise zugeschrieben ist: mit dem Vorbehalt, dass 
die letztgenannten Strafen nur eintreten, wenn die Person, der das unter- 
geschobene oder veränderte Werk in solcher betrügerischen Weise zuge- 
schrieben ist, oder deren Namen, Anfangsbuchstaben oder Monogiunm in 
solcher falschen oder betrttgerischen Weise beschrieben ist, noch am Leben 
oder Enr Zeit, wo das Vei^hen begangen wurde, noch nicht zwanzig Jahre 
tot ist. 

Die ebeaerwihnten Strafen sind nebeneinander anwendbar, und die durch 
eine der vorerwähnten Handlungen geschädigte Pereim darf, ausser der 
Strafe für den Schuldigen, auch Entschädigung beanspruchm und kann in 
jedem Falle die Auslieferung der erwähnten Erzeugnisse beanspruchen nnd 
durchsetzen und für die Znrftckhaltung »der anderweitige Verwendung der- 
selben Anspruch auf Entschädigung erbeben. 

Die Strafen sind durch gewchnliehen ProEess oder vor zwei Blcbter« 
oder einem Polizeiriebter zu erlangen. 

Art. U. Verbot der Einfuhr anerlaubter NachabmuDgen von 
Kunstwerken. Die Einfuhr in das Vereinigt« Königreich von Wieder- 
gaben, Kopien oder Nachahmungen von Gemälden, Zeichnungen oder Photo- 
graphien, an welchen oder an deren Muster gemäss dem Gesetze vom 
29. Juli 1S62 Urheberrecht besteht, oder die Einfuhr von deren Entwürfen 
Oller photographiscben Negativen ist ausdrücklich verboten, ausser bei Ein- 
willigung des EigentUmera des Urheberrechts oder seines schriftlich autori- 
sierten Vertreters, 

Art. 35. Strafe für Nachdruck von Vorlesungen. Jedermann 
macht sich eines Vergehens schnldig, der, nachdem er sieb eine Abachrift 
irgend einer Vorlesung verschafft oder solche angefertigt hat, dieselbe 
druckt oder sonst vervielfältigt und veröffentlicht oder solches Tomehmea 
lässt ohne Erlaubnis des Verfassers oder seiner Rechtsnachfolger; 

oder der, in Kenntnis der Thatsache, dass dieselbe olme solcbe Er- 
laubnis gedruckt, kopiert oder veröffentlicht worden ist, sie verkauft, ver- 
öffentlicht oder feilhält oder dies thnn lässt. 

Jede Person, die eines solchen Vergebens schuldig ist, verwirift solche 
gedruckte oder vervielfältigte Voriesungen, zugleich mit einem Penn; für 
jeden in ihrem Besitz beSndlichen Bogen derselben und zwar die Hafte zm 
Gunsten der Königin, die Hälfte zu Gunsten des Klägers. 
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Eine Voriesnng ohne Erlaabnis in einer Zeitang zn drucken nnd zn 
Teräffentlichen, ist ein Vergehen im Sinne des Gesetzes. 

Dieser Paragraph bezieht sich nicht auf die Veröffentlichung von Vor- 
lesnnKCD, die zur Zeit solcher Veröffentlichung eiIs Bücher gedruckt und 
veritffnntticht sind. 

Die Strafe ist durch den High Conrt (Reichsgericht) einzuziehen. 

Art. 86. 3tra(e tQr nnerlanbte Nacbabmiing von Werken der 
Bildhauerkunst. Wer i^end ein Erzeognis, das nach dem Gesetze 
54 Ge«, 3 c. 5« vom 18. Mai 1814 geschützt ist, anfertigt oder einführt oder 
anfertigen oder einführen oder feilbieten oder sonst veräusaern läsat, setzt 
sich einer Scbsdenorsatzklage aus. 

Dieser Artikel bezieht sich nicht anf Personen, die das liecht oder den 
Besitz eines nach erwähntem Gesetze gcschiUzten Erzeugnisses von dem 
Kgentflmer durch schriftliche, Ton demselben mit eigner Hand in Gegenwart 
zweier glaubwürdiger Zeugen und mit deren Bestätigung unterzeichnete 
Erkunde erworben nabcD. 

Art. 37. Strafe für nnerlanbte Nachahmungen von Stichen 
nnd Ennstblättern. Jedermann macht sich eines Vergehens schuldig, 
der ohne schriftliehe, vom Eigentümer unterzeichnete und von zwei Zeugen 
b^lanbigte Erlaubnis: 

a) ein geschütztes Blatt im Ganzen oder teilweise in irgend welcher 
Weise vervielfältigt und verkauft oder vervielf&ltigen und ver- 
kaufen lässt; 

b) ein solches £Iatt druckt, neudruckt oder zum Verkauf einführt 
oder solches mit irgend einem derartigen Blatt geschehen lässt 
oder vermittelt; oder, 

c) indem er weiss, dass dasselbe ohne Erlaubnis des Eigentümers 
derartig gedruckt oder neugedruckt worden ist, es veröffentlicht, 
veritauft, feilbietet oder sonst veränssert, oder solches geschehen 
täast oder vermittelt. 

Jedermann, der sich eines solchen Vergehens schuldig macht, setzt 
sich einer Schadenersatzklage deswegen aus nnd verwirkt zu Gunsten des 
Eigentümers die Platte, mit welcher solches Werk vervielfältigt ist. Jeden 
Bogen, welcher einen Teil solches Werkes bildet oder anf dem solches Werk 
verrielßltigt ist, and ferner 6 Sh. für jeden in seinem Besitz befindlichen 
Bogen, hinsichtlich dessen ein derartiges Vergehen begangen ist, die Hälfte 
zu Onnsten der KQnigin, die andere zn Gunsten des Klägers. 

Die Strafe iat innerhalb sechs Monaten nach dem Vergehen durch den 
Hig^ Conrt einzuklagen. 

Art Sa Internationales Urheberrecht darf in gewissen 
Fällen gewährt werden. Urheberrecht an Büchern, dramatischen 
W«ken nnd musikalischen Kompositionen, Gemälden, Zeichnungen und 
Photographien, Werken der Bildhauerkunst, Stichen und Kunstblättern, die 
liierst im Ausland veröffentlicht sind, kann den Urhebern derselben in der 
Weise, in dem Umfang und nnter den Bedingungen, wie uacherwähnt, zu- 
gestanden werden, wenn der ausländische Staat, in welchem solche Werke 
mm ersten Haie veröffentlicht sind, nach dem Dafürhalten Ihrer Majestät 
gebührenden Schutz gewährt zn Onnsten derjenigen Personen, die an ähn- 
liehen zum ersten Male in den Besitzungen Birer Majestät heranagegebenen 
Werften interessiert sind, 

Art. 39. Erlässe des Geheimen Bats bezüglich internationalen 
Urheberrechts. Ihre Majestät darf durch Erlasa des Geheimen Bats (in 
welchem als Grund des Erlasses anzugeben ist, dass vorerwähnter Schutz 
in besa^r Weise gesichert worden ist) bestimmen, dass die Urheber vun 
allen oder irgend einem der im letzten Artikel erwähnten Erzengnisse, die 
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in irgend einem aolcben fremden Lande, wie in jenem Artikel erwähnt, fae^ 
ansgegebea sind, Diheberrecht u> diesen ErzeagnisBen in den Besitzongen 
Direr Hajestät fUi einen in dem Erlus npzugebonden Zeitraum geoieascii 
sollen, der den Zeitraum nicht überschreiten soll, welchen Verfasser ähn- 
licher Erzeugnisso, die zum ersten Haie im Vereinigten Königreich heraus- 
gegeben sind, znr Zeit des Erlasses geaetzmässig geniessen. 

Die so anzogebenden Bedingungen und die Bedingung f&r Eintragoiig 
nnd Abliefernog Ton EiempUren Ton Büchern, wie später angegeben, kßnnea 
Terschieden sein fSr Werke, die in verschiedenen fremden Ländern zuerst 
heransgegeben sind nnd für yerschiedene Arten von solchen Werken. 

Art. 10. Dauer des internationalen Urheberrechts. Die Ver- 
fasser der im Erlass erwähnten Werke sind znm Urheberrecht an demselbea 
in folgender Weise berechtigt: 

nach 6 nnd 6 Vict. c. 45 and den anderen Gesetz^ welche Bezog anf 
das Urheberrecht an BQchern haben, ausgenommen die Artikel bezilglich 
der Abgabe von Exemplaren an gewisse Bibliotheken, wenn die im Erlis* 
erwähnten Werke Bücher sind; 

□ach den Gesetzen aber Urheberrecht an Stichen, über Urheberrecht 
an Bildhan erarbeiten, Itber Urheberrecht an Oemälden, wenn die im Erlaai 
erwähnten Werke Stiche, Kunstblätter, Bildhanerarbeiten, Oemälde, Zeich- 
nungen oder Photographien sind: 

nach den Gesetzen über Urheberrecht an dramatischen Werken, wenn 
die im Erlass erwähnten Werke dramatische Werke oder musikalische 
Kompositionen sind, vorausgesetzt dass solches Urheberrecht sich nicht 
darauf erstreckt, in guten Treuen erfolgte Nachahmnngen oder Anpaaanngea 
für die englische Bühne von irgend einem in einem ausländischen Staat her- 
ausgegebenen, dramatischen oder musikalischen Werke zu verhindern, sofen 
nicht der Erlass bestimmt, dass es sich auf sie erstrecken soll. 

In allen Fällen gelten die Eioschränkungen in Bezng anf die Daner 
des Bechts, welche in dem Erlass angegeben sind, ebenso aach die hiernach 
erwähnten Vorfügungen. 

Art. 11. Kein Werk geniesst Urheberrecht ohne Eintragung. 
Kein Verfasser irgend eines solchen Werkes, anf welches in diesem Kapitel 
Bezug genommen wird, ist zu irgend einem Vorteil nach den darin ent- 
haltenen Bedingungen berechtigt, wenn nicht solches Werk eingetragen ist 
und ein Exemplar der ersten Ausgabe und jeder folgenden Znsätze und Ab- 
ändemngen enthaltenden Ansgabo, jedoch keiner andern, auf der Stationers' 
Hall innerhalb cioer im Erlass anzugebenden Zeit und in der Weise, wie 
solches durch das festgesetzte Formular vorgeschrieben ist, abgeliefert wird. 

Die drei Paragraphen, die dem letzten Paragraphen des Artikel 23 
vorangehen, haben auf solche Eintragungen Bezug. 

Das so abgelieferte Exemplar muss innerhalb eines Uonats von der 
Ablieferung durch einen Beamten der Stationers' Company im Britisdien 
Museum niedergelegt werden. 

. Art. 42. Kein internationales Urheberrecht an Zeitungs- 
artikeln. Artikel politischen Inhalts, die in Irgend einer Zeitung oia 
periodischen Schrift in irgend einem ausländischem Staat veröffentlicht suid, 
dürfen, wenn die Quelle, aus der sie stammen, angegeben ist, in irgend 
einer Zeitung oder periodischen Schrift in diesem Lande neugedrnckt oder 
übersetzt werden, trotz allem in diesem Kapitel bisher oder niemach Ed1> 
haltenen. 

In solcher Weise veröffentlichte Artikel über andere gegenstände dörfes 
in derselben Weise und unter derselben Bedingung behandelt werden, weni 
der Verfasser nicht seine Absicht, sich das Urheber- und Übersetzungsrecht 
vorzubehalten, an irgend einem auffälligen Teil der Zeitung oder peiiodiachra 
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Schrift aiuKedrackt hat, in welcher der Artikel snerst beraas^egeben wurde. 
Ib diesetn Falle ist solche Verüffentlichiiiig als ein Buch im Sinne dieses 
Artikels zo betrachten. 

Art. 43, ü sind dmch das Gesetz vom 25. Jani 1886 aatgchoben, 
Art 45. Die Einfahr von nnerlanbten Nachdiackwcrken. Die 
^fnhr in irgend einen Teil der britischen BesitsunKen von Exemplaren 
irgend eines Utterarischen oder Eonatwcrkes, dessen Urheberrecht durch die 
B^tiouniuigen dieses Kapitels geschützt ist, und Ton anberechtigten Über- 
Ktzoogen desselben, ist ansdraddich verboten, wenn nicht der eingetragene 
Bgentämer des Urheberrechts an demselben oder sein schriftlich bcroU- 
mächtigter Vertreter einwilligt, and die Bestimmungen des Art. 28 be- 
liehen sich aaf die Einfahr solcher Exemplare in irgend einen Teil britischer 
Besitzungen. 

Gesetz vom 10. August 1882 Ober das Urheberrecht an 
musikalischen Kompositionen. 

Art, 1. Von dem Inkrafttreten dieses Gesetzes an soll fortan Jeder 
Komponist oder sein Bechtsrertreter, der sich ein ausschliessliches Recht der 
Sffeaüichen Darstellung oder Aoftahrung Torbebalten will, anf dem Titel- 
blslt jedes Exemplars seines nach diesem Inkrafttreten erschienenen Werkes 
äaea ausdrücklichen Vorbehalt dieses Rechts drucken lassen. 

ArL 2. Wenn vor der Veräffentlichong eines musikalischen Werkes 
das Recht der VerSffentUchung and das Recht der Öffentlichen Darstellung 
oder AaffBhrung sich nicht im gleichen Besitz befinden, soll der Inhaber 
des Rechts der Darstellung oder Aufführaog, zur Wahrung seines Frivi- 
legiums, den Inhaber des Rechts der TerOffentUchong schriftlich aufTordem, 
den Torbehalt des Rechts der DarsteUang and Aufführung auf jedes Ezem< 
pUr zu drucken. Wenn die Rechte der Veröffentlichung nnd der Darstellung 
oder Aufführung erst nach der ersten Veröffentlichung eines Werkes, aiö 
dessen sämtliche Exemplare, gemlss den Torstohenden Bestimmungen, ein 
■osdrScklicher Vorbehalt gedruckt ist, geteilt werden, so mnss der nene 
Inhaber des Rechts der Darstellong und Aufführung, zur Wahrung seines 
PriTilegioms, den Inhaber des Rechts der Verüffenuichnng schriftLch aof- 
fordern, einen neuen Vorbehalt auf sämtliche später Teröffeatlichten Exena- 
plare m drucken, 

Art. 3. Der Inhaber des Rechts der VerQffentlicbnng, welcher nach 
Empfang der vorerwähnten Anffordernng es versäumt, in klarer und les- 
barer Weise anf alle von ihm, in seinem Auftrage oder unter seiner Ver- 
utwartung TerOSentlichten Exemplare eine Hitteilung des Inhalts zu drucken 
oder drucken zu lassen, dass das Recht der Öffentlichen Darstellung oder 
Aoffahrnng vorbehalten ist, soll durch das zuständige Oericht zu einer 
Boise von 20 £ zu Gunsten des Inhabers des Rechts der Darstellung oder 
Anfftthrung verurteilt werden. 

fiesetz vom 25. Juni 1886 betreffend das Urheberrecht In Bezug 
auf das Ausland und die Kolonien. 

Art. 1, 1) Das gegenwärtige Gesetz kann als The International and 
Cobnial Copyright (Amendment) Act 1886 dtiert werden. 

i) Die in dem ersten Teil des ersten Anhangs*) zu gegenwärtigem 
Gesetz enthaltenen Gesetze, auf welche hierin hingewiesen wird, dürfen 
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Dach dcu abgekürzten, in beaaf^em Anhang enthaltenen Titein eitlen werden; 
und diese Gesetze, mit dcmjeuigen, welches in dem zweiten Teil des ersten 
Anhangs aufgeführt ist, sind als Gesamtheit in gegenwärtigem Gesetze 
als QesetKO über internationalem Urheberrecht citicrt. 

Die Gesetze, die iro zweiten AnLang zu gegenwärtigem Gesetze ent- 
hatten sind, künnen nach den abgekürzten, in besagtem Anhang angegebenen 
Titeln citjert werden, und diese Gesetze, auf welche in gegenwärtigem Ge- 
setze hingewiesen wird, künnen in ihrer Gesamtheit mit Letzterem als die 
Gesetzgebung über Urheberrecht citicrt werden. 

3) Das gegenwärtige Gesetz and die Gesetze über internationales Urheber- 
recht sind zusammen auszulegen und künnen gemeinschaftlich als die Gesetz- 
gebung über internationales Urheberrecht von 1844 bis 1886 citiert werden. 

Art. 2. Folgende Bestimmungen finden Anwendung auf jeden könig- 
lichen Erlaas, welcher in Aasfilhrung der Gesetze über internationales Ur- 
heberrecht erfolgt. 

1) Der königliche Erloss kann die Wirkung besagter Gesetze auf alle 
Länder ausdehnen, die darin genannt oder angegeben sind. 

2) Der kanigliche Erloss kann die durch die Gesetze über internationales 
Urheberrecht gewährten Rechte verweigern oder einschränken, in Fällen, 
wo die Verfasser nicht Unterthaneu oder Bürger eines der in dem betreffen- 
den oder iu einem andern Erloss genannten oder angegebenen Länder sind. 
Wenn der königliche Kriass eine solche Einschränkung enthält und der Ver- 
fasser eines litterarischen oder Kunstwerkes, das znra ersten Male in einem 
dieser fremden Länder herausgegeben ist, weder britischer Untertban noch 
Unterthan oder Bürger eines der Im Erloss angegebenen oder genannten 
fremden Länder ist, soll der Verleger, wenn nicht anders in dem Erlass 
bestimmt ist, zum Zweck gerichtlicher Verfolg^ung zum Schutz des Urheber- 
rechts an besagtem Werk in dem Vereinigten Künigreich für die Inanspruch- 
nahme des Vervielfältigungs rechts als Verfasser des Werkes betrachtet 
werden, jedoch ohne Beeinträchtigung der Rechte des Verfassers und des 
Verlegers nnter sich. 

8) Die Gesetze über internationales Urheberrecht und ein königlicher 
Erloss für die Ausführung derselben kUnnen keiner Person und an keinem 
Werke ein grösseres Eecht oder eine längere Dauer gewähren, als solche, 
die in dem fremden Lande anerkannt sind, in welchem das Werk zum ersten 
Haie herausgegeben ist. 

Art. 3. 1) Ein käniglicher Erlass in Ausführung der Gesetze über 
internationales Urheberrecht wird das Ndtige enthalten (siehe Erlaas vom 
28. November 1887, IL Teil), um das Land zo bestimmen, in welchem ein 
litterarisches oder Kunstwerk, welches zum ersten Male gleichzeitig in zwei 
oder mehreren Ländern veröffentlicht wurde, in Bezug auf die Wirksamkeit 
des Urheberrechts als zum ersten Haie veröffentlicht zu betrachten ist: und 
in der Auslegung dieses Artikels soll das Wort Land das Vereinigte Künig- 
reich und das Land bedeuten, auf welches der in Ansfühmng der betreffen- 
den Gesetze bekannt gemachte Erlass Bezug hat. 

2) Wenn ein Werk, welches gleichzeitig in dem Vereinigten Känigreicb 
und in einem oder mehreren fremden Ländern herausgegeben ist, kraft eines 
in Ausführung der Gesetze über internationales Urheberrecht TerOtFentlichten 
Erlasses als ein Werk betrachtet wird, welches in Bezug anf Urheberrecht 
snm ersten Haie in einem der besagten fremden Länder and nicht in dem 
Vereinigten Königreich herausgegeben ist, so ist das Urheberrecht in dem 
Vereinigten Königreich nur das, welches kraft der Veröffentlichung in dem 
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kesagteo fremden Lande gilt, und nicht das, velches erworben wäre, wenn 
du Werk zum ciston Male in dem Vereinigten Königreich heraus gegeben 
wite. 

Art. 4. 1| Wenn ein Erl&as filier ein fremdes Land in ÄQBföhning der 
Gesetze Über inlenUitionaies Urheberrecht bekuint gemuiht wird, ao- flnden 
die Besümmungen dieeer Geaerze oeEäglich Eintragung und Abgabe von 
Kiempiiiren des Werkes keine Anwendung anf Werke, die in dem besagten 
Lande herausgegeben sind, wenn nicht anders in dem besagten Erlas« Tor- 
K<»ebeu wird. 

2) Bevor ein Erlass in Auefäbraog der Oesetze über intenatioDtklee 
Urheberrecht zii Qnnsten eines fremden Landes Teröffentlicht wird, soll Ihre 
Majestät iffl Geheimen Bat untersuchen lassen, ob besagtes Land solche 
MÜsregeln getroffen hat, die nach dem Dafürhatten Ihrer Majestät ge- 
nügend sind, um die Verlasser von Werken, die exkin ersten Male im Ver- 
einigten Königreich herausgegeben sind, zu schützco. 

Art. 5. 1) Wenn ein Werk in Gestalt eines Uuches oder dramatiBCheo 
Stückes zum ersten Male ih einem fremden Laudi; vcrifffentlicht wird, anf 
welches ein Erlass in Ausführung der Gesetze über internationales Urheber- 
recht Bezug hat, so soll der Verfasser oder der Verleger, je nachdem, wenn 
licht anders durch den besagten Erlaas bestimmt ist, dieselben Rechte ge- 
nicssen, um die VerÜfFentlichnng oder Einfuhr in das Vereinigte Keuigreich 
Jeder nicht von ihm autorisierten Übersetzung zu verhindern, die ihm zu 
Oeboto stehen, um die Veröffentlichung oder Einfuhr eines Nachdrucks des 
Originals zn verhindern, 

3) Wenn aber nach zehn Jahren oder nach irgend einem in dem Brlass 
vorgesehenen Zeitraum vom Ende des Jabres an, während dessen das Werk 
oder im Falle eines in Lieferungen erschienenen Werkes, jede Lieferung 
des Werkes zum ersten Male vcräffenClicht ist, eine autorisierte englische 
Obersetzung nicht erschienen ist, dann verfällt das Recht, die Verüffent- 
licfaung oder Einfuhr einer nicht autorisierten Übersetzung des Werkes in 
das Vereinigte Käoigrcich zu verhindern. 

S) Die Gesetzgebung über Urheberrecht, einschliesslich des gegen- 
Härtigen Gesetzes, findet Anwendung auf die gesetzmässig verüffentllchte 
^isetzssg eines Werkes unter denselben Bedingungen, als handelte es sich 
nm ein Originniwerk. 

4) Diejenigen Bestimmungen des Gesetzes von 1862 betreffend das inter- 
nationale Urheberrecht an Übersetzungen, welche nicht durch dieses OesetV 
Mifedtoben sind, finden weiter Anwendung, gleich ab wären sie von neuem 
in diesem Artikel vorgeschrieben. 

Art 6. Wenn ein Erlass in Ausfdhrung der Gesetze aber internationales 
Urheberrecht zu Gunsten eines fremden Landes veröffentlicht ist, geniessen 
der Verfasser und der Verleger jedes litterarischen oder Kunstwerkes, 
welches zum ersten Male vor dem Inkrafttreten des Erlasses herausgegeben 
ist, dieselben Rechte und dieselben Rechtsmittel, als wenn die besagte« 
Qeaetze, dos gegenwärtige Gesetz und der betreffende Erlass zur Zeit der 
Veröffentlichung Anwendung auf das besagte fremde Land gehabt hätten. 
Im Falle jedoch, dass vor der Veröffentlichung eines Erlasses jemand in 
dem Vereinigten Königreich ein Werk in gesetzmässiger Weise heraus- 
SM^eben bat, soll nichts in diosem Artikel die mit einer solchen Verdffent- 
umnng entstehenden oder daraus resultierenden Interessen oder Rechte 
sdunuem oder beeinträchtigen, welche zn genanntem Zeitpunkt besteben 
Bsd als gfiltig anerkannt sind. 

Art 7. Wenn es notwendig ist, die Existenz oder das Recht des Eigen- 
tUBs an einem Werke zn beweisen, welches zum ersten Male in einem 
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fremden linnde herausgegeben ist, auf welches ein königlicher in AiuflthraBg 
der Ocsetie für luteraatioDalea Urheberrecht TerOffentbchter Erlöse sieh be- 
zieht, soll ein AnsEng der EiDtrogmig oder eiee Bescheinig^ang oder eine 
andere Urkunde, die das Vorhandensein des Urheberrechts oder der Person, 
die dessen Eigeotfimer ist oder in Bezog auf gerichtliche in dem Vereinifteo 
Königreich anazaübende Terfolgnng als der Eigentümer des Hechts der ver- 
vielfältigang anzusehen ist ^ wenn sie beglaubigt ist entweder darch du 
Ämtssiegel eines Staatsministers des besagten fremden Landes oder durch 
das Ämtssiegel oder durch die Unterschriit eines grossbritannischen, dipl«- 
matischen oder konsnlarischen Vertreters in dem besagten Lande — ange- 
nommen werden als Beweis der darin erw&hnten Thatsachen, und jedes 
Gericht soll besagte offizielle Ämtssiegel nnd Unterschriften zu Protokoll 
nehmen, wie in diesem Artikel gesagt ist, nnd die so beglaubigten ürknodea 
ohne weiteren Beweis gelten lassen. 

Art. 8. 1) Die Gesetze betreffend das Urheberrecht finden, gemäss den 
Bestimmungen des gegenwärtigen Gesetzes, anf jedes litternrische oder 
KoDstwerk Anwendung, welches zum ersten Haie in einer der britischen 
Besitzungen unter den Bedingongeo TerOffentlicht wnrde, anter denen sie 
«ttf Werke Anwendung finden, die zum ersten Haie im Vereinigten KSni^ 
reich yerOffentlicht worden. 

Es finden jedoch a) die Vorschriften Sber die Eintragung des Urheber- 
rechts an solchen Werken keine Anwendung, im Falle dass die Gesetz- 
gebung genannter Eolonien die Eintragung genannten Urheberreidits regelt; 
und es wird 

b) im Falle es sich um ein Buch handelt, die Abiiefemng emes Exem- 
plars geoannten Buches - an bestimmte Personen oder Verwutnngen nicht 
Tcrlaogt 

2) Wenn ein Eintragsbuch für Urheberrechte an Büchern nnter der 
Autorität der Regierung einer der britischen Besitzungen ^führt wird, 
soll ein Auszug aus diesem Eintrngsbuch, dessen Bichtigkeit durch dea 
Vorsitzenden des Eintrageamtes beglaubigt und das darch die HininfUgang 
des öffentlichen Siegels einer britischen Besitzung oder des öffentlichen 
Siegels oder der Handzciohnung dea GouTcrnenrs einer britischen Besitzung 
oder des Kolonialsekretärs oder irgend eines Sekretärs oder bevollmächtigten 
Vortreters eines Vrrwaltungsamts bei der Regierang einer britischen Be- 
sitzung als formeller Beweis dessen gelten, was im (fenannten Eintragsbnch 
Terzeichnet steht; alle Oerichtahöfe sollen Kenntnis in amtlicher Form 
solcher Siegel nnd Unterschriften nehmen und ohne weiteren Beweis jedes 
mit solchen Eigenschaften der Elchtheit versehene Dokument als Beweis- 
mittel zulassen. 

8) Wenn vor Annahme des gegenwärtigen Gesetzes ein Gesetz oder ein 
Erläss betreffend das Urheberrecht an Titterarischen oder Knnstwericen 
in irgend einer britischen Besitzung in Kraft getreten ist, kann Ihre 
Majestät einen königlichen Erlass verCffentlicben, welcher die Gesetze Aber 
das Urheberrecht und das gegenwärtige Gesetz in ihrer Anwendung aaf 
genannte britische Besitzung und auf die litterarischen und Kunstwerke, 
welche daselbst zum ersten Mole Teröffentlicht werden, verändert, nnd dies 
in solcher Weise, als Ihrer Majestät in Ihrem Bat beliebt. 

Klchts in den Oesetzen Aber das Urheberrecht oder im gegenwärtigen 
Gesetz doli die Annahme irgend eines Gesetzes oder Erlasses in dner 
britischen Kolonie bindern, welches Gesetz oder welcher Erlass im be- 
sonderen das Urheberrecht an Werken betrifft, die in dieser Besitzung und 
awar innerhalb der Landesgrcuzen genannter Besitzung zum ersten Halo 
Tcröffentlicht werden. 
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Art. 9. Wenn es Ihrer Majestät ge^t za bestimmen, dass ein kOnig- 
Beher, b Ansfahnuig der Oeaetze Über intern ationsleB Urheberrecht rer- . 
äCeotlichter Erlass, welcher nach dem Inkrafttreten dieses Qeset£es zn 
Qauteu eines fremden Landes TerQffentUcht iat, anf irgend eine der britischen 
Bwtnngen nicht Anwendnng finden soll, so kann Ihre Majestät in dem* 
■eiben Erlasa oder in einem andern bostinuneu, dass der besagte Erlasa, 
Mwie die Gesetze über internationales Urheberrecht und das gegenwärtige 
Qeseti and die Gesetze ähnlicher Art keine Anwendang anf besagte britische 
Besitznng finden sollen, mit Vorbehalt der notwendigen Massregeln, am 
Bechten nicht zu schaden, die vor der V eröffentlich ong besagten Erlasses 
enrorben wurden, und der Wortlaut der besagten Gesetze, die sich auf die 
Besitzungen Ihrer Majestät beziehen, sollen demgemäsa ausgelegt werden; 
hingegen sollen, anagenommen die in solchem Erlass vorgesehenen Punkte, 
die besagten Gesetze nnd das gegenwärtige Gesetz Anwendung anf jede 
britische Sesitzong finden, als wären sie ein integrierender TeO dos Ver- 
onigten Künigreicns. 

ArL 10. 1) Ihre Majestät ist antorisiert, je nach den Umständen könig- 
liche Erlasse zum Zwecke der Anwendung der Gesetze über internationales 
Urheberrecht und dieses Gesetzes zu veröffentlichen nnd jeden früheren 
Erlass, der in Bezog anf die besagten Gesetze oder anf eines derselben 
veiOffmitlicht worden iat, zn widenrafen oder zn ändern. 

2) Kein unter aolchen Umständen veröffentlichter Erlasa aoll den Rechten 
»laden, die mr Zeit der TerGffentlichung in Kraft waren, sondern auf den 
Sefaati solcher Eechte Bücksicht nehmen. 

Art. 11. In dem gegenwärtigen Gesetz, ansgenommen, wo der Zu- 
ummenhaog den Sinn ^dert, 

bedeutet .litterariscbes oder Kunstwerk" jedes Bnch, jeden Stich, jede 
Lithographie, jede Bildhanerarbeit, jedes dramatische Stück, jede mnaikiliaehe 
Komposition, jedes Gemälde, jede Zeichnung, jede Photographie und jedes 
udpre Werk der Litteratnr oder der Kunst, anf welches die Gesetze sich 
entrecken können, die anf Urheberrecht, sei es für das Inland, sei es fttr 
du Ausland, Anwendung finden. 

Das Wort „Verfasser" bedeutet denjenigen, welcher ein litterarisches 
oder Eonstwerk erfindet, ersinnt, zeichnet, graviert oder ansföhrt, und 
BcUiesst jeden Eigentümer des Urheberrechts in sich; in dem Falle eines 
Unterlassenen Werkes bedeutet es den Eigentumer der Handschrift eines 
wichen Werices and aeine Rechtsnachfolger; iu dem Falle einer Encyklopädie, 
Berne, Zeitschrift oder eines periodischen Werkes oder eines in einer Eeihe 
von Bänden oder Heften herausgegebenen Werkes bedeutet es den, der 
dessen Eigentümer ist, den, der dasselbe entworfen hat, den, der die Her- 
anagabe nnternimmt, oder den, der sie leitet. 

Die Wörter „darstellen" und „Darstellung" nnd ähnliche Wörter 
Khlieasen in aich Anffnhruug und ähnliche Auadrücke. 

Das Wort „veröffentlicht* bedeutet, je nachdem, herausgegeben oder 
verfertigt oder, im Falle eines Schanapiela nnd eines Mnaikwerkea, dar- 
gestellt oder anfgefahrt, und das Wort .Veröffentlichung" iat in derselben 
Weise ansznlegen. 

Der Ausdruck ,in Lieferungen verOffeatlichtes Buch" achlieaat in sich 
jede Bevne, jede Zeitschrift, jedea periodiache Werk, jedes in einer Reihe von 
Kaden oder Heften herausgegebene Werk, die Arbeiten von Gesellschaften 
oder Vereinen and andere Bücher, von welchen verschiedene Bände oder 
Hefte zn verschiedenen Zeiten herausgegeben werden. 

Da» Wort .Vertrag' bedeutet jede Konvention und jedes Überein- 
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Der Ausdrack ,liritiachc Besitzung" bezieht sich auf Jeden Teil der 
BesitzuDgCQ Ihrer Majestät aosserlmlb des Tcreiaigteo Kütii){reichg; wem 
diese Beaitztcile unter einer doppelten, centralen sowohl wie lokalen, Re- 
gierung stehen, so sinil sämtücbe Teile, die unter derselben centralen Re- 
gierung zu sammenge fasst sind, im Üinne dieser Definition als eine dozige 
britische Besitzung zu betrachten. 

Art. 12. Die in dem dritten Anhang zu diesem Gesetz anfgefnhrtea 
Gesetze (liiehe Anmerkung S. 119) sind hierdurch ausser Kraft gesellt toi 
dem Tag des Inkrafttretens dieses Gesetzes, innerhalb der aufgeführten Bc- 
schiönkungeD, ausgenommen die Anwendung folgender Bestimmungen: 

a) Wenn ein kduiglicber ErlaHs zur Ausführung der Gesetze Qber 
internationales Urheberrecht za Gunsten eines fremdeu Landes t« 
dem Inkrafttreten dieses Gesetzes verüSentlichi, worden ist, BoUei 
die hierdurch ausser Kraft gesetzten liestiramiingen weiter bis soi 
Widerrufung genannten Erlasses Kraft haben in Bezug auf das 
Land, auf welches der besagte Erlass Anwendung findet. 

b) Besagte Ausserkruftsetzung und Widerrufung soll keinen Bccbtei 
schaden, die vor dieser Widerrufung erworben waren, und dk« 
Hechte sollen weiter bestehen und in Autipruch genommen werden 
können, als hätte besagte Widermfung und Ausserkraflseiziuf 
nicht stattgefunden. 

Gesetz vom 5. Juli 1888 Ober die Einziehung der Strafen fQr 
unwlaubte Aufführung geschOtzter musikalischer Kompositionen. 

Art. 1. Trotz der Bestimmungen des Gesetzes vom 10. Juni 1833) 
welches den Zweck hat, die Bestimmungen betreffs des Eigentums u 
dramatischen Werken und die oller andern Gesetze, in welchen diese Be- 
stimmungen einverleibt sind, zu ändern, sollen die Busse oder der Schaden- 
ersatz, die auf diese Klagen oder Prozesse hin wegen Jeder Darstelliug 
oder Auffuhrung eines musikalischen WerJies zu bezahlen sind, mag das- 
selbe vor oder nach dem Inkrafttreten dieses Oesetses veröffentlicht sein, 
in einer Hohe bestimmt wi'rdeo, die dem Gerichtshof oder dem zuständiges 
Richter angemessen erscheint. Der Gerichtshof oder der lUchter soU in 
dieser Beziehung ein unbeschränktes Verfngungs recht ausUbenj er kann für 
jede gesetzwidrige Darstellung oder Auffuhrung eine Summe anter 10 9k 
oder eine nominell« Strafe oder nominellen Schadenersatz festsetzen, wenn 
solches einer gerechten Straffestsetzung entspricht. 

Art. 2. Wer die Kosten solcher Klage- und ProzessTerlahren zu be- 
fahlen hat, ist der unbeschränkten Entscheidung des Richters onheimgestellL 
Durch diesen Artikel verliert Art, 4 des Gesetzes von 1882 seine Wirk- 
samkeit. 

Art. 3. Der Eigentümer oder Pächter irgend eines für dramatische 
Unterhaltungen benutzten Lokals oder andern Ortes, in welchem ein musi- 
kalisches Werk vor oder nach dem Inkrafttreten dieses Gesetzes in nnB^ 
lanbter Weise dargestellt oder aufgeführt worden ist, soll dieserhalb nur 
zur Bezahlung einer Strafe oder zum Schadenersatz angehalten werden, 
wenn er vorsätzlich die Darstellung oder Aufführung gegeben oder erlaubt 
bat, bei gleichzeitiger Kenntnis davon, dass dieselbe gesetzwidrig sei. 

Art. 4. Die Bestimmungen dieses Gesetzes linden keine Anwendung 
auf Klagen oder Prozesse wegen Daratellung oder Aofftthrung einer Oper 
oder eines BUhnenspiels in einem Theater oder andern gcsetzmössig lüs- 
zessionierten Öffentlichen TergnDgungslokal. 
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Dekret vom 29. Oktober 1879 betreffend das litterarische Eigentum. 

Art 1. Die Bewobner der Republik habon das aDSBchlieasliclie Recbt, 
so oft 8ie es für (feeignet er»cht«n, ihfe Originalwerke ganz oder teilweise, 
m es durch Kopien oder handschriftliche Abschriften, sri es mit Hilfe der 
Presse, der Lithographie oder jeden luideren ähnlichen VerfaJirons xu Ter- 
öffentlichen and zu verriel faltigen. 

Art. 2. Dm darch den Torhergeh enden Artikel znerkaonte Recht er- 
streckt eich anf mfindlicho oder geschriebene Vorlesungen nnd anf jede 
nffeatlich gehaltene Rede jedveder Art 

Art. 3. Die ausgearbeiteten Berichte und die in den politischen Ver- 
sunmlungen gehaltenen Reden, dii; in die periodischen VeräffentlichoBgen 
eingerückten wissenschaftlichen oder litterariaeheii Artikel und Original- 
gedicbte sind, was das Recht, Sammlangen derselben zu bilden, anbetrifft, 
bei den im Artikel 1 erwähnten Werken inbegriiTen. 

Art, 4. Die PriTfttbriete dürfen ohne die Zustimmung der beiden Per- 
sonen, zwischen denen sie gewechselt worden, oder ihrer Erben nicht Ter- 
bffentlichi werden, ausser wenn diese Teröffentlichung notwendig ist, um 
irgend ein Recht festzustellen oder zu verteidigen, oder wenn das äffentliche 
Interesse oder der Fortschritt der Wissenschaften es erfordert. 

Art. 5. Das Recht am litterarischen Eigentum ist zeitlich nnbeschrinkt. 
Nach dem Tode des Urhebers geht es gemäss den Gesetzen an seine 
Erben über, 

Art. 6. Der Urheber und seine Erben kUnnen dieses Eigentum wie 
jedes andere Eigentum Tcräossern, nnd der Cessionar erwirbt gemäss den 
BedingODgen des Vertrages alle Rechte des Urhebers. 

Art. 7. Wenn der Orbeber, nachdem er das Eigentum eines seiner 
Werke abgetreten hat, dieses Werk seit jener Zeit wesentlichen Ver- 
änderangca unterzog, hat der Cessionar nicht das Recht, Einspruch dagegen 
;!n erheben, dass dieser Urheber oder seine Erben das Teroesserte werk 
?er9ffentUchen oder veräussem, 

Art. 8. Der Richter wird ia dem durch den vorhergehenden Artikel 
vorgesehenen Fall nach AnhSrung eines SachTerstädigeu-Berichta Bestimmung 
treffen; er kann ausserdem das Urteil gelehrter lUrperschaften, deren Be- 
friigang er für geeignet erachtet, einholen. 

Art. 9. Hinsichtlich der nachgelassenen Werke aotlon die Erben und 
l'essionare dieselben Rechte wie der Urheber haben. 

Art. 10. Die anonymen oder Pseudonymen Werke gehören zu den 
W^erken, an( welche sich die durch das gegenwärtige Gesetz verordneten 
Vorschriften beziehen, und zwar von dem Augenblick an, in welchem der 
Urheber, seine Erben oder seine Vertreter ihr Eigentumsrecht gesetzmitsstg 
festgeatellt haben. 

Art. 11. Die AkademienundandcrenwissenschaftLchen und litterarischen 
Anstalten haben das Eigentum der Werke, welche sie veröffentlichen. 

Art. 12. Im Falle der Veräffentlichung eines Wörterbuches, einer 
Escjklopädie oder Jede; anderen von mehreren Personen zu samm enges teilten 
Werkes, deren Namen man kennt, gebOrt das Eigentum allen Mitarbeitern, 
wenn es unmöglich ist, denjenigen Teil zu bestimmen, welchen jeder von 
ilmen vcrfasst ui. Wenn diese sich hinsichtlich seines Gebrauches nicht 
ünigen kilnnen, soll man die Entscheidung der Mehrheit überlassen. Wenn 
sich keine Helufaeit bilden kann, soll der Richter sein Urteil abgeben. 
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Art. 13. Id dem dorch don rorhereeh enden Artikel vorgesehenen FkU 
geht, wenn einer der ürheher sterben sollte, ohne Erben oder Cession&re za 
hinteriaaaen, aein Rocht anf seine Mitarbeiter Tärmittelst Zuwachses über. 

Art. 14. Wenn man ia einem Werk von der Art derjenigen, welche 
im Artikel 12 erwähnt sind, die Urheber von bestimmten Teilen kennt oder 
wenn man beweisen kann, welche es sind, geniesst ein jeder gemäss den 
Hechts grunds ätzen das Eigentam an dem von ihm verfassten Teile; das 
vollständige Werk kann aber ohne Zuatimmong der Mehrheit nicht von 
neuem TCrOffentUcht werden. 

Art. 15. Wenn das durch verschiedene Mitarbeiter zusammengesteUte 
Weric von einer einzigeo Person veröffentlicht wurde, soll diese das Eigea- 
tnm des ganzen Werkes besitzen, unbeschadet des jedem Urheber zustehei»' 
den Rechtes, seine Arbeiten aufs neue zu veröffentlichen, sei es einzeln oder 
in Qestalt einer Ssjanlnng. 

Art. 16. In dem durch den vorhergehenden Artikel vorgesehenen Fall 
kann der Verleger besagte Arbeiten ohne Ermächtigong ihrer Urheber nicht 
einzeln veröffeDtlichen. 

Art. 17. Hinsichtlich der politischen Zeitschriften ist das eiuige an- 
erkannte Eigentum da^enige der wissenschaftlichen, litterarisehea oder kOnat- 
letisuhen Artikel, welche sie enthalten, seien diese Artikel nun Original- 
arbeiten oder Übersetzt; derjenige aber, welcher irgend eine Stelle des Dreies 
Teiles veröffentlicht, mnss den Titel nnd die Nummer der Zeitschrift an- 
ntuen, aus welcher das Citat entnommen ist. 

Art. 18. Jeder Urheber hat das Recht, sich die Befugnis, ObersetsnnKaB 
seiner Werke zu verSffen [liehen, vorzubehalten; er muss aber in diesem Fall 
^klären, ob sein Vorbehalt anf bestimmte Sprachen beschränkt ist oder ob 
sich derselbe auf alle bezieht. 

Art. 19. Wenn der Urheber diesen Vorbehalt nicht gemacht, oder wenn 
er die Befugnis, sein Werk zq nbersetzen, abgetreten bat, geniesst der Ober- 
setzer alle Rechte des Urhebers hiasichtlicb seiner Übersetzung; er kann 
aber keinen Einsprach dagegen erheben, dass das Werk von anderen über- 
setzt werde, sofern ihm nicht der Urheber gleichfalls die Befugnis bewUligt 
hat, jede andere Übersetzung zu verhindern. 

Art. 20. Niemand kann ohne die Erlaubnis des Urhebers das Werk 
anderer ver viel faltigen, unter dem Vorwand, es mit Anmerkungen oder Kr- 
läntemngen zu versehen, es za vervollständigen oder eine verbesserte Aus- 
gabe desselben zu veranstalten. Derjenige, welcher das Werk anderer mit 
Anmerkungen versehen oder Zusätze zu demselben gemacht hat, kann diese 
Anmerkungen und Zusätze einzeln veröffentlichen, in welchem Fall er als 
deren Eigentümer betrachtet wird. 

Art. 21. Die Erlanbnis des Urhebers ist- gleich&IIs ^forderlich, um 
einen Auszug oder einen Ahriss seines Werkes zu veröffentlichen. Wenn 
jedoch dieser Auszug oder dieser Abriss von einem solchen Wert oder ein^ 
solchen Wichtigkeil ist, dass er ein neues Werk ausmacht, oder wenn er 
derart ist, dass er Dienste einer ailg;emeineD NUtslichkeit. leistet, kann die 
Regierung seinen Druck enoSühtigen, nachdem sie vertier die Beteiligten und 
zwei von jeder der Parteien emnunte Sachverständige vernommen hat. In 
diesem Falle hat der Urheber oder der Eigentümer des arsprOngliehen 
Werkes dns Recht zu fordern, dass sein Name anf dem Abriss beibehalten 
werde, und er kann Anspnich auf eine Entschädigung machen, welche nach 
Vemehaung derselben Beteiligten und Sachverständigen festgesetit wird, 
' Art 22. Der Verleger, welcher weder der Erbe, noch der Cessionar des 
Eigentflmers des Werkes oder des Eigeotflmers der Übefsetzong ist, besiUt 
nur die Rechte, welche ihm dnrch das mit ihm abgesehlossene Cbereinkommen 
bewilligt worden sind. ' 
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Art. 2S. Der Verleger dnea Torher dem Oemeingot TerfiJlenen Werke« 
bebält dessen EiKentniD nur wShrend der Zeit, welche er braucht, am seine 
Ansgkbe zn TerOffentlichen und ein Jahr darüber. Dieses Hecht erwirkt 
ihn Dicht die Befugnis zn Terhindern, dass Midere Ausgaben ausserhalb des 
Gebiets der Bepablik he rj^ea teilt werden. 

Art. 24. Bin Werk wird als dem Qemeingut rerlallen betrachtet, wenn 
sein Orheber oder sein Eigentümer gestorben igt, ohne Nachfolger zu hinter- 

Art. 25. Der Verleger eines anonymen oder von einem Pseudonym w^ 
leichneten Werkes hat dieselben Aechte wie der Urheber, ansguiommeD dU 
Aowendang der Bestimmungen des Artikels 10. In dem durch diesen Artikel 
Torgesehenen Fall erlangt der Eigcntümci alle seine Bechte wieder, and der 
Verleger stellt sich za Beinen Diensten, damit er über die vorhandene» 
Exemplare verfUge oder deren Preis beziehe; wenn es aber erwiesen ist, dass 
dieser Verleger unehrlich gehandelt hat, soll gegen ihn gemäss den Be- 
Stimmungen der Strafgesetz gebung verf^ren werden. 

Art. 26. Der Staat ist BigentQitier der in den Öffentlichen Archiven 
tnfbewahrten Handschriften, und diese Handschriften können demzufolge 
ohne eine Ermächtigung der Regicmog nicht veröffentlicht werden. 

Art. 27. Er ist gLeichfalls Eigentümer der von der Begiening ver- 
öffentlichten Werke, vorbehaltlich der Abmachungen, welche zwischen dieser 
und den Uthebem oder Verlegern eintreten konnten. 

Art. 2S. Behufs Wahrung des Eigentums seines Werkes musa sich der 
Ciheber oder sein Vertreter an das Ministerium des öffentlichen Cnterriohts 
wenden, um sein Kecbl gesetzlich anerkennen zu lassen. 

Art. 29. Der Urheber jedes gedrndcten Buches soll vier Exemplare 
desselben abliefern, von denen eines in der National bibliothek, ein anderes 
im Qenenüarchiv and die anderen beim Ministerium des Öffentlichen Unter- 
richts hinterlegt werden sollen. Eine ähnliche Hinterlegang soll für jede 
seue Auflage oder Obersetznng des Werkes stattfinden. 

Art. 30. Das vorerwähnte Hinisterium soll dem Beteiligten eine be- 
sefaeinigte Ausfertigung des Beschlnsses, weicher das Eigentum des Werke« 
n Hinen Oonsten anerkannt hat, verabfolgen, und diese Aosfertiguag soll' 
ihm als hinreichendes Beweisstück dienen. 

ArL 31- Wenn ein WeA, ohne mit dem Namen des Urheben versehen 
zn sein, veröffentlicht wird, soll dieser den im Artikel 29 erwühnten Exemr 
^ren, wenn er das Eigentum des Werkes za geniessen wünscht, einen ge- 
Khlossenen Umschlig beifügen, welcher seinen Namen enthalten soll und 
welchen er in der ihm am geeignetsten scheinenden Weise bezeichnen kann. 

Art. 32. Alle Urheber, Übersetzer and Verleger sollen ihre Namen, das 
Dttnm der Veröffentlich nng nnd die gesetzlichen Bedingnngcn oder Warnongen, 
welche sie als nOtig betrachten, snf dem Titel der veröffentlichten Bücher 
«intragen. Vorbehaltlich der im vorhergehenden Artikel vorgesehenen Aus- 
sahme kamt deijenigo, welcher Terabslumt, sich nach den Vorschriften des 
gegenwärtigen Artikels zu richten, sein Eigentumsrecht nicht aasQben. 

Art. 38. Wer aneh immer das Werk anderer ohne die Zustimmung des 
Urhebers oder seines Vertreters verviellalcigt, verfällt den folgenden Strafen: 

1. Beschlagnahme aller Exemplare des betcUglicherweise gedruckten 
Werkes, welche in seinem Besitz gefunden wurden; diese Exem- 
plare werden dem Urheber oder seinen Vertretern übergeben; 

2. Ersatz des Schadens und Nachteils, welchen der Eigentttmer des 
Werkes erlitten hat. Die Entschidi^ng wird von dem Richter 
festgesetzt, welcher vorher die Parteien anhOren and sich einen 
Sachverständigen-Bericht erstatten lassen solli 
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H. VernrteiluDg in die Prozo:)t>kosten ddi! 

kosten. Im Wiederb et retunjjBf alle : 

);ecrebenen Strafitn eine Qcldbnsse auferlefrt werden, die nicht 

weniger als bondert Piaster und nichc mehr als fünfzcbnbnndert 

I'iaster betragen Boll. Bei ueaem RttekCall soll man ausser diesen 

Strafen illejenige TerschHrftcr Haft, nacb deo DmständeD gesteigert, 

föllen. 

Art. 34. Wenn der Urheber oder der Eigentflmer eines Werkes erfährt, 

dass dieses Werk im begriff steht, snerlaubterweise eedmckt oder verbreitet 

T\t werden, kann er bei dem Richter erster Instanz des Bezirks, in »elchem 

der Betmg begangen wird, nachsuchen, dass der Dmck oder das Ansbieten 

des Werkes sofort verboten werde, und der Richter ist verpflichtet, diesen 

Ansuchen gemäss den Rechtsvorschriften nachzukommen. 



Haiti. 



Gesetz vom 8. Oktober 1885 Ober das litterariscbe 
und künstlerische Eigentum. 

Art. 1. Der Ausdruck „Werke der Litteratur und Kunst* nmtasrt 
Bücher, Broschören und Schriftwerke jeder Beschaffenheit, dramatische Werke 
aller Art, musikaUsche Kompositionen mit oder ohne Text und Musik- 
Arrangements, Werke der zeichnenden Kunst, der Malerei, der Bildhauerei, 
Stiche, Lithugraphien, geographische Karten, Plftne, wisseoscliaftliche Skizzen 
und überhaupt jedes litterariache, wisBcnacbaftlicbe oder kunstierincbe Weilt, 
welches durch irgend ein Dmck- oder VerrielßltigtinggTerfahren Teraffent- 
licht worden kann. 

Art, 2. Die Urheber dieser Werke geniessen das nachTetseiehneW 
Eigentumsrecht und das Privilegium gerichtlicher Klage gegen die Nach- 
macber oder Verkäufer ihrer Werke unter der alleinigen Bedingung, auf dem 
Staataeekretariat des Innern fünf durch den Vorsteher dieser Abteilung u 
die verschiedenen öffentlichen Bibliotheken zn rerteilende Exemplare der- 
selben zu hinterlegen. 

Art. 3. Diese Hinterlegung soll erfolgen: 

1. für jedes von einem Haitianer in Haiti oder im Aosland verOfFent- 

licbte Werk im selben Jahre der VerQffentlicbnng; 
2, für jedes von einem Haitianer in Haiti oder im Ausland vor Be- 
kanntmachung gegenwärtigen Gesetzes verOfTentliohte Werk ii 
einem Zeitraum von zwei Jahren. 

Art. 4. Die durch Erbfolge oder auf andere Rechtsansprüche hin in 
den Besitz nachgelassener Werke gelangten Eigentümer werden den Urhebern 
derselben gleichgestellt und geniesaen mit der Verpflichtung, diese Werke 
einzeln zu drucken, die gleichen Rechte und die gleichen IMvilegien anter 
Nachachtnng der Bestimmungen gegenwärtigen Gesetzes. 

Art. 5. Die Urheber haben das anssehliesaliche Recht, während ihres 
Lebens ihre Werke jeglicher Art zu verkaufen, verkaufen zu lassen, zn ver- 
teilen, darzustellen, in eine andere Sprache zu übersetzen oder öberseWen 
zn lassen, das Eigentumsrecht an denselben im Ganzen oder teilweise %a ver- 
kaufen, unter Benutzung der zur Vervielfältigung jeder Gattung Werke ge- 
eigneten Verfahren. 

Art. 6. Dasselbe PriTileginm, welches sich auf die Wittwen währen« 
ihres Lebens erstreckt, wird auch auf die Kinder für den Zeitraum vtn 
20 Jahren übertragen und, falls keine Kinder voriumden wären, während 
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10 Jahren auf die aniicrcn Erben oder Eigentümer, wonach die Werke dem 

Qemeiogiit Terfallen. 

Art. 7. Wer ein küastlerisohes oder litterKrischcs Work, dessen Ei(ten- 
tniD er nicht erwijrbon hatte, ohne schriftliche Einwilligung des Urhebers 
oder seiner Rcchtainhaber TerGffentlicbt, Tervielfältigt, an>ätcHt oder dar- 
gtellen läfst, ist des Vergehens der Nftcbmacbang schuldig and wird gemäss 
dem Strafgesetzboch und den gegenwärtigen lit stimm an gen bestraft, 

Art. 8. Die znatflndige Behürde igt anRehalten, beim erstKu Antrag der 
Urheber, ihrer Erttcn oder anderen Eigentümer und ED dei«ii Gunsten alle 
Kiemptare oder olle Kopien oder Verkleinerungen des ohne die im Torher- 
gebeadeu Artikel erwähnte Zustimmung durch irgend eiu Verfahren ge- 
draekten, gestochenen, gemalten oder gezeichneten oder in Bildhanerarbeit 
hergestellten Werkes mit Beschlag zu belegen. 

Art. 9. Der der Nachmachung Schuldige wird suBserdem vom zust&ndigen 
Gerichtshof zn Gunsten des Eigentümers and auf dessen Ansuchen zd einer 
dem Preis Ton tansend Exemplaren der Original ansgabe gleichkommenden 
Qeldbasse yerurtcilt. 

Art- 10. Der Terklufer nachgemachter Anssaben wird, sofern er nicht 
•1« der Nachmachung schaldig erachtet ist, zu einer' dem Preis Ton awei- 
hundert EsemplarcD der Originalausgabe gleichkommenden Geldbusse, and 
nrar gleichfalls zu Gunsten des Eigentümers, Ternrteilt. 

Art. 11. Das gegenwärtige Gesetz hebt alle entgegenstehenden Gesetze 
und Gesetzbi Stimmungen auf; die Aiufllhning desselben liegt, jedem an 
aeinem Teil, den StaatseekretSren des Innern und der Justiz ob. 

Strafgesetzbuch von 1835. 

Art. 347. Jede teilweise oder ganz im Gegensatz zu den das Eigentum 
der Urheber belreffendeB Gesetzen und Bestimmangen gedruckte oder graTierte 
Aosgabe von Schriftwerken, einer musikalischen Komposition, Zeichnung, 
UUngtaphie, Malerei, oder jedes anderen ErKeugniBaes ist eine Nachmachnng 
nd Jede Narhmachitng ist ein Vergeben. 

Art 348. Der Vertrieb nachgemachter Werke und die Einfuhr in das 
Qebiet Haitis von nach ihrer in Haiti erfolg^ten Druckherstellung im Aus- 
land nachgemachten Werken sind Vergehen gleicher Art. 

Art. 349. Der der Nachmaehnng oder Einfuhr Schuldige verf&IIt einer 
ricldbuase Ton mindestens hundert und höchstens Tierhandert Qourde 
|i Mk. 4.06) und der des Vertriebs Schuldige einer Oeldbusse ron mindestens 
MchxehB und höchstens achtzig Qourde. Die Beschlagnahme der nach- 

rkchten Ausgabe wird sowohl gegen den der Nachmachung, als gegen den 
Einfnhr nsd des Vertriebs Schuldigen verfügt. Die Platten, Formen 
«der Matrizen der nachgemachten GegenstSnde werden gleichfalls be- 
•chlagBahmt. 

Art. 360. Jeder Schauspiel -Direktor oder -Unternehmer und jede 
Kttistler- Vereinigung, welche auf ihrem Theater dramatische Werke im 
QegensAti zu den das Eigentum der Urheber betreffenden Gesetzen und Be- 
atimmungen hat auffahren lassen, wird mit einer Geldbusse von mindestens 
Tianindnranzig ond höchstens acbtsig Oourde und mit der Beschlagnahme 
der Einnahmen bestraft. 

Art. 361. In den durch die vier vorhergehenden Artikel vorgesehenen 
nUen sollen das Ergebnis der Beschlagnahmungen und die beschlagnahmten 
Eiuahmen dem Eigentttmer übergeben werden, um denselben damit für die 
erlittene Benuhteilignog zu entschädigen. Der Hehrbetrag seines Schaden- 
betngs oder der ganze Schadenbetrag, falls weder Verkauf beschlagnahmter 
Oq;enstäude noch Einnahmen- Beschlagnahme stattgefunden haben, wird durch 
gewöhnlichen Elageweg geordnet. 
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Honduras. 

Strafgesetzbuch vom 29. Juli 1898. 

Art. 523. Der im Artikel 521 Torgeaeheuen Strafe (3t Tn^o bis 1 Jahr 
Strafanstalt) verfallen diejenigen, welche Betrag irgend welcher Art ia 
Sachen des litterarischen oder gewerblichen Eigentnma begehen. 

CWilgetetzliuch vom 31. Dezember 1898. 

Art. 444. Der Urheber eines litterariachen, wisaenschaftlichen oder 
kflnatlerischen Werkes hat das Becht, dasselbe susiiinütEen und nach seinsa 
Belieben darüber zu rerfttgen. Dasselbe Hecht atobt dem Erfinder hinsiclit- 
lich Bei Der Erflndnor oder Entdeckang zn. 

Art. 445. Die daa geistige nnd gewerbliche Eigentum betreffenden Oe- 
aetze*) sollen die Peraonen, denen dieses Keeht znsteht, die Arten sentr 
Ansfühning, aowie seine Dauer bestimmen. In den dnrch ditto Spezial- 
gesetze weder vorgesehenen noch entschiedenen Fällen sollen die in gegea- 
wärtigem Gesetzbuch in Eigentamsangelegenheiten festgesetzten allgenieinM 
Segeln Anwendung finden. 



Italien, 

Königliches Delcret vom 19. September 1882, No. 1012. 

Einziger Text der Gesetze 

die Rechte der Urheber geistiger Werke betreffend. 

1. Kapitel. Rechte, welche den Urhebern von Oeisteswerkei 
zustehen, Dauer nnd Art ihrer Ansttbung. 

gl. Die Urheber von Qeisteswerken haben das ausschliessliche Beeht, 
solche ED TerSffentlichen, zu vervlelföltigeo und die VerrielfiUtigiingei n 
verkaufen. 

§ 2. Gleicfageacbtot der dem Urheber eines Werkes Torl>elialteBBa 
Veröffentlichung werden: 

der Druck oder eine andere ähnliche Art der VerOffentUehnn; 
von Improvisationen, Vorlesungen und mündlichen Unterweisungen, 
aneh wenn sie QffentUch gescbebea nnd mittebt der Stenographie oder 
sonstwie nachgeaelirieben sind; 

der Druck oder eine andere ähnliche Art der VerQfFentlichung in 
Öffentlicher Vorstellung passender Werke oder Eompositionen^ 

die Darstellung und Aufführung eines enr SSentUchen Vontellang 
passenden Werkes, einer cboroographi sehen Handlang und irgend einer 
musikalischen Komposition, sei sie veröffentlicht oder nicht; 

die Ausführung von Knnstwerken auf Gmnd Ton Entwürfen du 
Urhebers. 

Die in Öffentlichen Versamminngen über einen Qegeustaad vm 
politischem oder administrativem Interesse gehaltenen B«den und be> 
sonders die in den gesetzgebenden Kammern gehaltenen, kOnnen ii 
den Sitznngeberiobten und in den Zeitungen frei veröffentlicht nnd 
vervielfllltigt werden; dagegen dürfen sie weder als bwonden 

•) Bliher nwh nicbl erlusca. 
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VerOffentUdinDg einer oder mehrerer Reden oinoa iDdividaaiDS. noek als 
Teil einer Sammlnng seiner Werke Terrielfältigt werden. 
§ 3. Oleichgeachtct der dem Urheber ebes Werkes vorbehalteneii 
YerrieUSltigunf; werden: 

die teilweise oder ganze Wiederholntig der DarsteUang oder Auf- 
fOtuung eines za üffentlicher Yorstellung pagaenden Werkes, einer 
ehoteographisclien Bandlang und irgend einer nmaikaliachcn Komposition, 
die auf Grand eines llanoskriptej schon ilSenlliuh zur Darstellong 
gekommen oder anfgefflhrt worden ist; 

die Umgestaltnog tüj Terschiedcne Instrumente, die AosEQge unjl 
die AnpBMODgeD musikalischer Werke oder eines Teiles derselben, 
aasgenoiDtnen die F&lle, in welchen ein Motiv eines Originalwerk^» 
Grand oder Thema einer musikalischen Komposition wird, die ein 
neues Werk bildet; 

Terändemngen des Massstabes in den Teilen oder Formen eiuea 
Werkes, welches den Künsten des Zeichnens angehdit; 

die Veränderong des SlufTes oder des Verfahrens bei der Wieder- 
gabe einer Zeichnung, eines Bildes, einer Statue »der eines aidereo 
£hn liefen Kunstwerkes. 
fi i. Das ansschlieasliche Verkaufsrecbt eines Werkes umfasst aoch 
dis Bei-bt, den Verkauf tou im Auslande ohne Erlaubnis des Urhebers an- 
gefertigten VervielfBltigungcn im Königreiche zu verbieten. 

§ 5. Wenn das ansschiiessliche Becht der VerUffentlichung, der Teiriol- 
Kltignug oder des Verkaufs eines Werkes mehreren Individnen gemein- 
aciiaftlicb zusteht, so wird bis zum Qegenbeweis voransgesetat, däas alle 
einen gleichen Teil daran haben, und jeder von ihnen von jenem Bechte 
Toilen Gebraneh machen kann, vorbehaltlich des Beclits der andern auf 
Ersatz des Teiles, der ihnen zukommt. 

im Falle einer Abtretung sind der Abtretende und der übernebmer des 
abgetretenen Bechtea zu dieser Entschädigong solidarisch verpflichtet, nenn 
letileren bekannt war, dass das iluu abgetretene Bocht aach anderen 
gemsiBschaftlich gehörte. 

f 6. Der Umeber eines Textes oder irgend eines anderen in Musik 
gesetzten Werhea darf nicht aber das Becht der VervieifBJtiguDg und de« 
Verkanfs der Musik verfttgen ; dagegen darf der Komponist des musikalische» 
Werkes dasMlbe vervielfSItigsu und zugleich mit dem Texte, zu welchem 
die Hiuik gehört, verkaufen. 

Ber Urheber hat iu diesem Falle dasselbe Becht, welches im vorher- 
gehenden Artikel demjenigen zagestanden ist, welcher in Gemeinschaft mit 
andaim das Uriieberrechf an demselben Werke hat. 

g 7. Die VerSfientlichung einer Arbeit, welche ans mehreren von eiu- 
luder unterschiedenen Teilen besteht, die aber so nebongeordnet sind, dass 
ihr Qansos ein einsiges Work oder eine Sammlung mit einem bestimmten 
Zwecke bildet, gewährt dem, welcher sie entworfen hat, das ausschliessliche 
Becht, sie zu vervielfältigen und zu verkaufen. 

Jedoch behält jeder der Urheber eines der Teile, welche ähnliche Ver- 
StFeBtlicbungen bilden, seine bezQgticheD Rechte und kaun ihn auch besonders 
verrielFlltigen, wenn er das Werk oder die Sammlung ongiebt, ans der er 
ihn eaininuDt, 

g 8. IHe Ansflbnng des Urheberrechtes auf Vervielfältigung nud Ver* 
kauf aaea Werkes beginnt von der ersten Veröffentlichung desselben und 
dauert das ganze Leben des [Jrbebers hindurch und 40 Jahre nach seinem 
Tode, oder 80 Jahre, gemäss der Bestimmung des folgenden Artikels. 

Die folgenden, wenn auch verjneluten oder veränderten Auflagen eines 
WeAes bilden lutise nenen Verüffentlichongeu. 

OmUt flb« ^ Dikabeneclit. > 
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Bas Recht, sowohl die angefflgten oder TerHnderten Teile, wie Mch du 
ganze Werk zn vervielfältige d, crliacht gleichzeitig. 

§ 9. Die AnsUbnng des VerTieltBltignugS' and Verks-afarechta etehl 
aDSBcbliessUch dem Urheber während seines Lebens zn. Sind beim Tode de« 
Urhebers von der Vcröifentlichnn^ des Werkes an noch keine 40 Jahre \a- 
flossen^ so gebt das ausschliessliche Kecht auf seine Erben oder Eecfats- 
nachfolger über bis znm AbschLuss dieses Zcitraams. Ist diese erste Periode 
in der einen oder anderen der vorher angegebenen Weise abgelanfen, so 
beginnt eine zweite solche ron 40 Jahren, während welcher das Werk ohne 
besondere Genehmigung dessen, dem das Urheberrecht znsteht, vervielfäliigt 
nnd verkauft werden kann, unter der Bedingung, doss ihm fünf Proieiir 
Tom Ladenpreise, welcher auf jedem Exemplare angegeben und in der bu- 
sonders vorgeschriebenen Weise deklariert werden niDss, bezahlt werden. 
Die hieraus sieb ergebende Forderung hat den Vorzug vor jeder beliebigen 
anderen auf die hergestellten Exemplare. 

g 10. Das ausschliessliche Becht der Anfführung eines zur Cffentlicbcn 
Anffllhrung geeigneten Werkes, einer choreographischen Handlang oder 
irgend einer musikalischen Komposition ruht auf dem Urheber and seinen 
Rechtsnachfolgern SD Jahre und beginnt mit dem Tage, an welchem die erste 
Aufführung oder Vefaffenllichnng des Werkes staltfand. Ist der oben an- 
gegebene Zeitraum verstrichen, so wird das Werk in BeMg auf Darstellang 
und Anfführung Gemeingut. 

§ 11. Dem Staate, den Provinzen, den Gemeinden steht das ans- 
achlicsslicbe Kecht der Yervielfältigung von auf ihre Kosten ond ihre 
Rechnung vOTäffnutlicbton Werken zu. 

Dieses R«clit dauert von der VerSlfentlicIiung an gerechnet 20 Jahre. 

Es erstreckt sich nicht auf Gesetze und offizielle Akte irgend welcber 
Natur, aasgenommen Hechte und Privilegien, welche aus Gründen Aa 
Öffentlichen Interesses der Vorwnltuog zustehen sollen. 

Ein gleiches Recht gehOrt den Akademien oder anderen ähnlichen 
wissenschaftlichen, litterarischen oder künstlerischen Gesellschaften an der 
Sammlung ihrer Berichte oder anderen Veröffentlichungen. Jedem der Urheber 
von in den genannten Sammlungen und VerüSentlicbungen eingeschalteten 
3chriftcn oder anderen Werken stehen die im zweiten Paragraph des Artikels 
7 angeführten Rechte zu. 

g 12. Während der ersten zehn Jahre von der VertSffentlichnng eines 
Werkes an gerechnet, hat der Eigentitmer des Hechts der VervielAltiguni; 
auch die ausschliessliche Berechtigung, eine Übersetzung des Werkes eu 
machen oder zu erlauben. 

Die Übersetzung litterarischer und wissen schüft lieber Werke beHtcht 
darin, diese in einer anderen Sprache auszudrücken; unter Übersetzung von 
Werken der zeichnenden, malenden und plastischen Kunst, von Stieben und 
Shnlichen Erzeugnissen versteht man, das9 die Formen und Figuren nicht 
hlos mechanisch oder durch einen chemischen Prozess, sondern durch eine 
besondere individuelle Arbeit reproduziert werden, so dass sich das nene 
Erzeugnis seiner Natur nach vom Originalwcrke wesentlich unterscheidet, 
wie das der Fall wäre bei elaeui Stich eines gemalten Bildes, hei der 
Zeichnung einer Statue usw. 

^ 13. FQr die Übersetzung eines wissenschaftlichen oder litterarischen 
Werkes geniesst man das Urheberrecht gleichfalls; ebenso Buch für die Obc^ 
Setzung eines Kunstwerkes, wenn diese selbst ein anderes Eanstwerk bildet, 
gemäss dem vorhergebenden Artikel. 

§ 14. Niemand darf ein für die sCTentlicbe Darstellung bestimmtos 
Werk, eine choreographische oder irgend welche musikalische SchOpfang, 
welche dem ausschliesslichen Rechte nach Artikel 2 unterworfen ist. ohne 
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Zustimmung des Crheben oder Beioer Rechtsnmchfdger darstellen oder anf- 

täiircn. Der schriftliche Nachweis der Zustimmung, der aach eq lei^alisieren 
ist, moes dem PrKfekten der Prorini; Torgelegt nnd bei ibn hinterlegt 
werden; letzterer wird bei mangelndem Nacbweis and auf BekcUmation des 
fietcilijiiten die AnfftlhTiing verbieten. 

g 15. Die Friston, welche mit der VerOffeDtlichaDg eines WerLes be- 
fcinnen, werden von dem Jahre an berechnet, )d welohem der letzte Teil dos 
Werkes veröffentlicht wurde. 

Im Falle eines in mehieren Teilen veroffentüehten Werkes werden die 
FriGteo. welche von seiner VeröffeDtlichnng an beginnen, fflr jeden Band 
beaondeiä berechnet, wenn alle Bände nicht in demselben Jahre veröffentlicht 
worden sind. 

Bei allen diesen BerechDODgCD bleiben die Bracbteile eines Jahres un- 
berücksichtigt. 

2. Kapitel. Veräussernng und Übertrsgnng von Urheberrechten 
nnd ihre Expropriation 

auf Qrund des OffentlicbeD Interesses. 

g 10. Die den Urhebern durch vorliegendes Qcaets garantierten Rechte 
kSnnen in jeder von den Gesetzen zngegebenen Weise veräusscrt nnd über- 
tragen werden. 

Nichtsdestoweniger ist das VervielfSltignngsrecht eines Qlf entliehen 
Werkes, solange es im persSnlichen Besitze des Urhebers Ist, nicht der 
ZwangsvoUstreckong nntetworfen. 

Wenn dieses Recht gemcinschaitlich einem oder mehreren Urhebern nnd 
tinem dritten, der sieht Urheber ist, zusteht, so kann dasselbe za Ungunsten 
jedes der Beteiligten expropriiert werden, mit Vorbehalt dos Rechtes fttr die 
■öderen, einen ihrem RechtsteiL angemessenen Teil des Preises zu nehmen. 

§ 17. Das Recht, ein noch nicht voräffen tlichtes Werk zu verßffcDtlichen, 
ist nicht der Zwangs voll Streckung unterworfen, ausser in den Fällen, in 
denen nach dem vorigen Artikel das Vervielfältigungsrecht eipropriiert 
werden kann, dafero feststeht, dass der Urheber schon bestimmt hatte, dass 
das Werk publiziert werde. 

Der Nachweis des Willens des Urhebers ergiebt sich aus Bchriftlichen 
oder ans tbatsäcblicben Beneisen, aus denen hervorgeht, dass der Urheber 
daa Werk zur Verüffentlichung in definitiver Weise bestimmt hatte; kann 
aber niiiht durch Zeugen erbracht werden. 

g 18. Bei der Abtretung einer Form, einer Knpferplatte oder einer 
anderen Vorrichtung, welche gewObalich zur VorSffentlicliang oder Verviel- 
fältigung eines Kunstwerkes angewendet wird, wird das Verttffentlichnngs- 
und Vervielfaitignngs recht als inbegriffen vorausgesetzt, wenn nicht aus- 
drückliche, gegenteilige Verträge vorhanden sind, und wenn dss Itecht dem 
Besitzer des abgetretenen Ubj^tes zusteht. 

Die Abtretung irgend eines anderen Werkes in einem oder mehreren 
Exemplaren schüesst, in Ermangelung eioes ausdriick liehen Vertrags, die 
VerSnssemng des Verviclfättignogsrechtes nicht in sich. 

S 19. Die zeitlich unbestimmte Erlaubnis, ein noch nicht verüffeotlichtes 
Werk zu veräffen tlichen oder ein schon verüffentlichtes zu vervielfältigen, 
schliesst nicht die nnbegrenzte Ver&nssornng des Vervielfültignugerechtcs 

In solchen Fällen wird der Richter einen Termin festsetzen, innerhalb 
dessen im Interesse des Heraosgcbers jede neue Vervielfältigung des Werkes 
oatersagt sein soll. 
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8 20. Dte Urheberrechte, aDSKenommen nnr das K«cbt der TerMtent- 
Ifdinng b«i Lebieiteo des Urhebers, können im BfTorHiclieii IntereBse wm 
Staate, von ProTlnzen und KommoneD auf dem We^ der Expropriation er- 
worben werden. 

Anf den Vorschlag des Unterrichts mlDisters and nach AnbUrang in 
Staatsnites wird bestimmt, ob ein Öffentliches Interesse vorliegt. 

Die in zahlende Entsehltdiirnng lat anf gQtliche Weise festznietzen. 
In Ermangelang eines ÜbereinlcaDimens ernennt das Tribunal drei Sseh- 
veimKndige, nm den Preis fttr die Expropriation festznsetzen. Diese 
Taxierung ist den gerläitlieben Taxierungen gleicliznstelten. 

8. Kapitel. Mittel, die VerOffentlicbnng eines Werkes nnd 
die Urheberrechte festzustellen. 

§ 21. Jeder, der von den dnrch dieses QeaetE t^rantierten Eeehten 
Oebraneh nacben will, muas bei dem Prftfekten der Profinz eine Aniahl 
Ton Exemplaren, nnd zwar hSchstens drei, des Werkes, welches er ver- 
öffentlicht oder eine gleiche Anzahl von Kopien, die anl photographiscbem 
Wege oder doreh Irgend einen anderen Prozesa hergcsteDl, aSer geeignet 
sind, die Identität des Werkes zu heweiaen, einreihten and eise EäÜrnng 
hinznfflgen, in der das Werk, das Jahr, in dem es gedruckt, auagestetlt 
oder sonstwie verOfTeotlicht wurde, genau angegeben ist nnd in der au- 
di<keklicfa der Vorbehalt der Ihm als Autor oder als Verleger aust«heodeu 
Becht« verlangt wird. 

§ 32 In der ErkUrnng über zur Aufftlhrung geeignete mnsikaüsebe 
Kompmitlmen oder Werke mnss besonders erwjUmt werden, ob vor der 
VerOOMtlicbuag schon eine Auffttbrong stattgefunden hat oder nidit, nnd 
Im iMJalnnden Falle muss Jahr und (m, in welchem die erste AoffObrang 
slattfauid, genau angegeben werden. 

% 88. Deklarationen, weiche ein zur Offentlicbea Darstellung geeignetea 
Werk, iine choreographische Handlung nnd Irgend eine ntnsikalisclie 
KMoponition, welche noch nicht verfiffeatlicht sind, t»etrefFen, fflr welctu' 
man sieh das ausschlieasliche Recht der Aufführung wahren will, mdssen 
von einem Manuskript des Werkes begleitet sein, welches mit dem Visum 
4er Prftseatadmi Tcrsehen wieder aurtckgestellt wird. 

§ 34. Hehrbändlite Werke werden Band fQr Band deponiert, wenn sie 
'KMht'aile zwischen den 1. Januar nnd dem 81. Deiember desselben Jahres 
verOffentUcht wurden. 

Von periodischen WeAen, deren Verftffentliefaung anbesUnrnt Ist, nnd 
von Sammlangen, welche in mehreren Jahren erMheineD, wird Jahr für Jahr 
der im Laufe des Jabrei veröffentlichte Teil deposiert. 

g S5. Die Verpflichtung zur Deklaration und Deponierung eines in 
Lfefeningen verSfrentlichten Werkes oder jedes seiner Binde iMfffnnt von 
der Zeit an, in welcher die letzte Lieferung oder der letzte Band des ütt 
deponierenden Werkes veröffe«llicht wurde. 

§ 26. Wer eine Arbelt in einer Zeitung oder irgend einer andern 
periodischen Schrift, sei es auf eiomal, sei es stückweise verOffentllcbt, rnnss^ 
an der Spitze der veröffentlichten Arbeit oder des ersten Stückes derselben 
erklären, ob er die Urheberrechte für sich bennsprnchen will. 

Mangelt diese Erklärung, so Ist die Wiedergabe anderen ^Itungeo 
oder anderen periodischen Werken gestattet, wol'em sie nur die Quelle, au* 
welcher die Arbeit entnommen wurde, und den Namen des Ortiebers an- 
geben; jedoefa verlobt es andern nicht das Becht, dieselbe flu aidi zu ver- 
öffentlichen 
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Wbucht der Antor oder der, wetebet dessan Bechte ansttben kaon, 

«me SonderaDEg&be zu veranstalten, so mass er die Dach Artikel 21 ver- 
langte Einteilegunii and Erklärang leisten nnd gen&n angeben, wann die 
VerSffeDLliciiiing, welche xnm ersten Uale in der Zeitung oder in einem 
anderen periodiachen Werke stattfand, begann, nnd wann Kie endete; ist das 
'n'etk in mehreren Jjänden ersubienen, so ist bei der jeweilig anfeinander 
folgenden Hinterlegang anzugeben, in nelchera Jahre d e erste Verüffentlichnng 
des Stoffes, der in den ciozelnen Bänden zum Abdiock kam, stattfand. 

^ 27. Die geeignete Zeit fUr die Erklämng und für die inm Schnts 
des Urheberrechtes Torgeschriebene Hinterlegung ist 3 Monate Ton der 
VerDffentliehang der Werke oder ihrer Teile oder beRiehentliuh der ersten 
AnffahrDDg der zur öffentlichen Baratelinng geeigneten Werke, der choreo- 
gmphiBChen Hand aogen imd irgend welcher masikalischen Eomiioaitionen. 

Verspätete ErLdttmng und Hiuteriegang, welche mit VerzOgariing er- 
folgen, sind gleiche rwei!>e wirksam, ausgenommen den Fall, dass in der Zeit 
iwischeo dem Verfall dee oben bezeichneten TermincB nnd dem Zeitpunkt, 
in welchem die Erklärung and Hinterlegung bewerkstelligt ist, ein anderer 
das Werk TervieUältigt oder Kopien vom AusUnde erworben hat, nio sie zo 
Terkaufen. 

In einem solcheo Falle kann der Urheber den Verkauf Jener Kopien, die 
aebon gedruckt oder vom Auslände erworben sind, nicht hindern. B«i 
mugelnder ObereiBstimmnug aber den Modus nnd Aber die Vorsir.htamasa* 
legcln zur Sicherung in der Anwendung der varliegenden Bestimmung ent- 
sGbeidet die gerichtliche Beh&rde. 

§ 88. In ErmangotuDg der Erklärung und Hinterlegung im Verlaufe 
der ersten 10 Jahre nach der Veröffentlichung eines Werkes gilt jedes Ur- 
heberrecht definitiv als erloschen. 

§ 29. Die Auszüge der rechtzeitigen oder verspäteten Erklärung werden 
monatlich unter Aufflicht der Regierung im offiziellen Blatte des Eänigrcichs 
(Qazetta Ufflciate del Regno) bekannt gegeben. 

§ 30. Wer von dem im zweiten Paragraph des Artikels 9 Kuaestaudenen 
Bechte Qcbraoch machen will, muss bei dem Präfekten eine schriftliche £r- 
klärang abgehen, in welcher er genau seinen Numen nnd Wohnort, das 
Werk, welches er verviellältigcn will, und die Art der Vervielfältigung, 
die Zahl der Exemplare und den Preis, der auf jedem derselben von ihm 
bezeichnet sein muss, angeben; derselben muss die ausdrückliche Erbietung 
hüziigetügt seb, eine Oebühr in der Hi^he des Zwansigstel des Preidee 
multipliziert mit der Anzahl der Exemplare an den oder die in iiezahleo, weiche 
ein Becht darauf nachweisen. 

Diese Erklärungen müssen wenigstens zweimal mit einer Zwischenzeit 
von iwei Wochen iu dem am Orte, wo die Vervielfältigung stattfindet, für 
ferichtUehe Bekannt miicbungen beatimmteu Journale, sowie im offiziellen 
Blatte des EQnigreicba vcräffentlicht werden. 

Am Ende jedes Vierteljahres erfolgt noch eine gemeinsame Yeröffent- 
Uchnng der im Iiani des Vierteljahres gemachten Erklärungen, in Anschluas 
■n die im vorigen Artikel erwähnten. 

S 31. Sind die Interessenten mit der NichtiRkeitserklärung, der Ab- 
äadenug oder der Übertragung der schnn gemachten Erkl&nin^n nicht eia- 
Terstaoden, so steht es bei der gerichtlichen Behürde, aummariiich, gemäss 
den anerkannten Rechten und den vom vorliegenden Gesetze festgesetztea 
Sonnen, daräber zu entscheiden. 

Die Regierung bringt auf Ansuchen nnd auf Kosten der Interessenton 
als Anhang zur nächsten Bekanntmachung der Auszüge der Erklnrnng die 
KichtigkeitserkläroDgen, die Abänderungen nnd die von der gerichtliqhM 



Behörde aDKeordneteD, sowie anch die mit BinwitliKunif der BetetUgten oder 
durch Nachfolge TeranlassteD Oberträgongen znr KeantnU. 

4. Kapitel. Nachdruck oder andere Übcrschreitongen des 
TDTliegenden Oeaeteea und ihre Strafen. 

g 82. Schuldig der widerrechtlichen Veröffentlich an g ist jeder, der das 
Werk eines anderen ohne Erlaubnis des Urhebers, dessen Vertreters oder 
Bechtsnachfolgerg veröffentlicht. 

Schuldig des Nachdrncks ist jeder, der auf ii^end welche Weise ein 
Werk, aaf welchem noch das an siichliess liehe Urheberrecht rnht, verviel- 
fältigt, oder selche Exemplare oder Kopien ohne Krlanbnis dessen, der den 
Bechtsansprnch besitst, verkauft; jeder, der die in Artikel 30 vorgeschriebcite 
Erklärung anterläest; Jeder, der eine grossere Zahl von Exemplaren oder 
Kopien herstellt oder verkauft, als die ist, welche er das Recht hatte ber- 
zastellen oder zn verkaufen; jeder, der ein Werk wäiirend der dem Urheber 
Torbe halteneu Zeit übersetzt. 

§ 33. Die widerrechtliche Veröffentlichung oder der Nachdruck, der is 
einer der in Artikel 32 angegebenen Arten ausgofOhrt ist, wird mit einer 
Strafe big in L. 5000 bestraft, anbeacfaadet der Schaden- und ZinsTergUtniig 
und unbeschadet grosserer Strafen, welche den Nachdrucker im Falle des 
Diebstahls oder Betmgs nach den Strafgesetzen treffen konnten. 

§ 3i. Die vollständig oder teilweise unberechtigte Aufführung, sei es 
mit Znsätzen, EUrzangen oder Veränderungen, wird mit einer Strafe bis 
L. öOO belegt, unbeschadet der Schaden- und Zinsvergütung und unbeschadet 
grosserer Strafen, welche bei Diebstahl, Betrug oder Fä&chuDg nach den 
Strafgesetzen auferlegt werden. 

^36. Die Strafverfolgung zum Schutze der Urheberrechte, welche aus 
den Bestimmungen des vorliegenden Gesetzes hervorgehen, geschieht von 
Amts wegen. 

§ 36. Die Exemplare oder Kopien des nachgedruckten Werkes, sowie 
die Vorricbtungeu dazu, werden, wenn sie ihrer Natur nach nicht zur Her- 
stellung anderer Werlie als der nachgebildeten bestimmt sein kOnneo, 
zerstört, sofern der verletzte Teil nicht deren Ausfolgung zu einen be- 
stimmten Preise auf Abschlag der Schaden- und Zinsvergütung verlsngl, 
oder wenn der Nachdrncker nicht verlangt, dass sie bis nach Ablauf der 
Schutzfrist vom Gerichte verwahrt werden. 

Der Richter soll immer dieses letztere Qcsuch annehmen und ihm vor 
dem anderen den Vorzug geben. 

Die Zuerkennnng wird vom Ricbter für den vom Reklamanten an- 
gegebenen Preis zugestanden werden, wenn diesem Preise von der Gegen- 
partei nicht widersprochen wird. AndernfatlB wird eine Schätzung von Sach- 
verständigen angeordnet, und der Richter stellt von Amts wegen den Freie 
fest, wobei es dem Reklamanten freigelassen ist, diesen anznnebmea oder 
sein QesQch zuritckzuziehen. 

g 37. Im Laufe des letzten Jahres, welches dem Verfasser zur ans- 
scbliesslichen Ausübung seiner Rechte auf Vervielfältigung, Übersetzung oder 
Aufführung zusteht, wird, die Vernichtung der Nachdrucke oder der ^'or- 
richtnngen niemals angeordnet; vielmehr wird sogar auf den Widersprach 
des Nacbdruckers hin die Ausfühmng des Urteils anspendiert, welches eine 
solche vorher angeordnet haben sollte. 

In diesen beiden Fällen tritt an Stelle der Vernichtung eine obligatorische 
Sequestration bis zum Ende der Schutzfrist auf Rosten des Nacbdruckers ein. 

§ 38. Zu jedem beliebigen Zeitpnnkt der Daner der Schutzfrist kann 
der Richter mit Zustimmung der Parteien anordnen, d«ss die Na<jidnicke 
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«der die VorriehtauKen daza in einein Sffeotlieben Hnsemn deponiert werden, 
trenn sie wertToUe Kniistwerke sind. 

g 39. Wenn das ürlieberrecbt sich anf das Recht anf eine bestimmte 
EntAclüdiBiuig beschräolit, so kann die Yeraichtanft der Nachdrucke oder 
diir Voreichtnngen dazu nicht mehr angeordnet werden, noch such die Be* 
scliUg;nahme, ansser ini Fall, dass es eicb darum handeln sollte, die Be- 
mhlonK der Sotschäiligang zn Bichern. 

Wenn die Eutscliädigaiiffssnnmie noch nicht testgeBtellt ist and die 
Unterlagen fehlen, um sie genan anzugeben, ao kann der Richter durch Saeh- 
veratändige oder nach anderen analogen Fällen sie bestimmen. 

§ 40. Die VerTielfältignng eines Titels allgemeiner Fassung schliesst 
nicht das Yer^ben des Nachdrucks in sich. 

Aoch die TerTJelfaltigung eines oder mehrerer Teile eines Werkes bildet 
keinen Nachdruck, wenn sie nicht zn dem ersichtlichen Zwecke gemacht ist, 
MS der Vervielfältigung eines Teiles der Arbeit Oewinn zn ziehen. 

Artikel politischer Natur, wenn man sie TervielfäLtigt, um sie zur Dis- 
tnssion za benntzen oder nra schon in Bezug auf sie ausgesprochene 
Keionngen zn rechtfertigen oder zu berichtigen, ebenao Berichte in Zeitungen 
oder anderen periodischen Sammlungen können Tervietfültigt werden, dsfern 
die Qaelle angegeben wird, Dagegen schliesat die Vervieimtigung Ton 
Artikeln, von denen in Art. 26 die Rede ist, das Vergehen des Nachdrucks 
in üch in den Fällen, in denen sie vom Qesetze verboten ist. 

S 41. Die DuterlassuDg der im zweiten Paragraph des Artikeb 30 vor- 
presch riebenen Bekanntmachung oder die Angabe eines höheren Preises auf 
ien £semplsren oder Kopien als der angemeldete irird mit einer Strafe bis 
zu iOOO h. bestraft, wenn diese Angabe nicht dnrch eine ergänzende De- 
klarttion vor dem Verkauf berichtigt ist. 

In dem einen und dem andern Falle ist Klage anl Schadenersatz und 
Zahlung des Betrages vorbehalten. 

ä 42. Wissentliche üngenanigkeit oder Täuschung in den Angaben, 
welche je nach den Terachiedenen FStlen in der nach Artikel 21, 23, 26 und 
30 Torgeschriebencn Deklaration gemacht werden müssen, wird mit einer 
Strafe bis En 1000 L. bestraft. 

§ 43. Jede andere Übertretung des gegenwärtigen Gesetzes oder dar 
Kestimmnngen aber die Anattbung des Urheberrechts wird mit Geldstrafe 
bis 6Ü0 L. belegt. 



ö. Kapitel. Allgemeine und Übergangsbei 
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§ 44. Vorliegendes Qesctz ist anwendbar nuf Urheber, deren Werke in 
auswärtigen Ländern veräffcntlicht sind, mit denen besondere Verträge nicht 
oder nicht mehr bestehen, vorausgesetzt, dass bei ihnen Gesetze bestehen, 
welche zu Gunsten der Autoren mehr oder weniger ausgedehnte Rechte an- 
erkennen, und daxs diese Üeseue darch Reziprozität auf Werke anwendbar 
eicd, welche im Königreich Italien verüffenc licht sind. 

Wenn die Reziprozität von einem answärtigen Staate anderen Staaten 
unter der Bedingung versprochen ist, dass letztere den Autoren von in 
»einem Gebiete Tcrüffentlichten Werken dieselben Rechte und Garantien zu- 
sichern, welche ihie Gesetze sanktionieren, so ist die künigliche Regierung 
ermicbtigt, durch ein Dekret die einen und die andern, wenn sie zeitlich 
nnd nicht wesentlich von denen verschieden sind, welche dieses Gesetz an- 
erkennt, unter der Bedingung der Reziprozität zu bewilligen. Wenn in 
einem andern Lande die Hinterlegung oder Erklärung zur Zeit der VeröfTent- 
lichiing eines Werkes vorgeschrieben ixt, so genügt der Nachweis, beiden 
Forderungen nach den Gesetzen des Landes nachgekommen zu sein, um 



186 ItalieD. 

tut dos dort rerllffentliclite Werk den Schatz des ürheberrechta hn KOeig- 
reich zu erlangen. 

In der gef^nteiligen Voransaetzniig kann die Ton diesem Oesette vot- 
gesebriebene Hinterlexung nnd Erkllrnng in Italien oder anck bei dem 

italieniachen Konanl im Auslände bewirkt werden. 

§ 45. Darcb ein oder mehrere königlicbe Dekrete wird Vorsorge ge- 
troffen werden, wie die DepoBiten und die bezüglichen Deklarationen anf- 
znbewahren, die Anfbewahrun)^ Spesen und die der Regierung anferlogteu 
Ankändignngskoaten zu beatreiten Boicu durch Bezahlnag Ton feaWn odei 
proportioneilfn Gfcbühren in der Höhe von nicht mehr als 10 L,, wie Tiele 
Ssemptare oder Kopien nach Artikel 20 beizubringen seien, and was sonst 
bei der Auafnbruag vorliekieiidon Qesetzes zn beachten ist. 

§ 46. Dieses Gesetz findet auch Auwendnng aut schon rerltffentlichte. 
dargestellte oder ansgefohrte Werke. 

6. KapiteL ÜbeTgnngBÜestimmnngen bezflglicb des (lesctzca 
Tom 25. Jnnj 1865, Ho. 2337. 

g 47. Wenn an dem Tage, an welchem vorliegendes Gesetz in Kmft 
tritt (1. ÄngoBt 1865) die Urheberrechte anf ein nacn früheren Oesctxen an- 
«rkanntes Werk in irgend einer der Proviazen des LStaatca erloscben rind, so 
kann dieselben niemand dnrch Anrufung des neuen Gesetzes erneuern. 

Wenn jedueh diese Rechte im ganzen Staatt; oder in einigen ProviniFn 
noch bestehen, so ist es zntässig, dass der Urheber, falls er letztere nocb 
nicht rerftossert hat, oder seine Vertreter durch gesetzliche oder testamen- 
tarische Nachfolge, die Anwendung des nenen Oeaetzes beanspruchen Dnil 
Beine Anadehnung auf das ganze Königreich fttr die Zeit, welche verbleilit, 
wenn beziehnngaweiae von den durch das Oesetz an(regebenen Fristen dii> 
Zeit in Abzug gebracht wird, die seit der ersten Veritffentlicbnng des Werket 
Torflossen ist. 

Wenn die Veräosserang der Anaflbnng des Urhcbe frech tisch atzes tot 
Inkrafttreten des vorliegenden Qesetzea 41. August 1866) geechehen ist ud 
für eine bestimmte Zeit gemacht wnrde, und wenn beim Eintreten der voi 
demselben vorgeBehcnen Frist die Dauer jener Rechte, die nach den in dieaem 
Artikel gesetzten Normen berechnet ist, noch nicht verflosaen iat, so tritt 
der Urheber oder aein Vertreter für die Übrigbleibende Zeit in die Aasäbnng 
seiner Hechte. 

Es wird dagegen der Erwerber Nutzen daran haben, wenn die Ver- 
äuBscmng der Urheberre<;hte zu seinem Vorteile fQr eine unbestinimte Zeit 
oder mit der ausdrücklichen Klausel gemacht wurde, daas ihm Irgend welche 
eventuelle Verlängerung oder Erweitemng der Urheberrechte zn gute 
kommen mflsse. 

Die in dieaem Artikel erwShnten Vorteile werden nur denen zugestanden, 
die in der perem torisehen Frist Ton drei Monaten vom Tage, an welchem 
das vorliegende GcRctz in Kraft tritt (1. August 186ö), an gerechnet, die 
ausdrticlt liehe Erklärung abgeben, sich desselben in den von Artikel 21 ver- 
geachriebenen Formen für die zum ersten Hai veröffentlichten Werke be- 
dienen zu wollen. 

§ 48. Rupfer-, Stereotyp* und sonstige Druckplatten nnd andere zur 
YeTvielfäliignne von geistigen Erzeugnissen dienende Vorrichtungen, weldis 
in einigen Provinzen des Königreichs zur Vorvielfältigung von Werken an- 
gewendet worden, die in ihnen Urheberrecbtaschntz nicht genossen, künnen, 
wenn sie etwa infolge der Ausbreitung der Qeaetze dea subalpinen König- 
reichs auf das tlbrigc Italien in den HHnden derer, welche früher kraft der 
Landesgesetze einen erlaubten Gebrauch davon machen konnten, unbenutzt 
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biteben oder infolfre Toiiiegenden Gesetzes anbcnntxt bleiben mnssten, auf 
Anünchen ihrer Besitzer nach AnhDning derer, denen das Urheberrecht eu- 
steht, (fcrlchrlich gi-schätzt nnd diesen Uberl.taaen werden. 

W<inn dtese sich weigern, Bio zn dem vom Richter eeechÜtEten und 
Bxierten Preise zü erwerben, so werden aio vom Richter selbst verpflichtet, 
während der fOr die AnsübnnE des Urheberreubts übrig bleibenden Zeit 
jährlich eine Samme zn iKzahtcn, welcbe den wahrscheinlichen Ertrag des 
nnbewefr lieben Knpiinls repräsentirt oder einen Betrag, welcher ausreichend 
ist, die Vernichtung jener Vorrichtungen zn kompeDsieren ; der Wert, das 
Uaterial and der Zustand, in welchem letztere sich befinden, wird dabei in 
Betracht gozotten. 

Der Urheber, sein Vertreter oder Rechtsnachfolger kann unter den oben 
angegebenen Eniscbädignngsweinen diejenige wählen, die ihm am TOrteil- 
h&flusteD erscheint, nnd im Falle, dass er davon keine wählen kann üder 
will, kann der Richter die ihm angemessen erscheinende Wahl treffen oder 
ertanben, diiss jene Vorrichtungen ftir eine bestimmte Zeit zur Hcrstellong 
emer gewissen Anzahl von Exemplaren verwendet werden, welche frei und 
iwtr nnter jenen Oarnnticn, die er lür am tauglichsten hält, das Urheber- 
recht zu schätzen, verifaaft werden konnten. 

Im Falle, diiss die Vorrichtunsen nach der Ansbreitnng des snbalpinen 
Oesetzen von denen, die »ich ihrer wie eines Kapitals in ihrem eigenen Ije- 
irerbe bedienten, verändert oder verftussert worden sind, erlischt jeder KUge- 
asspmch, welcher ans der Verfügung dieses Artikels sich ergeben würde. 

Die Bestimmungen vorliegenden Artikels finden nncb anf die Exemplare 
der frei rerTieltSItigtim Werke Anwendung, im Falle, dass nach Arihel 4B 
inch auf sie die Urheberrechte sich erstrecken. Einen Monat, nachdem dieses 
Oesetz In Kraft getreten idt (1- Augast 18B5), werden Oesacbe anf Ent- 
scbldiguug, welche sich anf irgend welche frtlheren Annahmen stfltsen, nicht 
mehr angenommen, 

Verfügung vom 19. September 1882 fDr die Ausführung des zu- 

sannengefaMten Gesetztextes der Gesetze vom 25. Juni I86&, 

10. August 1875 und 18. Mai 1882. 

Art. 1. Wer «ich die Urheberrechte voraubohulten beabsichtigt, nnss 
tnf der Provinzial-Priirektur eine von ihm oder einem besonderen Bevoll- 
mächtigten unterzeichnete Erklärung im d'<ppelten Original ftlr jedes der 
Werke, hinaichtlich der-n er diesen Vortiehalt za machen beabsichtigt, ein- 
reichen. Diese ErkUrnng muss nach dem Haster A*) abgefasst sein. Eine 
EiiGjklopBdic, eine Anihologie, ein abgrstnftes Übungsstück oder eine andere 
littenrische, scenischc oder musikalische, ans mehreren Teilen gebildet« 
Arbeit kann Qegenstnnd einer alleinigen Erklärung nur dann sein, wenn die 
Teile sowohl vermöge ihres Inhaltes als ihrer ßeieinanderordnung offenbar 
ein einziges Werk ausmachen. Dies wird sich gleichfalls, wenn es sich um 
«in gedraektcs Werk handelt, aus der fortschreitenden Nnmraeriemng der 
Bände, Teile, Kapitel und Seiten nnd überhaupt der typographischen Form 
ergeben mftssen. 

Art. 2. Der Urheber — oder seine Rechtsinhaber — eines zur Offent- 
Ikhen Darstellung geeigneten Werkes, einer choreographischen Hutdlnng 
and irgend einer mnsikalischen Komposition, welcher aus der Bestimmung 
des Artikels 14 des Gesetzes Nutzen ziehen will, muss auf der Präfektor 
in der Srilämng, von welcher der vorhergehende Arükel handelt, oder is 

*) Hier nicht mlubgcdmckl. 



■ Google 



188 lUIien. 

einer besondeien firklSniDg angeben, dass ei die Darstellung und AnffUhrug 
des Werkes, das den Gegenstand seines Rechtes bildet, jedem za untersaget 
beabsichtigt, der nicht den gebührend beglanbigten, geschriebenen Beweis 
seines Einverständnisses auf der Präfektur vorzeigt und hinterlegt. 

Art. 3. Um die Kosten der Änfbewahrang der hinterlegten Werke nnd 
der darauf bezäglichen Erklärungen, sowie die Kosten der Eiarücknn^eu m 
bestreiten, muss für jede Erklärung eine feste Gebühr Ton zwei Lire be- 
zahlt werden. Für die tCrklarung, von welcher im Artikel 2 die Rede ist, 
sei sie nan der Haupte rklämng beigefügt oder von derselben getrennt, innss 
eine feste Gebühr von zehn Lire für jedes Werk bezahlt werden. Diese 
Gebühren sollen dem Eintragnngs-Empfänger des Ortes bezahlt werden, an 
welchem man die ErklErang eioznieichen beabsichtigt oder demjenigen des 
Wohnsitzes des Deklarantca. 

Art. i. Der im Artikel 1 angegebenen Erklärnng soll ein Exemplar 
des Werkes beigefügt werden, auf welches sieh die Urheberrechte bezieben, 
oder eioe vermittetxt der Photographie oder eines anderen Varvielf 91 lignugs- 
verfabrens hergestellte Nachbildung, wenn es sich um Werke bandelt, die 
nicht hinterlegt werden können, vorbehaltlich der Bestimmang des Art. 23 
des Gesetzes für die nicht im Druck herausgegebenen scenischen Werke, 
hlDsichtüch deren man das Darstellungsrc cht vorbehalten will. Die anf dem 
Original -Manu Skript dieser letzteren Werke anzubringende amtliche Be- 
glaabignug soll in Übereinstimmung mit dem Muster 6*) sein. In allen 
Fällen ist der Erklärung die Quittung der gemäss Artikel 3 gezahlten, festen 
Gebühr beizufügen; und, wenn die Erklärung von einem Bc vollmäch 1 igten 
des Beteiligten herrührt, ist die in gebührender Form abgcfasste YoUmacht 
gleichfalls anzuscbliessco. 

Art. 5. Der mit dem Empfang der Erklärungen für die Urheberrechte 
beauftragte Beamte der Fräfektur bestätigt sie vermittelst einer auf den 
beiden Originalen geschriebenen Bcscheioignng. Diese Bosch ein ig^Dg soll 
nach dem Muster C*) abgefasst sein und die Ordoungsnammcr des gemäss 
dem folgenden Artikel in jeder Fräfektur zn führenden Registers tragen. 

Art. 6. Die Bescheinigung, von welcher im yorhergehen4en Artikel die 
Rode ist, soll gleichzeitig in einem besondereo Register abgeechrieben werden. 

Art. 7. In den drei Tagen, welche anf die Hinterlegung folgen, soll 
ein mit der Bescheinigung versehenes und von der Kopie des eingereichten 
Werkes nnd der Quittung der gemäss Artikel 3 gezahlten festen Gebühr 
begleitetes Exemplar der Erklärung durch die Fräfektur dem Ministeriiuii 
des Ackerbaus, der Industrie und des Handeb übermittelt werden. Das 
andere ebenfalls mit der II intericgtngs- Bescheinigung versehene Exemplar 
- der Erklärung wird dem Deklarauten ausgeliefert. Das Ministerium soll 
den Präfekturen des Königreiches alle vierzehn Tage ein Verzeichnis der 
Erklärungen übermitteln, von denen im Artikel 2 die Rede ist^ sie siiIIcd 
von denselben in einem besonderen Register Yormerkung nehmen und die 
strenge Beobachtung des Artikels 14 des Gesetzes überwachen. 

Art. 8. Jedesmal, wenn ein Werk, an welchem mau sich die Cber- 
eetzungsrecbtc vorbehalten will, in mehreren Teilen nnd zu verschiedenen 
Zeiten veröffentlicht ist, soll die Gebühr von zwei Lire bezahlt werden, 
wenn die auf den ersten Teil des Werkes bezügliche Erklärung vorgelegt 
wird; die folgenden Telia sollen den Gegenstand einer besonderen Hinter- 
legung ausmachen, und die Präfekturen sollen die Ausführung der letzteren 
vermitteist Anmerkungen auf den vorgelegten Teilen des Werkes gemäss 
dem Muster D*) bezeugen. Für die periodischen Werke und für die im 
aweiten Teil des Artikels 21 des Gesetzes angegebenen Sanunlungen eoU 

*) Hier nicht lultahgednickl. 
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ftuser der im An^nblick der Vorlefnin; der ErkUranB geiakiten Oebflhr 
TOD Eirei Lire dieselbe OebBhr in jedem der roljnnden Jahre anläulieh der 
Hioterle^ng des im Lanfe des Jahres TerOffentliehten Teilw gezahlt 
«erden, bia die fQr jedes Werk bezahlte Oeblthr die Summe van zehn Lire 
erreicht hat. Die Zahlong dieser Oebtthr soll in der im Artikel 3 ange- 
^benen Weise stattfinden. Hinsichtlich der Zasendimir der Werkteile an 
du Hiniaterinm soll die Pr&fektnr sieh nach den Vorschriften des Artikels 7 
richten. 

Art. 9. Wer ohne die Zastimmnng desjenigen, dem das Urheberrecht 
gthDrt, ein Werk, hinsichtlich dessen der iweite Zeitraum nach dem Wort- 
üot des Artikels 9 des (Gesetzes begonnen ist, ED Terrielßiltigen oder xnm 
Verkauf zu bringen beabsichtigt, soll eine feste Oebtihr Ton zwei Lire ge- 
mäss dem Artikel 2 der gegenwärtigen TerfOgnng zahlen nnd auf der 
Prifektor eine dem Unster E*) entsprechende Erklftrang im doppelten 
Original nnter Beibringung der Quittung der gezahlten Oebtihr «oriegen. 
Diese ErklSmng soll in Besoi^^g nnd anf Kosten des Nachsuchenden zwei- 
mal mit vierzehn Tagen Zwischenraum im Amtlichen Anzeiger des König- 
reichs angezeigt werden. Der Beteiligte soll diese Eiurttckungen beweisen, 
indem er auf der Präfektnr ein Exemplar der Zeitungen, welch« dieselben 
enthalten, vorlegt; er soll ansserdem, sobald die Vervielfältigung des Werkes 
stattgefunden hat, ein Exemplar desselben gleichfalls auf der PrSfcktnr 
Unterlegen. 

Art. 10. Die Bestimmungen der Artikel 5, 6 nnd 7 finden auf die im 
Torhergchenden Artikel angegebenen Erklftrongen Anwendung, nasser dass 
die an das Hinisterium in den drei Tagen tu rzu nehmen de Übermittelang des 
Eieniplares des Werkes stattfinden sol), wenn dieses Exemplar durch den 
Beteiligten Materlegt sein wird. Die PtSfektnr soll auch in den drei Tn^en 
die in Qemissheit des vorhergehenden Artikels beigebrachten Zeitungen dem 
Uinisterium flbermitteln. 

Art. 11. Wer nach dem Wortlaut des Artikels T des Gesetzes be- 
absichtigt, dass eine OCTentliche Benachrichtigung der aiff die Urheberrechte 
bezüglichen Änderungen erlassen werde, soll der PrSfektar ein besonderes 
Gesuch einreichen und demselben, wenn es sich nm Ton der Oerichtabebürde 
Terordnete Änderungen handelt, eine authentische Abschrift des Urleils- 
spruches nnd eine Uchande beifügen, die beweist, dass die Entscheidung 
eine rechtskräftig abgeurteilte Sache geworden ist; wenn es sich um durch 
die Parteien bewilligte Änderungen handelt, ist ein Vertrag, dessen Uuter- 
Mhriften regelrecht beglaubigt sind, btizufttgen, and wenn es sich um sieb aus 
Erbfolge ergebende Änderungen handelt, eine den Übergang feststellende 
Sotoriotäts -Verhandlung, wie auch, im Fall es sich um eine testamentarische 
Erbfolge handelt, eine authentische Abschrift des Testaments. Als Ersatz 
der VerBftentlichnngskosten soll für jedes dieser Gesuche eine der im 
Artikel 3 angegebenen gleiche Gebühr gezahlt und dem üesnch selbst die 
Ton dem Eintragangs- Empfänger hierüber ausgestellte Qaittunc; beigefllgt 
werden. Die Oesai^e, von denen im gegenwärtigen Artikel die Rede ist, 
fflüBsen in dem Register, von dem der Artikel 6 handelt, erwähnt werden; 
ihre Znsendung an das HlBbterium mnss in den drei Tagen der EInreichuug 
erfolgen. 

Art. 12. Wer auf die vom Ministerium des Ackerbans, der Industrie 
Ksd des Handels oder anf von ihm in Urholierreelitssachen eingetragene Er- 
klärungen bezügliche Abschriften, Auszüge oder Auskünfte wtlnscbt, moss 
als Entsebidi^Bg dem Eintragnngs -Empfänger «ne Gebühr von zwei Lire 
lahlen und seinem Gesuch die Quittung derselben, sowie den oder die Bogen 

*) Hier nicht mitabgednickt. 
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Stempelpapier Ton dner Lire beifügen, die für die AbaciiTift der uet 
fesncbten AnszOgs uad Nachweisangen erforderlich sied. 

Art. 13. Wenn es sich am im Ausluid za veranataUonde Einreichaogen 
Jiandelt, stehen alle den PräleklDreo anTertranteu Befugnisse den kSaig- 
lieben EoDSoln oder Koasnlar- Agenten xa, welche die Barzahlung dei dntcb 
die gegenväriige Verfügung festgesetzten Gebühren fordern und deren Bf' 
trag der Domänen- und Steuer- Verwaltung übermitteln sollen. 

Art. 14. Die Bcstimmaneen des Artikela 2 finden ebenso aaf schuu 
verüfTentlichte, dargestellte oder anfgefOhrto Werke Anwendung. Füi iWt 
zur Öffentlichen Aufführang geeigaeten Werke, choreographischen HandlangvD 
und rnnsikalisehen Kompositionen, dio ein nnd demselben ürbetier, Verleger 
oder dessen Bechtsiohaber gehören nuil vor dem Inkrafttreten der gegwi- 
wärtigen Verfügung hinterlegt wurden, kann eine einzige die Wirkangen 
'des Artikels 3 der gegenwärtigen Verfügung beibringende Erklärung ver 
anataltet werden; und die zn zahlende Oebühr soll dreiasig Lire betragen. 
welches auch die Anzahl der in die Erklärung cinbegriffeuou Werke sein mag. 

Strafgesetzbuch von 1889. 

Art. 296. Wer Unterscheidnngs- Namen, -Uarken oder -Zeichen der 
4}ei3teswerke oder der ErzeugniHse irgend eines Gewerbes nachmacht oder 
verändert oder »ich dieser nachgemachten oder veränderten Namen, Uarken 
oder Zeichen vermittelst einer anderen Person bedient, verwirkt Eaftstrafe 
von einem Monat bis 2u zwei Jahreu, sowie eine von fünfzig bis zu fänf- 
taunend Lire gehende Geldbusse. Derselben Strafe vergilt, wer die gewerb- 
lichen Zeichnungen oder Muster nachmacht oder verändert oder sich saldier 
nachgemachten oder veränderten Zeichnungen oder UnsCer durch andere be- 
dient. Der Itichter kann verfügen, dass das Slrafartetl in einer von ihin 
bezeichneten Zeitung auf Kosten des Verurteilten angekündigt werde, 

Art. 297. Der Eaftstrafe von einem Monat bis zu zwei Jahren und 
einer von fünfzig bis zn fünftnasend Lire gehenden Geldbusse verfüllt, wer 
mit nachgemachten oder veränderten Unterscbeidungs-Namen, -Harken oder 
-Zeichen oder mit zur Irretühmng des Käufers hinsichtlich des Ursprungs 
oder der Qualität des Wi^rkos oder Erzeagniases geeigneten tJuterscbelduiiES' 
NameU', -Marken oder -Zeichen versehene Oeisteswerke oder Erzeugnisse 
irgendwelchen Gewerbes zum Vertrieb in das Staatsgebiet ünftUirt, zun 
Verkauf oder sonstwie znr Verbreitung bringt. 

Civilgesetzbuch. 

Art. 4S7. Die Oeisteserzengnisse gehSreo ihren Aatoren nach den dnich 
die Spezialgesetze festgestellten Bestimmungen. 

VerfQguno vom 6. August 1893 betreffend die photographfschen 
Vervielfältigungen der dem Staate gehörenden Kunstdenkmälsr etc. 

1. um durch die Photographie die dem Staate gehörenden unbeweg- 
lichen oder beweglichen Knnstdenkmälei oder die In den knnstlerlBcbei, 
wiasenschaftlichen oder litterarisohen Staatsaustal teu aufbewahrten Aller- 
ttüner vervielfältigen zu können, muss msn ein Gesuch an die Behörde 
richten, von welcher diese Denkmäler oder Altertümer- bewahrt werden. Di« 
photographische VervielfUtigung der äusseren Teile der Öffentlich ansg»- 
■tellCen Denkmäler steht jedermann frei. 

2. Das Gesucb muaa enthalten: a) den Namen und die AdrcsES dem- 
jenigen, der die Vervielfältigung veranstalten will and, eintietendeB Falles, 
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den NkidWi und die AdicsM des Arbeiters; b) die DonkmMer oder Oc^ien- 
stände oder die Trile derseltMa, deren Vervielfältigniig nttcbgMocht vrird; 
c) den durch die VeTrielflUtlgang ▼erfolg'ten Zwe^; d) das gewUlte Ter- 
fahren nod die rermattiehe Daaer der Verriohtnnfc; e) die VerpfliehtneK^ 
jpde Eich ans der ammfldinndua Yerriebtani; ableitende Venutwortlicbkrit 
nuf sieh ED aehmes; f) die Verpfliohtnng, sieh iMeh der gegenwirtif^n Ver- 
fitgnng nod nach dee danh die vcrseUe denen AnstKlten In KthA gesotstcu 
VerfQgangen sn richten. 

3. Die Bewilligungen sind stets Ton der Bedingung abbin^ gemuht, 
der Behörde, «n weteu d«B 0«M^ gvrioktet warde, zwBl Poeitree nid ein 
N^r*UT so ftberg^ieB, wenn es sieh mm nitseiiecbaftliehe oder littenkriaebe 
Altertum» hMdelt; drei PosHlre, wann es sich nm dem Hliditerivm des- 
nffentlfehen UatenMita gcASMWte KüBstdenkmiler oder kttsstieriMlw Altei>- 
tämer handelt, und Tier Poritire, wenn ee sich an den anderen Hill iitsi lim 
^bOrende KonstdeakaiittFr oder kttDStietlsdn Altertflmer bandslt. Benagte 
Kopien mflMM tadellos and mit denjenigen der VervieUättigongen idoetlssh 
sein; wenn diese retoaeiiimt worden sind, mnss'fltr Jede derselben gleich- 
falls ein niebt ntonehiertes Ex«mplmT (Ibwirebfln w«rd«n. 

4. Wenn die Bewillignngen dnrch die Zahl der VenrielfBltignngen'eiae- 
gewisse BedentniiB erlangen, soll die Behörde, an welche die Gesuche ge- 
richtet sind, dem Hlnisterinm des Offeatliehen Ontenrfchts daron Berieht er- 
statten, welches sieh in den fWlen, in denen die Hinterlegnng der NegatiTs 
nicht Torgssehrieben ist, das Recht Torhahsllen wird, die beWgteii Be- 
willigungen Ton der AusfAhmog jeder anderen Photographie, die es sar 
YerToltetandigaDg der Serie für nCtig erachten wird, abb&Dgig kd machen. 

5. Wenn es sich um Kunstwerke handelt, die, ohne von ihrem Platz. 
weKenomnien zu werden, nicht TervielAttigt werden kOnnen, soll die Ter- 
tlelnltieung nnr bewilligt werden, wenn die Aufsichtsbehörde vorher dem 
Ministennia des Öffentlichen Unterrichts Bericht Ober den Zustand erstattet 
liat, in welchem sich die besagten Worke befinden und unter seiner eigenen 
Verantwortlichkeit erklärt hat, dam keine Qefahr der Verschlechterang Tor- 
liegt. Bei erteilter Zastimninng soll das Uinisterium des Öffentlichen Unter- 
richts, nachdem es sich im Bedarfsfall mit den beteiligten Verwaltungen 
TerstSndigt hat, die besonderen Bedingungen der Bewilligung festsetzen. 

G. Die Behörde, an welche die Qssncho gerichtet sind, entscheidet Über 
die OpportunitSt, die VerTielWltigongen ganz oder teilweise zu bewilligen, 
0«gen diese Entscheidung kann ein Rekurs an das Ministerinm des Öffent- 
lichen Unterrichts gerichtet werden, in welchem Rekurs die künstlerischen 
oder wissenschaftlichen Beweismittel zur UnterStQtznng des Gesuchs dar- 
gelegt sind; das TOrerwJIbnte Ministerium soll alsdann die Frage in Über- 
dnstimmnng mit den beteiligten Verwaltungen entscheiden. 

T. In der EnnftchtiKtmgs-TJrkDndc sollen die vorbenannten Behörden, was 
folgt, bestimmen: a) lUe Reihenfolge und die Zeit, In welcher die At^eiter 
mr Arbeit zugelassen werden; b) die notwendigen Vorsieh tsmassregeln, um 
m vermeiden, dass die GcgcnsCSnde boscbädigt werden und im Bedarfsfalle 
das den Arbeitern auferlegte Verbot, diesolben zu bertthren, ebenso wie die 
Verpflichtung, sie wahrend der Arbeit darch Glasplatten zu schätzen; c) ob 
n angebracht ist, die Verrielfitltiguagcn hi Gegenwart eines Beamten yer- 
anstalten m lassen, welcher beauftragt werden soll, eine Überwachung ans- 
tauben, damit die Gegenstände nicht verdorben werden; d) die geeigneten 
Hassnahmen, sich zu rcrgcwissem, dass die an3 geführten Vervielfältig ongea 
in den Grenzen der EriRäebtigung gehalten sind. 

6. Demjenigen, der, wenn auch nur ein einziges Mal, die sich aus den 
Vorschriften der gegenwSrtigen Verfügung ergebenden Verpflichtungen über- 
treten hat oder die gute Erhaltung irgendwelchen Gegenstandes aufs Spiel 
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gesetzt hat, soll keine spätere Bewilli^Dg gewährt werden, nsbesehtdei 
der Yeraotwortiicbkeits-Klage, die gegen ihn erhoben werden konnte. 

9. Die im obigen Artikel 3 erwähnten Positive und Negative bleiben 
das Eigentum des Staates. Ein Positiv jedes vervielfältigten EunxtdeDkmil; 
lOder kUns tierischen Altertamsgegenstandes, ebenso wie ein Positiv mit seinem 
Klischee jedes der wissenschaftlichen oder litlerariachen Attert&mer, soUen in 
Besitz der Bebürde verbleiben, welche die YervielfUltigaDg bewilligt hat. 
Die anderen Kopien werden dem Minbteriam des Öffentlichen Unteniciita 

.übergeben. 

10. Die Übergabe der dem Hiniatorinm des äffentlichen Dateriichta ed- 
«rleilten Kopien erfolgt jeden Honat. Besai^tes Ministerinm soll ans ätn 
Photographien der Knastdenkmaler nnd der ktkivtJehschen Altertümer zwei 
-Sammlangen aaf der Ornndlage des allgemeinen Katalogs bilden; eine dieser 
3ammtnngen, die voUstHndig sein soll, soll in den Dienst der Central-Ver- 
'Waltnng gestellt werden; die andere soll nach Kreisen eingeteilt nnd nnter 

die Kreiabehardon verteilt weiden. Hinsichtlich der nichtdem Minislerinm 
-des öffentlichen Unterrichts gehörenden Photographien der Denkmäler oder 
Altertümer soll letsteros die. Übwgabe derselben an die betroffenden Ter- 
waltnngon Dbemehmen. Betreffs der Pbotographieu der wissenichaftlichen 
-oder litterarisohen AltertAmer soll das Uinlsteriam eine Sammlung derselben 
fUr die Central -Verwaltung bilden. . Um nützliche Uaterialieu für die Studien 
ta vereinigen, soll es sich der Dubletten ftlr den Anstansch bedienen. Dii' 
Aüt gegenwärtigen Verfügung xuwid eil aaf enden Bestimmungen sind auf- 
gehoben. . 

Japan. 

Gesetz vom 3. März 1899 Aber das Urheberrecht 

T, Kapitel. Vom Urheberrecht. 

Art. 1. Der Urheber von Schriftwerken, Vorlesungen, Malereien uml 
Zeichnungen, Bild hau erarbeiten, plastischen Werken, Photographien und 
.anderen Werken aus dem Oebiet der Litteratur, der VPisscnschafteu »der 
der Künste hat das ausschliessliche Becht, dieselben zu vervielfältigen. Ots 
Urheberrecht an einem litte rar Ischen oder wissenschaftlichen Werk scbUessl 
das Übersetznnga recht desselben und das UrbebcrrecbC an einem dranutischeii 
oder musikaliai;hen Werk das Secht in sich, dasselbe Gffentlich nufzuführen 
und- darzustellen. 

Art. 2. Das Urheberrecht ist übertragbar. 

Art. 3. Das Urheberrecht an einem Werk, welches verOfTentlicbt, dar- 
gestellt oder aufgeführt wurde, dauert während des Lebens des Urhebers 
nnd dreissig Jahre nach seinem Tnde. Für ein in Mitarbeitelschaft tdi 
mehreren Urhebern zasammengestelltCB Werk währt das Urheberrecht dreissig 
Jahre nach dem Tode des letzten Überlebenden der Mitarbeiter. 

Art. 4. Das Urheberrecht an einem nachgelasscuen Werk, welches nach 
dem Tude des Urhebers veröffentlicht, dargestellt odor aufgeführt wurde, 
währt dreissig Jahre von seiner ersten Verüffentlichnng, Darstellung oder 
Aufführung an. 

Art. 6. Das ürholierreeht an einem anonymen odor Pseudonymen 'Werk 
währt dreissig Jahre von seiner ersten Veröffentlichung, Darsiellung oder 
Aufführung an. Wenn jedoch im Laufe dieser Frist der Urheber seioeti 
waiircn Namen eintragen lässt, finden die Bcstimmongcn des Artikels S An- 
wendung. 
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Alt. 6. FOr eis tod den Offentliehen Behörden, den UntemchtguistBlteD, 
4«n sbintoidtischea oder baddhistiachcn Tempeln, den Vereinigangei), Qesell- 
sciuÄen oder ir|(eDd welchen anderen eich bU Urheber solchen Werkes kand- 
gcbeuden Körperschaften veröffentlichtes, dargestelltes oder anfgeführtes 
W«rk dauert dos Urhebcrreclit während dreissig Jahren von seiner ersten 
TerSffentlichDng, Darstellung oder Anffübrnng an. 

Art. 7. Wenn der Urheber oder sein Rechtsinhaber die Übersetzong 
seiner Werke nicht in einer Frist von zehn Jahren von der ersten Veröffent- 
lichnng des Originatwerhes an TerBfTentlicht bat, erlischt das Übersetznngs- 
reeht Wenn er die Übersetzung dieses Werkes im Laufe dieser Frist in 
einer Sprache veröffentlicht, für welche der Schutz beansprucht wird, er- 
lischt Bein ÜbersetEUDgsrecht hinsichtlich dieser Sprache nicht. 

Art. 8. Ftlr die in einer Eeihe von Bänden oder Lieferungen erscheinen- 
den Werke laufen die in den vorhergehenden vier Artikeb erwähnten Ftieten 
vom Datum jeden Bandes oder jeder Lieferang an. Für ein lieferungsweise 
veröffentlichtes Werk, dessen Komplettierung erst mit dem Ablauf der 
Lieferungen erfolgt, zählen besagte Fristen . erst vom Zeitpunkt der Ver- 
öffentlichung der letzten Lieferung. Wenn jedoch drei Jahre verfloasen sind, 
ohne dass die I^ieferungen, welche die Fortsetzung bilden sollten, erscheinen, 
vlrd die schon erschienene als letzte betrachtet. 

Art. 9. Bei der Berechnung der in den sechs vorhergehenden Artikeln 
angegebenen Fristen wird vom Best des Jahres, in welchem der Urheber 
(restorben ist und vom Rest des Jahres, in welchem das Werk TcrUffentlicht, 
dargestellt oder aufgeführt wurde, abgesehen. 

Art. 10. Das Urheberrecht erlischt in Krpangelung von Erben. 

Art. 11. Dem Urheberrecht können nicht unterworfen werden: 1. die 
besetze, Verordnungen und amtlichen Akten der äffestlichen Behörden; 
2, die in Zeitungen nnd periodischen Sammlungen eingerückten vermischten 
Nachrichten, Tagesnenigkeiten und Artikel politischer Eriirtcmngri 3. die 
üCentlieh vor den Oerichtshöfen und Tribunalen, sowie in den beratenden 
Tersammlnngea nnd politischen Vereinen gehaltenen Beden und Ver- 
teidignngsB. 

Art, 12. Wer ein anonymes oder pseudonjmes Werk herauagiebt, auf- 
fährt oder aufführen llsst, ist befngt, die dem Drheber nnd seinem Bechts- 
inhaber angehörenden Rechte wahrzunehmen mit der Ausnahme des Falles, 
dsss der Urheber seinen wahres Namen hat eintragen lassen. 

Art. IS. Das Urheberredht an einem in Hitarbeiterschaft von mehreren 
Urhebern hergestellten Werk gehört allen Mitarbeitern gemeinsam. 

Im Falle bei nicht getrennten Mitarbeiter- An teilen an einem Werke 
einer der Mitarbeiter Finspruch gegen die Veröffentlichung, Darntellung oder 
Anffnhrnng dieses Werkes erheben sollte, können die anderen vermittelst 
einer Entschädigung den Anteil des Einsprucherhebenden erwerben, sofern 
nichts Qegenteiliges vereinbart ist. 

Wenn aber bei getrennten Mitarbeiter- Anteilen einer der Mitarbeiter 
fegen die Veröffentliehung, Darstellung oder Anfführung des gemeinsamen 
Werkes Einspruch erhebt, kann jeder der anderen seinen Teil von demselben 
absondern nnd ihn einzeln reröffentlichen, darstellen oder auffahren, sofern 
nichts Qegenteiliges vereinbart ist. 

Im Falle des Absatzes 2 des gegenwartigen Artikels kann der Name 
des Einspruch erhebenden Hiturhebers nicht gegen seinen Willen auf dem 
betreffenden Werk angebracht werden. 

Art. H. Wer erlaubter weise mehrere, verschiedenen Urhebern gehörende 
-Arbeiten zoBammeages teilt hat, wird als Urheber der Zusammenstellung be- 
trachtet nnd hat das Urheberrecht an der Oesamthcit des so gebildeten 
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Wnkea, währand dieses Recht hinuchtlich der getiennten Teile de« Weik«s 
deren batreffenden ürhebera K^Qrt 

Art. 15. Der [Jrheber oder sein Becbtsinhaber kann aein 'Werk ein- 
tragen la-sen. Der Urheber oder Bein BecbUinhaber kann, ohne eein Betht 
einicetragen haben sn luaao, keine Nachdntckx klage biuücbtUch eine» vei- 
Gffentlicbten, dargeatcllten oder anfgefuhrten Werkes anstrengen. Die Ab- 
tretung and TerptSudnng des Urheberrechts ist bei nicht geeelim&ssie er- 
folgter Eiatragnng dritten gegenüber nicht einspmcbsfähig. Dem Crheber 
eines anonymen oder pscndonjmeD Werkes steht die Eintragung seines nahrei 
Namens zd. 

Art. 16. Die Eintragangen erfolgen durch die TerwaltangsbehDrden. 
Die auf die Eintr&gnngeu bezügtichen Bestimmangen werden später darcb 
eine Verordnnng festgesetzt. 

Art. IT. Das Originalexemplar eines nicht veröffentlichten, dargestellten 
oder antgelQhrten Wcnces kann ebensowenig wie das Urheberrecht an diesem 
Werke durch die Olänbiger mit BeFChlae- belogt frerden, attsser wenn der 
Urheber oder sein Becfatsinhaber seine Zustimmnng hierzu erteilt bat. 

Art. 18. Der Cessionar des Urheberrechts lünn ohae die Zustimmiuig 
des Urhebers den Namen oder Vornamen desselben oder irgend eine toh 
ihm angenommene Benennung nicht Bndem, noch den Titel des abgetreten«) 
Werkes umgestalten oder dieses Werk gelbst verbessern. 

Art. 19. Die HinzufUgiing der sogenannten Enn-ten -Zeichen*), der 
Interlinear -ÜbersetEnngen, Interpanktionen, kritischen Anmerkungen, Er- 
iBntemBgen oder Kommentare, Znslllze, Pläne und Zficfannngen and anderer 
am Originalfrerk vorgenommenen Verbesaenmgrn, Ergänzt! iigen,Weglassnngra. 
sowie die ünarbaitaog des nraprnnglicben Plues (AnpassiiDg) des Werkes 
b^rflndsn nicht das Urheberreelit ftr dieaa Äbiaderaiigfln besonders, ana- 
genonuDen die Arbeiten sololier Art, wehihe als Beae W«rke betnebtet 
werden könnten. 

Art. 20. Hit Aimnahme der Romane nnd NovelleB kOnnen Artikel au 
Zeitnagen nnd periodischen Sammelwerken mit QaeLleoangabe rervielttltigt 
werden, aofem sie nieht vom Urheber oder seinem Becbtanhabv nun Zwecke 
des Verbots der Vervielfsltigung mit einem aosdrücktichen Vmnuk ver- 
sehen sind. 

Art. 21. Wer erlanbterweiae eine ÜberMtmng hergMteUt hat, wird als 
Urheber botrachtot und geniesst den SchaU dn gecHnwirtigeo Qesetzes. 
Wenn es sich am ein Werk hnodolt, hinaichtlidi denen das Obereetanngsreebt 
in das Oemeingat fibergegaogen ist, kann der Oborsetxer keines £inspiacli 
dagegen erheben, dass andere Personen dasselbe Werk fibeisetzen. 

Art. 22. Wer erlanbierweise ein kUnstleriaches Werk vermittelst eines 
EnnstTerfahrena vervielfältigt, welches von dem bei der Hentelinng das 
Origbals aufwandten abwoiaht, wird als Urheber betrachtet OMd gräiesst 
den Schatz des gegenwirtigen QeaeUes. 

Art. 23. Das Urheberrecht an einem photographischen Werk dauert 
zehn Jaiu«. Diese Frist wird von dem Jahre an gerechnet, welch« sof 
da^anige der eisten Veröffentlichung des betreffenden Werites oder im Falle 
seiner NichtverOffentUcliang auf dasjenige Jahr fol<t, in welchem dis 
Negativ der photographischen Aatnahme entstanden ist Wer erlanbier- 
weise ein KoDStwerk vermittelst der phatographischen Kunst vervielfältigt 
hat, geniesat den Schutz des gegenwärtigen Qesetaes in den Grenzen der 
zwischen den Berechtigten getroffi'aen privaten Vertragsbestirom angen s» 
lange, als das Vervielfäliigungsrecbt des Original Werkes währt. 

•) Zeichen, welnhe den ififtuna du Leren il«r ehlnwfachen Texte erieicbteni: •baM'' 
betletasn alcb die IntarUnear-ÜberMOUg«)! nnd InUrpuDklioam uussUluaUch mir tat tr 
Teile. 
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Art. 24. D»s Urbeberrecht an den in einem litteransohen odei wissen- 
seliafUicfaeii Werke enthaltenen pliotographischen Werken steht dem Urheber 
dieses erstsren sn nnd wKhrt so lange, als das Urheberrecht an diesem ge- 
Khltit ist, wenn der Urheber sie besonders für diesen Zweck ansgefiibrt 
faat oder sie dafftr hat tiusführen lassen. 

Art, 25. Du Recht, durch die Photographie erlangte Porträts la ver- 
TiülfBltigen, steht dem Besteller derselben zn. 

Alt. 26. Die auf die Photographien beitlgliehen BestimniuageD finden 
anch anf die durch ein der photographischen Kunst ilhuliches VerfaiireD er- 
lugten Werke Änwendnng. 

Art. 37. Die Werke, deren Urheber nnd Rechtsvertreter nnbekannt ge- 
blieben lind nnd die nicht TerOffentlicht, dargestellt oder antgeftthrt wurden, 
kennen in Oem&asheit der Vorschriften einer späteren Verordnong yer- 
Effentlicht, dargestellt oder anfgetährt werden. 

Art. 28. Die BeBtimmnngen des gegenwärtigen Gesetzes finden anf 
Anslüder hinsichtlich des Schutzes ihres Urheberrechts Anwendung, ant«r 
Votheh&lt etwaiger in den Verträgen und Überemkttnften enthaltener be- 
Hnderer Abmachoneen; mangels ahnlieber Abrnftchnngen wird der Schute 
lies gegenwiftjgan Öeseties nur deiyjenigea gew&hrt, welche die erste Ver- 
Effentliehrnng dieser Werke im japanischen ILeich bewirkt haben, 

Tl. Kapitel. Von der Nachmaehnng. 

Art. 29. Wer einen Eingriff in das Urheberrecht begangen hat, wird 
alt der Nachmachnng schuldig betrachtet nnd ist Terantwortlich für die so 
'«mrsachten Schädigangen, welche er in Gemässheit der hieranf bezüglichen 
Deatimmangen des gegenwärtigen Qesetzes und auch derjenigen des Civil- 
gesetzbnebs. Buch III Kap. V, za Tergtttcn hat. 

Art. 30. Als Eingriffe in das Urheberrecht hinsichtlich eines schon ver- 
offcntlichten Werkes werden folgende Fälle nicht betrachtet: 

1. die VervielfUltigung des Werkes auf Andere Weise, als durch ein 
mechanisches oder chemisches Verfahren und ohne die Absicht, 
dasselbe der Öffentlichkeit zu llbergeben; 

2. die Yomahme tod Auszügen und die Änfabrang T«n Stellen unter 
d«r Voranseetzang, dsss diese Anttkhrangen sich auf berechtigte 
Grenzen beschränken; 

3. die Auswahl und Sammlung von Stocken in berechtigten Grenzen 
bei deren Bestimmung fär ein Lesebuch oder einen Moralkursns 
zum Sehnige brauch; 

4. die Einffthrnng von aus einem litterarischen oder wissenschaftlichen 
Werk in ein dramatisches Werk übernommenen Sätzen oder deren 
Benutzung als Test eines musikalischen Werkes; 
6. die Aufnahme Ton künstlerischen Erzeugnissen iiU erklärende Do- 
kumente in ein littcrarisches oder wissen scbaftUches Werk oder 
DingekebTt; 
6. die Vervielfältigung eines Werkes der zeichnenden oder malenden 
KikBste durch die Bildhauerkunst und umgekehrt. 
In den rerschiedenen Torerwähnten Falten ist es erforderlich, dass die 
Quelle der Entlehnungen deutlich angegeben sei. 

Art. 31. Wer ein nachgemachtes Wert: in das japanische Beicb einfflfart 
mit d«n Zweck, daselbst Exemplare desselben zum Verkanf zu stellen und 
zu verbrato, wird dem der Nachmacfaung Schuldigen gleichgestellt. 

Alt SS. Wer eine Sammlung der Auflösungen herausgiebt. welche zn 
(■dtnlttbuigen bestimmten Aufgaben entsprechen, wird dem der Nachmachong 
S^nldigen gleid^estellt. 

QM«Ua nbn du VrhebnrMht. 10 
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Art. S3. Wer im gnteo OlaabeD und ahne Schuld aeioerseits emeHicb- 
machnn^ bedangen tud daraas Vorteile zum 8ehad«a einer dritten Pan« 
gen^n liat, iat znr WiederersUttnnK dieser Yorteile angelialten. 

Art. S4. Einer der Hitbeaitcer des Urhel»rreclits hinBiehtUch eines ii 
Mitarbeiterichaft von mebieren Personen hergestellten Werkes kann olue 
Znatimninng der anderen Mitbesitzer den der Nactunachoiig Schnldigen gt- 
richtlich Terfolgen nnd Schadenersatz fttr seinen Anteil beanspmcben olei 
im gleichen Verhältnis die Wiederarstattong der im vorhergehenden Artikel 
erwihnten Vorteile fordern. 

Art. 85. Bei Klage in Sachen einer Nachmachong wird, wer seuen 
Namen nnd Tomaraen ata Urheber anf das schon heransgegebeoe Werk ge- 
setzt hat, als solcher bis zum Beweis des Oegenteila betrachtet. Hinsichtlicti 
eines anonymen oder pseadonjmen Weikea wird bis znm Bewein des Qegen- 
teib derjenige als Verleger betrachtet, welcher als solcher anf dem Werk 
bezeicluet worden ist. Wenn es sich am die Darstallnng oder AnffOhrang 
eines noch nicht herausgegebenen dramatischen oder mnsihalischen Werkes 
handelt, wird bis zum Beweis des Qegenteils derjenige als Urheber betrachtet, 
welcher als solcher in der Ankltndignng der Darstellung bezeichnet worden 
ist. Und wenn in diesem Fall der Name und Vorname des Urhebers des 
dargestellten oder anfgsffkhrten Werkes nicht angegeben worden sind, wird 
der Veranstalter der Barstellnng oder AntfOhrung bis zum Beweis des Oegen- 
teila als Urheber betrachtet. 

Art. 36. Bei einer Civil- oder Kriminalblage in Sachen einer Naeh- 
machnng kann der Oerichtshof anf Begehr des Nachsuchenden oder EIKgers 
mittelst oder ohne Kanliouahiaterlegang und in einstweiliger Vertagung das 
Znm Verkaufs teilen nnd In arnlan (setzen eines der Nachmachuug verdficlitigen 
Werkes untersagen oder dasselbe in Beschlag nehmen oder dessen AaffUhran; 
oder Daratellang ontersagen. In diesen Fällen ist der Nachsuchende, wenn 
die Entacheidnng, nach deren Aasfall das verdächtigte Werk keine Nacli- 
machnng war, unwiderrufbar geworden ist, civilrechtlich l&i die Nachteile 
verantwortlich, welche sich aus der von ihm Teraulaasten gerichtlichen Maea- 
uahme ergeben. 

III. Kapitel. Von den Strafen. 

Art. 37. Einer Qoldbnsse von 50 bis 500 Yens verfällt derjenige, 
welcher eine Nscbmachang begangen bat oder sie wissentlich zum Verkaol 
gestellt und verbreitet hat. 

Art. 38. Einer Qeldbusse von 30 bis 300 Yens vergilt derjenige, welcher 
die Bestimmung des Art. 18 Übertreten hat. 

Art. 39. Einer Qeldbusse von 10 bis 100 Yens verfällt derjenige, welcher 
entgegen den Bestimmungen des Artikels 20 und des Absatzes 2 des 
Artikels 30 ein Werk ohne genaue Angabe der Quelle seiner Entlehnung 
vervieif&ltigt oder die Bestimmung des Absatzes i des Artikels 13 fibei- 
tieten hat. 

Art. 40. Einer Geldbusse von 80 bis 500 Yens verfällt derjenige, 
welcher ein Werk heransgegeben hat, auf welches er Namen und Vomainen 
oder gcbränch liehe Benennung (Schriftstellernamen) einer anderen Fersen 
als dea Urhebers setzte. 

Art. 41, Einer Qeldbusse von 20 bia 200 Yens verfallt deijenige, 
welüber ein wenn anch schon dem Allgemeingut verfallenea Werk herans- 
gegeben hat, sei ea unter Verbesserung desselben entgegen den Absichten 
des Urhebers, sei es unter Abänderung des Titels des Werkes, sei es unter 
Entstellung von Namen und Vomsmen oder gebräuchlicher Benennung des 
Urhebers, sei es achlieaaUcb unter Zuschrelbung des Werkes an einen anderen 
als den Urheber. 
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Art. 49. Euer Gsldbnsm Ton 10 bii 100 Teos TerflUt deijeöig«, 
veleber die Eintregang betrOglicherweiH erUogt hkt. 

Art 48. Die uachgemKliten Exemplare, abeoso wie die »nsBchlieBslich 
znr Nkchmocliiing beBtinunten Werkzeug und Geräte werden nur in dem 
F4II besciilaigiwliiiit, dftsB sie dem der NAchmuliiing Schnldigen, dem Bnch- 
drdcber oder der Person, die sie znm Yerkanf oder in ümlaxtf geseUt hat, 
nt eigen geltftrt. 

Art. 44. Die im gegenwärtigen Kapitel Torgesehenen Vergehen nnter- 
liegen der gericlitlieheu Terfolgnng nar auf Klage der gesohUigten Partei, 
autgenommen jedoch den Fall des Artikele SS, wenn der Urhebü geatorben 
iat, nnd diejenigen der Aniliel 40 bis 43. 

Art. 46. Ans im gegenwfirCigeD Kapitel Torgesehenen Vergelten eich er- 
gebende Civil- and Strafklage veijUirt nach iwä Jahren. 

IV. KapiteL Zusatz-Bestimmangen. 

Art. 46. Der Zeitpunkt des Inkrafttretens des gegenwartigen Gesetzes 
wird später dorch eine kaiserliche Yerordnang festgesetzt werden. 

Das Gesetz No. 16 vom Jahre 1893 fiber das littcmrische Eigentum 
und die kaiserlichen Verordnangen No. 78 und 79 Tom Jahre 1887, eratere 
betreffs der dramatischen and mnsikalischen Werke und letztere betreffs 
der photo graphischen Werke, sind mit dem Tage aufgehoben, an welchem 
das gegenwärtige Gesetz in Kraft getreten sein wird. 

Art. 47. Diejenigen Werke, deren Urheberrecht nicht vor der Inkraft- 
sctinng des gegenwärtigen Gesetzes erloschen sein wird, genieasen den 
Schatz des letzteren vom Tage seines Inkrafttretens an. 

Art. 48. AUe Verrielfäitigungen, welche vor der Inkraftsetzung des 
gegenwärtigen Gesetzes nieht als Nachmachnngen betrachtet wurden und 
bei seinem Inkrafttreten schon hergestellt oder begonnen sind, kOnnen TolU 
endet nnd znm Verkauf gebracbt nnd verbreitet werden. 

Die Werkzeuge nnd Geräte, welche für diese VerrielfSltignngen ge- 
dient haben, können, wenn sie nocli vorhanden sind, noch während ranf Jahren 
von der Inkraftsetzung des gegenwärtigen Gesetzes an benutzt werden. 

Art. 49. Diejenigen Übersetzungen, welche vor der Inkraftsetzung dos 
gegenwärtigen Gesetzes hergestellt oder begonnen wurden nnd bis dahin 
oicht als Nachmachnngen betrachtet sind, können vollendet nnd znm Verkauf 
gebracht nnd verbreitet werden, anter der Bedingung jedoch, dass sie in 
«Der Frist von sieben Jahren nach dem Inkrafttreten des gegenwärtigen 
Gesetzes herausgegeben werden. Besagte Übersetzungen kennen während 
(tat Jahren von ihrer ersten Ve raffen tlichung an gerechnet, vervielfältigt 
werden. 

Art. 60. Diejenigen Werke, welche vor der Inkraftsetzung des gegen- 
wärtigen Gesetzes schon dargestellt oder anfgeführt wnrden oder deren 
Darstellung oder Aufführung zu diesem Zeitpunkt vorbereitet worden ist, 
ohne bis dahin als Nachmachnngen betrachtet zn sein, kOnnen noch während 
fOnl Jahren nach dem Inkrafttreten des gegenwärtigen Gesetzes dargestellt 
oder aufgeführt werden. 

Art. 51. In den Fällen der Artikel 48—50 kSnncn die darin erwähnten 
Vervielfältigungen nicht zum Verkauf gebracht oder verbreitet, noch dar- 

festellt oder aufgeführt werden, ohne dass die Förmlichkeiten, welche später 
areh eine Verordnung vorgeschrieben werden, erfüllt worden sind. 

Gebühren fQr die Eintragung dee Urheberrechts an Werken 
der Litteratur und Kunst. 

Oemüs den japanischen Gesetzen (No. 37 vom 29. Märss 1696 und No. SS 
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voB 22. MSte 1899) hat detjenige, welcher tbr Bein Urhebeireebt ScbnU tu 
erhalten wünscht, folgende Öebfthren in entriehten: 

1. Werke der Littantur, Wisseusehaft oder Ennat, jede A.rt 

OBd jedes Mal 10 Yen 

Anmerkang. Textbücher von Schanapielen nnd Photo- 
graphien sind nicht einbegriffen. 

2. Zeitungen nnd Zeitschriften, jede Nmorner ....... 50 äe» 

3. TestbQeher von Schanspielsn, jede Sott« 50 Ypit 

4. Photographien, jedee Stück 9 ., 

5. Übertragung oder Verptändong eines Urheberrechts, jede 
ISache 6 . 

6. Eegietriening des wirklichen Namens von dem Verfasser 
eines Werkes, welches anonym oder pseudonjm TerOffent- 

licht worden ist, jode Sache 5 - 

(1 Yen = 100 Sen. In Gold = 4, 185 Mk.) 
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BMBtz vom 10. Mal 1898 betrefTend das Urheberrecht. 

Abschnitt I. Über das Urheberrecht im allgemeinen. 

Art. 1. Der Urheber eines litterariscben oder kana tierischen Werke^i 
bat allein das Recht, dasselbe in irgend welcher Weise oder Qestalt eu 
vervielfältigen oder die Erlaubnis za solcher Vervielfältigung zn erteilen. 

Unter der Bezeichnung ,litterariscbe and künstlerische Werke" sind zu 
verstehen: Bücher, Broschüren oder jedwede sonstige Schriftwerke, dramatische 
oder dramatisch-masikaUsche Werke, mnsikalische Kompositionen mit oder 
ohne Text, Werke der Zeichenknnst, der Ualerei, der Bildhauerei, Stiche. 
Lithographien, IllDstrationen, geographische Karten, geographische, topo- 
graphische, architektonische oder überhaupt wissenscbaftUche Pläne, Skizzen 
und Darstellungen plastischer Art, Werke der Architektur, photographiscbe 
und dnrch ein ähnliches Verfahren eixengte Werke; endlich jedes Erzengois 
aus dem Bereiche der Litteratur, Wissenschaft nnd Kunst, das sich in irgend 
welcher Weise oder Qestatt vercffentlicheti läset. 

Art. 2. Das Urheberrecht bleibt fUnfzig Jahre lang nach dem Tode des 
Urhebers zu Grünsten dar Erben oder Rechtsnachfolger dieeer letzteres fort- 
bestehen. 

Art. 8. Das Urheberrecht ist ein bewegliches und kann ganz oder tdl- 
weise, gemSss den Bestommungen des bürgerlichen Oesetzbucues, abgetreten 
und übertragen werden. 

Art. 4. Die Eigentümer eines nach dem Tode des Urhebers erschienenen 
Werkes geniessen das Urheberrecht während fUnfzig Jahren vom Tage der 
VerüffenUichung, Darstellung, AufFübruag oder Ausstellung ab. 

Ein grosah. Beschinss wird die Art und Weise bestimmen, wie das 
Dttam, an welchem diese Frist von fünfzig Jahren ihren Anfang nimml, 
bei Strafe des Verfalls, festgestellt werden iduss. 

Art. 5. Ist das Werk aus gemeinsamer Arbeit entetanden, so währt 
das Urheberrecht zu Gunsten aller Mitarbeiter fünfzig Jahre nach dem Tode 
des tetztleb enden Mitarbeiters. 

Art. 6. Wenn das Urheberrecht ein gemeinscbaftlichos ist, so ist die 
Ausübung desselben durch die Verträge normiert Bestehen keine Verträge, 
so kann keiner der Mitinhaber das Recht allein ausüben, vorbehaltlich ge- 
richtlicher Entscbeidujig bei mangelnder YerstBudigang. 
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£fl Ueibt jedoek emem j«4ln d«r MHiaiiaber fnigeatdlt, in aelaem 
«igenan Nunan and okne die Dazwisebeokimft der kndeien, eine etwaige 
Verltttxaag das Urheberrechts geri^tlich ca veifotgcn md Sohadenenatt 
fOr äeb la fordern. 

Die Gerichte ItUnnen die Qenehiiugiing xai TerOffentUehoBg eineB Werkes 
steta T« Huaregetn »bbiiigig machen, die ne vorauchreibai für ntttBlich 
erachten. Aat Antrag des EjnBpmeh erhebeaden Hittierecktigten fctanen 
die Gerichte bestimmen, dasi I^terer weder an den Ketten, noch an dem 
frlfli d«i VefttUcBtUehnng teünimmt, odw dass der Name des Hitarbeiten 
aof dem Weriie nicht erKfaeint. 



Art. 7. Der Verleger eines anooTmen eder psendanjBMn Werkes gilt, 
ittei yeaeitilber. als deuen Driieber. 
Sobald der Urheber sich nennt, Ulli dte Wahmehmnag seinM Beehtea 
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Wird der wirkliche Name des Urhebers, arä es durch diesen selbat oder 
durch dessen Bechtsiahaber, bekannt gegeben, m wird die Daaer des Schutzes 
nach dem Leben des Uiteben berectoet. 

Art. 8. Der Übemehmer dee Urheberrechts oder des Gegenstandes, 
wacher ein litterariaettes oder kaiutleTiscbes Werk ntteiieU darstellt, darf, 
ohne die £inwiUignng das Urhebers oder dessen ßechtsinfaabers, das Werk 
weder abSndem, nm dasselbe in Terkanfen oder ansmsntxen, noch das ab- 
geänderte Werk öffentlich ansstellen. 

Art. 9. Stets der BeschUgnshme entrttckt sind die litterarisehen oder 
nrnnkaliseben WM-ke, solange dieselben noch nicht heraosgegebon sind, nnd, 
bei Lebzeiten des Urhebers, die andern Knnatwerke, solange dieselben noch 
nidit zant Verkanf oder zur Veröffentlichnng fertig sind. 

Abschnitt H. Vom Urheberrecht an litterarisehen Werken. 

Art. 10. Das Urheberrecht erstreckt sich nicht nnr auf Schriftwerke 
aller Art, sondern auch anf Vorlesongeo, Predigten, Vorträge, Reden und 
ant jede andere mflndliche Änasernng des Gedankens. 

Die in beratenden Versamminngen, Öffentlichen Gerichtseitsnngen oder 
in politischen Zosamiaenkünften gdialtenen Beden dürfen jedoch frei ver- 
öffentUcht werden; dem Urheber aber allein steht das Recht zn, dieselben 
in einer I>e30nderen Ausgabe erscheinen zu lassen. 

Art. 11. Die amtlichen Akt« der Behörden begründen kein Urheberrecht 

Alle anderen durch den Staat, die Gemeinden oder Offantliche Anstalten 
bewirkten Publikationen begründen das Urheberrecht während einer Daner 
Ton fhnfzig Jahren von ihrem Datum ab, entweder zn Gunsten dieser Ver- 
waltnngen oder zn Gunsten des Urhebers, safem nicht dieser sich seines 
Rechtes zu Gunsten jener Verwaltungen begeben hat. 

Ein grossh. Beschloss wird die Art und. Weise bestimmen, wie das 
Datum der Publikation, bei Strafe des Verfalls, festEUstelleu ist. 

Art. 12. Den Urhebern oder deren Bechtsinhaberu siebt das aus- 
schliessliche Recht, Obersetzungen ihrer Werke zu machen oder zu ge- 
statten, während der ganzen Dauer ihres Hechtes anf das Originalwerk zu. 
Das ausschliessliche Obersetznngsrecht hart jedodi anf, wenn der Urheber 
toB demselben nicbt binnen zehn Jahren, von der ersten Veröffentlichung 
des Originalwerkes ab, in der Weise Gebrauch gemacbt hat, dass er eine 
Übersetznng in der Sprache Teraffentlicht oder hat TertffentUchen lassen, 
tSU welche der Schutz beansprucht wird. 

Fflr die in Lieferungen erscheinenden Werke beginnt die zehigährlge 
Frist erst mit dam Datum der Verüffentlichong der letzlea Lieferung des 
Originalwerkes. 
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Bei Welken, die ans mehrerei), mit seitliehen AbstKndeii TerOffentlkkten 
SBndcta bestehen, sowie bei Bnlleüns und Heften, die tod littenriichen oder 
^lebrtoD Qesellschaftan oder toq Privaten heraasgegeben werden, inrd 
jeder Band, jedes Bnlletin nnd jedes Heft beiQglich der zehnjährigen Frist 
als ein besonderes Werk angesehen. 

In den FKllen dieses Artikels wird als Datam der VerOffeatlichnng, fltr 
die Berechnung der SchutEfristen, der 81. Deiember des Jahres angenommen, 
in welchem das Werk verSffentUcht worden bt. 

Art. 13. Das Urheberrecht schliesst nicht das Recht ans, Citate as- 
znführen, wenn dieselben zum Zwecke der Eritilt, der Polemik oder des 
Unterrichts dienen. 

Art. 14, Die Feuilleton -Eomane, einschliesslich der Novellen, welche 
in Zeitungen oder periodischen Zeitechriften erscheinen, dürfen ohne die Er- 
laubnis der Urheber oder deren Bechtsinhaber weder im Original noch in 
Überaetmng nachgedruckt werden. 

Dieses Verbot gilt auch fBr die anderen, in Zeitungen oder poriodischeB 
Zeitechriften rerOSeutlichten Artikel, wenn die Urheber oder Verleger in der 
Zeitung oder der Zeitschrift, in weicher dieselben erscheinen, ausdrScklich 
erklHrt haben, dass sie deren Wiedergabe untersagen. Bei Zeitschriften 
genflgt e«, dass dieses Verbot durch einen allgemeinen Vermerk am Kopte 
ieder Nnmmer angezeigt sei. 

Besteht kein Verbot, so ist die Wiedergabe unter der Bedingung ge- 
stattet, dass die Quelle angegeben werde. 

Artikel politischen Inhalts, Neuigkeiten vom Tage, Miscellen und Ent- 
lehnungen ans litterarischen and künstlerischen Werken fOr Publikationen, 
welche zu Unterriehtszwecken dienen oder die einen wissenschaftlichen 
Charakter haben, oder für Chrestomathien, kSnnen frei abgedruckt werden. 

Art. 15. Das Darstellongsrecht eines litterari sehen Werkes onterliegt 
den nämlichen Bestimmungen, wie die mnaikalischen Werke. 

Abschnitt III. Vom Urheberrecht an musikalischen Werken. 

Art. 16. Kein mnsikallscheB Werk darf ganz oder teilweise, ohne Ein- 
willigung des Urhebers, SfTentlich anfgefährt oder dargestellt werden. 

Das Recht des Urhebers oder seiner Bechtsinhaber erstreckt sich sogar 
anf die Öffentliche Anffähmng nnverOffentlichter Musikwerke oder solcher, 
welche zwar verüffentlicht, deren Urheber aber Im Titel oder am Kopfe des 
Werkes erklärt hat, dass er die Öffentliche Anfführong desselben uotereagt. 

Art. 17. Das Urheberrecht der musikalischen Werke begreift das ans* 
schliesslichc Recht in sich, Bearbeitungen Übei Themata des Origlnalwerkes 
vorzunehmen. 

Art. 18. Wenn es sich um Werke handelt, welche aus Worten oder 
Testen und Musik bestehen, so können Komponist und Urheber keinen Ver- 
trag über ihr Werk mit emem neuen Mitarbeiter eingehen. Nichtsdesto- 
weniger haben sie das Becbt, ihr Werk durch Veroffen tlichnngen. Über* 
Setzungen oder öffentliche Anffühmngen getrennt anazvnntsen. 

Abschnitt TV. Vom Urheberrecht an plastischen Werken. 

Art. 19. Die Abtretung eines Kunstwerkes hat keineswegs die Ab- 
tretung des VerTietßUtignngsrechtes zu Gunsten des Übemehmers zur Folge, 

Art. 20. Weder der Urheber noch der Besitzer eines Porträte ist be- 
rechtigt, dasselbe ohne die Einwilligung des Dargestellten oder dessen Recht»- 
Inhabers, während zwanzig Jahren von dessen Tode ab, zn vervielfältigen 
oder Öffentlich auszustellen. 
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TcrmOge boMcter EiawllUnuw erluigt der Besitzer iie Verrifllfltltii* 
gungarocbt; die Naclibildiuig darf jedoch die Angabe dea NameoB einea 
(Irlid>en nielit entlulten. 

Art Sl. Das dnrcli gewerbliche oder hnnstgewerbliobe Verfahren ver- 
TieUiltigte Kniutwerk unterliegt nichtadeitoweniger den Bestimmiuigeii 
gegenwärtigen Qeaetzes. 

Abschnitt T. 
Ton äer Nacbmachnng und von deT Bestrafong derselben. 

Art. 22. Jede böswillige oder betrftgeriscfae Verletsiing des Urheber- 
rechtes begründet das Vergeben der Nachmachnag. 

Diejenigen, welche wissentlich nachgemachte Oegenstinde Terkanfen 
Eum Terkanf ansstellen, in ihren Qescbfiften zmn Yerkanf halt«n oder auf 
laxem bni^schem Qebiete zn. einem Eandelsswecke in den Verkehr bringen, 
sind desselben Vergehens schuldig. 

Art. 23. Die im Torb ergehenden Artikel Torgesehenen Vergehen werden 
mit einer Oeldbnsse von zwanzig Franken bis zweitansend Franken bestraft. 
Die Seseblagnahine der nachgemachten Werke oder Gegenstände, der 
Platten, formen oder Matrizen nnd andern Utensilien, welche zur Begehung 
dieser Vergehen nnmittelbar gedient haben, wird' gegen die Verurteilten 
•nsgesprochen. 

Art. 24. Im Falle der Anffühning oder Darstellang zum Nachteil der 
Beehte des Urhebers kQnnen die Einnahmen dnrcb die gerichtliche Polisei 
als Ton den Vergehen herrOhrende Gtegenstfinde beschlagnahmt nnd dem 
Kliger in Abschlag aat den ihm gebtlhreuden Schadenersatz anerkannt 
weiden, aber nur im VerhUtnis znm Anteil, den sein Werk an der Dar- 
atellnng oder der Anffhhmng gehabt hat. 

Art. 26. Das böswillige oder betrügerische Anbringen des Namens 
eines Urheber« oder irgend eines von ibm zur Bezeichnung seines Werkes 
sngcnommenen EennzeicEens auf einen Kanstge genstand, auf ein litterarisches 
oder mnsikalisches Werk wird mit Oefängnis von drei Honateu bis zu zwei 
Jaliren nnd mit einer Qeldbnsse Ton hnudert bis zweitansend Franken oder 
mit einer dieser Strafen bestraft. 

Die Beschlagnahme der nachgemachten Gegenstände wird in allen Fällen 
ausgesprochen. 

Diejenigen, welche die im erstes Faragranhen bezeichneten Q^enstände 
viasentlich TeikanfeB, znm Verkauf ansstellen, in ihren Geschäften zom 
Verkauf halten oder auf Inxembnrgischem Gebiet zu einem Handelszweck in 
den Verkehr bringen, verfallen den namiichun Strafen. 

Art. 26. Der Art. 191 des Strafgesetz boches ist durch folgende Be- 
stimmnngen ersetzt: 

,Uit Gefängnis Ton einem Monat bis zn sechs Monaten wird be- 
,Btraft, wer dareh eine Hinzuftlgnng, Vecstämmelnng oder sonstige 
„Veränderung auf Fabrikaten den Namen eines andern Fabrikanten 
„als desjenigen, welcher der Urheber ist, oder die Handelsfirma einer 
.andern Fabrik als derjenigen, in weicher die Eerstellnug erfolgte, 
.anbringt oder hervorbringt. 

.Auf dieselbe Strafe ist gegen jeden Kaufmann, Kommissionär oder 

„Kleinhändler an erkennen, welcher Gegenstände feilbietet oder in den 

„Verkehr bringt, wissend, dass sie mit untergeschobenen oder ver- 

„änderten Namen iiezeichnet sind," 

Art, 27. Die Verben gegen dieses Gesetz, mit Ausnahme der im 

Art. 25 vorgesehenen, kOnnen nur auf Grand einer Klage seitens der Person. 

welche behauptet, geschädigt zu sein, verfolgt werden. 
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Art. 28. Das ]. Buch des StrafgeseUbnches, der Art. 566 deuelbtii 
OesetibvcheB, sowie das Gesetz vom 18. Juni 1879, wodurch die BoVdt- 
sichtignng der mildernden Umstände den Oericliteu yorbebalten wird, voi 
aaf die in gegenwärtigem Gesetz Torgesehenen Vorgehen anwendbar. 

Art. 29. Die No. 28 des Art 1 des Gesetzes vom 18. Harz 1870, fiber 
die Auslieferungen, entbillt folgenden Znsatz; 

, . . . . Das im Art. 26 des Gesetzes über das Urheberrecht tot- 
„ gesehene Vergehen." 

Abschnitt VI. 
Civilklagen, welche sieh aus dem Urheberrecht ergeben. 

Art. 30. Die Inhaber des Urheberrechts kOnnen, mit nachgesnchter Be- 
willigung des Präsidenten des Gerichtes erster Instant, am Orte des Nach* 
dmckes darcb einen oder mehrere von jenem Uagjstrat bezeichnete Sacb- 
verstündige die Aufnahme der angeblich nacbged rockten Gegenstände od«i 
des Thatbeat&ndßs des Nachdrucks und der Utensilien, welche zur Begebnng 
desselben lumiittelbar gedient haben, Tomehmeu lassen. 

Durch dieselbe Verordnung kann der Präsident den Inhabern der nach- 
gedruckten Gegenstände Terhicten, dieselben zu veräossem, die Bestellung 
eines Bewahrers oder sogar die gerichtliche Versiegelung der Gegenstände 
gestatten. Diese Verordnung wird durch einen dazu bestellten Gerichts- 
Vollzieher notifiziert. 

Wenn es sich um Thatsacben handelt, welche zn Eiaiiahmen Verii- 
Ussong geben, so kann der Präsident die verwahrende Bescblagnahme der 
Oeldei dnrch einen dazu bestellten Gerichtsvollzieher bewilligen. 

Alt. 31. Durch das Gesuch soll in der Gemeinde Domizil erwählt 
werden, wo die Anfnahme stattfinden soll. 

Die Sachkundigen werden vom Präsidenten vereidigt, bevor ue ihre 
Thätjgkeit beginnen. 

Art. 32. Der Präsident kann dem Kläger die Verpflichtung auferlegen, 
öine Kaution zu stellen. In diesem Falle wird die Verordnung erst Mcb 
erbrachtem Nachweis über die erfolgte Eautionshinterlegung erlassen. 

Art. 33. Die Parteien dfirfeo der Anfiiahme beiwohnen, wenn sie dazu 
durch den Präsidenten eigens ermächtigt sind. 

Art. 34. Sind die ThUrcn geschlossen, oder wird das Offnen derselben 
vorweigert, so ist gemBas Art. B87 der CivilprozesBordnung zu vorfahrei- 

Art. 35. Eine Abschrift des AufnahmeprotokoUs wird von den Sach* 
verständigen, unter ein geschriebenem Couvert, dem durch die Beschlagnahme 
Betroffenen, sowie dem Beschlagnehm er in kttrzester Frist zugeschickt. 

Art. 36. Wenn innerhalb acht Tagen, vom Datum dieser Sendung, was 
durch den Poststempel festgestellt wird, oder nach der verwahrenden Oeld- 
beschlagnahme keine Vorladung vor das Gericht erfolgt ist, in dessen Beiirk 
die Aufnahme stattfand, so verliert die Verordnung ihre Wirkung ganz und 
gar, und der Besitzer der aufgenommenen Gegenstände oder der beschls^ 
nahmten Gelder kann die tTbergabe der Frotokollurkunde verlangui, mit 
Verbot für den Kläger, den Text zu gebrauchen und zu veröffentlichen, dies 
alles jedoch unbeschadet des Schadenersatzes. 

Art. 87. Die Konsulargerichtsbarkeit ist fttr die aus gegenwärtigem 
€>eBetz sich ergebenden Klagen nicht zuständig. 

Diese Sachen werden ak summarische und dringende abgeurteilt. 

Art. 88. Die beschlagnahmten Einnahmen und Gegenstände kOnnen der 
Civilpattei auf Abschlag oder bis zur Hühe des erlittenen Schadens zuge- 
sprochen werden. 
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AbBchnitt VU. Rechte der AaBUndoT. 

Art. 39. Die Ausländer geuiessen im OroashenEogtnin alle dnrch gegen- 
wlrtiges Qesets gewUrloKteten Bechte, «lue dmss die Daner der letzteren, 
ihnen gegenflbet, die durch du Inzemboigische Oesetz bestimmte Itaner 
übetMhrciten darf. 

Abschnitt VIII. Übergangsbestiromang. 

Art, 40. Die nntor den Torhcrgehenden Gesetzen gesetEDtHssig abge- 
schlossenen Vertrftge über die Materie bleiben nnberflhrt. FOr Crhe^r oder 
solche Erben, deren aasschliesslicbe, sieh ans jenen Qoeetzen ergebenden 
Bechte bei der Verkündigung dieses Gesetzes nicht erloechen sind, wird 
künftig du gegenwärtige Gesetz gelten. Sind die Recht« rar dieser Ver- 
tfindigiug g&nElich kbgetreten worden, so unterliegen dieselben den bei der 
Abtretung geltend gewesenen Gesetzen. 

Abschnitt IX. Abschaffung der bestehenden Qesetzgebang. 

Art. 41. Alle Torfaerigen, anf das durch gegenw&rtiges Gesetz geregelte 
l'riieberreeht bezflglicben BestimmuDgen sind abgeschafft. 

Grossh. Beschlusa vom 10. Mal 1898 
MreVend die Ausführung des Gesetzes über das Urheberrecht 

Art. 1. In den Barean der Begierang werden besondere Register ge- 
führt behnfs Eintragung: 

a) der posthnmen litterarischen, nrnsikalbehea oder der Werke der 
plastischen Konst, welche seit dem Erlass des Gesetzes rom 
h«ntigeu Tage rerOffentlicht, dargestellt, anfgefUbrt oder aus- 
gestellt warden sind, nnd deren Bigeotamer oder Beehtsinfaaber 
sich den Gennss des in Art. 4 dieses Gesetzes vorgesehenen 
Rechtes sieben wollen; 

b) der durch den Staat oder die öffentlichen Verwaltanges be- 
wirkten Publikationen, tör weiche das Urlieberrecbt gem&ss Art. 11 
TOf beb alten wird. 

. Ton der im Torhereeh enden i , 

1 Tage der Ver- 

•tffeatlichnng, der DarstellnnK oder Aufführung, wenn es sich um litterariscbe, 
dramatische oder nnsikaiische Werke, oder der Aasstellnne, wenn es sich 
OD) Werke der plastischen Knnst handelt, nachgesucht werden. 

Den Beteiligten wird eine Bescheinigung Qber die von ihnen verlangte 
Eintragung ausgestellt. 

Art. 3. Dnser Ktaatsminister, Präsident der Regierung, ist mit der 
Auffthmng dieses Iteschlusses beauftragt; er wird die Form der in Tor- 
stebenden Artikeln vorgeschriebenen Register, Erklärungen und Eintrags- 
Kbeine bestimmen. 

(Oesdiehen durch Erlass vom 13. Hai 1898, wodurch drei Formnlare 
iBt Eintrngong bekannt gegeben wurden.) 
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CiviigesettbutA vom 14. Dezember 1883. 

L BBch (Von den Personen), Abtb. VIII (Von der Arbeit). 
3. Kftpitel. Vom litter»risclien Eigentno. 

Art. 1182. Die Bewoliner der Republik haben dos ansscUiessUcbe 
Becht, ihre Originalwerke so oft, als Urnen geeignet erscheint, gani oder teil- 
ireise dnrch handschriftliche Kopien, Umck, Lithographie oder dnrch irgend 
ein anderes ähnliches Verfahren za TerSCFentlichen and zn verrielfUtigen, 

Art. 1183. Hinsichtlich der VerOffentlichuag sind die Bestimmnnge« dts 
Oesetzes, welches die Aasflbang der Dmckfreiheit regelt, in beobachten. 

Art. 1134. Bas darch den Artikel 1132 aneikantite Recht begreift die 
mündlichen nad geschriebenen Vorleanngcn und jede andere Öffentlich go- 
haltene Rede in sich. 

Art. 113Ö. Die Tor Gericht and in den politischen Versanunlnngen ge- 
haltenen Reden sind in besagtem Artikel 1132 nni (Qr den Fall einbegiiSen, 
daw jetnand sich vomimmt, eine Sammlnng derselben zn veranstalten. 

Art. 1136. Das handachriftlicbe Werk ist in allen Bestimmungen dieser 
Abteilnng einbeniffen. 

Art. 1137. Die Frivatbrlefe dttifen ohne die Znatimmang der beiden 
Brief Schreiber oder ihrer Erben nicht TerUfTentlicht werden, ausser wenn die 
Veröffentlich nng für den Beweis oder die Verteidigung irgend eines Rechtes 
notwendig oder durch das Öffentliche Interesse oder den Fortschritt der 
Wissen sensften erforderlich wird. 

Art. 1188. Der Urheber geoiesst das Recht am litterarischen Eigentum 
während seines Lebens; nach seinem Tode geht dasselbe auf seine Rrben 
gemäss den Gesetzen über. 

Art. 1139. Der Urheber und seine Erben kSnnen dieses Eigentum wie 
jedes andere Tertossen; der Cessionar erwirbt alle Rechte dos Urhebers 
gemäss den Bedingungen des Vertrages. 

Art. 1140. Wenn die Cession für einen kleineren Zeitraum erfolgt, all 
dieses Gesetz in gewissen Fällen hinsichtlich der Dauer des litterarisehen 
Eigeninms bestimmt, erlangt der Cedent alle seine Rechte nach Ablauf dieses 
Zeitraumes znrQck. 

Art. 1141. Die fflr eine Ifingere Zeit, als das Eigentumsrecht daaem 
soll, erfolgte Cession ist hinsichtlich des diese Frist üDerschreitenden Zeit- 
raumes ungültig. 

Art. 1142. Einsichtlich der nachgelassenen Werke besitzen die Erben 
und Cessionare dieselben Rechte wie der Urheber. 

Art. 1143. Der Verleger eines nsch gelassenen Werkes, dessen Urheber 
bekannt ist, besitzt, wenn er nicht Erbe oder Cessionar jenes Urhebers ist, 
das Eigentumsrecht am Werke während dreissig Jahren. 

Art. 1144. Die anonymen nnd Pseudonymen Werke bleiben in den in 
diesem Kapitel festgestellten Regeln einbegriffen, sobald der Urheber, seine 
Erben oder Vertreter ihr Recht am Eigentum gesetzmSssig nachweisen. 

Art. 114C. Wenn der Urheber das Eigentumsrecht sn einem Werke ab- 
getreten bat und später wesentliche Äudemagen an demselben roraimmt. 
Besitzt der Cessionar nicht das Recht zn Terbindem, dass der Urheber oder 
seine Erben das derart verbesserte Werk verOffentlidien oder veräussern. 

Art. 1146, Der Richter soll, um den im Totfa ergehenden Artikel vor- 
gesehenen Fall ZQ entscheiden, das Ontacbten eines von jeder Partei er- 
nannten SachverstAndigen anhOren; ausserdem kann derselbe die ihm g^ 
eignet erscheinenden Personen oder Korporationen zu Rate ziehen. 
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Art. 1147. Die Ak&demi«n und uderm viaMnachaftlidieii oder litt«»' 
riachen Anitalteii bMitnn du BigeDtniiiBrocbt m den Werken, welche sl» 
TerOffentliehen, w&hrend fBnfnndzwaniig Jahren. 

Art. 1148. HinsichtUeh einer Encyklopädie, eines WOrterbnchea, einer 
Zeitnii^ oder irgend eines anderen, von verachiedenen Personen TerfarateB 
Werket, deren Namen bekannt sind, ohne doss der ron jedem ürhel>er ver- 
fksste Teil bestimmt werden ksnn, gehOrt das Eigentum allen; fttr die Ans- 
fibnsg desselben sind die Bestimmiingen in den Artikeln ISbl nnd 1263 eo 
beobachten. 

Art 1149. In dem im Yorher^ehenden Artikel Torgesebcnen fall Ter- 
mehrt, wenn einer der Urheber ohne Erben oder Ceesionore stirbt, sein Becht 
den Anteil der Abrigen. 

Alt. 1100. Wenn man in einem Werke der im Artikel 1148 bezeichneten 
Art wafamimmt oder beweisen kann, welches die Urheber bestimmter Teile 
and, geniesst jeder derselben sein Eigentumsrecht in OemilBsbeit des Qeeetiea; 
das Toltstindige Werk kann jedoch ohne die Zustimmung der Mehrheit nicht 
Ton neuem verOfleitlicht werden. 

Art. 1151. Wenn das von mehreren Personen zusammen gestellte Werk 
Ton einer einznlnen Person oder ron einer Körperschaft nntemommen oder 
TSrOffentlicht wnrde, besitzt diese das Eigentumsrecht am ganien Werke, 
nnter Yorbebalt des Rechtes jedes Urhebers, seine Arbeiten von nenem einzeln 
oder gesammelt sa TerOffentliehen. 

Art. 1152. Im Falle des Torbergebenden Artikels kann der Verleger be- 
sagte Arbeiten einzeln ohne Znstimmong ihrer Urheber nicht verOff entliehen. 

Art. 115S. In den politischen Zeitnn^n besteht das Eigentumsrecht 
Bur hinsichtlich der wissenschaftlichen, beterarischen oder käns tierischen 
Artikel, sei es im Original oder in Übersetznog-, wer jedoch irgend ein Bmch- 
atfick des idt Benntzang freien Teiles rerOBentlicht, mnss den Titel und 
die Nnmmer der Zeitans antflhrcn, aus welcher die Entlehnung erfolgte. 

Art 1154. Der Urheber geniesst das Recht, sich die Befugnis vor- 
inbehalten, Übersetzungen seiner Werke xu. veröffentlichen; er mnss aber in 
diesem Falle erklären, ob der Torbehalt sich auf eine bestimmte Sprache be- 
Mhrftnkt oder alle nmfasst. 

Art. 1156. Wenn der Urheber diesen Vorbehalt nicht gemacht hat, oder 
wenn er die Befaguis, das Werk zn übersetsen, erteilt hat, geniesst der 
Übersetzer alle Urheberrechte hinsichtlich seiner Übersetzung; er kann aber 
udere Obersetsungen nicht verliindern, wenn ihm der Urheber nicht auch 
du Recht hierzn gewShrt hat. 

Art. 1166. Die Urheber, welche nicht im Landesgebiet wohnen and 
irgend ein Werk ansserhalb der Repnblik verüffentlichen, besitzen die dnrch 
Artikel 1164 gewährten Hechte während aehn Jahren. 

Art. 1157. Wenn der Obersetzer Einspruch gegen eine neue Übersetzung 
eihebt, mit der Behauptnug, dass diese eine Vervielfältig ung der ersten sei 
nsd nicht eine neue nach dem Original gemachte Arbeit, so soll der Richter 
fär die Festsetzung gemäss dem im Artikel 1146 Qcsagten vorgehen. 

Art. 1158. Niamand darf ein anderen Personen gehöriges Werk unter 
dem Vorwandti, die Ausgabe mit Anmerkungen, Erläuterungen, Zusätzen oder 
Terbessemngen zu versehen, ohne Zustimninng seines Urhebers vervieliältigen. 
Derjenige, welcher Zusätze oder Anmerkungen in einem einer anderen Person 
eehsrigen Werke anbringt, kann dieselben für sich veröffentlichen, in welchem 
falle er als Eigentümer derselben betrachtet wird. 

Art. 1169. Die Erlaubnis des Urhebers ist gleichfalls erfoiderlich, um 
einea Anszng oder einen Abriss seines Werkes hcrsuBtellen. Wenn jedoch 
der Auszug oder der Abriss derartig verdienstvoll oder wichtig ist, daes sie 
ein seues Werk darstellen oder als von allgemeiner Nützlichkeit erachtet 
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-werden, Icann die Bagiemng deren Druck erianben nacb Torheriger An- 
iiärimg der Interessenten und von mei darcb jede Putei ernumten 3Mb- 
rerständigen. 

Art. 1160. Im Falle des Torhergeheuden Artikels hat der Uriiebei 
«der der Eigencünier des oraprttnglidieti Werkes das Anrecht asf eue Ent- 
schädignng, welche ron fünfzehn bis dreissig Frozent des Reiuertragi des 
Abrisaes in allen Aasgaben derselben schwankt. 

Art. 1161. Der Verleger, welcler weder Erbe noch Cessionar des Sima- 
tümers des Werkes oder der Übersetzang ist, besitzt nur die Recht«, «deht 
ihm der Vertrag gew^rt, den er mit diesem abgeschlossen hat. 

Art. 1162. Der Verleger eines Werkes, das schon dem Gemeingat t«- 
fallen ist, besitzt das Eigentumsrecht nur während der Zeit, welche ni 
VeröffeBtlichoag seiner Aasgabe gebraucht wird, und ein Jahr darfiber. 
Dieses Recht erstreckt sich nicht darauf, die aussserhiUb der Republik her- 
gestellten Ausgaben zu Torb indem. 

Art 1163. Der Verleger eines anonymeD oder Pseudonymen Werkes be- 
sitzt Urheberrechte an demselben, vorbebaJtlidi der Verfttgnogeii des 
Artikels 1144. 

Art. 1164. In dem durch besagtes Artikel VD^eseheneu Fall erlangt 
^er Eigentümer alle seine Rechte wieder, und der Verleger kann Aber die 
vorhandenen Exemplare verfugen oder ihren Preis erheben; wenn es jedoch 
erwiesen ist, dass er unehrlich gehandelt bat, soll gemäss den far diesen 
Fall geltenden Bestimmungen der Gesetze verfahren werden. 

Art. ]16ä. Wer znerst irgend ein handschriftliches Werk verOffentlidil, 
in dessen rechtmtlBsigem Besitz er sieh befindet, geuiesst das Eigentumsrecht 
an der Ansgabe während seines Lebens. 

Art. 1166. Die Gesetze, die übrigen Begierangs-VerfUgangffli und die 
Entscheidungen der ÖerichtshQfe kOnnen von jedermann s(^leKh nach der 
amtlichen Ausgabe vernffentlicht werden, wobä der Verleger aidi an den 
authentischen Text zu halten hat; es kann jedoch keine Sammlang derselben 
«line die Zustimmung der Qeneral-ltegiening hinsichtlich der Bundesgesetze 
und ohne diejenige der Staaten hinsichtlich der Gesetze eines jeden derseUien 
gebildet werden. 

Art. 1167. Die Frist, welche in irgend welcben Ffilloi für die Daoer 
des Eigentumsrechts beaeichnet ist, wird vom Erscheinungsdatnm des Wertes 
an gerechnet und, wenn letzteres nicht feststeht, vom 1. Januar des Jahres 
an, welches auf dasjenige folgt, in welchem das Werk oder der letzte Band 
«der das letzte Heft oder die letzte Lieferung, womit es TerTolistüdigl 
wird, verOffeutlioht wurde. 

3. Kapitel. Vom dramatischen Eigentum. 

Art. 116S. Die dramatischen Urheber besitzen ausser dem ausschlie»- 
lichen Recht, das sie an der VerüfFentlichong und Verrielffltigang ihifr 
Werke haben, auch das ausschliessliche Recht hinsichtlich der Auffühmng. 

Art. 1169. Der Urheber genicsst dieses Recht wKhrend seines Lebens: 
nach seinem Tode geht dasselbe anf seine Erben über, welche es wihrenil 
dreissig Jahren geniessen. 

Art. 1170. Die Cessionare geniessen das erw&hnte Recht nur während 
des Lebens des Urhebers nnd dreissig Jahre danach. 

Art. 1171. Nach Ablauf der in den vorhergehenden Artikeln festgesetzten 
Fristen geben die Werke hinsichtlich des Aufführungsrechts in das Oemdn- 
gut nber. 

Art. 1172. Der den Urhebern zukommende Anteil an den Erträgnissen 
der dramatischen Aufführungen kann von den Gläubigem eines Dnteniehniens 
nicht mit Beschlag bel^t werden. 
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Art. 1173. Der Drheber kanii die Anffflhninir aeinm Werkes biBslchtUch 
der Aouht tud der ilim geeignet erscheine d den Bedingungen Tertr&glich 
regeln nod die Anfflkhrnng »nf eine festgesetzte Frist, idF einen bezeicbneten 
<)rt oder iiif bestimmte Theater beschrftakeii. 

Art. 1174. Der Urheber kann an seinem Woik die ihm geeignet er- 
scheinenden Änderungen nnd Verbesse rnngen Tirnehmen; er kann jedoch 
keinen wesentlichen Teil desselben ebne die Zastimmnng des Unternehmens 
abüDden. 

Art. 1175. Letzteres soll unter keinem Vorwand das Werk in hand- 
schriftlichem Znstand irgend einer dem Theater fremden Person ohne die 
,iD9dtfickliehe Znatimmone des Urhebera mitteilen. 

Art. 1176. Hat der Urheber hinsichtlich der Aaffnhrnng einei drama- 
liacben Werkes ein Obereinkotnmen abgeschlossen, so darf er dasselbe einem 
anderen Unternehmen nur innerhalb der vereinbarten Grenzen abtreten, eben- 
son-enig darf er eine Naehshmucg des Werkes schreiben nnd auffuhren. 

Art. 1177. Wenn das Werk nicht in der Tereinbarten Frist und zu den 
Ttrcinbarten Sedingnngen anfgeführt wurde, kann der Urheber dasselbe un- 
behindert zurückziehen. 

Art. 1178. Sofern im Übereinkommen die Zeit f&r die Auffabrung nicht 
feiitgesetzt ist, kann das Werk zurückgezogen werden, wenn peit dem Datum 
lies Übereinkommens ein Jahr abgelaufen ist, ohne daas eine Aufführung 
stattfand. 

Art 1179. Ebenso kann verfahren werden, wenn das Unternehmen wUirend 
fünf Jahren ohne berechtigten Grund unterl^t, das Werk aufzuführen. 

Art. 1180. in den Fftllen, von denen die drei vorhergehenden Artikel 
handeln, ist der Urheber nicht verpflichtet, die Beträge zurückEuerstattea, 
welch« er empfangen haben sollte. 

Art. 1181. Die nachgelassenen Werke kennen nicht aufgeführt werden 
ohne Zostiiomung der Erben oder Cessionare, welche die iuien durch die 
Artikel 1169 und 1170 zugestandenen Rechte besitzen. 

Art. 1182. Wer in den im Artikel 1143 festgesetzten Grenzen Verleger 
eines nach^Iassenen Werkes ist, besitzt das dramatische Eigentumsrecbt nur 
währeod zwanzig JaJiren. 

Art. 1183. Der Verleger eines anonymen oder pseodonymen Werkes be- 
ritzt doa dramatische Eigentumsrecht wäluend dreissig Jahren; wenn aber 
iler Urheber, seine Erben oder riessionare ihre Bechte gesetzmäasig fest- 
stellen, sollen sie das Eigentumsrecht wiedererlangen; die ÜbereinkomiDen, 
welche hinsichtlich der Anffflhrong abgeschlossen sein sollten, treten dem- 
nifalgc ausser Wirksamkeit. 

Art. 1184. Wenn ein dramatisches Werk von Vürschiedencn Personen 
verfasat ist, hat jede von ihnen das Recht, die Aufführung desselben zu ge- 
statten, ausser bei gegenteiliger Abmachung oder wenn ein boreehtigter 
Qrnnd angeführt wird, der nach vorgängigem Sncliv erst» ndigen- Bericht von 
der staatlichen Behürde anerkannt wird. 

Art. 1185. Im Falle des vorhergehenden Artikels besitzen diu Brben 
nnd Cessionare dasselbe fiecht; wenn es aber verschiedene sind, wird ibre 
iol die im Artikel 1251 vorgesehene Weise bestimmte Meinung nur als das 
Votum desjenigen Urhebers betrachtet, den sie vertreten. 

Art. 1186. Wenn in demselben Fall einer der Urheber stirbt, ohne Erben 
oder CeäsioBare zu hinterUssen, fallt sein Eigentumsrecbt den anderen zu; 
die Erträge jedoch, welche bei den Anfführungen dem Verstorbenen zu- 
kommen soUten, werden mr Färdcmng der Theater bestimmt. 

Art 1187. Die Abttetunf des Rechts, ein dramatisches Werk zu ver- 
tnentllcben, schUesst, wenn nicht besonderes rereiubart, diejenige des Auf- 
filhmngsreehte nicht in sich. 
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Art. 1188. Ant deo Üb«»etEer fiaden tili den Urheber betreffenden 
Destinunangeii Anwendung. 

Art. 1189. In denjenigen Fällen, in welchen ein bestimmter Zeitraum 
ffir das dnmattsche Eigen tamarecht festgesetzt ist, wird die Frist von der 
«rstan AnffBhmog an gerechnet, 

Art. 1190. Alle Jaestlmniiuigen in den Artikeln 1139, 1140, 1141, 1149, 
1154, 1166, 1156 und 1157, betreffend die Terüffentlichang eines Werlfu, 
sollen anch hinsichtlich seiner Auf fQh rang beobachtet werden. 

4. Kapitel. Vom künstlerischen Eigentum, 

Art, 1191. Das nasschliessliche VerrielfSltignn gerecht ihrer Original- 
werke besitzen: 

1. die Urheber toq geographischen, topographischen, wissenschaft- 
lichen, architektonischen usw. Karten nnd diejenigen Ton PlftDen, 
Entwürfen and Zeichnungen irgendwelcher Art, 

2. die Architekten, 

3. die Maler, Orarenre, Lithographen and Pbotographen, 

4. die Bildbauer, sowohl hinsichtlich des schon beendigften Werken, 
als der Modelle und Formen, 

5. die Mosiker, 

6. die Kalligraphen. 

Art. 1192. Das kOntitlerieicbe Eigentam wird hinsichtlich der Verrid- 
'faitignng des Werkes dnrch die Artikel 1136, 1138, 1151. 1168 bis 1164 und 
1167 in ihren betrefFenden FAUen nnd soweit sie auf die Eänste Anwendung 
finden, geregelt 

Art. 1193. Die fflnsikalischen Kompositionen werden hinsichtlich ihres 
Aoffuhroogsrechts dnrch die Artikel 1168 bis 1187 nnd 1189 geregelt. 

Art. 1194. Hinsichtlich der gesetzlichen Wirknngen wird als Urheber dn 
Textes derjenige der Musik betrachtet. Der Urheber des Textes sichert 
seine Rechte gegenüber demjenigen der Musik Termittelst schriftlicher Ab- 
machung. 

Art. 1195. Das Eigentum an musikalischen Kompositionen hegreifl das 
aniBcbliessliche Becbt des Urhebers, Abmachnngeu in betreff der Motive 
and Themas des Originalwerks abznsch Hessen, in sich. 

Art. 1196. Alle diejenigen, welche das künstlerische Elgentam geniesscn. 
können ihre Werke ganz oder teilweise durch ein äfanlicbes oder Terschiedenes 
Verfahren nnd in demselben oder abweichendem Massstab vervielfältigen 
oder deren Verrielfältignng ermächtigen. 

Art. 1197. Der rechtmässige Vervielfältiger besitzt das Urheberrecht in 
den Grenzen, welche der Vertrag festsetzt. 

Art. 1198. Wer das Eigentum eines Kunstwerkes erwirbt, erwirbt das 
VerYielfSltiguDgsrecht nicht, wenn dies nicht im Vertrag ausgemacht ist., 

Art. 11 99. Der Künstler, welcher ein bestelltes Werk für eine bestimmte 
Persoa herstellt, Terliert das Becht, es durch ein ähnliches Kunst verfahren 
zu Tervielßltigen. 

Art. 1200. Der Besitz eines Modells der Bildhauerkunst schliesst die 
Besitzannahme des VervielFfiltigungsrechts in sieb, solange nicht das Gegen- 
teil bewiesen ist. 

ö. Kapitel. Regeln für die Bestimmung der Nachmachung. 

Art. 1201. Als Nachmachong gilt bei Brraangelang der Zastimmang 
des gesetzmftssigen Eigentümers: 

1. die Verüffentlichang der beim Kapitel 2 dieser Abteilung ein- 
bügriffenen originalen Werke, Reden, Vorlesungen and Artikel, 
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fi. die VerOffentlichnBg ron ÜbeneUnnKeD besAgter Werke, 

8. die Dustetlimg drunatiKlier ond die AnfnUmiiiK musikalisehei 

Werke, 
4. die VerflffeDtlichang nnd VeirielflUtiRnng kflDBtleTiBcher Werke, lei 

es dnrcli dasselbe oder darch ein anderes, als das l&t das Origioal- 

werk aneewandte VerlahreD, 
6. die WeeUsBaiig des Namens des ürhelrara oder des ÜberseUers, 

6. die Änderong des Titels des Werkes und die Unterdrficknng oder 
Abänderung irgend eines Teiles desflelben, 

7. die Veröffenüichnng einer grosseren Anzahl Exemplare, als die dem 
Artikel 1247 gemSas Tereinbarte, 

8. die Verrielfiltigong eines Werkes der Architektur, sa deren Aas- 
mhmng der Zatritt in den FrivatliäQsem erforderlich wäre, 

9. die TerOffentlichang nnd AuffUiraDg eines ans Anszflgen anderer 
Hnsikwerke gebildeten Hnaikstdeks, 

10. das Arrangement einer rnnsHulischen Komposition für gesonderte 
Instnmtente. 

Art. 1202. Als Nachmaehnng gilt gleichfalls die unter Übertretung der 
BedinguigflD oder ansser der in den rorbergehenden Kapiteln fQr bestimmte 
mie festgesetzten Zeit erfolgte VerOlTentliebaDg , VervielfälcignDg oder 
fiirstellnng der Werke. 

Art. 1203. Als Nachmaehnng gilt die ohne Znstimmeng des Eigen- 
Kaaea erfolgte Ankfindignng eines dramatischen oder mnsikalJscheD Werkes, 
ulbgt wenn dieses Chatsächiich nicht xnr Anffttbrnng gelangen Bellte, ob 
«3 noD den Namen des Urhebers oder Übersetzers entbSit oder nicht. 

Art. 1204. Dasselbe gilt tüi den Handel mit in der Republik oder 
liderswo nachgemachten Werken. 

Art. 1205. Als Nachmaehnng gilt ebenso die VerDffentlichong eines 
Werkes, die im Widersprach mit den Bestimmnngen des die Dmckfreifaeit 
legebden Oeseties erfolgt. 

Art 1206. Als Nachmaehnng gilt schliesslich jede nicht ausdrücklich 
im nacbfolgendeo Artikel einbegriffcDe Veraffentlichung oder Vervielf ältigang_ 

Art. 1207. Als Nachmaehnng wird nicht angesehen: 

1. die wOrtlictia Antübmng oder die EioiQcknng Ton BrachatQcken 
oder Stellen verOETentlichter Werke, 

2. die VervielUltignng oder der Auszug von Artikeln ans Zeit- 
schriften , Wörterbüchern , Zeitungen und anderen derartigen 
Werken, sofern das Werk, aus welchem die Entlehnnog erfolgte, 
angegeben nnd der yerTicliältigl« Teil nach dem Urteil von Sach- 
TerstSndigeu kein abermäasiger ist, 

8. die Verrielfältigong von (Jedichton, Memoiren, Beden usw. in 
den Werken litterariseher Kritik oder der Littersturgeschichte, in 
den Zeitongen nnd in den Büchern, die fUt den Gebranch der Er- 
tjehuflgsanstalten bestimmt sind, 

4. die Veröffentlichung einer Sammlung Ton litterarischen, ans anderen 
Werken aasgezogenen Zusammenstellungen, 

fi. die abgetondert bewerkstelligte VerüfFentlicbung von Zusätzen und 
Verbesserangen eines anderen Fersonen gelii3rendeQ Werkes, 

6. die Veröffentlichung von Werken eines ohne Erben oder Cessiunare 
Terstorbenen Urhebers nnd ron denjenigen Werken, hinsichtlich 
welcher der Urheber sein Eigentum nicht gemäss dem Gesetz ge- 
sichert hat, 

7. die Veröffentlichung von anonymen nnd pseadon^men Werken mit 
den in den Artikeln 1144 und 1164 angegebenen Einscbr&nkangen, 
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8. die gADi oder teilveiso erfolgte BarstellaBg enes The&ter«tttcks 
oder dio ganz oder Ceilweiae erfolgte AnffOhrang eines mnaikaü- 
schcD Wetkes, wenn sie ohne eeeniachco App&rat, sei es in Frivit- 
h&nBern, sei es io SffeDtlicben Konzerten, denen man niclit g^en 
Zahlong beiwohnt, vor sieb ging, 

9. die Saratellnng oder Aoffäfaning derjenigen dniTDKtlscben oder 
rnnsikalischen Werke, deren Ertrftge fOr Wohlthätigkeitszwecke 
beatlmmt sind, 

10. die VerOfFeDtlicbnng der Opern- Textbücher nnd des Textes anderer 
fflasikalischer Kompositionen, sofern sich der Eigentümer ditoes 
Recht niclit Torbehaltcn hat, 

11. die ÜbersetKong von schon TOtOffentlichten Wericen, Torbebaltlich 
der Bestimmungen der Artikel 1154 bis 1167, 

12. die Verrielfältigang ron Werken der Bildbanerknnst, wenn 
znischen der VerTielfAltignng und dem Original so vesentliche 
Unterschiede beBtehen, dus die VerTielfilltigDng nach Sachver- 
stilnd igen- urteil als ein neues Werk betrachtet werden muss, 

18. die Yervielßltigung besagter Werke, wenn sie sich auf Plitaen. 
Promenaden, Friedhöfen und anderen Öffentlichen Orten aa^~ 
stellt linden, 

14. die durch die plastische Kunst bewerkstelligte Vervielfältigung 
von Werken der Ualerei, Oravur oder Lithographie nnd die Ter- 
mittebt letzterer Verfahren bewerkstelligte Verrielfältignng Ton 
Werken der plastischen Kunst, 

IB. die Vervielfältigung eines schon verkauften Muster», wenn die- 
selbe wesentliche Unterschiede besitzt, 

16. die Verfiel t^ltigungea von au Öffentlichen Gebäuden und am Aussen- 
teil der Privatgebäude bewerkstelligten Werken der Architektur, 

IT. die Verwendung von künstlerischen Werltrn als Unster für die 
Erzengnisse der Hand- und Fabrikarbeit. 

e. Kapitel. Strafen fttr die Nachmnchung. 

Art. 1208. Wcrirgend welche derln den Artikeln 1201— 1206 enthaltenen 

Bcstimmungon übertritt, soll zu Gunsten des Eigentümers des Werkes *lle 
von letzterem. Forhandenen Exemplare verwirken und den Preis daijenigen 
zahlen, welche zur Vervollstttndignng der Auflage fehlen. 

Art. 1209. Wenn der Eigentümer die vorhRndenen Exemplare nicht in. 
erhalten wünscht, soll der der Nachmachung Schuldige den Wert der ganzen 
Auflage zahlen. 

Art. 1210. Der Preis der Exemplare soll dcrjenigo sein, den die 
Exemplare der gesetzmässigen Ausgabe Jeweilig haben und, wenn letztere 
schon vergriffen sein sollte, derjenige, den sie bei der Veröffentlichung hatten. 

Art. 1311. Wenn die gesetzmllssige Ausgabe sntnkriptionsweise ver- 
Qffeatlicht wurde, soll der Preis nicht derjenige der Subskription sein, sondern 
derjenige des Marktwertes bei Abschlnss der VerOffentlichnug. 

Art. 1212. Wenn die nachgemachte Ausgabe die crsterschieueue ist, 
soll der Preis der Exemplare derjenige sein, den sie am Platz haben, vor- 
behaltlich des dem Eigentümer dagegen zustehenden FJusprachsrechts. 

Art. 1213. Wenn die Vorrielfaitigung nicht auf mechanischom Wege 
erfolgte, wird der Preis durch Sachverständige festgestellt. 

Art. 1214. Wenn die Anzahl Exemplare der betrügerischen Ausgabe 
nicht bekannt ist, soll der der Nachmacbung Schuldige den Wert von tausend 
Exemplaren ausser den mit Beschlag belegtea zahlen, Torbehaltlich de» 
Nachweises, dass sich die BeeiBtrSchtigungen auf mehr belaufni. 
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Art. 1216. Die Flfttt«, Formen und Mfttiiiea, welche Ar die be- 
tr^nselie Ausgabe fedimt h»bei>, loUen Terdohtet werden, welcbe Yer- 
fägoBg die DrnekBchrifteu nicht eubegreift. 

Art. 1216. Die BesUnuniuigen der Artikel 1208 bis 1212 eolien anch 
beobftchtet weiden, wenn die betrügeriache Aosgabe ensaerhalb der BepabUk 
hergmtellt wurde. 

Art. 1217. Derjenige, welcher in ÜbertretUDfr des Artikels 1201, Ab- 
schnitt m nnd IX and der Artikel 1202 und ISC» dramatische Werke du- 
itellen oder mDBikaÜHche Konpoiitionen anffOhren llwt, eoU dem Eigenttknter 
den GeeammterlBe der DantelluiKen oder ÄnffOhTongeD Eahlen, ohne du 
Becht des ünkoBten' Abzugs m faebra, 

Art. 1218. Wenn die Daretelinng oder Anffühmng mehrere Weike 
antust, aoU der ErlCs gemSse den Akten oder Stücken verteilt werden; 
sollte dies nicht angfineig «ein, erfolgt die Berechnung dnrdi SachveiBttndiae. 

Art. 1219. Der Elgentflmer hat das Becht, doa Eintrittsgeld ror der 
Dsistellnn^, w&hrend derselben nnd spttter mit BeBehlai; in bäegen. 

Art. 1280. Zorn ErlOe wird der der Danteltong zofalleDde Abminements- 
Betrsg gerechnet. 

Art. 1221. Die Kopien, welche an die Schaocpieler, SSogar nnd Kosiker 
rerteilt worden, sollen ebenso wie die TeztbOcher oder Oealnge Temiehtot 

Art. 1222. Der Eigentttmer hat du Becht zn rerlangen, dsss die Auf- 
{ahrnng des Werkes eingestellt werde. Im Falle der EiniteUans derselbea 
m11 die VerfSgnng des vorhergehenden Artikels beobachtet und die Ent- 
tchsdignng dnrch SochTerständige festgesetzt werden. 

Art. 1228. Der EigentOmer soll ausser dem Recht, das er an deo 
ErtrSsnissen der Dantellong hat, für die ihm zngefQgten BeeintrSchtigungen 
scbadlos gehatten werden. Die Entschldignng soll vom Bicbter nach vor- 
glngjgem SachTerst^digeo-Bericht festgesetzt werden. 

Alt. 1224. Hinsichtlich der Wirkungen des Qesetzes ist noch barger- 
liebem Becht derjemgo Terontwortlich, welcher die Nachmoehnng für sein 
Rechnung nntemimmt oder snifttbrt. 

Art. 12S5. Wenn die Nachmachnng aniserhalb der BepttbÜk begangen 
wotde, ist der Verkllnfer verantwortlich. 

Art. 1226. Die Schaaejiieler and KOoitler, welche hei der Naohmacbimg 
für B«abniing anderer th&tig sind, sind nach bOrgerliohem Beekt nicht ver- 
utwortlieh. 

Art. 1227. Nur der Eigentämer kann die Bechte, welche in diuar 
Abteilmig Eae:Annt werden, aosttben. 

Art. 1^8. In jedem sweUelhaften Fall soll der Biehtar des Saetave^ 
Btiodigen-Bericbt anhOren. 

Ajrt. 182B. In den OericfatSTorfahren betreffend litterariMhes, dmms^ 
tieches and kflnstlerisches Eigentum ist der achter des Wohnsitsas des 
Eigentflmera snstiiidig. 

Art. 1280. Der betoefeadea Bbuitsb^Orde steht es n, die Einst«Uaiig 
der Anflfthrang eiaes dnunatJeches Wmkm zn rerordnen, aaf di« Ertrifpisse 
Beschlag zn legen, die Besdilagnahme des nachgemachten Werkes za be- 
«erkstfuigm nnd tuaitm dringmde Hassregeln vomachrelbeo. 

Art. 1^1. In diosm GeriditSTerhhreB sind di« estspredienden Be- 
mfnngeB gemiss dsm Interesse, am wekskes es sidi bandet, at«tthaft; di« 
Hmregeln jedoeh, wekbe der vorhergriiende Artikel fettaetst, Uesen keine 
Benüsng n. 

Art. 1282. Ist der Beschwerdeweg hinsichtlich des EigeBtuni betreten, 
etthindet die TenMitleistaag des Eigentamere des der Kachmaehoug 
BdalMgen m tob der bfergnlteken TeraatWortliehtoK. 
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Art. 1233. Unabhängig Ton den in dieiem Kapitel enthaltenes Ver- 
fOgungen soll der der Nac^machnng Schuldige in den vom StTafgeaetzbneh 
fAr das BetrngBTergehen vorgesehenen Grenzen BtiaffUlig sein. 
7. Kapitel. Allgemeine BeBtimmnngen. 

Art. 1231. Um das Eigentnm zu erwerben, mnss der Urheber, Cber- 
eetzer oder Yerleger, je nach dem vorliegenden Fall, selbst oder vemiittelflt 
Vertreter vor dem Uinisterium dea OffeDtlichen Unterrichts erscheinen, nm 
feststellen zu lassen, dass er sich seine Bechte vorbehält, unter Beifagnng 
der Exemplare, welche die folgenden Artikel vorsehen, jedoch ohne dsas 
irgend ein anderes Erfordernis nStig ist, Torbehalllich der VerfUgnngeB in 
Artihel 124S. 

Art. 1235. Yen jedem gedruckten Bnch soll der Urheber zwei 
Exemplare einreichen. 

Art. 1236. Von jedem Werk der Hnsik, Graviir, Lithographie odci 
anderen ähnlichen Werken soll er zwei Exemplare einreichen. 

Art. 1287. Im Falle eines Werkes der Architektnr, Ualerei, Bildhaner- 
knnst oder anderer Werke dieser Art soll ein Exemplar der Zeichnong, der 
Skizze oder des Plans mit Beieichnnng der Ansdehnnngen nnd aller ümgen 
das Original charakterisierenden Eigenschatten eingereicht werden. 

Art. 1238. Das eine der Exemplare, von welckem im Artikel 1236 die 
Bede ist, soll in der National-Bibliothek und das andere im G«neral-ArchiT 
hinterlegt werden. 

Art. 1239. Yon den Exemplaren der Werke der Huaik soll das eine im 
Sational-Eonservatorinm der Musik nnd das andere im Oeneral-Archiv 
hinterlegt werden. 

Art. 1240. Daa Exemplar der Stichß, Lithographien nsw., ebenso 
das im Artikel 1237 vorgeschriebene soll auf der Sshnle der schOnen Künste 
hinterlegt werden. 

Art. 1241. Im Falle das Werk ohne Namen des Urhebers veröffentlicht 
wnrde, soll letzterer, wenn er das Eigentnm zu geniessen wUnacht, den vor- 
erwähnten Exemplaren ein versiegeltes Schreiben beifAgen, in welchem er 
seinen Namen bekannt giebt und das in der ihm am geeignetsten erscheineo- 
den Weise bezeichnet werden kann. 

Art. 1242. Auf dem Hinisteriiun des Öffentlichen Unterrichts soll ein 
Begister geftlhrt werden, in welches die erhaltenen Werke verzeichnet 
werden. Das Yerzeichnia wird alle drei Honate im Diario oAcial ver- 
fiffentücht. 

Art. 1248. Die mit Bezng anf besagte Begister ansgestellten Be- 
scheinigungen folgern Eigentnms-Pr&snmptioo, soluige nicht das Gegenteil 
bewiesen wird. 

Art. 1244. Für jede neue Auflage, Übersetzong oder Yervielf&Itigong 
muss nene Hinterlegung erfolgen. 

Art. 1246. Das anf die Darstellong der dramatischen nnd anl die Anf- 
ffllirang der mnsikaliacheu Werke beztlgflche EiEeDtamsrecht wird ^esetzticb 
anerkannt, sobald das litterarische oder künstlerische Eigentum ihrer Ur- 
heber gesetzlich anerkannt ist, 

Art. 1246. Im Falle ein nicht heransgegebenes dramatisches odw 
musikalisches Weric ohne Zustimmnng des Urhebers dargestellt oder anf- 
gefabrt wurde, soll letzterer sein Eigentmosrecht durch die gewöhnlichen 
Bechtsmittel nachweisen; sobald er sein Becht nachgewiesen hat, unterliegt 
die zur Verantwortung zn ziehende Person den betreffenden Bestimmnngea 
dieser Abteilung. 

Art. 1247. In den hinsichtlich der Verüffentlichnng eines Werkes ab- 
gesehloBsenen Vertrügen soll die Anzahl der abEuzieheaden Exemplare fest- 
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geateUt werden. Im ÜBtetUMangBfalle kann NachnuoliiiBgB-ElAge des- 
wegen nicht angeatreugt werden. 

Art. 1248. Alle Ciheber, ÜberseUer und Terleger mflucD Uuen Nunen, 
das Datum der YerCffeatlicliiiag, den Vermerk de« !^eentiimebesitzeB infolge 
der naeli den Yorschriften dieses QeBetzbatshes bewintteo Hinterlegmig T<m 
Exemplaren, nnd die sonstigen gesetEÜchen Bedingnngan nnd Bemerkungen, 
die sie ftlr geeignet halten, auf den TitelbUttem der Bücher oder mnalküli- 
Bchen EompoaitioneD, am unteren Band der Stiche nnd auf der Ornndflüche 
od« sonat sichtbarem Teil der flbrigea kitnstleriachen Werke anbringen. 

Art. 1249. Wer die im vorhergehenden Artikd enthaltenen Yerffignngeo 
nieht erfUlt, kann die in seinem betiefFenden Fall ans den Erfordernisaen des 
Arükels berrOhrenden Beebte nicht aosftben. 

Art 1250. In den Fällen, in welchem das Eigeotom fflr bestimmte 
Zeit Dberlaasen wird, soll der Cessionar dasselbe nni wKhrend der Zeit g&- 
aiessen, welche an der Vervollständigung des durch das Gesetz faetgesetstea 
Zeitraums fehlt. 

Alt. 1261. Wenn TerschiedeDe Eigentümer eines Werkes in Frage 
kommen und diese hinsichtlich der ihnen vom Gesetz gewährten Rechte 
nicht öbereinkommen können, sollen sie bei dem, was die Uehrheit ent- 
Kheidet, bleiben, vorbehaltlich der Verfügongen des Artikels 1184. In Er- 
mutgelnng einer Hehrheit entscheidet der Bichter. 

Art. 125ä. In dem dnrch den vorhergehenden Artikel vorgeBohenen 
Fall werden die Erträge verhältnismässig verteilt, wenn der Teil, der Jedem 
Urheber an dem Werk zukommt, bestimmt werden kann, oder za gleichen 
Teilen, wenn diese Sestimmnng nicht gemacht werden kann, 

Art. 1263. Hinsichtlich der gesetilichen Wiricongen wird vorbehaltlich 
gegenteiligen Übereinkommens derjenige als Urheber betraditet, welcher ein 
Werk auf seine eigenen Kosten hrästälen lässt. 

Art. 1254. Wenn gemäss dem Gesets eine Erbsehaft auf den Staats- 
schatz übergehen muss, hört das Eigentum auf, nnd das Werk verfUlt dem 
Qemrängut, vorbehaltlich des Rechts der Glftnbiger des E^entflmers. 

Art. 1256. Der Staat besitzt das Eigentum aller &udschriften der 
bnndeestaatlicben Archive nnd Verwaltungen und derjenigen des Distrikts 
and Kaliforniens. Es kennen infolgedessen keine derselben ohne die Zu- 
stimmung der B^ernu veröffentlicht werden. 

Art. 1266. Diese Zostimmung ist gleiohfalla erforderlich für die Yer- 
effentlichung der Handschiifteoi nnd die Vervielfältigung der künstlerischen 
Werke, welche den Akademien, Lehranstalten, Hnseen und fthnlichon öffent- 
lichen Anstalten gehören. 

Art. 12Ö7. Die Handschriften nnd die künstlerischen Werke, welche 
den Blinzelataaten gehören, kSnnen ohne Zustimmung ihrer betreffenden Be- 
giemngen nicht veröffentlicht oder vervielfältigt werden. 

Art. 1258. Wenn die Werke, von denen in den vorhergehenden drei 
Artikeln die Bede ist, vom Staat vermöge Vertrags mit dem Eigentümer 
erworben wurden, sollen die gesetzliehen Bedingungen erfüllt werden, welche 
bei der Abtretnng des Eigentums festgestellt wurden. 

Art 1269. Die von der Begiemng veröffentlichten Werke gdien sehn 
Jahre nach ihrer Veröffentlichung, welcher Zeitraum in der im Artikel 1167 
fettgesetzten Weise berechnet wird, in das Gemeingut übor, mit der im 
Aiükei 1166 enthaltenen Ausnahme. 

Art. 1360. Trotzdem tiann die Regierung, wenn sie es für angemessen 
erachtet, die im vorhergehenden Artikel bezoichnete Frist verlängern oder 
verkürzen. 

Art. 1261. Wenn der Urheber, Übersetser oder Verleger eines Werkes, 
du dem Gemeingut verfallen war, stirbt, ohne sein Eigentnmsreeht ge- 
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alekert n Iwkaa, kOuwD baIm Erben «Ine ^dieniiig' deaselbm ni^t e^ 
werben. 

Art. 1868. Sie Urheber, Übenetier und Verleeer kOanen für du 
i^geatniB üiivr Werke eine kleinere Srhntzfrist, als die dnrch das Gei»t> 
bestimflite faatMtxen. Sie. genieBGeo in diesMi Fkll du Eigentansieeht aiir 
wihrend der Fritt, die lie featgesetst haben, und nach deren Ablsnf du 
Werk in du 0«iHingut flbergeht. 

Art. 1263. Daa litterarisobe ond das kflnetleriscbe Eisentnin Teijfilim 
in zehn Jahren, die hi Oemis^it des Artikels 1167 berechnet werden; du 
dimBatlMhe Eigratiun verjährt in vier Jaliraa tod der ersten Darstellmig 
oder AnffOhmng dea Watkea an gereohnet. 



Art. 12S4. Das EiEentnm, welche« den Oegenstand dieaer AbteUnng 
det, wird als bewesQch betraditet, vorbdialtuch der wegen seinee be- 
eondar«! Chuaktara ninsichtlich desselben Ton Queti beBtimmten Ab- 



indsrnBgm. 

Art. 1266. Wenn die Yerrielfaltigimg eines Werkes erfotderiich iit, 
ud der fiigentQmer sie nicht bewerkstelligt, kann die Begiemag dieselbe 
Terfttgen nad sie für fiechnsng dea Staates aasfOhren oder sie mr Oflent- 
lieben Anibiatnag bringen, nach vorheriger Gntschidignng nnd anter den 
Itbrigen Bedingongen, welche für die ans Grttnden Öffentlicher Nfttilidikeit 
erfolgte BeBitmanine des EiRentnms festgesetzt sind. 

Art. 1866. Es besteht kein Eigen tan srecht an darch da« Gesetz Ter- 
botenen oder kraft richtarlieben Urteils ans dem Verkehr gezogenen Werken. 

Art. 1967. Hinsichtlich der gesetzlichen Wirkungen besteht keia 
Unterschied zwisehen Hexikanen und AaeUndem; es genßgt die Tkatsacke 
der Yeraffeotlichang dee Werkes iinerhalb der Bepnblik. 

Art. 1268. Wen ^ Mexikaaer oder ein in der Bepnblik ansSssiger 
AnslSoder ein Wei^ ausserhalb der Republik reroffentUcht, kann er du 
Elgentunsreobt graiMsen, sofern er die Bestimmongen der ArUkel 1234, 
^6, 1236 nnd 1287 erftUt. 

Art. 1269. Der Übersetzer eines in einer fremden Sprache gesehiiebmeB 
Werkes wird binsichtlich seiner Übersetzung als Urheber betrachtet. 

Art. 1270. Einsiehtlich der gesetilicben Wirkungen werden den Hezi- 
kanen die in anderen Uadern wolmliaften Urheber gleich gestellt, we» 
diesen die Mexikaner an dem Ort, wo das Wwk TerOffentlicht wurde, glekb- 
gestellt werden. 

Art 1271. Alle In dieser Abteilnng enthaltenes Bestiminwigta sinj, 
weil den Artikel 4 der Terft^ssong regelnd, sllgAmeiB verbindUcher ArL 



Monaco. 



Fflrstl. V»ronhHing«n vom 27. Februar 1889 md 3. hmf 1896*) 
betreff'eiul don Schutz der UtterariMhen und künstleriaoben UvU. 

Fräliminai-Bcatimmimgen. 

Alt. 1. Die Bechte der Urheber an ihren litterarischen oder klhat- 
lerischen Wericen werden unter den Schatz des Gesetzes gestellt nnd duck 
die folgenden Bestimmongen geregelt. 

Art. 2. Die Bezeichnang .litter arische oder kQnstlerische Weite' nm- 
tasst die Bücher, BroschQren oder alle anderen Schriftwerke ; die dramatisctieii 



' Vtnrdaang com 3. JaiU I89S abgaditdtrttn JjiOut iK Vu- 
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oder 4niutiscib-ianjuk>luohea Werke, di« Bssikaliicliea EoapoiitiMeB mit 
oder ohne Text; die Werke der Zeichenktinst, Malerei, £ildbMiu«i, QnTiui 
die Lithagnpkien, die Fhotcwraphien, die AbbildaBgen, die geographischen 
EMten; die nnf die Geographie, die Topographie, die Architektur oder die 
Wissenschaften im allgemeinen bezäglicben Pläne, Entwürfe und plastiachea 
Werke; aberhaiipt jedes irgendwelche Erzeagnis litterarischen, wissenschaft- 
liehen oder könaüeri sehen Gebiets, das dnrch gleichTiel welches Druck- oder 
YervidfUtignngs -yertahren TerOffentlicht werden könnte. 

Sechte der Urhebei 

Art. S. Der Urheber eines litterarischen oder kitnfitlerischen Werkes 
li« das alleinige Becht, dasselbe während seines ganzen Lebens, in welcher 
Art oder unter welcher (Gestalt dies auch sei, zn rerOffentlicnen oder za 
Terrieltältigen nnd dessen Veröffentlichung oder Vervieimtigiing zn er- 
jDichtigen. 

Art. 4. Der Urheber eines litterarlschen Werkes hat ansserdem das 
amschliessliche Recht, dessen Übersetzung m genehmigen. 

Art. 6. Der gebührend ermächtigte Übersetzer hat hinsichtlich seiner 
ÜbenetEung dieselben Bechte, wie der Urheber des Originalwerkes. Wenn 
«s sich aber um ein Werk handelt, hinsichtlich dessen das Überaetznnss- 
reeht dem Oemeingnt rerfallen ist, kann er nicht Terhindent, dasa dasselbe 
Werk Ton aaderan Sohriftstellem äbersettt werde. 

Art. 6. Kein dramatiaohes, masikaiisohm oder dramatieoh-masi- 
iaiiackea W»rk darf ganz oä«r Uilamw« ohne Zutttimmang dea Urheber» 
amtlich aufgefährt werden. 

Art. 7. Wenn das litterarist^e oder künstlerische Werk durch eine 
Hitarbeiterschaft hergestellt ist und ein anteühares Ganzes bUdet, wird die 
Ansäbnng der Urheberrechte dnrch die Yertr&ge geregelt. In Ermangelung 
Ton Terträgan kann keiner der Mitarbeiter seine Rechte fOr sich allein aus- 
üben; Jedoch kann dos Gericht bei Ueinongsrerechiedenheit entscheiden nnd 
solche Hassregeln Terordnea, die es fSr den Schutz der FriTilegien eines 
jeden fSr nötig erachtet. Das ans Test und Musik zusammengesetzte Werit 
soll nicht für unteilbar angesehen werden. Der Urheber nnd der Komponist 
kSnnen es getrennt, jeder ttkr seinen Teil, durch VerOfFentlichangen, Über- 
Setzungen öder Qlfentliche Anfftlhmngen ausbeuten; es kann aber weder der 
eine, noch der andere mit einem neuen Hitarbeit«r betreffs des anderen 
Teils übereinkommen. 

Art. 8. Die Urheberrechte sind ganz oder teilweise gemäss den Tor- 
BChriften des CJTilgesetzbnchs unentgeltlich oder unter einer lästigen Be- 
dingung abtr«tbar nnd durch testamentarische oder nicht testamentarische 
Erbfolge übertragbar. Für die Cessionare, die Erben, unregelmässigen Nach- 
folger oder Termächtniserben aber ist die Daner dieser Rechte auf fünfzig 
Jahre tou dem Ableben dea Urhebers an beschränkt. Wenn das Werk das 
Ergebnis einer Mitarbeitelschaft ist, ist der Ansgangapnnkt dieser Frist zu 
Gunsten aller Baohtsinhaber bis zum Tode des Dbeiiebendcn der Mitarbeiter 
Terschobeo. 

Art. 9. Die Eigentümer, dnrch Erbfolge oder auf jedem aadereo Rechts- 
grund, eines nachgelassenen Werkes geniessen die Urheberrechte während 
desselban Zeitraoma von fünfzig Jahröi von dem Tage an gerechnet., an 
welchem dieses Werk TerüffenUicht ist. Sie können aber bei Strafe dea 
Terfails dasselbe nicht süt einer neuen Auflage tob sdnn dem G«meiiignt 
Terfallenen Werken Tereiiiigen. 

Art- 10. Der Verleger eines anonymen oder psendonjmen Werkes wird 
in Bezug auf dritte als dessen Urheber angesehen. Wenn der Urheber sich 



kenntlich macht und e^e Eigenschaft nitchweiat, tritt er wiedra in alle 
Beine Kechte ein. 

Art. 11. Die den Urhebern oder ihren Bechtsinhabem dnrch die yot- 
hergehenden Artikel zuerkannten Hechte erhalten die nachstehend angegebene 
Fassung: 

1. Die Zeitungaartiieel können, sofern deren VeroielfäUigvng 
nicht aaedrücklioh untersagt ist, im Original oder in 
Übersetzung veroielfältigt werden, voraasgeaetzi daaa die 
Quelle derselben mit dem Urhebemamtn, wenn sie unter- 
zeichnet sind, angegeben wird. 

2. Es iat gestattet, aas litterarischen oder kttsatlerischen Weiken 
Torgenommene EntlehnuDgen za TerDffeDtlichen, wenn diese Ver- 
BSentliehongen tüi den Unterricht bestimmt sind, wenn sie eben 
wissenschaftlichen Charakter haben oder Chrestomathien bilden. 

8. Der Artikel 6 findet keine Anwendung auf musikalische Aof- 
fflhrnngen, welche bei bürgerlichen nnd religiösen Featliclikeilen 
oder im Freien und kostenfrei für das Publikum stattfinden, ebenso- 
wenig auf Aaffühmngen oder Darstellongen, deren Ergebnis für 
ein Wohltbätigkeitswerk bestimmt ist und die ia dieser Eigen- 
schaft von der Begiemng genehmigt worden sind. 
Art. 12. Die litterarischen arid känatleriachen Werke dürfen nicht 
mit Beschlag belegt werden, solange sie nicht herausgegeben oder zum 
Verkauf gebracht worden sind. 

Art. 13. Die Werke der bildlichen Kannte könnsn Jedoch beschlag- 
nahmt werden, sobald als den Gegenstand einer öffentlichen oder 
privaten Ausstellung gebildet haben oder ihr Urheber freiwillig auf- 
gehört hat, sie zuräckzahatten. 

Art. 14. Die Veräasaerang eines Kunstwerkes sohiieset an und 
für sich die Veräuaaerunq des Vernielfältigungsrechts nicht in sieh; 
wenn es eioh jedoch um ein bestelltes Porträt oder eine bestellte Büste 



eioh jedoch um ein bestelltes Porträt öder eine bestellte Büste 
wird mangels gegenteiliger Abmachung das Yercielfäitigungs' 
r mit dem Werk oeräuasert präsumiert. 
Art. 15. In keinem Fall tat der Eigentümer des Kunatwerkea 



oerpflichtet, daaaelbe behufa Anfertigung von Vervielfältigungen : 
Verfügung des Urhebers oder seiner Reohtainhaber zu stellen. 

Art. 16. Der Urheber eines litterarischen oder künstleriachen 
Werkes tat, um die ihm durch die gegenwärtige Verordnung aner- 
kannten Rechte za geniaaaen, an keine Förmlichkeit gebunden. 

Yon den Urheberrechts-Vergehen. Von ihrer Unterdrückung. 
Von ihrer Verfolgung. 

Art. 17. Jede guiz oder teilweise erfolgte Ausgabe oder Verrielf&ltignng 
eines litterarischen oder kOnstlerischen Werkes, die in betrflgUcber Abiicht 
unter Nichtachtung der Urheberrechte geschah, stellt das Nachmachnng»- 
Tergehen dar. Verboten ist in dieser Hinsicht besonders die Veröffentlichung 
der „Anpassungen", ,Hasik- Arrangements" genannten Werke nnd überhaupt 
alle an einem Uttorarischen oder mnsikalischen Werk vorgenommenen Ent- 
lehnungen mit Änderungen, Zusätzen oder Weglassungen, welche deren 
charakteristische Stellen bestehen lassen, ohne den Charakter eines neuen 
Originalverks darznstellen. Die Fabrikation and der Verkauf der tar 
mechanischen Vervielfältigung der dem Privateigentum entlehnten Uosik- 
melodien dienenden Instramente stellen jedoch die Tbatsache mosikalischer 
Kachmachong nicht dar. 
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Art t8. Die au «inem Werk dei Litteratnr, der Mnaik oder an einem 
Eanstwerk betrOgeriacherweise erfolgte Aabria^nng dea Nameni eines Ür- 
lieben oder jedee von ilun znr Boieichnnng Beines Werlces angenonuneoen 
Zdchens ist der Naclunachong gleichgeatellt. 

Art. 19. Die Nachmachnng wird mit einer Qeldbnsse Ton mindeateiiB 
■modert Franken nnd hSchBtens zweitausend Pranken bestraft. 

ArL 20. Dieselbe Strafe findet anf den Vertrieb, die Aosstellang, die 
ßnfabr und die Ausfnhr nachgemachter Werke Anwendung. 

Art. 21. In den in den Torhergelieuden Artikeln Torgeaehenen Flllea 
soll die Beschlagnahme sowohl der nachgemachten Werke, als der Platten, 
Formen oder Matrizen, die zur Nachmachnng gedient haben, gegen die Ter- 
nrteilten ausgesprochen werden. 

Art. 22. Jede anter Nichtachtung der BeetinununKon des Artikels S 
geschehene öffentliche AuffOhrung oder Darstellung dramatischer, mnsi- 
kaliseher oder dramatiseb-mneikalischer Werke wird mit einer Oeldbnaae 
Ton mindeatena fDnfzig Franken, hOchateua fünfhundert Franken und der 
Beachlagnahme der Einnahmen bestraft. 

Art. 23. Wenn die Beschlagnahme aasgesprochen ist, aalleu die Qogen* 
stände dem Urheber oder seinen Bechtsinhabem als Entachädignng über- 
geben werden, unbeschadet zutreffenden Falles zustehender weiterer Schaden- 
eisatz-Ansprflch e. 

Art. 24. Die Übertretnngen der gegenwärtigen Verordnung werden nur 
auf die Klage des Urhebers oder seiner Bechtsinnaber hin Terfolgt. 

Art. 2fi. Sie werden auf ihr Gesach hin durch die (Jerichtapolizei- 
Beamten festgestellt. 

Art. 26. Abgesehen Ton den oben festgestellten besonderen Yorachriften, 
wird nicht, soweit sie getroffen werden, von den Torschriften des Kriminal' 
nntersuchungs-Gesetzbuchs oder des Strafgesetzbuchs, besonders von den< 
jenigen der Artikel 259 bis 278 und 471 dieses letzteren Gesetzbuchs 
abgewichen. 

Ton der ürheberrechts-OiTilktage. 

Art 27. Jeder Eingriff in die Urheberrechte giebt Teranlaaanng zu 
einer Cirilldage auf Ersatz des Terursachten Schadens, welche in der ge- 
wöhnlichen Form eingeleitet und abgeurteilt werden soll, unbeschadet der 
für den Inhaber dieser Beehte bestehenden Befugnis, auf dem Strafwege in 
Qemässheit des gemeinen Bechts zu Terfahrcn, wenn die Thatsache eine 
strafbare Obertretung darstellt. 

Art. 28. Der Inhaber der Urheberrechte kann aach aosaer jeder Straf- 
Terfolgnug mit Ermächtigung des Präsidenten des Obergerichta die ein- 
gehende Bezeichnung oder Beschreibong, mit oder ohne BBscblaguatune, der 
Gegenstände der Nachmachnng vornehmen lassen. 

Art. 29. Die Ennächtignnga-Terordnnng wird auf einfachea Ansuchen 
und anf die Torlegung einer Bescheiuignng der zuständigen Behörde er- 
lassen, welche die Erfüllnng der för die Aosfibung der angeblichen Beehte 
TDrgeschriebenen FCrmlichkeiten feststellt. Das Ansuchen muss, wenn es 
Ton einem Ausländer eingereicht wird, Wahl des Wohnsitzes im Fürstentum 
enthalten. 

Art. 30. Der Präsident des Obergerichta kann dem Nachsnchenden die 
Terpflichtnng auferlegen, eine Kaution zu hinterlegen. In diesem Fall wird 
die Verordnung nnr auf den Beweis der erfolgten Hinterlegung hin erlassen. 
Die Kaution soll dem Ausländer stets auferlegt werden. 

Art. 81. Dem Besitzer der beschriebenen oder beschlagnahmten Gegen- 
itinde soll bei Strafe der Nichtigkeit nnd Schadenersatzes Abschrift der 
Verordnung ftberlassen werden. 
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Art. 32. UnterUsat der Nachsnchende, sii± vor dem Obergericht in d«r 
Frist von 14 Tagen, die %ui des TerbEtlprozesB folgt, mit Beachieibniig oder 
BeBcUagnahme zn Teraehen, soll diese mit Tollem Becht nichtig sein, ni- 
beschadet des Schadenersatzes, der eintietenden Falles beanspniclit werden 
kOoBte. 

Hechte der Ausländer. 

Art SS. Die Bestimmungen der gegenw&rtigen Verordnung sollen ad 
den anallLndischen Urheber eines im Fürstentom TerBffentUchten oder nicht 
daselbst Teröffentiichten Utterariscben oder kilnstl arischen Weilces nsd aif 
seine Becbtsinbaber in dem Maas der Bechte Anwendung finden, welche den 
TTnterthaneu von Monaco durch die Gesetze oder Verträge, sei es der Nation, 
welcher dieser Auslüider angehört, sei es des Landes der ersten Verflffent- 
lichung, wenn diese ausserhalb des Landes des Urhebers stattgefunden hat, 
bewilligt sind oder sein werden. In diesem letzteren Falle sollen die Bechte 
des Ausländers, wenn die erste Veröffentlichung gleichzeitig in mebreten 
Ländern erfolgt ist, nach der Gesetzgebung bemessen werden, welche die 
kfirzeste Schutz daner gewährt. 

Art. 34. Der Aasländer soll niemals zur Inanspruchnahme ansgedehnleiu 
Bechte im Fürstentum zugelassen werden, als diejenigen, welche den ^Bte^ 
thanen von Monaco durch die Gesetze des Staates bewilligt sind oder sen 
werden. 

Art. 35. Der Oenaaa der dem Aasländer dareh dtn ArtiA^ 33 
zaerkannten Recht» ist einzig and atletn abhängig von itr in dem 
Lande der ersten Veröffentlichung des Werkes erfolgten Erfäüung der 
daroh die Oeeetzgebang dieaea Lande» geforderten Bedingungen und 
Förmliahkeiten, worüber der Richter im Streüfalie den Beweia ver- 
mittelsl einer daroh die eaatändige Behörde aaegestelUen Beecheitägang 
fordern kann. 

Allgemeine Bestimmungen. 

Art. 36. Die gegenwärtige Verordnung soll Tom 1. Juni 1889 an b 
Kraft treten. 

Art. 37. Sie soll auf ^e llttcrarischen oder künstlerischen WeAe. 
welche am besagten Tag nicht dem Gemeingnt verfallen sein werden, in 
demselben Masse Anwendung finden, wie wenn sie schon im Angenbück 
ihrer VerSffentlichung bekannt gemacht wäre. 

(Art. 37, 2. Absatz, und Art. 88 bandelten von den Fönnlichkeiten, 
welche durch die Verordnung von 1896 gänzlich beseitigt wurden; damit ist 
auch der Ausführnngsboschlnas vom 20. Mai 1889 betreffend Einschreibung 
von Weriten gegenstandslos geworden. Nach Art. 367 des Strafgesetxes 
haben die Drucker Monacos vor jeder Vorüffentlichnng eines Drackweiks 
zwei Exemplare beim Begleruugssekretär zu hinterlegen, doch hat dies 
keinen Einfluss auf das Urheberrecht) 



Neu-Seeland, 

Gesetz vom 24. September 1896 betreffend den Schutz gewisser 
Photographien. 

Art. 1. Die abgekürzte Bezeichnung des gegenwärtigen Gesetzes laatet 
„Oeseta von 18»6 betreffend das Urheberrecht an Photo giaphien' [The 
Photographie Copyright Act). 

nigiuriibyGoOglc 
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Art. S. Der Schatz der OeaetigeboDg in Sachen des Urheberrechts 
findet in jeder Hinsicht &ul Photographien Anwendung, aosser Porträts ron 
Peisonen oder Person engruppea oder die iittend welchen Gegenstand dar- 
(telien, för deren HersteUnng ein entsprechender Gegenwert gegeben wurde, 
wie wenn diese Photographien gebührend eingetragen und geschützt worden 
wiren, and zwar zu Gunsten der Person oder Firma, die sie aufgenommen 
und Tcrrieifältigt hat, und das für einen Zeitraum Ton fünf Jahren von dem 
Zeitpunkt an, zu welchem sie zuerst aufgenonunen wurden, voraosgesetzt 
dasa das Wort .Geschützt" (Protected), femer der Name der Person oder 
Firma, die Urheber dieser Photographien ist, sowie der genaue Zeitponkt 
ihrer Eerstellang auf der Originalptatte angebracht sind und auf jeder Ver- 
Tietfiltigang klar erscheinen. 

Art. 3, Jede Person, die für schuldig befanden wird, irgend welche 
Varrielfältigong einer derartigen Photographie ohne die Znstinunung der 
kraft des gegenwärtigen Gesetzes geschützten Person oder Firma rertlffent- 
hcht zu haben, verwirkt eine Geldbusse ron hOciisCens 20 Schilling für jedes 
derart ohne Ermächtigung TeritETentlichte Slxemplar; anch kaon die Ver- 
uchtnng aller solcherart rerfiff entlieh tcn Exemplare angeordnet werden. Die 
dnich gegenwärtigen Artikel vorgesehene Klage kann in Form eines sum- 
marischen Verfahrens vor zwei Friodensrichtern angestrengt werden. 

Art. 4. Eine Geldbosse von höchstens fünf Pfund für jede Übertretung 
Tenrixkt Jede Person, die für schuldig erkannt wird, diejenigen Angaben 
auf einer Originalplatte eingetragen oder auf irgend einer davon genommenen 
Vervielfältigung verQfTentlicht zu haben, welche zur Erlangung des Schutzes 
gemäss obigen Artikels 2 bestimmt sind, hinsichtlich eines Porträts oder 
irgend einer Photographie, die vom Vorteil des dnrch besagten Artikel ge- 
währten Schutzes ausgeschlossen ist; ebenso jede Person, die für schuldig 
erkümt wird, durch irgend ein Verfahren das Porträt eines Individuums 
oder ron Individuen oder eine Photographie, für deren Herstellung ein ent- 
sprechender Gegenwert gegeben wurde, rervielfältigl oder verSfientlicht zu 
haben, ohne sclüiftliche Ermächtigung des Individuums oder der Individuen, 
deren Porträt anfgenonunen wurde, oder de^enigen, von dem der für die 
Photographien gegebene entsprechende Gegenstand statiunt. 



Niederlande. 

Gesetz vom 28. Juni 1881 zur Regelung des Urheberrechts. 

g 1. Begriff und Umfang des Urheberrechts. 

Art. 1. Das Kccht, Schriftstücke, Stiche, Karten, musikalische und 
dramatische Werke, sowie mündliche Vorträge dnrch den Druck ku ver- 
breiten, ferner dramatisch -musikalische und dramatische Werke öffentlich 
sufinführen, steht ausschliesslich dem Urheber und seinen Bechtsinhabem zu. 

Einer Öffentlichen Aufführung oder Darstellung gleich zu achten ist jede 
AntfUimng oder Darstellung, welche gegen Bezahlung für ein oder mehrere 
Haie zugänglich ist, selbst wenn ausserdem eine Bulotage gefordert wird. 

Art. 2. Den Urhebern werden gleichgestallt: 

a) Unternehmer von in Art. 1 angeführten Werken, die durch Bei- 
träge versdiiedener Mitarbeiter gebildet werden, 

b) Offemtliclie Institute, Vereinigungen, Stiftungen und Genossen- 
BchafteA in Hinsicht auf die dnrch sie besorgten Werke, 

c) Übersetzer in Hinsicht auf ihre Übersetzung. 
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Bei Weriien, welche durdi Beitri«e Ton melirereii Uitarbeiteni her- 
gestellt sind, erhält ausserdem jeder Bitarbeiter das Urheberrecht »a den 
TOD ihm gelieferten Beiträgen, insofern nichts anderes ausbednngen ist. 

Auf die unter & und b dieses Artikels angeführten Berechtigten findet 
der zweite Abschnitt des Artikels 13 keine Anwendnng. 

Art. 3. Bei Werken, die ohne den Nomen eines Urhebers oder nnt«r 
einem Pseudonym durch den Druck Teryielfälti^ worden sind, wird der Ver- 
leger und, wenn auch dessen Name auf dem Titelblatt oder bü Ermangelnng 
eines solchen auf dem Umschlag nicht ang^ebon ist, der Bmcker üb Ur- 
heber angesehen, bis dass ein anderer sich gemäss Art. 10 und 11 ohne 
B4<Äsicht auf die in Art. 10 festgesetzte Einsendnngsfrist als Berechtigter 



Art. 4. Ausser in den von der Begierang bestimmten Fällen besteht 
kein Urheberrecht an Q-esetzen, Beschlüssen, Verordnungen oder anderen 
Bestimmungen in Wort oder Schrift, die dnrck irgend eme Öffentliche Be- 
hCrde zar allgemeinen Kenntnis gebracht werden. 

Art. 6. Zum Recht des Urhebers gebOrt du ausschliessbche Bedit, 
durch den Dmck Übersetzungen zu TcrQffentlichen: 

a) von seinen nicht durch den Dmck veröffentlichten Werken nnter 
Einschluss seiner mOndlichen Vorträge; 

b) von seinen darch den Dmck TerDffenÜichten Werken, wenn er sich 
bei der Originalaosgabe auf dem Titelblatt oder bei Ermangelong 
eines solchen auf dem Umschlag des Werkes das ansachliräsliche 
Becht fbr eine oder mehrere bestimmt genannte Sprachen i.os- 
drücklich rorbehilt nnd seine Übersetzung innerhalb dreier Jiüire 
nach dem Erscheinen des Originals durch den Dmck TerOffent- 
licht hat. 

Bei Werken, die ans Torschiedenen Teilen oder Lieferungen bestehen, 
wird diese Frist für jeden Teil oder jede Lieferang besonders berechnet 

Art, 6. Bei gleichzeitiger TerOffentlichnog desselben Werkes in Ter- 
schjedenen Sprachen wird nur eine Ausgabe als die ursprüngliche angesehen. 
die übrigen gelten als Übersetzungen. Der Verfasser ist berechtigt, auf 
dem Titelblatt oder bei Ermangelung eines solchen auf dem Umschlage an- 
zugeben, welche Aasgabe er als die niBprOngUche ansieht. 

Bei Ermangelung einer derartigen Angabe wird die Ausgabe in der 
Hnttersprache des Verfassers als die ursprüngliche angesehen. 

Art. 7. Das Urheberrecht an durch den Druck Terüffentlichten WeAen 
verhindert nicht, dass daraus zur Ankündigung oder BeDrt«iInng Cilate in 
andere Werke aufgenommen werden. Falls die Quelle genannt wird, ist es 
gestattet, Berichte oder Aufsätze ans Tages- nnd Wochenblättern abzu- 
drucken, es sei denn, dass das Urheberrecht an der Spitze eines solchen 
Berichtes oder Aufsatzes ausdrücklich vorbehalten ist und ausserdem den 
Bestimmungen in Art. 10 entsprochen wird. 

Art. 8. Das Urheberrecht an mündlichen Vorträgen verhindert nicht die 
Berichterstattung über Verhandlangen in einer öffentlichen VerMmmInM. 

Art. 9, Das Urheberrecht wird als bewegliche Sache betrachtet. Es 
ist ganz oder geteilt abtretbar nnd überträgt sich durch Erbfolge. £s nnte> 
liegt nicht der gerichtlichen Beschlagnahme. 

§ 2. Bedingungen zur Ausübung des Urheberrechts an durch 
den Druck vervielfältigten Werken. 

Art. 10. Das Urheberrecht an einem durch den Dmck vervielfältigten 
Werk erlischt, wenn der Urheber, Verleger oder Dmcker nicht zwei Exem- 
plare des Werkes mit eigenhändiger Unterschrift auf dem Titelblatt oder 
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mingels einea solchen auf dem Umschlage unter Angabe seines Wohnsitzes 
und des Zeitpunktes der VerSSentlichong innerhalb eines Honata nach der 
TeTOtFentlichnnK bei dem Departement der Justiz einsendet, bei Über- 
letznngen mit Beachtang der im Art. 5 h gestellten Frist. 

Bei der Einsendung mnss eine dareh den Drucker unterzeichnete Er- 
kllnmg beigefügt werden, das» das Werk in seiner im Qebiete des Reiches 
liegenden Drackerel gedruckt ist. 

Art. 11. Das Departement der Justiz giebt dem Einsender eine mit 
Datum versehene Empfangsbescheinigung. 

Ein Duplikat dieser Bescheinigungen wird bei dem Departement auf- 
bewahrt und in ein Register eingetragen, von dem jeder kostenlos Einsicht 
nehmen und auf seine Eechnnng einen Auszug oder Abschrift erhalten kann. 
Ton den eingesandten Werken und Übersetzungen wird monatlich ein Ver- 
seichnis in der Nederlandsche Staatscoarant bekannt gegeben. 

Art. 13. Das aosschliessUche Recht, dramatische oder dramatisch-musi- 
kalische Werke anfznflüiren oder darzustellen, geht verloren, sobald die 
Werice durch den Druck vervielffltigt worden sind, wofern nicht der Ver- 
fuser bei der ursprünglichen Ausgabe auf dem Titelblatt oder in Er- 
mangelung eines solclien auf dem Umschlag des Werkes sich die Berechtignag 
hienu ausdrücklich vorbehält. 

g 8. Daner des Urheberrechts. 

Art 18. Das Uriieberrecht an durch den Druck rerttfFentlichten Werken 
dauert 50 Jahre nach der ersten Herausgabe ond zwar vom Datum der in 
Art. 11 erwähnten Empfangsbescheinigung ab. Wenn der Urheber diesen 
Zeitraum überlebt und sein Recht keinem andern abgetreten hat, so behält 
et es lebenslang. 

Art. 14. Das Urheberrecht an nicht durch den Druck TerQffentUchten 
Werken, mündliche Yorträge einbegriffen, gilt während der Lebenszeit des 
Cihebers und noch 80 Jahre nach seinem Tode. 

Art 16. Das ansschtiessUche Recht, dramatisch -musikalische oder 
dnmatische Werke aufzuführen oder darzustellen, dauert: 

1. fflr nicht durch den Druck veröffentlichte Werke während der 

Lebenszeit des Urhebers und 80 Jahre nach seinem Tode; 
S. für durch den Druck veröffentlichte Werke, bei denen die ans- 
schliessliche Berechtigung vorDehalten wurde, zehn Jahre vom 
Tage der in Art 11 erwähnten Empfangsbescheinigung ab ge- 
rechnet. 
Art 16. Das ausechliessliche Recht, Übersetzungen durch den Druck 
in TerBffentlichen, dauert: 

1. für nicht durch den Druck verOfCentlichte Werke, mündliche Vor- 
träge einbegriffen, solange das Urheberrecht an denselben besteht; 

2. für durch den Druck veröffentlichte Werke fünf Jahre von dem 
Datum der in Art. 11 erwähnten Empfangsbescheinigung ab ge- 
rechnet 

Art 17. Bei Werken, welche aus verschiedenen Teilen oder Lieferungen 
bestehen, wird die Dauer des Urheberrechts für jeden Teil oder jede Lieferung 
besonders berechnet. 

§ i. Schutz des Urheberrechts. 

Art 18. Unbeschadet der Ansprüche nach gewöhnlichem Becht, die 
■Dijedet Verletzung des Urheberrechts hervorgehen, wird derjenige, welcher 
ibaichtlich das Urheberrecht verletzt, mit Oeldbusse von mindestens 50 Cents 
Vi» höchstens 2000 Gniden bestraft. 
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Die dnrch Missbranch des tTrheberrectits erlangten Exemplare, wie die 
dem Schuldigen zugehaneen Platten, Fonnen und Hatrizeo, welche nu 
widerreclitljchen VarvielfiUtigniig gedient tutbeo, iinterli«^n der EinuehnBg 
zu Qonsten dos StiuLt«8. 

Art. 19. Wei ein Werk, durch wclchea das Urheberrecht eines anderen 
Terletit wird, mit Eeuitnis dieser Thataache Torbreitet oder Öffentlich aont 
Kaufe anbietet, wird mit Oeldbnsse Ton 50 Cents bis 600 Oulden bestraft 

Die durch Yerletzuig des Urheberrechts erUogten Exemplare werden 
zu Qonsten des Staates eingezogen. 

Art. 20. Die in Art. 18 und 19 angegebenen Vergehen werden nnr anf 
Elagantrag derer, gegen die sie gerichtet sind, verfolgt, 

Art. 21. Die infolge der Art. 18 und 19 eingezogenen Exemplare werden 
an den Urheber oder seine Erben abgegeben, wenn diese sich binnen acht 
Tagen nach erlangter Bechtskraft des Urteils auf der Oerichtsschreibarei 
(ter grilSe) daza melden. Andernfalls werden diese Exemplare TSnüchtet. 

Hat der Siebter in einer Civilklage auf Schadenersatz zu entscheiden, 
BO soll er dabei den Wert der an den Berechtigten abgelieferten Exemplan 
so Tiei als müglich in Anrechnnng bringen. 

Art. 22. Urheber oder deren Becbtsinbaber Icünnen Exemplare, die in 
Widerspruch mit ihrem aDsschliesalichcn Recht dnrch den Druck veröffent- 
licht worden sind, mit Beschlag belegen und Übergabe oder Vernichtung 
fordern. Diese Beschlaglegung kann nicht anf einzelne im Besitse von 
Friratpersoncn befindliche Exemplare erstreckt werden, wenn dieselben mit 
derartigen Artikeln keinen Handel treiben und sie zum eigenen Gtebrasch 
erlangt haben. 

Die Art 722 bis 726 des bOrgerlichen Qesetzbuches sind anf diese Be- 
schlaglegung anzuwenden. 

Art. 23. Bei Aufhebung der Beschlagnahme kann der Beschlagnehmer 
zur Ve^fOtung von Kosten, Schaden und Interessen TemrteiJt werden. 

§ 6. Übergangsbestimmungen. 

Art 21. Das YerrieUiltigiuigsrecht oder irgend ein anderes Ilech t 
dieser Art, welches jemand unter einer früheren Q«eetEgebung erhalten hat, 
bleibt zu Recht bestehen, falls der Berechtigte innerhalb eines Jahres nach 
dem Inkrafttreten dieses Gesetzes beim Departement der Justiz Anzeige 
davon macht Artikel 18—28 gegenwärtigen Gesetzes alod aaf dieses Becbt 
anwendbar. 

Art. 26. Kein Urheberrecht an einem vor dem Inkrafttreten dieses 
Gesetzes dnrch den Druck veraffentlichten Werk, welches auf Qrand der 
frilheren Gesetzgebung dem Vervielfältigun garecht nicht unterlag oder fftr 
welches die zur Zeit verlangten Formalitäten nicht gehörig beobachtet 
worden sind, kann beansprucht werden, falls nicht der Urheber, Verleger 
oder Umcker binnen einem Jahre nach dem Inkrafttreten dieses Gesetzes 
zwei Exemplare mit der eigenhändigen Unterschrift auf dem Titelblatt oder 
in Ermangelung eioes solchen auf dem Umschlag bei dem Departement der 
Justiz unter Angabe seines Wohnsitzes und des Zeitpunktes der ursprDag- 
lichen Veröffentlichung einsendet 

Dieser Zeitpunkt gilt als Anfangspunkt bei der Berechnnng der Danet 
des Urheberrechts vorbehaltlich des Gegenbeweises. 

Das in diesem Artikel angezogene Urheberrecht kann nicht geltend ge- 
macht werden auf Werke, die bereits vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes 
angefangen oder beendet und zu jener Zeit frei waren. 

Art. 26. Das Departement der Justiz giebt den in Art. 34 und 26 be- 
zeichneten Einsendern eine Besdieinigung mit dem Datnm des Bhnpfangas. 



■ Google 



Eis DDpUkat dieser Bescbeisigung wird bei dem Departement aufbe- 
wahrt and in ein Kcgister eiogetragcD, Ton dem jodennann kostenfreie Ein- 
sieht nehmen nnd anf seine Kosten Aneiflge oder Abschrift erhalten liann. 

Ton den eingesuidten Eintra^ngen nnd Werken wird monatlich ein 
Verzeichnis in der Nederlandsche Staatacoarant TerOffent licht nntet ÄnMbe 
defl durch den EäBsender angefallenen Zeitpnnktea der nrsprOnglichen Yer- 
Effentlichnng der eingesandten Werke. 

g 6. SchlntBbestimmnngen. 

Art. 27. Dieses Qesetz gilt für in den Niederlanden ond Niederländiach- 
ladien durch den Druck TerOffentlichte Werke, femer auch fäi nicht durch 
den Dmck veröffentlichte Werke, wenn sie tob in den Niederlanden oder in 
NiederUndiacb-Indien wohnhaften Urhebern herrttbren, einschliesslich der in 
den Niederlanden oder Niederländiscb-Indien gehaltenen joUndlichen Vorträge. 

AiL 28. Dieses Gesetz hat anch verbindliche Kraft für Niederl&ndisch- 
Indien. Die daselbst durch den Druck veröffentlichten Werke müssen an 
den Direktor der Justiz eingesandt werden, durch, dessen Vermittelnng die 
Bekannt^be in der Javasche Coarant erfolgt und auf dem im äbrigen die 
durch dieses Gesetz dem Departement der JosLia aufgetragenen Obliegen- 
heiten rohen. Die NederlandÄche Staatscoorant nnd die Javascbe Conrant 
gehmen gKenseitig die Bekanntmach nngen so schnell als mOglicb in ihre 
galten anfT 

Im Falle des Art. 22 gelten fOr Niederländisch-Indien die gleichartigen 
Bestinunmngen der daselbst geltenden Beglementa mit Beobachtung des 
Unterschiedes, welcher zwischen der Oosetzgebong fUr die Europ&w nnd 
die üueu Qleicbbercchtigten und für die Eingeborenen nnd ihnen Gleich- 
berechtigte besteht. 

Kein Urheberrecht kann an einem Werk, welches vor Inkrafttreten dieses 
Qesetzes in Niederltuidisch-Indien durch den Druck verBlTentlioht worden ist, 
aoage&bt werden, wenn nicht hinsichtlich des Werke« den Bestimmungen 
des Art. 26 entsprochen wird. 

Art. 29. Alle früheren gesetzlichen Bestimmungen Aber Terrielf ältigangs-, 
Cbersetznuga-, Aufftkhrungs- und Daretellnngarecht sind aufgehoben. 

Art. 30. Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1882 in Kralt. 



Norwegen. 

Gesetz vom 4. Juli 1893 Dber das Urheberreclit 
und Aber das Recht an Kunstwerken. 

Er^vr Abeohnitt: Über iaa UrhrivrroeM an lÜUtrariaohmt Werktn. 

Kapitel I. Begraitdnng, Inhalt und Gegenstand 
des Urheberrechts. 

§ 1. Dar Urheber einer Schrift bat mit den in Lesern Gesetz he- 
stiMMten Einschrftnknngen das ausschliessliche Recht >nr TerOffentlichung 
detsdbea durch Abschrift, dureh Vervidfältigntig auf mechanischem oder 
ehflmiBchen Wege, dnreh dramatische — einschUessUeh mimische — Dar- 
Rtdhing «der dorch Vorlesung oder andere dnreh sprachliche Mittel Tor- 
) Wiedergabe. Die SlTmtliche Vorlesnng oder Bedtatfon eines 
I Werkes, weldie niebt de« Cbarakt« ein«r dramatischen Dai^ 
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stellang b&t, ist jedocli zulässig, sofern der Urheber saldie nicht auf dem 
Titelblatt oder za Änfsng des Werkes tmtersagt hat. 

§ 2. Ebenso hat der Urheber das ausschliessliche Becht, aaf beliebige 
Weise zu TerOffentlicben: a) raOndliche Vorträge; b) musikalische Komposi- 
tionen (die öffentliehe AuifOhrung erschienener ransikalischer Kompositionen, 
Teiche nicht den Charakter einer dramatischen Darstellnng hat, ist jedoch 
znlässig, Bofem nicht der Komponist auf dem Titelblatt oder zn. Ant>ng 
des Werkes solche AufFührung verboten hat) ; c) mathematische, geographische, 
topographische, natarwisaenschaltliche, techDiscbe nnd ähnliche Zeichanngen 
und graphische oder plastische Abbildungen, die nach ihrem Hauptzweck 
nicht als Kunatvrerke anzusehen sind. 

§ 8. Die Heraasgeber von Zeitungen oder anderen periodischen Weriten 
oder Ton Werken, die ans selbständigen Beiträgen verschiedener Hitarbeitei 
bestehen, haben dasselbe ausschliessliche Becht zur VerOtfentUcliaDg des ge- 
sammelten Werkes, welches den Urhebern zusteht. Der Urheber des einzelnen 
Beitrags behält, soweit nicht anderes ausgemacht ist, sein Urheberrecht 
an letzterem. 

§ 4. Keine Übersetzung eines Werkes aus der Schriftsprache in eine 
der Hondarten derselben oder umgekehrt aus einer der Mundarten in eine 
andere ^~ in welcher Beziehnng das Norwegische, Schwedische und Dänische 
als Mundarten derselben SpracLe betrachtet werden — darf ohne Erlaubnis 
des Inhabers des Urheberrechts TerQfFentlicht werden. Erscheint ein Werk 
gleichzeitig oder doch im Laufe oines Jahres rechts^tig in nLehreroi 
Sprachen, so darf keine Übersetzung desselben in irgend eine dieser Sprachen 
ohne Erlaubnis des Inhabers des Urheberrechts TerOCFentUcht werden. Im 
Übrigen darf niemand innerhalb 10 Jahren nach Ablauf desjenigen Jahres, 
iu welchem das Originalwerk zuerst erschienen fst, ohne Er^ubnis des In- 
habers des Urheberrechts eine Übersetzung des Werkes TerOffentlichen, Bei 
Werken, welche in Lieferangen erscheinen, werden vorbenannte Fristen von 
1 beziehentlich 10 Jabren von der Ausgabe der letzten Lietemug des 
Originalwerkes an gerechnet. Bei Lieferungen, die aus mehreren in Zwischen- 
räumen erschienenen Bänden bestehen, sowie bei Mitteilungen oder Heftes, 
die ron litterariscben oder wissenschaftlichen Gesellschaften oder ron einzelnen 
Personen herausgegeben werden, ist jeder Band, jede Mitteilung oder jedes 
Heft hinsichtlich der Berechnung benannter Fristen als ein einzelnes Werii 
zn betrachten, 

S B. Mit den sich ans den Bestimmungen des Torhei^ebenden Fftra- 
g^apben ergebenden Einschränkungen, hat detjenige, welcher ein Werk aus 
einer anderen Sprache übersetzt, mit Bezug auf seine Übersetzung dasselbe 
Becht wie ein Urheber. 

§ 6. Wenn ein Werk Ton mehreren Terfasst ist, ohne dass der Beitrag 
jedes einzelnen ein selbständiges Qan^es bildet, ist zur ersten YerOfFentlichung 
die Erlaubnis sämtlicher Urheber erforderlich, soweit letztere nicht vorher 
anadrficklich oder stillschweigend für die Ansarbeitnng erteilt ist. Dasselbe 
j^lt, wenn es sich darum handelt, ein Werk auf andere Weise zn ver- 
öffentlichen, als dies früher geschah, z. B. durch Übertragung anstatt Druck 
oder umgekehrt. Wenn das Urheberrecht an einem Werk durch Erbschaft 
an mehrere in ihrer Gesamtheit fibergeht, so steht das Becht, Bestimmungen 
tkber die erste Veröffentlichung oder über die YerOffentllchnng auf andere 
als anf die früher geschehene Weise zu treffen, demjenigen zu, welchem 
der Urheber dieses Becht testamentarisch znerteilt hat. Ist keine solche 
testamentarische Bestimmung erlassen, so fällt das Becht seinem über- 
lebenden — nicht geschiedenen oder separierten — Ehegatten oder, wenn 
ein solcher nicht rorhandan ist, allen seinen Erben in ihrer Gesamtheit zn, 
deren einstimmiger Erlaubnis es in solchem Falle bedarL Wenn die Yer- 
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Sffffltlichoiig rechtsgütig Htattgefanden h&t, k&nn jeder der Terachiedenen 
Urheber oder Erben, aofem nichta anderes ausgemacht ist — oder mit Bezug 
ftuf die Erben durch giltiges Testament festgesetst ist — die erneute Yer- 
flfentlichung des Werkes an( dieselbe Weise verlangeo. Ist das Becht zur 
VerUffentlichnng durch Übertragung oder fiechtsuachfolge an mehrere in 
ihrer Qesamtheit fibergegangeo, so kann jeder der Berechtigten die Ver- 
Sffentlichnng des Werkes beanspruchen. Wenn Uneinigkeit darüber, anf 
welche Weise oder unter welchen Bedingnngen die TerQfrentlichnng ge- 
acbehen soll, besteht, anch keine Erklärang hierüber Ton einem der Be- 
rechtigten erlang werden kann, kann jeder derselben die Sache Tor das 
Gericht nach Chnstiania bringen. Findet das Gericht, dass die in der Sache 
Torkommendcn Änfkl&rangen keinen hinreichenden Anhalt znr Beurteilung 
darüber geben, welche Vera ffentlichungs weise zu wählen sei, so hat dasselbe 
auf eigene Hand durch sachkundiges Gutachten oder anf andere Weise die 
znr Enedigon^ der Frage nötigen Aufklärungen zn TerschafTen. Der durch 
die Yeröffentlichung erzielte Ertrag wird gemäss dem zwischen den Be- 
rechtigten bestehenden Bechtaverhältnis verteilt. Haben die Terschiedeneu 
Urheber eines Werkes nicht verabredet, in welchem Verhältnis jeder der- 
selben des Urheberrechtes teilhaftig werden soll, so werden dieselben als 
gleichberechtigt angesehen. 

§ 7. Bei dramatisch-musikalischen Werken, sowie bei Musikwerken zu 
denen Text gehSrt, kommen die Bestimmungen des § 6 znr Anwendung, 
soveit dieselben die gemeinsame Darstellung, Aufführung oder Herausgabe 
Ton Test und Musik betreffen. Einzel-Yerüffentlichung des Textes und der 
Masik kann beziehungsweise der Testurheber und der Musikkomponiat anf 
eigene Hand bewerkstelligen. Dementsprechend e Bestimmungen gelten für 
Bulette, Fantominen und ähnliche Werke, zu denen besondere Husik gehört. 

§ 8. Gesetze, administrative Bekannbnachtingen, Gerichtsentscheidungen 
nnd ähnliche Aktenstücke bilden keinen Gegenstand eines Urheberrechts. 
Dasselbe gilt von schrittlichen und mündlichen Yerhondlungen bei kon- 
stitaüonellen, kommunalen, kirchlichen oder anderen öffentlichen Yertretnugen, 
sQirie bei öffentlichen politischen oder ähnlichen Yerhandlnngen, 

Kapitel IL Übergang des Urheberrechts anf andere. 

§ 9. Der Urheber kann das YerOffentlichungsrecht seines Werkes ganz 
oder teilweise übertragen. Die Übertragung des YerOffenttichongs rechts 
aof eine bestimmte Weise (Druck, Darstellung etc.) verleiht dem Erwerber 
nicht das Becht, die Veröffentlichung auf andere Weise vorzunehmen oder 
Übetsetzongen oder Bearbeitungen za veranlassen oder zuzulassen. Der 
Erwerber hat kein Becht, das Werk ohne Erlaubnis des Urhebers in ver- 
indertnr Gestalt zu veröffentlichen. Sofern nicht anderes ausgemacht ist, 
hat der Verleger kein Becht, melir als eine Auflage zu TerOfientlichen, 
welche ausser den im ersten Absatz des § 3 benannten Fällen 1000 Exem- 
plare nicht übersteigen darl Solange die Übertragene Auflage nicht ver- 
griffen ist, hat der Urheber kein Becht znr Veranstaltung einer neuen Auf- 
lage. Sofern der Urheber oder der Verleger unberechtigter Weise eine 
neue Auflage veranstaltet oder sofern der Verleger die abertragene Auflage 
in einer ^össeren Anzahl Exemplare abdruckt, als wozu er berechtigt ist, 
koDunen die in den §§ 16, 17 und 10 gegen unrechtmässige Vervielfältigung 
vorgeschriebenen Bestimmungen znr Anwendung. 

g 10. Derjenige, welchem ein Urheber das Becht zur Darstellung 
eines dramatischen — einschliesslich mimischen — oder eines dromatisch- 
musilcalischen Werkes oder dos Becht zur Öffentlichen Aufführung eines 
Musikwerks übertragen hat, ist mangels anderer Abmachung berechtigt, 
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dft9 Werk fiberall nnd ao oft es ihm beliebt, darstellen oder anffohren zn 
lassen, kann aber dieses Becht nicht anf andere öbertrag-en. Eine derartige 
Übertragung soll, wenn nicht anderes ausgemacht ist, kein Eisdemis dafür 
ab^ben, dass der Urheber das gleiche Bccht auf andere flberträgt oder 
das Werk selbst darstellen oder anSfUtren llsst. Des weiteren aoU eg, 
selbst wenn jemandem das ansschliessliche Recht anr Darstellung oder Anf- 
fObmng ttbertragen wurde, dem Urheber nnd seinen Erben, aber keinen 
anderen etwa in sein Recht Eingetretenen, freistehen, das Darstellongs- oder 
Aufführungsrecht anderen zq Übertragen oder das Werk selbst darsteUen 
oder aaffübren zu lassen, Hofem derjenige, welchem das ausschliessliche 
Becht ttbertragen war, das Werte innerhalb 6 aufeinanderfolgendea Jahren 
nicht zur öffentlichen Darstellung oder Aufföhmng gebracht hat. 

g lt. Beim Tode des Urhebers konunen die älgemeinen Bcstimmnitgen 
der Erbgeset^gebnng auf sein Becht znr Anwendung. Hinsichtlich sol<£er 
Werke, die zu Lebzeiten des Urhebers nicht Terüffentlicht sind, kann der- 
selbe testamentsrisch bestimmen, dass deren Yerilffentlichung während einer 
gewissen Zeit — jedoch nicht ober 50 Jahre — nach seinem Tode nicht 
stattfinden darf, sowie, wer bereehtigt eein soll, die Einhaltung einer solehen 
Bestimmung zu fiberwachen. Die mit Gesetz vom 12. Oktober 1857 fiber 
TOrschoIlene oder andere abwesende Personen erlassenen Bestimmungen 
kommen auch auf das Urheberrecht in Anwendnng. Wenn ein Werk tob 
mehreren yerfasst ist, ohne dass jeder einzelne Beitrag ein selbständiges 
Ganzes ausmacht, ^eht des einzelnen Mitarbeiters Beitrag, sofern er ohne 
Erben oder ohne sein Becht abgetreten zu haben, stirbt, an die lUtarbeiter 
oder deren Bechtsnachfolger über, jedoch vorbehaltlich des Ereditorenrechu 
gemäss § IS. Wenn im übrigen nach des Urhebers Tod keine zum Urheber- 
recht berechtigte Person Torlianden ist, steht das Becht zur TerSffentlicbnng 
des Werkes aOen offen. 

3 12. Solange ein Werk nicht durch Herausgabe oder Bffraitliche Dai- 
steliung oder Anfföhrung veröffentlicht ist, können Gläubiger des Urhebers 
oder der Erben desselben nicht anf irgend eine Art oder dnrch besondere 
Bechtsverfolgung die ErmächtigUEg zur Veröffentlichung des WeAes oder 
die VerfUgong aber des Urhebers Manuskript erwerben. Ebensowenig kOnnen 
die Olänhiger des Urhebers bei seinen Lebzeiten anf solche Weise das Becht 
zu erneuter Veröffentlichung eines schon TerSffentlichten Werkes erwerben, 
während nach seinem Todo das Hecht zu solcher erneuten TeröffentUchung, 
welches seinen Erben zugefallen ist oder ibnen, wenn er Erben lunterlassen 
hätte, zugefallen wäre, in seine Nachlass-Masse übergeht nnd somit in gleicher 
Weise, wie seine übrigen Hinterlassensch^ten, bei Vorkommen zur Befoedi- 
gnog seiner Gläubiger angewandt wird. 

Kapitel m. 

Verletzung des Urheberrechts nnd deren Terantwortang. 

§ 13. Das einem Urheber oder anderen infolge dieses Gesetzes zn- 
stehende alleinige Becht zur Veröffentlichung eines Werkes wird nicht nnr 
durch unveränderte Wiedergabe des Werkes verletzt, iondem auch dnrch 
solche Wiedergaben, durch welche Verkürzungen, Hinznftt^ungen oder Um- 
arbeitungen vorgenommen sind — einschliesslich Drajuatisicinng oder andere 
Übertragung aus dner litterarischen oder künstlerischen Gestalt in eina 
andere — , sofern die Bcarbeitnng nicht von solcher Beschaffenheit ist, dsss 
damit ein wesentlich neues und selbständiges Work hervorgebracht ist. 

g 14. Als Verletzung des üriieberrecbts Ist nicht ca betrachten: 
a) die AuAiahine einzelner aus früher atugegebenea Werken ans- 
jener Stücke in ehi grösseres Ganze, w " ' ' " ' 

t nach ein selbständtgss Werte bildet; 
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V) die glüche Benntznng, wenn 10 Jkhn nuh AbUnf deajetiigen 

JalireB Terflossen aind, in welchem du benntzte Werk luerat er- 

Bchien, für Smirnnlnngen, die kos Werken Teracliiedener Urheber 

oder Komponisten inm kircliliehen QebraiOch oder zum Schol- 

gebrsoeh oder m Uulicham elementami Unterridit MisgesoKon sind ; 

c} der Abdruck eiiueliier, froher mDag^^eaer kleinerer Qedidite kls 

Text fOr nnuikaUaohe Eompontionen oder utl Eoniertprogrammen, 

sowie deren Benntmns »1b Text bei der Öffentlichen Anftührang 

mnsikftlischet Konpositioiien; 

iy. der Abdruck eiBsemer, Mher »mgegebeiier kleinerer Qedichte nnd 

ProBUttlcke »ia erklärender Text zu kllnatlerischen Illiutr«tioneii, 

■oferu diese letzteren ia aberwiegendem Muse beatimmend fOr 

die Bedentong des Werke« nnd nnd mindestens 2 Jahre nach Ab- 

Unf des J&hree Terguigeo Bind, in welchem die Schrift znent 

erschien. Die benutzte Q°^« soll Jedesmal genaa Angegeben 

werden. 

g 16. Als Verletrang des Üriieberrechts ist ebensowenig snznsehen der 

Abdmck oder die Übersetzung einzelner Artikel oder ifitteilnngen ans 

Zdtnngen oder Zeitschrift«) in andere Zeiton^ oder Zeitschriften, wenn 

der Nachdmck nicht beeonders Torbdialten ist. Ameh hier seil die be- 

inttte Qnelle jedesmal deatlich angegeben werden. 

§ 16. Von einem in Widersprach mit gegenwärtigem (besetz in oder 
inaaei Beichea gedruckten oder abgescbriebcDen Werk sollen alle zar Ver- 
Dffentliohnng bestimmten Ekemplare, welche hier im Reiche Torgefnnden 
werden, beschlagnahmt nad Ternichtet werden. Sofern nur ein Teil des 
Veikes eine gesetzwidrige Wiedergabe eines anderen Werkes ist, findet die 
Beschlagnahme und Vemichtnng, soweit als mOglieh, nor hlBsichtüch dieses 
Teilts statt. Ebenso sollen alle Platten, Formen und UmUchtti, ansschliess- 
licli znr Kwetswidrigen Nachshmnng KebrKBchiichen Haterialien beschlag- 
uhmt nnd Ternichtet oder doch in Bolcne Gestalt gebracht werden, dass ein 
Hissbranch derselben nicht mehr stattfinden kann. Doch kann der Beein- 
trächtigte — oder, wenn mehrere beeinträchtigt sind, diese gemeinsam — 
die Ansliefening der beschlagnahmten Oegenstinde nach SdiätzuDg rer- 
luigen. Diese Schätzung, bei welcher die Qegenstiode zo keinem uheren 
Wert tngeeettt werden dürfen, als die sa ihrer Verferti^nng erweislich rer- 
Iruehten Ansgahen, kann anf Verlangen des Beeinträchtigten Torgenommen 
«erden vor sefiier Erklärung darüber, ob er die AosUeferang der beschlag- 



uhiaten Qegenstinde verlangt. Dementsprechende Bestimmiugen kommen 
Hf die zun Gebrauch bei gesetzwidriger Öffentlicher Darstellnng drama- 
tischer oder dramatisch-musikalischer Werke oder bei gesetzwidriger Öffent- 



licher Anftflhmng musikalischer Kompositionen bestimmten Abschriften nnd 
Umliches in Anwendung. Wenn die im Torhe^ebenden erwälinten Hand- 
limgen in begrOndetem guten Qlanbeii Torgenonuueu sind, kann die Aiu- 
Ueferung oder Vernichtung der gesetzwidrig nachgemachten Exemj^are nebst 
Platten, Formen und ähnlichem nicht verlangt werden, sofern der EigentOmer 
Sorge dafOr trägt, dass dieselben bis zum AufhOren des Urheberrechts in 
tfeatUche Verwahrung genommen werden. 

§ 17. Wer Torsätuicher oder unachtsamer Weise im Widerspruch mit 
geffenwärtigem Gesetz ein Werk rerrielfältigt oder ein Werk einfuhrt, 
wddiee ausser Beiehes im Widerspruch mit einem durch dieses Gesetz go- 
wäkileisteten Alleinrecht rerrielfältigt ist, oder wer wissentlich ein im 
Widersprach mit diestai Gesetz hier im Beleb Terrielfältigtes oder ein- 
geführtes WeA verkauft, aosteilt oder aasleiht, soll, soweit er nicht durch 
Min Verttalt«D dne höhere Strafe verschuldet haben sollte, eine Busse von 
100 Us aOOO Kronen erlegen, welche Busse jedoch für denjenigen, der nur 
öantM Bbir das UriHbmMlit. ii 
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«in von einem mndem TeirieU&ltigtes Werk Teikanft, ausgeteilt oder Ter* 
liehen hat, traf 20 Kronen herabgesetzt werden kaan. Daneben soll der 
Schnldige dem oder den Beeinträchtigten allen dnrch die gesetzwidrige Ver- 
OffentUdiiuig verursachten Schaden erstatten. Diese Bretattung soll, soweit 
als möglich, nach dem Ladenpreis ftlr eine so grosse Anzahl Exemplare d«r 
letzten rechtmässigen Ausgabe berechnet werden, als erwiesea oder mii 
Wahrscheinlichkeit erachtet werden, dass Ton der gesetzwidrigen Wieder- 
gabe anSKebandigt sind, oder, wenn diese Verf ah ran gs weise unaowendbtr 
ist, weil aas Werk früher noch nicht angegeben war, oder aus anderem 
Oronde, nach soweit als möglich dementsptechenden Begeln. Die gesetz- 
widrige Nachmachong ist TolUührt, sobald ein Exemplar der unbeiechtigten 
Ausgabe fertig vorliegt. 

i IB. YarsätzU(£e oder anachtsame unreditmässige affontliche Dar- 
stellung dramatischer oder dramatisch-musikalischer Werke, Verlesnog, Anf- 
fahmng musikalischer Kompositionen oder Benutzung eiaes Textes zu solcher 
Anffiihmng wird mit Bussen von 20 bis 500 Kronen bestraft. Ausserdem 
■oll der Schuldige dem oder den Seein trächtigten vollständige Erstattung 
des Schadens leisten, welchen letzterer oder letztere hierbei erlitten zu haben 
erachtet werden. Diese Erstattung darf in keinem Fall auf einen niedrigere, 
als den bei einer solchen Darstellung, Verlesung oder Aufführung erzielten 
Nettoertrag festgesetzt werden, oder wenn die unrechtmässige BenutzUBK 
TOD Werken nur einen Teil solcher Darstellung, Yerlesnng oder Aoffttknug 
ausgemacht hat, auf einen rerb&ltnismässigen Teil davon. 

g 19. Wer in begründetem guten Qlauheu die in den gg 17 nsd 18 be- 
nannten Handlungen vorgenommen hat, ist der in diceen Faragraphea ge- 
währleisteten Verantwortung nicht unterworfen, soll aber dem Beeintrachtigtei 
entrichten, was er hierbei gewonnen zu haben erachtet wird. 

§ 20. Wer vorsätzlicher oder unachtsamer Weise die in den §§ 14 und 
15 vorgeschriebene Quellenangabe unterlässt, wird mit Busse tob 2 bis 
100 Kronen bestraft Erstattungspflicbt und Beschlagnahme tritt in sokbem 
FaUe nicht ein. 

Kapitel IV. Erlöschen des Urheberrechts. 

J 21. Das Urheberrecht währt während des Urhebers Lebzeiten und 
fiO Jahre nach Ablauf desjenigen Jahres, in welchem er verstorben ist. 
Wenn ein Weric von mehreren verfasst ist, ohne dsss der Beitrag jedes 
einzelnen als ein selbständiges Oaazes hervortritt, sind die &0 Jahre von 
Ablauf des Todesjahres des Längstlebenden an zu rechnen. Sofern das 
Werk veröftentlicht ist, ist jedoch hierbei nur BUckaicht auf die Urheber 
aa nehmen, die auf dem ausgegebenen Werk oder bei dessen AffenUidier 
Darstellung oder Autftthrung genannt sind. 

§ 2S. Anonyme und pseudon;me Werke, sowie Weri^ an denen wissen- 
aehaftliche Liatitutionen oder Qesellschaften mit Bezug auf § 8 dasselbe 
Beeht wie Urheber erwerben, geniessen Schutz ge^^eu unberechtigte Wieder- 
gabe während SO Jahren von Ablauf das Jahres an, in welchem sie aneisC 
TerttSentlicht wurden. Doch soll für anonyme und psendoiiyme Wedce der 
volle in § 21 gewährleistete Schatz eintreten, sofern der Name des Urhebers 
TOT AblMof jener öO Jahre von ilim selbst oder einem hiena BareehtigteD 
knndgethan wird, entweder auf einer neuen Ausgabe oder doicli eilte nach 
den Ar Proklamata festgesetzten Regeln erlassene Bakumtnaohang. Solcbe 
Namenskundmachfuig kann Bach des Urhebers Tod mit BechtskrÄft mm tob 
demjenigen vorgenommai werden, welcliem das Becbt xosteht, tibex die entt 
VerOffeDtlichimg des Wnkes mit Bezug auf § 6, Eweitu Absats, Bestimaug 
I« treffen, oder wenn kein solcher vorhandot ist, von simtlii&w Erben 
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§ 33. Wenn die im enten Absatz des § 22 benkonten Werice in 
mehraren Abteiinngen henHugefeben sind, durch ihren gegsnaeitigen Zu- 
SNuneiihang aber ein Ganses Kumachen, soll die Frist von ßO Jaluen von 
Ahl&nf des JaJue* an gerechnet werdon, in welchem die leiste Abteilung 
loerst heTansgegeban wurde, wenn nicht zwischen dei Herausgabe einzelner 
Abteilongeu ein Zeitraum tou ttber 8 Jahren rerilossen ist, in welchem Talle 
die Frist ffir die früher herausgekommenen Abteilungen von Ablauf des 
Jahres an gerechnet wird, in welchem die letste derselben heraoekam. 

§ S4. Offentliebe Verlesung oder Becitation eines aoag^benen Werkes, 
welche nicht den Charakter einer dramatischen Darstellung hat, ist zulässig, 
wenn 8 Jatire nach Ablauf des Jahres, in welchem das Werk zuerst heraus- 
g^ommen ist, rerflossen sind. 

Zaeiter Abaohnitl: Übar das Recht an Kanatmerkm. 

§ 26. Ein Kflnstler hat mit den sich aus diesem Q-eaetz ergebuden 
Einschränkungen das ausschlieesliche Becht, Wiedergaben seines Original- 
kunstweriu abzugeben oder auf andere Weise zu veröffentlichen. Dies gilt, 
ob nun die Wiedergabe eine vermittelnde künstlerische Thätigkeit Torans- 
setzt oder auf reju mechaniscliem oder chemischem Wege erfolgt. 

Ebensowenig darf jemand ohne Erlaubnis des Künstlers zu einem Bau 
dessen Original-Bauzeichnungen oder die Zeichnungen, Modelle nsw. be- 
BDtien, welche danach ausgeftUirt sind. 

§ 26. Wer rechtmässig ein Originalkonstwerk in einer anderen Konst- 
foim viederg^eben hat, bat mit Bezug auf diese seine Wiedergabe dasselbe 
Becht, wie der Erzeuger eines Originukunstwerks. 

§27. Ist ein Kunstwerk durch freie Zusammenarbeit mehrerer berror- 
gebracht, ohne daas des einzehien Beitr^ ein selbstiudiges Qanses ans- 
midit, ist die Erlaubnis aller Hitarbeiter zur Veröffentlichung von Wieder- 
gaben des Werkes oder so solcher Benutzung erforderlich, wie im zweiten 
Abschnitt des g 25 erwähnt. Ist das Becht eines Khnstlers durch Erbe auf 
mehrere gemeinsam üborgegangen, so ist gleichfaUs die Erlaoboia aller Be- 
rechtigten zu solcher Verö^ntuchnng oder Benutzung erforderlich. 

§ 28. Das einem KUustlei nach den varheTEehenden Paragraphen zn- 
konunende Becht kaoa er ganz oder teilweise auf andere ftbertra^n. Wenn 
nicht anderes ausgemacht ist, ist in der Übertragung selbigen Werkes das 
Becht, Wiedergaben desselben zu TerOfCentlicheu, nicht inbegriffen, soadem 
dieses Becht steht dem Ktinstlei auch ferner in. Bei bestellten Porträts 
•der Porträtbüsten kann dieses Recht jedoch ohne des BesteUers Erlavbnis 
lieht ansgeUit werden. Die Übertragung dee Bedits zur Nadunaehuag 
«inae Kunstwerks durch bestimmte Mittel oder auf eine bestimmte Welse 
gewährleistet dem Erwerber nicht das Bedit zur Wiedergabe durch andere 
Kittel oder aal andere W^e. Auf Verlagsverträge Ober Vervielfältigiiag 
eines Oiiginalkunstweiks finden die Bestimmungen in § 9 eotsprechende An- 
wendung. Ist ein Kuustwei^ in einem der in g 8 benannten Werke ver- 
iffentlieht, behält der Konstler, wenn nicht anderes ausgemacht ist, das 
Ailemrecht zur Heraiugabe desselben auf andere Weise. 

% 29. Beim Tode des KAnstlere komme« die in § II angegebenen Be- 
sünunangen auf sein Becht in Anwendung. 

S 80. SoUage aia Kflnttler nicht dnrdi VsrtuufsangcA>ot seines Werkes, 
durch MentHehe AnsatellDag dessdben oder oaf aadere Welse zu wlfauen 
gegeben hat, das« ar dasselbe als fertig and smr VerDflenÜlohung bestimmt 
betrachtet, kSanei Mine GlinUgra bei seinen Lebzelten a«f keine Art oder 
besondeie Beehtsvetfolgung die Befngus znm Veriiaof dassdbsn erwerhen. 
In Falle einea Streites zwischen den Erben eines verstoiboua Kttnstleis 
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nnd seiBen Glänbigem oder zwischen den Eiben unter einiod^, dftrtber, 
wdche künstleiiB^en HinterluseaachalteD — einschliesslich SkisEeo, Staditn 
und ihnliches — verkanft werden kQnnen, ohne dus berechtigte Bttduicht«n 
dadurch Tetletzt werden, kann jede der Parteien die Angel^enhdt der 
EntscheidonffdeB KircheDdepartements unterbreiten. Avt die TerOffnt- 
lichuDg TOD wiedergaben eines Kunstwerkes finden die Bestimmung^ in 
g 13 entsprechende Anwendung. 

S 31. Eine Wiedergabe oder Benutzung eines andern Enostwerks wiid 
dadoich nicht lechtmäsaig, dass dieselbe in einer anderen OrOsse oder ia 
aadereo'lUteriBlien als das Original ausKelUhrt wird. Ebensowenig vriid 
dieselbe dadurch rechtmässig, dass sie nach einer anderen Wiedergabe, selbst 
Wenn diese rechtmässig hervorgebracht ist, ausgeführt wird, oder dadurch, 
dass 'Yerändemngen, Hinznfägaogen oder Weglassongen vorgenommen werden, 
wenn nicht damit ein wesentlich neues und selbstibidiges Werk herTor> 
gebracht wird. 

§ 82. Als gesetzwidrige Naclunacbnng wird hingegen nicht angesehen, 
dass Abbildxulgeii einzelner Kunstwerke in kritische oder kunstbiatoiische 
Arbeiten zur Erklärung des Textes nnd in Verbindung mit demselboi aaf* 
genommen werden. Doch soll der Name des betreffenden KOnstlen jedes- 
mal, wo solche TerOffenÜicht sind, angegeben werden. Die Terslomnis dieser 
Bestimmung lieht Verantwortnng nach g 20 nach sich.. 

g 88. Auf eine im Widerspruch mit diesem Gesetz vorgenommene Be- 
nntzung eines Kunstwerks finden die Bestimmungen in den §§ 16, 17 nnd 1^ 
entsprechende Anwendong. 

§ 84. Das einem Künstler nach den Torhergehenden Paragraphen n- 
kouunende Alleinrecht zur Wiedergabe seines Kunstwerkes währt währand 
des Künstlers Lebzeiten und 50 Jahre nach AblanI des Jahres, in welchem 
er Terstoiben ist. Ist ein Kunstwerk durch freie Zusammen aibeit mehrerer 
Kflnstler herrorgebracht, ohne dass des einzelnen Beitrag ein selbstäBdigea 
Ganzes ausmacht, so sind die ÖO Jabie Tom Ablaaf des Todesjahres des 
Lftugstlebendeu an zu rechnen. 

DritUr Abschnitt: Allgemeine Seatimmut^en. 

§85. Gerichtliche Klage wegen Übertretung dieses Gesetzes kann nur 
Ton Beeinträchtigten vollfüErt werden. Bei Werken, welche aaoDTia oder 
paeadonjm ausgegeben sind, wird der auf dem Werk angegebene Heraus- 
geber oder Verleger, solange nicht anderes bewiesen ist, als berechtigt auch 
zur Wahmelimniig der Interessen des Urhebers betrachtet 

§ 86. Gerichtliche Klage mit Besag auf die §§ 17, 18, 19, 20, 83 und 
S6 moss innerhalb eines Jahres, nachdem die Eechtsverietzang zur Kenntnis 
des Beeinträchtigten gelangt ist, angestrengt werden, sowie in jedem Falle, 
soweit StrafTerorteilniig in Präge kommt, innerhalb zwei Jahren und im 
ttbrigen innerhalb drei Jahren, nachdem die gesetzwidrige Handlung statt- 
gefunden bat. Gerichtliche Klage wegen Besohlagaabme n&d Vermohtnng 
ödet Auslieferung von gesetzwidrigen znr Veröffentlichung bestimmten 
Wieder|^en oder von ausschliesslich znr gesetzwidrigen ]!fscluBaohaig ge- 
bränchbchen Katerialien kann angestrengt werden, soluge Ezemplaie siMcber 
Wiedergaben oder solche Uaterialien im Beiche Torgefnnden weiden nnd 
das durch solche Wiedergabe verletzte Becht noch besteht. 

g 67. Dieses Gesetz kommt auf alle Werke norwegischer Unterthaoen, 
sowie auf Werke fremder Unterthanen, welche in norwegischem Verlag er- 
schienen sind, zur Anwendong. Als norwegisch wird ein Verlag angesehen, 
wenn sämtlicne veiantwortlichea Teilhaber der Firma oder, sofern das Ge- 
scliif t Ton einer nnTerantwortlichen Gesellschaft betrieben wird, wenn sitt- 
liche Hitglieder von dessen Vorstand festen Wohnsitz in Norwegen haben 
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Cfoter VonnsaetziiBg der GegeDseitigkeit kOnneii die BesUmmDiigeii in gegen- 
irir%em QeseU dorch kOnigUcbe Yerordnong ganz oder teilweise aof die 
TOD DnterthuiBD eines &adem Landee lierrorgebnchten Werlie anwendbar 
gemacht werden, seibat wenn diese nicht in norwegischem YerUg er- 
KfaieBen sind. 

§ 88. Dieses GFesetz, welches am I. Jaunar 1894 in Kraft tritt, kommt 
loch aaf die vor Inkrafttreten desselben herrorgebrachten oder TerOffent- 
lichten Werke mr Anwendung. Doch soll jede vor Knndmachoiig dieeea 
Qeaetiea begonttene Wiedergabe, sofern die Veröffentüchniig nach depi bisher 
geltenden Becht gesetzlich war, ferner abgegeben oder anf andere Weise 
TerCffentücht werden kOuien, selbst wenn solche VerOfFentUchang nach diesem 
Gesetz verbeten sein sollte. In gleicher Weise soll fernerhin zogclassen 
weideD die Benntzong von Formen, Steinen, Platten nnd ähnlichen nr Ver- 
TJelföltignng bestimmten Materialien, welche nach dem bisher geltenden 
Becht rechtnü^sig benatzt werden konnten, sofern deren Yerfertignng nach- 
weislich vor Knndmachnng dieses Gesetzes begrainen ist. Die Bechtsbe- 
liehmtgen, welche mit Bezog auf das bisher geltende Bocht gültig einge- 
gangen sind, werden durch dieses Gesetz nidit berührt Die durch die 
S§ 11 und 29 TOrgeschri ebenen Erbbestimmnngen kommen, wenn betreffender 
Urheber, Komponist oder Künstler verstorben ist, nnr zur Anwendnng, nach- 
dem dieses Gesetz in Kraft getreten ist. 

§ 39. Die mit Bezug auf die ältere Gesetzgebung erteilten besonders 
Privilegien und Verbote, welche noch in Kraft sind, gelten auch fernerhin. 
Dagegen werden von Inkrafttreten gegenwärtigen OesetEes an anfgehoben 
du Gesetz vom 8. Juli 1876 über den Schutz des sogenannten litterarischen 
Eigentumsrechts und das Gesetz vom 12. Hai 1877 über den Schutz des 
künstlerischen Eigentumsrechts. 

Gesatz vom 12. Mal 1877 Ober den Schutz photographlecher Bilder. 

3 1. Wer fllr eigene Bechnung eine phot<wrapbische Originalabbildnng 
nach der Natat oder eine photographisehe Abbildung eines Eunstwerkes, an 
dessen Wiedergabe niemand ein auBschliessliehes Becht besitzt, fertigt, hat 
die Alleinberecnügung, sein Bild auf photographischem Wege zum Verkauf 
IQ kopieren. 

§ 2. Bedinfrnng für dieses Becht bt, daas er jedes Ton ihm veröffent- 
lichte Exemplar des Bildes mit dem Wort .Eneberettiget" (Alleinberechtigt) 
und mit der Angabe des Jahres, in welchem das Bild znm ersten Haie ver- 
Gffentlicht wurde, versieht, sowie mit seinem eigenen Namen nnd, wenn es 
sich um Abbildung eines Kunstwerks handelt, unter Hinzufügnng des Namens 
des KllDstlers. 

g 3. Dies Becht gilt fUr einen Zeitraum von fünf Jahren nach Verlauf 
des Kalendeijahres, in welchem das Bild zam ersten Male verCSentlicht wurde, 
jedoch nicht über die Lebenszeit des Pbotographen hinans. Von bestellten 
Portrftts ist der Photograph nicht berechtigt, Kopien ohne Znstimmnng dos 
Bestellers zn liefern. 

g 4. Wer aus Vorsatz oder Unachtsamkeit einen Einmff in das durch 
gegenwärtiges Gesetz gewährte Becht begeht, ob nun zum Zweck, die Ezem- 
plue der ungesstzUchen Kopie im Inland zu verkaufen oder im Ausland, 
wird mit einer an die Staatskasse zu zahlenden Bnsse von 10 bis 100 Kronen 
bestraft, wie er dem Geschädigten gegenüber auch zum Ersatz des vet- 
nrsachten Schadens verpflichtet ist. Solche Strafe und Schadenersatzpflicht 
trifft anch den, welcher Exemplare, mit Wissen, dass solche ungesetzlich 
nachgemacht sind, feilhält oder zum Vericaaf einführt. 
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% 5. Alle ongeBetEÜch nachgemachten Exemplare, welche hier im Btid 
To^^fnnden werden und zum Verkauf bestimmt sind, Bollen zu Oanst^ dei 
Geschädigten Terwirict sein. Platten und andere anMchliesalich aa an* 
gesetzlichen Nachmacbung braaebbaren Materiatiea aollen vernichtet oder in 
solchen Zustand gebracht werden, daaa Uisabranch damit nicht geschehen kam. 

§ 6. Die Übertretung dieses Gesetzes wird nicht durch den Staat tos 
Amts wegen verfolgt. 

g 7. Strafe nnd Ersatz fallen weg, wenn die Bechtsrerletzuiig nicht 
innerhalb zwei Jahren von dem Zeitpunkt, zu welchem die ungesetilidi 
nachgemachten Exemplare znm ersten Male in den Handel gebracht worden, 
gerichtlich verfolgt wird. Ebenso lallen Strafe and Ersatz weg, wenn der 
Geschädigte inneilialb eines Jahres von dem Zeitpunkt an, zu welchen er 
nachweislich Kenntnis des BechtseingrifTs erlangte, es nnterlässt, letzteren 
gerichtlich zu verfolgen oder in ebenso langer Zeit eine begonnene Klage 
nicht fortsetzt. Die Bestimmnog im g 5 kann in Anwendung gebracht werden, 
solange das photo graphische Bild, welches nachgemacht wurde, Gegenstand 
des Hcchtsschntzes bildet. 

g 8. unter VorauBsetzang der Gegenseitigkeit kana der Schutz nach 
s^enwSrtigem Gesetz durch kttnigiiehe Verordnung anl photographische 
Bilder erstreckt werden,^ welche von Ausländem hervorgebracht wurden. 
Sind zn solchem Zweck Ändernngen in der Vorschrift im g 2 erforderlich, 
so werden solche vom KOnig bestimmt. 

Gesetz vom 20. Juni 1882 betreffend die Begründung eines 

Vertags-Regtstere und die Verpfliclitung, der Universitäts-Bibtiothelt 

Druckschriften zu liefern. 

Art. 1. Die Universitäts-Bibliotliek soll ein Register führen, in welchem 
es gestattet ist, alles das einschreiben zn lassen, was die Erwerbung oder 
die Erhaltung der durch das Gesetz vom 8. Jnui 1876 betreffend den Schutz 
des litterarischen Eigentums oder durch das Gesetz vom 12. Mai 1877 be- 
treffend den Schutz des künstlerischen Eigentums festgestellten Bechte be- 
trifft. Die Kundmachungen, von denen in den Artikeln 9 und 20 des ersten 
dieser Gesetze die Bede ist, sollen künftig durch Einschreibung im besagten 
Begbter erfolgen. 

Art. 2. Die Einschreibungen geschehen auf schriftliches Ansuchen hin 
ohne vorherige Prüfung der Genauigkeit dessen, was in dem Ansuchen an- 
gefahrt ist. Jeder hat das Recht, authentischen Begistcranszng zu verlangen, 
und dos Publikum soll an bestimmten Tagen and Stunden zur Zurateziehnng 
dieses Begisters zugelassen werden Die Einschreibangen, welche darin 
vorgenommen werden, sollen fflr Rechnung der Beteiligten in dem Blatt vcr- 
fiffentUcht werden, das der König ftlr diesen Zweck bestimmt haben wird. 

Art. 3. Ein Exemplar jedes Dmekwerks, sowie jeder uenen Auflage, 
die znr Eintragong im Register nachgesucht vrird, soll zur Aufbewahrung 
daselbst hinterlegt werden. Wenn die Einschreibung geschieht, ehe das 
Werk veröffentlicht ist, liegt die Verpflichtung vor, das Exemplar zu hinter- 
legen, sobald das Werk bei den Buchh&ndlem znm Verkauf gebracht worden 
ist. Dieaes Exemplar soll ausserdem gebunden sein, wenn seine Beschaffen- 
heit dies znläsat. 

Art. 4. Bei jeder Einschreibnng im Register, ebenso wie bei jedem 
Ansxug soll eine Krone fOr jedes Werk an die üniversitStskasse geiahlt 
werden. 

Art. 5. Der EOnig wird die hinsichtlich der Einrichtung des Begistm 
notwendigen VerfBgnngen erlassen. 
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Art. G. Chi ToUBt&DdigGs nnd fehlerfreies Exemplar mit den darauf 
beiilglicheii Tafeln aller Schriftwerke, mnsikalischen Werke. Kupferstiche, 
Lithographien, Holzschnitte usw., die im Zeitraniii eines Jahres im KOoig- 
leich eednickt oder heraasgegeben worden sind, mass, selbst wenn ein 
EieiuplaT in Oemässheit des Artikels 8 hinterlegi w9re, an die Dniversitäts- 
itibljotbek spätestens vor dem Ende des Monats Januar des folgenden Jahres 
gesandt werden, ansser wenn das Werk nicht zur VerQfFentlichnng bestimmt 
ist oder nur Kemeinsam mit einem anderen Werk erscheinen soll. Wenn 
die VerOffentlJdinng za dem Zeitponkt. an welchem die Senänn^^en des 
Jahres erfolgen, noch nicht stattgefunden hat, kann man seine Zusendung 
bis sun Endo des Jahres aufschieben, das anf die Vereffentlichnng folgt 

An. 7. Der Dmcker ist in BeEiehnng anf die Werke, welche er ge- 
druckt hat, fflr die Znaendung, von welcher im vorhergehenden Artikel die 
Bede ist, Terantwortlieh. 

Art. 8. Deijenige, welcher onterlässt. das, was in den Artikeln 6 nnd 
7 Torgeschrieben ist, bu beobachten, wird mit einer Geldbusse Ton 2 bis 
50 Kronen fUr jedes Exemplar bestraft, hinsichtlich dessen die Unterlassung 
stattgehabt hat. Die Etage auf Zahlung der Oeldbnssen gehört vor das 
PoUxeigericht und soll durch die Staatsanwaltschaft auf das Ansuchen des 
akademischen KoUeginms hin angestrengt werden. 

Art. 9. Wenn der Ladenpreis der rechtzeitig gesandten Druckwerke 
(die Zeitungen und anderen OfTentlichen Blfttter nicht etnbcgritFen) 10 Kronen 
abersteigt, soll der Verleger das Recht haben, sich für den Mehrbetrag ent- 
schidigen zn lassen. Die Sendung muss jedoch in diesem Fall von einer 
Bechniing begleitet sein. Wenn es sich darum handelt zu berechnen, ob 
der Preis diese Siunine öbersteigt, soll man die Preise der verschiedenen 
einieln ' TerSffenttiehten Teile eines Werkes nur znsammenzShlen kflnnen, 
wenn sie im Laufe desselben bSi^erlichen Jahres erschienen sind. 

Art. 10. Die Zuaendnngea, welche gemäss dem Artikel 6 geschehen, 
sollen portofrei sein und übrigens, hinsichtlieh ihres Gewichts, ihres Um- 
fanga usw. den anf die portofreien Postsendungen im allgemeinen bezüg- 
lichen Torschriften unterworfen sein. 

Art. 11. Ein besonderer Katalog alter inlftndischen im Laufe eines 
Jahres TerOfFentUehten und vor dem darauf folgenden 1. Febmar erhaltenen 
Werke soll baldmöglichst, spätestens vor dem 1. August desselben Jahres 
doreh die UniTersitäts-Bibliothek TerOffentllcht werden. 

Art. 12. Die Artikel 6, 7, 8, 9, 10, II finden anf alle nach dem 
1. Januar 1883 veräffentlichten Druckwerke Anwendung nnd das gegeo- 
wlrtige Gesetz soll von demselben Zeitpunkt an zur Ausfithrnng gelangen. 
(Eine kaDigliche Verfügung vom 9. Dezember 1882 ordnet die Einrichtung 
des Terlagsregbters.) 



Österreich. 

Gesetz vom 26. Dezember 1895 betreffend dae Urbeberrecht an 
Werken der Litteratur, Kunst und Pbotograpbie. 

I. Abschnitt. Allgemeine Bestimmungen. 

% 1. Unter dem Schutze dieses Gesetzes stehen die Werke der Litteratnr, 
Kunst und Photographie, welche im Inlande erschienen sind ; femer solche, 
deren Urheber Osterreichische Siaatsbürger sind, mag das Werk im In- oder 
Auslände oder gar nicht erschienen sein. 
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§ 2. Auf Werke Ton Anailnden, wenn sie im Deutschen Bdche ei- 
Bcbienen sind, onl auf nicht erschienene Werke von deutschen Stuits- 
»Dgehärigen findet dieses Gesetz, sofern die Gegenseitigkeit gewährleistet 
ist, mit der Hassgabe Anwendong, dsss der Schntx nicht länger d&nert, all 
im Deutschen Reiche selbst. FQr andere Werke heeteht der Schnts nach 
Inhalt der Staatsrerträge. 

die i 

% 4. Als Werke der litteratnr oder Ennst im Sinne dieses GesetEea 
sind anzasehen: 1. BUeher, Broschüren, Zeitschriften, Briefsammlnngen nnd 
alle sonstigen Schriftwerke ans dem Bereiche der Litteratnr; 2, dramatische, 
dramatisch -musikalische nnd choreographische Werke (Bühnenwerke); 
S. litterarischen Zwecken dienende Zeichnungen, Abbildnngen, Pläne, Kut«i, 
plastische Darstellungen nnd Skizzen dieser Art, wenn sie ihrer Bestimmung 
nach nicht ab Kunstwerke zu betrachten sind; 4. Torträge zom Zwecke 
der Erbauong, Belehrung oder Unterhaltung; ö. Werke der Tonkunst mit 
oder ohne Text; 6. Werke der bildenden Künste, als: Qemälde, Zeichnungen, 
Pläne nnd Entwürfe für architektonische Arbeiten, dann Stiche, Holzschuitte 
nnd alle übrigen Erzeugnisse der graphischen Kunst; Werke der Bildhauerei, 
der Graveur- und Uedtulleurknost und andere plastische Kunstwerke. Die 
Werke der Baukunst sind jedoch ausgenonunen. Als Werke der Photo- 

S'aphie im Sinne dieses Gesetzes sind alle Erzeugnisse anzusehen, bei deren 
erstellung ein photogmphiscber Prozess als notwendiges Hilfsmittel be- 
nutzt worden ist. 

S ü. Gesetze, Terordnongen und öffentliche Aktenstflcke, femer Beden 
nnd Vortr&ge, welche bei Verhandlungen oder Versonunlongen in Öffentlichen 
Angel^enhaiten gehalten wurden, sind von dem Schatze des Urheberrechts 
ansgeschlosseo. Dasselbe gilt tou geschäftlichen Ankündigungen, von Er- 
Idfimngen und Gebrauchsanweisungen, welaho Erzengnisaen der Industrie zur 
Belehrung der Abnehmer beigegeben werden, und Ton Erzeugnissen der 
Presse, welche ledigUch den Bedtkrfnissen des häuslichen Lebens zu «Denen 
bestimmt sind. Ebenso sind die an Brsengnissen der Industrie rechtmSssig 
angebrachten Nachbildungen Ton Werken der bildenden Künste ges^» 
weitere Nachbildung an solchen Erzengnissen durch das gegenwärtige Gesetz 
nicht geschützt. 

§ 6. Als erschienen gilt ein Werk an dem Tage, an welchem es recbt- 
mftssig herausgegeben, das ist mit Willen des Berechtigten zur Verbreitung 
gelaugt ist. Ein mnsikaliaehes nnd ein Bühnenwerk gilt schon an dem 
Tage als erschienen, an welchem es zuerst rechtmässig Gffeutliefa aufgeführt 
wurde; ein Werk der bildenden Künste oder der ^otographie schon an 
dem Tage, an welchem das Werk selbst oder eine Nachbildung oder Ver- 
vielfältigung zuerst rechtmässig öffentlich ausgestellt wurde. Der Ort dea 
Erscheinens wird gleichfelis naäi den vorstehenden Bestimmungen beurteilt. 
Werke, welche gleichzeitig im Geltungsgebiete des gegenwärtigen Geseties 
und ansaerholb desselben erschienen sind, gelten als innerhalb dieses Gebietes 
erschienen. 

g 7. An den von mehreren gemeinsam hergestellten Werken steht das 
Urheberrecht alten Uiturbebem gemeinsch&ftllcli nnd ungeteilt zu. Sie 
können nur ein verstand lieh über das Werk (insbesondere durch Eerausgahe, 
Nachbildung, Aufführung) verfügen; jeder für sich ist aber befugt, Eis- 

rs in das gemeinsame Becht gerichtlich zu verfolgen. Hinsichtlich 
Üliertragung des jedem znstehenden Urheberrechtsantoiles gilt § 16 und 
§ 16, Absatz 1. 

g 8. An Werken aber, welche aus untjarscheidbareu Beiträgen ver- 
schiedener Mitarbeiter gebildet, gleichwohl ein einheitliches Ganzes da^ 
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(tallen, beitebt ein doppeltes ürhebeneeht; un asBien kommt te dem 
Hwan^^eber, an den £ii»elbeitrtgen den Urheben derselben sn. Diese lind 
jedoch bei Vemutaltaiig tob EinieUnsKitbeii mi Angabe des Werkes, in 
welchem der Beitrag erscbleneit iat, TerpflicAtet. 

S 9. Über Beiträge, welche unter dem Schutze des Urheberrechts stehen, 
imd io periodischen Werken, als; Zeitschrilten, Taschenbüchern, Kalendern 
«Tschienen sind, darf der Urheber, falls nicht anderes verabredet ist, ohne 
Eiawillignag des Herausgebers, nnd wenn ein solcher nicht angegeben ist, 
des Verlegers erst nach Ablauf ron zwei Jahren nach dem Ersaheinen ander- 
weitig Terfflgen. 

§ 10. Als Urheber eines erschienenen Werkes gilt bis zom Oegen- 
bewüse derjenige, dessen wahrer Name bei dem Erscheinen als der des 
Oihebers angegeben worden ist. Ist das Werk dorch Verbreitong von Ter- 
TiellKltigongen oder Nachbildungen erechienen, so mnss die Angabe des 
Namens auf dem Titelblatte, unter der ZaeiKunng oder der Vorrede oder 
am Schlüsse des Werkes, bei Werken, welche dnrch Beitrfige mehrerer 
Mitarbeiter gebildet sind, an der Spitze oder am Sohlnsae jedes Beitrages 
erfolgt sein. Bei Werken der bildenden Künste, sowie bei photo graphischen 
Werk» geultgt die Namensaagabe auf dem Werke selbst oder auf dem 
Sutoo, aof welchem dasselbe ^festigt ist. Hat das Erscheinen des Werkes 
dorch Offeutliche AnfftUmug stattgefunden, so mnss die Angabe des Namens 
bei der Ankündigung der eisten AuffOhrung geschehen sein. Ist das Werk 
durch OfCentliche Ausstellung erschienen, so muss die Namensangabe ücb 
auf dem Werke selbst oder auf dem Karton, auf welchem es befestigt ist, 
befinden. 

§ 11. Werke, welche nicht unter Angabe des wahren Namens des Ur- 
hebers erschieoen sind, gelten als anonyme oder pseudonpne Werke. Bei 
diesen ist der Herausgeber, nnd wenn ein solcher nicht angegeben ist, der 
Verleger berechtigt, die dem Urheber anstehenden Bechte wahrzunehmen. 

§ 12. Bei gewerbsm&Bsig hergestellten Fhotographien stehen die Bechte 
des Urhebers dem Inhaber des Gewerbes zu. 

§ 13. Bei PortrittB, welcbe gegen Entgelt hesteUt wurden, sie mtlgen 
Werke der bildenden Kfinste oder der Photogra[)hie sein, stehen die Bechte 
des Urhebers dam Besteller eu. Bei PhotographieportrKts ist die Ausübung 
des Crheberreehtes in allen FUlen an die Zuetimmnng der dargestellten 
Person oder ihrer Erben gebunden; ausgenommen sind PhotographJeportr&ts 
10 smtlieben Zwecken. 

§ 14. Das Urheberrecht kann, insofern es dem Urheber oder seinen 
Erbcrä susteht, durch Ezekutions- odor Siehe rstellungsmassregeln nicht ge- 
troffen werden. Dagogen sind solche Uassregoln auch gegen den Urheber 
ud seine Erben zulüitsig in Bezug auf vorhandene yervielfäitiKUngen nnd 
Nachbildungen eines liureits TerOffentlichten Werkes, auf snm Verkauf fertig- 
gestellte Werke der bildenden Kunst, nnd auf alle kraft des Urheberrechts 
erworbenen TcrmOgensrechtlichen Ansprüche. 

g 15. Das Urheberrecht gebt auf die Erben Aber; ein Heimfallsrecht 
findet daran nicht statt. 

§ 16. Der Urheber oder sein Erbe kann die Ansttbnng des Urheber- 
rechtes beschrBnkt oder unbeschränkt durch Vertrag oder durch Verfügung 
TOD Todes wegen anderen überlassen. Auch hinsicbtlich eines bestimmten 
erst zu schaffenden Werkes kann im vorans gültig Terfflgt werden. Ein 
Vertrag aber, durch welchen jemand die Urheberrechte an seinen künftigen 
Werken überhaupt oder an einer ganzen Gattung derselben zu übertragen 
Tersprieht, ist kraft dieses Gesetzes jederzeit kündbar. Das Kündignngs- 
redt, anf welches nicht Terzichtet werden kann, steht beiden Teilen eo; 
dia Kündigungsfrist beträgt ein Jahr, es wire denn eine kürzere vereinbart. 



186 öateneich, 

g 17. Wird dai Eigentum an einem WeAo der LitterAtnr oder Tod- 
knnsl einem anderen anentgeltlicli aberlassen, so ist d&rin ohne besondere 
Verabredung die Übertragaug des Urheberrecbtea nicht enthalten. Die ent- 
geltliche Überlassnn^ aber gilt als Übertragung des Urheberrechtes, gofera 
ans den Umstanden nicht das Gegenteil herTorgeht. 

§ 16. Wird das Eigentum eines Werkes der bildenden KSnate oder der 
Photographie entgeltlich oder nnentgeltlicb einem anderen Oberlassen, m 
ist darin ohne besondere Yerabrediing die Übertragung des Naehbildnngs- 
oder TerrielfftltigangBrechtes nicht enthalten. Aber mit der Obertragnng 
des VerrieltältiguDgsmittels (Form, Platte, Holzstock) gilt such da« V«^ 
Tielfftltigun^recht als ttbertrsgen. 

§ 19. Der EigentOmer des Werkes ist nicht verpflichtet, dasselbe zni 
Änsübnng der dem Urheber zustehenden Kechte heraossagebeD. 

g 20. Hat ein Urheber sein Werk znm Zwecke der Heranagabe oder 
öffentlichen Anfführung einem anderen überlassen, und ist innerhalb dreier 
Jahre die Eeransgabe oder Äaffuhmng ohne Willen nnd ohne Verschulden 
des Urhebers onierblieben, bo tritt dieser in sein ursprünglicbes Recht eqt 
Verfügung über das Werk wieder ein. Es steht ihm alsdann frei, entweder 
nach Inhalt des Vertrages die Erfällung, beziehungsweise den Sch&deoersati 
2a begehren oder — ohne Verpflichtung znm Biäekersatze des bereits em- 
pfangenen Entgeltes — über sein Work anderweitig zu Torfflgen, Dnrcfa 
Verträge kann im voraus weder diesem Huckfall des Verf&grungsrechtes 
entsagt, noch die Frist Terlängert werden. Die Bestimmnngeu des ersten 
Absatzes kommen auch dann zur Anwendung, wenn die Neaausgabe eines 
Tergriffenen Werkes der Litteratur oder Tonkunst ohne Willen und ohne 
Verschulden des Urhebers durch drei Jahre unterblieben ist, sofern nicht 
beim Abschlösse dea Verlagsvertrages die Veranstsitung einer Nenausgabe 
ausgeschlossen wurde. 

§ 21. Wer unbefagt, d. i. ohne Zustimmung des Urhebers, seines 
Bechtsnachfolgers (g§ 15 bis 18) oder des zur Wahrnehmung der Rechte 
des Urhebers Berechtigten (g 11), eine durch das gegenwärtige Oesets dem 
Urheber ausschliesslich Torbehalteno Verfügung über das Werk trifft, be- 
geht einen Eingriff nnd wird nach Massgabe der bestehenden allgomeineB 
und der in diesem Gesetze enthaltenen besonderen Bestimmungen verant- 
wörtlich. 

§ 32. Wird ohne eine in der Sache liegende Notwendi^eit einen 
Werke die Bezeichnung, namentlich der Titel oder die äussere EracheinnDg 
eines früher erschienenen Werkes gegeben, nnd ist dies zu einer Irreföhniog 
dea Publikums über die Identität der Werke geeignet, so steht dem Urheber 
des früher erschienenen Werkes ein Anspruch auf Entschädigung zu. Das- 
selbe gilt, wenn die Bezeichnung oder äussere Erscheinung des früher er- 
schienenen Werkes mit so geringen oder so undeutlichen Abänderungen 
wiedergegeben wurde, dass der Unterschied Ton dem Publlkoio nur bei be- 
sonderer Aufmerksamkeit wahrgenommen werden kann. Handelt es sieh 
insbesondere um ein fortlaufendes oder periodi^hes Werk, so kann überdies 
das Verbot des Weitergebrancbes der iirefQhrcnden Bezeichnung oder äusseres 
Erscheinung bei dem Strafgeriobte (g 54) begehrt werden. 

II. Abschnitt. Inhalt des Urheberrechtes. 

a) Bei Werken der Litteratur. 
g 23. Das Urheberrecht an Werken der Litteratur umfasst das aus- 
schliessliche Recht, das Werk zu Terüffentlichen, zu rerrielfältigen, zu ver- 
treiben nnd zu übersetzen. Bei Bühnenwerken tritt hinzu das ausschliess- 
liche Recht zur Öffentlichen Aufführung. Bei Vortrtigen, ioBofem sie noch 
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nicht reehtmABsig heKnogeKebea Bind, bereift das ürbebeneolit aaoli du 
anaschlJesBliche Recht dei imentliclieii Abhaltung, An rechtmUasigOD Über- 
Mtznngen besteht dae Urheberreelit wie an Oiiginalwerken. 

§ 24. Ab SingrifF in das Urbeberrecht (Nachdruck) ist insbesondeie 
suDsehea: 1. die VerOffentUchong eines noch nicht eTBchienenen Werkos; 
2. die Heransgabe einer Biiefsamminng ohne ZoBtimmiuig des Orhebere der 
Briefe odei seiner Erben; 3. die HeransKabe eines AoBzages oder einer Be- 
irbeitnng, welche nur das fremde Werk oder dessen BeatandteUe wieder- 
giebt, ohne die Eigenschaft eines Originalwerkes ta besitzen; 4. der neoe 
Abdmck von Werken, welchen der Urheber oder der Verleger dem YerlagS' 
vertrage sawider Teranstaltet; 5. die Anfertigung einer gritssoren Anzahl von 
Exemplaren eines Werkes seitens des Verlegers, als demselben gestattet ist. 

g 25. AJb Nachdruck ist nicht anzusehen: 1. das wOrtlicbe Anführen 
«meiner Stellen oder kleinerer Teile eines erschienenen Werkes; 2. die Auf- 
nahme eiDEelner erschienener Werke oder einxelner Skizzen und Zeichnungen 
BDS einem solchen Werke in einem durch den Zweck gerechtfertigten IJm- 
tsnge in ein grosseres Ganzes, sofern dieses sich nach seinem Hanptiahalte 
als ein selbständiges wissenschaftliches Werk darstellt, femer in 8ammliin(ren, 
welche ans Werken mehrerer Urheber zum Kirchen-, Schul- oder Unterrichts' 
gebrauche oder zu einem Utterarischen oder kilnstlerisehen Zwecke ver- 
anstaltet werden. Es darf jedoch das entlehnte Sttlck den Omfang eines 
Druckbogens des Werkes, welchem es entnommen ist, nicht tiberschreiten. 
Der Entlehner ist verpfliehtet, den Urheber oder die benutzte QneUe an- 
ingeben; 8. die blosse Inhaltsangabe eines erschienenen Werkes oder Öffent- 
lich gehaltenen Vortrages; 4. die Herstellung einzelner Vervialtältigongen, 
iresn deren Vertrieb nicht beabsichtigt wird; 5. der Abdmck des zu einem 
Tonwerke gehörenden, bereits frtther Teröffentlichten Textes, wenn er in Ver- 
bindung mit dem Toawerke oder nur zum Behufe der Benutzung bei der 
Anflfihmng des Tonwerkes mit Andeutung dieser Bestimmung erfolgt. Aas- 
gMommen sind TcEte ea Oratorien, Opern, Operetten und Singspielen. 

§ 26. Durch den Abdruck einzelner Artikel, Telegramme und Tages- 
Denigkeiten aus öffentlichen Blättern wird ein Eingriff nicht begangen. An 
belletristischen, wiaaenschaftlichen und fachlichen Artikeln jedoch besteht 
aneh nach ihrem Erscheinen in einem öffentlichen Blatte das Urheberrecht, 
wenn an ihrer Spitze die Untersagung des Nachdrucks aua gesprochen ist. 
Auf wissenschaftliche und rachzeitscliriften finden die vorstehenden Be- 
«Umanngen keine Anwendung. 

g 27. Die behufs Aufnahme in die TagesblStter gesammelten und ver- 
Tielfölügten Mitteilungen und Notizen werden so lange geschützt, bis ihre 
TerSIfeutlichung durch eines der hierzu befugten Blätter erfolgt ist. 

g 28. Das ausschliesslich B Becht zur Eerauagabe einer Überaetzung 
euies rechtmässig erschienenen Werkes steht dem Urheber in der Begel nur 
dann ed, wenn er aich dieses Becht hinsichtlich aller oder gewisser Sprachen 
ansdrScklicb Torbehalten hat, Der Vorbehalt mnss auf dem Titelblatte, in 
der Vorrede oder an der Spitie aller Exemplare des Werkes ersichtlich sein; 
er wird nach Ablauf von drei- Jahren von der Herausgabe des Werkes hin- 
sichtlich Jener Sprachen wirkungslos, in welchen die vorbehaltenc Übersetzung 
nicht TolIstAndig herausgegeben ist. Bei Werken, welche in Abteilungen er- 
scheinen, wird jede Abteilung im Sinne dieses Paragraphen als ein besonderes 
Werk angeseben. 

& 29. Ohne einen Vorbehalt hat der Urheber das ausschliessliche Becbt 
zni HeraDsgabe Ton Übersetzungen ; 1. insofern das Werk noch nicht rechb- 
nässig heransgegeben ist; 2. wenn das Werk zuerst in einer toten Sprache 
rechtmässig heransgegeben ist, hinsichtlich der Üburaetzang in lebende 



Spnwheu; 3. wenn du Werk gleichzeitig in Terachiedeneii Spraehen reebt- 

mäasig henusgegeben iet, hinsichtlich der ÜbersetZDDg in ein« cUewr Sprachen. 

g 80. Die Öffentliche Anffahrong eines Bühnenwerkes enthUt i 



Eingriff in dos Urheberrecht, anch wenn ein Torbehalt deg Beelitee mr 
Öffentlichen AnffObriug bei dem Endieinen des Werkes nkbt ansgeaprocheii 
war; ferner wenn eine rechtswidrige Bearbeitung oder Oberaetznng Kit- 
goCOhrt wird. 

b) Bei Werken der Tonknnst. 

g Sl. Das Urheberrecht an Werken der Tonknnst nmfasst das au- 
schliessliche Becht, das Werk 2a TerOffentlichen, zn Terrieimtigen, zu tu- 
treiben and Öffentlich aubnführen. 

§ 32. Als Eingriff in das Urheberrecht ist insbesondere annsehes; 
1. die Herausgabe von Aaazttgen, Potpourris und Arrangements; 2. die Ter- 
anstaltimg nnrechtmäasiger AaffiUiningen, nach Hassgabe der §§ 31, 35. 
Die Beetimmungen des g 24 finden auf Tonwerke sinngemSsse AnireudnB^. 

g 88. Als Eingriff In das Urhetterrecht ist nicht anzusehen: 1. du 
Eeransgabe von Variationen, Transskriptionen, Phantasien, Etoden und 
Orchestrienmgen, sofern sie als eigentumllehe Werke der Tonkunst sich i»i- 
stellen; 2. das Anfahren einzelner Stellen eines erachieneBen Tonwerks; 
3. die Aufnahme einzelner erschienener Kompositionen in einem durch des 
Zweck gerechtfertigten Umfange in ein nach seinem Hauptinhalte selb- 
ständiges wissenschaftliches Werk; femer in Samoilnngen von Werken Ter- 
aehiedener Tondichter zoi Benutzung in äehnlen, ansgenammen die Samm- 
lungen fttr Musikschulen. Es besteht jedoch die Verpnichtiing, den Urheber 
oder die benutzte Quelle anzugeben; 4. die Herstellung einzelner VeTriel- 
AltigttDgen, wenn deren Vertrieb nicht beabsichtigt wird. 

I 3i. Das aosschlios« liehe Recht, ein Bohnenwerk Öffentlich anfzufBhreii, 
steht dem Urheber nabedingt sn. Bei anderen Tonwerken steht dieses Becht 
dem Urheber unbedingt nur insofern zu, als das Werk nicht rechtnissig 
herausgegeben iat, nach diesem Zeitpnckte aber nur insoweit, als er üch bei 
der Herausgabe des Werkes das Anfführungsrecht auadr&cklich Torbebaltea 
hat. Der Vorbehalt mnas in allen ausgegebenen Exemplaren auf dem Titel- 
blatt oder an der Spitze des Werkes ereicbtiich sein. 

§ 36. Das Anfführungsrecht erstreckt sich auch auf alle dem Urheber 
zur Herausgabe Torbehaltenen Bearbeitongen eines Tonwerkes, welche tob 
dem Urheber vorgenommen oder Teraoiaast worden, und falls die Bearbeitnng 
rechtmässig herausgegeben wurde, mit dem Vorbehalte des AuffDhmnga' 
rechtes erschienen sind. Bearbeitungen, welche nicht vom Urheber Tor- 
genommeu oder Terauiasat worden sind, können, wenn das Tonwerk oder 
eine rechtmässige Bearbeitung desselben erschienen ist, frei antgeftthrt werden. 

§ 36. Anfertigung und Öffentlicher Gebrauch Ton Inatnunenten int 
mechaniacben Wiedergabe Ton Tonwerken bildet keinen Eingriff in du 
musikalische Urheberrecht. 

o) Beiwerken der bildenden KUnste. 
g 37. Das Urheberrecht- an Werken der bildenden Eflnate omfasst du 
ansschliessUche Recht, das Werk zu rerOffentlichen, nachzubilden und Nach- 
bildnngen zu rertreiben. Der Urheber ebes Werkes, welches durch recht- 
mässige Nachbildung eines Werkes der bildenden Künste entstanden ist, hat 
daran das Urheberrecht wie an einem Originalwerke, sofern die Nachbildnnf: 
mittelst eines anderen als des Tom Urheber des Originalwerkea angewendeten 
EnnstTerfabrens hei^gestellt wurde. Die Nachbildung der rechtmissigen 
Nachbildong bedarf jedoch auch der Genehmigong des Urhebers des Original- 
Werkes. 
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äK Tom CrtiBber angewendete Verfahmi erfolgt; 2. nicht unmittelbar aacli 
dem OrigiiuJwerke, londeni mittelbar noch einer Nocbbildong desielboi her- 
geitellt wird; 8. wenn sie an einem Werke der Bankonst oder der Indnstrie 
ingeliTacht wird. Bie Bestimmimgen des g 24 flndea auf Werke der büdoiden 
Künste siungemösie Anwendung. 

i 89. Als Eingriff in dos Urheberrecht ist nicht anzaeehen: 1, die 
Hervorbringnng einei neuen Werkes onter freier Benutrang eines Werkes 



der büdenden EOnste; 2. die Herstellnng einzelner NochDildungen, 1 
'")D gflwerbsroisslger Betrieb nicht beabsichtifft wiid, also insbesonaere 
MDe Micke Absicht ausefertigten ^ntelkopiei) eines Werket der 



bildeaden Kttnste. Es ist jedoui Terboten, di« NaohDildang mit dem Nomen 
oder der Signatnr des Urhebers des Originolwerices za beotichnen; 8. die 
Nachbildnng eines Werkes der malenden oder gnphischen Konst durch die 
pUttifehe Sonst oder umgekehrt; 4. die NachDUdong toq Werkra der 
bildenden KIlnBte, welche au dem Offentliehen Verkeb dienenden Orten 
bleibend aich befinden, ansgenommea die Nachbildnng tob Werken der Plastik 
durch die Plastik; 5. die Anfnofame ran Nochbildnngen einzelner erschienener 
Werke der bildenden Künste bloss mr Erläntening des Textet In ein 
Scfariftwerk, wenn dai letitere als die Haaptsoche ertcheint. Et besUht 
jedoch die Verpflichtung, den Urheber des Onginola oder die bvntzte Qoelle 
uiogeben. 

d) Bei Werken der Photographie. 

§ 40. Das Urheberrecht an Werken der PhotogTaphie umfosst das aos- 
uhlietsUche Beeht, das Werk za verOf entliehen, auf photographiachem Wege 
(8 4) zu TerrielÄltigen and Verrielf aitigongen za vertreiben. An erschienen» 
Werken der Photographie, ausgenommen Porträts, besteht das Urheberrecht 
nur dann, wenn auf jeder rechtmässigen Yerrielföltignng oder auf dem 
Karton, auf welchem dieselbe befestigt iat, ersichtlich gemacht ist; 1. der 
Name, beziehnngswebe die Firma, ferner der Wohnort des Urhebers oder 
des Verlegers; 2. daa Kaien deijahr, in welchem das Werk erschienen ist, 

S 41, Als Eingriff in daa Urheberrecht ist nicht anzusehen: 1. die 
Hervtellnng einzelner VerrielfUtigungen, wenn deren Vertrieb nicht boab- 
■ichtigt wird; 2. die Aufnahme von VerrielfUtigun^en einzelner erschienener 
Photographien bloss zur Erlftatemng des Textes in ein Schriftwerk, wenn 
du letstero als die Hauptsache erscheint. Es besteht jedoch die Ver- 
pHichtnng, den Urheber des Originals oder die benutzte Quelle anzugeben. 

§ 42. Die TOTstehenden Bestimmungen finden hinsichtlich solcher Werke 
dm Photographie keine Anwendung, welche als Vernelffitigangen oder 
NaehbildiLQgen von noch geschätzten Werken der Litterator oder Ennst oder 
üt Bestandteile noch gescbüliter litterarischor Werke nach den hierfOr 
geltenden Bestimmungen zu behandeln sind. 

m. Abschnitt: Dauer des Urheberrechtes. 

g 48. Das Urheberrecht an Werken der 'Litterator und Kunst endigt 
in d^ Begel dreissig Jahre nach dem Tode des Urhebers. Bei nachgelassenen 
Werken, welche innerhalb der letzten fOnf Jahre der Schutzfrist erschienen 
und, endigt das Urheberrecht fünf Jahre Dach dem Erscheinen. Bei einem 
Tsn mehreren gemeinsam hergestellten Werke (§ 7) endi^ das Urhehenecht 
lllnt Jihre nach dem Tode jenes Uituihebors, welcher die ftbrigen ttberlebt 
hat. Erlischt das Recht eines Hiturhebers froher, so geht sein Unieberrechts- 
SBtul auf die fkbilgen Miturheber Aber, 
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% 44. Bu Urheberrecht an Werken der Litteratni vai Kunst, welche 
anonym oder paendonTm oracbienen sind, endigt dreissig Jahre nach dem 
Eracheinen des Werkes. Der Urheber nnd mit dessen Zostimninng aach sein 
Bechtsnachfolger ist jedoch befugt, innerhalb dieaer Frist den wahren Naaen 
des Urheben sar Eintragung in ein von dem Handelaminieteriam zn fühm- 
des Cffentlichei Urheberregister anzumelden; dies bewirkt die Bemeesang der 
Schntzfriat nach g 43. Die Elotragungen erfolgen ohne Prttfong der B«- 
rechtigung des Anmeldenden nnd der Bichtigkeit der angemeldeten That- 
sachen-, sie werden Öffentlich kondgemacbt. Für jede Eintragnag ist eine 
Oebdbr an den Staateschatz eq entrichten, deren UOhe durch Verardnang 
bestimmt wird. 

g 46. Bei Werken, welche aae anterscheidbarea Beiträgen TerseUedener 
Hitarbeiter beetchen, bemessen sich die fOr die einzelnen Beitrf^e g^tenden 
Schutzfristen nach den g§ 48 und 44. 

g 46. Bei Werken, welche ron Behörden. Korporationen, Dnterricbts- 
anstalten nnd Öffentlichen Instituten, von Vereinen nnd GeaellBchaften 
herausgegeben sind, endigt das Urheheriecht des Herausgebers (g 8) dreisiig 
Jahre nach dem Erscheinen. 

g 47. Da« aueschlieBsUche Recht zur Herauegabe von Übersetzung«! 
endigt fflnf Jahre nach der rechtmäsaigen Herausgabe der vorbehalteoen 
Übersetzung (g 28); im Falle des § 29 Z. 3, fOnf J'abre nach der Heraat- 
gabe des Originales. 

§ 48. Das Urheberrecht an Werken der Photographie endigt xehn Jahre 
nach dem Entstehen der unmittelbar nach dem Original hergestellten Matrise. 
Ist das Werk innerhalb dieser Frist erschienen, so endigt das Urheberrecht 
zehn J^jre nach dem Erscheinen. 

§ 49. Bei Werken, die in mehreren Abteilungen erscheinen, wird die 
Schutzfrist von dem Erscheinen einer jeden Abteilung an bcFeehnet. Wenn 
sie jedoch eine einzige Auflage behandeln und mithin als in sich zusammen- 
bangend zu betrachten sind, richtet sich die Dauer der Schutzfrist nach dem 
ErBcheiuen der letzten Abteilung. Ist aber zwischen dem Erscheinen einzelner 
aufeinander folgender AbtailuDgen ein Zeitraum von mehr als drei Jahren 
Terflossen, so sind die vorher nnd die nachher erschienenen Abteilungen als 
gesonderte Werke zu behandeln. 

§ 50. Bei Berechnung der gesetzlichen Schatz- und Vorbehalbsfristoi, 
insbesondere der Fristen der ^ 9, 43 bis 49, ist das Kalenderjahr, in 
welchem das for den Beginn der Frist massgebende Ereignis eingetreten Ist, 
nicht mitzuzählen. 

IV. Abschnitt: Schutz des Drhebarrecbtes. 

% 61. Wer wissentlich einen Eingriff (§ 21) in ein Urheberrecht begebt 
oder wissentlich Erzeugnisse ebes solchen Eingriffes entgeltlidi Terhreltet, 
macht sieh eines Vergehens schuldig und wird an Geld Ton 100 11. bis 
2000 i. oder mit Arrest von einem bis zn sechs Hanatea bestraft. 

§ 52. Einer Übertretung macht sich scholdig: 1. vor entgegen der 
ihm durch dieses Qesetz anferiegten Verpflichtung es unterl&sst, den Ur- 
heber oder die Quelle einer Entlelmung anzugeben; 2. wer die Einaelkopie 
eines Werke« der bildenden Kunst mit dem Name» oder der Sgaatur des 
Urheber« de« Originales besoichnet; 8. wer Über ein Photographieportiät 
ohae Zustimmung der dargestellten P^scmen oder ihrer Erben eine onter 
das Urheberrecht fallende Verfttgnng trifft; 4. wer die Beielctoutg, den 
Titel oder die äus«Me Erscheinung eines Werkes, naohdem das gni^Üicbe 
Verbot erfolgt war, weiter Terwendet. Die Strafe Ist mit Geld von ö bis 
100 fl. zu l 
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g 58. Wer tu dex Absicht cn Utmcbeu, ein fremdes Werii mit seinem 
eigenen Ntunen oder sein eigenes Werk mit dem Nunea eines »nderen ver- 
nät, um dftSBelbo in Verlceiir so aetzen, odei wer wissentiich ein solches 
Werk in Verkelir setst, macht sich, sach wmu kein Eingriff in ein Urfaebei^ 
rediC vorliegt, eines Yergehens schnldiK, insofera mcht strengere Be- 
gtinunongen des Stra%esetzes eiagreilea. Dieses Vergehens macht sich aach 
schuldig, wer in gleicher Absicht eine falsche Anmeldung sam öffentlichen 
Urbsbenregieter Tomimmt Die Strafe des Teigehans ist 100 fl. bis 2000 fl. 
«n Qcdd oder Arrest Ton einem bis sechs Monaten. 

§ 64. Zum Verfahren ttber die in g 52 beBeiehneten Übertretnagen 
sied die in Presssachen znstltndigen Qerichte bernfen. Das im g 2S, Äb- 
Drgesehene Verbot ist bä dem Betirksgerichte in Presssachen sn 



3 Ö5. Die Verfolgnug der in den %% 61 nnd 52 bezeichneten straf- 
baren Handlungen findet nnr auf Verlangen des Verletzten statt. 

S 66. Bei der Verurteilung wegen des Vergehens nach ^ 51 ist auf 
Terlängsn des Verletzten auf den Verfall der bei wem immer Torhandenen 
nun Vertriebe bestimmten Vervielfältigongen and NachbUdongen und auf 
Zailcgnng des Dmckgatzes zn erkennen; lerner ist anazosprechen, dass die 
zur widerrechtlichen Vervielfältigung oder Nachbildung auaschliesslich be- 
«tinunteu Vorrichtungen (Abdrücke, Abgüsse, Platten, Steine und Formen) 
& diesen Zweck unbrauchbai zn machen sind. Im Falle einer unbefagten 
Anffahmng kann auch aof den Verfall der Manuskripte, Textbücher, Parti- 
toreu und Bollen erkannt werden. Dasselbe kann bei der Verurteiliuig 
wegen Namens Verfälschung (§ 53) von Amts wegen verfügt werden, Ist nur 
ÖD Teil des Weikes als widerrechtliche VervieLföltigong oder Nachbildung 
unuehen, so beschranken sich die besoicbneten Haseregeln auf diesen TeiH 

S 57. Bei der Vemrteilnng wegen Vergehens nach g 61 hat das Straf- 
guiäit auf Verlangen des Verletzten neben der Strafe auch auf Entschidi- 
gong KD erkennen, soweit die B^ebnisae des Straf Terfahrena eine TerlEaslicbe 
Beirteilmig dar privatrechtlichen Anspr&che ermöglichen. Die Entsohldigong 
omlaut nicht bkis die eigentliche achadloshaltnug und den Ersatz des «it- 
gugenen Oewinnea, sondern es soll überdies nach freiem, durch die Wttrdi- 
gnng aller Omstüide geleiteten Ermessen des Oeslcbtes dem Verletzten für 
erlittene Erftnknngen oder anderweitige, peisJlnlicheNacbteileeineangemeeseue 
Qeldssmme zugesprochen werden. Oegen den Aosspruch ttber den Ent- 
ichädigungsanspmch steht beiden Teilen die Berofnng zu. 

§ 58. Dem Terleteten ist auch die Befagnis zniasprechen, die Ver- 
nrtnlnng auf Koeten des Schuldigen Öffentlich bekannt zn machen. Die Art 
der Bekanntmachung und die Frist dazu ist unter Bedachtnahme auf die 
Aatiige des Verletzten in dem urteile zu bestimmen. 

§ 59. Der Verletzte ist berechtigt, noch vor der Fällung des Straf- 
erkenntnisses wegen des Vergehens nach § 61 die Beschläge ahme oder Ver- 
wahmne der im § 66 bezeichneten OegenstSnde, Bowie die erfordeilichea 
UsBSDahmen zu dem Zwecke zn. begehren, damit die Begehung oder Wieder* 
bolnng der strafbaren Eandlnng verhindert werde. Unter dieses Begehren 
bst das Strafgericht sofort zn entscheiden; es bleibt ihm ttberlassen, die 
begehrten Haasnahmen nur gegen Kaution zn bewilligen, 

I 60. üaabhftnxig von der Etnleitimg tinra strafgeriehtllokan Verfahrens 
steht dem Urheber das Recht zu, beim Civilrichter Entschädigung im Sinne 
d«s I 57 Ton jedermann zn begehren, dem ein acbnldbarer Singriff <g 31) 
zur Last fUlt, und ebenso von allen Personen, welche in aehnldbarer Weise 
UBeehtmässig« VeivielAltieniigen oder Ifachbildnigea seines Werkes ent> 
gelUidi • ■' 
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§ 61. Er ist ferner befugt, beim Civilricbter anf Anei^ennniig seinei 
DrbeWrechtes, aowie auf ünteilasBiug eines jeden Singnifes zu klagen, 
und selbst wenn den Beklagten kein Veracholden trifft, tod ikm die Henuu- 
gabe der erfolgten BereichemDg eu fordern; ancb in diesem Falle kau er 
Teilangen, daas auf die im § 66 beseiebneten HassnabiDen erkannt werde. 

§ 62. Werden Brsatsaneprttcbe anf Qnmd dieses Oesetzea Tor dem 
CivilriehteT erhoben, so hat dieser sowohl Aber das Vortuudensein, als anch 
&bet die HShe des Schadens, desgleichen dbei den Bestand und die Hflbe 
uner Bereichemng nach freiem, dnroh die Würdigung aller Ümstfiade ge- 
leiteten Gimessen zn entscheiden. 

J66. Die Begiemng ist eimkohtigt, SaehTerstindigenkollegien in bilden, 
e anf Verlangen der Qerichte Qntachten in Sachen des Urheberrecktes 
nbzngebeii verpflichlet sind. Die ZusammeDsetsnng der SachTerBtändigen- 
kollegien und deren Qeschaftsordnnng ist im Verordnnngswege zu regeln. 

T. Abschnitt: SctLlnssbestimmiingetb 

g 64. Die den Oebraneh der Fresse regelnden, dann die hinsichttieh 
der Fresieraengnisse, sowie betreffs der Öffentlichen Anffithmng, der An»- 
Btellnng nnd (fes Feilbietens von Werken bestehenden allgemeinen Geaetie 
nud Vorschriften bleiben aufrecht. 

6 66. Das gegenwärtige Qeaeti tritt mit dem Tage seiner Kundtnaehug 
in wirksamkät. Es findet auch auf die vor Beginn seiner Wirksarabett 
erschienenen Werke Anwendung; jedoch bleiben ffli solche Werke die bis- 
herigen Schatsfristen, insoweit sie länger sind, aufrecht. Ebenso bleiben die 
bisherigen kOneren Schutzfristen ftlr das auaschliessliche Becht der Anf- 
fnhning eines BQhnenwerkes ausnahmsweise massgebend in dem Verhtltnb 
des üinebers zu solchen Boibnen, welchen er Tor der Wirksamkeit dieses 
Gesetzes das AnlftUinuigBrecbt auf die ganze Schntodaner entgeltlieh über- 
lassen hatte. 

I 66. Die bei Beginn der Wirksamkeit dieses Oeaetzes Torhandenen 
VemelfBJtignngen nnd Naolibildnagen, deren Herstellung bisher nicht Te^ 
boten war, kOnnen auch femerltiD rerbreitet werden. Desgleichen kOnnen 
die in diesem Zeitpunkte Torhandenen Vorrichtungen zur Verrielfiltignng 
oder Nachbildung (Abdrücke, Abgüsse, Platten, Steine nnd Formen), wenn 
deren Herstellung bisher ni^t Terboten war, so besagtem Zwecke noch 
während eines Zeitraumes von Tier Jahren, Tom Beginn du WiAsamkeit 
des ^Mrenw&rtigen Gesetzes an, benutzt werden. D& Verbreitung solcher 
YemelMltlgDii^en oder Nachbildungen und die ftomere Benutzung der be- 
seicbneten Vomehtnngen ist aber nur dann gestattet, wenn diese Qegeo- 
stände infolge eines von der beteiligten Partei binnen drei Monaten nach 
Beginn der Wirksamkeit des gegenwärtigen Gesetzes gestellten Ansuchens 
durch die politische BezirksbehOrde des Ortes, wo sie sich befinden, in ein 
luTentar angenommen und mit einem besonderen Stempel Tenehen worden sind. 

§ 67. Die Tor Beginn der Wirksamkeit des gegenwärtigen Gesetzes 
rechtmässig zur AnsfÖnrnng gebrachten musikalischen und Bühnenwerke 
kennen auch femer frei aufgeführt werden. 

§ 68. Mit dem Vollzüge dieses Gesetzes ist der Justizminister im Ein- 
Temehmen mit den Übrigen beteiligten Ministerien beauftragt. 

DurchfDhrungaverordnung vom 29. Dezember 1895. 

A) Hinsichtlich des Urbeborregisters für anonjm oder Pseudo- 
nym erschienene Werke der Litteratui und Kunst. 
§ 1. Das im § U des Urheberrechtsgesetzes Torgeachriebene ürheber- 
register sur Ersichtlichmaohung des wahren Namens des üikebua eines 
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UM7M od«r ywiaay« «nehiweBra W«rkeB 4m UttofUnr u4 K«Mt wM 
Toa dem Hände Ismioigterium nach dem bierfUi TMgcMckricb«aen Forawfair 
gcfUrt. 

S 2. Zmr £iDtra«iig gmifaet aiud die ftawjm oder pnnikB^ tt- 
aeh i e tm w Wttrfe«, wenn tn in lalude adM- ia DMtscboo Rddie «rsoWoMo 
ibd, oder ireia 4arM Orfaebw DütoneicUsefce SUalaUifer liod, oder wmo 
die EiBtragu« Mcb Iilnlt d«r StMiUvertrif e fc <g»fcrt «rerden k«M. 

S 8. Di« BiBtngugea in d»s Urheheiragiatet orf«lg«a tW >ckn(t- 
licbes AMoehea 4m Dtkeban nid wt d«MH ZaktkKM«ii|- «soh Mtaea Baebto- 
Hckfoig«», im MrigM afai« PrtfBBK d«r BerachtigMg da ftnjneldsKdcn 
■Ml dM ÜM^tfakeit der ■■gM»id<t«« ThOskckea. 

g 4. Die Aomeldunfceii zam UrbetMcregiiter bktai Mgend« D«tea aa 
(BtUtM: t. dw Nmmb, die BeiuMStig»*^, den Wabiwrt «nd die Stutg- 
Mifenchftk des Urktfben; 2. dia geaMie BL'MkihHBg d«» Werke« «nd dar 
QUiniK dasseltaa; M TerlftgBweifciea iacbaaaiidare dca valiei Titei, die 
Süll der AMailugei (Und«. H«fte) aad dicr 9tU«n; S. dia Art de* Er- 
acheinena des Werkes (§ 6 dea Urhufeirrerhligiwiftiw); 4. J«bi and Ort das 
ErsdieiMas; 6. du Pteodanym 4«g Urtiebera, benr die AmgAbe, dus das 
Weik »0*7« erseUtiiHi nt; 6. Mli die AMaeUwg nicht darok dea Ut- 
Mar antbat aiMft, dan K^mm, die BeMUftigni« twd den W«teotl das 



I 6. Die E(irtn«a»ff «ri(4gt gef;«« ZUlaa« «nr Oebäkr twi ö OmMeo 
fit }edta «änelM, im SiMie des g 49 dea Ürbefcefwnhtegaaef as ais ei« «a- 
j ia d Br t «■s«saheud«8 Werk. Die OeMhr ist beias Huidelaiiniistariam zn- 
jriMek Bit -der Aaaaldvag es erlegen. 

S 6. Ü^er dea VoUnf d«r EMri^vag wird den AaueMer Ten den 
HudahwnnterivB eke Begtitiging erteilt, aus welcker der Ii^slt der Em- 
ingi«g> efaiehtfiek ist. Die Ühalnwuagoii wenlsa ikrem Wortlaute nMh 
iw iad ia ah im der W«se dxrek die ,Wieow eettng" TerOffaaUickt, dMs die 
n nacB EateadMitiire crMgten Anincidaagen tpäleatew ia inmau des 
ffltgeaiM JArea zar TerMcattiehanK ftiMg^. 

§ 7. Jedennaon kana m das Ürfaabcrpopster Giftsicht nebjnea asd ^ 
fEBD EatrieUang der enUalleBden ate ay eicehftkr die Aasfartifanx amtlich 
beglanbigler AbaekrifMa «as deaaselbea, soirie «in £e«fais nrJangea, daas 
eine bestimmte Eintraj^ng in dem Register nicht vorkamme. 

g 8. Die BestJRii^BKen -d«r Anraetdang», sowie die fceglaukigtcn Ab- 
schriften und Zeagaisae aas dem Urbtibcrrcgister werden tod dem Referenten 
und dem mit der Ee^BterftthrtiAg betr ante n Rcumten dea HandelsminisccriuiDs 
unterfertigt and mit dem Amtssiegel Teraebcn, 

B) Binsittktlieh der Inveatarf sirung u«d Stenpelaag 

der VetTielfättigungen uad Mackbildungen tod Werken der 

Litteratnr.KnDst nnd Photographie, dann der Vorrichtungen zur 

VeTTiclfälti^nag Dder Nachbildung solcher Werke. 

§ 9. Bie Anfnslime des im § 6fi des ürheberrtichttigesetzes vorgeaehonen 
iDTSatars der VervieÜältigangen und Nachbild uugcn von Werken derLitteratiir, 
Knast und Photographie, dann der Vorrichtungfin zor Vervielfältigung oder 
Nockkildang solcher Werke, sowie die Stempelung tiieser Gegenstände hat 
ilartb die politische BezkkatMifatyrde dea Ortes, wo die betreffenden Oegn- 
sUiide sich befiadea, iafolge eines sc^iftlicheu Assacheae der beteiligten 
Panel za erfoigen. 

§ tO. Ha Partei hat mit der Annieldnag ein iweifhch aosgefeitigle« 
Verzeichnis Torzolegen and in diesem die der AutshaadLa^ la uteinebeii' 

OtMUe übn du Uibatwmebt. U 
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den Oegenstlode einseln nod genau mit den zu Untiflziwaiig dieMidcn 
BeseicbnntiKen auzaf Uhren. 

§ 11. In das Verzeichnis kSnnen alle Terrielfältigonffen und Nuh- 
bildnngen, dann alle Vorricbtoiigen znr TerrielflltignnK oder Nacbbildiut; 
(Abdrücke, AbgttMe, Platten, Steine und Formen) anfgenominen werden, 
wenn sie am 31. Dezember 1895, als dem Tage, an weldiem das Drbebei- 
reclitsgesetz in Wirksamkeit tritt, bereits Torbanden waren mid wenn denn 
Hercteltnnic bisher nicht Tcrboten war. Den beteilig^ten Parteien ist uj 
fibrigens freigestellt, anch später hergestellte VerrieUältignogen nnd Nich- 
bildnngeo anzoniclden, jedocn nur dann, wenn die zd deren HersteUnng be- 
nutzten VorriehCnngen gemiss den BestimmnDgea dieser Verordnung inTeii- 
tarbiert und gestempelt worden sind. 

§ 12. Die politische BczirksbehOrde, bei der die Anmeldung ftberreicbt 
wird, hat sich von der Bichtigkeit des vorgelegten Verzeichnisses zu ttbcT- 
zeugen QDd zu prSfen, ob das VerxeichniB den Aoordnangen des § 11 ent- 
spricht. Gegenstände, welche diesen Anordnungen zuwider angemeldet worden, 
sind ans dem Verzeichnis auszuscheiden. 

§ 13. Die recbtmSssig angemeldeten Vervielfältigungen and Nacb- 
bildnngen, dann Vorrlchtongen zur Vervielfältigung oder Nachbildung eind 
von der BebBrde einzeln mit dem in passender weise anzubringenden Amts- 
siegel zu versehen. Ein Pare des vorgelegten und erforderlichenfalls 
richtiggestellten Verzeichnisses ist von der BehOide aufzubewahren, das andere 
anter Beet&tignng des Tages der Ueberreichnng der Partei zuriickzustelleii, 

§ 14. Die im ersten Absätze des § 11 bezeichneten Vervielfälti^gea 
und Nachbildungen, dann Vorrichtungen znr Vervielillltignng oder Nachbildung, 
sind bei Vermeidung der im g 66 des Urheberrechtsgesetzes bestimmten 
Recbtsfolgen spätestens bis einschliesslich SO. März 1806 zur Anmeldung 
zu bringen. Die Anmeldang der im zweiten Absätze des g 11 bezeichneten 
Vervielfältigungen und Nachbildungen ist auch nach diesem Zeitpimkte, 
jedoch nur mit der Beschränknng statthaft, daas die Aufnahme des Inventan 
und die Stempelung der augemeldeten Vervielfältigungen und Nachbildungen 
spätestens am 31. Dezember 1899 zu erfolgen hat. 

§ 10. Verspätete Aumeldungen sind nicht zu berttcksichtigen und den 
Parteien als zur Amtshandlung nii:bt geeignet zurückzustellen. 

C) Hinsichtlich der SachTerständigen^Eollegieo. 

§ 16. Die Zosammenaetzang der Sachverständigen-Kollegien und deren 
Geschäftsordnung wird abgesondert geregelt werden. 

Verordnung vom 31. Juli 1896 betreffiend die Sachvorstfindigen- 
kollegien. 

§ 1. Es werden SacbTerständigenkollegien ftlr den Bereich der Litteratnr, 
der Tonkunst, der bildenden Künste und der Photographie gebildet, welche 
die Aufgabe haben, in Sachen des Urheberrechtes an Werken des betreffen- 
den Bereiches über zweifelhafte oder streitige Fragen tecluuscher Natur, 
welche für eine richterliche Entscheidung von Bedeutung sind, auf Verlangen 
der Qcrichto Gutachten abzugeben. 

g 2. Sachverstandigenkol legten werden errichtet: ffir den Bereich der 
Litteratnr: in Wien, Prag, Lemberg und Triest; — für den Bereich der 
Tonkunst; in Wien, Prag nnd Lemberg; — fOr den Bereich der bildenden 
Künste; in Wien, Frag nnd Krakau; — für den Bereich der Photographie: 
in Wien. Die Bildung von Sachverstlndigenkollegien an anderen Orten ist 
für den Bedarfsfall Torbehatten. 
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§ 8. Jedes SkcbTerBtändigenkoUegiom bestoht kgs «nem Vonitxendeii 
imd sedtB bis Eehn Mitgliedern. 

1 4. Die Emonanng des Voraitzenden and der Mitglieder erfolg durch 
dM Hinisteriom f&r Kaltna und üaterricht, welchem auch die Bezeichniug 
de« mit der StellTeitretong des Tortitienden betiaaten Mitgliedes zusteht, 
tat die Daner Ton secfaa Jahren. Der Voraiuende und die Mitglieder bäh^ 
nach ihrer Eraennong bei dem Landgerichte am 3itce des SachTeratändigea- 
kolieginms den SachTerständigeneid za leisten. 

§ 5. Zur Abgabe eines Ontachtens sind die SachTerständigenkoUegJen 
nur dann verpflichtet, wenn das ersuchende Gericht: 

1. die za begutachtenden Fragen einzeln aufgeffllirt nnd 

2. die xa Terglelchenden Qegepst&nde, sowie die zur Abgabe des Gut- 
achtens erforderlichen gertchtUcben Akten dem SachTerstandigen- 
kolleginm zugesendet hat. 

I 6. Vor der Beschlnssfassung des SachTorständigenkallegiams Aber 
ein abzugebendes Gutachten hat der YorsitEende zwei Berichterstatter zu 
bestellen, welchen oa obliegt, ihre Anträge unabh&ngig von einander schrift- 
lieb auszuarbeiten. 

§ 7. Die Anträge der Berichterstatter gelangen in einer Sitzung zum 
Tortrage, zu der sämmtliche Mitglieder des SachTerstindigenkollegiuus 
Dster Bezeichnung des Gegenstandes der Beratung rem Vorsitzenden ein- 
islsden sind. Zur Beschlussfasaung ist die Anwesenheit des Vorsitzenden 
oder seines Stellvertreters und von mindestens vier Mitgliedern erforderlich. 
Sie Beachlussfassung erfolgt dnrch Stimmenmehrheit and, wenn sich unter 
den Mitgliedern Stimmengleichheit ergiebt, durch die Stimme des Vor- 
sitzenden. 

§ S. Das Gutachten ist unter Angabe der Namen der an der Beschtuss- 
faesnng Beteiligten von dem Vorsitzenden nach dem gefassten Beschlösse 
BDsznfertJKea. Jedem in der Minderheit gebliebenen Mitgliede steht es 
jedoch frei, zn verlangen, dass sein Votum dem Gutachten des Kollegiums 
uigeschtossen and mit diesem dem Gerichte mitgeteilt werde. 

§ 9. Dos Sach verstand) genkoUe^um ist befugt, fltr das Gutachten Oe- 
bflhren anzusprechen. Hinsichtlich dieser Gebühren haben die fUr die Sach- 
verständigengebühren geltenden Bestimmungen zur Anwendung zu kommen. 

Allgemeines borgerliches Gesebbuch von 1811: Bestimmungen 
über das Verlagsrecht. 

% 1164. Durch den Vertrag Hber den Verlag einer Schrift wird jemandem 
von dem Verfasser das Recht erteilt, dieselbe durch den Druck zn verviel- 
ßlttgen und abzusetzen. Der Verfasser begiebt sich dadurch des Rechtes, 
du Dlmliebe Werk einem anderen in Verlag zu überiassen. 

g 1165. Der Verfasser ist verbunden, das Werk der Verabredung gemSsfl 
zu liefern, und der Verleger, gleich nach geliefertem Werke die bedangene 
Belohnung zu entrichten. 

g 1166. Wird das Werk von dem Schriftsteller lur bestimmten Zeit 
«der auf die festgesetzte Art nicht geliefert, so kann der Verleger zurück- 
tieten und, wenn die Ablieferung aus Verschulden des Verlassers unterbleibt, 
die Schadloahaltung fordern. 

§ 1167. Wenn die Zahl der Exemplare bestimmt worden ist, muss 
der Verleger zu jeder neuen Auflage die Einwilligung des Verfassers ein- 
holen nnd bber die Bedingungen ein neues Übereinkommen treffen. 

g 1168. Will der Verfasser eine neue Ausgabe mit Verftnderungen in 
dem Inbalte des Werkes veranstalten, so ist darilber ebenfalls ein neuer 
'Vertrag zu schliessen. Vor dem Absatz der Auflage aber ist der Verfasser 



mm 4uni so ^er muM Angab« hMMbtigt, wem «r itnä VvAegtt in 
RnckBiclit der Torratigen Exemplare eine uig«mesBeM 9(^dlo>)Mlt^g n 
leJBtea bereit tat. 

g 1170. Wenn ein SchrifteteUer namh efavem ifan rem den Verlcfor n^ 
^legten Plane die BearbeitiLiig etees Werkes Hberainnt, 8« hat ar mr aal 
die bedHngeae Beloknirttg Aaspracb. Dem Terieger steht ia itr Foigt Aa 
gtatte freie Verlagsrecht m. 

§ 1171. Diese Vorschriften «ad anch axt Ludkartcn, topegtaphitdte 
Zeicbanagen nad mnaihaliscbe KoiaporiticiBeB aaaairandea. Die Bm^rSaktngeii 
des Nachdracks sind in den politisi^B QeaeUen eatliatMn. 



Paraguay*) 

Verfouunfl von 1870. 



Art. 19. Jeder Urheber oder Erfiader ist der aoescliliessliche Eigen- 
tümer seines Werket, aeinar Erfiodnng oder seiaer EatdechOAg Wäbread der 
durcli das Oeaetz festgesetzten Daner. 

Strafgeset2bu(A. 

Art. S42. Wer ein lltterariaches Eneagnis ohne EiBvt1li((im;^ 6ta Ur- 
hebers Terffffentlicbt, YcrfEUt einer Geldstrafe toh 25— :600 Pesos faertes, 
wenn er kein Exemplar desselben Terbreit«t hat. Im entgegeagesetflen 
Fall wird die Geldstrafe Terdoppeit, nnbeschadet der Beschlagnahme. Den- 
selben Strafen nnterliegen diejenigen, welche ohne Einwilligung (hts Urhebers 
ein dramatisches Werk darstellen oder daratolleB lassen oder die setae Br- 
flndangen wissenschaftlicher oder künstlerischer Art rerBffentlfdMn. 



Peru. 

Gesetz vom 3. November 1849 über das litferarische ElgentuM. 

Art. 1. Die Urheber ron Schriftwerken, geographischen Karten, Stichen 
and ransikalischen Kompositionen irgend welcher Art geniessen wfihrend 
ihrer ganzen LetMaedaaer das aosachueealicbe Biacht, ihi« Werke im ganien 
Gebiet der Republik Verkaufes oder rerbreiten imd ihr Eeeht gaiu oder 
teilweise äbwtrarge« in dürfen. 

Art. 2. Von dem im vorhergebenden Artikel inerkanntea Becfat werden 
die gegen die Beli^on oder die guten Sitten veratoeaeBden Bttchec nnd 
Schriftwerke, sowie die Gem&lde oder Stiche, welche die Qffeatlidie Iforal 
Terletzen, ausgenommen; diese Bücher, Schrittwerke, Gemälde oder Stiebe 
werden gemksa den Oeseteea Terfolgt. 

Art. 8. Die Erben and Ceasionare geniesseo während awaozig Jahren 
vom Tode des Urhebers an dieeetben Beäite wie der letztere. 

Art. 4. Die rechtmässigen Eigentümer einea posthumeB Werkes ge- 
niessen das aossebliessliche Recht während dreiseig Jahren. 

Art. A. Um jeder Zeit das Eigentam eines Buches, eines Stiches etc. 
zn beweisen, genügt ea, ein Exeiuplar des Werites ia der fiffentliehea 
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BiUNÜMk 4a, wa mitiAi» vnhMaim tat, und «ia uduea Eienijar in den 
JjchiTeQ 4w Fiäfaktni dw D«partaiwnl», wo di« ADsgftbe YwöffentlieiM 
iit, w kisUrlsKen, augeiuuaBta, wau Widersprocfc oder BeaU^itDo^ 
seiteoB einer anderen Penon erfolet; in dieM» UtzterM FkU aM die Frage 
dueb ein nekt^iohea Urteil entaehiedeii werden. Wem det Uilieber »einea 
Namw lieÜ bekuutf^w will, soll er »Kf dei FrS&ktnr ein gaaokloeseMS 
oni reniecellM Cmvert buterlegei, i* welche eei» Mame »\tb 7er- 
M«hH fisdeL 

Art. 6. Diejenigen, welelte im Gebiet der Kepablik nncbgenubt« An»- 
4«bM vartSeqUieken oder Tert»«feB, vcrfaliea einet Oelditnfe Y<m zwei- 
huideit bis f itnfbnnAert PiHtcr » Qanaten dee EigealUners des Werkw, dem 
klMUdetn »lle Exempbr» «bergrtiBB wuden. 

Alt. 1. Diejeidiea, welebe im Aatland bergeateUte Anageben xo« 
Werken, deren Eigentum einer anderen Pcraon zagebOrt, in das Gebiet def 
Bepnblik einfttbre« a4ei dawlbet Teriwsfen, itutwllegen der Besehlacothme 
tMt a ibnm Besiu befindliabea SzenifiUra; diese £xwif:|aTe weiden de» 
BigeotfiineT des Werke* nerteilt. 

Art. 8. Der Urbebar einer ÜberaetnnnK oder Tanion genteeat dieselben 
Seebte, Tontnagetetsl dus er die im Art. 5 vorgeecbiiebmi« Farmliebkeiten 
^llltb&t. 

Art. a. Xaeb AbUnf dei im gegeswIrtigeD Oatats erwUwM* Friste* 
(abo die Werbe, wdcbe es encb sein siOgen, in du GemeinKat Über, und 
jtte Bürger ku« dieselben ugebiadert dindcen nnd Terk»B»n. 

Varfuswofl von 1860. 

Art. 26. Dea Eigentum ist noTerletzlicb, sei es nun materieller, 
gostiger, litteiaiiscber oder kUustleriscUer Art; niemand darf seines Eigen- 
toins Deranbt werden, ausser aus Gründen gesetzlicb anerkannter üffeut- 
lieber Nützlicbkdt nnd gegen eine im voraus festgeseUte S^itocbäiligung. 



Portugal. 

BfirserlkdiM Gesetzbuch von 1867. 

t Abteilung. Van der litlerarUcbeu Arbeit im allgemeinen. 

Art 570. Es steht jodermann frei, doicb Druck, litbognpbiet dra- 
■Wtinbe «der andere äluiUche Kunst jedes beliebige van ibm verfasste 
Itoiariacbe Werk zx verüSentlieben, unabbäigig von Torausgebendet Druck-- 
g w wb w j g ung, T«a eine? Ka«tic>n oder i^ead mnu andern SUtdubünug, 
welobe mjttälbar oder wmitt^dbar die freie Aiuübuag dieses Eecbbs b»- 
biaiHn .k<iMte — Torbebaltliob der geeetilicben Terantwortlicbkeit. 

Die Beatimnong diese« Artikels ist auf das Übersetsuigsraebt tUr 
wendbar. 

Art. 571. ^ ist jadera erlanbt, die Gesetae und Venirdntugea oder 
alle beliabigea aadem amlliaheu öffentliobeo Urkiutd«» bekanat au naebe«, 
Ute lenaaer Aopassnng an die amtlicbe Ausgabe, wenn besagte Uritnaden 
scbon Toa der BegierniK verüffentlicbt werden »iftd. 

Art. 57a. t^bei^Ufem m die fieetimmnag dea lerigen Artikel« aind 
die ia den gasetagebenden Kammern gebaltooen, beuMuugswei»e andre 
imtlicb vorgetragenen Reden. Die Saiünlung dar fieden oder eines Teile 
d«i Bedw eines bestimmten Redners kann aileio tob diesem edar du mit 
sMoar Ürlanbni» TSlgenonnen werden. 
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Art. S73. VorlesDügen von Lebrern und Professoren, sowie PKd%t«B 
dOrfen Ton keinem «nderen als dem Ürlieber Terrieimdgt werden, aoner 
in Form von Anszflgen. Zur YerOffentliclinng als ein Oanzea bedarf e» 
ateti der Erlaobnis des Urhebers. 

Art. 6T4. Dm handschriftliche Werk ist Ei^ntnm seines Urhebers nnd 
darf in keinem Falle ohne Znstimmnng' desselben veröffentlicht werdM. 

Art. 575. Sendsehreibeii dflrteu nicht veröffentlicht werden ohne Er- 
laabnia ihrer Urheber oder desjenigen, welcher diese vertritt, ansgenonunen 
in YerbindiiDg mit einem gericfatlichen Verfahren. 

Art. 576. Der portogiesische Urheber einer dnrcb Druck, Lithographie 
oder Irgend eine andere Slmliche Weise auf portagiesischem Qebiet ver- 
Offentliditen Schrift geniesst während seines Lebens das Eigentum dendbei 
und das aasschüessliche Recht, sein Werk zu vervielfältigen nnd ed ver- 
werten. 

§ I. Die Urheber irgend welcher Schriften haben jedoch das Becht, 
eich gegenseitig zo eitleren oder die Artikel nnd BAcberstellen abznschreibeB, 
welche sich für sie eignen, sofern sie den Urheber oder das Bach oder die 
Zeitschrift angeben, denen die Citate oder Artikel angehBren. 

§ 2. Die ursprünglich in einer Zeitschrift oder als Teil eines Werks 
oder einer Sammlung erschienenen Artikel künnen durch ihre Urhoher von 
neuem gedmckt werden, falls nichts anderes verabredet worden ist. 

Art. 577, Die Urheberrechte, auf welche sich der yorhergehende Artikel 
bezieht, nrnfassen anch das Übersetznngsrecht. Wenn aber der Urheber 
ein Aasländer ist, geniesst er in Portugal dieses Recht nicht l&nger als 
sehn Jahre von der Yeröffeatlichnng seines Werkes ab gerechnet und unter 
der Bedingung, die Aosttbung desselben vor Schlues des dritten Jabrea nach 
besagter VcrOffentUchnug zu beginnen. 

g 1. Im Falle der Cession geben alle Rechte des Urhebers an den 
Übersetzer über, vorbehaltlich einer gegenteiligen Verabrednng. 

g 2. Der Übersetzer, sei er Portugiese oder Ausländer, eines Werkes, 
das Gemeingut geworden ist, geniesst dreissig Jahre lang das ausscblisssliche 
Recht, seine Übersetzung vervielfältigen zn lassen, unbeschadet der Befugnis 
jeder anderen Person, das gleiche Werk von neuem zu übersetzen. 

Art. 678. Den portugiesischen Urhebern ist gleichgestellt der aus- 
ländische Schrittsteller, in dessen Lande der portugiesische Autor giddi 
dem Einheimischen geschützt wird. 

Art. 579. Vom Tode eines Urhebers ab behalten seine Erben, Cessionare 
oder Vertreter das Eigentumsrecht, von dem der Artikel 676 handelt, für 
den Zeitraum von f&näig Jahren. 

Art. 580. Wenn der Staat oder irgend ein Öffentliches Institut anf 
ihre Kosten ein litterarisches Werk veröffentlichen, genlessen sie das oben- 
erwähnte Recht fur einen Zeitraum von fünfzig Jahren, von der TerOfieot- 
lichnng des Bandes oder der Lieferung gerechnet, welche das Werk beendet. 

Einziger §. Wenn dieses in einer Sammlung von Schriften oder Hemoirea 
über verschiedene Gegenstände bestehen snllte, so werden die fflofzig Jahre 
von der VerOffentlichuDg jedes Bandes gerechnet. 

Art. 681. Wenn ein Werk mehr als einen Urheber hat, nnd jeder dabei 
unter gleichen Bedingungen nnd unter seinem eignen Namen mitarbeitet, so 
verbleibt das Werk Eigentum sämtlicher Miturheber, und die erste Periode 
der Schutzfrist dieses Eigentums eretreckt sich bis zn dem Tode des letit- 
lebenden Mitarbeiters, der die Brträge des besagten Eigentums mit den 
£iben der verstorbenen Hitarbeiter zu teilen hat; die zweite Periode be- 
ginnt bei dem Tode des letzten Hitarbeitera. 

Einziger §. Wenn das Sammelwerk, bei dessen Zusammensetzung mehr 
als ein Schriftsteller mitgewirkt hat, nur von einer Person oder in denn 
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Nimen DDUrnonuneB, redigieit mtd TerOffenÜieht worden ist, so wird die 
xweite in Toreteheodeti Anikel erwUmte Periode nur tmi dem Tode dieser 
Feisen an (errechnet. 

Art. &82. Wu in den verli ergebenden Artikeln mit Bezng ftnf die Ui- 
lieber bestimmt worden ist, gilt aocli fOr die Verleger, welchen jene das 
Eigentum ihrer Werke übertragen haben, unter Berficksicbtigong ihrer gegen- 
eeitigen Kontrakte. 

Giniiger §. In diesem Falle wird die Periode, anf welche sich der 
Anikel fi79 besieht, Ton dem Tode des Urhebers gerechnet. 

Art. 583. Die Bestimmongen für die mit dem Namen des Urhebers 
Tsreffentlichten Werke sind ebenso aoch anf die anonjmen wie pBeodonymen 
Werke anwendbar, sobald die Ezistenz des Autors, seiner Erben oder Be- 
ToUmühtigten bekannt gegeben nnd naehgewiesen wird. 

Art. 584. Die Yerläugening, welche dnrch den Artikel 679 der Dauer 
des Eigentnms von dem Tode des Urhebers an gegeben worden ist — einer 
Daner, welche in der dem gegenwärtigen Gesetzniche rorhergehendeD Qe- 
setzgebnng kärzer war — tritt za Qnnsten der Erben des Urhebers ein, 
iDch wenn das Utterarieche Eigentom seiner Schriften einem anderen, ganE 
oder snm Teil, übertragen worden ist. 

Art. 685. Der Verleger eines nacligelassenen Werkes eines bestinunten 
Uriiebers genjesst die Urheberrechte ftlr die Zeit tob fttnfiig Jahren von 
du Veröffentlichnng des Werkes an gerechnet. 

Art. 586. Der Verleger irgend eines unTerOffentllchten Werkes, dessen 
bAtnnter Eieentamer sieb nicht in der gesetzlichen Torrn answeisen sollte, 
genissst die Urheberrechte für den Zeitraum ron dretssig Jahren, von der 
TollBtändigen VerOlfentlichnng des Werkes an gerechnet. 

Art. 587. Die Enteignung jedes beliebigen schon TerOffentHchten Werkes 
ist xnlSssig, dessen Auflage Tei^riffen ist, oder dessen Urheber beziehentlieh 
Eiben es nicht aufs neue drucken lassen wollen, wenn das betreffende Werk 
lidit Iwreits Oemeingnt geworden iat. 

Einziger §. Der Staat allein darf ein Schriftwerk enteignen, nach 
Torhergehender Erlangnng eines Gesetzes, welches die Enteignung genehmigt, 
sowie Scbadloshaltnng des Urhebers nnd ttberdios nnr na^h Hassgabe der 
«Ugeneinen Qmude&tze fll>er die Enteignung im OffeütUchen Interesse. 

Art. 588. Der Verleger eines nn veröffentlichten oder schon gedruckten 
Werkes, welches noch nicht Oemeingnt ist, darf dasselbe zn Lebzeiten des 
Orhebers oder seiner Erben nicht Ter&ndem nnd den Text nicht modifizieren, 
uch mnsB er den Titel des Werkes beibehalten, welchen ihm sein Urheber 
ph, und des letzteren Namen, unbeschadet einer gegenteiligen Verabredung. 

Art 689. Der Verleger, welcher die Veröffentlichung eines Werkes 
vertragsmäsBig Obemommen hat, ist verpflichtet, in Ermangelung einer 
gegenteiligen Abmachung, die VeräffentUchttDg innerhalb eines Jahres zu 
beginnen, vom Absehlass des Vertrages au gerechnet, und sie regelmässig 
fortnsetzen — bei Strafe der Schadenersatzzahlung an die Person, mit 
welcher er kontrahiert hat. 

Einziger g. Der Verleger, welcher mehrere einander folgende Aasgaben 
änea Werkes vertragsmäsBig übernommen hat, darf seine Veröffentlich ung 
sieht nnterbrechen, ansgenommen, wenn er beweist, dass ein UBÜberwindlicheB 
Hudemis für die Verbreitung vorlag. 

Art. Ö90. Das litterarische Eigentum wird behandelt und geregelt wie 
jedes bdiebige andere bewegliche Eigentum mit den Abweichungen, welche 
zufolge seiner besonderen Natur das Gesetz ihm ausdrücklich auferlegt. 

Art 691. In FKllen von Erbenlosigkeit folgt der Staat nicht in dem 
Eigeatnm an Schriftwerken nach, and jedermann kann sie veröffentlichen und 
wiedwanflegeo, unbeschadet der Rechte der Erbschaftsgl&abiger. 
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Dm UtUniiMke BigMtu ist snvMiihiUr. 

wndiK wai d«A EigBatam ihqeaig«» äiAnftca zi 



3. Abteitnag. Vo* 4*» BeebteB der dTaBatiseben AMtar*B. 

Art. 594, Die AraiaatiBeken ürhcfaer geueigeB uMser dea IkberariBcheB 
Eigentum in QemiMbeat der Tcrscluiftea der TerheTgeheadwi AittÖhiBf, 
■oäi folgend« B«ekte: 

Art. 606. KetB dramktiMkes Werit du4 !■ eiaen tMFmtlieh» Tkeftt», 
wo der EintnU bcuUt wird, ^le wfariltlicke EäwilUg^ d«s Urkafatn 
oder seiner Erben, CeaiMnue oder Bvmllmclttigt«« anlgeftthrt wefdei, Mt 
folgender UasBgabe; 

§ 1. Wasn das Werk gedradit ist, ist Buh des Tod» dcA Cdttben 
Üae Erlkttbais wfthrcod Ata Zeit metwendig, ia walcker seama Erben, CMsigaNe 
oder Berollmäcktigtoo das Eigt^oM tanJehabeo. 

g a. Wenn das Werk naehgelaMen ift, datf M siolit dargMteUt «erdu 
ohne Einwilligung des Erben oder einer aadem Peraoa, valcber da« Kg«a- 
ttun kB Hjumekript gdaOrt. 

§ S. Die ErMäofatigasg aar Aslfttbraog enee dramatiadMu WMkes 
kann unbegrenzt sein oder beecAnnkt a»f gewitae 2ait«D, £«idestMle oder 
riae gewisse Zabl von Theatern. 

Art. 596. Wena die Emiditignag beackränkt ist, das druMtiaobe 
Werk ab» io eiMn nicht erM>eht%teB Theater in ae«ae goaetst wwdea 
iDt, so gehört der B^a«Hrag dee Eiidrittsgeldaa Juan oder joan, deren 
Erlanbaia ootweadlg war. 

Art. &9T. Der Teil, wslohw ame iem Ertrage du Eiatrittsc^das dca 
Urhebern gehBrt, kann Tcn den Oläubiigera eines Theaterantemelunars nkht 
gepfdndet werden. 

Art. 698. Der dramatisehe Urheber, wekber tbor die AnJItthrong aeinea 
Werkes einea Vertrag abgeschloeaen hat, gesiesat die felgndeB Beehtc. 
falls er sieht aasdrUtÜicfa darauf Terziehtet hat: 

1. in sanem Weike die Änderongeu oder Terheasenngea ToramBahmeu. 
die n fttr sMig hilt, TOTanageaetat daas ei ohne EiawillignDg 
des Uat^nebmerB keinw weeentlkben Teil ändert; 
3. m fordern, dau daa Wesk, wenn ee Uaaaskript ist, keinen akht 
inin Theater gehörigen PersoaeB mitgeteilt wird. 

Art. 599. Der Urheber, irelcber mit irgend einem önteraehmar die Ant- 
ftthmog aeiaeg Werkes rerabredet, darf an 4emaaUwn Orte das AnfffthrangS' 
recht weder dee Werkes noeh einer Nachabainng deieribea an einen anderea 
Uatenebmer überlaseeD, aolaage der Vertrag dauert. 

Art. 600. Wenn nageachtet eiaes Vertrages die Anffahrong aieht ia 
der aasbedongenen Zeit odw mangels einer anadräckUden überu^ranft 
innerhalb eines Jahres erfolgt ist, kann der Urheber aein WeA ans freiei 
Stocken zurttckziehen. 

Art. 601. Alle Streitfragen, welche sieb zwiaekea den Urfa^em «nd dea 
Unternehmern erbeben, werden tot den bürgerlichen Qeri^tan anm An- 
trag gebracht. 

8. Abteilnng. Von dem künstlerischen Eigentam. 

Art. 602. Der Urheber jedes belieUgen Werkes der Musik, ^ce Modells, 
eines Gemäldes, einer Skulptnr oder eines SÜi^ies hat daa ansscUiesdiche 
Becht, sein Weik dorcJi Stich, Lithographie, Abgoss od«r ligend ein «ndtna 
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TMEfikn« SB Terrielf&ltigen, iv Üb«reiDstiBiiDiu% nit den Anordannges Aber 
4u littenriscfc« Eigeaton. 

Einziger §. Die Bestimmoncen la Gunsten der drsmatischeii Aatoren, 
velcke in der Tofherf^endM Jbteilang enthalten sind, flndan intgesunt 
iaweadiug ftaf die Crliebw ma&ilf disclier Werke is Beang auf Dugtellnug dw 
ietitem in den Theatern oder an andern beliebigen Orten, die den 
FnUftwn fbi Geld zogängig aind. 

4. Abteilung. Von einigen geneinBamen VeTpflichtBogen der 
Urheber titterariieber, dramatischer und kflastleiischer Werke. 

Art. 603. Um die Vorteile zu genieseen, welche in dieaem Kapitel dem 
Uriidter oder EigentOinei eiaea heliebi«n, dnrcb Bncbdmck, Lithographie, 
Stifii, Abgus oder irgend ein anderes VerfUiren vervielfältigten Werkes sa< 
gHlaaden sind, ist er TUpflichtet, weh nach folgenden BestimnnngeD zn 
liehtw: 

Art. 604. Bevor sich die VerCfFentUcbiui^ eines litterariachen Werkes 
diteh Tnrteilmig Miner Exemplare roUziebt, stad zwei davon in der Olfent- 
licben Bibliothek von Lissabon niederzulegen, wogegen der Bibliothekar AbM 
dea Bnpfkng quittiert, welcher in einem zn diesem Zweck angelegten Re- 
gister vonnerkt wird, «Ana dase hierlQr irgend ein Entgelt zn entruhte« ist. 

§ 1. Wenn das Werk dramatisch oder mnsikaliaeb war oder eich über 
dramatische Litteratar oder Ober mnsikaHeche Kan«t verbreitete, wird die 
Segistriernng der Exemplare in dem kSnigUchen Eouaervatorinm in Lissabon 
in der angesebenen Form vollzogen. 

g 2. Wenn das Werk in einer Lithographie, einem Stiche oder Abgnss 
bMteht oder sich Ober eian dieser KBnBtiweige veitoeitet, vollzieht sich 
die Begistrienng nach dereetben Form in der Akademie der scbtaen Kflnite 
ia Lissabon. In diesem Falle kann der Urheber die Hlnteiiegnng zweier 
bemplare durah zwei Original zelchanngen ersetaen. 

Art. 605. I>ie Öffentliche Bibliotbek von Lissabon und die andern im 
vorigen Artikel genannten Institute sind verpflichtet, monatlich im ,Amt3- 
blitt" die beztlgbcfaen Begistrieningen zu veröffentlichen. 

ArL 606. Pie Bascbeinignngen, welche nach den in dieser Abteilnng 
enrähuten Registern ausgefertigt werden, begründen dos Eigentumsrecht an 
einem Werke mit den Wirkungen, welche sich aus diesem Eigentom ab- 
Icilea, Torbebaltlich des Beweises des Gegenteils. 

5. Abteilong. Von der Verantwortlichkeit der Nachdrucket 

odar wideriechtltahen Besitaaefamer des litterarischen and 

kanstleriecben Bigentame. 

Art. 60T. Diejenigen, weiche die in diesem Kapitel anerkannten ond 
bestätigten Hechte verletzen, haften in folgender Weise für die widerrecht- 
lichen Aneignungen litterarischen oder kttnetleri sehen Eigentuma, welche sie 
begUiMi. 

Art. 608. Jeder, der ein nnver6ffentIicht«B Werk varilfFentlicht oder 
ein anl dem Wege der VeiAffentlichuDg befindUobos oder bereits veröffent- 
lichtes Werk, welches einem andern gebärt, ohne dessen Ermächtigung oder 
Einwilligung vervielßUlgt, soll zu Qoustea des Urhebers oder Eigentümers 
des Werkes alle diejenigen Eiempiare des rechtswidrigen Abdrnchs ver- 
lieren, welche in Beschlag genommen sind, ausserdem mnss er den Wert 
der ganzen Anfinge mit Ausnahme obenbenannter Exemplare zn dem Ver- 
kauf- oder Schätznngspreis der geaetzmässigen Exemplare bezahlen. 
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aoa PartDgid. 

Einüiger §. Wenn die Zahl der rechtswidrig gedmckten nnd TerteilleB 

Exemplare nicht bekannt ist, moBs der Nachdmcker den Wert Ton tansend 
Exemplaren anaeer den bescblagnahmteD bezahlen. 

Art. 609. Derjenige, welcher irgend ein Techtswidiig gedrucktes Werk 
verkauft oder nini Yerkanfe anssteüt, ist mit dem Verleger nach den im 
TOriKen Artikel enthaltenen Beetimmnngen solidarisch haftbar, and, wenn 
das Werk ansserhalb des Königreichs nachgedruckt ist, wird der Verklnfei 
in dem Hasse haftbar, als ob er der Verleger wäre. 

Art. 610. Derjenige, welcher irgend ein Hanaakript veröffentlicht, in 
welchem sich Privatbriofe befinden, ohne Erlaubnis de« Urhebers wähnud 
dessen Leben oder derjenigen seiner Erben oder Bevollmächtigten, wird 
haftbar für Schaden nnd Nachteil. 

Einziger g. Die Bestimmnng dieses Artikels steht nicht der Ansnabme 
entgegen, welche in Artikel 676 bezflglicb der Privatbriefe mgestanden ist. 

Art. 611. Der Urheber oder Eigentümer, dessen Werk rechtswidrig 
verriel^tigt ist, kann, sobald er Kenntnis von dem Geschehenen empfangt, 
die Beschlagnahme der vervielfältigten Exemplare gerichtlieh erwirken, iiii- 
beschadet der Entsohädisangaklage, zu welcher er berechtigt bt, aacb wen 
kein Exemplar in Verkehr gelangte. 

Art. 612. Die VorsefarÜt dieser Abteilang bozQglich der bärgerlkbeo 
Klage anf Schadenersatz steht nicht den Kriminalkl^en entgegen, welche 
der Urheber oder Eigenttlmer gegen den Nachdrucker oder imerrechtUchen 
Besitzer anzoetrengen berechtigt ist. 

Strafgesetzbuch von 1866. 

Art. 467. War eich des Nachdrncksvurgehens schuldig macbt, dadurch, 
dass er ganz oder teilweise ein Erzeugnis der Schrift, Hoeik, Zeidianng, 
Haierei oder Sknlplur oder ii^^end welchee andere Werk betrQglicher Weise 
und unter Verletzung der aat das Eigentnm der Urheber bezfigUchen Gesetze 
und Bestimmungen vervielfältigt, wird mit Busse von 30 bis SOG Milreia 
bestraft und mit dem Verlost der Exemplare des oachKemaohten Werkes 
und aller Gegenst&ade, die xnr Herstellone des Nachdrucks gedient habeo. 

% 1. Derselben Strafe, nebst dem Verlast der Exemplare des Werkes, 
TerfÜlt derjenige, welcher ein im Inland hergestelltes, im Aasland aber 
naobgemachtes Werk in Portugal einführt, 

^ 2, Wer das so nacbgemachte Werk verkauft oder feilhält, wird zn 
einer Busse von 10 bis 100 Hilreis nnd znm Verlast der Exemplare des 
nach gemachten Werkes verurteilt. 

Art. 468. Jeder Behaus pielantemehmer oder Direktor oder jede KaDstle> 
Vereinigung, weiche auf ihrem Theater nnter Verletzung der auf das Eigentum 
der Urheber bezüglichen Gesetze und Bestimmungen ein dramatisches Weric 
darstellen oder eine masikalische Komposition aufführen lässt, wird mit 
einer Basse von 10 bis 100 Hilreie und dem Verlust des Einnahmeertragea 
bestraft. 

Alt. 460. In den in den vorhergehenden Artikeln vorgesehenen Fällen 
soll der dnreh das Vergehen geschädigte Eigentümer die beschlagnahmten 
Oogecatllnde und Einnahmen als Entschädigung erhalten nnd, wenn an seiner 
volIstBodigen Schadloshaltnog etwas fehlt, solches auf üblichem Klagevege 
er langen. 
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Eumänien. 

Geseb vom I. April 1862 Qber die Prease.*) 

I.Abschnitt. Ober das litterarisclie Eigentum. 

§ 1. Die Urheber aller Art von Schriften, die Masikkomponisten, Haler 
odei Zeichner, welche ihre Gemälde oder Zeiehnangen stechen oder in Stein 
drucken lassen werden, sollen während ihrer ganzen Lebensdauer, gleichwie 
ein Eigentum das ausschliessliche Recht gemessen, ihre Werke im ganzen 
Fürstentnme (jetzt Königreich) zd vervielfältigen nnd zn veräussem, oder 
dieses ihr Eigentnin an andere zu übertrageD, nachdem ihnen dieses Recht 
durch die bestehenden Gesetze zaerkaont worden ist. 

g 2. Ihre Erben oder die Gessionare, auf welcbe ihr Becht übergegangen 
ist, sollen wtUirend eines Zeitranmet von 10 Jahren nach dem Tode des (Jr- 
bebers oder Komponisten dieses Becht gemessen. 

§ 8. Die Zeitnngen und andere periodischen Blätter sind Eigentum der 
Personen oder GeseUgchaften, von welchen sie veröffentlicht werden; das 
Eigentumsrecht ist ihnen im Sinne obiger Paragraphen zugesichert ; die Artikel, 
deren Abdruck in anderen Zeitongen die Urheber oder Eigentümer derselben 
nicht wünschen, müssen zn Anfang die Bemerkung enthalten, doss der Nach- 
druck verboten sei; selbstverständlich bezieht sich dieses nor auf litteiarische 
und wissenschaftliche Artikel. 

g i. Ebenso können dramatische Werke, im Sinne obiger Augführungen, 
obne die Einwilligung des Urhebers auf keiner Bohne zur Darstellung ge- 
langen Knd anch nicht veröffentlicht werden. 

% ö. Die Übersetsongen gehören nicht in die Kategorie obiger Para- 
graphen, attaser mit Bezug auf den Text der Übersetzungen selbst, wobei 
ea jedem freisteht, andere Übersetzungen des Originaltextes des Werkes an 
verfassen; ebenso vorletzen die aus anderen Werken gemachten AosiOge, 
welcbe dazn hergestellt werden, um das Publikum durch Kritiken und 
Kommentare von dem Wert desselben m Kenntnis zn setzen, das fremde 
Eigentumsrecht nicht. 

§ 6. Alle administrativen Ämter sind verpflichtet, alle Exemplare der 
ohne besondere schriftliche Einwillignng der Eigentllmer gedruckten, ge- 
stochenen oder lithographierten Aasgsben, auf Verlangen und zu Qunstcn 
des Urhebers, Zeichners, Übersetzers oder deren Krben oder Gessionare mit 
Besehlag ku belegen. 

g 7. Ausser den beschlagnahmten Exemplaren soll jeder Nachbilduer 
verpflichtet sein, dem wirklichen Eigentümer einen Betrag zu zahlen, welcher 
dem Preise von lOOO Exemplaren der Originalausgabe gleichkommt. 

J8. Jeder Verkäufer von nachgemachten Ausgaben soll — wenn nicht 
bat der Nachbildner derselben ist — dem Eigentümer eine Summe aus- 
zahlen, die dem Preise von 200 Exemplaren gleichkommt. 



der Verfnsaung 
; mabBaondere lal niicn BLnem urteil d«B AppellhoteB von 
tl. JuDar 1893 noch der Artikels dM Oeaeties ven ISSl In Krsfi, vonub ii 
des ElgenlDinanchlg Tter Eiamplare aUnr gedmcklen. ETBTlertPn oder lithographlsrtea Werke 
bbterlegt venlen mnsBen. Dieser Artikel Ist ntmllcb ni<-bi, vie maa zuerst ugenommen 
bitte, tunb ita Spcil>lg«aeti TOm 13. Apiil 1S85 ButaehDben worden, das tob den Druckern 
tu HbHerlMDBK TD« 4rM Exenplartn lUer BUober, S£«ltaBgen oder BnsehUran Fordert, um 
dunlt die aStaUlchen Bibliotheken RumMiiena 2u bereichern. Deebklb mtlsBeii die tremden 
Antonii, dl* in Bumlnlen Ihre Rechte gehend nucheii wollen, eben[iJla vier Eiemplu-e Ihrer 
'Wnle hrim Untenlolilamloleterlttm hinterlegen. 
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8(H Basünies. 

§ 9. Jeder Verleger oines Kedmckten, geBtacheoen oder lithographierte« 
Werkes ist yerpflichtet, Tiet EaempUre dem MinisteriniD far SffenUicheo 
Unterricht za uoterbreitco ; gescliieht die VerOffentlichnng in der Proviiiz, 
so sollen zwei ExempUre d«r betreffenden Fr&fektnr nnd aiies dar Bibliothek 
in Jasay übergeben werden. 

% 10. Nach Verlauf yan 10 Jahren nach dem Tode dea ÜAebera wird 
das ganze Werk OemeiB^t, und ea steht jedem frei, ea dnreh Drock, Stich 
oder Lithographie zu vervielfältigen. 

§ 11. Alle diese Bechte werden auch den ÜTheben, Konponistcn, 
Zeichnern und ÜbeTsotzem fremder Staaten zugesichert, welche auf Qraai 
der Gegenseitigkeit ia iluem Bereiche das litterarische Bigeetojasrecbt za- 
aiclieTn weiden. 

Ausführung -VerfOaung vom 4. Mai 1862 zum Gesetz über 
die Pressa. 

Art. 1. FflT die Feststellung des den Urhebern von Schriftwerken und 
UtterariGcben und kOn stierischen Veröffentlichungen gewährteisteten Eigeo- 
tnmsrechtB wird beim Hiuistsrinin des OfFentlichen Unterrichts ein besonderes 
BcKister geführt, in welches man die Gesuche und Erklärnngen der Urheber 
and Komponisten eintragen soll. In diesen Register fAad einzutragen der 
Name des Urhebers oder Komponisten, der Titel des Werkes, der Zeitpunkt 
der VeiCffentlichung und der Zettpunkt der gemöKs der Bestimmung des 
Artikels 9 des Gesetzes über die Presse erfolgten Hinterlegung. 

Art. 2. Die Urheber und Kompanisten sod bei ToriahH« der Bintei- 
leguag ihrer Werice verpflichtet, an das UiniaterinBi dea OfentUchea Unt«^ 
richta ein geschriebenes Gesuch za richten, dasa ihr Eigeatamsreeht test- 
geatellt verde. Nach Durchsicht dieses Qeanchs stellt iti lüaist^r ihnen 
eiaen d.iireh seine Unterschrift und nit den Depaiteraentft-Siegwl als gbiek- 
lautend boscheinigtea Begister-Anssag aoa. 

Art. S. Die durch die vorh^^ebaiden Artikel vetlangtea Ftomlichkeit^ 
sollen auch im Falle dei Übertragung der EUgaatnnsreckte duck lÜa i'r- 
heber an eine dritte PeraoQ beobachtet varden. 

Art. 4. Diejenigen, welche dnrch Erbfolge oder aaf jeiea aaaaticcB 
BechtsgTDnd hin Eigeutümer siad, sollea diesdben Beckte, wie die Urheber 
für alle nachgelassenen Werke gemessen, wenn diese be8o&d«n gedrqekt 
und nicht mit einer neaen Ausgabe det frther TeiüffaniXichlea wad den 
Geneingnt veifaUeaea Werke zn eiaem Gasten vereinigt sein waide&. 

Art. 6. Von beglaubigten Urkunden begleitete ErkltuoBgen and Hiater' 
legasgen müssen, gem&ss Artikel 11 des Gesetz« über dw Presse ancb 
durch die Ansläoder erfolgen. 

Strafgesebbuch von t864. 

Art. 339. Eine jede Herausgabe von Schriften, musikalischen Kom- 
positionen, Zeichnungen, Gemälden oder anderen Erzeugnissen, welche ohne 
Einwilligung ihres Urhebers auf irgend welche Weise gedruckt oder graviert 
werden, werden als Nachdmck betrachtet, uad ein jeder Nachdruck ist ein 
Vergehen. 

Art. 840. Der Verkauf von naehBedtaekten Werken, sawia die Ein- 
fnhrung in BnmSnien von Werken, welche, nachdem sie hier gedruckt, in 
Auslände nachgedruckt worden sind, ist ein Vergehen derselben Art. 

Art. 841. Die Strafe fhr denjenigen, der Werke nachdruckt ote aach- 

{edmckte Werte einführt, wird mit 50 bis 1000 Franken und für dw Vm- 
änfer derselben mit 26 bis zu 260 Franken bemessen sein. 
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Die BeschhgmbBe der Hachgedmebten Etemptare wiiA «oirohl den 
^MMnmket *h «nck fes Einfttiretrden <(mA d«n VerM-afor traffra. Ebraso 
irerAn 0e Ftattea, Finnen mit Matrizm beschlagiiBJint irerdn, mtt denm 
d«r Ih<ftdra<^ bewerkstd^gt worden ist. 

Art. 9ffi. Jeder Theaterrinektor oder 'HieatcnmtetiKrtniier, jede KQmäer- 
gemttsenirdiaft, welche anf der BMve, obne EInwitIfgtnK ^^ Urheben, dra- 
niftth^ W«t4e Mt Daretelttrag briugwi vird, sott mit einer ätrufc rm 
96 Wh ffiO FraTibea Und t1»erdiea iHit der Bescbimgiiihme der bei die»er 
Var^Btmg ersielteB ESsmüinie bestraft werden. 

tu CtesM Ainüi ^ie lätEtm t^ Artihel beM^Aseten FftMen wird du 
E^Ms der BesebU^tüme den EfgenMaera 'befanh BMttdiMligakg za- 
gewendrt »erd«n. 

CivilgesetzbuQli ran 4. flagwfcBr 1864. 

Art. 11. Die Fremden genieeaen im allgemeinou in Rnminien die gleichen 
Civilreahte wie die Ramänen, ms|«a(»uaen fa den geseLsIieh anders nomi* 
Dienen Fällen. 

Art, 480. Dh ffigmtan beftetrt im Bedite, eine Sache in WBWcbliass- 
licker vad nabedingter Weise za geuiesaen «cd daitlber za verfügen, inner- 
baTb der gesetzlich Tcst^ea teilten 'Oreozen. 

Art. 996. Jeg4iehe HandlvDg, w»dvc)i einen asdefa Sckaden zugefQgt 
vird, verpfiicbtet denjenigen, daccb dessen Verschnlden dieser Schaden ent- 
standen ist, znm Ersätze. 

OvNti ven 43. A^rH UtSS. 

Art, 1. Jeder Dmoker ist gehalten, drei Exemplare jedes SoTirift Werkes, 
jedH Brosebfire, jeder Zeitang oder irgend eines anderen Bruckwerkea anf 
der Ceatralbiblioliiek ron Bukarest, auf der Bibliothek der mmfinischen 
Akadomie snd anf der Bibliothek in Jassy zd hiDterle.gen. 

Art.S. J«d«r mnl«»che Autor »der Verteger, welcher ein Schriftwerk 
der oben bezeichneten Qattang veröffentlicht, ist den gleiolien Yerpflic^tnigfeB 
DDterwMfeB. 

Art. 8. Jede Zuwiderhandlnng gegcH diese Jtestimmmgui wird mit 
eher Bvsae von 100 bis &00 Frank« bestraft; die Höbe dar Bnsse wird 
von Qmdite erster [nstunz ohne Bernfang fest^^eaetiL 

Verfauung von 1866. 

Art. 11. Alle Aaslsiidei, welche sieb anf dem Boden BnmSniens be- 
finden, geniessen den Schntz, welchen die Qesetze den Personen nnd Qtttem 
nberhanft gewähren. 

Aft. 19. Bas Eigentom Jeder Art ist lieilif; nnd nnverletzlicb. ebenso 
nie alle Fordemgen an den Staat. — Niemand darf enteignet werden, 
«-enn nicht au Gründen gesetzmässig festgestellter Öffentlicher Nützlichkeit. 

Art. 24 (in der durch Gesetz rem 8. Jnni 1SS4 geänderten Fassung). 
Die Verfassung verbürgt jedermann die Freiheit, seine Gedanken und 
HeinmgaB dnrch dka Wort, die Schrift und die Presse mitzuteilen und zu 
leröffeaUicheD, wobei jeder für den Missbrtiuch dieser Freiheit in den durch 
ilss Strafgesetzbuch, das jedoeh dieses Recht au sith keiaenfalls beschrSnken 
kann, bestimmten Fällen verantwortlich ist. ~ Kein Anenahmegesetz soll in 
dieser Sache erlassen werden kännen. ~ Weder die Ceusnr, noch irgend 
welche andere Verhütungs-Massregel soll gegen das Erscheinen, den Verkauf 
oder die VnrlWeitnng irgend einer VerQffeutlichung erlassen werden dSrfen. 
Ftlr das Erscheinen einer VerSffentüchnng, welcher Art sie aoob sei, bedarf 
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er der TOTherigsD Ermächtigung irgend welcher Behörde ni^t. — Es mII 
keine Kaution der Journalisten, SchdftsteUer, Verleger, Drockni nnd litbtK 
gT&phen beansprucht werden. — Die Fresse soll niemals dem System der 
Vcrwarnongen unterworfen werden. — Keine Zeitung oder TeTüffentlichuBg 
soll Baspeadiert oder nnterdrüekt werden kOnnec. — Der Urheber ist für 
seine Schriften rerant wörtlich; in Ermangslang des Drhebeia ist der Berant- 

Jeher, in Ermangelung des Herausgebers der Verleger Terwitwortlich. ~ 
ede Zeitung inass einen im Besitz der bürgerlichen und polilischeD BecbM 
befindlichen Horansgeber haben. — Die Fresavergeben werden durch du 
Qescbwarenengericht abgearteilt, mit Ausnahmo derjenigen, die gegen die 
Person des KQnigs ond der königlichen Familie oder die Soarerftne ais- 
iBndischer Staaten begangen sein wUrden. Diese Vergehen werden doreh 
die gewöhnlichen Oerichtahäfe nach dem geraeinen Recht abgeurteilt. — Di« 
Präventiv- Haft in Pressaachen wird unterste. 



Russland. 

Beatimmungen vom Jahre 1887 Ober das Urheberrecht an Er- 
zeugnissen der Wissenschaft, Litteratur und der bildenden Künste.* 

I. über das Urheberrecht an Erzengnissen der WissenEchaft 
nnd Litteratur. 
§ 1. Jeder Urheber oder Übersetzer eines Werkes bewahrt für dif 
Dauer seines ganzen Lebens aosschliesaUch das Becht der Nntzniessiuig an 
der VerOfFentbchung und dem Verkauf seines Werkes, als au einem wohl- 
erworbenen Besitz. 

Anmerkung, DI« EntacbädlgunKsrecbt« iet Urheber und Ütwraetier drBoiktdecher 
Werk« und Opera, velche zur AutfDlming an den kslaerilchen TbeUern (mgenDUimen weNlHi, 
Bind durch YertnguDg vam 18. NoiembeT IHST geaeiilloti geregelt worden. Dem Htetoter dM 
ValBerlighen Hufes bleiben In beaagCer VerfOgung alLe leltgsmiiHan Vertudcrungen imd Er- 
ganinngen Torbehilten. 

g 2. Die ersten Herausgeber von VoIhsUedem, Sinnsprüchen, Sagen und 
Erzithlungen, die sich durch mündtiche Überlieferung erbalten habe», ge- 
messen dieselben Rechte, wie die Urbeber neuer Bücher; in gleicher Weise 
auch die ersten Herausgeber alter Handschriften, was jedoch andere nicht 
hindern soll, dieselben Schriftwerke oder andere alte Manuskripte naeb einem 
getreueren, to II ständigeren, oder durch irgend etwas sich anszeichneoden 
Urtext zu TcrSff entlichen. 

g 3. Das Becht Kur zweiten Ausgabe eines Werkes muss das Resultat 
einer vorausgegangenen Übereinkunft zwischen dem Verfasser, Übersetzer 
oder Herausgeber nnd dem Buchhändler sein. Falls kein echnftllcbes Ab- 
kommen zwischen ihnen getroffen worden ist, können der Verfasser, der Über- 
setzer, der Herausgeber oder, im Falle ihres Todes, ihre Erben (siehe S. 214: 
Art. 1185 des Civilgesetzbuchts) die zweite Anagabe des Werkes nach Ab^ 
■ lauf von fünf Jahren, von dem Tage der von der Censnr zum Drnck erteilten 
Konzession au, vcrHffentlichen. 

§ 4. Die Vereinbarungen zwischen den Verfassern, Obersetzem, Herana- 

Sebern und Buchdruckern oder Buchhändlern sind In den Ortschaften, wo 
as Notariatsreglemeot eiagcfahrt ist, auf Grund der Vorschriften dieses 
Reglements zu treffen; in den Übrigen Ortschaften werden sie auf Qmnd 
allgemein geltender Regeln los Mäklerbuch eingeschrieben. 
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S 6. Der Terfaaser kann, ohne irgend welche Abmacbnngei) zn berltck- 
sichtigBD, Bein Bach in zweiter Anflöge drucken lassen, wenn wenigstens 
zirei Drittel desselben umgeSndert, e^Onzt, oder dem Buche eine so Ter- 
schiedene Fonn gegeben ist, dass es als ein . neues Schriftwerk betrachtet 
irerden kann. 

g 6. Die Personen, welchen ein Verfasser oder Übersetzer alle oder nur 
einige seiner Werke testaiuentarisch vermacht oder in anderer Weite ab- 
getreten hat, sind Terpüichtet, im Laufe des ersten Jahres und, wenn sie 
sich im Auslände befinden, im Laufe TOn zwei Jahren nach dem erfolgten 
Ableben des Verfassers oder Übersetzers dieses bekannt za machen und an 
kompetenter Stelle den gehSrigen Ausweis darQber zu erbringen. Alsdann 
treten sie bezüglich dieser Werke in alle Kochte der gesetzlichen Erben. 
Letztere kOnnen solche Fcraonen anf Qruad allgemeiner Bestimmungen ganz 
vie alle anderen Grbberecht igten oder Nacblassglilnbiger zu festgesetzten 
Terminen vor Gericht eitleren lassen. 

g 7. Die Herausgeber von Zeitschriften und anderen periodiscbei) 
Werken, TaschenhSchem, Kalendern und Überhaupt Büchern, welche ans 
TSischiedenen kleineren Aufsätzen oder Abhandlungen zusammengesetzt sind, 
gfiEiiessen das ausBchlieasUche Recht, diese Schriftwerke in derselben Form 
nach den im gegenwärtigen Kapitel festgesetzten allgemeinen Hegeln anfs 
nflne zn drucken. 

g 8. Wenn Artikel oder Übersetzungen in eine Zeitschrift oder irgend 
eine andere Sammlung aufgenommen werden, verliert deren Urheber oder 
rbersetzer nicht das Recbt, sie besonders abdmcken zn lassen, falls mit dem 
Herausgeber keine andere Vereinbarung getroffen worden ist. 

§ 9. Frivatbriefe, die im Toraus nicht für die Öffentlichkeit bestimmt 
emd, kUnnen nur mit vollkommener Einwilligung, sowohl des Schreibers, als 
desAdresaaten, falls aber einer von ihnen oder beide verstorben sind, mit 
Einwilligung^ ihrer Rechtsnachfolger gedruckt und veröffentlicht werden. 

g 10. Frivaturkuoden and andere persönliche Schriften, die nicht im 
Toraos für die Öffentlichkeit bestimmt sind, können nur mit Einwilligung 
des Urhebers und im Falle seines Todes mit derjenigen seiner Bwhts- 
nachfolger gedruckt und veröffentlicht werden. 

i 11. Nach Ablauf der durch den Artikel 1186 (b. Seite 214) fest- 
gesetzten Zeit, in welcher der Urheber, der Übersetzer, der erste Heraus- 
geber oder andere Fersonen das aosschliesaliche Recht des Druckes und 
Veikanfs ihrer eigenen oder ihnen durch Erbschaft oder in anderer Weise 
■nfaeinigefallenen Werke geniessen, wird jedes Buch Qumeingut, und es steht 
danach jedem frei, dasselbe zu drucken, zu veröffentlichen und zn verhaufeD. 

§ 12. »U zum Ablauf der in § 1 oad im Art. 1186 des ClrilgesßU- 
bnehes festgesetzten Fristen darf niemand die Rechte des Urhebers. Über- 
setzers oder ersten Herausgebers verletzen und ohne ihren oder ihrer Bechts- 
nachfolger (E rben und Cessionare) Willen die von denselben zuerst heraus- 
gegebenen Werke nachdrucken; dasselbe Verbot erstreckt sich auch auf die 
Fille, wo der Nachdruck^ mit Beigabe eines andern Titels, Vorworts, von 
Anmerkungen oder einer übersetanug in fremde Sprachen geschieht. Jeder 
Zawiderhandelnde wird als eigenmächtiger Heransgeber (Nachdrucker) au- 
gesehen. 

§ 13. Der Bestrafung wegen i 
unterliegt auch derjenige, welcher: 

1. unter dem Namen einer zweiten oder dritten etc. Ausgabe ein be- 
reits gedrucktes Buch nachdruckt, ohne die in § 3 und 6 an- 
geführten Bedingungen zu erfüllen; 

2. wer ein in Bussland herausgegebenes oder von der rassischen 
V CeuBur konzessionirtes Buch, wenn auch als Übersetzung in eine 
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andet« Spn^e, In fremdm LäBdcrn MwlidRakt und 4ic m Bub- 

gedriKkleB Exenplue <Am Kkrlftliebe OtnaknigMg dcg teÄt- 

mBssij^ HerKosgebers in ItasslMid ntfcMilt; 

8. w«T ohne OeiMbmiginc des (JAehvn wM f<M dotutlkM ahetfkMe 

oder Qffentlich abgehalune Vorlesung oder irgend eiM «adAn Ak- 

bkDdlsHg ludidnckt; 

4. ein Joam^ist, der ttttt dem Vorwknd «taer HewflBiom oder uler 

anderen Seheiagrlbideii klräief« Artikel froHder äehnftwerfce le- 

flt&ndig BB«ttdrsckt, w«n dioKlban uiok maigeT mto «JM«ii DiMk- 

iMgen betr&gefl. Eriaabt Ist der Eufsilig« AMradc eins kloMi, 

einen Druckbogen nicht ttbMMtmitenden Artikel*, eb«Ma 4w Ab- 

drnck von Nachrktiten politisehea, litterMiMhei, wJMMechafUiettB 

nnd BrtistiKhen Inhalts , Toraasgesetit dan Äe UmB «, der lie 

«ntnommeii «tnd, amgegeben nt. fkr BeetuuNnr 4er Qi«««, die 

ein so in eine Zeitung aufgenommener Artikel Mbea darf, wird 

als Ornndlage die letEte Ansgabe des BMhen, dem «r endelat ist, 

ao genommen. 

§ 14. Die Äuftiabme von ÄafsStzcn, Abbandhingen, Fragmenten anderer 

Werke in Chrestomathien und ähnliche Lehrbticher wird ntctit als Nachdrad 

betrachtet, wenn andi die dem Bache an verscfatedonen T«Hen entlebnteii 

Stellen im öanzen den Ranm eines Druckbogens ilbersohrerten; 

g 16. Das AofQhren einzelner Stellen, die euiem bereits rerOffentlichteii 
Werke entnommen sind, vird nicht als Nacjidrack ancee^cn, wenn folgende 
Bedingungen dabei beachtet werden: 

1. wenn die dem Werke entnommenen, mehr als einen Diockbogen 
bildenden Stellen zusammen nicht mehr als den dritten Trii des 
Werkes auemachen; 

2. wenn der Text des entleibenden Verfassers den Baum der oiÜerten 
SteUen um das Doppelte überschreitet. 

§ 16. Die Obenet^wg eines berstts in fremdes SpnKke« enoiüeneMB 
Baches wird nur dann als Nachdruck ««gesehen, wenn Mcheia ander xwti 
Drittel von früheren Übersetzangen. an welchen ein anderer >ach das aas- 
Buhllessliche {[rheberrecht hat, wSrtlich abgedrackt sind. 

§ 17. Als Nachdruck wird ferner angeseten die VerMentiiehug eines 
Wörterbuches, welches eine Mehrheit von Definitionen, ErtJUterun^n, Bei- 
spielen etc. enthält, die einem anderen ähalichen Werke unTeiinrieK ent- 
nommen sind, im Falle dass das auascbti esaliche tliteberreckt tM iMrterem 
Werte nacA den Beatimmungen dieaes Qeseties irgesd eiaei Person gchSrt 
oder durch besondere Privilegien ihr gesichert ist; verboten ist ferner die 
Veröffentlicbuiw von geographischen Karten, hist«iischen Tabellen, Loga- 
rithmentafeln, Kegifltem und anderen ihalieben Bticben, die Hch ans EaUiBa 
oder Eigennamen zusammonsetten, wenn es nidi heranssteilt, dass Äe wOitiidi 
oder mit Unwesen ttiehen AbSndernngen anderen Werkes n«d^«dnMkt eind. 

§ 18. Ein in Rnsstand gedrucktes Bach kann in andere t^raebuk Iber- 
setEt and veröffentlicht werden, wenn die Überaetzang allÄ^ ohne bei- 
gefügten Originaltest, erscb«nt. Die Urheber seleber BAcher, bei denn Ab- 
fassuns besondere gelehrte Forschungen netig waren, haben das anencMien' 
liebe Recht, dieselben in Russland auch in anderen Sprackea erscheinen za 
lassen ; nnr mQssen sie ihre Absicht, von diesem Rechte QtAraneh n nueb«, 
bei der VeröffwUichung des OriginalweriteB kundthnn and itoe Übersetzung 
bis snm Ablanf von zwei Jahren von der Zeit an, wo te Censur ihre Eon- 
zession zum Dmek des Original Werkes erteilt hat, verOtfentliehea. Beobachtet 
der Verfassw diese Vorschriften nicht, so sMht es jedem «odoen frei, da* 
Werlt in fremden Sprachen Mwiheinen n laMen. 
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§ 19. Alte in den Torhergehenden Artikeln ugefübrten Beaciirftiilnuigeii 
werden itacU Seibrin^ng einer Bchriftlichen EoDcession des recbtntJwBigen 
Heranagebers oder darch andere mit ihm geaeblosseDe TertrSge aufgehobeo. 

§ 20. FUr eigaomichtige Her&iugabe (Nochdmck) tritt in jedem Falle 
folgMode Aludtuig ein; 

1, Eiaatz seitens des Schuldigen an den reebtmisBigen Herkosgeber 
des genmteu letzterem erwuchsenen Noehteila, welcher dargeetellt 
wird durch den Unterachied zwiachen der insgeaunt fOr die Her- 
atellong der nBcbgedrackt«D Exemplare ausgegebenen Snniine und 
dem dnrch den rechtmässigen Heransgeber vorher (d. h. bei Ver- 
Qffentlichnng der reclitniäesigen Ansgabe des Werkes) angekündigten 
Yerkanfapreis. Siehe Sttafgesetsbnch §§ 1688 bis 1685.* 

2. Die Bescnlaguahma aller noch vorhandenen EzempUre, die Eigen- 
tum des gesotimäsaigen Heraoagebers werden. 

§ 21. Wer ohne Beachtung der Cenaarvorsehriften ein Bach druckt, 
geht aller Bechte an dasselbe Terlnstig. 

§ 22. Gesellschaften, welche Btlcher oder irgend welche anderen Er- 
zeugnisse der Wissenschaft and Litteratar heransgehen, bewahren das ihnen 
Tom Urheber rerliehene Eigentumsrecht an diesen Werken innerhalb des 
Zeitraums Ton fOnfzig Jahren. Nach Ablauf dieser Frist werden solche 
Werke Gemeingut, aasgenommen etwa den Fall, daag der Drheber derselben 
noch unter den Lebenden weilt nnd dies Urheberrecht für sich in Ansprach 

g 33. Die erwähnte Frist wird von der Zeit der Herausgabe des letzten 
Bandes an ^rechnet, wenn das Werk ans mehreren Bänden besteht, oder 
lon der Zeit der Heraasgabe eines jeden Sonderartikels au, wenn die Geaell- 
schaften die Arbeiten ihrer Uitglieder'ln Form einzelner Bände oder Nnmmem 
ersebeiDeD lassen. 



*) g ISBS. Wsnn jemand ein Iremdee Eneugnle der LliUntni. WlBBsui^haft odi 
kildenten EnnBte aich aneignet und onCar Beloem Namen benueglebt, wird er. vorlieh 
derVnpflldliMng, den VarfMaer oder Sflnatler nr Alle Ihm enTKhBenea Nachteile nudVer- 
IdbU IQ entmhadlgaii, Eam Verlnst aller beionderen, seiner Person oder Nlnem itUnite n- 
koiunndsn Rechte nad PrivUigleB und ni lebeniianEUetier VvbumuiK In eine enltmiM 
laicbt ilblrisctae) Provinz des Relohs oder lu ElDlMrkerung ouüi § Sl, U. Inst, dleeea Straf. 
gesetibneliB yerurtellt. 

§ iKt. Wer, ohne sieh fur den TAaber elnei fremOen WeAas, elnsr OberBatiuns oder 
eioea aqderen Eneugntuea der WiaBeaBCliaFt, LltLeralur und bildenden Kfineta auHugelien, 



s selbiges du Utierarieobe oder iirlletlsobe £lg( 

_ _ _ gtai iFBlchen Zufall in seinen Bestti gejangiee ^s» uuibb 

Uiltnng ohne EimlehUgmig «U Bbn Min eigenes Torfugt, Uidem er den Drack deaeelliei 



benerfesMUlt oder mMlMst, «In dramatteabes oder mu^kaliaeha Werk »ffeaulch 
[übiüig btingt, Üidar und andere Ensngnlsse der bildenden Ktlnile kopiert oud lervlelf slugt, 
^. ._— _ — ..-..-.u.... 'wVerpfllelitnng, »ne dem reehtmuslgen Elgennmer ti— "• 



.. .... ebte kandBobrltt odet da* Becbt anf VerOffenUlebonc eine! Buches, A„ 

■lOea. mualkatlsehen Werkes. Ilupferstlclis mehreren Personen ohne deren Za- 

•timmiinE elnzeüi lerfcsuFl, taUs er sie h dabei loost kehier Palsehnng oder elnea 

aadernSebiiges, dw Ihm eins hürtere Straf* nudebt, sebsldif BSBacht hat. 

I laSS. Wer ein Bueh, einen Autsats. ein musjkallaohss Werk, einen KnpTerstlch iwar 

Dicht TOUsUDdlg nachdnieht, jedoch aber das ■»etiüche Hasa Unansgehecds TsUe von 

UUerailKlun öder irttaUseben Werken solcher SchrlfleCeUer oder KOnstler, «elobe noch leben, 

oder deren XlüntmBnMhte aal ibre RedtlBachtoIgar odra aadere Pwaonsn Okergegsostti 

sbd, tn sein« BOelier, Z*ltaeferiKMi, Gravnrai etc. anfninunt. wird mit «Issr Oeldatrals nleht 

aber den doppehan Prell der MaelMiuekseumplare bestraft. 

Annerknng. Daa gerichtliehe E 
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§ 21. Wisaenscli&ftliche Arbeiten von nnabbiüiKigeii (^lehrten Gtsell- 
scbaften werden Oemeiognt, im Falle letztere vor Ablauf der gewäbrleutetei 
Frist für das aossc blies» liebe Bigentnmsrecbt anfhOren m ecistieren. Ab 
Akademien, üniTersitäten und anderen LehranBtaJten beatstigte gelebrte Ge- 
sellachaften übergeben im Falle ihrer AaflSsnng ihre Rechte den Anatalten, 
&n denen sie bestätigt waren. 

§ 36. Der Druck eines Werkes in den Publikationen einer geiehrttB 
OeseUschaft entzieht dem Urheber oder dessen Erben nicht das Becht, 
selbiges zum eigenen Vorteil dmcken za lassen, falls dies nicht dem Begle- 
ment der Oeaeltsuhaft oder einem vom Verfasser abgegebenen besonderen 
Versprecben zuwiderläuft. 

§ 26. Gesellschaften, welche sich behufs Herausgabe irgend welcher Er- 
zengnisse der Wissenschaft und Litteratnr gebildet haben, treten in die Beihe 
Ton HandelsgesellscbafteD und unterliegen bei Feststellnng des ans dem Ver- 
kauf der Werke jedem HitgUede zukommenden Oewinaanteils den ftlr die^e 
erlassenen Gesetz bestimmun gen. Das Recht der ZngehGrigkeit zu der be- 
treffenden Oesellschaft und der Anspruch auf alle derselben zufallenden Er- 
tragsTorteile wird auf gewöhnlichem Becbtswege nachgewiesen. 

§ 27. Die Komitees der Censnr für innere Angelegenheiten achten snl 
genaue Befolgung der in gg 1 bis 26 dieses Gesetzes au^estellten Be- 
stimmungen. 

II. Über artistisches Urheherreeht. 

g 28. Jeder Ualer, Bildhauer, Architekt, Graveur, Medailleur und mit 
anderen Zwngen der schfinen Eflnste sich beschSftigeude Künstler geniesst 
auf die Daner seines Lebens, ausser dem gewöhnlichen dureh allgemeine 
Gesetze gesicherten Eigentumsrecht an seinen Werken als Sachen, noch ä»s 
sogenannte artistische Urheberrecht. Dasselbe besteht in dem ausschliesslich 
ihm zukommenden Rechte, sein Originalwerk mit allen erdenklichen Mitteln, 
welche dieser oder jener Kanst eigen sind, nachzubilden, zu veröffentlichen 
und zu Tervielfältigen. 

Anmsrkang. Die Rechte dar Ahftdsmlsa, UoivsralUUii. LshmutulMn, aTtUtlscha 
OMellBDiitrien sind lieitlgliDti der TertHTenUlohung von KnengniaBeu der bUdandsn Kdiula 
f«nfti) dlewlben. -wit sie nhnllche Anelalten in Bezug mof VerflfrentUcbnng tod 'Weilten UtUra- 
Itechell and wlneDBctuftUcben InlultB geulseeen. 

§ 29. Behufs Verhütung von Fälschungen nnd Prozessen bt der Künstler 
als Lfrheber verpflichtet: 

1. sein Werk einem Notar, Makler oder dem Kreisgericht mit aus- 
führlicher Beschreibong des Gegenstandes vorzuweisen, daselbst 
einschreiben und einen beglaubigten Auszug, der da bewebt, dass 
das artistische Urheberrecht an genanntem Werke ihm gebSrt, sieb 
Busstellen zu lassen; 

2. die kaiserliche Akademie der Künste durch Beibringung einer 
ebenfalls beglaubigten Kopie des erwähnten Auszugs davon in 
Kenntnis zn setzen. Die Akademie macht dieses in den , Wedomosti" 
(mss. Zeitnng) auf Kosten des Bittstellers bekannt, wonach das 
arlistische Urheberrecht an dem dureh diese Formalitlt«B ge- 
schützten Werke endgültig als dem Künstler gebOiig b«atst^ 

Wenn das betreffende Werk sehr umfangreich ist, bat der Makler (gegen- 
wärtig der Notar) die Verpflichtung, dasselbe in der Künstlerwerkstatt zn 
besichtigen. Von Werken, die vermittelst Abdrucks vervielfältigt wordra 
sind, müssen zwei Exemplare der Akademie überwiesen werden. 

t30. Wenn der Künstler das artistische Urheberrecht an einem seüer 
e verkauft, andern abtritt oder testamentarisch vermacht, so gebt 
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selbiges Becbt ganz auf den Erwerber und desBen ReehtSBacbfolger über. 
Sie KJ eiaer solchen Übergabe Tereinbarten Bedingnngen sind gemäsa den 
darttber bestebenden Geaetzbeitimmangen festznseUen und niederznaehreiben. 
S 81. KünstleiiBcbe Werke, welche fQr Oottesh&iiaer, kaiHerliche 
SehlSeser, Mnseen nnd flberhanpt für Qeb&nde der Krone von der Begiemng 
angcbaft oder aaf ihre Bestellnng bin ansgeftthrt worden sind, feiten 
bereits als volles Erbeisentain jener Bezirke and ktinnen ohne Binwüfignng 
des EQnatlers naebgebildet worden. 

§ 32. Ebensowenig besitzt der Künstler das Urheberrecht an Werken, 
die er anf Uestellnng von Privatpersonen anggefOhrt hat, wenn er nicht 
etvs dasselbe sich ansdrQcklich ansbednngen. Dieses Recht gehört, sobald 
die Arbeit honoriert ist, den Änftra(tgebern nnd üiren Bechtsnachfolgem. 
Ea kann ebenso der Eflnatler Portrjits und Familienbild er nur mit Eln- 
wilL'gang des Anftraggebere oder seiner Erben nachbilden, Terriel^tigen 
nod der Öffeatlichkeit flbergeben. 

§ 33. Wenn ein Eflnatler daa artistische ürheberreclit an einem seiner 
Werke einer fremden Person abgetreten hat, darf er besagtea Werk nur twi 
einer Qesamtanagabe seiner Schüpfnngen mit oder ohne Text wiederholen; 
iloch ist er nicht befugt, dasselbe von der Oesamtanasabe getrennt zn ver- 
kaafen. Diese Bestimmang gilt aacb fttr die Bechta nach folger des Kttnstlers. 

§ 84. Alle diejenigen, welchen der Künstler das artistische ürhebei- 
ncbt an allen seinen Werken oder nar einem Teile derselben testamentarisch 
Tertnacht oder in anderer Weise abgetreten hat, sind verpflichtet, dieses 
lieht später, als nach Ablanf eines Jahres nach dem Tode des Rflnstlera 
Ulli, wenn sie im Auslände sich aufhalten, nach Ablauf von zwei Jahren an 
kompetenter Stelle bekannt zn machen. Alsdann treten sie hinsichtlich dieser 
Werke in alle Bechte seiner gesetzlichen Erben. 

§ 36. Solange das aasschliesslicho Urheberrecht an Werken der 
bildenden Ettnste Uat der vorstehend aufgeführten Oeaetzbestimmongen 
i^end cmer Person sehert, darf niemand ohne formelle Einwilligung dieser 
PeisDD 1. diese Werke nachbilden oder andere mit der Nachbildung beauf- 
tragen; 2. auf irgend eine Art diese Werke vervielfältigen und verkaufen, 
bezw. dnrch Kommission äre verkaufen lassen; 8. diese Werke teilweise nach- 
bilden oder kopieren nnd dieselben getrennt veröffentlichen oder andere 
damit beanf tragen. 

§ 36. Jede in gewinnsüchtiger Absicht veranstaltete Eopie eines kflnst- 
leriseben Werkes in seinem ganzen Umfange, ohne formeile Einwilligung der 
Person, welche nach den Gesetzen daa artiatiache Urheberrecht an dem 
Werke besitzt, wird ab gesetzwidrige Nachbildung betrachtet. 

S 37. Die Mittel solcher Nachbildung können sein: 

1. Die Haierei in allen ihren Zweigen als: a) das Malen in Ol-, Wachs-, 
Sttt- und anderen Farben, aber auch das Zeichnen mit Bleistift, Tinte oder 
Irische; b) das Gravieren auf Metall und Holz, -das Lithographieren, 
Dagnerreotjpie, Mosaikmalerei etc.; c) die Ausführung nach fremden Ent- 
würfen, gleichviel auf welche Art zu atande gebracht, 

3. Die Bildhauerkunst und ihre Zweige: a) der aus einem beliebigen 
Stoffe bewerkstelligte Abguss in nachgebildeten Formen; b) das Meissein ans 
Männer oder anderm Qesteiu nach Abgüssen oder nach Originalwerken, nach 
pitnktierten Zeichnungen oder mit andern Hilfsmitteln; c) die Galvanoplastik; 
d) das Üiwrtragen einca Erzeugniaaea der Bildhauerkunst in seinem ganzen 
Umfang anf Schaumünzen nnd umgekehrt von Schanmitnzen auf Basrelief 
und Statuen. 

8. Die Gravierkunst; die Nachbildung eines Holzschnittes, Eapfar- oder 
Steostiehes etc. in derselben Grösse. 
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4. IHe Arehitektar: a) det Bau einet UffeDtlichen oder Ptin^eUidn 
n&ch oinem fremden Entmirfe und Nachbildung der Fusade; b) HenttUng 
Von Kopien fremder Projekte nud VerBffentlichnog derselben in Stich. Utko- 
graphia und anf andere Arten. Fasaadcc, Pläne und besondere EioEelbeHtn 
TOB Bcbon anfgebanteu Gebftaden nachzubilden, iet gestattet nad wild uekt 
als Nachdinck angesehen. 

§ 8B. Als gesetzwidrige Entlehnung wird geahndet: 

1. in der Malerei — wenn einem fremden Werke ohne Einwilligug iu 
KüDstlera oder dessen BecbtsnachfolgeTs bostimmle Qrnppen, Figuren, EOpfe 
oder sonstige Details, Landschaften, MeereBansicbt«n, Perspektiven a. dergL 
entnommen nnd dnreh einen andern Kflnsüer einem neuen Werke mit fie- 
obaehtnog derselben Zdchnnng und Beleuchtung, welche sie im Originalweifc 
des Urhebeie haben, einferleibt werden; andi wenn dieselben in gieiehtn 
Weise abgeEeicbnet und zusammen mit andern Oegensl&nden als Zeichert- 
Torlogen von einem KUnBtler Tertlffentlicht werden, welcher ni^t [Jrtiebct 
derselben ist; 

2. in der Bildhauerknnst — bei ebensolcher Entlehnung Ton Om^m, 
Figuren, KOpfen und Ornamenten nnd Placierung derselben seitau euiK 
fremden BUdhaoers in andere Werke. 

§ 89. Die Benutzung von Figuren nnd Ornamenten zu Modellen ftt 
Erzeugnisse der Mauufaktureu nnd Handwerke wird nicht als strafbare 
Nachahmung angesehen; ebensowenig die Nachbildung eines Werkes der 
Malerei und ihrer Zweige durch die plastische Kunst und vioe versa. 

§ 40. Dieselben Oesetzbestimmangen, welche bazQglich der Abtretaag 
im Auslände erschienener Werke russischer Kftustler an eine Person des 
Beiehs in Geltung sind, erstrecken sich auch auf das Abtretungarecht der- 
selben an einen ansläudischen Verleger, auf Einführung der Werke in Bow- 
land, ihre Einreichung vor dem Komitee der ausländischen Censur: bei Te^ 
einbarung der Bedingungen In fremden L&ndem, in den russischen AQssioneB 
und GesaodtsEbaften, sind die §g 31—31 dieses Beitrags zu beachten. 

m. Über das Urheberrecht au musikalischen Werken rassischer 
nnd in Rnssland wohnender Komponisten. 

S 41. Das ansschliessliche Druck- nnd Verkaufsrecht masikallscber 
Werke gehört den Eoniponisten und ihren Erben oder denen, welchen sie 
es in geeetzmäseiger Weise abgetreten haben. Die Schutzfristen sind die- 
selben, welche fOr die Drheber, Übereetzer und Herausgeber von Bfiehcm 
aufgestellt sind. 

§ 42. Bis zum Ablauf dieser Fristen darf niemand ohne Einwilligung 
der Person, welche gananates Becht besitzt: 

1. ein noch ungedruckt« mnsikEÜisches Werk herausgeben oder eine 
neu« Auflag« des bereits gedruckten erscheinen lasen; 

2. eitt fremdes mnaikalisehes Werk, das QfFentiirh zu OehCr gehraeht 
wordea ist, heraasgeben ; 

8. ein mnsikaliachefl Werk von einem Instrument auf andere In- 

atmmeate oder von einem ganzen Orchester anf ein beliebiges 

bstrament Übertragen und TerOftentUohen; 

4. BOwaU TOD Werken, die noch nicht, als aueh T<m solehea, die 

BCboo TerOffentlicht oder aufgeführt worden sind, Auiiftge er- 

B^eiBSn lassen oder einzelne Muslkatttcke anderer Komponisten 

mit vertnderter Begleitung sun Abdruck bringen. 

§ 48. Musikstücke, die noch nicht verOfTentlicht sind, dllrfen ohne Eia- 

wflligDBf ite Bentser« des Urhebecrocbta in kdnem Theater oder Kauert, 

sei es ganz oder nur teilweise OfFentlidi zu Q«hOr gebracht wnitm. Sa- 
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geg«n können Hasikwerke, welche bereits heMDSgegeben sind, mit Äasnahma 
■na Opern und Oratorien, aocb ohne BinwilliganK des Komponisten Uffentlidi 
ZQ Uehär gebracht werden, wenn der Urheber bei Heransgabe des Werkes 
nnf den veiöffentlicbten Exemplaien du anaBchlieBsliche ÄuffOhmagsreeht 
aicli Dicht etwa Torbehalten and die strafrechtliche Verfol^ng fflr jede Ver- 
IstzoDg dieses BecbCs in Aussicht gestellt hat. Opern nnd Oratorien kOnan 
auch ohne ans drück liehen Vorbehalt seitens des Komponisten nur mit seinei 
GenehmignoK OfFeuttich anfgefllhrt werden. Eine in gesetzlicher Weise er- 
folgende AnfführenK maaiknlischer Werke in einem Theater oder Konzert 
giebt andern kein Becht anf Wiederholung derselben. 

§ 44. Anazflge ans fremden mnsikalischen Kompositionen sind nnr dann 
erlaubt, wenn die Abweichungen ron den Ideen nnd Formen des Originals 
■o bedentend and zahlreich sind, dass eine solche Bearbeitnng ein neues 
Werk ergiebt. 

§ 45. Alle, welche sich des Nachdrucks fremder mosiknliBchet Kom- 
positionen schuldig machen, unterliegen denselben gerichtlichen Strafen, 
welche fttr die Verletznng des Urheberrechts an litterarischen Werken an- 
gesetzt sind (Strafgesetzbuch ^ ]683— 1686; siehe Seite 309); ausserdem 
liat der Oesch^digte das Recht zu rerlangen, das» die Platten und Steine, 
welche zum Gravieren und Lithographieren der Sfusikwerkc gedient haben, 
in seinen Beisein oder in Anwesenheit seines Stellvertreters vernichtet oder 
aber bei Berechnung der ihm zukommenden Entschädigungssumme an Zahlnngs- 
atatt ihm ansgeliefert werden, für unerlaubte Anffahrung eines fremden 
Huailcwerkes werden die Vcrletzer des § 43 dieses Gesetzes ausser der Be- 
strafung, der sie nach § 1684 des Strafgesetzbuchs unterliegen, genötigt, die 
doppelte Snmme des ans der Anfführung erzielten Geldbetrages, einachliese- 
lich der bei der Aufftlbiang notwendig gewesenen Ausgaben, dem Ge- 
schädigten ansxnzahlen. 

§ 46. Wenn ein Komponist, welcher das aussehliessli^e Recht anf 
Hereosgabe seinea Werkes einer Person im Reiche abgetreten hat, selbiges 
bemach im Auslande veröffentlicht, unterliegt er, bei Einttthrung solcher 
Exemplare in das Kaiserreich, zu Gunsten dos Erwerbers genannten Rechts 
derselben Geldstrafe, welche bei Nachdruck verhangt wird. Übrigens ist es 
ihm erlaubt, einige Exemplare, jedoch nicht mehr wie zehn, für eigenen 
0«braneb mit sieh sn führen. 

§ 47. Wenn ein Komponist mehr als zehn Exemplare seines im Ans- 
tände nachgedmekten Husikwerkes mit vollem Bewuastsein, dass es Naeh- 
drnckseiemplare sind, in Russland einführt und zum Schaden desjenigen, 
der das ausschliessliche Becht auf Heransgabe dieses Werks in Russland 
besitzt, weiterverkauft und verbreitet, wird er wie für Nachdruck bestraft. 

g 48. Musikwerke, welche durch russische Komponisten oder durch 
ADsländer, die das Urheberrecht an denselben erworben haben, im Auslande 
herausgegeben worden sind, werden auf Grund der gegenwfirtigen Gesetz- 
bestimmungen gegen Nachdruck und öffentliche ÄDffilhning innerhalb der 
Grenzen des russiseheo Reichs geschützt. Dieselben Rechte geniesscn in 
Ähnlichen Fällen die ausl&ndischen Komponisten, so lange aia sich in Russ- 
land anfhalten. Das Komitee der aaslilndischen Ccnsur muss scbriftUche 
Uitteilung jeder solcher Ausgabe empfangen; bezüglich der Ausgaben, welche 
der vorangehenden Begutachtung der Ccnsur unterOcgen, gelten die in Art. 50 
des Censurrcglements von 18S6 aufgestellten Gnsetzbestimmungen. 

g 49. Wer in gesetzlicher Weise von einem im Auslande beSndlichan 
Komponisten die Konzession zur Herausgabe seines Werks ebgeholt nnd 
dies in gehöriger Weise bekannt gemacht hat, genlesst laut Art. 41 — 48 
alle dadurch erlangten Bechte. 
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Die in dleeen Artikeln anfgestellten Sehntzrecbte erstrecken eieli nicbt 
auf rnssiBclie Komponisten, die ohne Erlaubnis der Begiemng oder Ober die 
bewiUigte Frist hinaus im Auslände sich aufhalten, 

g 50. Von allen ÜbereiDkommeD, welche mit ausserhalb der Qtoib» 
des russischen Reichs sich befindenden ÄnsUndem vereinbart Verden, mnss 
den dort befindlichen mssischeD Missionen und Eonsnlaten Hitteilaog ge- 
macht Verden. 

Civllgesetzbuch. 

Art. 1185. Nach dem Tode des Verfassers oder Übersetzers eines Buches, 
des Autors eines Unsik- oder Kunstwerkes, geht das ansschliessUche Becht, 
das Bnch oder das Musikwerk herauszugeben oder zu verkaufen oder du 
Becbt des künstlerischen Eigentums (an Werken der Maleret, dravur, Litho- 
graphie, Photographie, Architektur, HcdailUrkunst usw.) lu geniessen, anf 
die gesetzlichen oder testamontarischeD Erben Über, sofern er seine Becbte 
nicht Tor seinem Tode einer anderen Person abgetreten hat, jedoch dflrfen 
diese Bechte eine Frist von fünfzig Jahren vom Todestage des Autors, Übet- 
Setzers, Künstlers an oder vom Tage an, an welchem sein Werk der Offent- 
lidikeit tibergeben wurde, wenn dies tot seinem Tode nicht gesch&b, nicht 
abersteigen. 

Salvador. 

Verfassung vom 3. August 1886. 

Art. 31. Das Eigentum irgend welcher Art ist unrerletzlich. Niemand 
darf seines Eigentums enteignet werden ausser zu einem gesetzlich bewiesenen 

Semeinnützigui Zwecke und gegen vorherige billige Entschüdigang. Wird 
ie Zwangsenteignung durch kriegerische Veranlassungen herbeigäfthrt, eo 
braucht die Enediildigung nicht vorher zn erfolgen. 

Bürgerliches Gesetzbuch von 1880. 

Art. 663. Die Erzengnisse des Talents oder dos Geistes sind das 
Eigentum ilu'er Urheber. Dieses Eigentum wird durch besondere Gesetze 

geregelt. 

Gesetz vom 2. Juni 1900 betreifend den Schutz der Urheberrechte. 

Art. 1. Die Urheber von Schriftwerken jeder Art oder von musikalischen 
Kompositionen, Werken <ler Malerei, Zeichnung, Bildhauerei und überhaupt 
Original werken haben während ihres Lebens das ausschliessliche Itecht, ihre 
durch Druck, Lithographie, Formerei oder jedes beliebige andere Verriel- 
fftltigungs- oder VermehrnngSTerfahren Tervielfältigten Werke zu verkaufen, 
verfertigen oder in Vertrieb zu bringen. 

Art. 2. Ihre Erben geniessen wAhrend (OnfuDdiwanzig Jahren dasselbe 
Becht ; letzteres wird nber das Eigentnm aller, wenn der Fiskus Erbe des- 
selben ist. Wenn die Erben nach dem Tode desjenigen, dessen Becht«inhabec 
sie sind, ein Jahr vorübergehen lassen, ohne Gebrauch der Rechte zu machen, 
die ihnen durch das gegenwärtige Gesetz gewilhrt sind, oder wenn sie vor 
dem Ministerium des Fomento darauf verzichten, fällt das Eigentumsrecht 
dem Gemeingnt m. 

Alt. 3. Die Urheber und ihre Erben kSnuen ihre Bechte i^;end einen 
dritten abtreten. ^ 
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Art. 4. Der Eigeutflmer eines ntwhgelassenen Humakriptes, welches 
des Urhebers eigenhändige Verbeaaemngen eines wKhrend seines Lebens rer- 
DffeiiUichten Werkes enthUt, genieasC sein EigentniD während einer nicht 
Terl&ngerbaren Dauer ron fünfundzwanzig Jshren. 

Art. 6. Die Anslönder, welche ihre Werke in Salvador verOCentlicht 
haben, geoiasBen dieselben Rechte, wie die Inl&ndor; ebenso verhält es sieh, 
wenn we, nach deren VerOffentUcbaog in Aasland, eine neue Auflage der- 
gelben in Salvador veranatalten. 

Art. 6. Die Theaterstücke kOnnen anaserdem anf keiner Bühne Satvadors 
ohne die schriftliche Erlanbnia des Urhebers während seines Lebens oder 
diejenige seiner Erben während der ihnen bewilligten Frist von ffinfand- 
iwanxig JaiireR dargestellt werden. 

Art. 7. Wenn das Werk einer Körperschaft snsteht, behält dieselbe 
dessen Eigentum während fünfzig Jahren von der VerDffentlichnng der 
enten Annage an, wenn das Bestdien diesen Zeitraom Übersteigt. 

Art. S. Die Obersetzer jedes lateinischen oder griechischen Werkes 
und ihre Erben gemessen dieselben Rechte, wie die Urheber nnd ihre Erben. 

Alt. 9. Um die dnrch die vorhergehenden Artikel zugesicherten Bechte 
in geniessen, ist keine von der Begiernng herrührende Urkunde erforderlich; 
es genagt, vorher ein Exemplar des Werkes beim Hiniaterinm des Fomento 
liinteriegt za haben nnd anf dem Titelblatt desselben anzugeben, wem es gehört. 
Wenn aniässlich der Hinterlegung eines Werkes das Micisterinm des Fomento 
feststellt, dass es offenbar nnmoralisch oder der Öffentlichen Ordnung zuwider 
ist, kann die Verbreitung desselben in der Bepublik untersagt werden. 

Art. 10. Die Regierung kann Privilegien fär eine Maximalfrist van 
fünf Jahren denjenigen gewähren, welche interessante Werke nendmdten, 
vorausgesetzt dass deren Ausgabe fehlerfrei ist, nnd dass die Erlaubnia des 
Urhebers eintretenden Falles erUngt wurde. 

Art. 11. Bei Ablauf der durch die vorhergehenden Artikel festgesetzten 
Fristen wird jedes Werk als ein gemeinsames Eigentum betrachtet und jeder 
kaim dasselbe nach seinem Belieben ausnutzen. 

Art. 12. Wer das Werk anderer neudmckt, sticht, nachahmt oder auf 
jede andere Weise den BesUmtDuiigen dieses Gesetzes zuwiderhandelt, kann 
durch den Beteiligten bei dem Richter angezeigt werden, welcher gemäss 
ita QcaetE erkennen nnd den Schuldigen zum Verlust der Ausgabe, eber 
Qeldbasse von 100 bis 1000 Pesos und zum Schadenersats verurteilen wird. 

Art. 13. Die Urheber oder Neudrucker sind verpflichtet, Exemplare 
ihrer Werke den Ländern zu übermitteln, mil welchen in dieser Beziehung 
Verträge bestehen kOnnen. 

Art. 14. Die Vervielfältigung der in den periodischen Schriften er- 
sebienenen Veröffentlichungen ist frei. 

Art. 15. Die vorhergehenden Bestimmungen finden unbeschadet der 
geltenden Verträge Anwendung. 



Schweden. 

Gesetz vom 10. August 1877 aber das 

litterariiche Eigentumsrecht, elnschlieBsllch der Ergänzungen 

vom 10. Januar 1883 zu den §§ 3, 10 und 21. 

g 1: Siehe den dnrch Gesetz vom 28. Mai 1897 abgeänderten Text, 
g 2. Das nach § 1 dem Urheber zuerkannte Recht schliesst für den* 
gelbä auch die ausschliessliche Berechtigung in sich, seine Schriften in 



,. Google 



216 Schweden. 

Übersetzung tod eiDer in die udere Sfimdart derselben Spradie durch Dmek 
TervielfUltigen zu laaaen. Das SchwediBche, Norwe^sche und Dänische 
werden in dieser Hinsiebt als ungleiche Hnnduten derselben Spr&che be- 
trachtet. 

§ 8: Siebe den dnrcb Gesetz vom 28. Mai 1897 abgeänderten Test. 

g 4: Siehe den durch Gesetz vom 28. Mai 1897 abgeänderten Text. 

§ 6. Der Eeraasgeber einer periodischen Schrift, wie auch einer Schrift, 
welcne ans selbständigen Beittafcen verschiedener Mitarbeiter besteht, wird 
ab tJrheber der Schrift betrachtet, jedoch ohne das Recht, die zu solcher 
Schrift gelieferten Beitrftge einzeln zn TeröSentlichen. Nach Verlanf eines 
Jahres von der VerSffentUcbnng des Beitrages an, kann der Urheber den- 
selben unbehindert selbst TerUffentlicben. 

§ 6. Der Urheber kann sein vorerwähntes Recht einem oder mebrereu 
anderen mit oder ohne Bedingungen oder EinschrSnknngen abtreten. Tfaat 
er dies nicht, so geht das Recht beim Tode des Urhebers auf seine Rechts- 
inhaber nach Massgabe des Gesetzes Aber. 

Wer durch Cession das Verlagsrecht an einer Schrift erhält, kann t^e 
ausdrückliche Ermächtigung des Urhebers nicht mehr als eine Änfiage ver- 
Offentlichen und diese nicht in grüsserer Anzahl als in 1000 Exemplaren. 

g 7. Das Urheberrecht besteht während der Lebenszeit des Urhebern 
und 60 Jahre nach seiaem Tode. Wenn zwei oder mehrere Personen eine 
Schrift gemeinsam rerfasst haben, welche nicht aus selbständigen Beiträgen 
verschiedener Hitarbeiter besteht, so werden diese 50 Jahre von des 2ulet3t 
verstorbenen Urhebers Tod an gerechnet. 

g 8—9: Siehe den durch Gesetz vom 28. Mai 1897 abgeänderten Text. 

§ 10. Soweit nicht in der Verordnung Qber die Brock freiheit oder in 
diesem Gesetz anderes bestimmt ist, ist es als Nachdruck verboten, ohne 
des Zuständigen Erlaubnis, die Schrift eines anderen ganz oder teilweise sn 
drucken, solange die für dieselbe bestimmte Schutzfrist nicht verflossen ist. 
Der Nachdruck wird dadurch nicht ein erlaubter, dass unwesentliche Ände- 
rungen, VerkUrznngcn oder Zusätze anfgenommen werden. 

AU Nachdruck wird gleichfalls angesehen die ohne Erlaubnis ver- 
öffentlichte Übersetzung der nngedruckten Schritt eines anderen oder die 
in Widerspruch mit §§ 2 und 3 veröffentlichte Übersetzung oder die seitens 
des Verlegers oder dessen, der ihm das Vervielfsltignngsreeht der Schrift 
abgetreten hat, im Widerspruch mit dem Verlags vertrag erfolgte Druck- 
legung der Schrift. 

§ 11. Das Nachdrucks verbot soll nicht daran hindern, bei der Ab- 
fassung einer neuen, im wesentlichen selbständigen Arbeit eine Druckschrift 
auf die Weise zu benutzen, dass wörtlich oder auszugsweise Teile derselben 
angeführt werden, welche zur Beweisführung citiert weiden oder zwecks 
Kritik, Beleuchtung oder weiterer Bearbeitung aufgenommen wordeq sind. 

Ebensowenig soll als Nachdruck angesehen werden, wenn Teile einer 
Druckschrift oder, sofern diese von geringem Umfang ist, die ganze Schrift 
in eine solche aus mehreren Arbeiten zusammengesetzte Sammlung anf- 

Senommen werden , welche zum Gebranch beim Gottesdienst oder beim 
lementarunterricht in Lesen, Musik oder Zeichnen oder bei historischen 
Darstellungen dienen soll; ebensowenig ferner die Benutzung der Worte 
ab Text bei einer musikalischen Arbeit. 

Wenn eine andere Schrift derart benutzt wird, soll deren Urheber 
angegeben werden, sofern sein Naroe auf der Schrift verzeichnet steht, 

§ 12—16: Siehe den durch Gesetz vom 28, Mai 1897 abgeänderten Tert. 

§ 17. Wer es naterlässt, den Namen eines Urhebers, beziehentlich den 
Titel einer periodischen Schrift, nach der in §§ 11 und 18 festgesetzten Art 
anzugeben, wird mit Bnsse bis zu 100 Kronen bestraft. 
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Wfts Tontehend hinsichtticli Strafen, Sdiadeneraatz ODil Eigen- 

st TerfBgt Ist, gilt in den iinweuilba] " " 

vekhe mit WiBaen tod der UngesetEÜckkdt e 
oder znm Verkauf in dss Reich einfuhren. 

g 19—20: Siehe den durch Gesetz vom 28. Mai 1897 ahgeändertan Text. 

§ 21. £ei BeiechnnDg der in {j§ Ü, 6, 7, 8, 9, IS nnd 14 umgebenen 
Zeitbestim mDDgBD wird das Ealenderjahi, in welehem das Verhältua eintritt, 
rfleksichtiich dessen Verfagang getroffen ist, nicht mitguUilt. 

f 22. Das dem Urheber nach diesem Gesetz laerkannte Recht an 
Schriften, welche sieh ongednckt in sebem, seiner Witwe oder seiner Erben 
Beiitz Torfindeu, )<anu nicht für Schuld gepAndet werden oder im Eonkurs- 
(alle an die Olänbiger übergehen. 

g 23. ZnwideifauidlDngen gegen dieses Gesetz können nar von dem Ge- 
schädigten gerichtlich Terfolgt werden. 

§ 24. Die VerotdnoBgen -vom 20. Juli 1855 über das ^'erbot der üffent- 
lichen Änfftlhning dramatischer oder für die Rubne verfasstcr musikalischer 
Arbeiten ohne Zustimmong des EUgentümers, nnd vom 20. MUrz 1876 über 
das fügentnmsrecht an Schritten weiden hierdurch aufgehoben, und es flndct 
das gegenwältige Gesetz auf schon veröffentlichte Schriften Anwendung. 
Doch BoU die in § 7 festgesetzte Schutzfrist für Schriften, deren Urheber 
TOI dem Tage Teratarb, an dem des Gesetz in Kraft tritt, von diesem Tage 
au berechoet werden nüd im übrigen seitens des gegenwärtigen Gesetzes 
keine EiuschrSnknng auf gemäss früheren Gesetzen erworbene Rechte ans- 
eeiibt werden. Ebensowenig sollen die Bestimmungen des zweiten Kapitels 
dieses Gesetzes anf dramatisuhe odT mneikalisch-dramatische Arbeiten An- 
wendug finden, welche öffentlich aufgeführt worden, ehe die Verordnung 
Tom 20. JoU 1865 in Kraft trat. 

Gesetz von 28. Mai 1897 betreffend Abänderung gewisser Teile 
des Gesetzes vom 10. August 1877 Ober das titterarlsche Eigentum. 

Die Paragraphen 1, 3, 4, 8, 9 nnd 12 des 1. Kapitels, das 2. Kapitel, 
die Paragraphen 15 und 16 des 8. Kapitels und die Paragraphen 19 nnd 30 
des 4. Kapitels des Gesetzes vom 10. Augnst 1877 erhalten die folgende 
abgeftnderte Fassung. 

1. Kapitel. 

§1. DeiUrbelicr hat das ausschliessliche Recht, seine Schriften durch 
den Druck, welcher kraft des gegenwärtigen Gesetzes auch die photo- 
chetLiachen Verfahren amfnsst, Tcrvielflitigen zu Insseu, ob nnn dieselben 
bereits frtüicr veröffentlicht woidco oder nur handschriftlich Torlicgen. 

Als Schriften im Sinne dieses Gesetzes gelten auch musikalische Kom- 
poiitionen mit Noten oder sonstiger Zeichenschrift dargestellt, ebenso natur- 
wissenschaftliche Zeichnungen, Land- oder Seekarten, Baupläne oder andi;re 
ähnhche Zeichnungen oder Abbildungen, welche nach ihrem bauptsäc blieben 
Zweck nicht als Kunstwerke lu betrachten sind. 

§ 3. Schriften, welche der L'rheber gleichzeitig in verschiedenen nnd 
auf dem Titelblatt oder am Anfang des Werkes angegebenen Sprachen vcr- 
CfEentlichen IKsst, werden als in jeder dieser Sprachen verfasst angesehen. 

Hat der Urheber bei der Veröffentlichung einer Schrift sich durch Be- 
kanntgabe auf dem Titelblatt oder am Anfang des Werkes das Recht, 
Übersetzungen derselben zu veranstalteo, vorbebalten, so ist es innerhalb 
zwei Jahren von dem Zeitpunkt an, zu welchem das Werk zuerst veröffent- 
liebt wurde, anderen Terboten, eine Übersetzung desselben in eine andere 
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Sprache za verOffeiitlichen, und, wenn der üiheber isDerh&lb besagter Zeit 
solche Übersetzung veröffentlicht, ist ee während weiterer acht Jahre ver- 
boten, eine Übereetzang in der Sprache oder in den Sprachen zu verOffeat- 
lichec, worin das Werk solcherart öbersetit wurde. 

§ +. Wer Schriften in eine andere Sprache tibersetzt, genieast fftr 
seine Übersetzung, sofem ihm nach diesem Qesetz gestattet ist, ohne des 
Urhebers Zastimmnng die ÜbersetzQDg durch den Druck zu TerOffentliehm, 
das in § 1 festgesetzte Urheberrecht, wobei jedem nDbenommen bleibt, mit 
dem gleichen Recht eine andere Übersetzung derselben Schrift anzufertigen. 
Innerhalb der Zeit, während welcher die ÜbersetxanK ohne die Znatimmong 
des Urhebers nicht veröff entlicht werden darf, soll der Übersetzer hinsiobt' 
lieb der Übersetzung, for deren Veröffentlichung diese Zastimntung erteilt 
wurde, das Urheberrecht mit den Einschränkungen ausüben, welche durch 
die Abmachung vereinbart sein kOnnteu. 

§ 8. Für Schriften, welche von wissenschaftlichen Gesellschaften oder 
andern Vereinigungen veröffentlicht sind, die ein persönliches Urheberrecbt 
aosscbliessen, wie auch für Schriften, welche erst nach des Urhebers Tod 
verüffentlicht werden, wKhrt der Schutz gegen Nachdruck 60 Jahre von der 
ersten Veröffentlichung der Schriften an gerechnet. Dasselbe gilt für anonjnie 
oder Pseudonyme Schriften; wenn aber der Urheber vor Ablauf der 60 Jahre 
voa der ersten Veröffentlichung der Schrift an gerechnet sich zu erkennen 
giebt, sei es aaf dem Titelblatt einer neuen Auflage oder durch Anmeldung 
beim JnstizmiDisterinm und dreimalige in den allgemeinen Zeitungen Ter- 
öffentliohte Bekanntmachung, so soll er alsdann das in g 7 bestimmte Recht 
geniessen. Bis der Urheber sich also zu erkennen giebt, wird er in der Ans- 
äbung seines Rechts durch denjenigen vertreten, den der Titel als den Ver- 
leger bezeichnet. 

§ 9. Wird eine Schrift in mehreren Abteilnngen, die innerlich zusammen- 
hKngen, veröffentlicbt, so soll die in § 3 oder 8 erwShnte Schutzfrist von 
dem Jaiire an gerechnet werden, in welchem die letzte Abteilung veröffent- 
licht wurde. Ist eioe Abteilung später als zwei Jahre nach der nächst- 
Torhergeh enden veröffentlicht worden, so wird die Schutzfrist für die filtere 
von diesen Abteiinngen, sowie auch für der filteren vorhergebende von dem 
Jahre an gerechnet, in welchem diese letzte ältere Abteilung erschien. 

§ 12. Als Nachdruck ist ebensowenig zu betrachten, wenn in eine 
periodische Schrift ein aus einer andern derartigen Schrift entnommener 
Aufsatz aufgenommen wird, wobei der Titel der benutzten Schrift jedoch 
anzugeben ist. Wissenschaftliche Abhaodlungeu und litterarische Arbeiten, 
ebenso andere Aufsätze, soweit dieselben grOssereo Umfangs sind, dürfen 
jedoch nicht aufgenommen werden, wenn zn Beginn derselben der Vorbehalt 
gegen Nachdruck gemacht ist, oder wenn sie in eine Zeitschrift zu Anfang 
des oder der sie entit alten den Hefte aufgenommen sind. 

2. Kapitel. Über die Benutzung von Schriiten für die Bflhne, 

§ 13. Dramatische oder dramatisch-musikalische Arbeiten im Original 
oder in solcher Übersetzung, die gemäss diesem Gesetz nicht ohne Zu- 
stimmung des Urhebers dnrch den Druck veröffentlicht werden darf, dürfen 
ohne Zustimmung des Urhebers oder desjenigen, der nach diesem Qesetz das 
Urheberrecht besitzt oder ausübt, nicht öffentlich aufgeführt werden. Der 
öffentliche Vortrag solcher Arbeiten ohne scenische Ausstattung oder von 
musikalischen Werken ist in besagter Weise verboten, wenn die Arbeit un- 
gedruckt ist oder zu Beginn der Arbeit ein Vorbehalt betreffend die Yer- 
anatattnng öffentlichen Vortrags derselben angebracht ist. Betreffs der 
übersetzmigen, die ohne Zustimmung des Urhebers veröffentlicht werden 
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därfen. besitzt der ÜberBstzer das Beebt, du, wie Toierwihnt, dem Urheber 
hinBJchtlicb der Origin&l&rbelten zusteht 

Falls nichts anderes ausgemacht ist, schtiesst die besagte Zustimmung 
für den, welcher sie erhält, das Recht in sich, die Arbeit so oft er es fflr 
gut findet aufzuführen oder Torzutragen, ohne dass ihm jedoch die Über- 
lastung irgend welchen Rechts hieran an audere zusteht. 

Dem Besitzer der Arbeit ist es, soweit nicht anderes ausgemacht ist, 
nicht verwehrt, die gleiche Genehmigung mebrereu zu erteilen. Hat der 
Besitzer jemandem das ausschliess liehe Recht die Arbeit aufznführoD oder 
Torzntragon erteilt und hat dieser aber sich w^rend fünf aufeinander 
folgenden Jahren desselben nicht bedient, so kann der Besitzer die Zu- 
stimmung auch anderen unbehindert erteilen. 

§ 14. Das dem Drheber oder Übersetzer in diesem Kapitel zuerkannte 
Recht gilt während seiner Lebenszeit und fünf Jahre nacli seinem Tode. 
Hat eich der Urheber oder Übersetzer nicht zu erkennen gegeben, so ist es 
nach Verlauf von fünf Jahren, nachdem die Arbeit zuerst durch den Druck 
verODentlicht oder Öffentlich aufgeführt oder vorgetragen wurde, jedermann 
gestattet dieselbe anfzofOhren und vorzutragen. 

3. Kapitel Über die Folgen der Übertretung dieses Gosetzes. 

g 16. Wer sich des Nachdrucks schuldig macht, wird mit 20 bis 
1000 Kronen Busse bestraft. Ansserdeni verfällt die Auflage dem Oe- 
ichädigten, dem seitens des Schuldigen auch der Wert der nicht vorge- 
fundenen Exemplare der Anfli«e zo ersetzen iat, wobei jedes Eiemplar 
nach dem Verkaufspreis der zuletzt verSfFentlichten rechtmässigen Auflage 
berechnet wird. Ist die Arbeit nur zu einem bestimmten, abgesonderten 
Teil des Ganzen nngesetzlicb, so soll, was hier festgesetzt ist, nur auf diesen 
Teil Anwendung finden. 

Wer im Widerspruch mit diesem Gesetze dramatische, musikalische oder 
dramatisch -musikalische Arbeiten aufführt oder vorträgt, wird mit 20 bis 
1000 Kronen Busse bestraft; auch soll er als Schadenersatz dem Verletzten 
die bei solcher Gelegenheit für die Aufführung oder den Vortrag einge- 
laufene Gesamteinnahnie aasliefern, ohne Abzug fär die Kosten; wenn jedoch 
bei derselben Gelegenheit eine andere Arbeit aufgeführt oder vorgetragen 
wurde, soll der Schadenersatz im Verhältnis hierzu ermässigt werden. 

KSunen die in diesem Paragraphen festgesetzten Grundsätze für die 
Berechnung des Schadens nicht befolgt werden, so wird der Schadenersatz 
nach andern für angemessen befondeneu Gmndsfttzen bestimmt. Der 
niedrigste Betrag, auf welchen der Schadenersatz festgestellt werden soll, 
ist tb Kronen. 

g 16. Alle ausschliesslich für den ungesetzlichen Druck einer Schrift 
Terwendbaren Katerialien, ab Stereotyp- and andere Flattco und Formen, 
wie auch die zur ungesetzlichen Aaffuhrang oder Vortragung dramatischer, 
musikalischer oder mosikaUsch-dramatischer Arbeiten besorgten Abschriften 
Gölten mit Besehlag belegt werden. Sofern die Beteiligten keine andere 
Abmachnng treffen, soll mit den Gegenständen der Beschlagnahme so ver- 
fahren werden, dasa kein Miasbraach damit geschehen kann. 

i, Kapitel. Allgemeine Bestimmungen. 

S 19. Dieses Gesetz findet auf Schriften schwedischer Bürger An- 
wendung, sowie anch auf Schrillen von Autländem, die zuerst hier im Reich 
vertSffentlicht wurden. Die Bestimmungen dieses Gesetzes können, bei Vm- 
inasetzang der Gegenseitigkeit, vom König teilweise oder in ihrer Gesamt- 
heit auch auf die Schriften von Bürgern anderer Länder und auf die 
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Schriften, diß in demselben Land znerst TerCffentllcht worden, tuiwendbar 
erklärt worden. 

g 20. Falls eine Schrift mehreren gehört, ist die Znatimmang. welche 
«rfordorlich ist, damit der Drock oder die öffentliche Anffühmng oder Tor- 
tragang in geaetzlicher Weiae erfolgt, ron einem jeden derselben zn er- 
teilen; doch BoU es bei drftmatiach-mnsikali sehen Arlieiten genttgen, dass, 
wenn der Text den Haoptbestandteil bildet, die Zastimmang Ton denen 
Urheber nnd im entgegengesetzten Fall vom Komponiaten zn erteilen ist. 

Dieses Qesotz tritt am 1. Januar 1898 in Kraft. 

Dasselbe findet auch aaf früher veröffentlichte Schriften Anwendnag. 
ohne jedoch die kraft eines Torhergoh enden Gesetzes erworbenen Hechte 
einzuschränken; ausserdem kann derjenige, welcher TOr der Inkraftsetzung 
des Gesetzes in Gemässbeit eines früheren Gesetzes rechtmässig ein dra- 
matisches oder dramatisch-musikalisches Werk aufgeführt hat, die Anfftthnmg 
unbehindert fortsetzen, und, wenn das Werk rechtmässig Tor demselben Zeit- 

Eunkt Tcrüffentlicht wurde, kOnnen die schon gedruckten Exemplare onbe- 
indert an das Publikum geliefert werden. 

Gesetz vom 28. Mai 1897 über das Recht der Nachbildung 
von Kunstwerken. 

Unter Aufhebung des Geaetzcs vom 3. Mai 1867 über die Nachbildung 
Ton Kunstwerken nnd der Vcrardnnng vom 10. August 1877 Über die Aus- 
dehnung besagten Gesetzes wird wie folgt verordnet: 

§ 1. Originalkanst werke dürfen zn Lebzeiten des KUnstlers ohne dessen 
Zostimmung behufs Verkaufs oder Öffentlicher Ausstellung nicht in der 
Kunstart nachgebildet werden, zu welcher das Original gehört. Auch wird 
die Nachbildung nicht dadurch eine erlanbte, dass sie in anderer Grösse als 
der des Originals ausgeführt wird oder dass zu derselben Materialien anderer 
Art Terwaiidt werden, ebensowenig dadurch, daas an derselben unwesentliche 
Teränderungen, Zusätze oder Wuglassaogen Torgenommcn werden. 

g 3. Der Künstler soll das auBschlieasliche Recht hevitzeu, sein Original- 
ktmstwerk ganz oder teilweise befauts Verkaufs oder Öffentlicher Ansateilnog 
durch Drn«, Photographie oder Abgnss oder auf andere ähnliche Weise 
nachbilden zu lassen. Dieses Becht gilt bis zum Schlnss des zehnten Jahres 
nach demjenigen Jahr, während dessen der Künstler rerstarb und kann mit 
oder ohne Bedingungen oder Einschränkungen auf andere üliertragen werden. 

§ 8. Die Bestimmungen des § S sollen kein Hindernis dafür bilden, 
dass die Abbildung eines Kunstwerkes in eine wissenschaftliche Darstellung 
oder in eine Scbrift, die zum Gebrauch beim Unterricht zn dienen bestimmt 
iat, aufgenommen werde. Wird eines anderen Kunstwerk auf dieae Weise 
nachgebildet, mnss des Künstlers darauf angebrachter Name oder Signatur 
bei der Wiedergabe angegeben werden. 

g 4. Gehen Kunstwerke in anderen Besitz ttber, so soll der Künstler 
oder sein Recbtsinhaber durch die üljerlassnug nicht der oben vermerkten 
Hechte verlustig gehen; doch sollen besagte Rechte, wenn das Kuustweik 
vom Künstler oder seinem Bcchtsiuhaber dem Staat oder der Gemeinde &ber- 
lasseu ist, als in der Überlassung enthalten betrachtet werden. Wenn ein 
Fortritt auf Bestellung ausgeführt ist, darf dasselbe vom Künstler nicht 
ohne Zustimmung dea Bestellers oder nach deaaen Tode nicht ohne Zu- 
stimmung des tlbertebenden Gatten und der Erben nachgebildet werden. 
Wenn ausdrücklich anderweitige Abmachung, als hier für jeden Kall fest- 
gesetzt iat, erfolgte, soll solche Abmachung gQltdg sein. 
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§ S. Du Torerwähnte Verbot der Nachbildung boII hiBsicfatlieh solcher 
Kunstwerke, die auf äffentlichen Flützeo ausgestellt oder an der Äussenseite 
Ton GebSoden angebracht sind, n'cht geltes. 

§ 6. Wer widerrechtlich Ennstwerke nachbildet, wird mit Basse von 
zwanzig bis tausend Kronen bestraft and hat sich zu Qunstcn des klagenden 
Teiles der ansgefObrten Nachbildungen verlastig gemacht. Aach hat derseltw 
dca vollen Wert der nicht mclir in seinem Besitze befindlichen Exempiare 
zn bezahlen. Kann nun eine feststehende Oiandlage für die Berechnung des 
Schadens nicht befolgt werden, soll der Schadenersatz anf anderer als bill^ 
erfundener Qrandlage bestimmt werden. Der niedrigst« Betrag, anf welchen 
der Schadenersatz festgesetzt werden kann, soll in solchem Fall fünfund- 
zwanzig Kronen aasmacben. Die Formen, Platten nnd anderen Materialien, 
welche ausschliesslich für die NachbildaDg des Kunstwerkes anwendbar sind, 
sollen mit Beschlag belegt werden; aucn soll mit denselben, soweit die 
Parteien nicht anderweitiges Übereinkommen treCTen, so verfahren werden, 
dass kein Uissbranch geschehen kann. Die Unterlassung der Befolgung der 
in § 3, Absatz 2, enthaltenen Vorschriften soll mit Strafe von fflnf bis ein- 
hundert Kronen gebttBst werden. 

§ 8. Was nan hinsichtlich Strafe, Schadenersatz nnd Eigen tu msverlust 
festgesetzt ist, soll in den entsprechenden Teilen anch anf denjenigen An- 
wendung finden, welcher, wShrend ihm die Ungesetzlichkeit der Naehbitdnng 
bekannt ist, letztere feilhSlt oder Öffentlich ausstellt oder zum Verkauf oder 
tat OfTentlichen Ausstellung in das Beicb einfahrt. 

§ 9. Vergehen gegen dieses Gesetz kennen nur von dem Geschädigten 
gerichtlich verfolgt werden. 

§ 10. Qeldbussen, welche gemäss dieses Gesetzes auferlegt werden, 
fallen der Krone zn. Ist deren volle Zahlung nicht angängig, sollen die- 
selben nach dem allgemeinen Strafgeseti umgewandelt werden. 

§ 11. Bestreitet der Angeklagte, dass eine Nachbildung stattgefunden 
hat, kann der Gerichtshof, wenn er es fflr nötig erachtet, ein Gutachten in 
der Angelegenheit Ton der Akademie dar freien Künste einfordern, sofern 
die Parteien die Frage nicht Schiedsrichter lioh abarteilen lassen nnd sich 
Terbindlich machen, sich mit daraufhin erfolgendem Bescheid zu begnflgm. 
In solchem Fall hat der Gerichtshof die Fragen anbrastellen, welche von 
den Schiedsrichtern beantwortet werden sollen. 

g 12. Das in diesem Gesetz festgesetzte Recht des Künstlers an einem 
Knnatwerk darf fDr Schuld in seiner oder des Itheriebenden Gatten oder der 
Erben Habe nicht gepfändet werden. 

§ 13. Dieses Geeeu findet auf Kunstwerke schwedischer Bttrger, sowie 
avch anf solche Kunstwerke ausländischer lifirger Anwendung, welcbe zuerst 
im Seiehe veröffentlicht worden. Die Bestimranngen des Qesetiee kOnnen 
unter der Voranasetzong der Gegenseitigkeit vom Könige gauB oder teil- 
waiee, alz auch fOr Kanstwerke von Btirgera eines anderen Laades und fQr 
Kasstverke, welche im selben Lande znorst veroffenclicht wurden, gftltig 
erklärt werden. 

DteM« Gesetz tritt am 1. Januar 1898 in Kraft. Dasselbe soll auch 
anf Torfaer augefOhrte Kunstwerke Anwendong finden; doch soll das Gesets 
ueht das gem&sa Utarer Gesetze erworbene Becht einschränken, ebene» 
BoUm eiasiteilB eoldte dem Staat oder der Gemeinde angehOrige Kunst- 
werke, welche vor dem Inkrafttreten des Gesetzes erworben waren, fort- 
dauernd frei nachgebildet werden dürfen, andernteils anch die Formen, 
Platten nnd anderen auflschliesslich für die Nachbildang eines gewisaea 
Kunstwerkes anwendbaren Materialien, die vor derselben Zeit verfortigt 
waren, Mfem die Nachbildung nach disn Blterea Gesetz erlaubt war, fort- 
dauernd für seinen Zweck benutst werden dürfen. 
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Gesetz vom 28. Mal 1897 Ober das Recht der Nachbtidung 
photographischer Bilder. 

§ 1. Wer darch Photo zraphie (photocbemisches oder photomecbAmsches 
VerfabreD) ein Bild darstellt, soll bis zam Ende des fOnften Jahres n&ch 
deiqjeBigon Jahre, in welclicm das Bild zuerst von ihm herausgegeben wurde, 
du ans schlless Liehe Recht begitzen, das Bitd ganz oder teilweise behnfs 
Verkaufs oder Öffentlicher Änsstellnng dnrcL Photographie wiederzugeben. 
Es liegt jedoch dem Photographen, sofern er solchen Schutz geniessen will, 
ob, bei der Verüffentlichnng des Bildes anf jedem Exemplar desselben dent- 
licbe Angabe seines Namens oder seiner Firma, des Ortes, an welchem er 
ansässig ist oder sein Gewerbe betreibt, sowie des Jahres, in welchem das 
Bild zuerst verSfFentlicht wurde, zu setzen, wobei es ilim jedoch nnbenommen 
ist, die Angabe des Ortes und Nameus oder der Firma anf Karton oder anf 
den sonst zum Anfziehen des Bildes benatzten Stoff anZQbringen. 

§ 2. Die Bestimmungen des § 1 sollen kein Hindernis daftti bilden, dass 
das photographieche Bild in einer wissenseh aftlichen Darstellung oder in einer 
Schrift, die znm Qebrauch beim Unterricht zu dienen bestimmt ist, wieder- 
gegeben werde. Wird das photograpbische Uitd auf diese Weise angewendet, 
so soll der Inhalt der in § 1 erwähnten Angaben bei der Abbildung vormerkt 
werden. 

§ 3. Ist das photograpbische Bild n&ch Bestellung ansgcfßhrt, so soll, 
sofeni nicht ausdrScklich anderweitige Abmachong getrofFeu wurde, das in 
§ 1 erwähnte Recht auf den Besteller Übergeben; ohne seine Zustimmung 
darf das Bild Tom Photographen nicht TerrietfSltigt werden, es mOsste deDn 
die im gleichen Paragrapnen für den QeDUBs des Rechtsschutzes festgesebcte 
Bedingung nicht beobachtet oder die Schutzfrist abgelaufen sein. Platten 
und andere Materialien, die ausschliesslich znr Wiedergabe des Bildes an- 
wendbar sind, müssen vom Photographen auf Yerlangen vernichtet werden. 

§ 4. Wer widerrechtlich ein photographisches Bild vervielfältigt, wird 
mit GeldbuBsen von zwanzig bis ^ofhundert Kronen bestraft und geht zn 
Gunsten des OeschSdigten der ausgeführten Abbildungen verlustig; auch 
soll derselbe den vallen Wert der nicht mehr in Besitz beflndlichen Exemplare 
zahlen. Kann nun eine feststehende Gmudlage fflr die Schailenberechoong 
nicht befolgt weiden, soll der Schadenersatz nach anderer als billig erachteten 
Grundlage bestimmt werden. Der geringste Betrag, auf welchen der Schaden- 
ergatz festgesetzt werden kann, soll in solchem Fall fünfundzwanzig Kranen 
sein. Platten und andere Materialien, welche ausschliesstich für die Wieder- 
gabe des Bildes anwendbar sind, sollen mit Beschiß belegt werden; auch 
soll mit denselben, sofern die Parteien nicht anderweitiges Übereinkommen 
treffen, so verfahren werden, dass kein Missbrauch geschehen kann. 

§ 6. Die Ünterlasdong der Beobachtung der m § 2, Absatz 2, ent- 
haltenen Vorschrilten wird mit Geldstrafe von fUnf bis einhundert Kronen 
bestraft. 

g 6. Was nun hinsichtlich Strafe, Schadenersatz und Eigentums verlost 
festgesetzt ist, trifft auch in den entsprechenden Teilen denjenigen, welchra, 
w&hrend ihm die Ungesetzlichkeit der Abbildung bekannt ist, dieselbe feilhUt 
oder Öffentlich ausstellt oder behnfs Verkaufs oder öffentlicher Aosstelliuig 
in das Reich einfährt. 

§ 7. Bechtsschutz wird nach diesem Gesetz nicht für ein Bild gewährt, 
durch welches ein anderes photographisches Bild oder auch Schriftwerk oder 
geschätztes Kunstwerk wiedergegeben ist. 

§ 8. Vergehen gegen dieses Gesetz kOnnen nur vom Geschädigten ge- 
richtlich verfolgt w^en. . 
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§ 9. Qeldbnsaeii, welche nach diesem QsBetz auferlegt werden, fallen 
der Krone zu. Ist deren volle Bezahlung nicht angSngig, aoUen dieaelben 
nach dem allgemeinen Strafgesetz nmgewaadeit werden. 

g 10. Dieses Oesetz findet auf p ho to graphische Bilder Anwendong, die 
Tou aehwedischen Bürgern hergestellt eind, sowie anch auf photograpüsche 
Bilder, die yon aasländischen Bltr^era hergestellt, jedoch zuerst luer im 
Beich TerOffentlicht eind. Die Bestimmangen des Gesetzes kOnnen unter der 
Voranssetznng der Qefcenseitigkeit vom König als teilweise oder ganz auch 
tfa photographisebe Bilder geltend erklärt werden, die von Borgern eines 
uidereD Landes hergestellt aind^ und ft)r pbotograpbiscbe Bilder, die im 
gldcben Lande zuerst veröffentlicht sind. 

Dieses Oesetz tritt am 1. Jannar 1898 in Kraft, soll jedoch auf photo- 
graphische Bilder, die vorher verOlTentlicht wurden, keine Anwendung finden. 

Schweiz. 

Bundesverfassung von 1874. 

lg zu: 
der Litteratur und Kunst. 

Bundessesetz vom 23. April 1883 betreffend das Urheberrecht 
an Werken der Litteratur und Kunst 

Art. 1. Das Urheberrecht an Werken der Litteratur und Kunst be- 
steht in dem ausschliesslichen Rechte, diese zu vervielfältigen, beziehungs- 
weise darzustellen. 

Dieses Recht steht dem Urheber oder seinen Becbtsnachfolgem zu. 

Von dem Schrittsteller oder Künstler, der für Bechnnng eines anderen 
Schriftstellers oder Künstlers arbeitet, wird angenommen, er habe diesem 
sein Urheberrecht abgetreten, sofern nicht eine gegenteilige Vereinbarung 
vorliegt. 

Das Urheberrecht begreift auch das Übersetznngsrecbt in sicL 

Art. 3. Das Urheberrecht an Werken der Litteratur und Kunst dauert 
während der ganzen Lebenszeit des Urhebers und während eines Zeitraumes 
VOD dreissig Jahren vom Tage seines Todes an. 

Wenn es sich um ein nachgelassenes Work oder ein solches handelt, 
welches vom Bnnd, von einem Kanton, einer juristischen Person oder einem 
Verein verliffentlicht wird, dauert das Urheberrecht dreissig Jahre vom 
Tage der VerOffentlichoug an. 

Der Urheber, beziehungsweise dessen Bechtsnncbtolger, wird in seinem 
ausschliesslichen Übersetzungsrechte nur geschätzt, wenn er von demselben 
während fünf Jahren nach dem Erscheinen des Werkes in der Drsprache 
Gebrauch macht. 

Übersetzungen gemessen gleich Originolwerken den Schatz dieses Ge- 
setzes gegen Nachdruck. 

Art. 3. Nachgelassene und andere, im Artikel 2., Absatz 3 genannte 
Weriie sind längstens binnen drei Konaten nach ihrer VerQffontlicbung in 
em vom schweizerischen Handelsdepartement (jetzt Justiz departement: £idg. 
Amt für geistiges Eigentum) doppelt geführtes Register einzuschreiben. 

Far andere Werke ist der Urheber zur Sicherung seines Rechtes an 
keine Formalitäten gebunden, er kann aber immerhin nach Belieben seine 
Werke auch in obenbenanntes Begbter einschreiben lassen. 
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Die Gebühr fttr die Einschreibung darf zwei Franke« für ein Werk 
nicht Übersteigen. 

Der Bundesrat wird zur Ausführung dieser Bestimmungen die nötigen 
VoUzugsTerfügnngen erlassen. 

Art. 4. Für die Eechts Verhältnisse zwischen Urheber und Verleger 
litterariscber oder künstlerischer Werke ist das Bnndesgesetz über da« 
Ubligationenrecht massgebend. 

Art. 5. Sofern nicht gegenteilige Verabredungen vorliegen, hat der 
Erwerber eines Werkes der bildenden Künste nicht das Becht, es tot 
Ablauf des im Art. 2, Absatz 1 and 2, vorge-schriebenen Zeitraumes Ter- 
vielfältigen zu lassen. 

Das Verrielfältigangsrcchc gilt indessen als mitreräossert, wenn es sich 
um ein bestelltes Porträt oder eine Forträtbüste handelt. 

Weder der Urheber eines Kunstwerkes, noch seine Rechtsnachfolger 
kännen behufs Ausübung ihres Yerrieltältigungsrechtes den Eigentümer des 
Werkes in seinem Besitze st&ren. 

Art. 6. Sofern nicht gegenteilige Vereiubarongen vorbegen, ist der 
Erwerber Ton architektonischen Plänen berechtigt, dieselben ausführen 
zu lassen. 

Art. 7, Die Veräusserung des Veröffentlichungsrechtes von dramatischen, 
musikalischen oder dramatisch-musikalischen Werken schliesst an sich nicht 
schon die Veräusserung des AufFuhnmgsrechtes in sich, noch umgekehrt. 

Der Urheber eines solchen Werkes kann die OffentÜche Aufführung dea- 
solben an spezielle Bedingungen knüpfen, sofern er diese an der Spitse des 
Werkes veröffentlich t. 

Die Tantieme soll jedoch den Betrag von 2**/« der BmttoeinnaJune der 
betreffenden Aufführung nicht übersteigen. 

Wenn die Bezahlung der Tantieme gesichert ist, kann die Aufführung 
eines schon verüffentlichten Werkes nicht verweigert werden. 

Art. 8. Die Bestimmungeu dieses Oesetzes Anden ancii Anwendung 
auf geographische, topographische, naturwissenschaftliche, architektonische, 
tcchöisi^e und ähnliche Zeichnungen und AbbUdusgen. 

Art. 9. Erzeugnisse der Photographie und andere ähnliche WeAe g^ 
niessen die Vorteile dieses Gesetzes unter folgenden Bedingungen: 

a) Das Werk mnss nach Art. 3, Absatz 1, einregistriert sein; 

b) die Dauer des VervielfäJtigungs rechtes wird »nf fünf Jahre fest- 
gesetzt, vom Tage der Einschreibung an gerechnet. Wenn es sich 
um die Vervielfältigung eines noch nicht zum Gemeingut ge- 
wordenen künstlerischen Werkes handelt, richtet sich die Dauer 
des VervielfältigTingsrechteB nach der Vereinbarung zwischen dem 
Photographen und dem Berechtigten. In Ermangelong einer hierauf 
bezüglichen Vereinbarung bleibt die Daner auf fünf Jahre be- 
stimmt, nach deren Ablauf der Urheber des Kunstwerkes oder 
dessen Bechtsnachfolger wieder in alle ihm durch Art 3 gewUrUn 
Hechte eintritt; 

c) wenn das Werk auf Bestellung ausgeführt wordea ist, atebt 
dem Fhotographen daa VerrielfUtigangsrecht nicht zu, m sei denn, 
dass gegenteilige Vereinbarungen getroffen worden sind. 

Die neue Originalautnahme eines bereits photographiertMi Gegenstandes 
gilt nicht als Nadibildung. 

Art. 10. Die Bestimmungen dieses Gesetzes finden Anwendung auf die 
in der Schweii domizilierten Urheber für alle ihre Werke, glejchviel wo 
dieselben erscheinen oder verüffentlicht werden; sodann anf die nicht ia der 
tic weiz domizilierten Urheber für diejenigen Wertie, welche in der Schweif 
erscheinen oder veraffentüdit werden. 
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Di« nicht in der Schweiz domizilierten Urheber eenicssen fOr diejenigen 
Werke, die im Auslände erscheinen oder TerOffentlidit werden, die gleichen 
Bedite wie die Urheber der in der Schweiz erscheinenden Werke, sofern 
die tetiteren in dem betreffenden Lande gleich behandelt werden, wie die 
Uriieber der daaelbat erscheinenden Werke, 

ArL 11. Sine Verletznug des Uiheberrechta wird nicht begangen: 

A, »n Werken der Litteratnr: 

1. durch Anlnalime Ton Aaszügen oder ganzen Stücken ans bell»- 
tristischen oder wiasenschaftiichen Werken in Kritiken, litterariscb- 
histoiischeD Werken and Sammlungen smn Scholgebraache, sofern 
die benntzte Quelle angegeben wird; 

3. dnrch die Verrielfältigung yon GkssetzeiL BeachlUsaen and Ver- 
handlnngen der Behörden und von Qffcntlichan Yerwaltangs- 
berichten; 

S. dnrch die Veröffentlichung Ton Berichten über Öffentliche Ver- 
sanuuloDgen; 

4. durch den tmter Quellenangabe erfolgten Abdruck Ton Artikeln 
ans Tagesblättem ond Zeitschriften, es sei denn, dass der Urheber 
in dem betreffenden Tageablatt oder dar Zeitadirift ausdrücklich 
den Abdruck verboten hat; für Artikel politischen Inhalts, welche 
in den Tagesbl&ttem erschienen sind, ist ein solches Verbot un- 
wirksam; 

5. durch den Abdruck von Tagesneuigkeiten, selbst wenn die Quelle 
derselben nicht angegeben wird; 

B. an Werken der bildenden EOnste; 

6. durch die teilweise Wiedergabe eines im bildenden Künsten an- 
gehörigen Werkes in einem für den Schnlunterricht bestimmten 
Werke; 

7. dnrch die Nachbildung von Kunstgegenständen, welidte sich 
bleibend auf Straaseu c^er Öffentlichen Plitnen befindea, Toraos- 
geaetzt dasa diese Nachbildung nicht in der Knostfonn des 
Originab stattfindet; 

S. durch die Aufnahme oder AusfAhtung von Plänen und Zeichnungen 
bereits erstellter Grande oder Teilen derselben, sofern dwie 
letzteren nicht einen specifisch künstlerischen Charakter haben; 

C. an dramatischen und musikalischen Werken: 
9. dnidi die Aufnahme bereits veröffentlichter, kleinerer musikalischer 
Kompositionen in ein speciell für die Schule oder Kirche be- 
stimmtes Sammelwerk, mit oder ohne Originaltext, unter der 
Voraussetzung, dass die Quelle ang^^ben wird; 

10. durch die Aufführung von dramatischen, musikalischen oder 
dramatisch-musikalischen Werken, welche ohne Absicht auf Gewinn 
veranstaltet wird, wenn auch aus derselben eine Eiunahme zum 
Zwecke der Kostendeckung oder zu Gunsten eines wobltbltigen 
Zwedies erzielt wird; 

11. doich die Benutzung musikalischer Kompositionen für Spielwerke. 
Art 12. Wer vorsätzlich oder aas grober F^rlässigkeit Werke der 

Litteratur und Konst unerlaubt vervielfiltigt, beziehungsweise auffährt, 
oder sich des Imports oder des Verkaufs von nachgedruckten oder nach- 
gebildeten Werken schuldig macht, hat den Urheber oder dessen Bechts- 
nachfolger auf deren Klage hin zu entschädigen. 

0«HtM Ubci du UrhelHiTceht. It 
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Der Richter letzt die Hohe der EntschädigiuiK nach freiem ErmesBen feiL 

Wer ohne ein solches Verschnlden eine nnbefoKte VerrielÄltigong Tor- 
nbunt oder einen Nachdmck oder eine unerlaubte Nachbildang TOrtreitet 
oder eine onzuläasige ÄufFühnug Teranstaltet, kann nor anf Unterlaxsiuif! 
weiterer Stürangen des Urheberechtes and anf Herausgabe der Bereichenng 
(Art. 73 Obligationenrecht) belangt werden. 

Art 13. Wer aus Vorsatz oder grober Nachläasiglceit das Urheber- 
recht verletzt, kann überdies auf Kl^e des Qesch6digten je nach der 
Schwere der Verletzung ea einer Geldbusse TOn Fr. 10 bis zq Fr. 2000 yer- 
nrteilt werden. Wurde auch der Name oder die Marke des Urhebers oder 
des Verlegers nachgebildet, so kann auf Gefängnis bis auf ein Jahr oder is 
Qeldbnsae and Qefängnis innerhalb der angegcbeuen Begrenzung erkannt 
werden. 

Die Teilnahme und die Versuchshandlungen werden mit einer ge- 
ringeren Strafe belegL 

In Rückfall kann die Strafe bis auf das Doppelte erhobt werden. 

Art. 14. Die Bussen fallen in die betreffende Eantonskasse. Bei Ans- 
fällnng der Geldbasse hat der Kichter für den Fall dor Nichteinbringlichkeit 
derselben eine entsprechende Gefängnisstrafe festzusetzen, welche ao Stelle 
der erstcren tritt. 

Art. 16. Die Strafverfolgung gescbieht nach der Strafprozessordniug 
desjenigen Kantons, in welchem die Klage angestrengt wird. Diese kann 
entweder am Domizil des Angeschuldigten oder am Ürte, wo das Vergehen 
begangen wurde, erhoben werden. In keinem Falle dürfen für das gleidie 
Vergehen mehrere s traf rechtlich e Verfolgungen eintreten. 

Art. 16. Nach Einleitung der Klage können vom Richter die nStigen 
vorsorglichen Verfügungen (Arrest, Kaution, Verbot der Weiterproduktion 
u. s. f.) getroffen werden. 

Art. 17. Sowohl die civil- als straf rechtlicbe Klage ist nicht mehr zn- 
lässig, wenn mehr als ein Jahr verflossen ist, seitdem der geschädigte Ur- 
heber oder sein Rechtsnachfolger von dem Nachdruck, der Nachbildung oder 
der Aufführung and der Person des Schuldigen Kenntnis erlangt hat, and 
jedenfalls nach Ablauf von fünf Jahren von dem Tage an, wo die Ver- 
öffentlichung, die Aufftlhrung oder der Verkauf des nauigemachten Werkes 
stattgefunden hat. 

Art. 18. Sowohl gegen den Nachdracker oder Nacbbildner, ab gegen 
den Importeur nnd Verkäufer kann der Richter nach freiem Ermessen anf 
Konfiskation des nachgedruckten oder nachgebildeten Werkes erkennen. 
Ebenso soll es mit den speciell für den Nachdmck oder die Nachbildang 
bestimmten iDStrnmcnten und Gerätschaften gehatten werden. 

Wenn es sich um die Anfführuug eines dramatischen oder musikalischen 
oder dramatisch-musikalischen Werkes bandelt, kann der Richter die 
Konfiskation der Einnahmen verfUgeu. 

Das Ei^ebnis der Konfiskation oder die konfiszierten Einnahmen sind 
zunächst zur Ausbezahluug der Civil cntschädigung des Eigentümers des 
Werkes zu verwenden. 

Art. 19. Das gegenwärtige Gesetz findet auf alle vor dem Inkraft- 
treten desselben erschienenen Scbriften, Kunstwerke, musikalischen Kom- 
positioaen und dramatischen oder dramatisch-musikalischen Werke Anwendung, 
selbst wenn dieselben nach dem bisherigen kantonalen Rechte keinen Schnti 
gegen Nachdruck, Nachbildung oder Öffentliche Auffulirung genossen hatten. 

Bei Berechnung der Schutzfristen wird die seit der VerOffentlicbOBg 
eines Werkes bis zum Inkrafttreten dieses Gesetzes abgelaufene Zeit in 
gleicher Weise angerechnet, wie wenn das Gesetz schon zur Zeit der Ve^ 
Offentlichong gegolten hätte. 
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Wsfi^ Nkdkbildnngeii, welche vor dem Inkrafttreten dea gegenwärtigen 

GeaeUea stattgefunden haben, findet weder atrafrcchtliche noch ciTÜrechtliche 
?«rtolgiiiig nach Massgabe dieses Gesetzes statt. Dagegen ist der Verkanf 
derselben nach dem Inkrafttreten des Gesetzes nur gestattet, wenn der 
Eigentümer sich hierüber mit dem Autor verständigt, oder in Abgang einer 
TeratändigoDg die Entschädigong, welche vom Bundesgericht festzusetzen 
iat, geleistet hat, 

Art. 20, Die durch Art. 2 bestimmte, den bisherigen gesetzlichen Vor- 
schriften gegenüber verlängerte Schutzfrist kommt dem Urheber oder dessen 
Eiben, ni^t aber dem Verleger oder einem anderen Cesaiouar zn gut. Ist 
die Schutzfrist nach gegenwärtigem Gesetz kürzer, so bleiben die nach bis- 
lierigen gesetzlichen Vorschriften erworbenen Bechte gleichwohl fortbestehen, 

ArL 21. Das gegenwärtige Gesetz tritt mit dem 1. Januar 1884 in 
Kraft 

Dnrch dieses Gesetz werden die mit demselben in Widersprach stehen- 
den Bestimmnngen der kAntonalen Gesetze «od Yerordnnngen und Im be- 
sonderen das Konkordat vom 3. Dezember 1866 (Amtl, Sammlung Bd. V. S. 
^ä^—^9^) aufgehoben. 

Art. 2S. Der Bundesrat wird beauftrag, auf Grundlage der Be- 
stimmungen des Bundesgesetzes vom IT. Juni 1874, betreffend die Volks- 
abstimmung über Bundesgesetze und Bundesbescklüsse, die Bekanntmach ang 
dieses Gesetzes zu veranstalten. 

Vollziehungs-Verordnung vom 28. Dezember 1883 zum Bundes- 
gesetze betreffend das litterarische und künstlerische Eigentum 
vom 23. April 1883. 

Art. 1. Dos schweizerische Eandelsdepartement (Abteilung Handel, In- 
dustrie and Gewerbe*} in Bern fahrt ein doppeltes Register (B^lster A) 
CSr diejenigen Werke, deren Einschreibung laut Bundesgesets obligatorisch 
ist, nämlich: 

a) für die nachgelassenen, sowie die vom Bunde, einem Kantone, einer 
juristischen Person oder einem Verein verSffentlichten Werke (Art 2, 
Absatz 1, des Bundesgesetzes); 

b) für die Erzeugnisse der Photographie und andere ähnliche Werke 
(Art 9 des Bundes gesetzes). 

Art. 2. Die ^iche Amtsstelle fuhrt ein doppeltes Register (Register B) 
ffir olle anderen Werke, auf welche das Bundesgesetz Anwendung findet; 
die Einschreibung dieser Werke ist fakultativ und geschieht nur auf das 
Begehren dos (Trhebers oder seines Rechtsnachfolgers hin (Art. 9, Absatz 2, 
dea Bundesgesetzes). 

Art. 8. Die Anmeldung zur Einschreibung eines Werkes bat bei der in 
Art 1 bezeichneten Amtsstelle schriftlich, franko und noch Uassgabe von 
Formular I zu geschehen. Die Unterschrift und das Domizil des Anmelden- 
den sind auf dem Formolar amtlich zn beglaubigen. 

Art. i. Zu dieser Anmeldung sind berechtigt die in der Schweiz domizi- 
lierten Urheber für alle ihre Werke und die nicht in der Schweiz domizilierten 
Drheber für in der Schweiz veröffentlichte Werke; femer die nicht in der 
Schweiz domizilierten Urheber für im Austande erscheinende Werke, aber 
nnr dann, wenn die Urheber der in der Schweiz erscheinenden Werke im 
betreffenden Lande gleich behandelt werden, wie die Urheber der daselbst 
erseheinenden Werke. Die ansläudischen Urheber letzterer Kategorie haben 

* Seit 1S87: JaMU-DaparMmmt (Amt IDc gclatlges Elgentam). 
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die Yorschriften dieser Terordnnng zu erfülleii, wenn nicht durch inte> 
natioDsle KouTention etwas andeiea vereinbart iat. 

Es ist der die Register führBoden Amtsstelle anheimgea teilt, tut die 
in ansliuidisehen Staaten erBcbeineaden Werke je ein besonderes Begiate^ 
eKempUr xa halten. 

Art. 5. Die Anmeldung der in Art, 1 bezeichneten Werke rnoss, «nter 
der Terootwortlichkeit des Anmeldenden, rechtzeitig so erfolKen, dass deren 
Einschreibung innert drei Monaten nach ihrer ersten YerDneDÜichDiig To^ 
genommen werden kann. 

Für die in Art 2 bezeichneten Weriie ist die Anmeldong ao keine 
solche Frist gebanden. 

Art. 6. Die Oebühr für die Einschreibung eines Weriies beträgt Fr. %,— 
und ist der in Art. 1 bezeichneten Amtsstelle mittelst Fostmandats .oder 
Barzahlang zn entrichten. 

Art. 7. Bei Werken, welche periodisch, in Lieferungen, in SDCceuiTe 
erscheinenden Teilen oder auf Umliche Weise veröffentlicht werden, mms 
für jode, von der vorhergehenden oder nachfolgenden zeitlich getrennte 
Publikation eine besondere Anmeldung, unter Beobachtung der in den vor- 
stehenden Artikeln enthaltenen Torschriften, eingereicht werden. 

Art. 8. Erfolgt die Anmeldung dnrch einen dritten, so hat er eine 
Vollmacht beizubringen, welche itü autorisiert, für den Berechtigten in 
handeln. Die Tollmacht wird den Akten einverleibt. 

Art. 9. Eine Anmeldung kann nur als gültig angesehen werden, wenn 
die in Art 3—8 angegebenen Formalitäten erfüllt sind. Ist letzteres nicht 
der Fall, so wird die Einschreibung, mit TorbehiJt des Rekarses an die 
obere Terwaltungsinstanz, verweigert 

Art. 10. Es steht dem Anmoldenden, zur leichtem Konstatiemng seiner 
Rechte, frei, ein Exemplar seines Werkes oder, wenn dasselbe nicht ver- 
vielfältigt wird, eine Reproduktion (Photographie z. B.) oder Kopie desselben 
bei der in Art 1 bezeichneten Amtsstelle zn deponieren. Er kann dort 
ferner sein Werk mit dem amtlichen Stempel versehen und sich wieder 
zurücksenden lassen, gegen Entrichtung folgender Qebühren: 

für eine Stempelung 50 Bp. 

, 2— aOmaliges Stempeln (bei Werken, die ans einzelnen, 

besonders zu stempelnden Teilen bestehen), je .... 80 , 
, 21maliges Stempeln und mehr, je 20 „ 

Art. II. Entspricht die Anmeldung den Torschriften des Gesetzes snd 
dieser Vollziehungs -Terordnnng, so wird sofort die Einschreibung in die 
Register vorgenommen. 

Art. 12. Die Register (Pormnlsr 11) enthalten; 

a) Ordnnngsnammer; b) Datum der Einschreibung; c) Bezeichnung des 
Werkes; d) Nsjne und Domizil des Eigentümers des Urheberrechts; ist d«s- 
selbe beschränkt durch das Terlagsrecht (0. 373) oder geteilt (Tereffent- 
licbongs- und Aufführungsrecht dramatischer und masLKaliscber Werke, 
Art. 7 des Bundesgesetzes) etc., so sind die bezüglichen Terhältnisse hier 
anzugeben; e) Name und Domizil des Urhebers; f) Firma and Domizil des 
Herausgebers oder Terlegers; g) Datum und Ort der ersten Veröffentlich one; 
h) Bemerkungen (vorkommenden Ffills Namen und Domizil des BevoD- 
mächtigten etc.) 

Unter der Bnbrik c ist anzugeben: 

Art des Werkes (Bach, Zeitschrift Übersetzung, dramatisches, 
mnsikalisches, dramatisch-musikalisches Werk, Phat<%raphie, Zeichnung, 
Qemslde. Werk dar Skulptur, Plan, Karte etc.); femer 
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eine knne Skiuienuig des Werkes (THel, Benenniing, Qegeit- 
stand etc., je nach seiner Natur) an Hand der im Anmeldongsformolar 
enthaltenen Angaben. 
Art. 18. Die AnJneldtuiK nnd Einschreibung haben in einer der drei 
.NatioDal^p rächen zu geschehen. 

Far jedes Doppel der Begister ist ein alphabetisches Bepertoritun an- 
zul^en und fortwährend auf den Tag nachgetragen zn haJteo. 

Art. 11. Die Einschreibung, sowie aach die Übertragung (Art. 17 der 
Verordonng) gesciiieht auf Gefahr des Anmeldenden. Eine vaiherigo Prttfnng 
übet seine Berechtigung oder Aber die Richtigkeit der Ton ihm gemachten 
Angaben findet nicht statt. 

Art. 16. Die vollzogenen Einschreibongen werden im ofHziellen Organ 
des HandeledepartemeDts*) veröffentlicht. 

Art. 16. Es ist jedermann gestattet, die auf die Einschroibnng von 
Werken der Litteratnr und Kanst bezüglichen Akten und Begister einzu- 
sehen und sich beglaabigte Auszöge aus denselben geben zu lassen. 

Die Einsclireibung wird nur auf Verlangen und gegen Erlegnag UDei 
OebAhr tou Fr. 2, — bescheinigt. 

Femer werden folgende Taxen berechnet: 

fär einen Auszug aas dem Begister Fr. 2 

, Abschriften von Akten per Seite , 1 

„ mAndliche oder schriftliche Mitteilnngen, welche Nach- 
schl^en in den Registern oder Anmeldungsakten er- 
fordern H 1—2. 

Art 17. ÜbertragUDgeu des Urheberrechts können ebenfalls, gegen Er- 
lang einer Oebtlhr von Fr. 1, zur Vormerkung in den Registern angemeldet 

Die LCechnng eines eingeschriebenen Werkes wird auf besonderes Ver- 
laagen des Eigentümers des Urheberrechts oder auf gerichtliches Urteil hin, 
ebenfülls gegen Erlegung von einer Gebühr von Fr. 1, vorgenommen. 

Über den Ablauf der Schutzfristen wird keine Eontrolle geführt. 

Übertragungen und LSschungeu, sowie der Grund letzterer, werden 
ebenfalls in dem in Art. 16 bezeiclmeten Organe publiziert. 

Art. 18. Bei anonymen und Pseudonymen Werken ist der Eeraosgebei 
berechtigt, dieselben ohne Angabe des Namens oder des wahren Namens des 
Urhebers zur Einschreibung anzumelden. 

Art. 19. Die Formulare für die Anmeldung von Werken zur Ein- 
schreibung werden von der in Art. 1 geuannteu Amtsstelle unentgeltlich 
geliefert. 

Art. 20. Die genannte Amtsstelle hält ein Kassabncb, in welches ihre 
Einnahmen and Ausgaben eingetragen werden ; das Kon trollbare au des Finanz- 
departements wird dieses Kassabuch alle drei Uonate verifizieren. 

Art 21. Die gegenwärtige Verordnung tritt mit dem 1, Januar 1884 
in Kraft Sie findet auch auf die vor diesem Datum erschienenen Werke 
der Litteratur und Kunst, welche zur Einschreibung angemeldet werden, 
Anwendung. 

Obligationenrecht vom I. Januar 1883. Bestimmungen über das 
Verlagsrecht. 

Art 372. Durch den Verlagsvertrag verpflichten sich der Urheber 
eiaes litterarischen oder künstlerischen Werkes oder seine Rechtsnachfolger 

*) .SEtamli. HandelwmtblaU*. 
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(Verla^^ber), das Werk einem Verleger zum Zwecke der Herausgabe in 
übeilassea, die Verleger dagegen, das Werk lo vernel^ligen and in £e- 

- trieb 2a setzen. 

Art 878. Durch deu Verlagsrertrag wird, vorbehaltlich besonderer 
Vereinbarnngen , daa Urheberrecht insoweit nnd auf so lange dem Verieger 
zur AnsUbang abertragen, als dasselbe dazu dient, den Verlag za sichern. 

Art. 371. Der Verlaggeber hat dem Verleger dafflr einzustehen, dus 
er snr Zeit des Vertragsabschlussea zu der Tenagsgabe berechtigt war. 

Et hat, wenn das Werk vorher ganz oder teilweise oinem drittenlin 
Verlag gegeben oder sonst mit seinem Wissen veröffentlicht war, dieses 
vor dem Vertragsabschlüsse zn erklären. 

Art. 375. Solange die Aiifla|gen des Werkes, zn denen der Verieger 
berechtigt ist, nicht vergrifen sind, darf der Verlaggeber weder aber du 
Werk im Ganzen, noch Aber einjielne Teile desselben zun Nachteile des 
Verlegers anderweitig y erfügen. 

Art 876. Zeitungsartikel und einzelne kleinere Anfsätze in Zeit- 
schriften darf der Verlaggeber jederzeit weiter veröffentlichen. Beiträge 
an Sammelwerke oder grässere Eeiträge an Zeitschritten darf der Verlsg- 
geber nicht vor Ablanf von drei Monaten nach dem Tollstäodigea Erschänea 
des Beitrages weiter vorCffeDtlichen. 

Art. 377. Wurde über die Anzahl der Auflagen nichts bestimint, s« 
ist der Verleger nnr zu einet Anflöge berechtigt Die Starke der Auflagen 
ist, wenn darüber nichts vereinbart wurde, vom Verleger festzusetzen. Er 
hat auf Verlangen des Verlaggebcrs wenigstens so viele Exemplare drackei 
zu lassen, als zn einem gehörigen Umsatz erforderlich sind, und darf nadi 
Vollendang des ersten Druckes keine neuen Abdrucke veranstalten. 

Art. 878. Der Verleger ist verpflichtet, das Werk ohne Kttrzuneen, 
ohne Zusätze and ohne Abänderungen, wenn dieselben nicht vom Verlag- 
geber gestattet sind, in angemessener Ausstattung au vervielfältigen, für 
gehörige Anzeige zu sorgen nnd die üblichen Mittel für den Absatz zu 
verwenden. 

Die Preisbestimmung hän^t von dem Ermessen des Verlegers ab, doch 
darf er nicht durch übermässige Preisfordening den Absatz hindern. 

Art. 879. Der Urheber behält, solange er die Fähigkeit besitzt, auch 
das Recht solche Berichtigungen nnd Verbesserungen an seinem Werke 
vorzunehmen, welche er für niltig erachtet; verursacht er aber dem 
Verleger unvorhergesehen o Kosten, so bat er djesem Ersatz zu leisten. 

Der Verleger darf keine neue Ausgabe oder Auflage machen nnd keinen 
neuen Abdruck vornehmen, ohne zuvor dem Urheber (Jeiegenheit zn ver- 
schaffen, die notwendigen Verbesserungen anzubringen. 

Dieses Recht steht dem Urheber persSnlich zu; es geht nicht auf die 
Erben über. 

Vorbehalten bleibt die Einsprache des Verlegers gegen solche Äude- 
nugen, welche seine Verlagsinteressen oder seine Ehre verietzen oder seine 
Verantwortlichkeit steigern. 

Art. 380. Wurde das Verlagsrecht für mehrere Auflagen oder für alle 
Auflagen übertragen, und versäumt es der Verleger, eine neue Auflage zn 
veraastalten, nachdem die letzte vergriffen ist, so kann der Verlaggeber 
demselben gerichtlich eine Frist zur Herstellung einer neuen Auflage an- 
setzen lassen, nach deren fruchtlosem Ablauf der Verleger sein Recht verwirkt. 

Art 381, Ist die besondere Ausgabe mehrerer einzelner Werke des- 
selben Urhebers zum Verlage überlassen worden, so giebt dieses dem Ver- 
leger nicht auch das Recht, eine Qesamliaasgabe dieser Werke zu veranstalten. 

Ebensowenig hat der Verleger, welchem eine Gesamtausgabe der sämt- 
lichen Werke oder einer ganzen Gattung von Werken desselben Urhebers 
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aberluseD «ordea'ist, du Recht, von dei eiii2«lDeB Werken b«soDdere 
Ansgiben zu vetanstalten. 

Art. 382. Das Becht, eine überaetzong dea Werkes zn TSranstalten, 
bleibt, wenn nichts anderes mit dem Verleger vereinbart ist, aasachliessUch 
den Verlaggebor vorbehalten. 

Art. ^. Ein Honorar an den Verl»gKeber gilt als BtillBchTeigeod 
TBreinbart, wenn nach den Umständen die Oberlassung des Werkes nar 
gegen ein Honorar zn erwarten war. Die OrSese desselben bestimmt der 
Kichter aaf das Qntaehten von Sachverständigen. 

Art. 384. Hat der Yerleger das Recht zn mehreren Auflagen, so wird 
«ermntet, dass fttr jede folgende von ihm veranstaltete Auflage dieselben 
Honorar- nnd abrigen Vertragsbedingungen gelten, wici iti die erste Auflage. 

Art. 386. Das Honorar wird ß^^, sobald das gaase Werk, oder, wenn 
«9 in Abteilnngea, (Binden, Heften, Blättern) erscheint, sobald die Abteilnng 
gedmekt ist und ausgegeben werden kajin. 

Art 386. Wird das Honorar ganz oder teilweise von dem erwarteten 
Absätze abhängig gemacht, so ist der Verleger zu Abungsgemässer Ab- 
lechnusg und Nuhweisung dea Absatzes verpflichtet. 

Art 887. Geht das Werk nach seiner Ablieferung an den Verleger 
darcb Zufall unter, so ist der Verleger zur Zahlung des Honorars ver- 
pfliebtet 

Besitzt der Autor noch ein zweites Exemplar des ontergegangenen 
Werkes, so hat er dasselbe dem Verleger zn Qberlassen; kann er das Werk 
mit geringer Hfthe wieder herstellen, so ist er auch dazu verpflichtet; 
beides gegen angemessene Entschädigung. 

Art. 388. Geht die vom Verleger bereits hergestellte Auflage des 
Werkes ganz oder zum Teile durch ZufaU unter, bevor der Vertrieb be- 
gonnen hat, so ist der Verleger berechtigt, die untergegangenen Exemplare 
laf seine Kosten nen herzostellen, ohne dass der Verlaggeber ein neues 
Honorar dafür fordern kann. 

Art. 869. Der Verlagsy ertrag erlischt, wenn der Urheber ror der 
Vollendung des Werkes stirbt oder unfähig oder ohne sein Verschulden 
Terhindert wird, dasselbe zu vollenden. Ausnahmsweise kann der Richter, 
venu die ganze oder teilweise Fortsetzung des Vertrags Verhältnisses mögHch 
und billig erscheint, dieselbe bewilügea und das Nötige anordnen. 

ArL 390. Gerät der Verleger in Konkurs, so kann der Verlaggeber 
das Werk einem anderen Verleger übertragen, wenn ihm nicht für Erfüllung 
der zur Zeit der Konkurse röfbung noch nicht verfallenen Verlagsver- 
biodlicbkeiten Sicherheit geleistet wird. 

Art. 391. Wenn einer oder mehrere Verfasser nach einem ihnen vom 
Verleger vorgelegten Plane die Bearbeitung eines Werkes Übernehmen, so 
haben sie nnr auf das bedungene Honorar Anspruch, Dem Verleger steht 
in der Folge das freie Verlagsrecht zu. 

Reglement vom 13. April 1897 betrelTend die Gestattunfl von Nach- 
büdimgen (Kopien) von Kunstwerken, die dem Bunde angehören. 

Art. 1. Um Kopien von Kunstwerken, die dem Bunde gehören, an- 
fertigen zu dürfen, ist die Einholung einer Erlaubnis notwendig. 

Art. S. Diese Erlaubnis wird in nachstehenden Fällen auf schriftliches 
Begehreu an das Departement des Innern von diesem erteilt, nachdem das 
Departement das Gutachten des Präsidenten der KnnBtkommission nnd des 
Direktors der Sammlung, in welcher sich das zu kopierende Werk befindet, 
eingeholt hat: 
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&) wenn Künstlei Kopien zn nehmen irünschcn für tiae Tenid- 
fäitigimg eines Ennstwerkes durch Kupferstich, SUUsticb, 
Bodierang oder durch ein anderes Vertaliren, dms dem Gebiet da 
Kaust angdiOrt; 

b) wenn KAnstler ToUstäadige Nachbildongen eines Knnstwerices in 
Reichen Verfiihren wie die OrgioaUen hentellen wollen, nm boIcIh 
zn verkanten. Dersctige Nachbildnngen werden nicht gestattet, 
wenn der Urheber dea Originales noch lebt nnd nicht eine schritt- 
liche Zuatimmiug von diesem vorgelegt wird; 

c) wenn Fersooen oder Firmen eine Nachbildung vomehmeii wollen 
durch Verrielfältigang in Photographie, Lichtdruck oder anden 
Vertahren, dio dem Gebiete der Tedinik angehören. 

Art 3. Die Erlaubnis zur Nachbildong kann durch die Yorstände dsr 
Sanunlongen, in denen die Kunstwerke deponiert sind, ohne weiteres ertolt 
werden, wenn Künstler zum Zwecke von Studien Kopien machen wollen. 

Art 4^ Die Vorstände der Sanunlnngen ^ind für die ^naue Befolgung 
der an die Erlaobnis eeknilpften Bedingungen verantwortbch. 

Art. 6. i)ie Bewilligungen zur Nacnbildnng sind persönlicher Natnr and 
können nicht auf andere übertragen werden. 

Art 6. Die Erlaubnis zur Nachbildung wird nur für die Daaer tob 
sechs Monaten erteilt. Wenn die Nachbildung bis Ablauf dieser Frist nicht 
begonnen oder nicht vollendet ist, mnsa eine Verlfingerong der Erlaubnis 
nachgesucht werden. 

Art 7. Nachbildungen dfirten nnr von freier Hand oder durch Pholo- 
graphie angefertigt werden. 

Durchzeichnungen, Durchstiche, Abmessungen oder Abgüsse werden 
nicht gestattet. 

Art 6. Pereonen, welchen die Nachbildung erlaubt worden ist, haben 
sich bei Ausführung ihrer Arbeit nach den besonderen Beglementen der 
Knustsanunlungen zu richten, in denen die nachzubildenden Eunatwerite 
aufgestellt sind. Sie sind auch für allfällige, durch ihre Schuld entstehende 
Beschädigungen der Kunstwerke haftbar. 

Art. 9. Dieses Reglement ersetzt das gleichartige vom 21. April 1891 
(A. S. n. F. XII, 103) und tritt sofort in Kraft Das Departement d« 
Innern ist mit der Vollziehung desselben beauftragt 

Spanien. 

Gesetz vom 10. Januar 1879 Ober das geistige Eigentum. 

Wesen nnd Ausdehnung des geistigen Eigentums. 

Art. 1. Das geistige Eigentum umtaast für die Wirkung dieses Gesetzes 
dio wissenschaftlichen, litterarischen und artistischen Werke, wdche durch 
ii^end ein Verfahren veröffentlicht werden. 

Art 2. Das geistige Eigentum besitzen: 

1. die Verfasser an ihren eigenen Werken; 

2. die Übersetzer an ihren Übersetzungen, falls das Originalwerfc 
ausländisch ist, imd falls die internationalen Verträge dem nickt 
widersprechen oder, wenn das Werk apanisch und in den Allgemein- 
besitz übergegangen ist, oder wenn im entgegengesetzten Falle 
dazu die Erlaubnis des Verfassers erlangt wurde; 

3. diejenigen, hinsichtlich ihrer Arbeiten, welche Originolworke um- 
arbeiten oder kopieren, welche aus denselben Aoszflge, AbriiM 
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«der Wiedergaben anfertigen, TonnsgefleUt dun diese Arbeiten 
mit Erlaabnie der Eigentümer gemilcht worden Bind, wenn die be- 
treffendsD Werke Bpftniaohe sind; 

4. die VerlMier Ton nnveröffentlichten Werken, welche keinen be- 
kannten Besitzer haben, oder ebenfnlls von irgend welchen nn- 
Tertffentlicliten Werken bekannter Verfasser, wenn dieselben in 
Allgemeinbesitz ttbersegangen sind; 

6. die BechtsTertreter der Torgenannten, sei es vermQge Erbschaft 
oder Termfige irgend eines andern tibertragbaren Eigentninsanspnidis. 
Art 8. Die Vorteile dieses Oesetzes sind ebenfaUs anwendbar; 

1. auf die Verfasser tod Karten, Plänen oder wissenschaftlichen 
Zeichnungen ; 

2. anf die Komponisteo; 

3. auf die Verfasser tod Knnstwerken, betrefb der Verviel^tignng 
derselben anf irgend eine Weiset 

t. auf die Bechtsrertreter der Vorgenannten. 
Art. 4. Ebenfalls erlangen die Vorteile dieser Gesetze: 

1. der Staat und seine Korporationen, die provinzialen and städtischen 
Verwaltungen j 

2. die wissenschaftlichen, litterariscben oder artistischen Anstalten, 
oder sonstige in gcsetzmKssiger Weise begründete Inatitate. 

Art. 6, Das geistige Eigentum wird dnrch dos gemeine Hecht bestimmt, 
ohne andere Beschränknngen, als die dnrch das Gesetz vorgeschriebenen. 

Art. 6. Das geistige Eigentum gehSrt den Yerfassem während ihres 
Lebens und geht auf ihre testamentarischen oder gesetzlichen Erben für den 
Zeitraum von 80 Jahren über. Es ist gleichfalls durch Verträge unter 
Leitenden Übertragbar nnd gehSrt dem Cessionar während der Lebenszeit 
des Verfassers and 80 Jahre nach dessen Tod, falls derselbe keine Pflicht- 
erbea hinterlässt. Einterlässt er jedoch solche, so erlischt das Becht der 
Cessionare 26 Jabre nach dem Tode des Verfassers, nnd das Eigentum gebt 
auf die betreffenden Pflicbterben fttx einen Zcitranm Ton 56 Jahren ttber. 

Art. 7. Niemand darf ohne Erlaubnis des Eigentümers die Werke 
anderer Tervielfältigen, auch nicht, um sie mit Anmeriinngen zn versehen, 
am sie zu verrollständigen oder die Ausgabe zu verbessern; jodermann ist 
jedoch befugt, als sein ausschliessliches Eigentum Kommentare, Kritiken 
und Anmerkungen ftber dieselben zn veröffentlichen, indem et nnr den Teil 
des zu diesem Zwecke notwendigen Textes beifügt. 

Wenn es sich um ein mosikaliscbes Werk handelt, umlasst das Verbot 
ebsDSowohl die ganze, als auch die teilweise Veröffentlichung der Melodien, 
mit oder ohne Begleitung, transponiert oder für andere Instrumente arrangiert 
oder flkr anderen Test oder in irgend einer anderen als der vom Verfasser 
gewählten Perm. 

Art. S. Die Veröffentlichung der Werke ist nicht Bedingung fBr'den 
graetslichen Schntz des geistigen Eigentums. Niemand ist daner berechtigt, 
ohne Erlaubnis des Verfassers ein wissenschaftliches, litterarisches oder 
arUstischee Erzeagnis an veröffentlichen, welches während der Öffentlichen 
oder privaten Voneenng, Autftlhrung oder Ausstellung stenographiert, ab- 
geschneben oder kopiert warde. Ebensolches gilt für die mündlichen Er- 
Srtemngen. 

Art. 9. Die Veränsserung eines Kunstwerkes schliesst, sofern kein ent- 
gegengasetsites Übereinkommen besteht, die Veräossernng des Bechts der 
Verriäfaltigung nicht in sich ond auch nicht dasjenige der üffentlicben Aus- 
stellang des Werkes; diese Bechte verbleiben dem Verfasser oder dessen 
Kecbtsinhaber. 
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Art. 10. Um die Origin&lktuistvedce, welche sich in affentlichen Sunm- 
lougen beftodcn, wUireud der Lebenszeit des Anton in derselben oder andereD 
Dimensionen und dnrcli irgend ein VerfaJirBn kopieren oder verrieimtigen 
KU können, ist die Torherige Einwilügnng des Yerfassera notwendig. 

Parlamentarische Beden. 

Alt. II. Der TerfasBei ist Eigentümer seiner pulamentarisclien Beden; 
dieselben kOnnen ohne seine Erlaubnis oder ebne diejenige seiner Bechts- 
vertretei nnr im „Diario de las Sesiones" der betreffenden eesetzgeberiBchen 
Versammlung nnd in den palitiachen Zeitungen nachgedmwt werden, 

Überaetznngen. 

Art. 12. Wenn die Obersetznng zum ersten Male in einem fremden Lande 
rerOffentlicht wird, mit welchem Verträge Über das geistige Eigeotaffi be- 
stehen, sollen die betreffenden Abmachnngen berücksichtigt werden, am 
Torkommende Fälle zu erledigen; in Fällen, wo in den Verträgen keine Be- 
stimmnnK Torgesehen ist, sollen die Vorschriften des gegenwärtigen Gesetzes 
in Anneodung kommen. 

Art. 18. Die Eigenttimer ausländischer Werke gemessen in Spanien 
gleichfalls Eigentumsrecht und zwar nach den Gesetzen ihres eigenen Landes; 
sie sollen jedoch das Eigentum an Übersetzungen der erwähnten Werke nnr 
für den Zeitraum erlangen, welchen die Übersetzung von Originalwerken in 
dem betreffende Lande nach dessen vorgeschriebenen Gesetzen geniesst. 

Art. 14. Der Übersetzer eines Wedtes, welches in Allgemeinbesitz fibe> 
gegangen ist, hat Eigentumsrecht nnr an seiner Übersetzung nnd er kann 
sich nicht dagegen verwahren, dass andere dasselbe Werk von oenem Aber- 
setzen. 

Art. 15. Die Becbte, welche der Artikel 18 den Eigentümern aus- 
ländischer Werke in Spanien einräumt, sind nur gegenüber denjeni^ 
Nationen anzuwenden, weiche den Eigentflmem spanischer Werke vollständige 
Gegenseitigkeit gewähren. 

Prozesse. 

Art. 16. Die Parteien sind Eigentümer der Schriftstücke, welche sie in 
ihrem Namen in ii^end einem Prozesse oder Bechtsstreite Überreicht haben 
sollten; sie können aber dieselben ohne Erlaubnis des Gerichtshofes, welcher 
das Urteil gesprochen hat, nicht veröffentlichen. Der letztere wird die Er- 
laubnis geben, sobald das Urteil vollstreckbar geworden ist und nach seinem 
Dafürhalten der VerDffentlicbnng keine Hindernisse im Wege stehen und 
auch keine Schädigung der Parteien veranlassen wird. Die Rechtsanwälte, 
welche Schriftstücke oder Verteidigungen verfasst haben, können mit E^ 
lanbnis des Gerichtshofes und FJnwilligang der betreffenden Parteien die- 
selben in einer Sammlung vereinigen. 

Art. 17. Um Abschriften oder Auszüge von gerichtlichen Entscheidungen 
veraffentlichen zu kSnnen, ist die Erlaubnis des Gerichtshofes, welcher das 
Urteil gesprochen hat, notwendig; derselbe wird nach seinem Ermessen das 
Gesuch gewähren oder voreDthatten, ohne anderweitige Berufung. 

Art. 18. Wenn zwei oder mehrere Personen die Erlaubnis zur Ve^ 
Offentlichung von Abschriften oder Auszügen gerichtlicher Entscheidungen 
nachsuchen, kann der Gerichtshof nach den Vcrhättnissen die Erlaubnis 
dazu der einen erteilen und den anderen verweigern und zugleich die Ki- 
schränkungen, welche er für notwendig hält, vorschreiben. 
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DramatiBche aod rnnsiknlische Werk«. 

Art, 19. Weder im Theater noch an irgend einem Bffentlidien Urte 
dürfen dramatisdie oder moHikalische Werke ganz oder teilweise, ohne Tor- 
herige £rlanbniB des Eigentdmais aufgeführt werden. Dieser Artikel findet 
aDck Anwondnng anf die Vorgtellangen, welutiu von in irgend welcher Weise 
gebildeten Gesellschaften tuter Erhebong eines Qeldbeitragee reranstaltet 
werden. 

Art. 20. Die EigentUmer dramatischer oder mnsikalischer Werke können 
nach Belieben die Bedingungen des Aaffilhmngsrecfats bei Erteilung der 
Erlanbois festsetEen, falu aber hieraber von denselben nichts bestinunt 
wnrde, können sie nur das in den Ansführungsbestimmungen festgesetate 
Becht in Ansprach nebmen. 

Art. 21. Niemand darf ohne Erlaabnis des Eigentümers eine Abschrift 
dramatischer oder musikalischer Werke, welche nach Öffentlicher Aaffühmng 
nicht gedruckt wnrden, verkanfen oder Terleihen lassen. 

Art. 23. Ton den Anffuhmngsgeb Uhren eines jeden dramstiscb-mnsika- 
üschcn Werkes fällt eine Hälfte dem EigentHmer des Textes und die andere 
dem der Mnsik zu, sofern nicht Gegenteiliges ausgemacht ist, 

Art. 23. Der Urheber eines Textes oder irgend einer in Husik gesetzten 
uod Öffentlich aufgeführten Komposition hat das ausschliessliche Becht, sein 
titterarisches Werk ohne die Musik drucken zu lassen und zu reikaufen. 
0er Komponist hat hinsichtlich seines musikalischen Werkes dasselbe Recht. 
Falls der Urheber des Textes die Aufführung des Stückes ansdröcklich 
untersagen sollte, kann der Urheber der Uusik selbige einem andern drama- 
tischen Werke anpassen. 

Art. 24. Unternehmer, Gesellschaften oder PriTatpeisonen, welche, zur 
Öffentlichen Aufführung eines musikalischen oder dramatischen Werkes 
Khreitend, dasselbe unter Terändertem Titel anzeigen, irgend einen Teil 
desselben ohne vorherige Erlaubnis des Aatora auslassen, ändern oder er- 
weitern, machen sich der widerrechtlichen Beeitinahme geistigen Eigentoms 
schuldig. 

Art. 25. Die unerlaubte Auffühning eines dramatischen oder musika- 
lischen Werkes an einem Öffentlichen ürt wird mit den im Strafgesetzbuch 
Torgeschriebenen Strafen belegt, sowie mit dem Verlost der Tollständigen 
Einnahme, die nnreikQrzt dem Besitzer des anfgefahrten Werkes isa aber- 
geben ist. 

Anonyme Werke. 

Art. 26. Die Verleger von anonymen oder pseudonymeo Werken haben 
an diesen die gleichen Bechte als die Urheber oder die Obersetzer an den 
ihrigen, so lange nicht in gesetzlicher Form nachgewiesen wird, wer der 
nngenaoute oder Pseudonyme Urheber oder Übersetzer ist. Sobald dieser 
Nachweis erbracht ist, treten die Uiteber oder Übersetzer oder deren Rechts- 
vertreter mit ihren Tollen Hechten an die Stelle der Verleger der anonymen 
oder Pseudonymen Werke, 

Nachgelassene Werke. 

Art. 27. Als nachgelassene Werke werden ausser denen, welche während 
des Lebens des Urhebers nicht rcrüffentlicht wurden, diejenigen schon er- 
schienenen betrachtet, welche der Urheber bei seinem Tode umgearbeitet, 
Tennehrt, mit Anmerkungen versehen oder verbessert hinterlasst, so zwar, 
dass dieaelben als neue Werke betrachtet werden kOnneu. Im Ealle eines 
Einspruches vor den Gerichten soll dem Urteile eine SachTetständigen-Be- 
urteilnug vorangehen. 
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Gesetz -SAmmlangen. 

Art. 28. Die Qesetze, Eilasse, königl. Verordanngen, BestimmniiKeD 
und Honatigen Akte, welcbe von öffeDtUchen Behörden ausgehen, dürfen so- 
wohl iti den Zeitangen als auch in anderen Werken aufgenommen werden, 
die ihrem Wesen und ihrem Zweck nach dieselben eitleren, kommentieren, 
kritisieren oder wörtlich wieder^ebeu mttssen. Niemand ist aber berechtigt, 
dieselben einzeln oder in Sammlungen ohne anadrückliche Erlanbitia dei 
Begiemug zu TertSffentUchen. 

Zeitungen. 

Art, 29. Die Bigentftmer ron Zeitungen, welche sich deren Besiti tu 

sichern und sie den litterarischen ErzengniBsen gleichgestellt za sehen 
witschen, damit dieselben die Vorteile dieses Gesetzes gcniessen, mössen 
am Ende eines jeden Jahres beim Eintragungsamte fflr das geistige Eigen- 
tum drei Sammlangen der w&hreod desselben Jahres veröffentlichten Knnuneni 
einreichen, 

Art. 30. Die Urheber oder Übersetzer von Schriftwerken, die bereits 



in Aaswahl oder vollständigen Sammlungen verüffentlicben, falls nicht mit 
dem Eigentümer der periodischen Schrift etwas anderes vereinbart worden ist, 
Art. 31. Die Schriftwerke und Telegramme, «eiche in poriodiachen 
Schritten veiQffentlicht sind, können in anderen periodischen Schriften der- 
selben Äit wiedergegeben werden, falls in der nisprhnglichen Veröffent- 
lichung am Kopfe oder am Ende des Artikels der Nachdruck nicht ans 
drücklich untersagt ist In allen Fällen ist aber die Quelle, welcher der 
Artikel entnommen wurde, anzugeben. 

Sammlungen. 

Art. 32. Der Urheber oder Übersetzer verschiedener wissenschaftlicher, 
litterarischor oder artistischer Werke kann entweder alle oder verschiedene 
derselben in einer Sammlung veröffentlichen, selbst wenn er sie zum Tul 
veräussert haben sollte. 

Der Urheber von in den königL Akademien oder in irgend welcher 
anderen Körperschaft gelesenen Vorträgen kann dieselben einzeln oder in 
einer Sammlnng veröffentlichen. Die Mitglieder der Akademien gemessen 
das gleiche Recht an den übrigen Schriftwerken, die mit Einwilligung oder 
im Anftrag der erwähnten Akademien verfasst wurden, mit Ausnahme der- 
jenigen, welche für alle Zeiten den Akademien gehören, als zum speciellen 
und dauernden Unterrichte der betreffenden Institute bestimmt. 

Eintragstegister. 

Art. 33. Im Unterrichtsministerium (Ministerio de Fomeuto*) wird ein 
Generalregister des geistigen Eigentums geführt. 

In allen Provinz! albibliotheken und, wo solche f^en, in denjeuigea der 
bl^eren Schulen der Provinz! alhauptstädte, wird ein Begiater gefhhrt, in 
welchem in chronologischer Reihenfolge die wissenschaftlichen, litterarisclieB 
oder artistischen Werke, die in Ausführung dieaes Gesetzea vorgelegt wurden, 
eingetragen werden. 

Zu demselben Zweck werden ebenfalb im Register die Stiche aller Art, 
Lithographien, architektonische Pläne, geographische oder geologische Karten 

• JMit: MMstarii) de instrucclün public« j- Bellfts Arles. 
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and im allgemameD jede Zeit^nng kfinstleriBchen oder irissenBchftftlichea 

Ohanüctera anter Angabe des Gegenstandes eingotragen. 

Art. 34. Die Eigentämei der im Torhergehendon Artikel erwätmten 
Werke müsaen in den betreffenden Bibliotheken drei mit eigener Unterschrift 
renehene EzempUre jeden Werkes hinterlegen. Eines derselben wird in 
betreffender Provinzial- oder Instita tsbibliothek anfbevahrt, du zweite ist 
für das Qaterrichtaministeiinm nud das dritte fUr die Natioaalbibliothek 
bestimmt. 

Nachdem die Eigentümer einzntragender Werke, Ton dem Direktor der 
betreffenden Bibtiotbek die entsprechende Quittung mid das Zengnia der 
Eintragong der Werke in das Pronnzialregister erlangt haben, müssen sich 
dieselben au die Civilverwaltung (Gkibiemo civil) wenden, damit letztere dem 
Unterrichtsministerium die stattgefundene Eintragung mitteile nud zugleich 
demselben die zwei Exemplare zusende, welche in allen Fällen dem Ministerium 
selbst and der Nationalblbliothek zukommen. 

Die Civil Verwaltungen müssen alle sechs Monate der Qeneraldiiektion 
des öffentlichen Unterrichts ein Verzeichnis der stattgefuudeuen Eiutragnngen 
und der letzten Ijiderusgen zusenden, behufs Aufstellung des Cheneral- 
registers der geistigen Eigentumsrechte. 

Art. 85. Die Urheber von wissenschaftlichen, litterarischeu oder 
artistischen Werken sind frei von jeder Abgabe, Qebhhr oder Verpflichtung 
für die Eintragung in das Begister. 

Durch Qflfletz werden die Gebühren bestimmt, welche für Übertragung 
erwUmter Eigentumsrechte zu erheben sind. 

Art. 86. Um die Vorteile dieses Gesetzes zn gemessen, ist es not- 
wendig, das Becht im Begister des geistigen Eigentums nach den in den 
Torangehoudeu Artikeln vorgeschriebenen Bedingungen eintragen zu lassen. 

Wenn ein dramatisches oder musikalisches Werk Öffentlich aufgeführt 
werden sollte, ehe es gedruckt ist, so genügt es, um jenes Becht EU ge- 
niessen, ein einziges Exemplar der Abschrift des litterarischen Teils und 
ein gleichfalls schriftliches Exemplar der Melodien mit entsprechendem Boss 
im mnsüalischen Teil vorBulegen, 

Die Frist, innerhalb welcher die Eintragung zu bewerkstelligen ist, 
währt ein Jahr und zwar vom Tage der Veräffentlichuuf; des Werkes*) an 
gerechnet. Der Eigentümer geniesst aber die Vorteile dieses Gesetz^ vom 
Tage des Beginns der Veröffentlichung an, and er geht derselben nur dann 
verlustig, wenn er die erwähnten Vorschriften nicht innerhalb des einen 
Jahres erfüllt, welches das Gesetz fUr die Eintragung einräumt. 

Art, 87. Gemälde, Statuen, Beliefs, architektonische oder topographische 
Modelle und im allgemeinen alle Werke der Haierei, Bildhauerei oder 
plastischen Kunst sind von der Verpflichtung der Eintragung und der 
Hinterlegung befreit. Nichtsdestowraiger gemessen die Eigentümer solcher 
Werke sämtliche Vorteile, welche dieses Gesetz und das allgemeine Becht 
dem geistigen Eigentum gewährt. 

Bestimmungen über den Verlust des Bechts. 

Art. S6. Ein jedes Werk, welches nicht im Begister des geistigen 
Eigentums eingetragen wurde, kann von neuem veröffentlicht and nenge- 
druckt werden, sei es darch die Begierung, durch wissenschaftliche Ver- 
einigungen oder durch Privatpersonen und zwar innerhalb zehn Jahren vom 
Tage an gerechnet, mit welchem das Becht der Eintragong erlosch. 
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Begister eintragen liest, wird dasselbe eudgiltig und bedingungslos Oemeingat. 

Art. 40. Die Werke, welche von ihren Eigentümern nicht innerbtlb 
20 Jahren wieder TeröffenÜicht wurden, gehen in den Allgemeinbesitz aber, 
ond der Staat, die wiBsenschaftlichen VereinigongeD oder PriTatpersoBen 
können dieselben ohne Yerändening rerrielftltigeni niemand aber hat das 
Becht, sich dagegen zd verwahren, dass eine zweite Person sie ebentalls 
vervielfältigt. 

Art 41. Ein Werk wird nicht Qemeingnt, selbst nach Ablauf der Frist 
von 20 Jahren: 1. wenn das Werk, roOge es ein dramatisches, ein dramatisch- 
musikalisches oder ein musücalisches sein, nach der Öffentlichen Anffühmug 
und noch Binliefenmg einer Abschrift behnfs Eintrag^nng durch seinen 
Eigentfimer nicht in Druck gegeben wurde, und 2. wenn, nachdem das 
Werk, den gesetzlichen Bestimmungen entsprechend, gedruckt und in den 
Handel gebracht wurde, SO Jahre abliefen, ohne dass dasselbe nengedrackt 
wurde, der MgentOmer desselben aber genügenden Beweis erbrachte, dass 
er während des betreffenden Zeitraums Exemplare dosselben zum Oifent- 
liehen Yerkanf anbot. 

Art. 42.- Damit ein Werk auf Gmud des Art 40 in den AUgemeui- 
besitz übergehe, ist es notwendig, dass eine vorherige Anzeige in das Be- 
gister des Eigentums aufgenommen werde, und dass daraufhin die Begiemng 
den Mgenthmer auffordert, das Werk neuzudmcken, unter Oewähmng 
der Frist eines Jahres. 

Art. 43. Wenn die Werke stückweise und nicht auf einmal erschienen 
sind, zählt man die in den Art. BS, 89, 40 angegebene Frist von dem 
Tage an, an welchem das Werk vollständig wird. 

Art 44. Die in den Art. 38, 39, 40 enthaltenen Bestimmungen finden 
keine Anwendung, sobald der Urheber, der das Eigentumsrecht des Werkes 
bewahrt, in formeller Weise, ehe die angegebene Frist abläuft, seinem 
WUleu Ausdruck verleibt, dass das Werk nicht der Olfentliclikeit Ubei^ben 
werde. Ein gleiches Recht, in gleicher Weise geltend gemacht hat der 
Erbberechtigte, falls er im Einverständnis mit dem Familienrat handelt, der 
nach dem in den Ansfithrnngsbestimmnngen YerfQgten zusammengesetzt 
sein muss. 

Strafen. 

Art. 45. Die Verantwortlichkeit für unrechtmässige Besitznahme des 
geistigen Eigentiuns, welche durch Veröffentlichung von Werken, auf welche 
sich dieses Gesetz bezieht, erfolgte, fällt in erster Linie auf denjenigen, 
welcher als Urheber der unrechtmässigen Besitznahme erscheint und, in Er- 
mangelung eines solchen, nacheinander auf den Verleger und Buchdrucker, 
vorbehaltUch des Beweises ihrer beiderseitigen Schuldlosigkeit. 

Art. 46. Die widerrechtlichen Besitznebmer des geistigen Eigentnme 
soUen ausser den durch Art 552*) und die bezüglichen Artikel des gelten- 
den Strafgesetzbuches festgesetzten Strafen, den Verlust aller ungesetzUcli 
veröffentlichten Exemplare erleiden, welche letztere dem geschädigten Eigen- 
tümer übergeben werden. 
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Art. 47. Die roTsteheude VerfSgong soll Anwenduiig finden: 

1. anf diejenigen, velche dem FriTatbesitz ungehörige Werke, die 
in spanischer Sprache znm erstenmal im Ausland TerOffentlicht 
worden, in Spanien rerrielfältigen; 

2. anf diejenigen, welche den Titel oder das Titelblatt eines Werkes 
veifälschen oder auf das Werk drucken, dass die Aasgabe in Spanien 
hergestellt sei, während solche im Anstand hergestellt warde; 

3. anf diejemgeo, welche beaa^ Titel derart nachahmen, doss nach 
dem Dafaihalten der Qerit^tshOfe der nene Titel mit dem alten 
Tenrechselt weiden kann; 

4. anf diejenigen, welche Werke ans dem Aaslande einfUiren, an 
welchen eine unrechtmässige Uesitznahme begangen worden ist, 
bei gleichzeitiger Hinterziehung des Zolles, unbeschadet der Ver- 
antwortlichkeit, welche ihnea in letzterer Beziehung dem Staate 
gegenüber erwächst; 

6. auf diejenigen, welche auf eine der im Torhergehenden erwähnten 

Alten ausländischen Urhebern einen Schaden zofügen, wenn zwischen 

Spanien nnd dem Urspiongsland besagter Urheber das Gegenseitig- 

keitszngesCändnis besteht. 

Art 48. Als erschwerende Umstände der unrechtmässigen Besitznahme 

weiden betrachtet: 1. die Umgestaltnng des Titels eines Werkes oder die 

Ändenmg des Textes desselben, om es zu veräffentlichen, und 2. die im 

Ansland geschehene Vervielfältigung, wenn der Nachdruck danach in 

Sptnien eingeführt wird und besonders wenn der Titel umgestaltet oder der 

Text geändert ist. 

Art. 49. Die gewillmlichen Gerichte sollen die in diesem Abschnitt ein- 
begriffenen Artikel innerhalb ihrer Kompetenz zur Anwendung bringen. Die 
ProTinzialgouverneiire und, wo solche sich nicht befinden, die Alkalden 
sollen anf Antrag des Eigentümers eines dramatischen oder musikalischen 
Werkes die Einstellung der Aufführung dieses Werkes oder die Hinter- 
legnng des Ertrages an Eintrittegeldem, insoweit solche znr Sicherung der 
Eigentumsrechte an besagtem Werke erforderlich sind, anordnen. Wenn 
der Ertrag hierzu nicht ausreicht, kann der geschädigte Teil Klage auf 
Schadenersatz bei Geeicht erheben. 

Internationales Recht. 

Art 60. Die Borger derjenigen Staaten, deren Gesetzgebung den 
Spaniern das geistige Eigentumsrecht in den durch das gegenwärtige Gesetz 
festgesetzten Grenzen zuerkennt, gemessen in Spanien die durch besagtes 
Qesetz gewährten Hechte auf Grund einer Tor dem zuständigen Bichter 
erhobenen Privatklage, ohne dass ein Vertrag notwendig sei und ohne Be- 
nutzung diplomatiscner Vermittelnng. 

Art. 51. In dem Monat, welcher auf die amtliche Bekanntmachung des 
gegenwärtigen Gesetzes folgt, wird die Regierung die Verträge über Uttero- 
riaches Eigentum, welche mit Frankreich, Grossbritsnnten, Belgien, Sardinien, 
Portugal und den Niederlanden abgeschlossen sind, kündigen; dieselbe soll 
sich alsdann bemühen, mit so TJelen Staaten als maglicb neue Verträge ab- 
zoachliessen, welche sich in Einklang mit den Vorschriften des gegenwärtigen 
rieeotzes befinden und den folgenden Grundsätzen entsprechen: 

1. Vollständige Gegenseitigkeit zwischen den beiden rertrag- 
schliessenden Teilen ^ 

2. die Verpflichtung, sich gegenseitig auf dem Fbsb des meist- 
begünstigten Staates zu behandeln; 
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3. jeder Urheber oder deaaeii Eechtsinhtber, welcher sein Eigentama- 
recht in eiaem der beiden Tertr^gHBchUesaeoden Länder, gem&n 
den gesetzlichen Vorschriften, gesichert hftt, soll im anderen Lande 
ohne weiteie ITürmlicbkeiten geschützt werden; 

4. in jedem Lande sind Drnck, Verkauf, Einfohi and Ausfuhr tob 
Werken in Sprachen oder Dialekten des anderen Landes dauernd 
verboten, wenn Mena nicht die Ermächtigung des Eigentümers 
des Onginolwerkes erteilt ist 

Wirkungen des Gesetzes. 

Die Wirkungen nnd Vorteile dieses Gesetzes finden, vorbebaltlich der 
während der Geltung früherer Gesetze erworbenen Bechte, Anwendung: 

1. auf Werke, deren Veraffent^ehang seit dem Tage der amtlichen 
Bekaaotmachuiig dieses Gesetzes begonnen worden ist; 



3. anf Werke, welche, obwohl dem Allgemeinbesitz Terfallen, tob 
den Urhebern, Übersetzern oder aoch deren Erben, gemäss den 
Vorschriften dieses Gesetzes wieder in Anspruch genommen weid». 

Übergangsbestimmungen. 

Art. 69- Die Verlängerung der Dauer, welche durch das gegenwärtige 
Gesetz dem geistigen Eigentum gewährt wird, soll den Urhebern Ton 
Werken jeder Art nnd ihren Erben zu gute kommen. Dieselbe et- 
Btieckt sich auch auf Erwerber nach den doich Artikel 6 festgesetzten 
Bestimmungen. 

Art. 54. Die Urheber oder ihre Bechtsinhaber, welche nach diesem 
Gesetz wieder in den Besitz des geistigen Eigentums zu treten haben, 
können dieses Recht im Register eintragen lassen. 

Art. 55. Die Nachfolger der Urheber Ton dem Allgemeinbesitz ver- 
fallenen Werken bis zum vierten Grad einschliesslich kSnnen das geistige 
Eigentumsrecht für den Zeitabschnitt wiedererlangen, welcher zur Ver- 
Tollständigung der durch dieses Gesetz gewährten achtzig Jahre fehlt, unter 
der Bedingung, dass sie sich den Bestimmungen dieses Gesetzes unterwerfen; 
sie mttssen ausserdem die Verlor, welche diese Werke gedruckt beutzen, 
für den darcb SachTeratttndige festgesetzten Wert derjenigen Exemplare Mt- 
B^iAdigen, welche wütuend der beiden der amtlichen B^anntmacdiing des 
GeseUes folgenden Monate in das Register eingetragen worden smd. 

Ausführung in den überseeischen Ländern. 

Art. 56. Das gegenwärtige Qesets soll auf den Inseln Caba nnd Porto- 
rico drei Monate nach seiner amtlichen Bekanntmachung in Uadrid in Kraft 
treten und auf dem Archipel der Philippinen sechs Monate nach derselben. 

Ansftihruags Verordnung. 

Art. 57. Die Regierang wird die AusfährnagsTerordnung und sonstige 
tOr die AusfOhrung des gegenwärtigen Gesetzes nötigen Bestimmungen ^vr■ 
Sffentlichen. Für die Abfassung der Ausföhrnngsverordnung, in weldier die- 
jenigen für das Theater inbegrifTen sein werden, wird dieselbe eine ans 
I ._ ..^ Personen zusammengesetzte Kommitsion ernennen. 



AusfOhrungs-VerfBaung vom 3. Septomber IB80 
zum GeBBtz vom 10. Januar 1879 Ober das geistige Eigentum. 

r. Abschnitt. Von den Werken. 
1. Kapitel. Yon den Urhebern und Gigentflmern. 

Art. 1. Binaiehtlich dei Wirkungen des Gesetzes betreffend du zebtige 
Eigentnin werden als Weriie aJle di^enigen betrKcfatet, die dareb die folgenden 
V^&hreo lierrorgebracbt sind und TerOffentliclit werden kSnnen: Schrift, 
Zeicbnnng, Dracli, Halerei, Stich, Lithographie, Antogrnpbie, Photographie 

oder jedes andere Druck- ndcr Verrielfiltigoiigasystem, das gegenwijtig be- 
kuint ist oder spSter erfnaden werden wUrde. 

Art. 2. Einsichtlicb der Wirknagen des Oesetzes betreffend das geistige 
Eigentam wird als Urheber derjenige erachtet, der irgend ein wissenschail- 
liches oder litterarisches Werk ersinnt nnd Yerwirklicht oder der ein kttnst- 
leriachea Werk erschafft oder ansfnhit, voransgesetct doss er die gesetsUchen 
Tarsehriften beobachtet. 

Art. 8. Die Unterschrift und die Einreichnng eines Werkes durch 
jemanden, der dessen Urheber zn sein behauptet, sehliesst deu gegenteiligen 
Beireis nicht ans, and jede Fälschungs- oder Usurpation sfraee soll aos- 
schliesslich durch die Gerichte entschieden werden. Wenn nach dem Ein- 
tragongagesiich eines Werkes, aber vor der Bewerkstolligung der Eiotragung 
ein dritter die Eigentninsfrage anfwirft und sich ein Einsprach ergiebt, soll 
die Eintragnsg nicht ausgesetzt werden; es soll aber im Begister und in des 
Bescheinigungen, die ansgeitellt werden würden, festgestallt werden, dass 
ein Einspruch erhoben worden ist. 

Art. 4. Als der, welcher ein wissenschaftliches und litterarisches Werk 
tlbersetst, umgearbeitet, nachgebildet oder abgekürzt oder einen Anszug dos- 
selbeo veranstaltet hat, wird unter Vorbehalt gegenteiligen Seweises der- 
jenige betrachtet, welcher dies auf den Werken, die er verOffenÜicht, angiebt, 
wenn anders nicht gegenteilige Bestimmungen in den Inteinationaleu Ver- 
trägen vorliegen. 

Art. 5. Derjenige, welcher spanische Originalwerke umarbeitet, uach- 
bildet, abkttrzt oder Terrieliältigt oder Auszüge ans denselben veraastattet, 
rnnss nachweisen, dass er die schriftliche Erlaubnis der Urheber oder Eügen- 
tflmer, deren Eigeutomsrecht nicht kraft des Gesetzes verjährt ist, erlangt 
hat; in Ermangelung dieses Beweises geaiesst er die gesetzlichen Vorteile 
nicht, und seine Eintragung bleibt ohne Wirkung. 

Art. 6. Als Verleger unveröffentlichter Werke wird derjenige erachtet, 
welcher handi>chriftliche Werke, die noch nicht zur YerUffentllchnng gebracht 
mirden, veröffentlieht, seieo sie nun von Einleitungen, Anmerkungen, Zd- 
gätsen, Wörterbüchern, Glossarien und saustigon Auslegungen begleitet, oder 
Bei der handschriftliche Text allein verüSentUcht. 

Art. 7. Das deu Verlegern im Artikel 26 des Gesetzes zuerkannte Eigen- 
tum bleibt fortbestehen, bis der unbekannte, weggelassene oder geheim- 
gehaltene Urheber- oder Übersetzemame durch gesetzlichen Beweis festge- 
stellt ist. Sobald dieser Beweis erbracht ist, treten der Urheber oder der 
Obersetzer oder deren Bechtsinhaber in aileBechte der Verleger von anonymen 
oder pBeudoD)^en Werken, wobei sie sich nach den Bestimmungen der 
zwischen ihnen vereiubarteu Übereinkommen richten. In Ermangelung von 
Obereinkommen sollen die Entschädigungsfrage und jeder s^dere durch die 
Beteiligten erhobene Einspruch der Entscheidong von durch dje beiden 
Parteien emaimten und bei Meinungsverschiedenheit durch einen vom Bicbter 
ernannten dritten Sachvarstttndigen unterworfen sein. 
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Art. 8. Um ans dem Artikel 3 des Oesetses Torteil uehen ztt kaonei, 
ist es erforderlich: 

1. daas die Urheber von wtaseiisctiaftliclieD Karten, Plänen oder Zddi- 
nnngen sie nls ihre Geiiiteswerke erklären und sie unter vermitbist 
ihres Personal Scheines erfolgter Feststellong der Identität ihici 
Person nnterKeichneD ; 

2. dasB die Musikkomponisten dieselben Förmlichkeiten erfüllen «od 
drei Exemplare ihres Werkes hinterlegen, wenn es gedmckt worden 
ist. Wenn es dargestellt, aber nicht gedruckt worden ist, genügt 
es, die Vorsehrifteu des Artikels 36 des Öesetzes zn etfOUea nu 
das verlangte Exemplar im allgemeinen Eintragnngsbnreau dec 
Unterrichtsministeriums abzuliefern. 

Art. 9. Jede Übertragung des geistigen Eigentums, von welcher Be- 
deutung dasselbe auch sei, mass durch eine öffentliche Urkunde festgestellt 
werden, welche in dem zn diesem Zweck einKerichteten Begister eingescDrieben 
werden soll; in Ermangelong dieser Förmlichkeit geniesst der Erwerber den 
Schutz des Gesetzes nicht. 

Art. 10. Die Prüfung durch Sachverständige, von welcher der Artikel 37 
des Qesetzes handelt, erfolgt gemSss den durch das Civilgesetzbnck vor- 
geschriebenen Begeln; die Gerichtshöfe sollen sich an das Ergebnis dieser 
PrUfang halten. 

An. 11. Alles die dramatischen and musikalischen Werke betreffende 
wild ausserdem dnicb den II. Abschnitt dieser Verfügung geregelt. 

2. Kapitel. Von den amtlichen Urkunden. 

Art. 12. Wenn dne der einen Rechtshandel führenden Parteien oder 
ihre Sachwalter von dem durch die Artikel 16, 17 und 18 des Qesetzes ge- 
währten Recht Gebrauch machen wollen, sollen sie sich an das Gericht 
wenden, welches die Entscheidung ausgesprucheu hat, und welches die Er- 
laubais bewilligen oder verweigern wird, indem es das öffentliche oder 
Familien-Interesse in Betracht ^ieht und die Vorschriften des Artikels dlT 
der allgemeinen Sammlung der fUr das Strafverfahren gültigen Bestimmungen 
beobachtet. In den Prozessen oder Klagen, in denen das öffentliche Hlniste- 
rituu Partei ist oder gewesen ist, ist es anerlässlich, vor der Bewilligung 
oder Verweigerung der fraglichen Erlaubnis die Staatsanwaltschaft (Uinisterio 
fiscal) und die beteiligten Parteien aoisahSren. 

Art. 13. Um in den Staatsarchiven anfbewohrte Urkunden und Papiere 
zu prüfen and abzuschreiben, muss stets ein Auftrag des Hinisteriunis, zu 
welchem sie gehören oder des Direktors der Anstalt, wenn er zur Ausstellung 
eines solchen ermächtigt ist, vorgezeigt werden. 

Art. 14. Die für die Veröffentlichung der Gesetze, Dekrete, königlichen 
Verordnungen, Verfügungen und anderen von den öffentlichen Gewalten ans- 
gehenden Bestimmungen erforderliche Ermscbtigimg wird dnrch das Ministe- 
rium, die Centraldirektion oder die Behörde bewilligt, welche sie veröffeD^ 
licht hat, und welche entscheiden wird, ob die kritiBchen Anmerknngea, 
Kommentare oder Erläuterungen diese Berechtigung verdienen. In jedem 
Fall müssen das Datum und der Ursprung der gewährten Ermfichtignng ei- 
w&hnt werden. 

8. Kapitel. Von den periodischen Veröffentlichangen. 

Art. 16. Bei der Qattnng der periodischen Veröffentlichungen Bind die 
Zeitungen, wöchentlichen Veröffentlichungen, Zeitsclirift«n und jede Art ein- 
oder mehrmals tSglich oder in regelmässigen oder uDregetmlssigen Zwiichee- 
ränmen erscheinender Drackschiinen einbegriffen, die einen dauernden Titel 
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titgea, ob «ie nun räieu wiasenschftftlichen, politiBchen, litterBriacfaen odei 
anderen Charakter h&beu. 

Art. 16. Der Eigentflmer von periodischen VerCffeDtlichmigeii, welcher 
sich dereo Eigentam sichern will, mnss, indem er die Erklärnng im Begister 
bewerkatelligt, angeben, fttr welche Kategorie er dieselbe naehsncht. Die 
den Urhebern der in diesen Veröffentlichungen aufgenommenen Artikel oder 
Werke gehörenden Rechte bleiben vorbebuften, wenn sie nur das Aufnahme- 
Bcoht veräussert haben. Die durch die Eigentümer der periodischen Ver- 
üffentliehnDgen bewerkstelli^rte Eintragung gewährleistet nicht nur das Eigen- 
tum der Werke, deren Erwerbung sie geioaeht haben, sondern auch das Eigen- 
tam der Urheber oder ihrer RechtsoHchfolger, die darauf nicht Teriichtet 
baben, indem sie nur die Aufnahme ermächtigen liesseii. 

Art. 17. Die Urheber, auf welche der vorhergehende Artikel Anwendung 
findet, haben nicht nOtig, ihre litterarischen Werke von nenem einzutragen; 
irenn sie ihre Rechte nachweisen müssen, künnen sie von dem Registerftlhrer 
eine Bescheinigung nachsuchen und erhalten, welche feststellt, dass sie das 
Eigentum gesetzmässis auf dem Wege der Eintragung der betreffenden 
Zeitnng oder VerCffentDchung erworben haben. Der Beteiligte mnas, indem 
er das im vorhergehenden Paragraphen erwähnte Qesnch macht, die Nummer 
der Zeitnng anheben, in welcher die Arbeit, deren Eigentum er nachweisen 
will, anfgen inmen wurde, und der Generalregisterführer soll eine besondere 
Bescheinigung anastellen, in welcher besagte Arbeit derart bestimmt wird, 
i»aa jede Verwechselung ausgeschlossen ist. 

Art. IS. Atles, was in den periodischen TerQffentlichungen aufgenommen 
igt, kann ohne vorherige ErmHchtigung durch die anderen Veröffentlichungen 
Tervielflltigt werden, sofern nicht die . Rechte durch eine besondere, all- 
gemein oder am Schluaee jeder Arbeit angebrachte Erklärung vorbehalten 
iind; in jedem Fall ist aber die periodiache Veröffentlichung, welche einer 
anderen TerOfTentlichung etwas entlehnt, verpflichtet, die Quelle dieser Ent- 
lehnung anzugeben. 

Art. 19. Eine Ausnahme von der im vorhergehenden Artikel feet- 
gestelllen Regel bilden die in den periodischen Veröffentlichungen enthaltenen 
Zeichnungen, Stiche, Lithographien, Musiknoten und anderen künstlerischen 
Arbeiten; die Romane nnd die wissenschaftlichen, kSns tierischen und littera- 
riecheu Werke, wenn schon sie in Abteilungen oder Kapiteln veröffentlicht sind. 
Hinsichtlich dieser Veröffentlichungen ist es nicht erforderlich, den Vorbehalt 
der Becbte ansEudrttckcn. Um die in dem vorhergehenden Para^^raphen auf- 
gezählten Werke zu vervielfältigen oder zu kopieren, ist die Erlaubnis des 
Urhebers oder des Obersetzers oder, im Falle der VerfiusseruDg ihrer Werke, 
des EigentAmera derselben notwendig. 

4. Kapitel. Vom Recht an Sammlungen. 

Art. 20. Das durch den Artikel 32 des Gesetzes festgestellte Recht 
u Sammlungen besteht, solange keine gegenteilige Übereinkunft vorliegt, 
oder dieses Recht nicht ausdrücklich an andere verkauft wurde. 

Art. 21. Wenn ein Urheber oder seine Erben, obgleich sie das Bigen- 
tnm ihrer Werke Ter&nasert haben, die ausgewählte oder vollständige 
Sanunlnng derselben, zu deren Veranstaltung das Gesetz sie ermächtigt, be- 
irerksteUigen ktSnnen, weil sie das Sammlnngsrecht nicht ausdrücklich ver- 
äuasert haben, soll es ihnen doch nicht gestattet sein, ausser der Sammlung 
uid einzeln die Werke zu verliaufen, von denen die Verlagseigentümer 
Exemplare zum Verkauf ausgesetzt haben. In diesem Fall können der Ur- 
heber und seine Erben nur die von ihnen TerOffentlichte ganze Sammlung, 
gleichviel ob dieselbe vollatändig oder ausgewählt ist, veriiaufen oder zur 
äabskription anbieten. 
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6. Kapitel. Vod der EiDtrftgnng der Werke. 

Alt. 22. Wer die Bechtswohlthatea des Qesetzes geniessen will, mass 
beim BintragunsBbuTeau einreichen : 

1. Eine Erklärang tiiif holzfreiem Papier, welche der Beteiligte onter- 
zeichnet and welche die Art des Werkes and die ihm eigentüm- 
lichen Be^cbaffenheiten angiebt, ebenso wie die gesetzliche Gattung, 
für welche die Ebtragnng nachgeancht ist. 

2. Drei Exemplare des Werkes oder des Werkteiles, dessen Eintr&gnng 
verlangt wird, oder, wenn es siuh nm den durch den ArtiheL 36 
des Gesetzes Torgesehenen Fall handelt, ein einziges handschrift- 
liches Exemplar des fitter&rischen Teils und, hinsichtlich des mnsi- 
kaliachen Teils, ein zweites handschriftliches Exemplar der Melodien 
mit der Bas s- Begleitung. 

8. um zur Eintragung itugelasseo zu werden, müssen die Exemplare 
der fraglichen Werke, ebenso wie die periodischen Sammloagen in 
folgender Weise eingereicht werden: sie müssen einfach gebunden 
sein; die Unterschrift des Eigentümers oder desjenigen, der ihn 
hinsichtlich der Eintragung vertritt, mnss auf der Torderseite oder 
auf der ersten Nummer angebracht werden, und jeder die Vor- 
üffentlicbung bildende Bogen bew. Nummer muss mit dem Namens- 
zng versehen oder besiegelt sein. Das Bureau lilsst die Lieferungen 
oder Hefte der im Erscheinen begriffenen Werke nicht an, solange 
sie nicht einen Sand bilden. 
i. Die die Wohnsitz -Erklärung enthaltende Urkunde and die be- 
glaubigte Abschrift der Vollmachten oder einer einfachen ge- 
schriebenen Ermächtigung, wenn der Deklarant im Namen eines 
anderen unterzeichnet. 
Art. 23. Jede Einschreibung im Begistor des geistigen Eiseutams soll 
die folgenden Feststellungen anführen: Name, Vornamen und Wohasitz des 
Nachsuchenden. — Titel des Werkes. — Art des Werkes. — Name ond 
Vornamen des Urhebers, des Übersetzers, des Umarbeiters usw. — Name, 
Vornamen und Wohnsitz des Eigentumers. — Anstalt, in welcher der Druck 
oder die Vervielfältigung bewerkstelligt wurde, und ihr Verfahren. — Dmck- 
ort und Drnckjahr. — Auflage und Anzahl der Exemplare. — Anzahl und 
Format der Bände tind Seitenzahl. — Datum der VerSflfeutlichuug nnd alle 
sonstigen Angaben, die zur Bestinunung des Werkes und znr ErMlung der 
Torschriftsmässigen Bedingungen dienen. 

Art. 24. Alle Übertragungen des geistigen Eigentums und alle Ände- 
rungen, denen dasselbe unterliegt, werden im einzelnen auf dem fOr jeden 
Fall besonderen Blatt vermerkt. Zu diesem Zweck soll der Beteiligte eine 
gena^enden Beleg bildende nnd die Be glaub ignngsschrift bezeugende Urkunde 
beibringen, welche im Archiv des Eintragungsbureaus hinterlegt wird. Die 
Origintuurkonden werden demjenigen, der sie eingereicht hat, zurückgegeben. 
Art. 25. Wenn die Bescheinigung der endgültigen Eintragung der 
Person, welche sie nachgesucht hat, oder der von ihr ennächtigteu Person 
übergeben ist, soll dieselbe einen Empfangschein in dem betreffenden Buch 
unterzeichnen. 

Art. 26. Der Beteiligte, welcher die Eintragungsbescheioigiuig verlegt, 
kann Bescheinigungen der endgültigen Einschreibung nachsuchen und er- 
halten, welche anf demselben gestempelten Papier ausgefertigt werden nni) 
dieselben gesetzlichen Wirkungen herbeiführen. 

Art. 27. Ebenso stellt das allgemeine Eintragungsbureau anf Ananehen 
Bescheinigungen betreffend den Znstand dei Werke aus. Wenn es sich am 
in den Provinzen hergestellte Werke handelt, sollen die ProTinziaUmreaas 
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Torber Berichte elnsendeD; die Beachfini langen werden jedoch stets unter 
dem Änsncheo, das hierzu Äulass gegeben h»t, noBgesteilt. 

6. Eftpitel. Tom Begister des geiatigen Eigeatuma. 

Art. 28. Das allgemeine Eegiater des geiatigen Eigentums wird beimünter- 
ricbtsministerinm vermittelst der erforderlirheii Bltcber geführt. Zu dieaem 
Zweck werden ausser den Bepertorien nnd den Hitfabflchera Matrikel-Regiater 
Billgerichtet, tun in endgültiger Weise and mit den notwendigen Einteilungen 
alle Werke unter den folgenden Kategorien einzuBcbreiben r wisBenschait- 
liehe and littenriaohe Werke; dramatiache und masikaliscbe Werke; 
Werke kOnatleriachen Charakters, die nicht ausdrQcklich von der Eintragung 
knit der ausdrücklichen Verfögaog des Artikels 87 des Geaetses eatbnnden 
aiiid; und periodische TeraffentUchnngen. Sie Einschreihang jedea einge- 
reichten Werkes erfolgt in diesen Bacheru in streng chronologischer Reihen' 
folge unter der betreffenden Ordnnngstinmmer, mit einem besonderen Blatt, 
»Qi welchem alle Ändernngen Terzeiehnet werden, denen das Werk, unterliegt. 

Art. 29. In den ProTinzial-Eintragnngabareana soll ausser dem Auf- 
zeichniogsjriQrnal ein proTisorisches Stsmmregister nnd ein besonderes BUtt 
foi jedea Werk gefnbrt werden, in welchem die Bescheinigung der end- 
gflltigen Eintragung abgeschrieben wird und in welchem alle ji.ndemngen, 
denen das Werk unterliegt, angeführt werden. 

Art. 30.* Der Bibliothekar soll im Journal Vormerkung der eingereichten 
Werke nehmen nnd die Einlragnnga-Beecheinigoiig ausstellen, vorausgesetzt 
dssB diese Werke und die Urkunden, von denen sie begleitet sein müssen, 
den geforderten Bedingungen entsprechen. Diese Bescheinigung mnss gegen 
die endgültige Eintragungs-Bessheinignng im Qeneralregister in einer Fmt 
eingetauscht werden, welche nicht über aecha Monate für diejenigen der 
Halbinsel und ein Jahr für die überaeeischen von der VerSffenÜichung in 
der iQaceta de Madrid" und im amtlichen Provinzialblatt an gerechnet, 
rerechoben werden kann. Es versteht sich, dass die Eintragnns, welche 
sich nicht anter diesen Bedingungen vollzieht, als nicht geschehen be- 
trachtet wird, und dass dieser Artikel der Verfügung vollständig in der 
piovisorischen Bescheinigung wiedergegeben werden muss. Die Austaascb- 
frigten betreffs der vor der VerüffentUchang dieser Beviaion bewerkatelligten 
EiDtragungen werden gleichfalls auf sechs Honate, beziehentlich ein Jahr, 
ron der Veröffentlichung in den amtlichen Blättern an gerechnet, festgesetzt. 
Als nicht geschehen werdf.u die Eintragungen bezüglich der Personen be- 
ttachtet, welche die Förmlichkeiten nicht in der angegebenen Frist erfüllt haben. 

Art. 31. Die Binreichung der im Artikel 22 erwähnten Urkunden wird 
in streng chronologischer Beihenfolge in einem JoatnaL, das auf dem Unterrichts- 
misisterium, in den Provinzialbibfiotheken und in denjenigen der Sekundar- 
sehot-Anstalten der Provinzial-Eauptstädte, wo eratere nicht vorhanden sind, 
geführt wird, eingeschrieben; dem Beteiligten wird eine provisorische Ur- 
londe ttbergeben, in welcher Stunde und Tag des Eintragungsgesuchs, die 
Oidnungsnummer und die anderen zur Bestimmung des eingereichten Werkes 
notwendigen Umstände angegeben werden. Es soll keine OebObr erhoben, 
noch irgendwelche Vergütung für diesen Empfangsschein oder für die Ein- 
schreibung im Eigenturas-Generalregister verlängt werden. 

Art. S2. Alte infolge des Eintragungsgeäuchs vorgenommenen provi- 
sorisehen Aufzeichnangen sollen innerhalb dreissig Tagen in die Matrikel- 
Begister übertragen werden. Wenn es sich darum handelt, im General- 
KEister die späteree Ändernngen, denen die in den Provinzen eingereichten 
Werke unterworfen sind, einzuschreiben, soll diese Frist jedeamal von dem 

*} In der 4bEeUidenen fiBBoag des kCnlgl. Dekrela Tom G. Januar ISSI. 
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Zeitpunkt an gerechnet werden, ed welchem die lialbj9hrliehen Venaichiiitse 
Qbergeben werden. 

Art. 83. Jedes Vierteljahr soll is der „Qaceta de Madrid" ein Ter- 
zeichnii aller während dieses Zeitraams eingereichten Werke eingfflflekt 
werden. In der genauen Frist Ton dreissig Tagen von dieser VerOffentlichiuig 
an sollen die Exemplare, welche von Rechts wegen den Bibliotheken in- 
kommen, ihnen Obergeben werden; der Registerftlhrer ist für die Miehl- 
erfttUnng der Torachriften dieses Artikels verantwortlich. Dieselbe Ver- 

Sftichtiing und dieselbe Yerantwortlichkeit liegen den Begisterfahrem n 
en ProTinzen hiosichtlich der gemllss dem Artikel 84 des Gesetzes iiiater- 
legten Werke ob. 

Art. 34. 1. Ton den den Oonveruenren krait des Artikels 34 des Ge- 
setzes übergebenen Exemplaren soll das eine beim ünterrichtsministerinm 
hinterlegt werden und du andere auf der Nationalbibliothek ; 2. das dritU 
Exemplar der beim allgemeinen Eintragongsbnrean eingereichten wiaaenschaft- 
lichen nnd litterariacnen Werke soll auf der Universitätsbibliothek tod 
Madrid hinterlegt werden ; 8. das dem Unterrichtsministerium zuerteilu 
Exemplar der musikalischen Werke soll auf der nationalen Musik' und Vor- 
tragBachule aufbewahrt und für die notwendigen Beglanbignngen nnd Unter- 
sncnungen ständig zur Verfitgong des allgemeinen Eintragungsbnreaog ge- 
stellt werden ; 4. wenn es sich um die im zweiten Paragraphen des Artikels 36 
des Gesetzes besonders bezeichneten Werke handelt, sollen dieselbe! als 
Hinterlegung von der allgemeinen Verwaltuugsdirektion derselben Nationsl- 
schule obergeben nnd gleichfalls zu dem oben angegebenen Zweck zur Ve> 
fügung des allgemeinen Eintragungsbureaus g^alten werden. 

Art. 36. Die Oonverneare, ebenso wie die Vorsteher oder Direktoren 
der Bibliotheken, sollen die sofortige Übergabe der notwendigen Exemplare 
nnd der darauf bezüglichen Dokumente überwachen, um die Vorschiiftei 
der internationalen Vertrfige zu erfüllen and unbeschadet der Verzeichnisu, 
auf welche sieh der Artikel 34 des Gesetzes bezieht. 

Art. 36. Die Vertreter Spaniens im Auslände sollen gegen Empfangs- 
schein alle Werke annehmen, auf welche sich das Qesetz bezieht, um sie 
sofort anf dem gewBhnlichen Wege an das Unterrichte ministerinm zu senden; 
es ist uncrlösslieh, dass die Werke ron den gebührend beglaubigten er- 
forderlichen Urkunden begleitet sind. 

Die gemäss dem vorhergehenden Paragraphen flbergebenen Werke ge- 
niessen alle fiechtswohlthaten des Gesetzes von Tag und Stnode ihrer 
Binreichong an. 

Das Unterrichtsministerium soll deren Empfang sofort dem Staats- 
ministerinm bestätigen nnd seiner Zeit auf demselben Wege die Bescheinigung 
der endgültigen Eintragung ausstellen behufs Übergabe an den Beteiligten. 

Art. 37. Die Registerbücher des geistigen Eigentums sollen anf dem 
ersten und letzten Blatt mit Nameuszug seitens eines Beamten des Unterrichts- 
ministeriums mit der amtlichen Beglaubigung des Generaldirektors des 
üffentlichen Unterrichts und, in dem durch den zweiten Paragraphen des 
Artikels 33 des Gesetzes vorgesehenen Fall, seitens des Provinzial-Ciril- 
gouvemenrs versehen werden; ausserdem sollen sie durch das Schlussprotoknll 
abgeschlossen werden, in welchem die benutzte Blattzahl und Jeder ändert 
der Erwähnuug würdige Umstand angegeben werden soll. 

Art. 38. Um jede in den Registern begangene wesentliche Abweichnog 
oder Weglassung zu berichtigen, soll zu einer Untersnchong und zur BildiiDg 
eines Aktenstückes geschritten werden, worüber die Qeneraidirektion des 
öffentlichen Unterrichts nach vorheriger Anhämng des Beteiligten ent- 
scheiden eoU. 
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Art. 89. Die Eiatngatigsbiure&Ds der Ftotüu«!! stehen luter Ab* 
hiogigkeit und Direktion der CiTilgouTeraeare, welche unter ihrer Ver- 
intwoTtüchkeit die genaae ÄosftthniDg dieear Verfügung ttberwachen sollen. 
Das Oeneialregister des geistigen Eigentnnis soll einem vom Unteniclita- 
miniBteriam sqI den Antng der Generaldiiektion des Öffentlichen Untemehto 
enuuinten Beamten »o vertraut werden. 

Art. 40. Das Bnrean des Oensiabegisters des geiatigeit Eigentums nnd 
diejenigen der Provinzen sollen an allen Tagen, mi denen dies fttr die 
BnTB»ns des Untenichtsministerioms der Fall ist, geOffnet sein; drei fitnnden 
werden dem Dienst des Pnbliknms gewidmet, was durch die amtlichen 
Zeitoogen nnd auf den snm Anheften der Anzeigen des EintiagnDgsbnrenns 
beatimmten Bahmen angekQndigt werden seil. 

7. Kapitel. Van den gesetzlichen WiilinnceD. 

Art. 4t. Der Pflichterbe, den der Artikel 6 dea Gesetzes ermSchtigt, 
25JsJtre nach dem Tode des Urhebers die Werke als aetn Bigentom zorflck- 
mtordem, welche derjenige, dem er das Recht zn verdanken hat, Teräaaaerte, 
kann die EinschreibiuiK seines Bechta im Register dea geiatigen Eigentums 
nachsuchen und soll ueselbe erlangen, wenn er die seine Eigenschaft fest- 
stellenden Urkunden eingereicht hat. 

ArL 42. Alle Werke, deren Veröffentlichung am 12. Jannar 1879 be- 
gnucen worden war, kQnnen die dem geistigen Eigentum bewilligten Vorteile 
^niesacn, voransgesetzt dass ihre Urheber oder Eigentümer die durch das 
Gesetz nnd die Ausfäbrongs -Verfügung erheischten Anforderungen erfüllen. 

Art. 43. Die Werke, welche am 12. Jannar 18T9 nicht gemäss den 
Vorschriften des Gesetzes dem Gemeingut verfalleD waren, können gleich- 
falls für die Zeit eingeschrieben werden, welche für die Vervollständi^nug 
der neuen Fristen und für den Genusa der Rechtswohlthaten des Gesetzes 
retbleibt; es ist jedoch notwendig, dass die Eintragnng in den gesetzlichen 
Fonoen bewerkstelligt und dasa durch beglaubigte Urkunden festgestellt 
werde, welches der abgelaufene Schutzzeitraum ist, um denjenigen festsetzen 
za können, welcher kraft der Bestimmongen des Gesetzes noch vorbehalten 
bleibt. 

Art. 44. Ähnliche Nachweise mttasen von denjenigen beigebracht weiden, 
auf welche die Ziffer 8 des Artikels 52 dea Qeaetzes Anwendung findet, 
wenn sie in ihrer Eigenschaft als Urheber, Übersetzer oder Erben die schon 
dem Gemeingut verfalleneu Werke wiedererlangen wollen. Nach Beibringung 
dieser Nachweise im Eintragnugsburean soll das Becht, das aie besitzen, 
fltr den Zeitraum eingeschrieben werden, welcher nach Abzug des seit dem 
Tode des Urhebers verflossenen tou dem durch das nene Geaetz bewilligten 
Zeitraum verbleibt; die Erfüllung aller für die Eintragung erforderten Förm- 
lichkeiten ist nnerlässlich. 

Art. 46. Ala auf ihr Recht Verzicht leistend werden die Urheber oder 
ihre Becbtsinbaber angesehen, die, wenn sie das geistige Eigentum wieder* 
nierlangen haben, ea nicht in der Frist eines Jahres einschreiben lassen. 

8. Kapitel. Vom Familienrat. 

Art. 46. Solange die bürgerlichen Gesetze den durch den Artikel 44 
des Gesetzes vorgesehenen Familienrat nicht einrichten, wird derselbe von 
dem Ortsvorsteher dea Ortes, an welchem der Erbe wohnhaft ist, nnd von 
Tier nicbsten männlichen Verwandten desselben gebildet, davon zwei der 
väterlichen Linio und zwei der mütterliclien Linie, die an demselben Ort 
»der an einem nicht über sechs Heilen entfernten Ort wohnhaft sind. 
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Art. 47. Von zwei Verwandten gleichen Grades boU der Uteie den 
jöngeren rorgezogen werden. 

Art. 48. Wenn die nächsten Verwandten des Erben in ebem fiber sedu 
Meilen von seinem Wohnsitz entfernten Orte wohnhaft sind, soll der Orts- 
Toreteher sie zDsammenbemfen; er kann sie aber nicht iwingea, dat Aat 
als Hitglieder des Familienrats anznnebmen. 

Art. 49. Wenn keine genügende Anzahl Venrandte Torhanden wire 
oder wenn sie «ich nicht für diones Amt meldeten, soll der Bat dorch ehi«i- 
hafte, Tom OrtsTorsteher Dnter den Frennden der Familie des Erben m- 
gewählte Einwohner vervoll Bi&ndigt werden. 

Art. 50. Die Versammlung des Familienrates soll im Bathans statt- 
finden; nm zn beratschlagen üid zu beschliessen, genOgt die Hehihdt der 
gegenwärtigen Mitglieder. 

Art. 51. Der Ortsvorsteher soll stets den Vorsitz des Familienrats 
fOhren: er hat beratende Stimme and bei Stimmengleichheit entscheidende 
Stimme; er kann seine Amtsgewalt auf einen der beigeordneten nbertngen. 

9. Kapitel. Von den Strafbestimmnngen. 

Art. 52.*) Die Bigentflmer, welche an der Spitze ihrer Werke erkUrai, 
die gesetzliche Hinterlegung bewirkt zn haben, und die dies nicht in ia 
festgesetzten Frist gethan haben, verfallen einer Qeldbnsse von 25 bis 
'260 Pes„ wobei sie vorkommenden FnUes vor den OerichtAn strafrechtlich 
verantwortlich bleiben. 

Art. b3. um die im Artikel 45 des Gesetzes eiw&hnten Verantwortlicfa- 
keiten zn bestimmen, sollen alle Händler nnd Verkäufer neaer Bücher eb 
Begistei ftlhren, in welchem die Namen des Verlegers nnd des Drucken 
der zum Verkauf gestellten Werke eingeschrieben werden; wer diese Pörni- 
licbkeit verabsSomt, soll den Gesetzen gemäss die Verantwortlichkeit tragea. 

10. Kapitel Übergang Tom alten znm neuen System. 

Art. 54. Hinsichtlich derjenigen Werke, die am Tage der Verdffent- 
liehong der gegenwärtigen Verfägsng nicht dem Gemeingut verfallen sind 
nnd deren Eieentnm kraft der vorhergehenden Gesetzgebung gewährleistet 
ist, ist es nicht erforderlich, die neuen gesetzlichen Vorschriften zu erfOllen. 
Die Urheber oder Eigentümer aber, welche es für nützlich erachten, kSunen 
die alten EinschreibQngen gemäss den Bestimmungen dieser Verfiigang in 
neue uragestalten, vorausgesetzt dass sie unter ihrer Verantwortlichkeit und 
in der genauesten Weise die Zeitpunkte der Veröffentlichung und der ^■ 
schreibang des Werliea in den alten Registern und demgemäss den Zeitraum 
bestimmen, wfihrend dessen die Werke den geaetzlichen Sehntz geniessen. 

Art. öä. Die im Artikel 55 des Gesetzes vorgerehene Entschädigung 
soll durch die Sachverständigen, welche die Parteien ernennen, nnd im Streit- 
falle durch einen dritten, den der Richter nach den dnrcb das Civilprozen- 
gesetz TOfgescbri ebenen Regeln ernennt, festgestellt werden; es soll jedoch 
Entschädigung nur für diejenigen Esemplare geleistet werden, deren Vor- 
handensein gebührend festgestellt tat. 

Art. 66. Recbtsinhaber der Urheber, denen das Eigentum gemäss dem 
Artikel 28 des Gesetzes vom 10. Jnni 1847 wieder zugefallen ist oder wieder 
zufallen soll, können ihre Rechte im Register eintragen; der Artikel 52 des 
Gesetzes lässt jedoch die unter der Wirkung der vorgehenden Gesetze er- 
worbenen Rechte fortbestehen and erkennt dieselben an. 

■) In der abgeaudertan Ftssung des kfinigl, Dekrets Tom 16. Jnnl ISM. 
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Art. 57. Diejenigen, velcho das Eifrentoni einei Werkei Tor dem 
10. Jaui 18t7 TeräoBsert b&b«n nnil dMEsclbe kraft des Artikels 28 des 
OesetiGs gieicheo Datome betreffend das litterarische Eigentnin wieder- 
eilangen wollen, sollen bei der Einschreibung ihres Bachtes den Todestag 
des Urhebers feststellen lassen, damit der Zeitf^nnkt, an welchem sie dieses 
Eigentum wiedererlangen, im Eegister veizeicbnet werde. 

Art, 58. Diejenigen, welche ein litterariscbes Eigentnm Tor dem Gesetz 
Tom 10. Jnni 1847 gekanft haben, oder ihre Bechtsinhaber müssen ihr Becht 
in der Frist eines Jahres einschreiben lassen, die in der durch die gegen- 
wärtige Yerfügong TOrgesehenen Form berechnet wird, nnd iwar f&r den- 
jenigen Zeitraum, welchen der Artikel 28 diese« Qesetses ihnen bewilligt 
hat; ohne ein solches Verfahren ziehen sie sich den Terfall des Rechts zu, 
und das Eigentnm geht sofort au den Berechtigten iniück. 

Übergangs-Bestimmnngen. 

Art. 59. Die kraft des Artikels 36 des Gesetzes fflr die Bewirknng der 
Eintragung gewährte Frist eines Jahres ISnft von dem Tage an, an welchem 
die Einriebtang der Eintragnngs-Bnreans, welche den Gegenstand der gegen- 
wärtigen VerfOgnng ausmachen, in der ,Gaeeta de Madrid" angekündigt 
leb wird. 

Art. 60. Die Generaldirektion des Oftentlicben Unterrichts soll in dar 
künesten Frist die fQr die Einrichtnng der Begister des geistigen Elgen- 
tnms erforderlichen Bestimmungen festsetzen. 

U. Abschnitt. Von den Theatern. 
I. Espitel. Von den dramatischen nnd mnsikalisehen Werken. 

Art. 61. Die dramatiscbeD und mnsikaljsehen Werke, welche Öffentlich 
aofgetührt werden, sind allen Vorschriften des Gesetzes betreffend das 
geistige Eigentum, ebenso wie den durch die g^nwiitige TerfOgitng be- 
stimmten besonderen Vorschriften unterworfen. 

Art. 62. Ohne Torherige Ermachtignog des BigentQmers soll kein 
hindscbrifUicbes oder gedrucktes Werk Offeuüieh dargestellt, eesongeD oder 
leriesen werden, wenngleich dies bereits in einem anderen Theater oder in 
einem Schanspielsaal geschehen ist. 

Art. 63. Die QouTemenre und in den Orten, in welchen sich dieselben 
nicht aofbalten, die Ortsvorsteher sollen die sofortige Einstellung der tou 
äuem litterarisch en oder mnsikaiischen Werke angekfiodigten Darstellung 
oder Vorlesung anordnen, wenn dessen Bigent&mer oder der Vertreter des- 
selben sich an ihre Amtsgewalt wendet, am sieh Über die Tbatsache zu be- 
idageu, dass die üntemehmongen nicht die erforderliche Erlaubnis erlangt 
haben und, selbst ohne dass eine Beschwerde nnerlftsslich sei, wenn ihnen 
die Tbatsache, dass eine ähnliche Erlaubnis nicht besteht, bekannt ist. 

Art. 64. Der Entwurf und der Gegenstand eines dramatischen oder 
mnsikaliscben Werkes, ebenso wie der Titel, machen ein Eigeotom fur den- 
jenigen, der sie ersonnen hat, oder für den Erwerber des Werkes ans. Die 
Tbatsache, sich den Titel, den Gegenstand oder den Text eines hand- 
schriftlichen oder gedruckten liiterarischen oder musikalischen Werkes 
ganz oder teilweise anzueignen, am sie auf ein anderes dramatisches Werk 
umwenden, wird demzafofge als Betrog bestraft. 

Art. 65. Ohne die Zostimmung des Eigentümers kann in die Parodien 
imndweiebe wörtliche 8teUe oder irgendwelche Uelodie des parodierten 
Werifes ganz oder teilweise nicht eingeführt werden. 

Art. 66. Jeder Urheber behält das Becht, seine Werke, wenn er sie 
ineb Teräussert hat, zu Terbessem und umzuarbeiten. Wenn er sie ein&ch 



verbessert, ibdert dies die Bestimmnngen des Verkanfrertngs, des er sb- 

geBchlossen b&t, in nichts; wenn er aber, indem er aie amarbeitet, weseHt- 
uche Äodeninffea in dieselben eioführte, wtlrde er ennächti;^ sein, eb 
Drittel derjenigen QebUlirea zn erheben, welche die Darstellung seiner Be- 
arbeitung eiobringt. Ausser diesem Fall bildet die Umarbeitnng eines nocli 
nictit dem Gemeicgat verfallenen drunktisehen Werkes einen Betrug. Weaa 
das Werk dem Qemeingnt verfallen ist, soll der Dmarbeiter oder sein Tei- 
treter die betreffenden GbbQbren erheben. 

Art. 67. Niemand soll des dramatische Werk anderer selbst bei Ände- 
miig des Titels, des Namens der Personen und des Ortes der Handlnng in 
Hinsicht auf die Äupassnng desselben an eine loDsikalische Kompouüon 
arrangieren dbrfen, ohne dass er die Znstimmnng des Urheber« oder du 
Eigentflmers des Werkes, wenn dieses veräassert worden ist, erlangt hat. 
Wenn das Arrangement eines Originalwerkes im Ausland hergestellt wurde, 
kann der Urheber dieses Werkes, nobeschadet der Bestimmungen der inter- 
nationalen Vertrage, die AnSührungsgeb&bren in Spanien erheben, selbst 
wenn das Werk in einer anderen Sprache als derjenigen des Originals auf- 
geführt sein würde. 

Art. 68. Die Erlaubnis des Urhebers und des EigentUniers soll gleich- 
falls unerlässlich fQr denjenigen sein, der in Hinsicht auf die AnpasBuog sn 
ein dramatisches Werk den Gegenstand eines Bomans oder jedes anderen 
nicht theatralischen, litterarischen Werkes wtlrde entlehnen wollen. 

Art. 69. Der Urheber, der ein dramatisches Werk veränssert, bewahrt 
das Hecht, darüber zu wachen, dass dessen Vervielfältigung oder Darstellnitg 
genan ist; die Ausübung desselben Rechts bleibt anch^dem Eigentflmer 
vorbehalten. 

Art. 70. Kein Utterariecbes oder musikalisches Werk kann ganz oder 
teilweise an einem Öffentlichen Ort, zu welchem die Anwesenden ein Ein- 
trittsgeld zahlen oder unentgeltlich zugelassen sind, in anderer Qestalt, als 
der vom Urheber oder Eigenttlmer verBffentlichten, angeführt werden. 

Art. 71. Die rein instrumentale Musik oder die Ballmnsik, welche io 
den Theatern oder öffentlichen Orten, zu welchen man in irgend welcher 
Form ein Eintrittsgeld bezahlt, aufgeführt wird, geniesst, als im Artikel 19 
des Gesetzes betreffend das geistige Eigentum einbegriffen, alle Bechts- 
wohlthaten dieses Gesetzes und der gegenwärtigen Verfügung. 

Art. 72. Die Mitarbeiter eines dramatischen oder musikalischen Werkes, 
weiche dasselbe vor seiner Vollendnog aufgeben oder die bei orfotgtei 
Vollendung tthereinkommen, es nicht zu veröffentlichen oder darznsteUen, 
kSnnen in Ermangelang gegenteiliger Abmachung nur aber deiueiiieen Teil 
verfflgen, welchen jeder von ihnen zur Schaffung besagten Werkes bei- 
getragen hat. 

2. Kapitel. Von der Annahme und der Darstellung der 
dramatischen and musikalischen Werke. 

Art. 73. Das Unternehmen, welches behufs Kenntnisnahme ein uenea 
dramatisches oder musikalisches Werk erhält, das auf keinem Theater 
Spaniens dargosteUt worden ist, soll einen Empfangsschein desselben dem- 
jenigen ausstellen, der es überreicht. 

Art. 74. Das Unternehmen eines Theaters oder eines für Öffentliche 
Vorstellungen bestimmten Saales, welchem ein neues dramatisehes oder 
musikalisches Werk aberreicht worden ist, soll binnen zwanzig Tagen dem 
Urheber oder dem Eigentümer oder ihrem Vertreter ankündigen, ob es dss- 
eelbe fär die Darsteltnng annimmt oder nicht annimmt. Im Falle dass 
die Annahme des überreichten Werkes seinen Interessen nicht entsprechen 
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vOide, soll es dasselbe ohne veiUre ErfcllmD^n In der im vorhergehend en 
Fangiapben vorgescliriebenen Frist zarUckgelten und den ausgestellten 
Empfaogwcltein wiederertialteii. 

Art. 76. Die Drhebor oder die EigentAmer oder ihre Tertreter haben 
<tet8 das Recht, die BQckgabe ibrer titterariBchen oder mosikaliflcheu Werke 
in beanspruchen, bevor diese endgttltig vom Untenehmen angenommen sind. 

Art. 76. Ist das nene Werk einmal vom üntemehmeD angenommen, 
sollen dieses letatere and der Eigentümer in Üboreinsiimmang und schriftlich 
den Zeitpunkt der Barstellnng oder ÄnSflhrang festsetzen, welche zn einem 
bestimmten Tennin oder nacn genauer Reiheniolge der StUcke stattfinden 
kMu. Diese Reihenfolge soll solange als dauernd betrachtet werden, als 
das üntemehmes, welches das Werk empfangen hat, in demselben Theater 
fortbesteht. Wenn da« Unternehmen ein nenes Werk unter der Bedingang 
empfängt, dass der Urheber Verbesseningen an demselben anbringt, wird 
üe Annahme nicht als endgültig angesehen, bis diese Verbessemngen vom 
Unternehmen genehmigt sind. 

Art. 77. Die Reihenfolge soU einzig nnd allein nnter den nonen Werken, 
welche dieser Bedingung unterworfen wurden, beobachtet werden. Die 
Stocke des Bepertoirs sollen dieselbe nicht Indem und die Uotomehmiingen 
sollen stets das Hecht behalten, dieselben darstellen zn lassen, wenn sie es 
fSr ihre Interessen als gOnstig erachten. 

Art. 78. Die Unternehmungen sollen ein Register ftlhren, in welchem 
de das Empfangsdatnm jedes nenen Werkes, sowie die mit den betreffenden 
Urhebern oder Eigentümern abgemachten Bedingungen feststellen. 

Art. 79. Das Unternehmen, welches ein Werk empßngt, soll aof seine 
Kosten die zum Studium and zor Darstellung erforderlichen handschriftliehen 
Kopien vomehmen; das Original ist von demselben dem Urheber vor dem 
Beginn der Proben zurückzugeben. Der Urheber oder der Eigentümer soll 
seineneits snr Sicherstella ng des Unternehmens eine der Kopien, welche 
ToUstindig und paginiert sein soll, durchsehen und mit Namenging versehen. 
Biese Kopie soll vor Gericht beweiskräftig sein. Mit Äasnahme dieses Falles 
kann niemand ohne die ErmSchttgnng des Eigentümers Vervielfältigungen 
oder Kopien eines dramatischen oder masikalischen Werkes anfertigen oder 
sie verkaufen oder verleihen, selbst wenn die Werke nicht gedruckt oder 
ISentlich aufgeführt worden wären, wie dies durch die Artikel 2, 7 Dnd 21 
des Gesetzes betreffend das geistige Eigentam vorgesehen ist. 

Art. 80. Der Komponist oder der Eigentümer eines nenen musikalischen 
Werkes soll dem Theaterunternehmen eine vollständig instrumentierte 
Partitur verschaffen, welche ihm mangels gegenteiligen Obereinkommens am 
Ende der Theatersaison zurückgegeben wird. 

Art. 81. Der Urheber oder der Eieentttmer des empfangenen neuen 
Werkes geht die Verpflichtung ein, dasselbe auf dem Theater, welches es 
angenommen ha^ darstellen zu lassen, sofern nicht die Theaterstüson be- 
endet ist, ohne dass es in Scene gesetzt w&re, oder sofern das Unternehmen 
nicht obe der vereinbarten Bedingungen verabsBumt. In den beiden F&Uen 
Ist er ermitchtigt, das Werk zurückzuziehen, ohne dass das Unternehmen 
irgend einen Euispraeh erheben kann und unbeschadet des Schadenersatzes, 
dei üun zustehen kann. 

Art. ^. Wenn ein neues Werk auf einem Theater angenommen wurde, 
kann der Urheber oder der Eigentümer dasselbe in der nämlichen Saison 
■üeht auf einem anderen Theater desselben Ortes darstellen lassen, un- 
taescbadet gegenteiligen berein kommens oder Vertragsaufhebung gegenüber 
dem ersten Unternehmen. 

Art. 83. Es steht dem Theaternutemehmen zu, die Reihenfolge, den 
Tag nnd die Stunden der Proben festzusetzen. 
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Art. 84. Dei Urheber hat stets du Becht, die Verteilting dei BoUei 
seines Werkes vornmehmen, ebenso die Proben in Übereinstimmung mit dea 
Theaterdiiektor zu leiten. Ansserdem hat er das Becht, bei jeder Dll^ 
stellang seiner Werke in den Coolissen zu bleiben. 

Art. 85. Sie Werke mnasen auf den gedruckten oder liandschriftlicha 
ÄnscUaigzetteln nnd Programmen der Darstellung stets unter ihrem wirk- 
lichen Titel ohne Zusätze oder Weglaseungen und mit den Namen ihrer Ur- 
heber oder Oberaetzer angekündigt werden, anagenommen den den Ürbeben 
dnrch den Artikel 86 der gegenwärtigen Verfügung rewährten Vorbehalt; 
die Oonvemenre oder, in den Orten, in denen sich sülde nicht befinden, die 
Ortsvorsteher kSnnen die Verabaänman^ irgendwelcher dieser Bedingangen 
mit einer Geldbnsae belegen; diese Bedmgnngen müssen selbst hinsichiÜeh 
der dem Qemeingat TOifallenen Werke beobachtet werden, welche anch in 
keiner Weise unter den einfachen Gattungsnamen, wie Trauerspiel, Scban- 
spiel, Lustspiel, Liederspiel, Zwischenspiel, Scblusastflck*) usw. angekändigt 
werden dürfen. 

Art. 86. Sie Äbfaasnng des Anschlagzettels steht, wenn es sich um em 
neues Werk handelt, dem Urheber oder den Drbebem zu, welche Tcrhindeni 
oder verlangen können, dass ihr Name vor der ersten Aufführung verOffent- 
licbt werde. 

Art. 87. Die Unternehmungen können ohne die Ermficbtigung der Ur- 
heber Abänderungen, Zusätze oder Kürzungen im Text der Werke nicht 
Tomehmen. 

Art. 88. Sofern nicht gegenteilige Abmachnngen bestehen, sind die 
Untemehmongen nicht verpflichtet, andere Trachten oder Ausstattungen zl 
benutzen, als die im Besils des Theaters befindlichen; es sollen jedoch weder 
die einen noch die anderen in Widerspruch mit dem unterscheidenden und 
gas diichtli eben Charakter des Werkes stehen. 

Art. 89. Wenn ein neues Werk vom Publikum bei der ersten Dar- 
stellung nicht vollständig abgewiesen worden ist, sollen die Untemehmungei 
verpflichtet sein, wenigstens drei aufeinanderfolgende Darstellungen desselben 
zo bringen. 

Art. 90. Die Unternehmungen Bollen den BigentQmem dramatischer oder 
dramatisch-musikalischer Werke oder deren Vertretern eine Entechidigong 
zahlen in dem Fall, dass sie die Inscenierung des neuen Werkes, das sie an- 
genommen hatten, verweigerten, oder wenn sie dieselbe nicht in der ver- 
einbarten Frist bewcrkttelligteu; ausgenommen ist der Fall, dass das Werk 
in der genauen Beihenfolge der Stücke eingegangen ist und in der Theater- 
saison die Zeit für die Darstellung gefehlt hat. Diese Entschädigung soll 
sieb auf 260 Pesetas für die Werke in einem Akt, auf 500 Pesetas für die- 
jenigen in zwei Akten und auf 760 Pesetas für diejenigen in drei oder 
mehreren Akt«n belaufen. 

Art. 91. Die Eigentümer, welche entgegen den vereinbarten Bedingungen 
ein neaes Werk, das schon angenommen wurde, während der Theatersaison 
Zurückziehen, sollen verpflichtet sein, dem Unternehmen dieselbe Entschfidignag 
an zielen und ihm den Betrag der Unkosten zu ersetzen, die ihm eigens im 
Hinblick auf die Inscenimng des Werkes erwachsen sein konnten und wo- 
TQber derselbe vorherige Beglaubigung beibringen muss. Ausserdem soUeo 
die Theatornntemebmnn^en und die Eigentümer dramatisohet oder musika- 
lischer Werke wechselseitig für alles einstehen, was sich aas der Nicbt- 
beobacbtung ihrer betreffenden Verträge ergiebt. 

Art. 92. Der Eigentümer eines dramatischen oder musikalischen Werkes 
oder sem Vertreter kann dasselbe von dem Theater, auf welchem es gespielt 

*) Noch bMonden eingucbirft durch IcEnlgl. Dckrst lom 11. JddI 1886. 
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wild, iniTÜekeieheii, wenn du Unten ehmeii einen einzigen Tag TeinachlMigt, 
die seitens desselben «chaldigen Gebühren za zahlen. Wenn du Werk zwei 
oder mehreren Eigentümern gehSrt, ist jeder Ton ihnen ermächtigt, diese 
Entschliessnng zn treffen, indem er sich dem unterwirft, was der Artikel 49 
dea Oeeetzes, betreffend das geistige Eigentam, bestimmt. 

Art. 93. Der Urheber eines scboo OfFeatlich dargestellten litterarischen 
Werkes, der in der Folge dessen Anftuhrong anbedingt untersagt, weil er das- 
selbe sIb verletzend für sein moralisches oder politisches Oefühl betrachtet, aoU 
Torber den Eigentümer dieses Werkes, im Falle er dasselbe verftnasert hätte, 
ebenso wie die Hiinrheber oder Miteigentümer, wenn solche vorhandon sind, 
entschädigen. Wenn das Werk ein mnsikaliaches ist, soll der Urheber der 
Umik aasserdcm das Becht haben, seine Mnsik einem andern Werk an- 



Art. 94. Wenn geschäftliehe Differenzen zwischen den Miteigentümern 
eines dramatischen oder moaikaliscben Werkes hinsichtlich der Bedingungen 
seiner Annahme und seiner DaraCellong oder Auffährang in jedem Theater 
oder für Öffentliche Schanspiele beBtimmten Baum entstehen, sollen sie durch 
die Stimmenmehrheit entschieden werden, wenn die Eigentümer des Werkes 
mehr als zwei sind; im entgegengesetsten Fall sollen die zwei Eigentümer 
einen ans vier Litteraten oder MosikkompoDisten zosammengesetzten Ans- 
sehnss emeoDen; die BegiemngsbehOrde bestellt ein fünftes Hitglied, das 
den Vorsitz des Änsschosses führt, welcher die Frage anf gütliche Weise 
regeln soll. Wenn einer der Eigentümer sich der Ansicht der Hehrfaeit im 
ersten Fall oder der Entscheidung des Ausschusses im zweiten Fall nicht 
lögt, wird die Frage durch die OerichtshOfe abgeurteilt. 

Art, 95. Die nnvorhergosehenen Falle, in denen ein Unternehmen seine 
Verträge in Übereinstimmung mit der Behörde aufheben kann, sind: 1. die 
Fest; 2. die Erdbeben; 3. eine Nationaltraner; 4. Unmhen Öffentlicher Ord- 
nong, die zur Aufhebung der Aufführungen nStigen; 6. das Verbot eines 
Werkes auf behördlichen Befehl, sei es aus Gründen OffonÜicher Ordnung, 
sei es auf richterliche Entscheidung hinsichtlich besagten Werkes. Der 
Brand oder der Einsturz des Qebändes wird für die gerichtliche Aufhebnng 
der Verträge als Fall höherer Gewalt betrachtet. 

3. KapiteL Von den Anfftthrnnga- Gebühren der dramatischen 
und musikalischen Werke. 

Art. 06. Die Anlführungsgcbilhren der dramatischen und musikalischen 
Werke werden als ein Gut betrachtet, das den Theater- und Öffentlichen 
Schauspiel- Üntemebmuagen anTertrant ist, welche dieselben täglich znr Ver- 
figmig der Eigentümer oder ibrer Vertreter halten sollen. 

Wenn diese solche Gebühren nicht bei der Äufführuogs-Erm&chtigung 
der Werke festgesetzt haben, soll der folgende Tarif gelten: 

Für die originalen dramatischen Werke in einem Akt . . . 3°/g 
, , „ , -in zwei Akten . . . 7> 

„ , , , fl in drei od. mehr Akten 10°/» 

Für die drei ersten Aufführungen wird das doppelte dieser Oe- 

bühren erhoben. 
Für die Umarbeitungen alter Stücke, die Arrangements, die Nach- 
ahmungen und die Übersetzungen wird die Hälfte dieser Ge- 
bühren erhoben. 
Art. 97. Die Gebühren der dramatisch-masikaliscben Werke sind die 
nünlichen wie diejenigen der originalen dramatischen Werke; die Hälfto der- 
selben mit dem Text, die andere Hälfte der Musik zu; es wird aber kein 
Cnteischied zwischen den originalen Werken und den Übersetzungen gemacht. 
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Art 98. Die littenri9ch«n Ansubeitongea in Frou oder in Venen T(u 
einem gewissen Umfang, top deren Vortrag aat den Anschlagzetteln u- 
gekündigt ist, dasa sie einen znm Oanzen gehUrenden Teil der Vorstellug 
nilden, geben Veranla«aang znr Erhebung derselben Gebühren, wie die f£ 
die originalen dramnÜEchen Werke in einem Akt festgesetsten, sofern ak 
eich nicht aaf die Ablialtong tod jahresfeieni nnd anf Beneöz-Anf fOhmngei 
beziehen. 

Art. 99. Die Opern, die Oratorien and die ähnlichen poetischen nnd 
mnsikalischen Werke, welche originale Schüpfongen von spanischen Uiheben 
oder in Spanien aosüsigen AaslKadem sind, sollen zur Erhebung derselbei 
QebUhren, wie die originalen dramatischen Werke Teranlaesung geben, selbst 
wenn der Text ttboraetzt oder arrangiert wäre; diese Gebühren werden in 
folgender Weise verteilt: Zwei Drittel fur den Urheber oder den Eigentäner 
der Musik and ein Drittel für denjenigen des Textes. 

Art. 100. Für die noch nicht dem Gemeingut verfallenen Werke rein 
instinmentaler Hnsik werden die folgenden OebBhren erhoben: 

Für die Anffühnmg einer grossen Symphonie oder Phantsue 

in drei oder mehr Teilen 3*/i 

Für ebe originale Ouvertare 1*1» 

¥ta ein originales Ballet-Zwiscbenspiel in einem Akt spanisclier 
oder ansländischer Art !*/• 

Die anderen in öffentlichen Konzerten, Cirkus- oder BaU-Yeranstaltnngeii 
aufgeführten Instramentalmnaik- oder Gesangs-Qattnngen, ebenso wie die 
Vorspiele, Masikbegleltongen zn Singspielen nnd einzelnen Liedern sollen di« 
Eigentnma gebühren entsprechend obigem Tarif gemäss ihrer künetleriBchen 
Bedeotnng and ihrem Umfang zahlen, voransgesetzt dass die Zahlung eines 
festen Betrages nicht vereinbart wurde. 

Art. 101.*) Die Aufführung der musikalischen Werke bei den religiSseD 
Feierlichkeiten, bei den militärischen Veranstaltungen, bei den Serenaden 
nnd bQrgerlichen Feierlichkeiten, denen das Publikum ohne Zahlung beiwohnen 
kann, ist von der Zahlung der Eigentums gebtthren und der Verpflichtung 
des vom Eigentümer vorher zn erteilenden Erlaubnisscheines befreit, unter 
der Bedingung jedoch, dass die besagten Werke in der Oeatalt aufgeführt 
werden, in welcher dieser sie verüfTentlieht hat. 

Art. 102. Der Prozentsatz, welchen die Eigentümer dnunatiecher oder 
musikalischer Werke erheben sollen, wird vom Ges&mttfetrag jeder Dar- 
stellung verlangt, einschliesslich des Betrags der Abonnements und der im 
Tiigesverkauf nnd am Schalter in irgend welcher Form erfolgten Preis- 
erhöhung, und es soll keinem besonderen Abkommen oder Vertrag, welcbe 
die Uiitemehm.nngeD beim Verkauf der Billets zn niedrigeren Preisen, aU 
den dem Publikum im allgemeinen angekündigten, vornehmen kOnnen, 
Rechnung getragen werden. Eine Ausuäme findet hinsichtlich des den 
Abonnenten von den Unternehmungen gewährten Babatts statt. 

Art. 103. Die Eigenttliner dramatischer nnd musikalischer Werke 
kennen anstatt des Prozentsatzes einen Pauschalbetrag als Gebühr für jede 
Darstellnng in denjenigen Theatern bestimmen, welche dieaea Verfahren 
zulassen. 

Art. 104. Ausser dem, was der Artikel 49 des Gesetzes bestimmt und 
als natürliche Folge dieses Artikels sollen die Frovinzial-Oonvemeare nnd 
in den Orten, wo diese nicht wohnen, die OrtsTorsteher auf das Verlangen 
des Beteiligten die Hinterlegung des Ertrages der Eintrittsgelder vorsclireibeD, 
um nach der Zahlung der Gebühren, die den Eigentümern der Werke, welche 

'■) In dvr iliictinatnen FuaanK da künigl. Dekrela Tom 4. Auguat 188S. 



,. Google 



jeden Abend auf^ßliTt werden, zosteben, die Zablang der Rückstände zn 

sichern, welche ein ünternahmeti noch für Qebähren dieser Art schuldet. 

Art. 106. Der Urheber eines drajn&tiachen oder moBÜiBUBchen Werkes 
hat dss Becbt zu veriangen, dass ihm bei jeder AoffUhrong Beines Werkes 
kostenfirei zwei Sitzplfitze ersten Ranges gegeben werden; es kSunen kber 
nicht mehr Pl&tze beansprucht werden, wenn auch das Werk in Mitarbeiter- 
tehaft Ton twei oder mehreren Urhebern geschrieben ist. Am Tage der 
ersten AotfAhnuig seines Werkes hat er ausserdem Anrecht an eine Loge 
ersten Ranges mit Zutritt Su seebs Personen oder anf sechs Sitzplätze 
ersten Ranges. 

Art 106. Alle üntemehmangen soUen ein paginiertes Buch fuhren, in 
dem jede Seit« mit dem Stempel des Civil- QonTemenrs oder iemjeidgati des 
OrtSTorstehers in den Orten, wo sich der GonTemenr nicht befindet, reraehen 
sein; in diesem ,libro de eotradas" benannten Eingangsbuch soll der Betrag 
des Abonnements und dessen, was jeden Anffäbrangsabead einkassiert ist, 
snigeschrieben werden. Dasselbe kann vom Eigentümer oder seinem Ver- 
treter, sobald ilun gehSrige Werke in den Thestem, in denen ein Prozent- 
satz vom Ertrag der Eintrittsgelder bezahlt wird, zur Anffühmng gelangen, 
geprüft werden, so olt es ihm gut erseheint 

Art 107. Jede in dem Eingangsbach, dessen FOkrung kraft des verber- 
gehenden Artikels den CntemenmangeD auferlegt ist erkannte Ungenanig- 
keit, die derartig ist, dass sie dem Eigentümer litteranscher oder musi- 
kalischer Werke bei der Erhebung der Avfführnngs gebühren dieser Werke 
Nachteil bringt, wird als ein erschwerender Betmgsumstand betrachtet. 

Art. 108. Das Unternehmen ist Terpflichtet, jeden Abend dem Eigen- 
tnaei eines theatralischen Werkes oder seinem Vertreter eine vom Theater- 
kassierer beatStigte nnd die Oesamtheit der Einnahmen einschliesslich des 
Abonnements angebende Anfstellang m ttbermittels. Von djoser Verpflichtung 
siod diejenigen Theater befreit, welche einen bestimmten Betrag für jede 
Anlführung bezahlen. 

Art. 109. Die Eigentümer dramatischer oder musikalischer Werke oder 
ikie Vertreter kOnnen gleichfalls Tag für Tag die Rechnungen der im Tages- 
Teriiaiif and am Schalter verkauften BiUets vermittelst der Abschnitt* 
Kontrollhefte prüfen; von dieser Verpfliohtnng sind jedoch diejenigen Theater 
befreit, welche einen festen Betrag für jede Anffohrung bezahlen. Wenn 
^e Urheber oder die Eigentümer es fttr nntig erachten, kOnnen sie die 
Blllets mit einem besonderen Stempel bezeichnen, um ihre Interessen zu 
schützen. 

Art. 110. In denjenigen Theatern, in welchen die Anfftthmngsgebflhr 
in Qestalt des Prozentsatzes vom Ertrag der Eintrittsgelder ges^It wird, 
kSnnen die Unternehmungen die Biliets, welche sie gbnben, nicht veritanfen 
ED kfinnen, verschenken, rornuagesetzt dass sie die Eigentümer der Werke 
davon twnachriehtigen. In solchem Fall soll der Nominalwert dieser Biilets 
hinsichtlich der Za^lnng der Qebühren nicht in Rechnung gebracht werden. 

Art. 111. Mangels gegenteiligen Übereinkommens sind die Oebühren 
der Miturheber gleich gross, welches auch der Anteil sein mag, den sie an 
der SchSpfung der Ornndidee oder der Entwickelnng nnd Abfassung des 
Werkes genommen haben. Dieselben Gebühren stehen den Miturhebern der 
Musik hinsichtlich ihrer Komposition zu. 

Art. 112. Die Urheber oder Eigentümer des Testes nnd der Musik 
Hnes Denen dramatiscb'musikalischen Werkes sollen za Anfang nnd ehe das 
Werk Ton einem Theater angenommen ist, bestimmen, ob der Urheber der 
Musik unbehindert den auf die Melodien bezüglichen Test dmcken oder 
stachen kann, oder Ton welchen Bedingungen der Urheber des Testes seine 
^Uabnia abhingig macht. Wenn keine gegenteilige Abmachung besteht, 
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kann der (Ji-heber der Musik dieselbe allein oder gemeinsam mit dem Lieder 
text drucken oder ver&aBserii. 

Art. 113. Einsichtlich der Öffentlich anfftefOhrten dramatischen oder 
mnsikaliachea Werke haben die Urheber der insstattang und des anderea 
ZnbefaOra des Bühneomaterials kein Recht, als Mitarbeiter betrachtet n 
werden. 

Art. 114.*) Die Eaffeeli&nser and Eaffoetheater sind ausser dem, wu 
das QeaetE betreffend das geistige Eigentum Toraieht, den Poliseiverord- 
nnngen, welche fOr diese Art Etablissements erlassen werden kDimen, nnter- 
woriEen, 

Art. 115. Sie sind gleichfalls verpflichtet, die Qebäbrea sa saUea, 
welche die Eigentfimer der dramatischen oder mosikaliachen Werke oder 
deren Vertreter bestimmen, indem sie ihnen den besonderen Erlanbulsscheiii, 
welchen dieselben vorher nacbsachen sollen, bewilligen. 

Art. 116. Sie können sich der Zahlung der AoffQhrmigsgebfihren der 
Werke nicht entziehen, selbst wenn der Eintrittspreis in den von den 
Etablissement verkauften Speisen and Getränken einbegriffen wäre. 

Art. 117. Die Schalen, Kasinos und Liebhaber-Oesellachaften, welche 
derart gebildet sind, dass sie in irgend welcher Form eine Oeldbeisteaer er- 
heben, a. h. die Zahlung einer in festen Zeitabschnitten oder aof einmal za- 
sammengebrachten Summe lur Unterhaltong dieser Anstalten, sind den vo> 
hergehenden Vorschriften unterworfen. Wenn die Vorstellungen besagter 
Gesellschaften in den öffentlichen Theatern stattfinden, sollen sie dieselbeii 
Qebnhren. wie die fttr diese Theater festgesetzten zahlen und alle sonstigen 
ffkr diese festgesetzten Bestimmungen beobachten. 

Art, 118. Die Verleger oder Verwalter dramatischer und mosikaliseher 
Werke oder ihre Vertreter sind die richtigen Bevollmächtigten der Eigen- 
tümer der Werke bei den Theater-Cntemehmungen und den Ortsbehörden; 



In ihrer Eigenschaft als Vertreter der Eigentümer erteilen oder ver- 
weigern diese Verleger oder Verwalter den Unternehmungen die Bewilligong 
für die Darstellung der Werke. Sie geben den Tarif der Auffahmngs- 
gebühren dieser ndmLchen Werke auf jedem Theater bekannt. Sie kQnnes 
von der zuständigen Behörde die Einstellaug oder die Sichersteliung, voi 
welcher der Art. 49 des Gesetzes handelt, nachsuchen. 

Es liegt ihnen ob, darüber zu wachen, dass der Titel der Werke und 
der Name der Urheber in genauer Weise anf den Anschlagzetteln angegeben 
sind; dia Eingänge jeder Art und die AbrechnnagsbUeher zu prüfen; die den 
EigentQmem der dramatischen oder lyrischen Werke zustehenden Gebühren 
zn erheben, and zwar nicht nur in den Gffentlichen Theatern, sondern auch 
in den Kaffeetheatera, Schalen, Kasinos nad derart gebildeten Liebhabe^ 
Gesellschaften, dass sie in irgend welcher Form einen pekuniären Beitrag 
erheben. 

Sie sollen in den Theatern oder den für üfFentliche Vorstellungen be- 
stimmten Sälen derjenigen Orte, in denen die Urheber und die Eügentütnei 
sich nicht aufhalten, dieselben Vorrechte, Vorteile und Befugnisse, wie diess 
geniessen; sie haben aber in jedem Theater nur auf einen kostenfreien Sitr- 
platz ersten Aanges Anrecht, obschon zwei oder mehrere Werke des Be- 
pertoirs, welches sie verwalten, am selben Abend aufgeführt werden. Sie 
sollen schliesslich die genaue ErfUUnng des Gesetzes betreffend das geistige 
Eigentum nnd der Theater verfögnngen verlangen. 
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Art. 119. Die CiTilgoaTernetire und in den Ürten, in welchen aiah die- 
selbeo nickt aufhalten, die OrtaTOisteher sollen über alle Streitfragen ent- 
scheiden, welche sich hinsichtlich der Aanendnng der gegenwärtigen 
Verfügung zwischen den Unternehmungen Öffentlicher Vontellnngen und den 
IjThebein, Schauspielern, KSnatlern und ihren Angestellten erheben; ihre 
Eotscheidungen sollen unbeschadet der späteren Einsprüche aosgeftttiTt 
irerden. 

Strafgesetzbuch von 1870. 

Auf gegen das litteraiische und ktknstleriche Eigentum be- 
gangene Vergeben anwendbare Bestimmungen. 

Art. 63. Jede für ein Vergehen auferlegte Strafe zieht an sich den 
Verlast der ans dteeem Vergeben herrOhrenden Oegeostftnde, ebenso der 
Werkzcnge, mit denen dasselbe begangen ist, nach sieb. Die einen, wie die 
&Ddem sollen begeh lagn ahmt werden, sofern sie nicht einer dritten, für das 
Vergehen nicht Terantwortljchen Person geboren. Wenn die beschlagnahmten 
Oegenstände erlaubterweise in den Handel gebracht werden kOnnen, sollen 
sie TcAanft werden, und ihr Erlits Wird lor Erfollnng der Verantwortlich- 
keiten des Verurteilten bestimmt; im entgegengesetzten Fall sollen sie ausser 
ßebranch gesetüt werden. 

Art. GAO. Wer ancb immet anter dem Vorwand, Eigentflmer einer un- 
beweglichen Sache zn sein, selbige veränasort, Temichtet, belastet und rer- 
ptlndet, wird Ton der grosseren Haftatrafe in itiren unteren nnd mittleren 
Anweadungsgradon and von einer vom einfachen bis zum dreifachen Wert- 
tMtrage des Terursachten Schadens gehenden Geldstrafe betroffen. Derselbm 
Strafe verfällt derjenige, welcher ttber einen Gegenstand als frei verftlgt, 
ister Kenntnis davon, dass selbiger betastet ist. 

ArL 662. Den in Artikel ö&D teatgesetzten Strafen verfällt gleiehfalli, 
wer irgend welchen beträgeriscben Eingriff in das litterariscbe oder gewerb- 
liche Bigentam begeht. 

Civllflesetzbuch von 1889. 

Art. 428. Der Urheber eines litterariscben, wissenschaftlichen oder künst- 
lerischen Werkes hat das Recht, dasselbe auszunutzen und Über dasselbe 
nach seinem Willen zu rorfügen. 

Art. 429. Das Gesetz über das geistige Eigentum bestimmt die Personen, 
velcben dieses Becbt zusteht, die Form seiner Ausübung und seine Daner. 
Id den durch dieses besondere Gesetz nicht vorgesehenen Fällen kommen 
üe allgemeinen Bestimmungen, welche im gegenwärtigen Gesetz über das 
Eigentum aufgestellt sind, zur Anwendung. 

KÖnigl. Dekret vom 4. September 1869 

betrefend die Einfiihr spanisch geschriebener und im Ausiand 

gedruckter Werke nach Spanien. 

Art 2. Nach Spanien kOnnen alle Werke eingeführt worden, die in 
■panischer Sprache im Ausland gedruckt worden oder sein werden, rorans- 
geeetzt dass die Importeure die für diese Artikel gemäss der in diüsem Ver- 
«altnngszweig geltenden Gesetzgebung festgesetzten Einfuhrzölle berichtigen. 

ArL S. Die Urheber oder Verleger von in spanischer Sprache im Aus- 
lud gedruckten Werken müssen diesem Ministerium ein bibliographiaches 
Veneicbnis der Diacksacheo, welche sie nach Spanien einiufflhren beab- 

GfwUe nbcr diu Urlicbcinvbt. 17 
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Bichtigen, znatellen. Diesea Verzeicbnis trird in der .Gkceta' TcrOffeoUiebl, 
nnd erat 15 Tage nach dieaer Veraffentlicbmig darf besagte Biofnhr bewttt 
werden. (Siehe Yerordnnng vom 19. Mai 1693). 

Königl. Verordnung vom 19. Mai 1893 betrefend 

die Hinterlegung spanischer im Ausland gedruckter und nach 

Spanien eingefUhrter Werke. 

Von dieaem Tage un müsaea die Personen, welche ron der Qenenl- 
direktion dea Öffentlichen Unterrichts, gem&aa Dekret vom 1. September 166S, 
die SnnächtigDDg nachsacben, in spaniBcher Sprache im Analand gedncbU 
BQcher nach Spanien einznf&lireD, iiirem Gesuch drei Exemplare jeden Werke, 
daa aie in Spanien einfahren wollen, beifilgen, und Ewar in der Form nnd zn den 
Zwecken, wie aolche in Artikel 34 des Gesetzea betreffend daa grastigc 
Eigentum Yom 10, Januar 1879 Torgeaehen aind. 

Könjgl. Dekret vom 31. Januar 1896 betrefend die Aüfhebufif 
der Eintragung ausländischer Werke und die Feetsteliung der 
Rechte der den Vertragsstaaten der Berner Übereinkunft an- 
gehörenden Urheber. 

Art. 1. In Oemäaaheit dea Geaetzeg Tom 10. Januar 1879 and der Ver- 
BChrifCen des Artikeb 2 der fiemer Übereinkunft des intematioDalm Ver 
bandee zum Schutze tou Werken der Lltteratnr und Eunat vom 9. September 
1886 kflnnen in das allgemeine Register des geistigen Eigeutama in Spames 
nur allein die siianischen Werke eingetragen werden, selbst auch dann, wenn 
die Eigentümer tou ausländischen Werken der spanischen Nationalität nn- 
gchSrtsn. 

Art. 2. Der Vorsteher des .illKcmeinen Kegisters des geistigen Ei«B- 
tums in Spanien soll alle nach dem Zeitpunkt dea 10. Janaar 18T9 bewirkten 
Eintragungen ausländischer Werke annnllieren. 

Art. 3. Die Eigentümer von ausländischen Werken, welche ihr Eigcn- 
tomsrecht, wo ihnen solches angebracht erscheint, feststellen lassen wollen, 
müssen den vorerwithnten Btirean -Yorstehcr ersuchen, auf den gebflhrend 
legalisierten amtlichen Übcrsctznngen der ausländischen Titel oder der Ein- 
tragunga-Beachcinigangen des L'rspruugslnndes des Werkes zu verzeichnen, 
dasB letzteres in Spanien kraft der vorerwUhnten f^bereinkunft vom 9. Sep- 
tember 1886 die jetzt geltenden Vorteile des aponiachen Geaetzea und die- 
jenigen, die den Inländern in der Folge gewährt werden kOnneu, gcniesst, 
und zwar solange, als der Schutz in besagtem Ursprungsland e wä£rt. Ea 
ist jedoch wohlverstanden, dass die Eigentümer, welche nicht also verfahren, 
trotzdem gleiche Vorteile geniessen. 



Südafrikanische Republik. 

Gesetz vom 23. Mai 1887 zur Regelung des Urheberrechts. 

Begriff und Umfang des Urheberrechts. 

Art. 1. Das Recht, Schriftwerke, Zeichnungen, Karten, rnnsikaliscbe 
und dramatische Werke und mündliche Vorträge durch den Dnick in ver- 
üffentlicheo, sowie drnmatiseh-muBikalische nnd drnmatiBche Werke Öffentlich 
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»US- oder uifmfiUiren, steht dem Urheber and deaseu Bechtsnachfolgeni aq»- 
schljeselich zn. Einer Öffentlichen Ana- oder Änffohriuig wird jede Anfr- 
oder Anffflhrnug, welche gogett Zahlanz von Qeld oder gegen anderweita 
Wertleistnng ein- oder mehrmals zugänglich Ist, gleichgeatetlt, selbst dann, 
wenn ansHTdem eine Ballotage gefordert wird. 

Art. 2. Den Urhebern werden gleich geachtet: a) Heraasgebei von 
Werken der in Art. 1 gedachten Art, welche ans Beitrügen rerBchiedener 
Uitarbeiter bestehen; b) Öffentliche Stiftungen, Vereinignngen, Anstalten und 
Genossenscbaften hinsichtlich der ron ihnen Tcranlassten Werke; c) Über- 
setzer hinsicbtlich ihrer Übersetzung. Bei Werken, welche ans Beitrfigen 
Tersehiedener Mitarbeiter bestehen, behält ausserdem jeder Mitarbeiter das 
Urheberrecht an den von ihm gelieferten Beiträgen, wenn dorfiber nichts 
uderes bedungen ist. 

Art. 8. Bei Werken, welche ohne Angabe des Namens des Urhebers 
«der nnter einem Psendonjm durch den Druck yerOff entlieht werden, gilt 
der Herausgeber und, wenn auch dessen Name auf dem Titelblatt oder in 
Ermangelung dessen auf dem Umschlag nicht vormerkt ist, der Drucker, als 
Urheber solange, bis ein anderer sich als Rechtsinbaber in der in den 
Artikeln 10 and 11 bestimmten Weise — unter Wegfall der in Art. 10 ge- 
stellten Einsendungsfrist — tu erkennen giebt. 

Art. 4. Ausser in den durch die RegiemoK nach AnhOrong and Zn- 
stinunung des Ausfahrenden Rates bestimmten lUllen bestellt fOr Gesetze, 
Itesehinase, Verordnungen oder sonstige uidere, dnreh Schrift oder Dmck 
Ton einer i^ffentlichen Behörde zur allgemeinen Eenntuie gebrachte Mit^ 
teilungen kein Urheberrecht. 

Art. 6. Zu dem Recht des Urhebers gehOrt nosschliesslicb das Recht, 
dnrcb den Druck zu vetOffentlichen Übersetzungen: a) seiner nicht durch 
den Druck TerDffentlichten Werke, einschliesslich der mündlichen Vorträge; 
b) seiner durcli den Druck TerOfFentiichten Werke, in welchen er sich bei 
der ersten Ausgabe auf dem Titelblatt oder in Ermangelung eines solchen 
taf dem Unsctilag des Werkes das ausschliessliche Recht fflr eine oder 
ntehiere genannte Sprachen ausdrücklich Torbehalten und seine Übersetzung 
binnen drei Jahren nach der ersten Ausgabe durch den Druck selbst ver- 
üffegtlicht bat oder hat TerOffentlicben lassen. Bei Werken, welcba aus 
Terschiedenen Teüen oder Lieferungen besteben, wird dieser Termin fttr jeden 
Teil oder für jede Lieferung besonders gerecbnet. 

Art. 6. Bei gleichzeitiger Herausgabe desselben Werkes in verschiedenen 
Sfirachen wird eine Aasgabe als die ursprüngliche angesehen, die anderen 
gelten als Übersetzungen. Der Urheber ist befugt, ani dem Titelblatt oder 
in Ermangelung dessen auf dem Umschlag anzugeben, welche Ausgabe er 
tls die ursprüngliche betrachtet. In Ermangelung einer solchen Angabe 
wird die Aasgabe in der Muttersprache des Urhebers als die ursprUngQche 
iBgesehen. 

Art. 7. Das Urheberrecht an durch den Drack TerOfCentlichten Werken 
Terhindert nicht, dass Stellen aus letzteren zur Mitteilung oder zur Be- 
sprechung in andere Werke aufgenommen werden. Es ist erlaubt, Berichte 
oder Ansätze aus Tage-, Wochen- and MonatsblBttem unter Angabe der 
Quelle nachzudrucken, wenn das Urheberrecht an dem Kopf des betreffenden 
Berichts oder Aufsatzes nicht ausdrücklich vorbehalten und gemäss Art. 10 
verfahren worden ist. 

Art. 8. Das Urheberrecht an mündlichen Vorträgen verhindert nicht, 
dass Über Verhandlungen in öffentlicher Versammlung Berieht erstattet wird. 

Art. 9. Das Recht des Urhebers wird als eine bewegliche Sache an- 
gesehen. Es kann ganz oder teilweise auf andere übertragen werden and 
geht anf die Erben Über. Dasselbe unterliegt nicht der Beschlagnahme. 
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BediDgDngeD, tod welchen der Beginn des Urheberrecht« ■■ 
darcb den Drack veröffentlichten Werken abhingig ist. 

Art. 10. Das Recht des Urhebers an einem durch den Dmek TerQffeat- 
lichten Werk erlischt, wenn der Urheber (oder sein Rechtsnachfolger), der 
HeransKeber oder Bnicker nicht drei Exemplare des Werkes, welcoe sämt- 
lich aaf dem Titelblatt oder In Ermangelanii; dessen auf dem Uraschlafi; die 
eigenhändige Namensnnterschiift mit Angabe seinem Wohnortes nnd des Zeit- 

Ciktes der Hemnsgabe tragen, binnen zwei Monaten nach dem Erscheinen — 
lichtlich der Übersetzungen anter Beachtung der in Art. 5 b gesteUten 
Frist — dem Begistrator einreicht. Zugleich mit der Einreichnng mnss 
eine von dem Drucker abgegebene beeidigte Erklitrang, dass das Werk in 
seiner, in dieser Republik belegenen Druckerei gedruckt worden ist, vor- 
gelegt werden. 

Art. li. Der Registrator erteilt dem Einsender oder den Einsendern 
eine datierte Bmpfangsoescheinigang. In seinem Departement wird ein zweites 
Exemplar dieser Bescheinigungen als Register geführt, von dem jedermau 
kostenfrei Einsicht nehmen nnd auf seine Kosten Anszflge oder Abschiiftoi 
erhalten kann. Die Form der Empfangs beschebigun gen und des Registers 
wird von der Regierung bestimmt. Über die eingereichten Werke and Ülwr- 
setzangen erfolgt monatlich im .Stoatscoorant" eine Hitteilnog. 

Art. 12. Das ausschliessliche Recht, dramatisch-musikalische oder dra- 
matisohe Werke aufzuführen, geht, sobald die Werke durch den Drack ver- 
affentlicbt sind, verloren, wenn der Urheber bei der ursprünglichen Ausgabe 
aof dem Titelblatt oder in Ermangelung dessen auf dem Umschlag des 
Werkes das Recht sieh nicht ansdrUcklich vorbehalten hat. 

Dauer des Urheberrechts. 

Art. 18. Das Urheberrecht an durch den Druck TerOffentlichten Werk«) 
währt ^nfzig Jahre nach der ersten Herausgabe, welche von dem Datum 
der in Art. 11 gedachten Empfangsbescheinigung ab zu rechnen sind. Wenn 
der Urheber diesen Zeitraum überlebt und sein Recht nicht an einen anderen 
abgetreten hat, beh&lt er das Recht lebenslänglich. Diese Bestimmung findet 
auf die in Art. 2 a und b bezeichneten Rechtsinhaber nicht Anwendung. 

Art. 14, Das Recht des Urhebers an nicht durch den Druck veröffent- 
lichten Werken, einsch Hess lieh der mündlichen Vorträge, gilt für die Lebens- 
dauer des Urhebers und dreissig Jahre nach dem Tode desselben. 

Art. 15. Dos ausschliessliche Becbt, dramatisch -musikalische und dra- 
matische Werke aus- oder aufzuführen, dauert: 1. für nicht durch den Druck 
verBfFentlichte Werke für die Lebenszeit des Urhebers und dreissig Jahre 
nach dem Tode desselben; 2. für durch den Druck TerQffcntlichte Werke, 
hei welchen das ausschliessliche Recht vorbehalten worden ist, zehn Jahre 
von dem Tage der Ausstellung der in Art. 11 gedachten Empfangs- 
bescheinigung ab. 

Art. 16. Das ausschliessliche Recht zur Veröffentlichung von Über- 
setzungen dauert: 1, für nicht durch den Druck verOfTeutUchte Werke ein- 
schliesslich der mündlichen Vorträge solange das Recht des; Urhebers dafür 
besteht; 2. für durch den Druck veröffentlichte Werke fünf Jahre von dem 
Tage der Ausstellung der in ArL 11 gedachten Empfangsbescheinigung ab. 

Art. 17. Bei Werken, die aus verschiedenen Abschnitten oder Lieferungen 
beatehen, wird das Recht des Urhebers für jeden Teil oder ftkr jede Liäe- 
rang besonders berechnet. 
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Art. 18. Derjenige, welcher das Urhebenecltt eioos uideien verletzt 
oder ein Werk, darch welches das Urheberrecht einei anderen rerletzt wird, 
Tetkaoft, einfahrt, verbreitet, znm Verkauf feilhält oder mm Verkanf in 
Besitz hat, setzt sich einer Civil -Schadenersatzforderang von seit^ dea 
L'rhebers oder seiner Bechtanachfolger ans. 

Art. 19. Urheber oder ihre Rechtsnachfolger kOunen die Etemplaro, 
welclie ihrem anssehtieaä liehen Becht zuwider dnrch den Dmck veräGFentUcht 
«oiden sind, in Beactilag nehmen nnd verlangen, dass dieselben ihnen ttber- 
geben oder vernichtet werden. Eine solche Beschlaenahme kann nicht be- 
lAglich einzelner, im Besitz aoJcher Personen befindlicher Exemplare ans- 
gefibt werden, welche mit derartigen Gegenständen keinen Handel treiben 
and die Exemplare zum eigenen Gebrauch erworben haben. 

Übergangsbeatiraniungen. 

Art. 20. Das Recht dea Urhebers an einem vor dem Inkrafttreten dieses 
Snetzes dnrch den Drock veröffentlichten Werk kann nnr anageflbt werden, 
wenn der Urheber (oder seine Bachtanachfolger), Heranageber oder Drucker 
binaen sechs Monaten nach dem Inkrafttreten dieses Gesetzes drei Exem- 
plare, welche sämtlich anf dem Titelblatt oder in Ermangelung deaaelben 
anf dem ITmschlsg mit eigenhändigen llnterachriften, unter Angabe dea 
Wohnortes nad des Zeitpiuktes der orateii Änsgabe, versehen smd, dem 
Registtator einreicht. Der letztgenannte Zeitpunkt gilt, vorbehaltlich des 
Gegenbeweises, als Änfangspankt fflr die Berechnnng der Daner des Ur- 
heberrechts. Eine dem zweiten Abschnitt des Art. 10 entsprechende Er- 
lüämng musa anch in dieaem i'alle eingereicht werden. 

Art. 31. Der Registrator erteilt den Einsendern eine mit Datumsangabe 
renehene Empfangsbescheinigung. In seinem Departement wird ein zweites 
Exemplar dieser Beicheinignngen als Register geführt, von dem jedermann 
Itoitenfrei Einsicht nehmen und auf seine Kosten Aasxii^o oder Abschriften 
erhalten kann. Die Form der Empfangsbescheinigangea nnd des Registers 
vird von der Regierung Iwstimmt, Ober die eingereichten Erklärungen nnd 
Werke erfolgt monatlieh nnter Angabe des von den Einsendern annegebenen 
Zeitpunktes der enWn Herausgabe der eingereichten Werke eine Mitteilung 
im .StaaUconrant". 

ächlussbostimmangen. 

Art. 22. Von den drei gemäss Art. 10 und 20 dem Registrator einzu- 
sendenden Exemplaren soll das eine in seinem Bureau verbleiben und das 
zweite der Staatsbibliothek einverleibt werden. Über das dritte Exemplar 
9oU durch die Regierung Bestimmung getroffen werden. 

Art. 23. Dieses Gesetz tritt drui Monate nach der (am 23. Mai 1887) 
erfolgten Veröffentlichung im .Stantsconrant" in Kraft. 



lUDlS. 

Gewtz vom 15. Juni 1889 Dber dos Htterarische und 
kOnstlerische Eigentum. 

Art. 1. Die Urheber litterari schür nnd künstlerischer Werke geniesaen 
während ihres ganzen Lehens das au xschlies gliche Recht, ihre Werke im 
Rsnsen Gebiet der Regentschaft Tunis zu verkaufen, za vervielfältigen. 
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ilaTznstellen oder aofiniölueit und zq Terteilen, ebenso das Becbt, das Eieeo- 
tDm au deoselben ganz oder teüweiae abzatreten. Dieser Schutz ist jedoch 
beschi&nkt 1. aaf znin ersten Mal in Tonis TerOffentlichte Werke, welcher 
NationalitKt aach immer deren Urheber Bern mag; 2. auf im Ausland rer- 
Sffeiitlichte Werke, fOr deren Schutz die Berainng auf eine diplom&tiscbe 
Obereinknnft statthaben kSnnte. 

Art. 2. Dieses fiecht wird während fünfzig Jahren nach dem Tode des 
Urhebers zu Gnnstea seiner Erben oder Bechtsnachf olger verlängert. 

Art. 3. Der Ausdruck , litterarische und kOnstleriscbe Werke' nmtasst 
Bflcher, Broschttren oder andere Schriften, dramatische oder dramatisch- 
mnaikalisehc Werke, mnsikalische Kompositionen mit oder ohne Worte, 
Werks der zeichnenden Kunst, Mulerei, Bildhauerei anddea Stiche, Litlio- 
graphien, Illnstrationen, geographische Karten, Pläne, Skizzen und plaetische 
Werke, welche auf die Geographie, Topograpliie, Architektur oder die 
Wissenachaften im allgemeinen Bezug haben, kurz jegliches Erzeugnis 
litterarlachen , wissen Echaftli eben oder kfins tierischen Gebiets, das durch 
irgend welche Druck- oder Yerriellältigungs weise veröffentlicht werden 
könnte. Das Urheberrecht schlieast das Recht, Citate zu machen, nicht ans, 
wenn sie zum Zweck der Kritik, der Polemik oder des Unterrichts erfolg. 
Jede Zeitung kann unen in einer anderen Zeitnng veröffentlichten Artikel 
anter der Bedingung der Quellenangabe vervielfältigen, sofern dieser Arükel 
nicht den ausdrücklichen Vermerk des Verbots der Vervielflltignng trägt. 

Art. 1. Das Urheberrecht an einem litterarischen Werke schlieast das 
ausschliessliche Recht, die Übersetzung desselben zu besorgen oder zu ge- 
fltfttteu, in sich. Das Urheberrecht an musikalischen Kompositionen BchliesBt 
daa ausschliessliche Hecht ein, Bearbeitunpn über Themata dee Original- 
werks vorzunehmen, 

Art. G. Kein litterarisches oder künstlerisches, nicht den Gemeingut 
verfallenes Werk darf ohne die ausdrückliche und schriftliche Genehmignag 
des Urhebers oder seiner Bechtsnachfolger QfTeutlich in der Begentschaft 
aufgeführt werden bei Strafe einer Qeldbusse von mindestens 50 Piaster 
und der Beschlagnahme der Einnahmen zu Gunsten der Urheber oder ihrer 
Bech tsnachfolge r. 

Art. 6. Die Nachmacbung im Gebiet der Regentschaft Tonis stellt ein 
Vergehen dar. Dasselbe gilt vom Vertrieb der Ausfuhr und Versendung 
nachgemachter Werke, ebenso von ihrer Einfuhr in tunesisches Gebiet. 

Art. 7. Diejenigen, welche unter Kenntnis der Sache die nachgemachtea 
Gegenstände verkanfen, in ihren Lagern znm Verkauf halten oder za einem 
Eandelszweck in das Gebiet der Regentschaft Tunis einführen, sind des- 
selben Vergehens schuldig. 

Art. 8. Die in den vorhergehenden Artikeln 6 und 7 vorgesehenen 
Vergehen werden mit Geldbusse von 50—2000 Piaster bestraft. Die Be- 
schlagnahme der nachgemachten Werke oder Gegenstände, sowie der Platten, 
Formen oder Matrizen und anderen Utensilien, weiche znr Begehung dieser 
Vergehen direkt gedient haben, soll zu Gunsten der Urheber oder ihrer 
Rechtsnachfolger gegen die Verurteilten ausgesprochen werden. Die Fabrika- 
tion und der Verkau von Instrumenten, die znr mechanischen VervielKlti- 
gnng von noch geschützten Musikstücken dienen, stellen nicht den l^t- 
bestand der masikalischen Nachbildung dar. 

Art. 9. Das betrügerische Anbringen dee Namens eines Urhebers oder 
jedes von ihm znr Bezeichnang seines Werkes angenommenen Kennzeichens 
aof einen Kunstgegenstand, auf ein litterarisches oder musikalisches Werk 
wird mit Gefängnis von drei Monaten bis zwei Jahren und mit einer Geld- 
bnsee von 100—2000 Piaster oder nur mit einer dieser beiden Strafen be- 
straft. Die Beschlagnahme der nachgemachten Qegenat&nds wird in allen 
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tiUen ftusgesprocbcD. DiejeniKen, welche die im ersten Absatz gegen- 

nSrtigen ÄrtikeU bezuicbneteu GeKcnstände unter KcnDtniä dur Sache Ter- 
kanfen, znm Yerkknf attBatellen, in ihren Lagern halten, zum VerkiLof in 
das Qebiet der Begeutschaft einführen oder exportieren, werden mit den- 
selben Strafen bestraft. 

Art. 10. Die LokalbehOrden soUen bei iedem Vorkommen den L'rbebem 
mid deren Bevollmächtigten ihre Mitwirkung zur FeststelluDg und Unter- 
drückung jeden Eingriffs in ihre Bechte leihen. Der Artikel 463 des franzDsi- 
Ecben Strafgesetzbuchs findet auf die darcli gegenwärtiges üeeetz Vor- 
geBehenen nnd nnterdrQekten EandlnnKen Anwendung. 

Art. 11. Die französischen Oeriehtsbe bürden sollen allein befagt sein, 
Qber alle auf die Anwendnng gcgenwBrtigen OesetEes bezüglichen Itlegen 
nnd Streitfälle zu erkennen. 



Türkei. 

Verordnung vom 8. Ridjeb 1289 (1872) übor 
den Druck von BDchorn. 

Art. 1. Jedes Monopol ist abgeschafft und jedennann kann nach seinem 
Beheben Bacher veröffentlichen.* 

Art. 2. AJe Anerkennnng nnd Anregung wird jedem Urheber ein lebens- 
längliebes Privilegium bewilligt, kraft dessen bei Lebzeiten des Urbebers 
nieioand dessen Schriften setzen und dmdcen darf. 

Art. 3. Im Falle der Urheber sein Buch nicht selbst verüffeutticht, 
kann er durch schriftlichen Vertrag sein Privilegium irgend einer andern 
Penon gegen entsprechende Entschfidigung abtreten. 

Art. 4. Der schriftliche Cessions vertrag muss zur Kenntnis des Rats 
dea affentlicben Unterrichts gebracht werden. 

Art. 5. Wenn es die Regierung fSr nützlich erachtut, auf eigne Kosten 
ein Werk zu veröffentlichen, so soll dem Urheber durch den But dea öffent- 
lichen Outerricbts eine angemessene EntschSdigung gewährt werden. 

Art. 6. Es ist nicht gestattet, von einem Bnche eine grössere Anzahl 
Exemplare als festgesetzt wurde, zn dmcken. Zuwiderhandlung gegen diese 
Vorschrift wird als Diebstahl betrachtet und nach Mnssgabe der Gesetze 
bestraft. 

Anhang zu obigem Gesetz. 

Einem jeden Urheber wird auf Verlangen ein Privilegium gewährt 
welches ihn gegui Neudruck seines Werkes durch irgend eine andere Person 
fi)r den Zeitraum von 40 Jahren von der Veröffentlichung ab schützt. Wenn 
ar sich das Übersetzungsrecht durch entsprechenden Aufdruck auf dem Werke, 
in der Einleitung, auf dem Einband oder sonstwo ausdrücklich vorbehalten 
hat, soll ihm auch gegen unerlniilitf Übersetzung durch Privilegium Schutz 
gewBhit werden. 

Stirbt der Urheber vor Ablauf der 40 .luhre, ao geht sein Privilegium 
(ti den verbleibenden Zeitabschnitt, wie jede andere bewegliche Sache, auf 
>eine Erben Aber. Das Privileginm kann seitens dG9 Urhebers oder seiner 
Erben ganz oder teilweise einem andern flbertragcti werden. Falls letzterer 



■ Du OtMii Ober die l)riii:keTei«ii von 1S»S muvlit Jvii Druck cinei Jeili^u W«ike> 
<'n A(t EimSchtlgung rtes Hlnlsterluo» Afi Iiiiktu DlibliiElg. Dem letiteren luusB gcllcna 
daDnickcra toCon Duh dem Druck uoil rur ikr VcriiirenlTii'hnng ein« nlirlftllBbc Pekannt- 

?l>« ilu Tllelg und der AuSagebglie eiiigrrPl'-ht Verden inKleich mit zvtl Kismplnrpn ilen 
i'rkH {umrlinlb Konatnntlnnpcla duteE VerrnilU'lnng •]ei Loknlgonvcrneiiienti'). 
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Sleiehfalls vor Abl&ni des Privilcgiama stirbt, geht dasselbe tUt deo ver- 
leibeoden Zeitabsclmitt auf seine Erben über. 

Den Übersetzern wird zum Schutz ihrer Rechte an ihren Übersetznun 
ein Kleiches PriTÜegiam, jedoch nur für die Dauer Ton 20 Jahren gewUit. 
Die Erlangung des Rechts, das gleiche Werk zu flbersetzen, steht anderea 
jederzeit frei. 

Hat der Staat dem Urheber oder Übersetzer eines Werkes sein Prin- 
legiom abgekauft, oder ist ihm solches abgetreten worden, so soll der Bat 
des QffentTicheD Unterrichts die Ermächtigung zum Druck dieses Werkes 
erst erteilen, nachdem seitens des zun Druck Ermächtigten der festgesetzte 
Betrag an die Staatskasse gezahlt ist. 

Wer Werke, deren Druck und VorOffentUchnog durch PiiTtleginm ge- 
Bchtttzt siiid, naehdrackt, wird gemäss den Bestimmungen des Artikels 241 
des Strafgesetzbuchs bestraft.* 

Die Urheber nnd Übersetzer haben sieh den Verordnungen über die 
Druckereien za unterwerfen. 

Verordnung vom 20. S6fer 1292 (28. März 1875) 
über den Druck der Bücher. 

Art. 1. Eb Fririlegium von vier Jahren soll denjenigen bewiUigt 
werden, welche Bücher in grossem Format drucken lassen wollen, deren 
Urheber, Eigentümer und ihre Erben verstorben sind. 

Art. 2. Die Seitenzahl derartiger Bücher soll nicht unter 800, die 
Zeilenzahl jeder Seite nicht unter 85 betragen dürfen. Für Bücher, deren 
typographischer Umfang ein geringerer ist, soll dies PriTÜegiom nicht be- 
willigt werden. 

Art. 3. Ist ein solcbes Pririlegium zum Druck von Bttchem nach- 
gesucht worden, welche Land- oder Seekarten, Pläne und andere BUder- 
Lafeln enthalten, so dürfen diese Bücher nicht weniger als 50 Bildert»feln 
enthalten, während sich die Seitenzahl auf mindestens 900, die Zeilenzahl 
jeder Seite auf mindestens 21 belaufen muss. 

Art. 4. Di^enigcn, welche das Privilegium zum Druck von Büchern 
solcher Art erhalten haben, kSnnen letztere in mehrere Bände oder Hefle 
einteilen. 

Art. 5. Wenn durch Schuld des Inhabers eines Privileginms das Bncb, 
zu dessen Druck er ermächtigt worden ist, nicht innerhalb eines nnd eines 
h&lben Jahres vollständig gedruckt ist, erlischt das Privilegium, welches 
sodann einer andern Person, die dasselbe nachsucht, bewilligt werden kann. 

Wenn der Druck des Baches dorch die Schuld des Druckers veraOgert 
worden ist, hat der Frivilegieninhaber das Recht, Schadenersatz von 
letzterem zu fordern. 

Art. 6. £eim Tode der Inhaber der gemilss diesen Artikeln erteilten 
Druckprivilegien, gehen ihre Hechte gänzlich auf ihre Erben über. 
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Ungarn. 

Gesetz vom 26. April 1884 über das Urheberrecht 

Erstes Kapitel: Schriftateüeriache Werke. 

1. Das avssuhliessticlie Recht des Autors. 

§ 1, Die Vervielfältigung eines Bchriftstelleriachen Wciliesiiii Maschinen* 
irege, die Veittffentlichnng und dar Vertrieh desselben bildet während dur 
dsTcb das gegenwärtige Qesetz festgesetstAn Schntzüeit das ausschliessliche 
Becht des Verfassers. 

Wenn das Werk mehrere Ver&sser hat, und die Teile der einzelnen 
Autoren nicht abgesondert werden, ist, wenn keine entgegengesetzte Ver- 
cinbarang Torhanden ist, znr Verrielfältignng, Veröffentlich nng nnd zum 
Vertrieb bei vorhergegangener Entschädigung der tlbrigen Antoren jeder der 
Antoien berechtigt. 

Die Entschädigung bestimmt das Oericht eventnell nach EbTemabme 
von SachTerständigeu auf Grand der obwaltenden ümetfinde (S39). Dazn, 
dass er dem Werke seinen Namen beisetze, kann gegen seinen WUlen keiner 
1er Autoren verpflichtet werden. 

Wenn die Teile der Autoren abgesondert werden künneM, ist zur 
VerTiolfältigon^, Veröffentlichung and zum Vertriebe der einzelnen ftb- 
gtsoaderten Teils die Einwilligaiig des betteffonden Autors erforderlich. 

§ 2. BeztigUch der ans Utteraiischen Beitrigen mehrerer bestehenden 
Werke, als einheitliches Ganzes betrachtet, ist der Bedakteur desselben 
Itachtsschntzes teilhaftig wie der Verfasser. Bezüglich der einzelnen littera- 
riachen Beiträge steht das Autorrecht den Verfassern derselben zu. Bezüglich 
der ans noch nicht erschienenen und zugleich anter dem Reehtsschntze des 
gegenirärteD Gesetzes nicht stehenden Schriften oder Beitrftgen Terfastten 
Kollektiv werke, als cinheitUchee Ganzes betrachtet, ist der Redakteur des- 
selben Bechtsschntzes teilhaftig wie der Verfasser. 

§ 8. Das Autorrecht kann dnrch Vertrag oder Ictztwllli^c Verfügung 
beschränkt oder nnbeschrSnkt auf andere äberträgen werden. In Enunngeinng 
einer derartigen Verfügung geht das Becht auf die p:esetzLichen Erben des 
Autors Über. Das bczflglich herrenloser Verlassenschaflen bestehende Heim- 
hlUrecht der heiligen ungarischen Krone erstreckt sich auf das Autorrecht 
nicht. Wenn bei einem von mehreren Autoren gemeinsam verfassieu Werke 
der eine der Autoren ohne Erben verstirbt, geht sein Autorrecht auf seine 
aber lebenden Antorkollegen tlbcr. 

g 4. Das Autorrecht kann, insolange dasselbe dem Autor oder dessen 
Erben oder Legatoreu zusteht, Gegenstand der Exekution nicht bilden. Die 
Exekution kann nur auf jenen mntericUen Notzen geführt werden, welcher 
dem Autor odor dessen Erben oder Legatoren infolge der berechtigten Ver- 
.iHIentlichung oder der öfFentlichea Auffilhmng des Werkes gebührt. 

§ 6. Die Vervielfältiguiig eines schriftstellerischen Werkes im Maschiuen- 
wege, die Veröffentlichung und der Vertrieb desselben obuc EiDwilligung des 
berechtigten (§§ 1, 2, 3) wird als unbefugte Aneignung des Autorrechtes 
betrachtet und ist verboten. Der Umstand, dass die Vcrvieliltltigung, Ver- 
öffentlichung oder der Vertrieb im Ganzen oder nur teilweise erfolgte, macht 
im Setreff des Verbotes keiueu tinterschied. Ala maschinenmSssige Ver- 
vielfältigung ist selbst da^ Abschreiben zu betrachten, wenn dasselbe be- 
^limnit ist, die Vervielfältigung durch H aiäch ine nbc trieb zu ersetzen. 
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266 Ungarn. 

§ 6. AIb aabefugte Aneignung des Äatorre«htes ist leruei in betrachtet: 

1. die Yervjeli&ltignng, Veröffentlich ang und der Vertrieb eines nocb 
nicht rerüffentlichten Manaskriptes ohne EiswilliftiiDg des Verfasaera. 
Die Verrielfaitignng, VerSffeDtlichnng und den Vertrieb kann «ach 
der berechtigt« Besitzer des ManaskripteB oder der Abschrift des- 
selben nur mit Einwilligang des Verfassers bewerkstelligen; 

2. die Veirielfältiffong, VerQCTentlichiuu; oder der Vertrieb der zun 
Zwecke der BalehniDg oder Unterhaltang gehaltenen Vorträge oder 
VorleHUDgen; 

8. eine sotcoe Ausgabe, welche der Verfasser oder Herausgeber den 
zwischen ihnen bestehenden Vertrage oder dem Gesetze entgegen 
veranstaltet; 

4. die Heratellnng eines Werkes, in mehr Exemplaren ab dies twiseben 
dem Verfasser und Herausgeber rereinbart worden ist; 

fi. die unbefugte Heraasgabe eines von mehreren Autoren gemein- 
schaftlich rerfassten Werkes durch einen der Verfasser (§ 1, Alinea 2i; 

6. die KoUektivansgabe der bei öffentlichen Verhandlun^n oder Be- 
ratungen bei Terschiedenen Qelegeuheiten aber verschiedene Gegen- 
stände gehaltenen Beden, ohne Einwilligung des betreffenden 
Bedners; 

7. die unbunKte Obemahme der ausscliliesslich buhafs Aufnahme h 
den TagesblSttem gesammelten und Terrielfalt^t erschienenen 
Telegramme und Berichte in irgend eine Zeitung. Betreffs Über- 
nahme derartiger MJtteiInngen nach erfolgtem Erscheinen derselben 
in irgend einer Zeitung ist die Verftlgang des § 9, Punkt 1 in An- 
wendung EU bringen. 

g 7. Die Übersetzung eines Originalwerkes ohne EinwilUgmig dea Ver- 
fassers wird als unbefugte Aneignung des Autorrechtes betrachtet: 

1. wenn das zuerst in einer toten Sprache erschicnone Werk in eise 
lebende Sprache übersetzt herausgegeben wird; 

2. wenn das zugleich in mehreren Sprachen erschienene Werk in ebe 
jener Sprachen übersetzt herausgegeben wird; 

3. wenn der Verfasser auf dem Titelblatt des Originalwerkes oder 
zu Beginn desselben sich das übersetznngsrecht vorbehalten bat; 
vorausgesetzt, dnss die Obersetznug innerhalb eines Jahres nach 
dem Erscheinen des Originalwerkes begonnen und binnen drei 
Jahren beendigt worden ist. Der Schutz hGrt hinsichtlich jener 
Sprachen auf, in welchen die Übersetzung im ersten Jahre nicht 
begonnen wurde. Wenn der Vorbehalt nur für gewisse Sprachen 
galt, so kann das Werk in jene Sprachen, von welchen nicht die 
Bede war, allsogleich übersetzt werden. Bei Original werken, welche 
in mehreren Bänden oder Teilen erschienen sind, ist jeder Band 
oder Teil als abgesondertes Werk zu betrachten und der yorbehalt 
des Übersetzung« rechtes auf jedem Bande oder Teile besonders an- 
zumerken. Das Kalenderjahr, in welchem das Originalwerk «r- 
schienen ist, kommt bei Bestimmung der für die Übersetzung fcst- 
gi^etellten Zeit nicht in Bcebnong. 

Bei Bühnenwerken mnss die Übersetzung binnen sechs Monaten oaeh 
dem Erschehien des Original Werkes vollständig beendigt werden. 

Der Beginn und die Beendigung der Übersetzung ist innerhalb des in 
dem gegenwärtigen Gesetze festgesetzten Termines zur Begistrierung an- 
zumelden {§§ 42 und 44). Die Übersetzung der noch nicht erschienen« 
und durch das gegenwärtige Gesetz geschätzten litterarischen Werke (§ 6, 
Funkt 1 und 2) ist ab unbefugte Aneiguong des Autorrechtes zu betrachten. 
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g 8. Die Obersetsnnceo werden gleich OrigiiMlw«ikeii gegen nnbefagte 
VerrJelfÄltignngen und naWechtigten Vertrieb gesckotst. 

S 9. AIb unbefugte Aneignnng des Antorrechtes wird nicht betrachtet: 

1. das wörtliche Citftt einxelner Stellen oder kleberer AbBchnitte ans 
etaem bereits erschienenen Werke oder die Übemabmo bereit* ver- 
vielfiiltigter nnd Terflffentlichter kleinerer Arboitan in einem durch 
den Zweck motirierbftren beschrtnkten Cmfuige in ein Midi grosseres 
Werk, welcbca seinem Inhalte nach als ein MlbsUndiges, wissen- 
schaftliches Werk betruhtet werden kann, oder aber in eine solche 
Sunmlnng, welche ans den Wericen mehrerer Schriftsteller lum 
Gebraoche für kirchliche. Schul- und Unterrichtszweche redigiert 
worden ist, voratisgeeetit dass der Verfasser oder die Quelle deutlich 
genannt erscheint; 

2. die Übernahme einselner Hitteilungen ans Zeitnngen oder Zeit- 
schriften, mit Ansnalime der belle tristiachen nnd der wissensehaft- 
Ucben AufaBtie, ferner aller grosseren Mitteilungen, an deren 
Spitze nicht das Verbot des Nachdnickes aasgedrückt erscheint; 

3. die Hitteilnng SfFeDtUcher Urkunden und Verliandlongen; 

4. die Vervielfiütignng von Beden, die bei Öffentlichen Veibandlangen 
nnd fieratnngen gehalten worden (% 6, Punkt 6); 

5. die Verrielfllltignng einselner Beiträge ron im S 2, Alinea 8 er- 
w&hnten Kollektir werken. 

g 10. In Betreff der Heraasgabe der Oeaetee and Verordnungen verfügt 
der Oesetzartikel LIHilSSO. (Derselbe behilt der Begierong das aoa- 
aGhliessliche Becht, den Text tod Gaeetsen und Verordunngen ni TerOffent- 
liehen vor, ebenso das der Cbersetsnng in eine der in Ungarn gesprocheBen 
Spischen.) 

3. Dauer des Antorrechtes. 

§ 11. losofem in den Daehstehenden Pariigraphen keine abweichenden 
BestinunuDgen enthalten sind, erstreckt sich der Scnutz, welchen das Geaeti 
gegen die unbefugte Aneignong des Autorreebtes sichert, auf das ganie 
Leben des Autors nnd auf 50 Jahre nach dem Ableben desselben. 

S 12. Bei den von mehreren gemeinschaftlich verfassten Werken ist die 
Sehatizeit van dem Tode jenes VerAissers zu rechnen, der die Abrigen ttber- 
lebt hat. 

Bei einem aas litterarischen Beitrligen mehrerer entstandenen WeAe 
wird die Schutiseit der einzelnen Beiträge derart bestimmt, je nachdem die 
Verfasser der Beiträge genannt sind oder nicht (§g 11 and 18,). 

Die in § 6, Punkt 6 erwihntcn Sammelwerke werden eines Schutzes in 
der Dauer von 60 Jahren vom Tode des Redners gerechnet, teilhaftig; sollten 
«bei die gesammelten Beden bei Lebzeiten des Redners oder während fünf 
Jshrcn nach dessen Tode nicht herausgegeben werden, so kann die Sammel- 
ansgabe noch ohne EinwillignDg der Rectitsnach folger erfo^en. 

§ 18. Die bei Lobzeiten des Verfassers erschienenen litterarischen Werke 
li;eniessen den in ij 11 bestimmten Schatz nor dann, wenn der wahre Mame 
i'iB Verfassers oder dessen anerkannter schriftstelierischer Name auf dem 
l^telblatte oder unter der Widmung, beziehungsweise unter dem Vorworte 
steht. 

Bei aas Utterarischen Beitragen mehrerer zu stände gekommenen Werken 
ist CS behufs Schutzes der einzelnen Beitrage genQgend, daas der Verfasser 
»m Anfange oder am Ende der Beiträge genannt werde. 

Die anter einem Pseadon;m oder ohne Nennung des Namens des Ver- 
ftsjflTa erschienenen utterarischen Werke werden, insofern die Zelt der ersten 
Anigabe an dem Werke augesetzt wurde, Ton dieser Zeit gerechnet, 60 Jahre 



■ Google 



388 Ungarn. 

gOBchtttzl'. Ist Jedodi binnen &0 Jahren, Tom £nehemeu dee Werkes ge- 
reuhnet, der Name des Verfassers behnfs Begistriemng; angemeldet «oida, 
so wird die Suhntzzeit nach g 11 gerechnet. 

§ 14. Das nach dem Tode des Verfassers erschienene Werk wird 50 Jitre 
lang, Tom Tode des Verfassers gerechnet, geschfltst. Wenn das Werk nuk 
mehr als 45, aber innerhalb fiO Jahren, vom Tode des Verfassers gerechnet, 
nun eisten Mal heianegeeeben wird, geniesst es den Schutz fOtif Jahre 
lang vom Erscheinen gerecimet. 

§ U. Akademien, UniTersitäten, Korpoiatiooen nnd sonstige jaristischt 
Personen, ferner OfTentliehe Lehranstalten genieasen, insofern sie bezflglieh 
der Ton ihnen heranagegcbenen Werke als Verfasser betrachtet Verden, 
30 Jahre lang, ron dem ersten Erscheinen des Werkes gerechnet, den Antor- 
BchntE. 

§ 16. Bei Werken, die in mehreren Bänden oder Teilen CTscheiDcn, 
wird die Daner des Schatzes von dem ersten Erscheinen jedes einielaea 
Bandes oder Teiles gerechnet. 

Bei Werken, welche ein nnd dasselbe Material in mehreren T«ilen oder 
Bänden behandeln and daher als mit einander Kasammenhängend zn be- 
trachten sind, wird die Daner des Schutzes ron dem Erscheinen des letzten 
Bandes oder Teiles gerechnet. Ist jedoch zwischen der Herausgabe der 
einzelnen Bände oder Teile ein längerer Zeitraum als drei Jahre Terstrichen, 
so sind die früher erschienenen Teile oder Bände als ein selbständiges Werk, 
die nach Ablauf von drei Jahren ersidieinenden Teile oder Bände aber als 
neues Werk zn betraebten. 

§ 17. Da* Verbot der Übersetzung erstreckt sich im Falle des % 7, 
Punkt 2, auf fUnf Jahre, von dem Ersoheinea des Originalweikes, im Falle 
des Punktes 8 desselben Parngraphen aber auf fünf Jahre von dem erstei 
Erscheinen der aatorisierten Übersetzung. 

§ 18. In die in den rorhergeh enden Paragraphen festgesetzte SdinLi- 
xät wird das Kalenderjahr des ersten Erscheinens des Werkes oder det 
Übersetzung desselben, besiehungaweise das Jahr, in welchem der Verfasser 
veratorben ist, nicht eingereelraet. 

8. Strafbestimmungsn. 

§ 19. Wer absichtlich oder ans Unbedachtsamkeit eine die unbefugte 
Aneignung des Autorrechtes bildende Handlung begeht, wird fflr dieses Ver- 
Kehen ausser der dem Verfasser oder dessen Bechtanachfolger zn leistendes 
Entscfa&diguog mit einer Oeldbuase bis zn 1000 Golden bestraft. Die Gleld- 
strafe wird über jeden Tbater besonders vorhängt. 

Kann die Geldstrafe' nicht eingetrieben werden, so tritt an deren Stelle 
aefftugnisstrafe, deren Dauer das Gericht schon bei FStlung des Urteils be- 
stimmt. Bei dieser Foststellnng ist an der Stelle eines Geldbetrages Ton 
1—10 Gulden ein Tag Gefängnis auszusprechen. 

Wenn der ThBter die Handlang weder aus Unbedachtsamkeit noch ans 
Absiebt rerttbt hat, hat keine Strafe einzutreten, nnd ist derselbe in diesen 
Falle dem Verfasser oder dessen Bechtsnachf olger fttr den Schaden nnr in 
dem Masse, als er sich selbst bereicherte, zum Ersatz verpflichtet. 

g 20. Wer jemanden zur nnbnfngteo Aneignnng des Antorrechtes be- 
wegt, verfällt der im g 19 bestimmten Strafe und ist gehalten, den Verfssser 
oder dessen Bechtanachfolger im Sinne des § 19 anch dann zu entschädigen, 
wenn der Thät«r nach dem soeben erwähnten Paragraphen nicht schnldig 
oder zum Schadenersätze nicht verpflichtet wäre. 

§ 21. Die Torrätigeo Exemplare nnd die zur unberechtigten Verriel- 
fUtigung bestimmten besonderen Apparate, wie: Druckformen, Ealamnen, 
Metiulplatten, Klischees, Steine. Stereotypen asw. werden konflnziert nnd so- 
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fort, subdem der diesbuttglictae Ciericlitabeiokeid in Bechtakntt erwachsen 
ist, reTDiehtet oder, ihrer sebftdigendcn Form entkleidet, dem EigentOraer 
iDrackgestellt. 

Wena nnr ein Teil dea Werkes als eine unberechtigte VenieUältignng 
ugeaehen werden kann, so erstreckt sich die Konäskatfon nur aiif diesen 
Teil nnd snf die inr VerTielfftltignng desselben »nsschliesslieh benatzten 
Appuate. 

Die EonfiskatioD erstreckt sich anf alle jene Exemplare nnd Apparate, 
Teiche im Beeitse des Veranlnsaers der unbefugten VarrielfältigaDg, des 
Druckers, des Bnchhändlers, dea gewerbsmlsaigen Verbreiters and des in- 
(eilektoellen Urhebers (g 20) Torgefnnden werden. 

Die Konfiskation ist auch dann dorchzofllhren, wenn den Venwlasser 
ilei nnbefoKteo Äneignnag weder Absicht noch Dnbedaobtsamkeit belastet. 
Die Konfiskation wird auch gegenüber den Erben und Legatai-pu angeordnet. 

Den Geschädigten steht es frei, die Exemplare nnd Apparate an deren 
KostenpTcia gänzlich oder zum Teil zu übernahmen, insofern dadurch die 
Hechte dritter Personen nicht geschädigt werden. 

g 28. Die unbefugte Aneignung erscheint Terttbt, sowie das erste un- 
befugt Torrielfältigte Exemplar eines Weikes fertig, beitehnngs weise das 
UsDuskript veröffentlicht wurde. Der blosse Versuch der Vervielfältigung 
lieht weder eine Strafe, noch eise Entsch&digungspfiicht nach sich, doch er- 
folgt anch in dieeem Falle die Konfiskation der fertigen Teile nnd der Apparate. 

g 28. Wer ExempUre eines entgegen dem Verbote des (üesetzes rer- 
TJelfiltigten Werkes wissentlich gewerbsmässig in den Handel bringt, ver- 
kauft oder anf anderem Wege verbreitet, ist verpflichtet, den verursachten 
Schaden dem Verfasser oder dessen Rechtsnachfolger zu vergüten, und wird 
sngserdem mit der im § 19 festgesetzten Qeldbosse bestraft. 

Die zur geschäftsmässigen Verbreitung bestimmten Exemplare weiden 
im Sinne des § 21 auch dann konfisziert, wenn die unredliche Absiebt dem 
Veibreiter aoch nicht nachgewiesen weiden kann. 

g 24. Wenn im Falle des g 9, Fnnkt 1, die Nennung der Quelle oder 
des Namens absichtlich oder ans Dnachtsamkeit verabsHiunt wird, wird der- 
jeiUKe, der die VervielfUtigong veranlaast, und deijemge, der einen anderen 
inr Vervieinitignng bewogen, mit einer Geldbnsse bis zu fünfzig Onlden 
bestraft. Derselben Strafe unterliegt aooh derjenige, der gegen den Willen 
des Verfassers den Namen desselböi anf dem Werke veroientlicht (g 1, 
3. AbsaU). 

Die Geldstrafe kann in diesen Fallen nicht in Gefängnisstrafe verwandelt 
werden, nnd hat eine Entschädigung nicht Platz zu grräfen. 
4. Verfahren. 

§ 25. Sowohl die Feststellung der Entsch&di^ngsansprfiche, als auch 
die Bemeasnng der im gegenwärtigen Gesetse bestimmten Strafen, die An- 
ordwmg der Kon&skation mit inbegriffen, gehSrt zum Wirknngsioeiae der 
CiTÜgerichte. 

g 26. Die geschädigte Partei kann ihre Angelegenheit bei dem hinsicht- 
lich des Ortes ^r nnben^^ten Aneigunng kompetenten kOnigL Gerichtshöfe 
erster Tn.in.i» oder bei jenem königl. Gerichtshöfe erster Instanz anhängig 
machen, welcher das Personalgericiit Ats Beklagten ist. 

g ST. Das Verfahren wird mir auf Ansuchen der gesehädigten Partei 
eingeleitet. 

Die geschädigte Partei kann vor der Pabliziervng des Urteiles des Ge- 
richtes erster Instanz eriilftren, dass sie die Bestrafung des Beklagten nicht 
«anseht. Im Falle eine solche ErkUrang rorU^ kaw eine aeatnlaag 
Bioht stattfinden. 
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% 28. Wegen nnbefngter ADeignnng dea Autorrecktes kann derjenige 
die Klage anfa&ngig machen, dessen Autor- oder Verlegeirecht verieUt »der 
gefährdet arscheint. 

Bei bereits TerUffentiichten Werken ist, inaoUnge das Oegeoteü nidit 
bewiesen wird, derjenige als Verfasser zu betrachten, der aaf dem Werice 
als solcher uigefoürt eischdnt. 

Bei Werken, welche unter einem Pseudonym oder ohne Nennung det 
Namens des Verfassers erschienen sind, ist, wenn der Herausgeber nicbt ge- 
nannt ist, der aul dem Werke Terseichnete KonunisBionär znr Gteltcndmachimg 
der Bechte des Verfassers befugt. Der auf dem Werke genannte Verleger, 
hey.iehongs weise Romioissionftr, wird, bis lom Nachweis des Gegenteils, kl« 
Reehtsinhabei des Pseudonymen oder nicht genannten Verfassers betrachtet. 

g 39. In ProzegscD, welche wegen unbefagtei Aneignung des Autor- 
rechtes anhängig gemaclit werden, urteilt das O^richt über die Absicht oder 
Fahrlässigkeit, lemeT über die Thatsache und die HBhe des Schadens und 
der Bereicherang auf Qrund der obwaltenden Umstände nach freiem Ermessen. 

§ 30. Wenn solche technischen Fragen auftauchen, welche auf die Fest- 
stellung des Thatbestandes der unbefugten Aneignung yon Rinltuss sinil, 
kann das Gericht äachrerstündige einTcrnebmen. 

g 31. In Budapest und in Agram sind aas Gelehrten, Schriftstellern. 
Kttnstlem, Buchhändlern, Buehdruckem und anderen geeigneten Personen 
bestehende ständige BspertkommissioneD eu bilden, welche bezüglich der Ton 
Gerichte denselben vorgelegten Fragen ein Ontachten abzngehen haben. 

§ 38. Die Präsidenten und Mitglieder dieser Kommissionen ernennt der 
Minister fttr Kultus und Öffentlichen l'nterricht, beziehungsweise der Banns 
TOD Kroatien-SlaTonien aaf die Dauer von sechs Jahren, Die Kommissions- 
mitglieder leisten ein- für allemal den SachverstHndigeneid oder das feierliche 
OelObuis an Eidesstfttt. 

§ 88. Die Kommissionen gaben ihr Gutachten besttglich der von den 
ansuchenden Gerichte denselben vorgelegten Prägen auf Grund der mit- 
geteilten Daten ab. 

g B4. Zu den Sitzungen der Kommission sind sämtliche Mitglieder 
einsmaden. Zar gültigen Besehlussfassung ist einschliesslich des Präsidenten 
dia Anwesenheit von wenigstens fflnf Mitgliedern notwendig. Die Qesehlfts- 
ordnnng der Kommission wird Tom Justiz ninister im EinTemehmen mit dem 
Minister fttr Knltns nud Unterricht und dem Banns ron Kroatieo-SlaTouien 
festgestellt. 

§ S5. Die Kommission kann ftti die Abgabe des Gutachtens eine Oe- 
bOhr aufrechnen. Bei Feststellnng der Oebflhr geht das Gericht nach dm 
Vorschriften der Civilprozessordnung Tor. 

6. Verjährung. 

§ 36- Hinsichtlich dar Bestrafung der unbefugten Aneignung des Autor- 
rechtes, ferner wegen des Schadenersatzes und der unbefugten Bereidiefong 
TSijährt das Klagerecbt binnen drei Jahren. Die Verjährung beginnt as 
dem Tage, an welchem die Verbreitung der unbefugt Tarrielfältigten Exem- 
plare begonnen, oder die Veröffentlichung des Werkes stattgefunden hat. 

§ 37. Hinsichtlich der Bestrafung der Verbreitung der unbefugt T«^ 
Tielfältigten Exemplare (g 23) und der Entschädigung für den doKh die 
Verbreitung verursachten Schaden, verjährt das Elagerecht ebenfalls biueD 
drei Jahren. Die Vcrjähnug beginnt an dem Tage, an welchem die Vw- 
breituBg zum letzten Haie erfolgte. 

g 88. Die unbefugte Vervielfältigung und Verbreitung ist nicht atiaf- 
bar, wenn der Klageberachtigta mit seiner Klage innerhatb der VerjUmnigs- 
frist binnen drei Monaten, von dem Zeitpunkte gerechnet, wann er toi der 
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Verflbang dei Vergehens and der Peraou doü Tlilltera lich Kenobiii Ter- 
schftffte, nicht »nfgetreten ist. 

§ 89. Die Verniehtnng, bei iehnngs weise Eon&Bluttion der unbefugt hsr- 
f^tellten Exemplare oder der znr Herstellnng derselben dienenden Vor- 
riditiingen Icaim solangie Terlangt werden, als solche fQr den Verkahr be- 
stimmten Exemplare oder zn dem ervlllmten Zwecke dienenden Vorrichtungen 
vorhanden sind. 

g 40. Im Falle einer gegen den § 24 Teratoeeenden Handlung verjUrt 
du Slagerecht der geschädi^en Partei binnen drei Monaten von dem Tage 
an gerechnet, an welchem die Verbreitung des Druckwerkes begonnen hat. 

g 41. In Bezug auf die Unterbrechung und dan Buhen der Verjährung 
sind die allgemeinen Nonnen anzuwenden. 

6. Regiatrierong. 

g 42. Bas Register, in welches die Ti^intragung gcnitisB den nestimmnngen 
der g§ 7, 13, 55 und 6B erfolgt, wird bei dem Minister für Ackerbau, Ge- 
werl>e und Handel gefOhrt 

§ 4S. Die Regia triernng erfolgt auf mündliches oder schriftliches Ver- 
Ungen der Interessierten ohne vorlSnfige Unteranchnng der Wirklichkeit 
uder Bereclitignng der angemeldeten Thatsachen. 

g 44. In das Register kann Jedermann Einsicht nehmen und fordern, 
dus anthentische Änszttge aus demselben ftlr ihn ansgefeitigt werden. Die 
BegistriemngeD werden tn einem darch den Minister fflr Ackerbau, Gewerbe 
und Handel zu bestimmenden Organe publiziert. 

Registriernngen von auf dem Gebiete von Eroatien-Slavonien erschienenen, 
sowie von, durch nach Eroatieu-Slavonien zuständige Individnen im Änslande 
heransgegelKnen Werke, werden ausser dem erwähnten Organe auch in dem 
in Eroatien-Slaronien erscheinenden und durch den Banus dieser Länder zu 
bezeichnenden Organe kund gemacht. 

Mit der detaillierten Regelung des Registrierungs Verfahrens im Ver- 
oidnnngawege wird der Minister für Ackerbau, Oewerbe nnd Handel betraut. 

Zweites Kapitel: Musikwerke. 

% 4b. Die Bestimmungen der §g 1 — 6, femer 9—14 sind anch bezbglich 
der den Verfassern von Musikwerken zustehenden VerrielfBltigungs-, Ver- 
BfentlichnngS' und Vertriebsrechte entsprechend anzuwenden. 

Art. 46. ' Als unbefugte Aneignung des Autorrechtes wird jede solche 
ohne Einwilligung des Verfassers herausgegebene Umarbeitung eines Hnsik- 
werkea betrachtet, welche als eigene Komposition nicht betrachtet werden 
tum, namentlich: AnszOge aus Musikwerken, Transkription eines Unsik- 
werkes tQr ein oder mehrere Instrumente oder Stimmen, femer kttnstleriach 
nicht bearbeitete Abdrucke einzelner Teile oder Lieder eines nnd desselben 
Vbrkes. 

I 47. Als unbefugte Anei^ung des Autorrechts wird Dicht betrachtet: 
die Citiemng eiazelner Stellen eines bereits erschienenen Musikwerkes, ferner 
die Übernahme von Musikwerken geringeren Umfanges in einem durch den 
Zweck motivierbaren beschränkten Umfange in ein salbständigea wissen- 
schafUiches Werk oder iu eine Sammlung, welche ans Terschiedenen Werken 
sDSBchliesslich zu SehnU oder ünterricliCaa wecken verfasst worden ist, TOraus- 
gesetit dass der Verfasser oder die benutzte Quelle angegeben wurde, da 
MDst die Bestimmung des § 24 in Anwendung zn kommen hat. 

I 48. Als unbefugte Aneignung des Autorrechtes wird femer die Be- 
■ntzuff eines erschienenen Werkes als Musikteit nicht betrachtet, wenn dar 
Text gleichseitig mit der Mnsikbegleitnng abgedmckt wird. 
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Aumenoininen ist ein salchei Text, walcbor seioer Natnr nach nur, an 
in Hnsik gesetzt zn werden, Terfasst wnrde, wie der Text uner Oper, eines 
Ontorinma luw. Derartig*; Texte kilnncn mit der Mnsikbwleitmig nni mit 
Bewillignug des Verfassers heranagegebeu werdea. Als Einwillignng des 
Veifusers wird betrachtet, wenn derselbe den Text dem KomponisteD va 
BenntEong ohne Vorbehalt flbergeben hat. 

DrllUa Kapitel: Aaffukrang von SchatupieUn, Musikwerken aitd 
Maatkach anspielen, 

§ 49. Das anaachliesaliche Becht zur Aufführung von Schanspielea, 
Hnsikwerken oder Hnsihaebanspielea ateht dem Verfasser zn. 

§ 60. Subaaspiele und Unsikaeh anspiele därfen ohne Einwilligong des 
berechtigten Verfassers auf einer Bühne auch dann nicht aufgeführt VOTden, 
wcnD sie im Druck erschieueD oder in den Handel gebracht worden sind. 

Anaaerhalb der Bflhne kOnnen ans solcben Werken Ouvertüren, Zwiaebeii- 
aktamnaiktetle oder aonatige Partien auch ohne Einwilligung dea Berechtigten 
anfgefUhrt werden. 

§ El. Vervielftltigt eracbieucue und in den Hand«! gebrachte Ilusik- 
werke kOnnon CITenttich anch ohne Einwilligung dea berechtigton Verfassers 
nnfgefUhrt werden, wenn der Komponist auf dem Titelblatt oder am Anfüge 
dea Werkea aich daa Aufftlhrnngsrecbt nicht vorbehalten hat. 

§ B2. Wenn ein Werk mehrere Verfasser hat, sind hhisicIttUcb der 
Offentlichon AnffUbrung die Alineen 2 und S des g 1 mit der Abweichung 
antuwenden, daas zur AnffUhrung der mit Text versehenen Musikwerke, die 
Mnaikschanspiele mit inbegriffen, in der Regel die Einwilligung des Eoin- 
pbntaten genügt, und dass znr Anffübrnng solcher Werke obne Hnaik die 
EinwilligUDg dea Komponisten nicht notwendig iat. 

g 53. Der rechtmässige Übersetzer eines Schauspiels gcnieast hinsicht- 
lich der Sffentlichen AnffUhrung seiner eigenen Übersetzung gesetzlichen 
Schutz. 

§ 54. Die Öffentliche AnffähruTig einer unbefugten Übcrsctznng fg 7) 
und einer unbefugten Umarbeitung (§ |6) wird als widerrechtliche Aneignung 
des Antorrecbtea betrachtet. 

8 66. In Bezug auf die Dauer des Hechtes sni Dflantlicheo AnffUhrung 
sind die Bestimmungen der ^ 11 — 18 massgelMnd. 

Pseudonym oder ohne Nenunng dea Namena dea Verfassers (§ 13, 
Alinea 1) rerfasste Werke geniesaen, inwiefern selbe znr Z£it ihrer ersten 
Anffflhrnng noch nicht veröffentlicht waren, von dem Tage ihrer ersten Auf- 
führung, die zurückgelassenen Werke aber vom Ableben des Verfassers ge- 
rechnet 60 Jahre hindurch Schutz gegen unrecbtinässige Anffahrung. 

Wenn aber der Verfasser eines psendonym oder ohne Nennung des 
Namens des Verfassers verfassten Werkea oder der Bechtsnachfolger dea 
Verfassers während des &Ojährigen Terminea den Namen des wirklichen Ver- 
fossers behofa Begietrienmg angemeldet hat (^ 43) oder wenn der Verfasser 
wthrend dieser Zeit das Werk unter seinem wirklichen Namen veiöffentUeht, 
wird die Sehntzzeit nach dem g 11 gerechnet. 

g 56. Als Verfasser noch nicht erschienener, jedoch bereits öffentlich 
aufgeführter Schauspiele, Hnaikwerke und Muaikschanspiele ist — bis nicht 
daa Gegenteil erwiesen ist — derjenige anzusehen, der auf der die Anf- 
fUhrung ankündigenden Anzeige als Verfasser genannt wird. 

g 57. Wer absiebüich oder aus Unachtsamkeit ein Schauspiel, HasJi- 
werk oder Musikachaospiel vollständig -oder mit geriogfägigen Änderangen 
unrechtmässig aufführt, ist verpflichtet, dem Veruaaer oder dessen Bechts- 
nachfolger den verursachten Schaden eu ersetzen und wird mit der im § 19 
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fattceMtiteii Geldbnase bsBtnft. 

AniflUinuig ist der g 20 derart aninwenden, dasB d 

ereitiM uch g 68 bemesseo wird. 

% 58. Als Schild enersatz (§ 57) ist das ganie Erträgnis der noreclit- 
mässigen Anifttliniiigen ohne Abzug der hierauf renrendetea KosteD zu be- 
zahlen. Ist das Werk zusammen mit anderen Werken antoefUhrt worden, 
so ist als EDtschädigungssomme der Terhältnismässige Teil der Einnafaine 
featinstelleu. 

Wenn keine Elinnahme war, oder wenn dieselbe nicht festgestellt werden 
kfinn, bestimmt der Richter die Eotschadignugssnmme nach freiem Ermessen. 

Wenn den Urheber der AnfiOhmng weder Absieht noch Unbedachtsamkeit 
belastet, kann keine Strafe Platz greifen, tind ist derselbe für den ver- 
nraaebten Schaden nur bis aar Hähc seiner Bereichemng verantwortlich. 

§ 69. Die §§ 3 nnd 26—44 sind anch hinsichtlich der Sffentlichen 
Antfähmag der Schanspiele, Musikwerke nnd Hoaikschaaspiele entsprechend 
snznwenden. 

Viertes Kapitel: Werke der bildenden Kanäle 
tj 60. Die gänzliche oder teilweise Nachbildung, VeröfTentlichnng und 
ilct Vertrieb der dnrch die bildenden Künste -— Zeichnnng, Stich, Halerei,- 
BilJhanerknnst — geschafTenen Werke ist ansschtiessliches Kecbt des Ür- 
liebera des Werkes. 

§ 61. Die Nachbildnug der äcliüpfungeu der bildenden Künste wird, 
wenn dieselbe mit der Absiebt det Weiter Verbreitung und ohne Einwilligung 
des Berechtigten geschieht, als unrechtmässige Aneignung des Urheberrechtes 
betrachtet. 

Als nnrecliimäesigcAaeienung des Urheberrechtes ist auch zu betrachten; 
1. wenn das üriginaTwerk in einer anderen Knnstgattung oder in 

einem anderen Genre nachgebildet wird; 
i. wenn die Nachbildung nicht unmittelbar nach dem Urigiunl, sondern 
nach irgend einer Kopie desselben erfolgt; 

3. wenn eine Schöpfung der bildenden Kttnste auf ^rzeagniatt der 
Architektur, Industrie oder des llanufakturgewerbcs nachgeahmt 

4. eine solche Ausgabe, welche der Urheber oder Verleger entgegen 
dem zwischen denselben bestehenden Vertrage oder dem Oeeetze 
zuwiderlaufend veranstaltet; 

5. die Herausgabe des Werkes von selten des Verlegers in einer 
grosseren Anzahl von Exemplaren, nla derselbe im Sinne des Kon- 
traktea herauszugeben berechtigt ist. 

^l}2. Ais nnbefngte Aneignung des Urheberrechtes ist nicht zu betrachten: 
1. eine solche freie Bearbeitung, dnrch welche von einem Original- 

wcrke verschiedene neue Werke hervorgebracht werden; 
3. einzelne Kopien, welche nicht mit der Aosjcht, dieselben in Handel 
KU bringen, verfertigt werden; doch darf auf solchen Kopien das 
Zeichen, der Name oder die Anfangsbuchstaben des Namens des 
Urhebers bei sonstiger im t; 19 festgesetzten Strafe nicht benntzt 
werden: 

3. die Nachbildnug von auf Strassen, Öffentlichen Plätzen und anderen 
übnlioben öffentlichen Ürtcn bleibend anfgestellten Werken in 
anderer Kunstgattung; 

4. die Aufnahme der Nachbildung einzelner Werke einzig nnd allein 
b^afs ErlSoterung des Textes, in einem dnrch den Zweck motivier- 
baren beschränkten Umfange in ein solches Werk, welches seinem 
Wesen nnch als schriftstellerisches Werk zu betrachten ist. 
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§ 68. Wer das Werk eines anderen rechtmäMig in einem uderoi 
KnnBtgenre oder in einer anderen Eanstgattang nacEbildet, ist in Being 
anf das dnrch ifan geschaffene Werk als Urheber aach dann zu betrachtei, 
wenn das Oriffinalwerk bereits Gomeiopit geworden bt, 

§ 64. Wenn ein Urlieber sein Werk in das i^ligentnm eines andein 
iilMTläsat, ist hiermit das Recht dar Nachbildung noch nicht als tba- 
lassen anzosehen. Bei bestellten Porträts nnd Büsten gebohrt dieses Kpcht 
dem Besteller. Der Eigentümer ist nicht rerpflichtet, das Werk dem ^^ 
heber oder seinem Rech tioachf olger bebnfs Nacbbildong zn Überlassen. 

g 65. Im abrigen sind die SS 3, 11—44 auf Schöpfnngen der bildenden 
Künste, beziehungsweise aul die Urheber derselben und auf die periodischei 
oder Sammelansgaben solcher Werke entsprechend anzuwenden. Bezftfclicli 
der bereits TerOffentlicbten Werke wird der Schntz im Sinne des § 13 dem- 
gcm&as znerkannt, je nachdem der Urheber in dem Werke ang^eben vu 
oder nicht, bezieh nngs weise dieser Mangel dnrch Registriemng ersetzt 
worden ist oder nicht. 

§ 66. Aaf architektonische Werke, Indastrieerseognisse nnd tat 
SehQpfQDgen der bildenden Künste, welche auf iDdnslnecrEeatmisse ange- 
bracht werden, sind die Bestimmungen des gegenwArtigen Gesetzes nicht 
(inznwenden. 

Fünftes Kapitel : OaologUiohe und geographische Karten, nataraiaani' 

itohaflliche, geometrische, architektoniaohe und andere teohniaolu 

Zeichnungen and Figuren. 

^ 67. Auf geologische und geographische Karten, naturwissenschaft- 
liche, geometrische, architektonische nnd technische Zeichnnngen and Fignrcn 
finden, inwiefern dieselben ihrer Bestimmung gerafiss als Schöpfungen d«r 
bildenden Künste nicht angesehen werden kflonen, die §§ 1 — 44 des gegen- 
wärtigen QesetzcB, — wenn dieselben aber ihrer Bpstimmnng gemSss ab 
tjchBpfnngen der bildenden Künste zn betrachten sind, die §§ 60—66 des 
(!egenwärtigen Gesetzes Anwendang. 

g 69. Als nnbefagte Aneignung des Urheberrechtes ist die Aufnahme 
der Zeichnungen und Figuren in ein solches schriftstellerisches WeA 
nicht zu betrachten, in welchem die Zeichnungen und Figuren nur zar Et- 
läutemng des Textes dienen, vorausgesetzt dass der Urheber oder die <^elk 
nnsd rück lieh genannt erscheint. 

Sechstes Kapitel: Photographien. 

§ 69. Die Nachbildung eines mittelst Photographie hergestellten Werke^i 
im Haschineuwege, die VerBtFentlichnng und der Vertrieb desselben w&hreod 
der im § 70 festgesetzten Schntzzeit, bildet ein ansecbliesslichoa Becht des 
Urhebers der Originalaufnahme. 

Als Bedingung dieses ausschliesslichen Hechtes dient, dass anf jedem 
einzelnen ßzemplare der befogten Abzüge oder Nachbildungen der Original- 
anf nähme 

1. der Name oder die Firma und der Wohnort des Urhebers oder 
Herausgebers der Originalaufnahme, 

2. das Kalenderjahr, an welchem die befugten Abzüge oder die 
Nachbildung zum ersten Haie erschienen sind, ersichuich gemacht 
werde. 

§ 70. Der durch dieses Gesetz gew&hrlebtete Schutz gebtthrt dem L^ 
heber des photograpbischen Werkes oder dessen Rechtsaachftigei fünf Jahre 
lang Ton dem Ablaufe des Kaien de^ahres gerechnet, nu welcbem der Abng 
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odei die Naehbildang der photvgnpliisctieii AnfDahme znm eraten Male er- 
Khienen ist. 

Wem der Abiiut oder die NachbltdoDK nicht herKnsgegebeo worden ist, 
itt der fanfjUrige Termin toh dem Ablgafe des Kalenderjahres zn recbnen, 
M welchem die photognphische OrigiDalanfnabme erfolgte. 

BeiOglich der Fhott^raphien der in mehreren Binden erschemenden 
Werke Bind die BeBtimmnngen des % 16 in Anwendung zu bringen. 

g 71. Die Nacbbildnng elnei photographischen Werkes mittelst Hascliinei]- 
»ibeit ohne Einwillignng dee BerecfatiKten nnd tnaa Zwecke der Weiter- 
Terbreitoog, die TerDffentlichnDg und der Vertrieb dceselbeo wird als un- 
befugte Aneignung des Antorrechtes betrachtet. 

1 72. Das VerrieUältignngsrecht auf pbotographiBchem Wege orzengter 
Porlrita steht «nsschliessUcb dem Besteller zn. 

g 78. Als nnbefngte Aneignnng des Aatorrechtes wird nicht betrnchtet ; 

1. die freie Benntcnng einer Phoiographie in der Weise, dass von 
dem Oriffinalwerka verschiedene neue Werke hervorgebracht werden ; 

2. dio Nauibildang eines photographisohen Werkes, wenn dasselbe 
anf einem Industrieenengnisse angebracht wird; 

3. die Nachbildung einer photographischen Aufnahme in einem anderen 
Eunstgenre oder einer andereren Kunstgattung. 

§ T4. Wer die nhotogiaphiscbe Aufnahmo eines anderen in einem 
anderen Kunstgenre oder einer anderen Kunstgattung nachbildet, wird bfs 
zflglicb des durch ihn geschaffenen Werkes im Sinse des § 68 als Urheber 
betrachtet. 

S 7C. Im übrigen sind die §§ 8, 10 — U und 68 auch auf Pboto- 
graphien anmwenden. 

Siebentes Kapitel: Allgemeine Beatimmungen. 

S 76. Das gegenwärtige Gesetz tritt mit 1. Juli 188i in Kraft. Der 
'Schatz dieses Oeseties erstreckt sich anch auf jene litterarischen, musi- 
kaljsciien, technischen und photographischen Werke, ferner auf Werke der 
Scbanspielkunet und der bildenden Kflnste, welche vor der erwähnten Zeit 
erBchjcnen sind. 

§ 77. Die vor dem Inslebentreton des gegenwärtigen 0Bsetze.<4 ange- 
fertigten Exemplare, deren Herstellung bis nun nicht verboten war, kOnnon 
Aucb femer verbreitet werden. Die EnrZeit des Inslebentretons des gegen- 
irärtigen Gesetzes vorhandenen Stereotypen und andere ähnliche Vorrichtungen 
i§ 21) kauBen, wenn deren Eerstellnng bisher nicht verboten war, auch 
ferner benutzt werden. 

§ 76. Die vor dem Ins lebentreten des gegenwärtigen Gesetzes recht- 
mlssig zur Aufführung gebrachten Schauspiele, Musikwerke und Uusik- 
ichanspicle kUnnen anch ferner aufgeführt werden. 

§ 79. Das gegenwärtige Qeseta findet anf die Werke von unguischen 
Staatsbürgern auch dann Anwendung, wenn dieselben im Auslände er- 
schienen sind. 

Anf Werke von Ausländem findet dieses Gesetz keine Anwendung. Eine 
AnsGshme bilden und Rechtsschnta geniessen: 

a) jene Werke von Ausländem, die bei inländischen Verlegern er- 
schienen sind; 

b) Werke jener Ausländer, welche mindestens zwei Jahre im Laude 
ständig wohnen und hier ununterbrochen Steuer zahlen. 

§ 80. Das gegenwärtige Gesetz findet auch dann Anwendung, wenn 
ein ungarischer Staatsbürger dasselbe zum Schaden eines ungarischen Staat?- 
liJlTi^rs im Auslände übertritt. 



-...Google 



376 ÜDKam. 

§ dl. Mit der RegeluDg des im Sinne des fceKmwartigen Gesetsee n 
lieobaclitenden Verfahrens im VerordnunKswege wird der JastuminisUr, bf- 
ziebangsweise der Baaaa vod Kroatien-SlaronieD-UeJuiBUen betiunt. 

g 82. Uit dem TollzuKe des gegeDwfirtigeD Gesetzes werden der Jnstix. 
minister, der Minister fOr Aekerb&n, Gewerbe und Handel, der Minister fOr 
Kaltos nad Doterricht, bezieh du gsweise der B&nns tod Kroatien -SlATonien- 
Dalmatien betraoL 

Bestimmungon Ober das Verlagsrecht. 

Handelsgesetzbuch von 18T&. 

§ 515. Jenes Geschäft, durch welches jemimd (der Verleger) ein fertiges 
oder erst fertigzastellendes Werk der Litteratur, der graphischen und 
darsteltendeu EQnste oder der Fachwissenschaft zur Verriellftltignas:, Tu- 
öffenriichong nnd zum Vertriebe vom Autor oder dessen Bechtsnaduolgeni 
übernimmt und diesbezüglich das ansschliessliehe Recht erwirbt, wird als 
Verlagsgeschäft betrachtet. 

g 516. Der Autor (Ualei, Zeichner etc.) ist verpflichtet, dem Verleger 
das versprocbeno Werk in der Tertragsmässig festgestellten Art und inner' 
halb der bednngonen Zeit zu liefern. Wenn der Autor dieser seiner Ver- 
pflichtung aus eigenem Verschulden nicht nachkommt, so kann der Verleger 
uach seinem Belieben entweder die Vertrag«erfltllung und eine Entschäiligiug 
für den aus der Verspätung entsprungenen Schaden verkngeu oder aber 
für die Nichterflillun^ des Vertrages eine volle Schadlos hui taug forden, 
oder endlich steht es ihm frei, seinerseits den Vertrag als nicht geschlossen 
y.n betrachten. 

§ 517. Insolaoge bis die zur Vervielßiltigiing ttborUssenen Exemplari' 
des Werkes, bezüglich deren der Verleger das Vertriebsrecht erlangte, nidii 
verkauft sind, kann der Autor bezüglich seines Werkes keinerlei Verffignnges 
treffen, welche zum Nachteile des Verlegers wären; namentlich Stent ibm 
nicht das Bocht zu, dasselbe Werk oder einen Teil desselben neu heraus- 
angeben oder jemand anderem zur Herausgabe zu flberlaaseu; ebenso dsif 
er dieses Werk in eine Gesamtausgabe oder Sammlung seiner Werke nicht 
früher aufnehmen. Der Autor kann, wenn er in ein Sammelwerk einzelne 
Arbeiten liefert, diese, sei es selbständig oder aber in seinen gesamten 
Werken herausgeben, vorausResetzt dass die einzelnen Arbeiten in derselbei 
Form, in welcher sie als Teile der Sammlung erschienen, nicht selbstKndige 
Gegenstände des Buch- oder Kunstbandels bilden. Kleinere Arbeiten, welche 
an Zeitschriften oder periodische Publikationen überlassen werden, stehen 
uach deren Erscheinen wieder znr freien Verfügung des Autors. 

g 518. Das erworbene Verlagsrecht berechtigt nicht zugleich sur Übor- 
setzuDg und zur Heransgabe der letzteren. 

§ 519. Der Verleger ist verpflichtet, das im Mantukripte oder sonst 
vereinbarten Originale übernommene Werk auf seine Kosten nnveiriiodert su 
vervielffiltigen und gehSrig in Vertrieb zu setzen. 

§ 520. Wenn keine ausdrückliche Vereinbarung diesbezüglich getroffen 
wurde, hat die Ausstattung in der dem Zwecke und der Bedeutung des 
Werkes entsprechenden Weise zu gescbehen. Die Anzahl der Bxemplsre and 
den Preis des einzelnen derselben bestimmt, wenn diesbezüglich zwwchen des 
Parteien keine besondere Vereinbarung getroffen wurde, der Verleger nach 
seinem eigenen Ermessen; es steht ihm aber nicht das Recht zu, einen ao 
hohen Preis za bestimmen, welcher dem Absätze des Werkes hinderlich wir«. 

§ 521. Wenn die Vertr^sparteien bezüglich einer neuen Auflage einen 
Vertrag achliessen, ist in Bezug auf alles, was in dem oeaen V^rage 
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Hiebt besoaden stlpnUert eracheint, iet frtthere Yertrag inr eraten Auflage 
iDcb tflr *p&t«r gtlltiit. 

§ 622. Bezüglich der Audehiinng des VerlagBreelitea ist das Ubenln- 
kommea der Eoutraheiiten entacbeidend. Im Fnlle des Zw^feU nnd der 
UnklMhett giabt der Vertrae nni inr einmaligen Eeraasgabe das Recht. 
Woiden aa^ die ferneren Anegaben abertragen, so ist der Veileger Ter- 
pflichtet, gleich nach vollat&Bdigem Atwatxe der Mberen Anflage eine neno 
la veranetalten. 

g &23. Wann der Verleger die Vervielf&ltignng nnd in Vertriebtetznng, 
oder aber nach TolletKndlgem Absatie der frltfaeren Anflage die Veran- 
staltung einer nenen dnrcD sein Yerscbnlden Torabsänmen sollte, lo kann 
der Antor nach seinem Belieben die TertragfierfUtlang und eine Entscbädignng 
fAr den ans der Verap&tnng entsprangenen Schaden verlangen, oder aber 
vegen NichtcrfoUnng dea Vertrages volle Scbadloshaltnn^ beanapmchon, 
oder aber vom Venrage zorüektreten, wie wenn dieser gar nicht geschloisen 
irorden w&re. 

g 624. Wenn der Verleger anch das Recht znr Heraasgabe der einielnen 
Werke des Aat^rfl erworben bat, so berechtigt ihn dies dnrchaas nicht anch 
^H Heraasgabe nnd Verlag der Gesamtaasgabe dieser Werke. Überlftast 
i« Antor die Heransgabe seiner gesammelten Werke dem Verleger, so er- 
lügt der letEtere damit nicht anch das Recht, einzelne Teile derselben 
ielbsUtndig xa verlegen. 

$ Sab. Honorar kann der Autor vom Verleger nur dann fordern, wenn 
dieses offen oder stillschweigend bedangen worden ist. Die stillscbweigonde 
BedJngnng eines Honorars wird dann angenommen, wenn die tJmstftndc 
liarant hinweisen, dass die Überlassung des Werkes nur gegen Honorar 
ToraasmsetzeD war. Die HOhe des Honorars bestimmt in einem solchen 
Falle, den Umständen angemessen nnd nach ÄnhCmng von Sachverstfindigen, 
dis Gericht. Dasselbe geschieht, wpnn ein Honorar im allgemeinen, ohne 
nlbere Bestimmung der Hübe desselben, bedangen war. 

§ 6%. Wenn bei der Fessteilang der HonorarbObe eine bestimmte 
kasutl Druckbogen als Orundlsge angenommen tvnrde, ist der Verleger 
nicht verpflichtet, für den die festgesetzte Bogenzahl flberschreitonden Teil 
ebenfalls Honorar zu zahlen, dagegen kann er vom Antor fordern, dass er 
ihm ein abgeschlossenes, vollständisea Werk liefere. 

g 687. Der Verleger ist verpflichtet, wenn keine andere Verebbarong 
getroffen wurde, und ein Honorar tlberbaopt bedangen worden ist, dasselbe 
bei Ablieferung des Tollstiindigen Manaskriptcs oder des Original Werkes so- 
gleich KU bezahlen; wenn hingegen das Honorar per Bogen bestimmt wnrde, 
so ist dasselbe mit Beendigung der Vervielfältigung, insofern aber das Werk 
in einzelnen Teilen erscheint, jedesmal nach Fertigste Hang eines solchen 
Teiles der entfallondo Teil des Honorars zu bezahlen. 

% 688. In jenen F&llen, in welchen die Vortrags erfüllung dnrch eine die 
Herson des Verlegers betreffende Znffttligkeit verhindert wttiSe, ist der Ver- 
leger von der HoDorarzablnng nnr dann befreit, wenn der Antor sein Werk 
anter den gleicbM bedingangen an einen anderen Verleger übertragen konnte. 

§ 629. Wenn das znr Vervielfiiltignng ttbe^ebenc Werk beim Verleger 
znAlug in Verlast gerät, so bescbrSnkt sich seine Verpflichtung nnr auf die 
H<Hiorarzahlung. Besitzt aber der Antor in diesem Falle ein zweites Exemplar 
seines Werkes, so ist er verpflichtet, gegen Ersatz der eventuellen äelbst- 
kosten dieses dem Verleger zu aberlasaen. 

g 630. In jenem Falle, wenn dio fertige Auflage vor dem Beginnen des 
Vertriebes ganz oder zum Teile durch irgend einen Zufall zerstört würde, 
ist der Verleger berechtigt, die zerstörten Exemplare auf seine eigenen Kosten 
ES enetzen, ohne dass er dem Aatoi hierfttr ein Honorar zu bezahlen hätte. 
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§ 631. Der TeiUssvertrag erllsobt; 

1. wenn über ein fertig abgeliefertes Werk ein Veitr&g abgeschlonei 
wurde nnd das Werk Tor der Übergabe beim Aator rafUlig ii 
Verlnst ger&t; 

2. wenn der Autor vor Beendignng oder Fertigstollang dee Werkes 
stirbt, oder t,n der Tertragsmüsigen Fertigstellung des Weriies 
zufällig gehindert oder dszn nafäÜg wftrde; 

H. wenn der Zweck, welchen die Kontrahenten durch die Heraugabi: 
erreichen wollten, vor der Übergabe des Manoskriptea oder des 
Originalwerkes, durch einen äusseren Zufall oder inzwischen an- 
getretene Umetftnde noinOglicli gemacht wflrde. Der Aator, b«- 
äehentUch dessen Bechtsnachf olger sind in diesem Falle wohl tmi 
der eingegangenen Terpflichtnng enthoben, kOnnen aber auch kein 
Honorar fordern, ja, sind sosar, wenn sie ein solches schon er- 
halten haben sollten, Terpflichtet, es znrflckzucalilen. Wenn da- 
gegen die im dritten Funkte rorauxgesehenea ümstüide erst 
nach Übergabe des Manuskriptes oder des Originalwerkes eintratep, 
so sind der Autor oder dessen Rechtsnachfolger berecktiKt, eb 
Honorar zu fordern, reep. nicht verpflichtet, das erhaltene Henoru 
zorfickzuzablen, 
§ 583. Dem Autor steht das Becht zu, den Yertrag auch einseitig lu 
tOsen, wenn der Verleger in Eonlmrs gerät. Sollte aber mit der Tenriel- 
fBltigung schon begonnen worden sun, so kann die Konkursmasse Terwattuif; 
des Verlegers, insofern sie dem Autor KchQrige Sicherstellnog bietet, dei 
Vertrag aufrecht erhalten. 

§ &38. Die Bestimmungen dieses Abschnittes haben unter den der Sache 
entsprechenden Modifikationen auch dann Geltung und finden Anwcndong in 
jenen Ffillen, wenn das VerlagsgesehSft bez&gticb eines Werkes der Litteratur, 
Fachwissenschaft oder bildcDden KOoste mit dem Eigentümer desselben ab- 
geschlossen wird, der kein Bechtsnachfolger des Antors ist. 

Verordnung des Justizministers vom 10. Juitt 1884 zum Gesetz 
vom 26. April 1884 betrefTend das Urheberrecht. 

g 1. In den Sachen, die das Urheberrecht zum Gegenstande haben, 
finden, sofern im Qesetzartikel XVI:168i und in den nachfolgenden Para- 
gi^ben keine abweichenden Verfügungen getroffen sind, der Qesetzartikel 
LIV:1868 und die den letzteren modifizierenden späteren Gesetze, sowie die 
Bestimmungen der Qesetzartikel LIS nnd LX:1^1 Anwendung. 

§ 3. Die im vorstehenden Paragraphen erwähnten Sachen werden, mit 
Ausnahme des im § 11 bezeiclmeten Failes, anf dem Wege des protokol- 
larischen Verfatirens verhandelt. 

g 3. Die Klageschrift ist bei dem nach § 26 des Qesetzartikel^ XVI: 
1684 kompetenten kfiniglichen Gerichtshöfe säiriftlich mit den Kopien der 
Beilagen in so vielen Eiemplaren einzureichen, daes sowohl der Kläger aL< 
auch jeder Qeklagte je ein Exemplar erhalte. Hehrere Personen liOnnm 
mit ein und derselben Klage selbst in dem Falle geldagt werden, wenn jene 
auf Qrund verschiedenor Bechtsbasen angestrengt wird. In diesem Falle Ist 
die jeden öekl^en betreffende Eechtsbasis besonders liervorzuheben. In 
der Klageschrift hat der Kläger ausser der im g 34 der CiTilprozessordnang 
angeführten auch noch die eyentnelie Strafe nnd Konfiskation betreffenden 
Ansuchen zu stelleu. 

g 4. Zar Verhandlung der Klage ist ein kalendermfissig festzusetiender 
Tag nnd Stunde mit dem Bedeuten zu bestimmen, dass die Parteien Ter- 
pfliebtet sind, durch ihre berollmacbtigten BechtaanwUte rertretai za e^ 
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setiortikela LIV:1868 entsprechender Beschlass erbnübt werden wird. Von 
dieaem Bescheide sind die PsTteien im Anschlnsse eines Exemplarea der 
Klsgeschrift zu TerstAndieen. Der Verhandlnngstermin ist in der Weise zu 
bestmunen, d&sB dem Qeluagten, fsils er orteaneäsBig ist, 8 Tage, falls er 
Biuserorts, jedoch im Sprengel des (ierichtsbotea wohnt, 15 Tage, wenn er 
lasserhalb des Sprengels des Gerichtshofes, jedoch innerhalb der angariichen 
Stastagrenzen wolint, 30 Tage, endlich wenn er nicht anf dem Gebiete des 
nngariscbcn Staates wolint oder sich nicht dort aufhält, oder wenn sein Anf- 
eotiialtsort onbekannt ist, 46 Tage von der Toraussichtlichen Znstellnng des 
Yorladnnpbescheides bis znm Verhandlnngs tennin znr Terftigung stehen. 
Sind der Qeklaeten mehrere, so ist der Termin nach dem Wohnorte des am 
eiitfenit«st WoEnenden zn bestimmen. 

§ 6. Die Kompetenzoin Wendung ist zn Beginn der ersten Tagfahrt zii 
DTheben. 

Wnrde die erste Tagfahrt dnrch die Parteien vertagt, so ist Jene 
I^nwendang gelegentlich der nenerlichen Tagfahrt nur dann statthaft, wenn 
der OeUojgte sich sein diesbezttglicbes Recht ausdrücklich verwahrt hatte. 
Wnrde die Einwendung verworfen, so ist im betreffenden Bescheide zur 
meritorischen Verhandlung der Sache bis längstens auf den achten Tag ein 
seneiücher Termin zu bestimmen. 

§ 6. Der Geklagte ist Terpfiichtet, alle zu seiner Verteidigung gehörigen 
Einwendungen and Beweise in der Einrede geltend zn machen and letztere 
gelegentlich des bestimmten Termins in das VerhandlongsiJrotokoll einzutragen. 
Sind der Geklagten mehrere, so steht es ihnen frei, die Einrede entweder 
gemeinschaftlich oder getrennt nebeneinander in das Protokoll einzutragen. 

g 7. Die Verhandlungen leitet und beaufsichtigt der Sclirilten bewahrer 
a 6 des Gesetzartikels XXX1:1871), and ebendersäbe manipuliert die Ver- 
tüuidlnngsprotokoUe im Sinne der gegenwärtigen Verordnung und der Ge- 
Hcbtsgeschäftsordnung. Die Protokolle sind bis zur Beendigung der Ver- 
lundlong in den in der Prokuratur durch Maueranschiog kundzugebenden 
Amtsstonden offen zu halten. 

§ 8. Die den meritorischen Teil betreffende protokollarische Verhandlung 
der Sache ist in der Begel innerhalb 8 Tagen zu beenden. Diese Frist ver- 
teilt der Schriftenbe wahrer zwischen den Parteien in der Weise, dass jede 
Futei zur Eintragung der Einrede höchstens zwei, zur Eintragung der 
Bephk und der DnpUk bOcbatens drei Tage in Anspruch nehmen darf. Wenn 
mehrere Geklagte selbständig durch Bero Um ächtigte vertreten erscheinen, 
90 ist jedem einzelnen von ihnen gestattet, je zwei, beziehungsweise je drei 
Tage zur Eintragung der Einrede und der Dnplik in Anspruch zu nehmen. 
Hfli Verhandlung des meritorischen Teiles der Sache ist auch eine Scbluss- 
Mhrift und GegenschlusBschrift statthaft. Jede der erw&hnten Prozess- 
schriften ist in weiteren zwei Ta^en in das Protokoll einzutragen. 

§ 9. Die Parteien künneo die Verhandlungsfrist im gemeinsamen Eiu- 
Ferst&ndnis verlängern; nur müssen in diesem Falle ihre diesbezüglichen 
Übereinkommen in das Protokollbach aufgenommen werden. 

S 10. Der Gerichtshof kann auch ohne Einwilligung der Gegenpartei, 
nur auf Grund der gehörig luotivierten Bitte der einen Partei bezüglich 
jeder Prozossschritt eine einmalige Fristerstreckung gewähren. Die dies- 
beiBglicbe Bitte ist vor Eintragung der betreffenden Prozessschrift in das 
Protokoll aufeunehmen, worauf das Protokoll, zusammen mit den etwaigen 
Bemerkungen der Gegenpartei, behufs Bescblussfasanng durch den Schriften- 
bewshrer unTerzttglich zn inrotnlieren ist. Verweigert das Gericht die Frist- 
eretreckung, so bestimmt es zur weiteren, fortsetzungs weisen Verhaudlung 
einen Termin. Die Parteien sind berechtigt, sich gegeoseitig im gemein- 
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alao gewährteD Fristerstreckangea sind in das FrotokoUbacii 

§ 11. In Prozessen toq fcrü^Berer Wichtigküt oder kompiliertet NaUu 
kann der Qeriuhtshof auf Grund dea motiTierten Ansachens jedwedn Put« 
das schriftlicbe Verfahren anordnen. Das schriftliche Verfahren findet and 
dann Anwendnag, wenn beide Parteien diese Art des Verfahrens ciBT<^ 
ständig wöDBcben. In diesen Fällen sind hei dem Verfahren, sofern die 
Parteien betreffs Einreickang der ProEeseachriften einveraUndig keine ab- 
weichendoD BeiititnmaDgeD getroffea haben, die bezüglichen Verfägnngen der 
CiTilprosessoidoiuig za befolgen. 

Das die Anordnang des schriftlichen Verfahrens betrefFende Ansnchan 
darf nnr am ersten Vorhand luagstage und, falls im Sinne des § 6 die 
Kompetenzein Wendung gemacht wurde, nur mit der Einwendang glsichMiti; 
vorgebracht werden. Bie Gegenpartei ist verpflichtet, sich bezagUch diesem. 
Ausncfaens noch an demselben Verhand längs tage zn änssem; enthält sich 
jene jeder Ansaerung, so wird angenommen, daes sie in die schriftliche 
Verliandlnng dos Prozesses oingewilügt haho. Bas diesbezflglich aafgc- 
nouunene Protokoll ist mit dem ersten Exemplar der Klageschrift und dea 
OriginalToLlmachten der Vertreter der Parteien dnich den Schrfftenbewahier 
nnTerzUglioh zn inrotnlieren. 

Gegen den Bescheid, mit welchem das schriftliche Verfahron angewdnet 
oder verweigert wardo, ist ein Rekurs nicht statthaft. 

g 12. Bezüglich der Form nnd der Instrniomng der Protokolle, sowie 
auch bezüglich der Manipnliernng and Zaatellnng der ProzexBachriften im 
schriftlichen Verfuhren sind die §§ 141—148, 146 nnd 147 des Oesetzartikels 
LIV:1868 massgebend. 

g 13. Ber trotz richterlicher Vorladung nicht erschienene Zeuge wird 
mit der nach § 306 des Gesetzartikels LtV:1868 festzusetzenden Qeldbosie 
bestraft. Im Falle der CJneinbringlichkeit der Oeldbasse ist letztere in 
Sinne der Bestimmnagen des angeführten Gesetzes in Arrest umzuwandeln. 
In diesem Falte ist der in Rechtskraft erwachsene Bescheid behnfa Vollzog! 
der kOnigl. Staatsanwaltschaft mitzuteilen. 

§ 14. Erwebt sich die EinTemehmong von Sachverständigen als not- 
wendig — § 1 und 30 des Geseizartikols XVI:18S4 — so ist der Oerichls- 
hof befugt, sich behufs Gutachten abgäbe an die im Sinne dea § 31 dea eben 
bezogenen Gesetzartikels organisierte, bestttodige Experteu-Kommission n 
wanden, in welchem Falle er letzterer diu die Basis der Gutaeht^abgabe 
bildenden Fragen nnd die hierza notwendigen Daten mitteilt. 

§ 16. Nach Beendignag des durch Zeugen und Sachverständige vot- 
geaommenen Reweisverfahrens iat den Parteien behufs Unterbreitung ihrer 
jene Beweismittel betroffenden Bemerkungen ein Verhandlungstermin von 
Amts wegen zu bestimmen. Zu diesen Bemerkungen ist jeder Partei eiie 
ProzessBchrift und zur Einreicbang derselben jeder Partei je ein Tag za 
gewSJiren. 

g 16. In den Prozessen, die das Drheberrecht zum Gegenstände haben, 
kann das Gericht jener Partei, die bis zur EUhe der BereichenuiK zum 
Schadenersatze verpflichtet ist, bezttglich der Snmme der Bereichenug 
den Schätzungseid zusprechen, nnd zwar, indem es jene minimale 
Summe doi Bereicherung feststellt, untor welcher der Schätznugseid nicht 
abgelegt werden darf, und zugleich Jene maximale Snmme der Bereichenug 
bestimmt, zu deren Zahlung der Ersatz pAichtige verpflichtet ist, im Falle 
er den ihm zugesprochenen Schfttzongseid nicht ablegt. 

§ 17. Eine Geldstrafe und im Falle der Uneinbringlichkeit derselben 
die Arreststrafe kann nur in einem dieabeztt glich bedingnagslos verpflichten- 
den Orteil verh&ngt werden. 
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J 18. Verordnet der Oeriebtahof nach g Sl dM 0«Mturtikels XVI:ieS« 
die KoiäBkatioD, so beBtellt er, falls eine dem § 21 enUpreebonde VerfOgiuig 
noch njclit getroffen wurde, im Urteile aar Vorofthme der KoBflskaUon einan 
Exmittiertei]. Der Exmittierte nimmt die Konfiskution in der Weise vor, 
daa er die tu konfiasierenden QeffenstÄiide kooskribiert und dleselbeD ent- 
wsder nnter enge Sperre nimmt oder sie der Obhnt einet dnnb Ihn bestellten 
Kurators uTertraat. 

Bofinden sich die zur Konfiskation bestimmten Qegenst&nde im Sprengel 
eines anderen Gerichtshof es, so ist wegen Tomt^ime der Kooflskation der 
kompetente Gerichtshof anzosnchen. Die Vemiclitnng der konfisziert«) 
Gef;enstsnde — § 21 des Oeaetzartikols Xyi:1884 ~ kann somihl in einem 
nie im aodereD Falle nur nach der Inkrafltretnn« des Urteils auf Qrnnd 
eines neuerlichen Ansnchens der gewinnenden Partei angeordnet werdes. 
Dieses Ansnchen kann anch im die befriediffnngsweise Exukaiion betreffenden 
ßesnebe gestellt werden. Ist der Oeschildigte geneigt, die konflssierten 
GegensUlnde zu deren Kostenpreise n Hbemehmen, so ist er rerpflichtet, 
seine diesbezftg liehe Absicht in einem nach der Iniirafltretnng des Urteils 
eintareiiibe&den Qesach kondzngeben. Betreffe diese« Ansnchens entscheidet 
du Gericht unter Einremahme der Interessenten nnd nStigenfatls anch Ton 
Eiperlen Termittelst Bescheides. Gegen zwei gleiuhlantende Bescblflsse igt 
ein weiteres BechtsmitUl nicht statthaft. 

g 19. Das die Meldung xnr Eidosleietnng betreffende Gesuch ist in den 
der Inkrafttretnn^ des ürtoiles, beziehungsweise der ZnsUUong drs dritt- 
jnstantliehen Urteile folgenden drei Tagen einzareicheo. Diese Bestimmong 
antreckt sich auch anf jene Partei, die durch einen Kurator vertreten ist; 
nichtedestoweniger ist das Gericht befnf(t, anf Ansuchen des Kurators diesem 
inm Aoeflndig machen des Wohnortes seines Knranden uOtigen&lls eine 
Fristentracknng bis zu dreiseig Tagen zu gewlhren. 

ä 20. Die Sperre erstreckt sich auf die unberechtigt Terriel^tigten, 
beziehungsweise nach^bitdeten Werke, auf die vorrätigen Exemplare nnd 
auf die zur nnbereefatieten VerfielßUtignng oder Nachbildung dienenden, be- 
sonderen Apparate nnd, wenn die nnbefngte Aneignung des Urheberrechts 
dsrch die öffentliche Aufftthning von Schauspielen, Unsikwerken oder Ton 
Huaibschanspielen Tertkbt wurde, ancb anf diese Öffentlichen Aaffdhmngen. 

§ 21. BezQglich der Sperre finden die Beatimmnngen der ^ 237 bis 
254 des Gesetzartikels LX:1881 entsprechende Anwendung, jedoch nur mit 
fnlgenden Abwciuhungen. 

Die Anordnung der Sperre ist statthaft; 



Original Werkes oder der nach §g 42 bis 44 des Gesetsartikels 
XVI:1884 vollzogenen Be^xtrieraog, besiehuc geweise einer Öffent- 
lichen oder einer vollbe weis kräftigen Privaiurkunde nachweist nnd 
zugleich entweder die Bedrohung seiner Ansprüche im Falle der 
NichtTerordnaog der Sperre nachweist oder «ine nach freiem Er- 
messen des Oonehtes zu bestimmende Kaution in BarKcld oder 
in kautionsfähigen Wertpapieren (g 42 des Gesetzartlkels LX:1881) 
erlegt; 
b) anf Grand eines bedingungslos rerpflichl enden erst- oder zweit' 
instanzlichen Urteils, wenn der Geklagte eine Appellation oder ein 
Becbifertignngsgesuch eingereicht bat, welche, beziehungsweise 
welches auf die Exekution eine aufschiebende Wirkung hat. 
Die Anordnung der Sperre gehOrt, falls der Prozess schon in Flosse 
ist, oder wenn er gleichnitig mit dem Einreichen des Sperrgesuches an- 
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ÜDgan, 

JeitraiKt «nrde, zni Kompetenz dos FroussgeilchteB, !d jedem asdotn 
'alle aber zur K(\mpetenz jenes kOuigl. Oerichtsbofea, in degaen Sprengel 
die angeordneto Sperre Torzonehmen ist. Zur Vornahme der Sperre im eignoi 
Gerlcbtebereicbe DOBtetlt der OerichUbof eDtweder unmittelbar einea £i- 
mittierteo oder wendet sieb mit einem dietbezDglieheD Qesncb tm das kom- 
petente Betirkogericbt. 

Bei Torkommen dee im Funkt a) erwähnten Falles darf die Sperre mtia. 
angeordnet werden, beziehnogsweise ist im Sinne dea g 239 des GesetzartikFU 
LX:1881 die obno EinTemabme der Gegenpartei nnr Torläofig angeordnet« 
Sperre anfznheben, wenn die Gegenpartei des nm Sperre AnsncbendeD u 
dem zn ihrer Einvernabme festgesetzten Termin mit einer üffeotUchen od<r 
einer toIi beweiskräftigen Frivaturknnde nachweist, daes sie sich das anf 
Tervielffiltignng (Übersetzung), Nachbildung, VeröSentlichnng nnd Tertrieh, 
beziehnngHweiae Öffentliche Aaffnbmng bezügliche Becht erworben hat. 

g 22. Wurde die Sperre nach den Beatimmnngen der gegenwärtigen 
Verordnung angeordnet, ao iat eine TorlSnfige Licitation der notcr Sperre 
genommenen Oegenstlnde nicht statthaft. 

Wnrde die Sperre bezOglich einer Öffentlichen ÄoffOhinng angeordnet, 
ao beatebendie Rechtsfolgen der Sperre darin, daas die gesperrte Öffentliche 
Aofftihmng nicht vorgenommen werden darf, nnd iat die Öffentliche Anf- 
fnhrong über Interrention des nu Sperre Ansacbeoden oder des Sperr- 
korators anf die Daner der Sperre dnrch den Exmittierten nStigenfalb anch 
unter Anwendnng von Brachial gewalt za verbtndem. 

g 23. Im Falle der nach den Beatinunangen der gegenwärtigen Ver- 
ordnung angeordneten Sperre sind die Parteien befugt, gelegentlich oder nacli 
Vornahme der Sperre durch ein Übereinkommen, aas beim Exmittierten zd 
Protokoll zn nehmen ist, zu bestimmen, dass die Heratellnng von Verriel- 
fütigungen und Nachbildungen, der Verkauf der Torrfttigen Exemplare, be- 
ziehungsweise die Öffentliche AuffQhmng durch den SpenAnrator var- 
geoommen werde, and dass die nach Deckung der laufenden Kosten yei- 
bleibende Sonime bis zur rechUkiUtigen Entscheidung des Prozesses, be- 
ziehnngBweiae bis zur Aufhebiug der Sperre, dnrch den Sperrknrator Irnchl- 
bringend angelegt weide. 

§ 24. In den Frozeasen, die aus der unbefugten Aneignung des üriieber- 
rechts entstehen, iat die im Punkte 2 und 8 dea g 69 des Qesetzartikels 
LX:188l erwähnte Prozessernenerong Ton Inkraftiretung dea im Gnud- 

S-ozesae gefällten Urteils gerechnet, innerhalb & Jahren anznstrengen. Der 
nllitttaprozess (g 60 dea QesetBartikels.LIX:188i; ist tou der Inkraft- 
tretang des Urteils oder vom Abschlusa dea Vergleiches gerechnet, blnneD 
5 Jahren zn beginnen. Ist aber die Exekution auf Grund des Urteils oder 
des Vergleiches nach Ablauf dieser 5 Jabre Torgenommen worden, so kann 
die Nullität sklage noch von der Bekanntgebung der Exekntion gerechnet, 
innerhalb 80 Tagen eingereicht werden. 

§ 26. Die anf Omnd des Oeaetzartikela XVI:1SM Terhingten Oeld- 
atrafcn fallen dem Staate zugute, und sind dieselben den im g 27 des Stnf- 
gesetzbncbes erwähnten Zwecken zuzuwenden. Einsichtlich deren Einbringnng 
sind die diesbezQglich in Kraft bestehenden Verurdnungen massgebend. 

§ 26. Die im Sinne dea Gesetzartikela XVI: 1884 rerhängten Freibeitt- 
atrafen werden dnrch die kOnigl. StaataanwaltsibafT ToUzogeo. Zu dieasm 
Behufe ist derselben das in Kraft getretene Urteil mitzuteQen. 
. Ü 27. Gegenwärtige Verordnung tritt mit dem 1. Jsli 18Si in Eitfl- 
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ungut). 369 

Verordnung dM Jitttlzmlntotert vom 17. Juni 1884 nm GMeti 
vom 26. April 1884 betreffend dae Uriieberrociii 

(Terfahren fttr die 3tadt Fiame and du dun gehörige Gebiet) 

^ 1. In Sachen, die das [IrbebeRBcht mm Odgenatande haben, finden, 
falls im OOMtzanikel XVI; 1884 nnd in den naehfolgenden Paragraplien 
keine abwdcbetideD Beatimmongen getroffen sind, die VorfUgnngen dei fflr 
die Stadt Finne nnd die dazu gehSrlgen Gebiete TorlKuflg xa Eiaft be- 
stehende CiTilproseasordnong vom 16. September 1B62 Anwendniig. 

g 3. Gleichlaatend mit § 2 der Verordonng vom 10. Joui 1B84. 

§ 8. Gleichlautend mit S 3 der Verordaimg vom 10. Juni 1881. 
im ersten Absatae fehlt hier Jedoch die Verfttgüig betreffs der Anzahl der 
BiunreichendeD Exemplare der Klagen chrift. 

g 4. OleichlanteDd mit g i der Verordntuig vom 10. Jnni 188t. Im 
enUn Absätze ist an Stelle des g 111 des Gesetsartikels LIV:1868 der 
S 40 der iin § 1 genannten CivilproEessordnnng sn eetaen. 

§ 5. Gleichlaatend mit g 5 der Verorduong vom 10. Jnni 1884 bis anf 
den zweiten Satz den zweiten Absatzes. Dann folgt als nener Absatz: , Be- 
treff der Verhandlang der Kompetenzeinwendang nad der Bosch Ineafasenng 
hierüber slod die diesbezüglichen Bestimmungen der Im § 1 genannten 
Cirilprozessordnang maasgebend." 

g 6. Gleicblantend mit g 6 der Verordnang Tom 10. Jani 1884. 

I 7. Mit Aasoahme des dritten Satzes des ersten Absatzes nod des 
K*nzen dritten Absatzes, welche Stellen Itier fehlen, gleichlaatend mit § 11 
der Verordnang Tom 10. Jnni 1884. 

g 8. Bei Anordnang des schriftlichen Verfahrens bestimmt dei kOaigl, 
Gerichtshof, falls die Parteien nicht anders ftbereingekommen sind, imd 
falls der Geklagte seinen Wuhn- oder Aufenthaltsort am Sitze oder im 
Sprengel des Gerichts hftlt, znr Einrelchnng der Einrede eine ftkofsebn- 
tägige Frist. BetrefFa der Einreichong der übrigen Prozeasschiifton atnd, 
fuU die Partelen nicht anders flbereicgekommen sind, die diesbezttgllcbeD 
Begtimmiingen der im § 1 genannten Prozessordnnng anzuwenden, jedoch 
mit der Ein schränk nng, daas das Gericht bei Sücreichung Jeder Prozeas- 
«bachrift der gegneriachen Partei nur eine einmalige Pristeratreckung zu ge- 
wahren betagt Ut. 

g 9. Gleichlaatend mit § 18 der Verordnung rem 10. Juni 1884; an 
^ile des g 206 des Oosetzartikels LIV:1S68 ist g 199 der im § 1 ge- 
sinnten Prozeaeordnaog la setzen. 

g 10. Gleicfalantead mit g If der Verordnung vom 10. Jani 1884. 

all. Gleicblantend mit § 15 der Verordnang Tom 10. Juni 1884 bis 
en zweiten Satz, an dessen Stelle folgende Worte zu setzen sied: ,Die 
Verhandlung ist womöglich noch an demselben, B|)!ltestens Jedoch am n&chsteu 
Verhau dlnngstage zu beenden.* 

§ 12. Gleichlaatend mit § 16 der Verordnang 7om 10. Juni 1884. 

§ 13. Gleichlaatend mit | 17 der Verordnung Tom 10. Jnni 1884. 

§ 14. Gleichlautend mit § 18 der Verordnang vom 10. Juni 1884; an 
stelle der Worte „falls eine dem § 2t entsprechende Verfügung noch nicht 
getroffen wurde" ist zu setzen: „falls deren (d. h. der Konfiskation) Gegen- 
stäode noch nicht anter eine schon früher angeordnete Sperre genommen 
"^en" (S§ 15 bis IS). 

% 16, Gleichlautend mit g 20 der Verordnui« vom 10. Jnni 1884. 

S 16. Dieser Paragraph enthalt folgende Abweichung«! ron § 21 der 
Voordaang rom 10. Jnni 1884: 1) Im ersten Abaatse wird an Stelle 4w 
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§e 287 bli SM des aesetzartikels LX:1881 die Anwesdniig doi Verfleug« 
des XXI. Kapitels 3er im § 1 genumten CivilpiozessordnniQ verffigt-, 2) im 
zweiten Absätze fehlt der zweac 3atz; 3) im fQnften Abaatie ist an Stelle 
} 239 dea QeseUartikels LX:1881 der g 430 der im § 1 genunt«! 



Wurde die Sperre im Siano der gegenwärtigen Terordnnng an- 
geordnet, so ist die AaweDdnng dea g 465 der im g 1 genaimteD ProMSS- 
OTdnniig nicht statthaft. — Der zweite Absatz ist mit dem zweiten Absstzi" 
des fi 23 der Verordnnne rem 10. Jnni 1884 gleichlaatend. 

§ 18. Qleichlantend mit § 23 der Veronlnnng vom 10. Jnni 18B4. 

§ 19. In Prozessen, die aas der unbefugten Aneignung dea Ürbebei- 
rechts entstehen, ist das Ansacben nm Wiederberstellnng des früheren Zn- 
st&ndes (restitutio in integrum) auf Qmnd neuer Beweise Tom Inkr&fttrelen 
der im Gmudprozesse geflllten Urteile gerechnet innerhalb 5 Jahren ein- 
znreitdion. 

§ 20. Oleichlantend mit § 25 der Verordnung vom 10. Jani 1884, mit : 
Aasnahme des zweiten Satzes, der hier fehlt. 

§§.2l nnd 2;!. Oleichlantend mit § 26, beilebnngsweiso g 27 der Ver- 
ordnung vom 10. Juni 1884, 

Verordnung des Ministers fOr Ackerbau, Industrie und Hand«! 

zum Gesetz vom 

26. April 1884 betrelTend das Urheberrecht. 

(Anmeldungs-Begister.) 
g 1. Bas B6giBt«r, dessen Mnster-Formularien den erg&nzenden Bestand- 
teil ge|[enwärtiger Verordnung bilden, besteht ans zwei Teilen. Der ente 
Teil dient znr BeKistrierung der ant den Scbats des Übersebcnngsrechtf 
abzielenden Anmeldnngen; der zweite Teil dient zur Bogistriemng der An- 
meldungen, welche den Schutz jener Verfasser tud deren B^chtenachfolser 
zum Ziele haben, deren Werke psendon^m oder anonym erschienen sind, be- 
ziehungsweise Öffentlich Hufgefährt wurden, 

Ü 2. Die Antneldnngen mOssen folgende Baten enthalten: 

I. Jene Anmeldungen, welche das ÜbersetzuQKsrecbt ku schOtxen be- 
rufen sind : 1. den Namen, Charakter und Wohnort des Anmelden- 
den; 2. den vollständigen Titel des Original Werkes, die Angabe 
der Bände und Seitenzahl; 8. Angabc des Ersterschein ungsjahrea 
des Original Werkes; 4, den Namen, Charakter und Wohnort des 
Verfassers; 5. die Bezeichnung jener Sprache (Sprachen), bezüglich 
welcher das Übersetznnga recht vorbehalten wnrde; 6. Angabe 
darüber, wann die Dbertetznng a) begonnen, b) wann sie be- 
endet wnrde. 
IL Jene Anmeldungen, welche den Schatz der Pseudonym oder anonjm 
erschienenen, beziphnnga weise Öffentlich aofgefährten Werke znD 
Ziele haben (gg 13, 5ö, 65 des Qesetzsrtikels XVI;1884): 1. den 
Namen, Charakter und Wohnort des Anmeldenden; 2. den voll- 
atlndigen Titel, Art und prftcise Bezeichnung des Original Werkes, 
sowie bei litterarischen und musikalischen Werken die Angabe 
der Zahl der Bande oder Hefte und der Seilen ; 3. die Bezeiehnsiig' 
des Jahres des ersten Erscheinens oder der ErstanfFObranft äff 
Original werke. Bei Schauspielen oder Musikwerken ist aacb dei 
Tag der ersten öffentlichen Anffitbning enznmelden; 4. da: 
Pseudonym des Verfassora oder Angabe dessen, dass das Werk ohse 
Angabe des Namens des Verfassers erschienen ist oder OiTeBÜicli 



^ 8. Gelegentlich der Anmeldung let je ein Ezempliir des Original- 
vürkes npd der Übersetzong, bei QeiceDi-tindea der bildenden Eflnate die 
Pbotoeraphie des Werkes bei dem Hinisteriam fflr Ackerban, Industrie und 
HtndBl zu hinterlegen, worfiber dem AnmeldeDden eine EmpfuigsbMtItigiing 
nnsgohindigt wird. 

6 i. Alle im Register erfolgten Eintragnngen werden in dem durch 
ita Hinisteriam für Ackerbau, Industrie uoi Handel hemsgegebenen 
,EI}zponti £rtcsitlj" (Amtliches Organ des HinisterinmB fltr Ackerban, In- 
dnetrie nnd Haedrl), bezüglich jener Werke jedocb, welche anf dem Oebiete 
FOD Era&tiea und Slavonien oricbienen lind, sowie solcher, welche darch 
vuh Kroatien und älavoiiien lostlndige Personen im AniUnde heraiugegebflo 
mrden, ansaerdcm noch in dem in Agram erbch einenden, ,Narodne KoTine* 
betitelten Blatte TerDffentlicht. 

S 6. Diejenigen Anmeldungen, welche anf die in Alinea 3 des § 44 
des Qesetzartikels XVI: 1884 erw)thnt«D Werke Bezng haben, kSnnen auch 
inf dem Wage der kroatisch-slavonischen Lande^regiening dem Hinisterinra 
für Ackerban, Industrie and Handel nnterbreltet werden. Anmeldungen 
dieser Art werden nach ihrer bei dem Hinisterinm fQr Ackerban, Industrie 
und Handel erfolgten Übersetzung in diesem Wortlaut im .KOiponti llrtesitS* 
Terflffentlicht und werden nach ihrer Veröffentlichung im Ori|^l, sowie die 
»mtüchcn Kopien jener Anmeldungen, welche durch nach Kroatien und 
^Isfoaien zuständifce Personen bei dem Ministerium fttr Ackerban, Industrie 
DDd Handel unmittelbar gemacht werden, ebenfalls nach ihrer Veröffentlichung 
mit der Reeistrierungaklausel rertehen, behufs ihrer VerDffentUchnng im 
.Narodnc f^Tine* betitelten Blatte der kroatisch- slaTonischen Landes- 
legiemng übermittelt. 

§ 6. Für die Ausstellung von Ausiflgen aus dem Raster kann keinerlei 
Tue gefordert werden; nur werden Jene AussUge nnf Kasten der darum 
An;nchenden mit einem 50 Kreuzer-Stempel Terseben. 



Uruguay. 

BQroerlichea Gesetzbuch von 1868. 

Art. 448. Die Grzeugninse des Talents und des Geistes sind das Eigen- 
tam Ihres Urhebers. Dieses Eigentum wird durch besondere *) Gesetze 

irereuelt. 

Venezuela. 

Besetz vom 17. Mal 1894 Ober das selstlge Eigentum. 

Art. 1. Hinsiefatlieh der Wirkung gegenwärtigen Gesetzes und gemäss 
lies Rechten, welche dasselbe bestätigt und schfltat, wird als Urheber jeder 
bezuchnet, der ein wissenschaftliches, litterarisches oder künstlerisches Werk 
Tcrfasst hat. Wer in einer andern bestimmten Sprache das, was in einer 
OiiginalkompDsitioD oder einem Origlnalwerk ansgedrUckt oder gcsuhriobeo 
ist, ansdrfickt, wird Übersetzer genannt. 
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aSfi Veaezii6l&. 

Art. 2. Dm Becht, welches jeder Urheber an dem Werk aeinei Arbeit 
beBitzt, ebenso wie das durch die Übersetzer an den tlberBetiten Weiita 
oder Eompositianen erworbene Becht, bilden das geistige Eigentam, welch« 
wie jedes andere Eigentam heilig und on verletz lieh ist nnd den Bestimmiingai 
des gemelDen Rechts naterliegt, mit dem nlleinigen Vorbehalt der dnnh 
das Gesetz festgesetzten Bescnrftnknngen. 

Art. 3. Das Elgentnmsrecht an einem Originalwerk gehßrt gesetmusig 
dem Urheber und, wenn es sich am ein übereelztes Werk handelt, dem Cber- 
setzer, voraosgesetzt daes dem keine vorher bestehende internationale Ober- 
einknnft entgegensteht. 

Art. 4. Das Eigentumsrecht ist seiner Natni nach von nnbeaehränkter 
Daner; dfiseelbe geueBsen kraft das gegenwärtigen Gesetzes 1. die Urheber 
hinsichtlich ihrer Werke; 2. die Übersetzer hiosichUicb ihrer Gbersetznngen; 
8. diejenigen, welche Originalwerke oder Übersetznagen mit Erlaabnia nnd 
ZuBtimmnng ihrer EigontUmer umarbeiten, ktlrzen, vervielfältigen oder Ani- 
zQge ans denselben anfertigen ; i. die Verleger von nn veröffentlichten Werken, 
welche keinen bekannten Eigentümer haben, solange dieser seine Becbte 
nicht anf gesetzmassige Weise geltend gemacht haben wird; 5. diejenigen. 
welche den Besitz and das Eigentam eines wissenschaftliohon, litterariBcnei 
oder künstlerischen Werkes durch Kauf oder jeden andern den Besitz aber- 
tragenden Bechtfltitel erworben; 6. die Erben und Bechtsinhaber der vor- 
genannten Eigentümer und 7. der Staat, wenn der Eigentümer ohne gesetz- 
mftssige Erben zo hinterlassen stirbt. 

Art. 5. Das geistige Eigentum ist durch Vertiüge unter Lebendes 
übertragbar, und das reränsserte Werk gehSrt dem Erwerber fortdanemd. 
Toransgesetzt dass bei der EigeutnmalibertraEang die darch das gemeiup 
Becht festgesetzten Bestimmungen nnd FOnnlicbkeiten beobachtet wortun süd. 

Art. ß. Der Urheber eines wissenRchaftlichen, litterarischen oder kSost- 
leiischen Werkes hat das alleinige Becht, dasselbe in jeglicher Weise und 
gem&ss den durch das Recht bestätigten Mitteln hervorzubringen nnd zu 
vervielfältigen oder dessen Vervielfältigang gntzoheissea. 

ArL 7. Der Urheber eines wisseudcbaftlichen oder liiterarischeo Werke« 
besitzt das Recht, die (l'bersetznng desselben zn veranstalten odet gut- 
znheissen. 

Art. 8. Wenn ein Werk in Mitarbeiterschaft von zwei odet mehreren 
Urhebern hervorgebracht worden ist, geboren Besitz und Eigentam hinsicht- 
lich desselben mangels gegenteiliger Übereinkunft allen Mitarbeitern nnd 
ihren betreffenden Bechtsinbaben zu gleichen Teilen. Jeder MiteigentDmer 
kann in seinem Namen jeden, der seinen Rechten Abbruch thut, geriehtlidi 
verfolgen und seine Klage vor den OericbtshQfen der Republik durch nacb 
Anhörung der Parteien gefälltes Urteil entscheiden lassen. 

Art. 9, Niemand darf Werke anderer ohne die vorherige Zostimmnng 
ihres Urhebers oder Eigentümers veröffentlichen, selbst wenn sie von An- 
merkungen, Erklärungen und Hinz afügun gen, welche die vorhergehende Aiu- 
gftbe Terbessem würden, begleitet wären; hingegen dOrfen Kommoitare, 
Kritiken und Anmerkungen aber ein beliebiges Werk veröffentlicht werden, 
voraosgesetzt dass nur die für den verfolgten Zweck notwendigen Bmeli- 
stUcke oder Texte eingefügt werden. 

Art. 10. Hinsichtlich der Kanstwerke und im besonderen der nmi- 
kidizchen Werke wird jede das Original fälschende VervielfälUgiitig oder 
Kopie all ein langilfl in die dorch gegenwärtiges Gesetz bestätigten BeebW 
betrachtet nnd Mstraft. Um ein Werk anderer in gleichen oder anderes 
Ansdebnangeu kopieren oder vervielfältigen zu können, ist die nirberigt Er 
mächtignag seines Urhebers oder seiner Bechtsinhaber erforderlich. 
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Art. 11. Der Verleger ebee anonymen oder psemloiiTinea Werkes wird 
äit&i uigesehen, als sei er der Urheber desselben, jedocb rorbehalUich der 
Rechte itea dritten, welcher bei geeetzmÖssiKem Nacbweii, dua er der Dr- 
beber des herrorgebrachten Werkes sei, wieder in fieeiU des Rechts tritt, 
n-elcbes ihm ^resetz missig gehört, 

Art. 12. Der Übersetzer eines Werkes bat nur Recht nad EigeDtom 
seiner Übersetzung, obne sich dem widersetzen zn kOnneD, dase audere das- 
selbe Werk übersetzen. 

Alt. 13. Wer aaf gesetzmäsaige Weise ein wisaeDScbaftUebes, littera- 
riBches, mnaikaliscIieB Werk, ein Werk der H&lerei, Bildhaoerei etc. erwirbt, 
ila^rf dasselbe in keiner Weise znm Zweck der Herausgabe oder Verriel- 
fä'tigong ohne die vorherige Znstimmnng des Urhebers oder seiner Recbts- 
inbiber ab&ndem. 

Art. 14. Das geistige Eigentmu erstreckt sich hinsichtUcb der wisaen- 
sclkattLiehen and titterariachcn Werke anfalle gesprochenen oder geschriebenen 
Enndinachangen der Gedanken und nmfasst sonach nicht nnr heraos^kommene 
Werke nnd kleine Erzengnisse, sondern Schriften jeder Art; es ist inf(dge- 
ilescen verboten, ohne Ermächtigang des Urhebers als BrosehOre oder in 
anderer Form zu TerOffeni: liehen: 1. mtindlicbe Vorlesbngen oder VortrOM 
einer beliebigen Person, handle es sich um LehrvortrSge oder einfache 
Beden; 2, die vor irgend einem Gerichtshof oder Tribunal seitens eines 
Rechtsanwalts oder Vertreters vorgebrachten gerichtlichen Schriftsttlcke oder 
gehaltenen Beden und 3. parlamentarische, akiidemische oder andere irgend 
einer Art der Beredsamkeit zngehi3reade Beden; erstere können jedoch in 
äea ,Diarios de Debates" der gesetzgebenden Kammern oder in den politischen 
ZeitDDgen nnd die anderen Beden in diesen selben Zeitangen abgedruckt 
werden, ohne dass die vorherige Ermächtigang des Urhebers erforderlich ist. 

Einziger Paragraph. Diese Bestimmung berührt keineswegs die den 
Oerichtshilfen und Tribunalen zastebende Befugnis znr Ausfertigung von 
Abacluiften oder Origiaal-Aktruatttcken. 

Art. 16. Die Urheber der Schriften oder Beden, von welchen im vor- 
hergehenden Artikel die Rede ist, können dieselben verCffentLichen oder in 
losen Blättern oder in der ihnen zusagenden Form verQlfeutlieheD. 

Art. 16. Wenn ein litterarisches oder künstlerisches Werk in einem 
Theater oder beliebigen Öffentlichen Oit ohne die Bewilligung des Urhebers 
oder Eigentümers dargestellt oder aufgeführt werden soll, kann dieser unter 
Siageeinreichung bei der ersten Staatsbehörde des Ortes nm Inschutznahme 
seiner Rechte cinkommen; die BeliOide läsat die Dursteilnng oder AnffDhmng 
asssetzen, voransgeaetzt dass der Keklamirende den Einspruch rechtfertigt. 

Art. 17. Wenn die Darstellnne oder Auffnlirung des Werkes trotz des 
Verbots stattgefunden hat, fallen darans gezogene Eintrittagelder oder der 
OesamterlOs dem Eigentümer dos Werkes zu, nnd die Behörde wird ihm 
selbige übergeben nach vormittelst kurzen und sammarischan Verfahrens 
erfoieter Einforderung. 

Art. 18. Der Urheber oder Eigentümer einer dramatischen oder musi- 
kaliachcn Komposition bat die Befaznis, von dem hierzu Verpflichteten das 
Erpbnis der Darstellang oder Aufftlhrnng seines Werkes in einem Theater 



«der flffentlichon Schauplatz au ))eanspnich>-n and sich zu diesem Zweck nach 
"i Bestimmungen des gemeinen Rechts zu richten. 

Art. 19. Bei Darstellung eines I jdsch-dramatischen Werkes als SchBpfnng 



der Mitarbeit des Urhebers des Textbachs und desjeni^n der Mnsik kommen 
KiaogelB gegenteiliger Übereinkunft die erhaltenen Eintrittsgelder oder der 
ErlSs den Eigentümern des Werkes je zur Hälfte zn. 

Art. 20. Wenn es sich nm durch Hitarbeit geschaffene lyrisch- 
dntnatische Werke handelt, kann sowohl der Urheber des Tezthnches, als 
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derjeniffe dw mniikalischen Teils den Teil des Werkes, deasen Sehapfer er 
ist, fOr sich drucken und Terkaufen; im maBikaliBchen Teil kann Jedoch der 
zam Gesang gehörende Text hinjiagettlgt werden. 

Art. 21. Im Hinblick auf die Schntzfcewährnng der durch gegenwlrtige! 
Gesetz best&tigten Rechte und darauf, dass jede Nachmachnng rechtmässig 
Terfolgt irarde, vird ein Begister oder Verzeichnis geführt, in das Nunee, 
Vemamen nnd Wohnort des Ufbcbers oder Übersetsers nnd die anderen 
BacbBt«hend angegebenen Bediagangen und Förnlichkeiten eingeschrieben 
werden. 

Art. 22. Das VerzeicbniB, von welchem im vorhergehenden Artikel die 
Bede ist, wird dadnrch aufgenommen, dass im Bnrcan des GonTcraenra Ate 
Bnndesdiatrikts nnd in jedem der Bnreans der Staattprfisidenten ein Begista 
geltthrt wird, in das in chrono logischer Reihenfolge die dem bctrelTeDden 
Borean zafolge dieses Ocseties vorgelegten wissensdiaftlichen, litterarisches 
nnd künstlerischen Werke eingeschrieben werden. 

Art. 23. Vorerwähntes Register oder Tcrzeichnis wird von jedem 
Bnreaa in ein Buch eingeführt, das gebunden, paginiert nnd vom Staats- 
prfisidenten, den dies betrifft, und vom Oonvemenr des Bandesdistribts 
nnterzeichnet ist. 

Art. 24. Die Eintragung eines Werkes in das Begister soll foleeode 
igaben hervorheben: 1. Namen, Vornamen nnd Wohnort des Antragst^lers: 
Titel des Werkes; 8. Namen nnd Vornamen des Urhebers, Übersetzern. 
Umarbeiters etc. ; i. Dmckort nnd Drnckjahr; 5. Auflage, Bändezahl, Format 
und Seitenzahl nnd aile anderen Nachrichten, die nach dem Erachten des 
Beteiligten einratragen sind, nm seine Rechte besser zn sichern. 

Art. 25. Um die Vorteile gegenwärtigen Gesetzes gemessen zu kSanen, 
mufis der Urheber oder Übersetzer des Werkes oder sein gesetK massiger 
Bechtsinhaber, ehe das Werk gedmckt, gestochen oder lithographiert dinl. 
an den Gunremenr des Distrikts oder den betreffenden Staatspräüdcntea 
ein Oesnch richten, mit dem der Titel des Werkes oder der KompmitioB 
eingereicht wird, nnd in welchem dessen oder deren Eintragung, sowie die 
Ausstellung eines Patents znr i^ichernng des ihm gesetzlich zustehenden 
Dtheberrechts nachgesncht wird. 

Art. 28. Nach Empfang des Gesuchs l&sst der Präsident oder der 
GhtnvemeDT in seiner Gegenwart den Antragsteller schwören, dass fragliches 
eiBgereichte Werk, wenn es Original ist, oder die eingereichte Übersetinng 
weder im Inland noch im Auslaud vorher gedruckt, gestochen oder litbo- 
grapbiert wurde; nach Ableistung dieses Eides wird der Titel in die im 
Art. 21 erwähnte Liste eingetragen. 

Art. 27. Nach erfolgter Eintragung stellt der Präsident oder Gouver- 
neur dem Antragsteller ein mit dem Staatssiegel oder dem Siegel des 
Distrikts des Qonremeurs versehenes Patent nachstehenden Wortlauts aus^ 
„Ich, N. N„ Gouverneur des Bnndesdistrikts oder Präsident des Staat« (folgt 
Name des Staats) thne knnd, dass (folgt Name des Antragstellers) vor mir 
erschienen ist, behufs Nachsucliung des ausschliesslichen Bechts, ein ihn 
eigentümliches Werk, dessen folgend ermassen lautenden Titel (folgt Tite! 
des Werks) er diesem Bureau eingereicht hat, zu verllfTentUchen nnd la 
verkaufen, nnd dass ich ihn, da er den durch das Gesetz aber das geistige 
Eigentum vorgeschriebenen Eid geleistet hat, in Besitz des durch vorerwäbnle! 
Gesetz gewährten Rechts setze. Gegeben (folgt Ort nnd Datum der Aas- 
stellung des Patents nnd darunter die Unterschrift des Präsidenten oder 
Oonvemenrs, gegengezeichnet vom betreffenden Sekretär)*. 

Art. 28. In das in Caracas oder jeder Staats -Hanpt-sts.dt gefObtie 
Register oder Verzeichnis werden ausser den Titeln der dcbriftwerke die- 
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jedgtn der Stiche, LithogTftpUeii, arehitektoiuBchen Pläne, geographuchm 
Karten oder jeder uidern Kunst, hinsichtlich welcher der Schutz gegen- 
n'irtiKen Gesetzes nachgesncht wird, eingetntgen. Am PnsB dieser Werke 
üoU folgender Vermerk uieebr«eht werden „Oeeetsnifissig eingetragen" und 
ilnmnter die Signatur der betreffenden Bebarde. 

Art. 29, Das Patent, welche« die durch gegenwärtiges Gesetz gewllu- 
leisteten Bechte schQtzt, soll anf die Rückseite des den Titel des Werkes 
enthaltendan Blattei gedruckt werden und mnas wenigstens viermal in der 
Gaceta Oficinl Teröffentlicht werden. 

Art. 30. Irgend welche Abgabe oder Steuer wird fi)r die Bintragnng 
eines Werkes in das Register und für die Ausstellung des Patents, tob 
weichem in den vorheigehendeu Artikeln die Rede ii^t, nicht beiablt; das 
Patent mnse jedoch anf TOrschriftsmässigein Stempelpapier aasgefertigt werden. 

Art. 31. Der Eigentümer des Werkes soll dem Eintragnuga -Snreau 
sechs Exemplare desselben ttbergebeb. Eines dieser EzempUre bleibt anf 
geaaiiDtem Bureau hinterlegt; die andern werden an das Ministerium des 
üfleatlichen Unterrichts gesandt. 

Art. S2. Das zum Nachteil des geistigen Sigeotums begangene Ver- 
gehen der Fälschnng wird nach dem Strafgesetzbuch bestraft; solehee Ver- 
üben bildet jede gegen besagtes Eigentum gerichtete betrügerische Handlung 
ndor jeder dagegen gerichtete betrtl|terische Eingriff; infolgedessen sind auch 
diejenigen schuldig, welche wissentlich nachgemachte oder gefälschte Werke 
verkaufen, zum ^weck dee Verknnfs auf Lager halten oder in das Land 
i'jnffihren. Die Verantwortlichkeit des begangenen Vergehens rnht an erster 
Stelle anf demjenigen, welcher als Urheber des Betrugs erseheint und 
nrnugels eines solchen anf dem Verleger nnd Drucker, sofem sie sich nicht 
über ihre Unschuld ausweisen. 

Art. 33. Wer das geistige Bigentam fKlscht oder sich widerrechtlich 
aneignet, unterliegt, neben der ans der Strafbandlnng gemäss dem Gesetz 
herrflhrsnden Strafbarkeit, der Beschlagnahme oder Einbusse der nachge- 
machten Werke oder Gegenstände, deren sämtliche Exemplare dem dem 
Betrug aasgesetiteu Bigentflmer übergehen werden; die xnr AnsQbnng des 
Vergehens benutzten Platten, Formen, Matrizen und anderen Werkzeuge 
weiden durch den beireffenden Gerichtshof ausser Gebrauch gesetzt. 

Art. 31. Als erschwerender Umstand Torerwähnten Vergehens wird 
jede Handlnng erachtet, die dazu bestimmt ist, den Betrug Überdies zu 
verbergen, wie Titeländerung des Werks oder Veränderung des Textes in 
Hinsicht auf die YerOffentlichung. 

Art. S5. Alle Übertretungen gegenwärtigen Gesetzes künnen durch die 
Tribunale oder QericbtshDfe anf Verlangen der geschädigten Person oder 
der geschädigten Personen, welche gleichzeitig eine CItiI- und Kiiminalklage 
anstrengen kCnnen, Terfolgt werden. 

Art. 36. Nach Anstrengung besagter Klagen und im Laut der Ver- 
bandlung soll der mit der Angelegenheit betraute Richter oder Qenchtshof 
stets zwei sachverständige Personen ernennen mit dem Auftrag, dJe Werke 
oder Gegenstände, welche sie als nachgemacht betrachten, zu beschreiben 
und prüfen und ihr Urteil abzugeben. 

Art, 37. Die Regierung der Bepnblik kann mit den befreundeten 
Nationen die Verträge oder Abmachungen abschliessen , welche ihr am 
meisten zur Geltendmachung der Omndsfitze, anf welehem gegenwärtiges 
Qeseu an^ebaat iat, geeignet erscheinen, ohne jedoch jemab Rechte zu De- 
willigea, welche die seitens der Oeietzgebnng der Republik zu Gunsten des 
eäaügea Ejgentnmi gewährl^teten ttbeiachireitet oder ändert. 

An.8S. SeaitE n>d Eigentom naobgeUnener Werke gehören den Erben oder 
itecktaiihäbera ihrer UrheW; als nachgelassene Werke kOanen diejenigen be- 
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trachtet werden, welche der Urheber nmge&rbeitet, vermehrt, mit At- 
merknngea venehen nnd berichtigt hinterlKsst, aIs Verbeesernng der 

froheren Erzeugnisse. 

Art. 39. Das Gesetz vom 12. Hai 1887 Ober Am geistige Eigentum 
wird anf gehoben. 

Strafgesetzbuch von 1897. 

Art. 301. Wer zu Handels zwecken OBiateswerke oder Gewerbs-Erieug- 
nisse, die nachgemachte oder veränderte Ünterscheidnngs-Nanien, -Harken 
oder -Zeiclien oder Unterscheidungs- Namen, -Uarken oder Zeiclieo, welche 
eine Irreführung des Käufers hinsichtlich des Ursprungs oder der fie- 
achaffenheit dieser Qegcnstftnde zulassen, in das Land eingeführt, zum Ver- 
kauf geatclit oder auf irgend welche andere Weise in üraiauf gebracht hat, 
verfällt, wenn das Bigeotum der Werke, Namea, Harken oder Zeichen, nin 
welche es sich handelt, in Venezuela gcaetzmassig eingetragen ist, einer 
GefSnguiss träfe Ton ein bis zwölf Monaten und einer Geldbnsse von &0 bii^ 
20tKl Bolivars. 

Vereinigte Staaten. 

Verfassung von 1787. 

Art. 1, Sekt. S. Der EoDgress soll die Macht besitzen: . . . den Fort- 
schritt der Wissenschaft nnd nützlichen Künste dadurch zu fjjrdem, dass er 
den Urhebern und Erfiodern fUr begrenzte Zeit das ausschliessliche Rechi 
an ihren betreffenden Schriften nnd Entdeckungen sichert. 

Kongress-Gesetze 

nach dem Text der Revidierten Statuten, Titel 60, Kapitel 3, Sekt. 4948—4970, 
vom 1. Dezember 1873 mit den (in Karaioschrift gesetzlen) AbBudernnfceii 
der Hesetze vom 18. Juni 1874, 1. August 1882. 3. März 1891, 3. Hara 1893, 
12. -Innoar 1895, 2. Uäri 1895, 6- Januar 1897, 19. Februar 1897, 3. März 1897. 

Sekt. 4948. Alle Urknnden nnd sonstigen Gegenstände, welche aui' 
Urheberrechte Bezng haben nnd nach dem Gesetz anfzubewahcen sind, soUeo 
nnter der Kontrolle des Kongress -Bibliothekars stehen und in der Bibliothek 
des Kongreaaea behalten und aufbewahrt werden. 

(Gesetz vom 19. Februar 1S07:) . . . Bewilligt dreitausend Doltars 
für den Urheberrechta-Regislrafor, der vom 1. Jnli 3897 an unter der 
Direktion and Oberaufsicht des Kongreaa-Biblioihekara alle auf Ur- 
heberrechte bezäglichen Obliegenheilen verrichten soll, ferner dem 
Schatzmeister wöchentliche Einzahlungen leisten und dem Schal:- 
meieter und dem Kongresa-Bibliolhekar monatliche Berichte erstatten 
soll, auch dem Kongress-Bibliothekar für die gewiasenhaffe Erfüllung 
seiner Pflichten mit der Summe eon zwanziglausend Dollare unter 
genehmigter Bürgachaftsstellang Unterpfand bieten soll. 

Sekt. 4949. Das für das Bureau des Bibliothekais des Kongresses Toi- 
geschriebone Siegel soll auch hierfür das offizielle Siegel sein, durch welches 
alle Urkunden und Akten, die durch das Bureau ausgestellt werden wA 
als Beweiae dienen sollen, zu beglaubigen siod. 

Sekt. 4930. (Gesetz com 19. Februar 1897:) Der Kongreaa- 
Bibliothekar soll vom 1. Juli 1897 an für die gewissenhafte Er- 
fliliung seiner gesetzmäesigen Pflichten ein an den Staat zahlbarem 
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Unterpfand im Betrage von zwanzigtaaaend Dollarn unter vom 
fichatsaeJtrttär genehmigter Bürgaebaßaalellang bieten. 

Sekt. 4951. Der Kongress-Bibliothekar soll Anzahl nnd Beschreibung 
iler geachützten VerSffentlichangen, welche im Laafe des Jahres eingetragen 
KOrden sind, in cincin jährlichfln Bericht dem Kongresa mitteilen. 

Sekt. 4953. (Gesetz vom 3. März 1891:) Der Urheber, Erfinder, 
Zeichner oder Eigentümer irgend eines Buches, einer Land- oder See- 
karle, eines dramatisohen oder musikalischen Werkes, eines Stiohta, 
Holzschnittes oder irgend welcher Abbildung, einer Photographie oder 
eines Negativs derselben, eines Gemäldes, einer Zeichnung, eines 
Chromos, einer Statue oder Bildhaaerarbeit und von JUodelun oder 
Entwarfen, welche als Werke der schönen Künste ausgeführt werden 
sollen, ebenso Testamentsvollstrecker, Administratoren oder Rechts- 
mrtreter einer solchen Person, die den Verfä^ngen dieses Gesetzes 
nachgekommen sirtd, haben das alleinige lischt, die betreffenden Werke za 
drucken, neuzudrucken, zu veröffentlichen, fertigzustellen, zu kopieren, 
auszufahren, zu vollenden and zu verkaufen, auch, wenn es sich am ein 
dramatisches Werk handelt, solches öffentlich aufzuführen oder dar- 
zustellen, oder es dareh andere aufführen oder darstellen zu lassen. 
Ferner haben die Urheber oder deren Rechtsvertreter das ausschiiess- 
liehe Recht, irgend eines ihrer Werke, für welche das Urheberrecht 
nach den Gesetzen der Vereinigten Staaten erlangt worden ist, zu 
dramatisieren und zu übersetzen. — (Gesetz vom 18. Juni 1874:) In 
der Aaslegang dieses Gesetzes beziehen sich die Aasdrücke ,Stich', 
jHolzschnitt* I, Abbildung' nur auf bildliche Darstellungen oder Werk» 
der schönen Künste, and keine Drucke oder Etiketten, die zum Ge- 
braach für irgend ein anderes Industrieerzeugnis bestimmt sind, sollen 
nach dem Urheberrechtsgesetze eingetragen werden, sondern können 
im Patentamt registriert werden. Der Chef des Patentamts wird 
hiermit beauftragt, die Eintragung oder Registrierung solcher Drucke 
oder Etiketten zu beaufsichtigen und zu überwachen, gemäss den ge- 
setzlichen Vorschriften Über Urheberrecht an Drucken, aasgenommen, 
dasa f/ir die Eintragung des Titels irgend eines solchen Drucks oder 
einer Etikette, die nicht Handelsmarke ist, sechs Dollars zu zahlen 
sind, was die Spesen der Ausfertigung einer Abschrift der Eintragang 
nit dem Siegel des Chefs des Patentamts an den Deklaranten decken solU 

Sekt. 4Ü53. Uiheberrechte BoUea fUr den Zeitraum ron ach tnnd zwanzig 
Jahren von der Zeit der Eintragang des Titels in der hiernachatehend yat- 
geschriebenen Weiae an bewilligt werden. 

Sekt. 4954. (Gesetz vom 3. März 1891.) Dem Inhaber, Erfinder 
oder Zeichner, wenn er noch am Leben ist, oder im Todesfalle seiner 
Wiltwe oder seinen Kindern soll dasselbe ausschliessliche Recht für 
einen weiteren Zeitraum von vierzehn Jahren erneuert werden, wenn 
der Titel des so geschützten Werkes oder die Beschreibung des so ge- 
schützten Erzeugnisses ein zweites Mal eingetragen und allen sonstigen 
die erstmaligen Urheberrechte betreffenden Vorschriften innerhalb 
sechs Monaten vor Ablauf des ersten Termins entsprochen wird. Aach 
soll solche Person innerhalb zwei Monaten vom Datum besagter Er- 
neuerung ab eine Abschrift der Eintragung hiervon in einer oder 
mehreren, in den Vereinigten Staaten gedruckten Zeitungen vier Wochen 
lang veröffentlichen lassen. 

Sekt. 4955. Urheberrechte sollen verraittebt irgend einet geachriebenen 
Urkunde geaetzlich abertragbor sein, und aulche Übertragung soll im Bureau 
des Kongressbihliothekars innerhalb aechzig Tagen nach seinei' AuBlührnng 
eingetragen werden, widrigenfalls dieselbe gegenüber irgend einem ohne 
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EeDutniagftb« gelassenen epäteren E&nfer oder Pfand glSubitrer fAr glelcb- 

irertjge Gegenleiatnng angttitig sein soll. 

Sekt 4956. <,Gea»ts vom 3. März 1891:) Niemand hol Anspruch 

auf ein Urheberrecht, wenn er nicht 

ari oder oor dem Tage der Veröffentliohung in diesem oder 
einem fremde» Land« eine gedruckte Kopie des Tilels des 
Baches, der Landkarte, Seekarte, des dramatiachen oder 
masikaliachen Werkes, des Stiches, Holzschnittes, der -.^U- 
hildang, Photographie oder des Chromos oder eine Beeohrei- 
bang des Gemäldts, der Zeichnung, der Siatae, der Bildhaaer- 
arbeit oder ein Modell oder einen Entwarf für ein Werk 
der schönen Künste, an welchem er ein Urheberrecht wänschl, 
aaf dem Bareaa des Kongreaabibliothekara abliefert*) oder 
der Post innerhalb der Verein igte n Staaten anter der Adreae» 
des Kongreasbibliothekara za Waahir^fJton, Distr. Columbia, 
Hbergiebt; 

wenn er nicht ferner, spätestens am Tage der Veröffentlichung 
in diesem oder einem fremden Lande, zwei Exemplare eines 
aolchen zu sohützenden Erzeugnisaee (Buch, Landkarte, See- 
karte, dramatisches oder maaikalisohea Werk, Stich, Chromo, 
Holzschnitt, Abbildung oder Photographie) oder, wenn «a aieh 
am ein Gemälde, eine Zeichnung, Statue, Bildhauerarbeit, ein 
Modell oder einen Entwarf fär ein Werk der schönen Kärtst» 
handelt, eine Photographie derselben aaf dem Bareaa de» 
Kongreasbibliothekara za Washington, Distr. Columbia, ab- 
liefert oder der Post innerhalb der Vereinäten Staaten anitr 
der Adresse des Kongressbibliothekars zu Washington, Distr. 
Columbia, äbergiebt. Es wird Jedoch hierbei Dorauageaelzt, 
dass im Falle eines Buches, einer Photographie, eines Chro- 
mos oder einer Lithographie die zwei Exemplare derselben, 
welche gemäaa Voratehendem abgeliefert oder der Post über- 
geben werden müssen, von innerhalb der Grenzen der Ver- 
einigten Staaten hergestelltem Satz oder mittelst daeon her- 
gestellten Platten oder von innerhalb der Grenzen der Ver- 
einigten Staaten hergestellten Negativen oder Zeichnangen 
auf Stein oder mittelst davon gemachten Überdrucken gedruckt 
sein sollen. 

Während der Dauer solchen Urheberrechts soll verboten 
sein und ist hiermit verboten die Einfuhr in die Ver- 
einigten Staaten irgend eines so geschätzten Backes, Chro- 
mos, lithographischen oder photographiachen Erzeugnissen 
oder irgend welcher Aaagabe oder Ausgaben desselben oder 
irgend welcher Platten desselben, welche nicht von innerhalb 
der Grenzen der Vereinigten Staaten hargeatelltem Satz ge- 
fertigt sind, oder irgend welcher nicht ebenda hergestellter 
Negative oder Zeichnungen auf Stein, aaagenommen in den 
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in #5 512-516*) in Abschnitl 3 fFrfitisle) dea am 1. Ok- 
iober 1890 angtnommenen ^OeaetzM zur Vtrmindtrung d«r 
Staatstinnahmtn, zar Aaaglsickang d«r Einfuhrzälle and 
2t> anderen Zwtomn' bezeichneten Fällen und aaagenommen, 
wenn Personen, die den Ankauf zum Zweck dea Oebraaoha 
und nicht d«a Verkaafa vornahmen, anter Zahlung dea daraa/ 
rahenden Zolle» nicht mehr als zwei Exemplare solchen 
Back» zu eiA und deraeiben Zeit einfähren, sowie aaagenommen 
Zeilangen and ZeHaohriflen, die nach den Beaiimmangen 
diMM Qeaetzea geschätzte Artikel ohne Erlaubnis des Ur- 
hebers weder im Ganzen noch feüuieiae enthalten, welche hier- 
durch com Einfuhrverbot aasgenommtn werden. Nlohtsdestc 
weniger wird vorausgesetzt, dass, falls es sich um Bücher in 
fremden Sprachen handelt, von denen nur Übersetzungen in 
daa Engliacha gesehätst aind, das Einfuhrverbot sich nur auf 
die Übersetzung derselben erstrecken, und duaa die Einfuhr 
von Bachern in der Originaleprache erlaubt sein soll. 
Sekt. 4057. Der Kongressbibliothekar soll den Titel solche» zu achtltzeoden 
Bachee oder sonstiKcn Erzeugnisses sofort ia ein la diesem Zweck gefnhrtes 
Bnoh mit folgendem Wortlunt eintragen: „Bibliothek des Kongresses, Be- 
kaiBtniDchitngr Es sei kundgeth&n, dass am .... A. B. ans . . . den Titel 
eines Bncliee (einer Land- oder Seekarte oder je nachdem oiet Beschreibong 
<l«« EneQKni3Bes}i dessen Titel oder Beschreibung in fol(;endem Wortlant 
enthalten ist, nämlich .... (hier folgt Ti(«l oder Beschreibung) anf diesem 
Barean niedergelegt hat, an welchem Erzeugnis er das Recht als Urheber 
(Elfinder, Eigentftiner oder je nachdem) beansprucht, gemäss den Oesetzeo 
der Vereinigten Staaten aber das Urheberrecht. C. D., Kong^essbibllothekar." 
Auch soll er dem Eigentümer, sobald dieser es rerlangt, eine Absdirift van 
Titel oder Beschreibnng mit dem Siegel des Kongressbibuothekars aasfertigen. 
Sekt. 4958. (Gesetz vom 3. März 1891:) Der Kongreaabibliothekar 
soll Fon den Personen, welchen die bezeichneten Dienste geleiatet 
tperden, die folgenden Gebiihren erhallen: 



"1 An .SMUe der fi bli—hi^ im lieMUes Tom 1. Oktolwf issn Bind lUit d<m vtraadartan 
TihI.<JcBvti Tom ■H. JoU 1!(97 di« [ulgcndca % MO— SÜ4 das letiteien getreien: 

MO. BDChsr, such«, Pholosn|)hleii, Radlcmngon, geliund«ii oder nngebiuidsD, Land- nnd 
M«BkH*M, inU Broiachilgung oder mm Gebrauch dar Raglaruiig d« VarelBigten 

Siutcu oder für die KoDEmablbUetlkek «lugrluhrl tnl. 

MI. Bachar, Laadkartan, MaälkalJeD. Stiche, Pholagrspitian, RidlerungSD, getiuDdan oder 
UDEebunden, und Seek&naD. velcho am Tage der Ehituhr tot IHngcr >!■ 20 Jahren 
EOdntckI w»ren, und alle iijdrogmphlschan Karton und VarUffantllchnngm von wtesen- 
sebaftllcben und UtUrarlääen Ueaellschatlen udrr AkftdeiDlni fiir Ihn SilwkrlbaaMn 
oder zum ü-ack dea ,Vu8iau«;liee harüaBgagoben, oder PublikaUon™ leiieaa ein- 
" " oslenfrel In Prlvaikrelaen xertBlll werden, und se'teM 



IT Itocleraiiaeu vcrOffeDlllchte amtliche Dakomaal*. 



Mia. BlleMr ii>d nagachrllteo, ■uHBchÜoBBltch In anderen SprachOD ab \a dar EngltaehaD 
g«dnKkt; ferner Bücher und MufllkaÜen U erhabener öijhrift, lum BUSBchUeaaUclien 
Oekraneb tOr Blinde frei. 

na. Backet, Landkatttn, Hflelkallea, PbolographlaD. Radierungen, lithagraphlBitha Abdruck« 
und Seekarten, «cnii In nlehi mahr al» iwej Eiemplaren In jeder Faktura bona Ode 
eigaoH [Ur den Oebrauoh sdor auf BOilellung eluer aiiein lu ti'llgioaea, iihllosophlachoD, 
enloherlaclieD, »'iBeensehattUchen oder UllenrischeD Zwecken inlcorporierton oder g«- 
budoten Uesellsehiin, oder eines eoloben Inalltuls. «der mir FOrderuna der •ohfineo 

"■ ._.... |,n^,in„univOT»ftM,Ak»domia, 

;n Staaten oder eines aincelneD 

. .._ , 1 lum VerkaoT elngBiniirt unter 

Baaba^lons der von Schalieekretlr m eilueenden VorBcbrlltBO. .... tret. 

UM. Bfleher, BlbUMheten <dis ubUchen llübel und ahnllI^he Haushalt ungaartlkel) aos- 
i..ji„k., b™.-.. -j-, FanUlien, wenn Beitena derselben im AuflUnrJe thotsacbUeh 
^In Jahr gebraucht nnd nicht fUr andere Personen oder mm 
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1. Für die Eintragung des Titels oder der Beschreibung irgend 
eines zu achütsenden Buches oder sonatigen Erzeugnimee 
50 Cents. 

2. Für Jede beglaubigte Abschrift solcher Eintragung, deren 
Aushändigung an die Person, welche um das Urheberrecht 
einkam, oder an deren Reohtscertreter erfolgt, 50 Cents. 

3. (Gesetz vom 18. Juni 1874:) Für die mntragung und Be- 
glaubigung einer schriftlichen Urkunde, durch welche »in 
Urheberrecht übertragen wird, 1 Dollar. 

4. Für Jede Abschrift einer Uebertragang 1 Dollar. 

(Gesetz com 3. Jäärz 1891:) Alle derartigen öebühreneinnahmea 
sollen an das Schatzamt der Vereinigten Staaten abgeführt werden: 
Wobei vorausgesetzt wird, dass die Gebühr für die Eintragung den 
Titels oder der Beschreibung eines behufs Iteohtsaohatzea eingegangenen 
Erzeugnisses, wenn es von einer Person hervorgebracht wurde, die 
nicht Bürger oder Einwohner der Vereinigten Staaten ist, 1 Dollar 
betragen soll, abfährbar, wie oben, an das Schatzamt der Vereinigten 
Staaten zur Deckung für die Kosten der Verzeichnisse geschätzter 
Erzeugnisse, wie nachstehend festgesetzt. 

Und es wird hierdurch de/n Kongressbibliothekar zur Pflicht ge- 
macht, dem Sekretär des Schatzamtes Abschriften der Titeleintragaagen 
aller Bächer and sonstigen Erzeugnisse zu liefern, an denen das Ur- 
heberrecht gesichert wurde durch Hinterlegung zweier Exemplare 
solchen Buches, das von innerhalb der Grenzen der Vereinigten Staaten 
gefertigtem Satz gedruckt wurde, gemäss den VerfOgangen dieses 
Gesetzes, und durch die Hinterlegung zweier Exemplare solchen 
sonstigen in den Vereinigten Staaten hergestellten oder hervorgebrachten 
Erzeugnisses. Der Sekretär des Schatzamtes wird hierdurch an- 
gewiesen, in Zwischenräumen von nicht mehr als einer Woche Ver- 
zeichnisse dieser Titeleintragungen vorzabereiten and zu drucken, 
behufs Verteilartg an die Zolleinnehmer der Vereinigten Staaten and 
an die Poatdirektoren aller ausländische Postsendungen empfangenden 
Postämter, und solche wöchentlichen Verzeichnisse sollen, je bei Ajis- 
gabe, denjenigen, welche darum ersuchen, zu einem 5 Dollars nicht 
Übersteigenden Jdhrespreia geliefert werden. Der Sekretär und der 
Generalpostdirektor werden hierdurch ermächtigt und angewiesen, 
di^enigen Massnahmen und Anordnungen zu treffen und in Aus- 
führang zu bringen, welche die Einfuhr in die Vereinigten Staaten 
aller nach diesem Gesetz geschätzten Erzeugnisse verhindern sollen, 
ausgenommen unter den oben angeführten Bedingungen. 

Sekt. 4959. (Gesetz vom 3. März 1891:) Der Eigentümer jedes zu 
schützenden Buches oder sonstigen Erzeußnissea soll ein Lxemplar 
einer Jeden folgenden AuMabe, welche irgend welche ivesentlwhen 
Änderungen aufweist, auf dem Bureau des Kongresabibliolhekars ein- 
liefern oder bei der Post unter der Adresse des Kongressbibliothekars 
za Washington, Distr. Columbia, aufgeben. Vorausgesetzt wird Jedoch, 
dasa die Abänderungen, Umarbeitungen and Zusätze zu vor diesem 
Beröffenflichten Büchern ausländischer Urheber, von denen neue Aus- 
gaben nach dem Inkrafttreten dieses Gesetzes ersclieinen, des Rechts- 
schutzes nach den vorstehenden Verfügungen dieses Gesetzes für fähig 
gehalten und erachtet werden sollen, sofern sie nicht einen Teil einer 
Serie bilden, welche zu der Zeit, zu welcher dieses Gesetz in Kraft 
treten soll, im Erscheinen begriffen ist. 

Sekt, 4960, Der Eigentümer irgend eines UrLoborrechla, wolcbcr dis 
gemiUs Sekt. 4966 and 4969 vorgeeuliricbcDe Jilinliefeiniig oder die Aufgabe 
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fertiger Exemplare bei der Post oder die Einacodung der Beschreibung oder 
Photographie Terabeäamt, soll einer GeldBtrftfe von 2b g Terfallen, welche 
der KoDgreasbiblJDtliekar im Namen der Vereinigten Staaten als gewifbnliclie 
SchoM durcli irgend ein Bozirlisgericlit der Vereinigtet] Staaten, in welchem 
der Schaldigo wohnhaft ist oder ermittelt wird, zn erheben hat. 

iOes^e vom 3. März 1893:) Jeder Urheber, Erfinder, Zeichtur 
oder Eigentümtr irgend eines zar Inanaprachnakme des Urheberrechts 
berechtigten Baches oder aonaligen Erzeugniaaes, der bisher verab- 
säamte, auf dem Bureau des Kot^resabibliothekarB oder der Post 
anter der Adresse des Kongressbibliothekars xaei Exemplare solchen 
Bach«» oder Beschreibung oder Photographie solchen Erzeagniaaes 
innerhalb der durch Titel 60, Kapitel 3 der Revidierten Statuten be- 
treffend Urheber rechte and durch die Abänderangsgeaetze derselben 
begrenzten Zeit abzaliefern, der aber allen anderen Verfügungen der- 
selben nachgekommen ist, soll, icenn er vor dem ersten Märztag dea 
Jahres 1893 zwei vollständige gedruckte Exemplare solchen Baches 
oder Beschreibung oder Photographie aolchen Erzeugnisses auf dem 
Bureau des Kongressbibliothekar a abgeliefert oder der Post unter der 
Adresse des Kongreasbcbliothekars übergeben hat, zur Inanspruch- 
nahme aller BecMe und Privilegien besagten Titels 60, Kapitel 3 der 
Revidierten Statuten and der Abänderungsgeaetze derselben bereohtigl 

Seilt. 4961. Der Postmeister, bei dem solches zu schützende Buch, 
lolcher Titel oder solches andere Erzeugnis aufgegeben ist, soll auf Ver- 
langen eine Quittung darüber ausstellen und nach sDli^her Ein lief erung 
lasselbe an seinen Bestimmungsort mit der Post befürdcm. 

Sekt. 4963 {Gesetz vom 18. Juni 1874:} Niemand soll eine Klage 
wegen Verletzung seinea Urheberrechts einleiten können, der sein 
Ifecht nicht dadurch zur Kenntnis bringt, daaa er in sämmtliohen 
Exemplaren jeder veröffentlichten Ausgabe und zwar bei einem Bache 
auf der Titelseite oder auf der unmittelbar nach dem Titel folgenden 
Seile, bei einer Land- oder Seekarle, einem musikaiisahen Werk, einer 
Abbildung, einem Holzachnitt, einem Stich, einer Photographie, einem 
Gemälde, einer Zeichnung, einem Chromo, einer Statue, oder Bild- 
haaerarbeit oder bei Modellen oder Entwürfen, welche als Kunstwerk 
aaagefährl and vollendet werden sollen, auf irgend einem sichtbaren 
Teil derselben oder der Montierujtg derselben folgende Worte anbringt: 
,Entered avcording to Act of Congress, in the year — , bg A. B., in 
the Office of the Librarian of Uongreas, at Washington', oder nach 
meinem Belieben daa Wort .Copyright' zusammen mit dem Jahre, in 
welchem das Urheberrecht eingetragen int und dem Narrten der Person, 
iarch welche die Eintragung geachatt, also: „Copyright, ^tt., by A. B.' 

(Geaetz vom 1. August 1882:) Die Fabrikanten von dem Naah- 
bildungsrechtaachutz unterliegenden Muatern für geformte dekorative 
Erzeugniaae, Kacheln, Plättchen oder Thon- oder Metallwaren können 
die Nachbildanga-Sohulzmarke, welche durch Sektion 4963 der . 
Revidierten Statuten und die Ergänzungsgesetze dazu oorgeschrieben 
tat, auf der Rückseite oder dem Boden derartiger Erzeugnisse 
oder solcher andern Stelle derselben anbringen, welche bisher für 
Fabrikanten solcher Erzeugnisse zur Anbringung von Fabrik-, 
Handels- and Schatzmarken zu benutzen gebräuchlich war. 

Sekt. 4963 (Gesetz vom 3. März 1897:) Jede Person, die einen 
solchen Vermerk oder Worte gleichen Inhalts in oder auf einem Bach, 
-iner Landkarte, Seekarte, einem dramatischen oder muaikaliachen 
Werk, einer Abbildung, einem Holzschnitt, Stich oder einer Photo- 
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graphis oder einem andern Gegenstand, sei derselbe dem UrMtr- 
recht unterworfen oder nicht, anbringt oder aufdruckt, für avlchen 
sie kein Urheberrecht erlangt hat, oder die wiaaentlich irgend «nen 
Gegenstand, welcher mit einem Vermerk eines Urheberrechteachatitt 
der Vereinigten Staaten versehen ist, in diesem Lande den Urheber- 
rechtsachatz aber nicht erlangt hat, heraasgiebt oder verkaaft, oder 
die irgend ein Bach, eine Photographie, ein Ghromo oder eine Litho- 
graphie oder einen andern GMenetand, welcher mit einem solehtn 
Urheberrechts- Vermerk oder Worten gleichen Inhalte versehen ist, in 
diesem Lande den Urheherreohtasohatz aber nicht erlangt hat, ein- 
fährt, soll eine Geldstrafe Don einhundert Dollars bezahlen, uotoR 
eine Hälfte za Oaneten des Klägera, die andere zu Ganalen dex 
Staates zu erheben ist. Die Einfuhr in die Vereinigen Staaten 
irgend einea Baches,' Chromoa, einer Lithographie oder Photographie 
oder einea andern Gegenstandes, welcher mit aolchem Urheberreckta- 
Vermerk versehen ist, während auf demselben kein Urheberreehl in 
den Vereinigten Staaten besteht, ut verboten. Die als Billigkeils- 
Geriohtahäfe tagenden Bandesgerichte der Vereinigten Staaten (oirenil 
coarta aitting in equitg) sind ermächtigt, die Herauagabe, die Ver- 
^entliohung oder den Verkauf irgend einea unter Verletzung der 
Urheberrechts-Gesetze der Vereinigten Staaten bezeichneten oder ein- 
geführten Gegenstandes auf da» Gesuch Jeder wegen solcher Verletzung 
Klage fährenden Person za verbieten. Ea aolt dieaes Gesetz jedoch 
keine Anwendung auf Einfahr und Verkauf aolcher Waren oder 
Gegenstände finden, welche vor Erlass desselben in die Vereinigten 
Staaten gebracht wurden. 

Sekt. 4964 (Gesetz vom 3. März 1891;) Jedermann, welcher nach 
der den Voraohriften dieses Gesetzes gemäss aasgefährten Eintragung 
des Titele irgend eines Baches und der Hinterlegang zweier Extm- 
;^lare stehen Buches, entgegen den Vorschriften dieaea Qeaetzt». 
innerhalb der featgeaetxten Schatzfriat und ohne die vorher eingeheilt 
schriftliche, vor zwei oder mehr Zeugen unterzeichnete Eriaabnia 
des Eigentämere des Urheberrechts, irgend ein Exemj^ar aolchen 
Bachea druckt, veröffentlicht, dramatisiert. Übersetzt, einfährt oder 
mit Kenntnia dacon, dass dasselbe so gedraokt, veröffentlicht, dra- 
matisiert, übersetzt oder eingeführt worden ist, es verkauft oder feil- 
bietet, soll aller Exemplare deaaelben zu Gunsten des Eigantämers 
verlustig gehen und eine Entachädigartg in dem Umfange verwirken 
und bezahlen, als solchem Eigentümer auf Picilprozesaicege von irgend 
einem zuständigen Gerichtshof zugesprochen tvtrd. 

Sekt. 4965 {Gesetz vom 3. März 1895:) Wenn jemand nach dtr 
ilen Vorschriften dieses Gesetzes gemäss aasgefährten Eintragung den 
Titels einer Landkarte, Seekarte, einea dramatischen oder musika- 
lischen Werks, einer Abbildung, eines Holzschnitts, Stichs oder einer 
Photographie, eines Chromoa, oder der Beschreibung eines Gemälden, 
einer Zeichnung, Statae, Bildhaaerarbeit, oder von Modellen oder 
Entwürfen, die za Kunstwerken vollendet und ausgeführt werden 
sollen, innerhalb der festgesetzten Schutzfrist entgegen den Ver- 
ackriften dieaea Gesetzes und ohne die vorher eingeholte schriftliche, 
vor zwei oder mehr Zeugen unterzeichnete Erlaubnis des Eigentämin 
des Urheberrechts, irgend , ein Exemplar solcher Landkarte oder 
sonstiger eorbenaanter Erzeugnisse graviert, ätzt, bearbeitet, kopiert, 
druckt, reröff entlieht, dramatisiert, übersetzt oder einfährt, eriiieedfr 
im ganzen oder teilweise oder indem er den hauptsächlichen Entaarj 
ändert, in der Absicht, das Gesetz zu umgehen, oder in Kenntau 
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davon, daaa daaaelbs so gtdrackt, ceröffentlichl, dramatisiert, über- 
seizt oder eingeführt ist, 63 rerkaafl oder feilbietet, soll er, za 
Ganaten des Eigentümers, sämtlicher Platten, mit welchen die Her- 
ateilung erfolgte, und jedes kopierten oder gedrackten Bogena rerlastig 
gehen und ferner einen Dollar für jeden in seinem Besitz vor- 
gefundenen, im Druck befindlichen, gedracMen, kopierten, ceroffent- 
lichten, eingeführten oder feilgebotenen Bogen, und im Falle eines 
Gemäldes, einer Statue oder Bildhaaerarbeit, zehn Dollars für jeden 
in seinem Besitz eorgefandene oder von ihm verkaafte oder feil' 
gebotene Exemplar verwirken. Im Falle der Beeinträchirgang des 
Urheberrechts an einer Photographie, welche nicht von einen Kunst- 
werk genommen ist, soll die auf Rlageieeg nach den Bestimmungen 
dieser Sektion zu erlangende Sammie nicht weniger als einhundert 
Dollars and nicht mehr als fünftausend Dollars betragen; and 
ferner soll die auf Klageireg nach den Bestimmungen dieser Sektion 
za erlangende Summe für die Beeinträchtigung des Urheberrechln 
an einem Gemälde, einer Zeichnung, Statue, einem Stiche, einer 
Radierung, einem Modell oder einem Musler für ein Werk der 
schönen Künste oder einer Photographie, welche von einem Kunst- 
werk genommen worden, nicht weniger als zweihundertundfünfzig 
Dollars und nicht mehr als zehnlausend Dollars betragen. Die eine 
Hälfte aller corerwähnien Geldstrafen fällt an die Eigentümer des 
Vrheber rechts und die andere an den Staat. 

Sekt. 49S6 (Gesetz com (i. .Tanaar 1897:) Jeder, der eine ge- 
scMUzte dramatische oder musikalische Komposition ohne die Zu- 
stimmung des Eigentümers dieser Komposition oder seiner Erben 
oder Rechtsvertreter öffentlich aufführt oder darstellt, soll Schaden- 
ersatz leisten, dessen Betrag vom Gerichtshof festgesetzt wird, der 
aber nioht weniger als htutdert Dollars für die erste und fünfzig 
Dollars für jede folgende Auffährung betragen soll. Wenn die 
unrechtmässige Aufführung und Darstellung coraätzlich and in 
gewinnsächiiger Absieht statthaben, machen sich ihr Urheber _ oder 
ihre Urheber eines Vergehens schuldig und werden nach ihrer Über- 
führung mit Gefängnis bis zu einem Jahr bestraff. Jedes Verbot, 
welches in Verfolg einer dem Verklagten vorher kundgentachten 
Gerichtssitzung durch ein BundeagerioM der Vereinigten Staaten 
oder durch den Richter eines dieser Gerichtshöfe hinsichtlich Unter- 
sagang oder Verbots der Aufführung oder Darstellung einer solchen 
dramatischen oder musikalischen Komposition erlassen worden ist. 
kann den Parteien, gegen welche es bewilligt worden ist, im ganzen 
Gebiete der Vereinigten Staaten gerichtlich angezeigt werden und soll 
in Wirksamkeit treten and kann in den Prozessver fahren, die zweck-i 
Bestrafung der Nichtnachachtung eröffnet sind, oder in anderen 
Prozesseerfahren von Jedem andern Bandesgericht oder Richter in 
den Vereinigten Staaten collstreckbar gemacht werden. Die Ver- 
klagten können indessen in dieser Klagesaohe vereint oder einzeln in 
jedem andern Bezirk, in irelchem sie oder einer con ihnen eine Auf- 
führung oder eine Darstellung einer dramatischen oder einer musika- 
lischen Komposition zu ceranstalten vorhaben, anhalten, daaa besagtes 
Verbot als nichtig betrachtet und daas darüber hinweggegangen werde : 
dieses Ansuchen muss dem Kläger unter den rom betreffenden 
Bandesgericht oder Richter als genügend erachteten Bedirigungen 
kandgetkan und dem Kläger seibat oder seinem gesetzlichen Vertreter 
in dieser Klai/e gerichtlich mitgeteilt werden. Die Biindesgerichte 
oder Richter derselben sind zuständig, besagte Verfägang collstreckbar 
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:u niachon und die in Vorhergehendem vorgenehenen Anauchsit qmi 
Nichlanaendung anzuhören and darüber zu entacheiden, genau, aie 
wenn das Kla^ever fahren in dem Bezirk, in welchem dioses An- 
xuchen formahrl warde, achwebend oder angestrengt wäre. Der 
Schreiber des Gerichtshofes oder des Richters, welcher das VerhiA 
erlässt, soll auf Verlangen des Gerichtshofes, icelchein das Ansuclien 
ttm Nichtanwendung oder Vollstreckung^ besagter Verfügung unter' 
steht, ohne Verzug diesem letzleren Oerichtshöf eine beglaubigte Ah- 
ßohrift sämmtlicher Akten, auf welche die Verfügung begründet ist 
und welche sich in aeinem Bureau befinden, übermitteln. 

Sekt. 4967 (Gesetz vom 3. März 1891:) Jede Person, welche ohne cor- 
her eingeholte Erlaabnis des Urhebers oder Eigentümers irgend welche« 
Manuskript druckt oder Deröff entlieht, soll dem Urheber oder Eigen- 
tümer für jeden durch solche Übertretung verursachten Schaden haften. 

Seut. 4968. Kino Kiiige kann \a Eolclien Fällen, welche nauh dem Ur- 
licberreclitügcäetzo mit Vcrwirkung oder Geldstrafe zu ahnden sind, nur 
diiTchgcfiihrt werden, wcna dieselbe iuucrhalb Kwei Jabren, nachdem diu 
Veranlassung zur Klage sich ereignet hat, eingeleitet wird. 

Sekt. 4969. In allen auf Orund der UrhcherreehUgesctzc stattfiudeudt'n 
IClftgen kann der Angeklagte bestreiten, dass überhaupt Grund zu eintr 
Anklage vorliegt, und alsdann die auf den besonderen Fall bezügUcheo Thal- 
^acbcn darstellen. 

Sekt> 49T0. Die ßundesgerichte und die Bezirksgerichte, welclie dii; 
Kemiictenz von ISandesgerichteii besitzen, sind eimächtigt, wenn seitens cineT 
geschädigten Partei ein Billigkeits-Gcsuch eingereicht wird, gemäss der 
l'ruxis und den Grundsätzen der (nicht nauh dem strengen Kecht, soadcru 
nach Billigkeit entscheidenden) Courts of Equity und unter solehen lle- 
ilinguugeu, als dem Gerichtshof an^emcsseu erscheiut, Verbote zwecks Vei- 
hinderuQg der Verletzung irs;nd eines durch die Urheberrechtsgesetze gt- 
schüt/.tcn Bcehts zu erlassen. 

Sekt. 4971. — Aufgehoben durch Gesetz vom 3. März 1891. 

(Geaels vom 3. März 1891, Sekt. 11—13:) Für die Wirkung dieses Ge- 
.setzes soll Jeder Band eines zwei- oder mehrbändigen Werkes, wenn solche 
Hände einzeln veröffentlicht sind, und der erste nicht cor Inkraft- 
treten dieses Gesetzes ausgegeben worden ist, ebenso Jede Nummer 
einer Zeitschrift als selbständiges Werk betrachtet werden und der 
oben festgesetzten Form der Schutzgemährung unierliegen. ~ Dieses 
Gesetz soll am 1. Juli 1891 in Kraft treten. — Dieses Gesetz soll auf 
einen Bürger oder Unterthanen eines fremden Staates oder einer 
fremden Nation nur dann Anwendung finden, wenn betreffender 
fremde Staat oder betreffende fremde Nation den Bürgern der Ver- 
einigten Staaten von Amerika den Genuss des Urlteberrechts aaf 
wesentlich derselben Grundlage gewährt, als seinen eigenen Bärgern: 
oder wenn betreffender fremde Staat oder betreffende fremde Nation 
rinem internationalen Üt>ereinkommen angehört, das Gegenaeitigkeil 
in der Gewährung des Urheberrechts festsetzt und nach dessen Bc- 
ulimmungcn der Beitritt zu solchem übereinkommen in das Belieben 
der Vereinigten Staaten gestellt ist. Das Vorhandensein einer dieser 
Bedingungen soll von dem Präsidenten der Vereinigten Slaatsn dareh 
Kundmachung von Zeit zu Zeit, wie es die Zwecke dieses Gesetzes 
erfordern, festgestellt werden. 

(Gesetz vom 12. Janaar 1893:) Der Staalsdrucker soll unter 
solctten Vorschriften, wie sie die gemischte Kommission für Druckerei- 
angelegenheiten verordnen mag, jedem oder jeden, die darum ein- 
kommen, ergänzende oder zweifache Slereotgp- oder galvanoplaatiache 
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PlaiUn, oon denen irgend welche Regierttngs-PuhlikuUon gedruckt i»l, 
la einem Preis verkaufen, der die der Regierung erwachsenen Kosten 
fär Satz, Metall und Herstellang, zasüglich zehn Prozent nicht über- 
steigt, wobei voraasgeaetzt wird, dass der volle Kostenbetrag bei Ein- 
gang des Auftrage bezahlt wird und ferner, dass keine von solchen 
Stereotgp- oder galvanoplaetischen Platten naohgedrackten VerÜffent' 
Ikhung und keine sonstige Hegiernngs- Publikation Urheberreckta- 
srhutz genieaaen soll. 

Anweisungen fOr die Urheberrechts-Eintragung, 1901.* 

An wen Gesache um UrhebcrrechtsDcbutz za richten sind. — 
Jrde Koneepondeoz betreffend UrlieberrccIlta-AngolegenhL'ittjn und alte »nl 
den ürheberrechtsscliutK bezöglichen ZuEcnduiigen eind zu adreBsiereu n>: 
The Segister of Copyrighta, Library of Congreas, Copgright Office, 
Washington, D. C. Adrenseu mit dieser Aufai:nrift, welche ftlr alle Ur- 
Iieberrecbts-Ängelegenbeiten ohne Portozabln»); (d. li. innerhalb der Vereinigten 
Sttuten) benutzt werden känuen, sind auf Verlangua ethältliub. Ebenio 
irerden Vordrucke oder Cirknlare jeder Art auf VerUngen kostenfrei geliefert. 

Gesuch Dm Urheberrechts-Eintragiing. Vom Copyright Oltice ist 
ein (anf !j. 302 — 3 abgedrucktes) Ueeuchs-Fonuniar vorbereitet, das in allen 
FSUeu gemKea den A ns f 11 Hangs- An weis ant;eD benutzt werden soll. Dieses 
Formular wird anf Verlangen geliefert. Dasselbe ist so einfach, als das 
ijeseti zalisst, abgefasst, und es ist wünschenswert, daas jede nachgesuchte 
Anskonft geliefert werde. 

Die Arten Werke, welche in den Urhebcrrecbtagesetzen als dein Urheber- 
recht unterliegend bezeiclmet aiod, sind auf dem Gesuchs -Vordruck (S. 302 — 3) 
abgedruckt, und kein Werk kann in dem Copyright Ottiue eingetragen werden, 
dns nicht unter eine oder die andere Bezemhnung eingersiSt werden kann, 
die znr Angabe der dem Urheberrechtsschutz unterliegenden Werke im Gesetz 
Lcgewandt wird. Unbestimmte Sezeichnungen, wie .pubiicatian", „repro- 
dnction*, ^pictore", „work of art' ukw., soUeu nicht benutiit werden. Der 
Aosdrack „chart* soll nur gebraucht werden, um eine Kartenart anzugeben 
iiDd nicht in seinem gewiihnlichen Sinn hinsichtlich auf einem Bogen aus- 
gebreiteten Drucks. Solche ^'eike sollen ala Bücher lieBohrieben werden, 
liie Worte „engraving", „i'uf und „print" muinen wohlverstanden nur ein 
Kunstwerk, und die Werke, welche sie bezeichnen, unterliegen der Urheber- 
rechts- Eintragung im CopTrigbt Otücc, Librarj of Congress, nur, wenn es 
Wtrke sind, die wegen ihres künstlerischen Wertes Tfrkanfl oder ausge- 
taascht werden. Der Ausdruck .yrint" soll nicht ai^wandt werden, um 
etwas zu bezeichnen, das nur gedruckt (urinted) ist. Die Ansdrilcke „design" 
und ..model" sollen nur gebraucht werden, um ein durchaus künstleriscbes 
Lri^eugnis zu bezeichnen. Wenn man wünscht, dass nur der Text eines 
Liedes geschütEt werde, soll das Gesuch für ein Buch (book) ausgestellt 
«erden; wenn der Kchutz sowohl für den Test, als die Musik gewünscht 
»ird, soll das Gesuch für eine musikalische Kumpouition (mosical com- 
paeitioa) ausgestellt werden. Man suche keine fUn Schreibung nach unter 
Bezeichnungen wie „comedj", ndrama", farce", noch benutze man irgend 
cifltJi Ihnlichen abweichenden Ausdruck, sondern wende in allen Fällen die 
eeG«tzmäasige Bezeichnung „dramatic composition" an. 

Wenn ein Gesuch für ein Buch, Chromo, eine Lithographie oder Photo- 
KTBphie eingereicht wird, ist es notwendig anzugeben, wo das Werk ge- 
ilrnckt oder hergestellt ist oder ob es in den Vereinigten Staaten gedruckt 
"der hergestellt ist oder daselbst gedruckt oder hergestellt werden soll. 

Ol Copyright, beubeitetCD Zu9kmnieiutellunit 
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Ss iat nicht erforderlich, den Namen des Urhebers zu vennerkeo, warn 
man das £nch oder sonstige Werk ohne Namenaaneabe zu halten wbisehl- 
dagegen wird die Nationalität dos Urhebers jedes litterariachen, mmi- 
kaliBchen oder knnstleriBchen Werks verlangt, mn die zn berecluende üt- 
bühr festzusetzen und aach zu bestinmen, ob der Gegenstand in dem FiU« 
eines ausländischen Werkes das Erzengnis eines Bttigers irgend eines Landts 
ist, auf dessen ünterthanen das PriTileginm des Unieberröchts in dea Ter- 
einigten Staaten ausgedehnt worden ist. 

Im Folie eines Urhebers, der ein Eingeborcnei eines fremden Laide>. 
jedoch ein geoetsmäoaiger oder ständiger Bewohner der Vereinigten Staat« 
ist, soll diese Tbatsache festgestellt werden, oder die Ufirgerachaft soll al< ' 
solche der Vereinigten Staaten angegeben werden. Wenn der Urheber in i 
Ausland geboren ist, jedoch seine Absiebt erklärt hat, ein Bürger der Vei- 
einigten Staaten zu werden, soll diese Thatsache festgestellt werden. 

Eine Einschreibung des Urheberrochts-Anspruches kann nicht erfolgen. 
wenn das solche Einschreibung betreffende Qesuch nicht eine genaue An- 
gabe darüber enthält, in messen Namen der Urheberrechts-Ansprach ein- 
getragen werden soll. Das Copyright Office kann ans der Form des G«snclie^ 
nicht schliessen, wer der im Sinne gehabte Beanapmcbende ist. Das ßencli 
uinss den Tollen Namen nnd die Adresse der Person, welche EigentQmer 
des Urheberrechts zu sein beansprucht, genau feststellen. Keine Eintragnng 
kann unter einem erdichteten Namen, wie Schriftstellemamen oder F^- 
donjm, erfolgen. Der wahre Name des Beanspruchenden soll angegebet . 
werden. Das Gesetz erfordert nicht nur, dass der wahre Name des du j 
Urheberrecht Beanspruchenden in dem Urheberrechts -Vermerk mitenthaltea 
sei, dessen Aufdruck anf jedes Exemplar eines geschützten Werkes ob- 
ligatorisch ist, sondern es yerlangt auch, dass der Name des das Urheber- . 
recht Bea&spmchenden in dem Verzeichnis der Urheberrechts -Eiutngnng 
gedruckt werde. 

Wenn ein Urheber wünscht, seine Anonymität zn bewahren und dir 
Eintragung seines Namens zu vermeiden, soll er eine Verständigung dahin 
treffen, dass ein anderer in seinem (des anderen) Namen als „Eigentümer' 
die Urheberrechts-Eintragung gemäss einem Übereinkommen mit ihm seilet 
als Urheber bewerksteUigt. Die Eintragung kann im Namen einer Finni, 
einer Kärpersch&ft oder eines Kurators oder in zwei oder mehr Namen al: 
gemeinschaftliche Urheber oder Eigentümer erfolgen. ' 

In dem Vordruck soll die Angabe ausgefüllt werdeu, ob daa Urheber- 1 
recht vom Nachsuchenden als Urheber oder als Eigentümer des Werkes | 
beansprucht wird, dessen Titel eingetragen ist. j 

Ein Oesuchs-Formular genfigt für eine Anzahl Titel, voransgesetzt dass I 
die auf Seite 1 des Vordrucks verlangte Auskunft in gleicher Weise auf 
jeden Titel Anwendung findet. Im Falle jedoch die Titel in Maschinen- 
schrift auf der Seite 3 des Vordrucks geschrieben sind, soll ein Banm toi 
l'/i Zoll zwischen jedem Titel gelassen und nicht mehr auf jede Seite ge- 
schrieben werden, als dieser Raum znlässt, welcher für die Aufnahme d« 
zn jedem Titel gehörenden Datums und Nummernstempels verlangt wini. 

Das GesuchS'Formnlsr A soll nur für folgende Werke benutzt werden: 
Bücher, Zeitschriften, musikalische Kompositionen, dramatische Werke, Lud- 
odei Seekarten, Stiche, Holzschnitte, Abbildungen, Chtojnos oder Litho- 
graphien, Fhotogr^hien. 

Das Gesuchs 'Formular B soll nur für folgende Erzengniue beoitii 
werden: Gemälde, Zeichnungen, Statuen, Werke der Bildhanennuiit, Uoddte 
oder Entwürfe für Werke der schönen Künste. 

Eintragung des Titels. Der erste Schritt, welcher, um den tJr- 
heberrechtsscnutz gemäss dem Gesetz zn sichern, gethan werden msss, in 
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di« Obergtbe an du CopTneht Office einer gedrackt»n Kopie ^ea Tit0la 
de»Bachea oder andern Werkes (BeTidierte Statuten, Sekt 4956). Durch 
du Abechreiben solcher Titelseite in den Eintragnngsbüchern des C'opfriKht 
OSice erfolgt die Eintragung des Urlieberrechta-ÄDsprochs. Die Erforder- 
nisse des GesetEBS sind genau bestimmt, aod es liegt die VerpfüchtuDg ob. 
si« genau zu erfällea. Wenn daher kein Titel gesandt ist, kann keine Ein- 
ingoMg erfolgen. 

Ein gütiges Uesnch uro Urheberrecht soll in der Weise erfolgen, datts 
der Gesncbs-Vord ruck gemäss den (snf S. 302—3 abgedruckten) Änweison^ . 
;iiisgefflllt und mit der «erlangten Gebühr durch die Pust adressiert mrd 
u: The Hegister of Copyrights, Copyright Office, Library of 
i'oDgreas, Washington, D. V. Das Gesuch soll stets von einer Titel- 
seite begleitet sein. Es soll vorzugsweise ein gedrackter Titel des Boches 
uder sonstigea Werkes gesandt werden oder statt dessen ein drittes Exem- 
plar des Werkes. Wenn dies aber nicht geschehen kann, soll der Titel iu 
Moachinenachrift auf Seite 8 des Tordrucks geschrieben uud genau so ab- 
geftsst werden, wie man den Titel des vernffentlicblen Buches oder 
sonstigen Werkes zu drucken beabsichtigt. Das Urheberrech t^aaetz Tei- 
lingt dentlich die Eintragung eines , gedruckten* Titels, und wenn ein iu 
MaKbinenschrift geschriebener Titel gesandt wird, wird er auf dje Gefahr 
de» Absenders entgegengenommen. Geaohriebene Titel können nioht an- 
genommen werden. In dorZueendung von iwei Exemplaren eines 
Hnches oder sonstigen Werkes liegt eine Erfüllung des gesetz- 
lichen Erfordernisses nicht, wonach ein Titel and zwei Exem- 
plare zu senden sindj drei Exemplare genügen jedoch, wenn 
diese Exemplare den gedruckten Titel tragen. 

Im Falle Ton Musikalien soll vorzugsweise der gedruckte Titelamachlag 
lies Husikstttckes gesandt werden, wenn derselbe einen vollständigen Titel 
mit Xamen des Urhebers des Textes und des Husikkomponisten enthalt, 
iider statt dessen ein drittes Exemplar des Musikstückes. Wenn dies aber nicht 
geschehen kann, soll der vollständige Titel in Maachinenachrifl auf der 
freien Seite des Vordrocks wiedergegeben werden. Wenn mehrere Titel in 
Haschinenschrift mit etneiff^esuch gesandt werden sollen, können sie auf 
Seite S des Gesuchs- Vordrucks l'/|ZoIl auseinander gesetzt werden, um »> 
in gestatten, das Datnm and den Nommemstempel dazwischen zu setzen. 
In Haschinenschrift geschriebene Titel werden auf die alleinige Verant- 
wortlichkeit dos Absenders hin angenommen. 

im Falle von Musikalien, die in verschiedenen, für Derachisdene In- 
alramenie arrangierten Ausgaben rerOffeutlicht und verkauft werden, soll 
der Titel jedes Arrangements zur Ejntragtuig ttbermittelt werden, und zwar 
ein vollstEodiger gedruckter Titel, der das Arrangement oder die Instm- 
mentiemug genan bezeichnet. In solchen Fällen ist der Name und die 
Xationalitit des Urhebers des Arrangement« und nicht des ursprüng- 
lichen Eemponisten des Musikstückes anzugeben. Im Falle von in ver- 
ächiedenen Tonarten verüfFentlichten Kompositionen läset man vorsichtiger- 
weise gleichfalls den Titel jeder besonderen Ausgabe des gedruckten Musik- 
stückes mit Angabe der Tonart eintragen. 

Im Falle ekes Glemäldes, einer Zeichnung, Statue, Biidhauerarbeit oder 
eines Muten oder Entwurfs für ein Werk der schonen Künste wird an 
Stelle des Titels, wenn solcher vorhanden ist, oder in Ergänzung zu dem- 
selben die Znsendung einer Beachreibung und die Einterlegnng einer Photo- 
graphie verlangt. Diese Photographie wird zur Identifizierung verlangt nud 
soll eine direkt von dem Kanatwerk genommene Photographie sei» und 
nicht eine Abbildung, Halbton-Photogravnre oder andere Vervielfältigongsart. 
Für jedes dieser Gesuche benutze man das Gesuchs -Formular B. 
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Tn Ihe Regialer of Copyrights, Washington, D. C: 

Inclosedfind S cents in money order, whichgou are repiesltd 

1 apply aa follows: a) Aa tke slatutorg fee for recordmg Ihr 



accompanginff title, $ , centa. b) Aa the stalatory fee for 

a copjj ander aeal of auch record (Certificate), fiftij centa. 



lVo1Jiitlin.llge Nuaen- UDd A 
Town and Statt. . 







Um VenSgerang In Urhtbtrrtchit-Angeltgtnhtilen 
aachalthinde Anaelaungin HOrgfältig dartJitaleatn n" 
atnaa aaasafAUrn, 

^n: ]) Book flu' FHI^ einta lltieiatlschen Werkeg In 
oder Venen mit ElnHchlusH ron ZeitiinKian.lkfln, 
Zciuehri Ren -Beitrugen, EriUilangen In Llererungen odet 
elu«lnea Öe-llchteDJ ; i) Ptriodlcal; Hl Maalcal Com- 
po»itlon;i< Dramalto Com^oaiiian;!>) Hap oä. Chart, 



I. Natnrc o( Artiele. 



ind^reit AUHdrOnk» ahoi 



J0~ Der ürhBlieiTechti-'V . 

deiWerkeg luun den Namen- Aufdruck des Nachtn 
l«n In genin der hier venelehneten Fiunng entli 

CopyrigW. , bj 

(SlucluICui d« (Uuilislnai du TolliU 

Itn gedruckten Titels genügenden Abkänung deu 

BV Ein Vordruck grnUgt fUr mehr als elDen Titel, 
renn dto auf den Selten 1 und S des Voidrucka 
wiKlen Mitteilungen »u( Jfden Titel gleiehmlHlg 



; 2. Name of Clumant o 

pyrigbt,andBesideDCc 



3. Title of Work. 



tographit oAtc' ZtUachrift . 
irelehem diu Werk »edniekt n 



4. OonntTj in vhicli 
Artiele is to be primed 
or prodnced. 

I 6. liiMgtUi*lilhrul*ribC<utn 
«fwUek keil HW ■GKiMH'Sibj«- 

(Eus (•wlucUo F>) 



(Beaigntr) oder Ei gern 

g#- Miniclirclber 

BeieiclinuDgen und be 



rtigVnterlhnHiTplüchttchuiiiet, 

Trheber (Aathor). Zei 
mer (Fropjietor) beanspi 
r eine dl euer drei geietimUgIgen 



6. Form of Clftim. 






! 7. SpecificfttioQofN&tnreo' 
Glaiiii of CopfTigbt. 

■ S. Name und Addrtisi lo 
whom Beptj is (u W 
mailed. 



To ths Hegiater of Copyrights, Washington, D. 0. : 

Inclosedfind $ centa in money order, which you are reijaeated 

io apply as foHowa: a) As the atatatory fee Jor recordtng Ihe 
accompanging deacription, $ cents. b) Aa the sialutorn fee 

foT a copy ander aeal of auch record f Certificate), flfli/ centa. 






i'allnOnilige Nimen 

Strttt and tfamber, .... 

Toan and 8ialt. . 

t VtrtSgerang in UrhtberrecMa - Angelegenhtilen 
rhtlehinde Altteeiaangm »orgfäUIg darchzuleaen oi 
genau aatzu/ülUm. 



nungm: 1} Paintlng : I) Draaing ; i)Slalat;*)Slata- 
arg: B) iliidtt oil«i Deaign inimded Io be perttcttd 
Ol a mork of the fint arte. 

BT ^'i'^' uid^nn Auidrncke al< ohigc anzuwenden. ' 



l. Natiirf of Articlc, 



racbrtft des vallBlÜDdlgsD Nuiens der Penon, 
Den Bis „Ver/asscr-, .Zeichner" oder ,E<gen- 

uBOU.DEblt Angabe dei Wobniilm derselben, 
r Urheberreclila.YermErk SQf Jeder Kopie d«s 
> den Nunen-Aurdruck des NHCbHaebendeD 



2. Same of fünimant of ('«- 
liyrigbt, find Kesidence. 



3. Title of \\"ork. 



' iniubrlngenden B< 
•V EinVordriiek 



4. JName itnd Aationulit.v of 
Author, Artist iirDesigi 



KleiohulUg der den Urheberreehlsgoliali BeBD!<iiiuFhei 
iil. Obllgalorioeh Ul hlngtgtn dl« Angabe i 
t^ationataat oder dn BArgerrtchte. 



- -3r Eignuehafi Bis Urheber {Aatkor), Zeiohi 

(Dteigner) oder Eigentünipr (Proprielor) besuspruc 

•W Mmi «chreibe nuralnB diespr drei Kciellmilssiv 



5, Form of ('laim. 



6. ftamc and Atidrea 
whom Beply is to be 
mniled. 



^alfrtt. Ztiehnang. Statue. BildhmerarbeH oder 
«)n Wtrk der lehSaea KttnaU. Die BeHhnlbDDg du 
Min, um du Werk TOllatSiidIg lu IdtntI filieren.) 



Lrirt eine kurie Bticbrelbune der 
de» Sfodella oder Entwarf» fAr 

I1SS Jedoeh hlnrelohund muirnbrlie)i 
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Besondere So^alt soll daraaf rerwuidt werden, den znr Eintn^wig jti- 
langten Titel, bozw, die Beachreibang vor der Veröffentliohang odei Tntiei- 
tang TOD Exemplaren des Werkes, dessen Schutz gewünscht wird, zn senden. 

Eintragungsdatum des Titels. Alle Titel werden nntei den 
Datum ihres Empfangs im Copyright Office eingetragen. Dieses Verfabr«n 
ist obligatorisch, und Aufforderungen, den Titel-Eintragungen Daten vor des 
wirkliCDen Empfang der Titel zu geben, können nicht bewilligt werden. 
Wenn man aus besonderen Gründen einen Titel zn einem bestimmten Zeit- 
punkt eingetragen zu haben wünscht, liegt es der denselben einsendenden 
Penon ob, Titel tind zugehSrige Anmeldung hinreichend zeitig zn übet- 
initteln, um deren Empfang im Copyright Office zu oder vor dem be- 
nannten Zeitpunkt zu sichern. 

An deigenigen Tagen, welche im Distrikt Columbia gesetzliche Feier 
tage sind, ist das Gop^ght Office nicht geöffnet nnd werden keine Ein- 
tragungen bewirkt. Werden Tage gleichzeitiger Veröffentlichung verab- 
redet, so sollten diese Tage oder Zeitpunkte vermieden werden. Die folgende! 
Tage sind gesetzliche Feiertage, an denen keine Einschreibungen erTolges: 
1. Januar ^enjahrstag), 22. Februar (Washingtons Qeburtstag), 1. Hin 
(Jeden Tieften Jahres — Tag der Amtsoinsetzung des Präsidenten), 30. Mai 
(AnsschmUckungstag für die 1861— 6ö Gefallenen], 4. Juli (Tag der Ünab- 
hänrngkeits-Ertdärong), der erste Montag Im September (Arbeits-Feiertag), 
25. Dezember (Weihnachstag). Ausserdem wird jeder vom Präsidenten ib 
Öffentlicher Fest- oder Banksagnngstag bestimmte oder empfohlene Tag ta 
gesetzlicher Feiertag, an welchem keine Eintragungen bewirkt werden. Sif 
ist der letzte Donnerstag im Monat November als Danksagangstag bestimmt, 
und es werden an diesem Tage keine Urheberrechts -Eintragungen bewirkt 
Wenn einer dieser Feiertage auf den Sonntag fallt, wird der nächstfolgeide 
Montag ^8 der gesetzlicne Feiertag betrachtet, an welchem . keine Ein- 
tragungen erfolgen. 

Werke in mehr als einem Sande. Im Falle von in Teilen oder 
Bänden veröffentlichten Werken soll der Titel jedes Teils oder Bandes wie 
ein selbständiges Werk eingetragen werden. Von Zeitungen, Zeitschriften 
oder anderen periodischen VcrOffeutUchungen wird die Einreichnng des TiteU 
jeder Nummer, naeh Band, Nummer und Datum unterschieden, ver- 
langt, als wenn sie ein abgesondertes Werk wäre. 

Im Falle Ton Stichen, Photographien oder anderen mit Abweichangfi 
veröffentlichten Werken oder von Musikalien in verschiedenen ArraogemeBts 
wird die Eintragung eines Titels fUr jede Abweichnng rerlangt; dieser 
QMtei muss so ausgedrückt sein, dass die verschiedenen Aoflageu oder Aus- 
gaben deutlich onterschieden werden. Im Falle einer Phot«graphie erfordert 
jede Stellung getrennte Einschreibung unter besonderem TiteX besonderer 
Nummer oder besonderem Zeichen. 

Wer Urheberrechts-Eintragungen beantragen kann. Der Ur- 
heber eines litterarischen, musikalischen, dramatischen oder kflnstlerischefi 
Werks, welcher ein Bürger der Vereinigten Staaten oder ein Dntertbu 
eines Landes ist, anf dessen Bürger die Vereinigten Staaten die Wohltbateo 
des Urheberrechtsschutzes ausgedehnt haben, ist zur Erlangung des Urheber- 
rechts in den Vereinigten Staaten privilegiert Jede Person, welcher ein 
Urheber, der das Ürheberrechta-Prwilegium in den Vereinigen Slaalen 
besitzt, sein Urheberrecht abgetreten hat, kann Urheberrechta-Einschreibiuf 
wie ein „EigentBmer" beantragen nnd erlangen. Wer ein Weric flbenetit 
heransgiebt, zusammenstellt, dramatisiert oder abkürzt, kann nach dem Ur- 
heberrechtsgesetz als der Urheber der Übersetzung, Zasammensteliuiii;, 
Dramatisierung oder Abkürzung betrachtet werden und Urhebenechts-£ii- 
tragnng beantragen und erlangen. Per blosse Besitz eines Hucbes in lisnd- 
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schriftlicher oder gedrnekter (restalt giebt an sich dem Besitzer kein Frifi- 
legiom der Urheber-Mnlragung, 

Hinterlegnng tod Kopien. Der zweite Schritt, welcher erforderlich 
ist, um ein Urheberrecht Toilstäadig zn machen, besteht in der Hinterlegung 
von xwti Kopien des Werltes, fHi welches der Titel eingetra^n worden ist. 
Dies soll vor der Veröffentlichung oder Verteilung von Kopien des Werkes 
geschehen. 

Sofern diese Hinterlegung nicht erfolgt, tritt Verfall einer Oeldstrafe 
von $ 25 ein. 

Es sind zteei Kopien erforderlich, und zwar müssen dies vollstätidig« 
Kopien der besten Änagabe sein. Im Falle von Büchern müssen die Exem- 
plare von innerhalb der Qreazon der Verclnigteu Staaten gesetzter Schrift 
sein, Photographien mOssen Abdrücke von in den Vereinigten Staaten her- 
gestellten Negativen sein nnd Chromos und Lithographien Abdrucke von 
Zeichnungen auf Stein oder Cmdrucken davon, die iu den Vereinigten 
Staaten hergestellt sind. 

Wenn ein Bnch abschnittweise in einer periodischen Publikation ver- 
öffentlicht wird, sollen zwei Exemplare jeder Nonuner der dasselbe ent- 
haltenden Zeitschrift hinterlegt werden, und wenn dasselbe danach als ein 
vollständiges Werk veröffentlicht wird, sollen alsdann zwei Exemplare des 
vervollständigten Buches hinterlegt werden. 

Im Falle einet neaen Auflage verlangt das Gesetz die Hinterlegung 
eirum Exemplars. 

Wenn die Exemplare gesandt werden, sehe man darauf, dass sie deutlich 
mit dem unterscheid enden Titel des Werkes und dem Namen nnd der 
Adresse des Absenders versehen sind. Es ist unmügllch, die Spur von 
Werken, welche nicht mit Titeln oder sonstigen unterscheidenden Zeichen 
versehen sind, in einem Bureau festzuhalten, das wüchentlich über zwei- 
tausend Werke erhält. In jedem Brief, der sich anf ein behufs Hinter- 
legung eingesandtes Werk bezieht, wolle man das Werk vollständig und 
genau benennen oder beschreiben. 

Alle behufs Hinterlegung eingesandten Werke, wie Photographien, 
Stiche etc. sollen einen unterscheidenden Titel, eine unterscheidende Nnmmer 
oder ein nnterscheidendes Zeichen tragen. Im Falle einer Serie Photo- 
graphien desselben Gegenstandes soll jede Stellung irgend ein onter- 
Bcheidendes Zeichen haben. 

Diese für die Urhebenechts-Hinterlegnng verlangten Werite können, 
wenn die für die amtliche Korrespondenz gedruckten, vom , Register et 
CopjriRhts' anf Verlangen erhältlichen Adresszettel benatzt werden, in 
jedem Gewicht portofrei durch die Post (innerhalb der Vereinigten Staaten) 
gesandt werden. Die Werke sollen adressiert werden an: ,Tho Register of 
Copyrights, Copyright Oftice, Library of Congress, Washington, D. C." 
Man sende nur die zwei nach dem Gesetz erforderlichen Kopien und unter- 
lasse DoppelUeferungen, da diese ohne Werth für den Urheberrcchtsschutz 
sind und dem Burean Zeitverlnst verursachen. Die Hinterlegung von Kopien 
soll niemals der Titeleintragung vorangehen. 

Mannskripte oder andere Onginalwerke. Manuskripte kennen 
nicht als Hinterlegungen zur Erfüllung des Urheberrechts angeeommen 
werden und sollen dem Copyright Office nicht eingesandt werden. Keine 
originalen Zeichnungen, Gemälde oder BUdhaucrarbeiten oder Huster für 
Thon-, Porzellan- oder Glaswaren, ebensowenig irgend welche originalen 
Artikel oder Erfindungen, wie Muster für Spiele, S^erzartikel usw. sollen 
dem Copyright Office eingesandt werden. 

Bescheinigung für hinterlegte Kopien. Gemäss besonderer 
Kongrcss-Verfügong werden alle zur Erfüllung der Uihoberiecbts-Ein- 
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tr&gangcD in der Konnjess-Bibliothck, Copjright Office, hinterlegten Werti! 
katalogisiert und dio Titel TeröSentUcht, und zwar in der wäclientliclirii 
Pulilikfttion, betitelt „Catalogne of title entrics of books and other »rtldw 
«ntered in the office of tlie Register of Copyrights, Library of Congits^, 
at Washington, D. C, undcr the Copyright law, whereiu the Copyright hu 
■been corapleted hy the doposit of two copies." In dieser Publikation werdi-a 
Angegeben: Der Titel des hinterlegten Werkes; der Name des Urtieberreeht 
Beanapmchenden ; das Datam and die Eingangsnnmmcr der Eintragnog d<t« 
Urheberrechts- Anspruchs und die Nummer und das Datum der Hinterlegung 
der znr Erfüllung des Urheberrechts gesandten Kopien. 

Diese gedruckte PHblikation ist daher gleichwertig mit einer TerBffent- 
licbten Beacheinignug über znr Erfüllung des Urhcberreehte hinterlegte 
Kopien, und es ist die einzige Bcscheinigungsform, welch; das Bureau m 
geben gesetzlich ermSchtigt ist, ausgenommen, dass ein beglaubigter Smpfangs- 
sehein gegen Z^lung der gesetzlichen Gebahr von bd cents ansgestäli 
werden kann. 

Wenn jedoch aus besonderen Granden Bescheinigungen fOr die Hinter- 
legung Ton Kopien verlangt werden, können diescIbCD ausgestellt werden, 
Torausgesetzt, dass ein BcscheiniguiigsTordruck-Formular vom Absender äv% 
Werks richtig ausgefällt und zum Datieren und Unterzeichnen fertig gemacht 
ist und Torausge setzt, dass dasselbe mit den zwei Kopien des Werkes, deren 
Liefernng gesetzlich verlangt wird, gesandt ist. Diese Bc schein igun^ror- 
druck-Formulare werden auf Verlangen geliefert und sollen so Tollstlndic 
und BOrgßltig ausgefüllt werden, dass sich kein Zweifel hinsichtlich der 
Identität erheben kann; anderufatU kann keine Bescheinigung geliefert werden. 

Urheberrechts-Vermerk. Der dritte zur Sicherung eines rechu- 
gültigen Urheberrechts erforderliche Schritt ist der Aufdruck des tJrhebor- 
rechts-Ausprucha auf jedem Exemplar des geschützten Werkes. Kein Urheber- 
recht kann gegen Verletzung geschützt werden, wenn nicht der gesetzlich 
Torgeschriebene Vermerk auf jedem herrorgeb rächten Exemplar augehraclit 
ist. Der Wortlaut des Vermerks iat durch das Urheberrechtsgesetz be- 
stimmt und muss die oino oder die andere dieser beiden Fassungen haben: 

a) Entered according to Act of Coagress, in the year , 

by , in the Office of ite 

(VoUsUUidlser Nuna d«a Beuaprucliendan.) 

Librarian of Congress, at Washington; 

b) Copyright, , by 

[Ang&he des Jalire^.] (VuUBiandlgsrNiinie d«aBeui<iprucbendtii.] 

Im Falle eines Buches schreibt das Gesetz vor, daas dieser Vermeri 
auf der Titelseite oder der unmittelbar darBuffolgenden Seite gedruckt sein 
soll, und im Falle anderer geschützter Werke mnss der Vormerk auf irgend 
einen sichtbaren Teil derselboD oder des Stoffes, auf welchem dnaselbe fcrii;; 
gemacht werden soll, angebracht werden. Dos im Urheberrechtsvermerk an- 
gegebene Datum muss mit dem Jabresdatum der Eintragung des Titels in 
den Bogiaiern des Copyright Office übereinstimmen, und i!er Name des Vt- 
iioberrecht Beanspruchenden, wie aufgedruckt, soll mit dem als Eigenttarr 
dos Urheberrechts ei ngot rageneu Namen übereinstimmen. Eine Abweichnti? 
zwischen dem Anspruch, wjc er eingetragen ist, und demselben, wie er dem 
Werk aufgedruckt i^t, würde einen Zweifel auf die Gültigkeit des Urheber- 
rechts werfen; es ist daher sorgHlltig darauf zu sehen, dÄss dieselben über- 
einstimmen. 

Urhoborrechts-Gebühreu, Die gesetzlich vorgeschriebenen Urhebev 
rechts -Gebühren sind in Sektion 4958 der HeTidierien Statuten (S. 394.) 
angegeben. 
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Es steht dem Urheberrecht KAchancbenden frei, die Gebflhr für eine B«- 
üclieiDiguD^ in der Zeit der Titeleintragiuig sn lahlen. Gine ürhebetrechts- 
Kctcheini^ng itt aar Olaubhaftigheit t(<»tlK»der Beweis der Urhebeneohts- 
KinliagiiLg; diese Urkaode lunn aber in Oeatalt eiser bcKlKabigten Kopie 
■der Eintragumg zd jeder der Titolein tragiug folgoudea Z«i( erUagt weraen. 

1d keinem Fall sollea Briefmarlien oder sestempeltB BriefuBseUftge fttr 
die Antwort gesRadt weideo, da all« Poslaacoen des Uopyright OfÄM (ianw- 
halb der Tereisigten Staaten) nnter stMlUcher PwtofniMit Mfilrdert Werden. 
Alle Zalünngen Bollen mit Foetanmeiaaitg oder Ezpren-ABWÜnig, »diUwr 
an des ,Begiater ef Copyrights*, erfolge«. Kein OeU (Couantgeld oder 
Hitnie) soll in ein an du Copyright Omce geetndtea Packet to« BOchMV, 
HiuikalteD oder nnderen Gegesständen gelegt werden, ud alle Obme&dflr 
w«nlen dringend aufgefordert, für die Zosendong einer idsnt^isrbarvn 
Zahlung Sorge in Ingen. Briofniuken sollen nicht als Oebttkren genandt 

Urheberrechts-Übertragungen. Die Orlginal-ÜbeitragongsnikMulc 
niBse rar VerzeidmnBg der Thataacfae eingesandt werden und wird dem Ab- 
sender nach erfolgter Eintra^ng mit eingeschriebenem Brief wiedenragO' 
■stellt. £in Vordruck -Formular für Urheberiechts-Übertragnng iet tmi 
Copjright Office nicht aosgegeben worden. 

VerüJfentlichnDg nach Titeleintragnng. Die Zeit der Ter- 
«ffentlichang eines Werkes, dessen Titel eingetoLgen wurde, ist nicht dnreh 
das QeeetzlHBchrinfet; die Gerichtshöfe haben uier xu Terstehen gegebw, 
doas die VerOffentÜchung innerhalb einer „nngemeaaenen Zeit* erfolgen soU. 
Das Urheberrechtsgesetz der Tereinigten Staaten enthält keine besondere 
Verfügung ftlr ein TDrlaoflg geltende* Urheberrecht, und das nnr sehwacli 
tiegrfladete, durch die Einregistrierwig dei Titelseite vor der Veröffentlielnuig 
gesicherte BiScht ist nicht entschieden worden; die Eünaobieibong des 7'iMs 
flinea finehes, einer Zeitschrift oder anderen VerOffentliehnng, die den Ur- 
hoberrecht ooterliegt, sichert kein Monopol lOr den Oebrauch dieses Titels. 
l>er Titel ist nur als ein intagrieifinder Tnl des Werkes, das er beaeiehnet, 
gescbGtit; es unterliegen also unr die Titel spenlfleeher VerOffentliohnngeu 
der Drheberrechta'EintragiLng. 

Übersetzung und Dramatiaiernng. Von den Urhebern oderjägen- 
tSmen geschQtzter Werke ermäohtigte Oberaetiungen und OberseUrangen 
nngnch&titer Bücher onterlicgen der Eintragung im Copyright Office, wie 
Original-Erzengnisse, und Gesuche fttr Urbeberrechts-Elintragung Bollen wie 
für ein Originalwcrk bewerluteUigt werden. BinsichtUch dramatischer Werke 
soll da* Gesuch auf gedruckten oder mit Uaschiuensehrift hergestellten Titeln 
erfolgen, wie im Fall anderer litterarischer Werke. Es war Braucb dee 
Copyright OtBce, anf die Terantwortlichkeit des Naohsnohenden zwei mit 
Maaohi/uTuohrift /lergeatHUe Kopien eines Schauspiels anzunehmen und 
soznerkennen. Das sicherer zu rerfolgende Verfahren ist jedoch, gtdruakh 
Kopien so hiBterlegen. 

Zeitschriften. Der allgemeine Titel einer Zeitung oder Zeitschrift 
kann abgesondert Tom Inhalt zum Schnti nach dem Urheberrechtsgesetz 
nicht eingetragen weiden. Es mnss daher y«ij« Nammw einer Zeitschrift 
Diit ihrem Titel, durch ÄD^abe von Band, Nummer uod Zeitpunkt der Aus- 
gabe nntsrachieden, eingetragen werden. Das Eintrognngsgesach kann für 
'ilat Aozahl Ausgaben im voraus bewerkstelligt werden, indem die gedruckten 
TitelkOpfe mit den hinsichtlich dea Bandes, der Nummer nnd de.i Datums 
dA>;a^esch rieben en Abweichungen gesandt werden, wobei für jede Änsgabe eine 
besondere Gebflhr und besonderer volistfindiger Titel Terlangt wird. Wenn 
mit Maschinenschrift hergoatellte Titel eingesandt werden, soll jeder Titel 
in Mnscliinenscbrift vollatändiff geschrieben werden, ohne Benutzung von 
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Dito-Zeicben. Die Titeleintraguiig aoll dar VeTSffmtltchung 

and zwei Exemplare jeder Aufgabe sind der Eongresabiblioüiek, Oopgright 
O^tO«, sobald als mOglich nach dem Drnck zu senden. Infolge der Scnwterig- 
Iteit, den Empfang der zwei Exemplare einer Zeitung in der KoognK- 
bibliothek an oder vor dem Tage der Veröffentliohang, wie gesetxlien let- 
langt, m sichern, ist die Erlangung der postamüiclien BMchBinigung une 
wünschenswerte Vorsichtsmassregel, welche erforderUcheo Falles ab Bewd-- 
nrkrmde fßr die Postanfgabe der beiden Exemplare ,an oder Tor dem Tig« 
der TerOffentlichong" dient. Beim Gesach ist Sorgfalt daranf eu Terwendeii, 
dasB der Name des Urheberrecht Kachauchenden in derselben Weise an- 
gegeben werde, wie man denselben in dem Urheberrechts -Vermeric, dessen 
änfdnick auf jede Kopie verlangt wird, sn drucken beabsichtigt. Bes<MidBie 
Sorgfalt ist auch darauf zu Terwenden, dass das Jahresdatum ia dem ge- 
druckten Urheberrechts-Yermerk mit dem Jahresdatum der Tit«leüitragiiDg 
flbereiostimfflt, ohne Bflcksicht auf das Datum der YerOfFentlichiing i.& 
Werks. 

Dae Oopjright Office ein Eintragungs-Bnrean. Das CopTiiglit 
Offlee ist lediglich einEiDtragangs-Bnieau; es „gewährt* kein Uihebeneeht, 
soodem trägt nur einen Anspruch auf Urheberrechtsschntz ein. Die Dn 
beberrechtsKesetze geben deutlich an, wie der Anspmch einratragen ist, 
und zwar in der Sekt. 4957 der Bevidierten Statuten (3. 293). Ob eine 
Willfahmug der gesetzlichen Torachiiften hinaichtlieh Titcleintr^;ang, Hinter- 
.legung ron Kopien ond Veröffentlichung des Urheberrechts -Vermerks eüa 
gütiges Schutz sichert, hängt von Thatsacben ab, welche das Copyright 
Offlee keine Machtrollkommenheit hat, zu erwägen oder in Betracht zu zieiws. 
Jeder eingegangene und richtig ausgestellte Antrag für ein im Urhebei- 
rechtsgesetz als dem UrfaeberrMhtaschutz unterliegend bezeichnetes Weit 
wird, wenn er von der vorgeschriebenen Gebühr begleitet ist, in seiner Beihe 
eingetragen; es ist dem Bureau nicht gestattet, auf damit in Gegouatt 
st^ende Anspräche irgendwelche BQcksidit zu nehmen. Doppelte Anträgt 
zn Gunsten derselben Person werden, wenn entdeckt, nicht eingetragen; die 
doppelte Gebühr wird aber zurückerstattet. Das Bureau kuin es jedoch 
DJCDt nntemehmen, alle doppelten Anträge so identifizieren, da dies i« 
Regierung grossere Kosten verursachen wOrde, als durch das Ergebnia ge- 
recbtfertigt wäre. Die vom Bureau ausgegebenen Antragsformulare unl 
mit Eopiertiute gedruckt, um so jeden AntragsteUer in die Lage zu Betien, 
Preaskopien aller bewerkstelligten Anträge zu behalten. Eine einmal er- 
folgte Eintragung kann nicht geändert oder annulliert werden; ebensowoiig 
kann die fUr eine Eintragung verwendete Gebnhr zurBckerstattet oder (Sr 
eine andere Eintragung benatzt werden. 

Als höfliche Antwort an jede eine Anfrage an das Copyiwht Office 
stellende Person beabsichtigt dies Bureau, die Zusendung eines ^emplirs 
eines seiner Bulletins oder Ansknnfts-Oirkulare mit Bezeichnung einer be- 
sonderen Abteilung oder eines besonderen Paragraphen vonunebmen. 

Zollvorschriften fQr die 
Einfuhr urheberrechtlich geschützter Werke, 1900.* 

Eingang importierter Waren: Qeschtttzte Btlcher und andere 
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«bgcladertwi Fiaraiig verboten ist, »Uen nkkt nm Elnguig nmduMa 
wordML Wenn solske Bttcher und Werke mit der Torherigen BewiUigug 
des Big^tÜmere des ürheberrecbts eingefOhrt werden, eoUee aie vom ZoU- 
«innehmer konflaziert werden, der die usemeuenen Schritte far die Vei^ 
Wirkung der OegensUnde in Qnatten der Yereinigteo StKftten gemba 
Sekt. 3088 der Beridierten Statuten vomelkmen wird. 

Art. 614. GeBchfttzte Bflcher aed Werke, welche im Widersprach mit 
beugtem Verbot nnd ahn» die rorherige Bewilligang des Eigentümers des 
[Trhftberrecbta «ngeffüirt wurden und die zuTürJerst der Verwirknng in 
OnDsten des Bigentttmers des Drlieberrechte nnterliegei, soUea Tom Bin- 
nebmer beseblagiuhmt werden, welcher letztere dieün BigentQmer ohne 
Versag bogulirichtigeD soll, nm festsiutellen, ob derselbe tht Oeiicht^ 
Terf^ren snr Oeltendmachong seines Hechts ui der Verwirknng ein- 
leiten wird. 

Art. 615. Wenn der EigentOnier ein derartiges Verfdirea einleitet und 
eine Verfügnag der Verwirknng erlangt, sollen ihm die Qegenatände gegen 
ZafaLnng der durch die Beschlifinahme nnd Lagemng derselben Terarsaehten 
Kosten nnd der arwachseodea Zollspesen anegeliefert werden. Wean dieser 
Eigeotttmer die Eioleitiuig solchen Verfahrena innerhalb 60 Tagen Tom Datam 
der BeBaehriehtignng an nnterlässt oder Bckriftlich erkllrt, daas er sein 
Recht an der Verwirkong anfgiebt, soll der Einnehmer gleichwie im Fall 
Ton mit Torheriger Bewiülgnng solchen Eigeettlmers eingeführten Wericen 
Terfahren. 

Art. fil6. QeschQtite Werke, deren Einfuhr nicht Terboten ist, die 
aber kraft der Sekt. 4965 der Bevidierten SUtoten in der durch Sekt. 8 
besagten Qesetzea abgefinderten Fassang zu Gunsten des Eigentümers des 
Urbrtierrechts bei ffinfnhr ohne seine Torberige Bewillignng verwirkt sind 
und die ausserdem der Verwirkoog von je nachdem 1 £ oder 10 $ für jedes 
Exemplar unterliegen, woTon die HSifte an besagten ICigentümei und die 
andere Hälfte an den Staat fällt, sollen vom Einnehmer in Besitz genommen 
werden, der die erforderlichen Schritte zur Sichernng der Hälfte der so ver- 
wirkten änmme für den Staat vornehmen und die Gegenstände in seinem 
Besitz halten soll, bis eine Verfügung der Verwirkung erlangt ist nnd die 
Hälfte der so verwirkten Summe, sowie die erwachsenen Zollgebühren und 
Kosten gezahlt sind, worauf er die Oegenst&nde dem Eigentümer des Ur- 
heberrechts ausliefern sali. Auf verboteae geschützte Werke erhobene ZoU- 
gebOhrea kSnnen ninht zurückerstattet werden. Wird eine Verfügung der 
Verwirkung nicht erlangt, so sollen die Qegenstände' zur Einfuhr zugelassea 



der Schatzamts- und Postamts-Ministerien. 

Art. 617. Um die Verfügnng der Sekt. 4966 der Kevidierten Statuten 
in der veränderten Fassung der Urheberrechtsgesetze vom 8. März 1891 und 
2. H&rz 1S95 zur Ansfühning zu bringen, welche Verfügung die Einfuhr 
danach gebflhrend geschützter musikalischer Werke verbietet, und auf ürund 
der durch Sekt. 4958 der Kevidierten Statuten in ihrer veränderten Fassung 
erteilten Ermächtigung, welche bestimmt, dass ,der Sekretär (des Schatz- 
amts) und der Qeneraipostdirektor hierdurch ermächtigt und angewiesen 
werden, diejenigen Maasnahmen nnd Anordnangen zu treffen und In Aui- 
fühmng zu bringen, welche die Einfuhr in die Vereinigten Staaten aller 
nach diesem Gesetz verboteaen Erzeugnisse verhindern solleu, ausgenommen 
Duter den oben angeführten Bedingungen", werden die folgenden Vorscliriften 
als Bicbtscbnar für die Beamten des Zoll- nnd Postdienstes bekannt gemacht : 
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Art. 618. I-naoweit ais, gemäss Paragraph 408 des GwetKes vom St MV 
1891, Miuikalicn in Bücbern oder Bogen dem Einfnliraoll nnterliegcn, mit Ans' 
nalime gewteaer besenders bezeichneter fäUe, worden die Postvoratehcr be- 
auftragt, die Posteingänge ans dem Anstand sorgfältig za prüfen und alle 
io denselben vorgcfondenen musikaliBchen Publikationen dem nHchsten Zoll- 
beamten ZQ abermitteln. Die Zoltbeamten werden angewiesen, gTündliche 
ADfmerkeamkeit den vermittelst der gebräuchlichen Zafiihrwege in Über- 
ttctnng des UrbeberreolitsgeBetzcs eingeführten Artikeln zuzuwenden. 

Art. 619. Nach Empfang solcher seitens der Fostvoretehcr oder rer- 
mittelst der gebräachlichen Zufahrwcgo eingehe fcrton Artikel nehmen die 
^olleiunehmer regelrecht auf alle derartigen Artikel die Erhebung dca Einfubr- 
zoUes, der lichtigerweise zulässig ist, vor und eollen alle in Übcrtretuntr 
eines Urheberrechts der Vereinigten Staaten eingeführten Musikalien la 
Büchern oder Bogen zurückhalten and den Eigentümer des Urheberrechts 
nnd den Eigentümer, Importeur oder Konsijrnator der verbotenen Werke 
oder den Adressaten mit Post bennchrichtJifen. 

Art, 620. Wenn binnen drei Monaten Ton der Postanfgnbc der Be- 
naohxicbtignng an der Eigentümer des Urheberrechts kein Gerichtsverfahren 
zur Verwirkung solcher gemäss deu Bestimmungen der Sekt. 4965 der 
Bevidierten Statuten in der abgeänderten Fassung des Gesetzes Tom 
3. März 1805 einleitet, oder der Eigentümer oder Imjiorteur der verbotenen 
Werke oder der Adressat sich nicht einfindet und den Gegenbewus liefert, 
ist der Zollcinnehmer angewiesen, die verbotenen Werke zu verbrennen oder 
anderweitig zu vernichten. 

Gesetz des Staates New-York vom 2. Mai 1899 betrefficnd Ab- 
änderung des Strafgesetzbuchs hinsichtlich des Urheberrechts. 

Art, 1. Das Strafgesetzbuch des Staates New-York wird hiermit dnreh 
die HinznfUgnng eines nenen als Artikel 729 verzeichneten Artikels folgen- 
den Inhalts abgeüjidert: 

Artikel 729. £in Vergehen begeht, wer za gewinnst! chtigcm Zweck 
ohne Zostinunong des Eigentümers eine nicht veräffentlichte, nicht zu- 
geeignete oder eine geseulich geschützte dramatische oder mnaibAÜsche 
Komposition, wie z. B. eine Oper, öffentlich aufführen oder darstellen lässt 
oder wer, in KenntJiis davon, doss eine derartige dramatische oder musi- 
kalische Komposition weder verüffcnt licht noch zugeeignet ist oder daas sie 
geschätzt ist, die Aufführung oder Darstellung derselben ohne die Zu- 
stimmung des Eigentümers zulässt oder begünstigt oder au derselben teil- 
nimmt. 

Art. 2. Dieses Gesetz tritt am 1. September 1899 in Kraft. 

Kongressakte vom 30. April 1900: Territ. Hawaii. 

Die Hawaiischen Qetietze über die Erteilung von Patenten und den 
Schutz dos litterari sehen Eigcnttuns sind durch die Kongressakte der Ver- 
einigten Staaten vom 80. April 1900 aufgehoben. Oesuche um Erteilnng 
von Patenten, des Urheberrechts etc. in dem genannten Tenitorinm sind 
deshalb an das Patentamt in Washington zn richten. Ju Ansehung der Kiit- 
tragang von Warenzeichen (prints), Handelsmarken und Etiketten siud die 
Hawaiischen Gesetze und Vcrordnungea nacli wie vor in Kraft. 
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VeiUöge: Bernei ÜbcrtiJnkunft, 



Verträge, 

Balgien — Ds^tschland — Frankreich mit Algier und 
Kolonien — Grossbritannien mit Kolonien und Be- 
sitzungen — Haiti — Italien — Japan*) — Luxem- 
burg**) — Monaco***) — Herwegen****) — Scliwelz — 
Spanien mit Kolonien — Tunis. 

Berner Übereinkunft des internationalen Verbandes 

zum Schatze von Werken der Littcratar und Kunst 

Tom 9. September 1686. 

(In Kraft getreten am &. Dezember 1887). 

Art. 1. Die TertragscMJ essenden Länder bilden einen Verband zum 
Schntze des Urheberrechts an Werken der Litteratur and Kunst. 

Art. 2. Die einem der Verbands! ander angehörenden Urheber oder ihre 
Rechtsnachfolger gemessen in den übrigon Ländern für ihre Werke, und 
zwar sowohl för die in einem der Vorbandslämlcr TeröffentUchten, als fltr 
die überhaupt nicht veröffentlichten, diejenigen Hechte, welche die betreft'en- 
dCD Gesetze den inländischen Urhebern gegenwärtig einräumen oder in Zu- 
kunft einräumen werden. 

Der Genuss dieser Eochte ist von der Erfüllong der Bedingungen und 
Förmlichkeiten abhängig, welche durch die Gesetzgebung des Ursprungs- 
landes des Werkes vorgeschrieben siiid; derselbe kann iu den äbrigen Ländern 
die Dauer des in dem Ursprungslande gewährten Schutzes nicht übersteigen. 
Als Ursprungsland des Werkes wird dasjenige angesehen, iu welchem 
die erste Veröffentlichung erfolgt ist, oder wenn diese VeröffentUclimtg 
gleichzeitig in mehreren Verb an dsl ändern stattgefunden hat, dasjenige unter 
ihnen, dessen Gesetzgebung die kürzeste t^hiitzfrist gewährt. 

In Ansehung der nicht vcräffentlichten Werke gilt das Heimatsland des 
Urhebers ab Ursprungsland des Werkes. 

Art. 3. Die Bcstimmnngcn der gegenwärtigen Übereinkonft finden in 
gleicher Weise auf die Verleger von solchen Werken der Litteratur und 
Knust Anwendung, welche in einem Verbandslande veröffentlicht sind, und 
deren Urheber einem Kichtverboadslando angehiJrf. 

Art. 4, Der Ausdruck „Wrrko der Litteratur und Kunst" umfasst 
litlcher, Broschüren und alle anderen Schriftwerke; dramatische und dra- 
matisch-musikalische Werke, musikalische Kompositionen mit oder ohne Text; 
Werke der zeichnenden Kunst, der Malerei, der Bildhnuerei; Stiche, Litho- 
graphien, Elust ratinnen, geo^rnphischc Karten; geographische, topographische, 
architektonische oder sonstige wissenschaftliche l'iäac, Skizzen und Dar- 
stellungen plastischer Art; überhaupt jedes Erzeugnis aus dem Bereiche 

*) Reit 15. Jiill IBM, ") Sett SO. Juni 1S8S. *") Seit »«. Mai 1889, »*••) Seit 
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812 Verträge: Benter Übereiukoiift. 

der Litteiator, WisseoBchaft oder Ennst, welches im Wege des Dnu^ea 
oder sonstiger Vervielfältignng Terüffentticbt wordco kann. 

Art. fi. Den einem VerbaDdRlaDde aDgebOrigen Urhebern oder ihren 
Bechtsnach folgern steht in den übrigen Ländern, bis zum Ablauf von tehn 
Jahren, von der TerOSentlichung des Original Werkes in einem der Verbands- 
länder ao gereubnet, das auBscblieaslicDc Bocbt za, ihre Werke zu Über- 
aetzen oder die Übersetzung derselben zu gestatten. 

Bei den in Lieferungen TeröffentUchteii Werken beginnt die Frist tob 
zehn Jaluen erst mit dem Erscheinen der letzten Liefemng des Oiiginal- 
werkes. 

Bei Werken, welche ans mehreren, in ZwisdienrLninen erscheinenden 
Bänden bestehen, sowie bei fortlaufenden Berichten oder Heften, welche Ton 
Utterarischen oder wissen seh aftli eben Qcsetlschaften oder Ton Privatpenonen 
TerCffentlicht werden, wird jeder Band, jeder Bericht oder jedes Heft bezaglich 
der zehnjährigen Schutzfrist als ein besonderes Werk angesehen. 

In den in diesem Artikel Torgesebcaen Fällen gilt für die Berecbnnng 
der Schntzfristen als Tag der VeriMFentlichnng der 31. Deiember des Jahres, 
in welchem das Werk erschienen ist. 

Art, 6. BechimSssige ÜbersetEiiogen werden wie Origlnalwerite ge- 
schätzt, Sie gentessen demzufolge rüdisichtlich ihrer unbefugten Verriet- 
fältiguDg in den Verbandsländem den in den Artikel S und 8 featgesetztcn 
Schatz. 

Wenn es sich indessen um ein Werk handelt, betreffs dessen das Becht 
zur Übersetzung allgemein feststeht, so steht dem Übersetzer kein Einspruch 
gegen die Übersetzung des Werkes durch andere Schriftsteller zu. 

Art. 7. Artikel, welche in einem Terbandslande in Zeitungen odei 
periodischen Zeitschriften veröffentlicht sind, kOnnen im Original oder in 
Übersetzung in den übrigen Verbandsländem abgedruckt werden, falls nicht 
die Urheber oder Herausgeber den Abdruck ausdrücklich untersagt haben. 
Bei Zeitschriften genügt es, wenn das Verbot allgemein an der Spitze einer 
jeden Nummer der Zeitschrift ausgesprochen ist. 

Dies Verbot soll jedoch bei Artikeln ^Utischan Inhalts oder bei den 
Abdruck von Tages neuigkeiten und , vermischten Hachrichten" keine An- 
wendung finden. 

Art. 8. Bezüglich der Befugnis, Anszflge oder Stücke aus Werken der 
Litteratur und Kunst in VerUffcnllichnsgen, welche für den Unterricht be- 
stimmt oder wissenschaftlicher Natur sind, oder in Chreatomattiien aufzu- 
nehmen, sollen die Gesetzgebungen der einzelnen Verbandsländer und die 
zwischen ihnen bestehenden oder in Zukunft abzuschliessenden besonderen 
Abkommen massgebend sein. 

Art. 9. Die Bestimmungen des Artikels 9 finden auf die Öffentliche 
Anfftthrnng dramatischer oder dramatiacb-masikalischer Werke Anwendung, 
gleichviel, ob diese Werke veröffentlicht sind oder nicht. 

Die Urheber von dramatischen oder dramatisch-musikalischen Werken, 
sowie ihre Bechtsnuchfolger werden gegenseitig, während der Dauer ihres 
ausschliesslicheu Übersetzungsrechtes, gegen die Öffentliche, von ihnen nicht 
gestattete Aufführung einer Übersetzung ihrer Werke gesch&tzt 

Die Begtimtnungon des Artikels 2 finden gleichfalls Anwendung auf die 
Uffentliche Aufführung von nicht verQffentlichten und solchen veröffentlichten 
musiiialischen Werken, bei denen der Urheber auf dem Titelblatt oder an 
der Spitze des Werkes ausdrücklich die öffentliche Aufführung untersagt b»L 

Art. 10. Zu der unerlaubten Wiedergabe, auf welche die gegenwärtige 
Übereinkunft Anwendung findet, gchBrt insbesondere auch diejenige nicht 
genehmigte indirekte Aneignung eines Werkes der Litteratur oder Kunst, 
welche mit verschiedenen Namen, wie „Adaptationen, musikalische Arrange- 
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ments'' usw. bezeichnet za werden pflegt, sofern dieselbe lediglich die Wieder- 
gabe eines solchen Werkes in derselben oder einer anderen Fono, mit nn- 
wesentlichen ÄndenmgeD, Znsätzen oder AbkOrzongen darstellt, ohne im 
Abrigen dJe Eigenschaft eines neuen Origin&lirerkes zu besitzen. 

Es besteht darüber Einverständnis, dasg die Gerichte der verschiedenen 
Verbtmdslander gegebenenfalls diesen Artikel nach Hassgabe der besonderen 
Bestinunangcn ihrer Landesgesetze anzuwenden haben. 

Art. 11. Damit die Urheber der dnrch die gegenwürtige Übereinkonfl 
geschützten Werke bis zum Beweise des Gegenteils als solche angesehen 
und demgemäss vor den Gerichten der einzelnen Terbandsländer zoi Ver- 
foigang Ton unerlaubter Wiedergabe zugelassen werden, genügt es, wenn 
ihr Name in üblicher Weise auf dem Werke angegeben ist 

Bei anonjmen oder psendonjmen Werken ist der Verleger, dessen Name 
auf dem Werke steht, zar Wahrnehmung der dem Urheber znstdienden 
Bechte befugt. Derselbe gilt ohne weiteren Beweis als Bechtsnachfolgei 
des anonymen oder pseudooTmen Urhebers. 

Im übrigeu können die Gerichte eintretendenfalls die Beibringung einet 
Ton der zuständigen Bchürde ausgestellten Bescbeinignng fordern, durcb 
welche die Erfüllung der im Sinne des Artikels 3 Ton der Oesetzgebong 
des UispmngslandeB Torgcschricbenen Förmlichkeiten dargetbau wird. 

Art. 12. Jedes nachgedruckte oder nachgebildete Werk kann bei dei 
Einfuhr in diejenigen Verbandsländer, in welchen das Originalwerk auf ge- 
setzli^en Schutz Anspruch bat, beschlagnahmt werden. 

Die Beschlagnahme findet statt nac£ den Vorschriften der inneren Ge- 
setzgebung des betreffenden Landes. 

Art. 13. Die Bestimmungen der gegenwärtigen Übereinkonft beein- 
trächtigen in keiner Beziehung das der Begierung eines jeden Verbands- 
landes zustehende Hecht, durcB Hassrcgeln der Gesetzgebung oder inneren 
Verwaltung die Verbreitung, die Darstellung oder das Feilbieten eines jeden 
Werkes oder Erzeugnisses zu gestatten, zu äberwachen und zu untersagen, 
in betreff dessen die znstiuidige Behörde dieses Recht auszuüben haben würde. 

Art. 14. Die gegenwärtige Übereinkunft findet, TorbehaltUcb der ge- 
meinsam zu vereinbarenden Einschränkungen und Bedingungen, auf ule 
Werite Anwendung, welche in ihrem Ursprnngslande zur Zeit des Inkraft- 
tretens der Übereinkunft nuch nicht Gemeingut geworden sind. 

Art. 16. Die Bcgierungen der Verbandsländer behalten sich das Recht 
TOT, einzeln mit einander bmondere Abkommen zu treffen, insoweit als diese 
Abkonunen den Urhebern oder ihren Bechtsnachfolgem weitergehende Rechte, 
^ ihnen solche durch den Verband gewährt worden, einräumen oder sonst 
Beatimmungen enthalten, welche der gegenwärtigen Übereinkunft nicht zn- 
widsrlanfen. 

Art. 16. Es wird ein internationales Amt unter dem Namen „Bnrean 
des internationalen Verbandes zum Schutze Ton Werken der Litterotur und 
Knnst" errichtet 

Dieses Bureau, dessen Kosten Ton den Regierungen aller Verbands- 
läoder getragen werden, wird unter den hoben Schutz der oberen Verwaltungs- 
behörde der Schweizerischen Eid^oasenschaft gestellt und versieht seinen 
Dienst unter deren Aufsicht Seine Befugnisse werden gemeinsam von den 
VerbandEländem festgestellt. 

Art 17. Die gegenwärtige Übereinkunft kann Revisionen unterzogen 
werden, behnfs Einführung von Verbesserungen, welche geeignet sind, das 
Sfstem des Verbandes zu Terrollkommnen. 

Derartige, sowie solche Fragen, welche in anderen Beziehungen die 
E^twickelnug des Verbandes berühren, sollen ant Konferenien erörtert werden. 
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1 den einzelnen Vcrilaodaliinticm iateb Delegierte 

Indessen bedui eine jede Änderung der gegenwijü(|en Übereinkunft 
zu ihrci Gültigkeit für den Verband der einliclligen Zustimmung der Ver- 
bandsländer. 

Art. 18. Denjenigen Ländern, welche sich an der gegenwärtigen übe> 
einkauft nicht beteiligt haben, und welche für ihr Gebiet den gesetzlicben 
Schutz . der den Ocgcn.^tand dieser Übereinkunft bildenden Bechte gewähr- 
leisten, soll ant ihren Wunsch der Beitritt gestattet sein. 

Dieser Beitritt soll schrittlicii der Segierunfj der Schweizerischen Eid- 
genossenschaft und von dieser allen übrigen Regiernngeu bekannt gegeben 
werden. 

Derselbe bewirkt von Eechts wegen die Unterwerfung unter alle ver- 
pflichtenden BestimniungeB und die Teilnahme an allen Vorteilen der gegen- 
wärtigen Übereinkunft, 

Art. 19. Die der gegenwärtigen Übereinkunft beitretenden Länder haben 
jederzeit auch das Eecht, derselben für ihre Kolonien oder auswärtigen Be- 
sitzungen beizutreten. 

Za diesem Bebufe können sie entweder eine allgemeine Erklärung ab- 
geben, nach welcher alle ihre Kolonien oder Besitzungen in den Beitritt 
einbegriffen sind, oder tiicjcnigeii besonders benennen, welche darin einbe- 
griffen, oder sich darauf beschränken, diejenigen zn bezeichnen, welche daron 
ausgeschlossen sein sollen. 

Art. 20. Die gegenwSrtisre Übereinkunft soll drei Monate nach Aus- 
wechselung der Bat ifik atioll s-Urknnden in Kraft treten und ohne zeitliche 
Beschränkung in Kraft bleiben bis zum Ablitufe eines Jahres von dem Tage 
an gerechnet, an wekhem die Kündigung derselben erfolgt sein wird. 

Die KUndignng aoU an die mit der Entgegennahme der Beitritts-Er- 
klärungcD beanftrBgte Regicrong gerichtet werden. Sie übt ihre Wirkung 
nur in Ansehung des aufkündigenden Landes aus, während die Übereinkunft 
für die übrigen Verbandsländor verbindlich bleibt. 

Art, 21. Die gegenwärtige Übereinkunft soll ratifiziert imd die E«ti- 
fikations Urkunden BolleD spätesteus innerhalb eines Jahres zu Bern ausge- 
tauscht werden. 

Za Urkund dessen haben die betreffenden BeTollmächtigten dieselbe 
voil/.ogcn und ihre Insiegel boigedrückt. 

Zusatzartikcl. 

Die unter dem heutigen Datum abgeschlossene Übereinkunft berührt 
in keiner Weise die weitere Geltung der zwischen den vertragschli essenden 
Ländern gegenwärtig bestehenden Abkommen, insoweit als diese Abkommen 
den Urhebern oder ihren Bechtsnnchfoigem weitergehende Bechte, als ihnen 
solche durch den Verband gcwäiirt werden, einräumen oder sonst Bestim- 
Tunngen enthalten, welche dieser Übereinkunft nicht zuwiderlaufen. 

SchlnssprotokolL 

Im Begriff, zur Vollztehnug der unter dem heutigen Datum abge- 
schlossenen Übereinkunft zu schreiten, haben die unterzeichneten Bevoll- 
mächtigten das Nachstehende verlautbart und verabredet: 

1. In BcEug auf Artikel i ist, man übereingekommen, dass diejenigen 
Verbands iänder, welche den photo graphischen Krzeuguiasen den Charakter 
von Werken der Kunst nicht vorsagen, die Verpflichtung Ubemehmeo, den- 
selben die Vorteile der in der Übereinkunft vom heutigen Tage enthaltenen 
Bestimmungen von deren Inkrafttreten an zu teil werden zu lassen. Übrigens 
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sind diese Länder, abgc-aehoii von bostclienden oder noch tUtzoechltrss enden 
iBtcrnatiotioIeD Abkommeo, am gehalten, die Urlieber der beaeicliiiL'tAU Er-- 
zeugaisae in dem Uosae sa schütaen, in welchem dies n&ch ilirei Gesetz- 
gebung angängig iat. 

Die mit Genehmigung des Berechtigten angefertigte Photographie eines 
4;iächützten KunstwerKes geniesst in oilea Verbandsläaderu den gesetzlichen 
Schulz im Sinne der gedachten Übereinkonft so lange, als daa Becht zur 
.S'uchbilduiig des Originalwerkes dauert, und tu den Grenzen der zwischen 
den Berechtigten abgeschloBsenea PriTatv ertrage, 

2. In Bezug auf Artikel 9 iat man üboreingekommen, dass diejenigen 
Verbandaländer, deren Gesetzgebung unter den dramatiach-musikalischea- 
Werken auch die choret^raphiachen Werke begreift, den letzteren aus- 
drücklich die Vorteile der in der Übereinkunft Tom heutigen Tage ent- 
btltonen Beatimtnungen zu teil werden laasou. 

Übrigens sollen die bei Anwendung der Torstehenden Beetimmniig üicli 
etwa ergebenden Zweifel der Etitscheidung der betreffenden Gerichte vor- 
behalten bleiben. 

3. Es besteht Einverständnis darüber, dass die Fabrikation luid der Ver- 
kauf TOD Inatrumenten, welche zur mocbanischen Wiedergabe von Musik- 
stücken dienen, die aus geschützten Werken entnommen sind, nicht als 
den Thatbcstaod der mDsikalischeo Nachbildung darstellend angesehen 
irerden sollen. 

4. Die im Artikel 14 der Übereinkunft vorgesehene gemeinsame Ver- 
ciobarnng wird, wie folgt, getroffen: 

DiH Anwendung der Übereinkunft auf die zur Zeit ihrca Inkrafttretens 
noch nicht Gemeingut gewordenen Werke soll in Gemässhoit der Abmachungen 
erfolgen, welche Ober diesen Funkt in den bestehenden oder zu dein Zweck 
abznschli essenden bcsouderen Abkommen eutbalteu sind. 

In Ermangelung derartiger Abmachungen zwischen Verb and sländeru 
Verden die betreffenden Länder, ein jedes fUr sich, durch ihre innere Qe- 
sctzgebnng über die Art und Weise der Anwendung des im Artikel 14 ent- 
haltenen Grundsatzes Bestimmung treffen. 

6. Die Organisation des im Artikel 16 der Übereinkunft vorgesehenen 
internationalen Bureaus soll durch ein Keglemcnt festgestellt werden, dessen 
Ausarbeitung der Regierung der SchwcIzeri^cbeD Eidgenossenschaft über- 
tragen wird. 

Die Geschäftssprocho des internationalen Bureaus iat die französische. 

Das iatemutionalc Bureau sammelt Nachrichten allor Art, welche sich 
auf den Schutz des UrheboiTecbtcs an Werken der Litleratur und Kunst 
beziehen; es ordnet dieselheu und veröffentlicht sie. Es stellt Untersuchungen 
na, welche von gemeinsamem Nutzen und von Interesse für den Verband 
»ind, nud giebt auf Grund der Dokumente, welche ihm die verscliicdenen 
Ucgierungcn zur Verfügung stellen werden, eine periodische Zeitsuhrift in 
französischer Sprache über die den Gegcnstaud des Verbandes betreffenden 
Kragen heraas. Die Regierungen der Verbund slunder behalten sich vor. 
nach erfolgter allseitiger ZuslioimuDg das Bureau zur Veröffentlich äug einei 
Ausgabe in riner oder mebreren andoieu Sprachen zu ermächtigen, für den 
Fall, dosB sich hierfür ein Bedürfnis durch die Erfahrung heraus:; teilen sollte. 

Das internationale Bureau bat sich jederzeit zur Verfügung der Ver- 
band smitglieder bemit zu halten, um denselben über Fragen betreffend de» 
achutz von Werken der Littcrator und Kunst die besonderen Ausküufie zu 
erteilen, deren sie etwa bedürfen. 

Die Regierung des Landes, in welchem eine Konferenz tagen soll, be- 
reitet unter Mitwirkung des internationalen Bureaus die Arbeiten diesci 
Konferenz vor. 
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Der Direktor des Internationalen Sareaiu wolint den Konferenssitinngeii 
bei und nimmt an den Terh&ndlnngen ohne bescUiesaende Stinuoe teil. Er 
erstattet Aber seine Q«Bcliäftsfilhning einen Jahresbericlit, welcher nlleti 
Verbsndsmitgliedem mitgeteilt wird. 

Die Kosten des Boreaus des internationales Verbandes werden gemtin- 
echaftlich tob den TertragschliesBenden Lindem getragen. Bis zu nener 
Beschlnsstnasnng dürfen sie die Somme von 60000 Franken j&hiüch nicht 
abersteigen. Diese Summe kann nOtigeafalU erhobt werden dart^ einfach«! 
Beschloss einer der im Artikel 17 rorgeseheneD EoBferensen, 

Behufs Testsetzang de' Beitrags eines jeden Landes ed dieser Oesant- 
kostensnmme werden die rertragsohUessenden und die etwa später d«n 
Verbände beitretenden Länder in seclis Klassen geteilt, von denen eine Jede 
in dem Verhältnis einer gewissen Anzahl von Einheiten beiträgt, nämlich: 
die 1. Klasse 25 Einheiten, die 2. Klasse 90, die S. Klasse 15, die 4. Klasse 10, 
die 5. Klasse b nnd die 6. Klasse 8 Einheiten. 

Diese Koeffizif ^ten werden mit der Zalil der Länder einer Jeden Klasse 
mnltipliziert nnd die Summe der so gewonnenen Ziffern giebt die Zahl der 
Einheiten, dnrch welche der Oesamtkostenbetrag za dividieren ist. Der 
Qnotient ergiebt den Betrag der Kosteneinheit. 

Jedes Land erklärt bei sdnem Beitritt, in welche der oben genannten 
Klassen es einzutreten wOnscht. 

Die schweizerische Begiemn^ stellt das Bndget des BnreaDs aaf, nber- 
wacht dessen Ausgaben, leistet die nötigen Vorschüsse und stellt die Jahres- 
rechnong anf, welche allen äbrieen Beglcmngen mitgeteilt wird. 

6. Die nächste Konferenz soll in Paris stattfinden nach Ablanf tou Tier 
bis sechs Jahren seit Inkrafttreten der Übereinkunft. 

Die IraniBsische Regiemng wird innerhalb dieser Orenie nach Tor- 
gfingigem Benehmen mit dem intemationalen finnaa den Zeitpunkt be- 
stimmen. 

7. Betrifft die (am 5. September 1887 erfolgte) Answechselnng der Bati- 
fikations-Urkunden nnd erklärt das Schlnssprotokoll als gleich kräftig wie 
die Übereinknoft selbst. 

So geschehen zu Bern, am nennten September des Jahres EäntaBiend 
achthnn dertnndsechsundaehtzig. 

Vollzieh angsprotokoll. 

Dje unterzeichneten Bevallm ächtigten, welche sich hente zn dem Zweck 
versammelt haben, um zar Vollziehung der Übereinknnft betreffend Bildung 
eines internationalen Verbandes zum Schutze tou Werken der Litteiatnr aaa 
Kunst zu sehreiten, haben folgende Erklärungen ansgetanscht; 

1. Bezfiglicb des im Artikel 19 der Übereinkunft vo^esehenen Beitritts 
der Kolonien oder auswärtigen Besitzangen: 

Die Bevollmächtigten Seiner Katholischen Majestät des KOnüs von 
Spanien behalten ihrer Begierang das Rocht vor, ihren Entschlnss Mi der 
Auswechselung der Batiäkations- Urkunden bekannt zu geben. (Dieser un 
5. September 18S7 ahgi^gebene Entschloas lautete dahin, dasg Spanien der 
Übereinknnft fUr sämtliche Besitzungen der spanischen Krone beitrete.) 

Der Bevollmächtigte der franzSsischen Republik erklärt, dass der Bei- 
tritt seines Landes den aller Kolonien Franlsreichs in sich scblleSst 

Die Bevollmächtigten Ihrer Britischen Majestät erklären, dass der Bei- 
tritt Orosabritatmiens zu der Übereinknnft znm Schutze von Werken der 
Litteratar nnd Konst das Vereinigte Königreich v«n GrossbritanniCD ond 
Irland, sowie alle Kolonien nnd auswärtigen BesitEangea Ihrer Britischen 
Majestät umfasst. 
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Indessen behalten sie der Hegierong Ihrer Britischen Majestftt das Recht 
TOT, in der durch Artikel 20 der Obereioknnft vorgesehenen Weise jederzeit 
die EUndi^cnng getrennt für eine oder mehrere der folgenden Kolonien oder 
Besitsnngen, nämlich: Indien, das Dominiam Kanada, Neufandland, Kaptand, 
Natal, Nen-Sitd-Wales, Viktoria. Qaeengland, Tasmanien, Säd. Australien, 
West- Australien nnd Nen-Seeland, erklären zu dürfen. 

2. Betrifft die Klassifikation der VerbandsUndoi hintichtUch ihrer Bei- 
tragspflicht SU den Kosten des intern ationalen Bureana (.Deutsc bland, Frank* 
reich, Qrossbritaunien nnd Italien 1. Klasse, Japan, Spanien 2. KtasBe, Belgien 
nnd Schveis 8. Klasse, Norwegen 4, Klasse, Haiti 6. Klasse, Loxemburg, 
Monaco, Tunis 6. Klasse). 

Zusatzakte vom i. Mai 1896 zur Berner Überei&kunf» 

Tom 9. September 1886*). 

[Id Kraft getreten am 9. Dezember. 1897.) 

Artikel 1. 

Die internationale Übereinkunft vom 9. September 1896 wird in folgen- 
der Weise abgeändert: 

I. — Artikel 2. Der erste Absatz von Artikel 2 erhfilt folgende Fassung; 
(Die einem der Terbandslfinder angehOrigen Urheber oder ihre 
Bechtsnachf olger geniBsaen in den' übrigen LSndem für ihre Werke, 
und Ewar sovohl fftr die Oberhaupt nicht veröffentlichten als auch für 
die in einem VerbandsUnde zum ersten Haie verQffentlichten, die- 
jenigen Bechte, welche die betreffenden Oestitze den inlHndischen Ur- 
nebem gegenwärtig einräumen oder in Zukunft einränmen werden." 
Anraerdem wird ein fünfter Absatz in nachstehender Fassung angefügt: 
„Die nachgelassenen Werke sind in den geschätzten Werken in- 
begriffen," 
n. — Artikel 8. Der Artikel 3 erhält folgende Fassung: 

(Die Urheber, welche keinem der Verliandsläuder angeboren, aber 
ihre Werke der Litteratur oder Knnst zum ersten Male in einem 
Verbandslande veröffentlichen oder verCffentUchen lassen, sollen far 
diese Werke den Schutz genicaaen, den die Bemer Übereinkunft und 
die gegenwärtige Zusatza^te gewähren." 
m. — Artikel 5. Der erste AbsaU von Aitikel 5 erhält folgende 
FuBang: 

,Üen einem der Verband Blander angcharigen Urhebern oder ihren 
Beebtsaachfolgem steht in den übrigen Utndem während der ganzen 
Daaer ihres Hechtes an dem Originale das ausschliessliche Becht zu, 
ihre Werke lu übersetzen oder deren Übersetzung zu gestatten. Jedoch 
erlischt das anaschlieselicbe Obersetzangsrecbt, wenn der Urheber 
davon nicht innerhalb zehn Jahren von der ersten Veröffentlichung 
des Originalwerkes an gerechnet in der Weise Qebrauch gemacht hat, 
dass er in einem Verbandsland eine Übersetzung in der Sprache, für 
welche der Schutz in Anspruch genommen werden soll, sei es selbst 
TerQffentlicht hat, sei es hat veröffentlichen lasaen." 
IV. — Artikel 7. Der Artikel 7 erhält folgende Fassung: 

,FeuiIletonromane, einschliesslich der Novellen, welche Jn einem 
Verbandsland in Zeitungen oder periodischen Zeitschriften verflffeDtlicht 

•) Voi 
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sind, kunuon in den l'brjg«n LKndem obno ErmÄcliliKiing der L'rhcli-r 
oder ihrer Becbtsnachlulger veder im Origwale noch in ÜbersctiDng 
abged rockt werden. 

Dasselbe gilt' f<lr die. fibrlKen Artikel von Zeitungen oder 7>eriodi- 
scben Zeitschriften, wenn die Urheber oder Henmugebcr in der ZeiWog 
oder Zeitschrift, worin sie die Artikel bringen, aasdrlteklich erkIKren. 
dasB sie den Abdruck Tcrbieten. Hei Zeltsohriftcn genügt es, wenn 
dsB Verbot allgemein ao der Spitse einer jeden Nnninier anage- 
Bjiroehen ist. 

Fehlt du Verbal, so - ist der Äbdraek nnter der Bedin^nng ge- 
stattet, das3 die Quelle angegeben wird. 

Dos Verbot findet jedoch bei Artikeln politischen Inhalts, bei 
Tageanenigkeiten nnd „Termischten Nachrichten* keine Anwendong.'' 
T. — Artikel 12. Der Artikel 12 erh&lt folgende Fassung: 

, Jedes nachgedruckte oder nachgebildete Werk kann durch dir 
zuständigen Qebärden derjenigen VerbandalKmlcr, in welchen das 
Originalwerk aof gesetzlichen Scbntz Ansprach hat, bcschlagnahmi 
werden. 

Die BesohUgnohmc findet statt nach den Vorschriften der innercD 
Oesetügebung des betreffenden Xiandcs." 
VI. — Artikel 20. Der zweite Absats von Artikel 20 erhält folgende 
T"iissuug: 

(Diese Kttndigang soll an die Begiomng der Sek weizeriscken Eid- 
genossenschaft gerichtet werden. Sie Übt ihre Wirkung nitr in An- 
sehung des aufkündigenden Landes ans, während die Übereinknnft 
für die flbrigen Verband sländ er verbindlicb bleibt." 

Artikel 2. 
Bas Sehlassprotokoll zur Übereinkunft toiq 9. September 1886 wird in 
folgender Weise abgeändert; 

I. — Nnmmer 1. Diese Kumniec erhält folgende Fassnngr 

,1. In Bezag anf Artikel i ist man ttbereingekommen wie folgt: 

A. — In de^enigen Vcrbandaländera, in welchen nicht unr die 
nrchitek tonischen Pläne, sondern auch dje nrehitektoniscben Werke 
selbst Schutz geniessen, werden diese Werke der Wohlthat der Be- 
stimmungen der Bemer Übereinkunft und der gegenwlttigen Znsatz- 
aktc teilhaftig. 

B, — Die photographkBClieu Enengnisse und solche Erzengnisse, 
welche darch ein änuches Verfahren hergestellt sind, werden dw 
Wohlthat der Bestimniniigen dieser beiden Akte teilhaftig, insoweit 
die innere Gesetzgebung es znläset und in demselben Hasse, in 
welchem sie den gleichartigen einheimiaehen W^'ken Schutz sabilligt. 

Die mit Genehm ignog des Berechtigten angefertigte Photographie 
eines G^sohtttzten Kunstwerkes geniesst in allen Verbandsl&ndem den 
gOBetzBchen Schutz im Sinne der BeraerÜbereinkutift und der gegen- 
wärtigen Zasfl.tz^te so lauge, als das Recht zur Nachbildung des 
Originaiwerkes dauert, und in den Qrenien der zwischen den Be- 
rcehtigten abgeschlossenen PriTatTerträge." 

II. — Nummer 4. Diese Nummer erhfilt folgende Fasanng: 

.Die im Artikel 14 der Übereinknnft Torgesehene gemeinsame Vereio- 
Iwrang wird, wie folgt, getroffen: 

Die Anwendnug der Bemer Übereinkunft und der gegenwErtigca 
Zneatzakte anf die zur Zeit des Inkrafttretens dieser beiden Akte in 
ihrem Ursprungslande noch nicht Gemeingut gewordenen Werke soll 
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In Gemilssheit der Abrnftchongea erfnli^n, welche hierüber ia den be- 
stehenden oder EU dem Zwaoke ftbKuachliessenden besonderen Ab- 
kommen enthüllen eiod. 

Id Ermangelung derartiger Abmaehnngen ewiachen Verbau dsländem 
werden die betreffenden Länder, ein jedes fOr eich, dnrch die innere 
Oeaetzgebnng äbor die Art und Weise der Anwendung des im Artikel 14 
onthalteneD Qmndsatzes Beetimmung treffen. 

Uie ItestinunnDgan im Artikel 14 der Berner Obereinknnft ned def 
gegenwärtigen Nummer des Schi uss Protokolls finden in gleicher Weise 
anf dM ansachliessliehc Obaraeiziings recht, wie es durch die gegen- 
wärtige Zusatzakte gewährt wird, Anwendong. 

Die TorgedachtcD Überg&ngsbestimumugea finden auch bei weiterea 
Beitritten zum Verbund Anwendung.' 
Artikel 8. 
Denjenigen Verbandsländera, wokhe sieh an der gegenwärtigen Znsatz- 
akte nickt beteiligt haben, soll anf ihren Wunsub jederzeit der Beitritt ge- 
stattet sein. DaBselbe gilt anch für diejenigen Lfiader, welche später der 
ObereiDknn.ft vom 9. September 1886 beitreten werden. Es genügt zu diesem 
Zwecke, wenn eine schriftliche Benachrichtigung an den Schweizerisuhrn 
Bundesrat erfolgt, der dann seinerseits den anderen Begierungen von dem 
erfolgten Beitritte Econtnia geben wird. 

Arükel 1. 
Die gegenwärtige Znsatzakte soll dieselbe Gültigkeit und Dnner haben 
wiedieÜbereinliunft Tom 9. September 1886. 

Sie soll ratifiziert nnd die RatiSkations- Urkunden sollen in der fOr diese 
Obeteinkunft angenommenen Form sobald als möglich und spätestens inner- 
halb eines Jahres in Paria ansgetanacht werden. 

Sie soll zwischen den I^ändem, die eie ratifiziert haben, drei Monate 
flach diesem Aastauseh in Kraft treten. 

Deklaration vom i. Hai 1896*) 
(in Kraft getreten den 9. September 1897, am Tage des RattfikationsauttaiiseheB). 
1. 14ach dem Wortlaute von Artikel 2 Absatz 2 der Übereinkunft 
ist der dorcli die vorerwähnten beiden Akte gewälirleistetB Schutz 
lediglich von der im Ursprungslande des Werkes erfolgten Er- 
fOUung der Bedingnngen and Förmlichkeiten abhtin^, welche 
durch die Gesetzgebung dieses Laudcs etwa vorgesutiriGben sind. 
Dasselbe gilt Iflr den in Nummer 1 litera B des abgeänderten 
Schlnesprotokolls erwähnten Schutz von photograpbiscbcn E^ 
Zeugnissen. 

2, Unter „veröffentlichten* Werken sind solche su verstellen, die in 
einem Verbandslande „herausgegeben" sind. Infolgedessen stellen 
die Aufführung eines dramatischen oder dramatisch- musikalischen 
Werkes, die Aufführung eines musikalischen Werkes und die Aus- 
stellung eines KuuHtwerkes keine ,VerüffentUchuiig' im Sinne der 
vorerwähnten beiden Akte dar. 

3. Die Umgestaltung eines Bomans in ein Theaterstück oder eines 
Theaterstiicks in einen Roman fällt uuter die Lestimmungen von 
Artikol 10. 

Denjenigen VerbandslSndom, welche sich an der gegenwärtigen Deklnru- 
lion nicht beteiligt haben, soll auf ihren Wunsch jederzi^it der Beitritt zu 
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lorselbea KOsUttet sein. Du Gleiche soll anch für diejenigen UUler 
gelten, welelie, sei es der Übereiukanft Tom 9. Septembei 1^, ad es 
der Übereinkunft und der Znaatsakte Tom i. Hai 1896, beitreten. B» gt- 
nOet EU diesem Zwecke, wenn ein« schriftliciie BenaclKichtiganK an den 
denweizeriachen Bandesrat erfolgt, der dann eeiDerseits den anderen Et' 
giernugea von dem erfalKten Beitritte EenntulB geben wird. 

Die gegenwärtig^e Deklaration soll dieselbe Gültigkeit and Daaer haben, 
wie die beiden Akte, anf velcbe sie siob bezieht. 

Sie soll ratifiziert nnd die KatiSkationen aoUeo in der fttr jene beiden 
Akte angenommenen Form sobald als mOglich nnd spätestena iuerhalb eines 
Jahres za Paris anagetanseht werden. 



Art. 1. Die Tetlajgsbnehhändler, Dnicket oder Kleinhändler, welche 
Handel mit durch den iatemationalen Verband vom 9. September 1S86 ee- 
BcbQlEteii OegenatKoden treiben, werden anfgofordert, das Verzeichnis sUer 
derjenigen Werke anfEnnehmen, welche nach den in einem der Verbands- 
Staaten herausgegebenen Werken vor dem 5. BesGember 1887 rerüffentlicbt 
oder im Eracheinen begriffen sind nnd deren Vervielfältigong nach dem 
Wortlaut des Artikels 11 der vorerwähnten Obereinknnft niimt mehr er- 
laubt aein würde. 

Art. a. Die Anastellung' und der Verkauf dieser Exemplare werden 
durch die Anbringang eines oesondereu Stempeis, der rom Hinisterinm des 
Ackerbana nnd der Industrie besorgt werden soll, znl&asig gemacht. Die 
im Erscheinen begriffeneu Werke können nur dann ToUendet und zum Ver- 
kauf gebracht werden, wenn die vor dem 5. Dezember 18S7 erachienenen 
Teile mit dem betreffenden Stempel versehen sein werden. 

Art. 3. Die Besitzer von KÜschees, EolzstSeken und gravierten Platten 
jeder Art, ebenso von liihographiscben Steinen oder anderen DruckvorriehtunEen 
von Werken, die ursprünglich in einem der Terbaodslftnder veröffentlicht 
wurden und von nun an verbotene VervielfSltignngen bilden, werden gleich- 
falls aufgefordert, das Verzeichnis derselben zu liefern. 

Art 1. Die Vorrichtungen, von welchen im vorhergebenden Artikel 
die Bede ist, künnen bis zum 5. Dezember 1889 benutzt werden, nachdem 
sie mit einem besonderen Herkzcichen versehen sein werden. Die Exemplare, 
welche vor dem 5. Dezember 1889 vermittebt mit dem Merkzeichen ver- 
sehener Vorrichtnngen hergestellt sein werden, müssen, um zum Verkauf 
gebracht werden zu kOnneii, gestempelt sein. Dieser Stempel soll nur bis 
zum I. Janusr 1890 angewendet werden. 

Art. 6. Die Verzeichnisse, von denen in den Artikeln 1 und 3 die Bede 
Ist, sollen von den Beteiligten als genau bescheinigt werden; sie mOssea 
an das Hinisterinm des Ackerbaus, der Industrie und der öffentlichen Arbeilen 
vor dem 5. Januar 1888 geschickt werden. Nur die Werke nnd irgend 
welche Druckvorrichtongen, welche in diesen Verzeichniaseu dngeschrleben 
sind, kennen gestempelt werden. 

Art. 6. Die Verzeichnisse müssen nach den hierfür bestimmten Vorlagen 
aufgenommen werden. Nachdem sie von den Beteiligten in gehöriger Weise 
ausgefällt sind, werden sie den mit dem Stempeln beauftragten Beamten 
übergeben, welche sie an das Hinisterinm des Ackerbaus, der Industrie nnd 
der Öffentlichen Arbeiten mit ihrer Beglaubigung und, gegebenenfalls, mit 
ihren Bemerkungen vorsehen, zurücksenden sollen. 

Art. 7. Die Anbringung' des Stempels, von welchem in den Artikeln 8 
und 4, Absatz 1, die Bede iat, erfolgt Tom 6. Februar bis 4. Mlrz 1888. 
Sie geschieht kostenfrei. 
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Art. 8. Vom 5. März 1888 an wird jeder nicbt ermäohtigte Nendrnck 
von arsprüaglich in einem der Staaten des intern ationalea Verbandes lierror- 
gebractiten and dem Gemeingnt nicht TerfaUeDen VeTüffeatltchnneeD, weicher 
geachüftsmässig verbreitet würde, ohne mit dem Stempel verselen za sein, 
ils eine Nachmacbung betrachtet. 

Art. 9. Jede betrQgerische Verrjeinttigang oder jede Fälscbang der 
Stempel Terwirkt die dorch die Gesetze festgetzten Straten. 

AnsfÜhmngB -Verordnung für Deutschland Tom II. Jnli 1888. 

§ 1. Die zufolge dea Artikels 14 der vorhezeichaeten Übereinkunft in 
Deutschland eintretende Anwendung derselben auf alle aus des übrigen Ver- 
baDd.tländem berrAhrendeo, beim Inkrafttreten der Übereinkunft in ihrem 
Ursprnngelande noch nicht Gemeingut gewordenen Werke unterliegt, soweit 
nicht nach Nummer 4 Absatz 2 des Schlussprotokolla bestehende Verträge 
Platz greifen, den nachstehenden EiDSchrünkangen: 

1. Der Drnclc der Exemplare, deren Hersteilung bei dem Inkrafttreten 
der Übereinkunft erlaabterweise im Gange war, darf vollendet wer.len; diese 
Exemplare, sowie diejenigen, welche zu dem gedachten Zeitpunkt erlaubter- 
weige hergestellt waren, dürfen verbreitet und verkauft werüen. Ebenso 
dürfen dio zu dem gedachten Zeitpunkt vorhandenen Vorrichtungen, wie 
Stereotypen, HolzstOcke und gestochene Platten aller Art, sowie litbo* 
graphische Steine bis zum 31. Dezember 1891 benutzt werden. 

2. Werke, welche vor dem Inkrafttreten der Übereinkunft in einem der 
ftbrigen Verbandsländer veröffentlicht sind, geniessen den im Artikel 6 der 
Dbereinknnft vorgesehenen Schutz des ansschliess liehen Übersetzungsrechts 
nicht gegenüber solchen Übersetzungen, welche zu dem gedachten Zeitpunkt 
in Deutschland erlaubterweise bereits gane oder teilweise veröffentlicht wan-n. 

3. Dramatische oder drnma tisch- musikalische Werke, welche in einem 
der übrigen Verhandsländer verBffentlicht oder aufgeführt und vor dem In- 
krafttreten der Übereinkunft im Original oder in Übersetzung in Deutschland 
erlaubterweise öffentlich aofgefuhrt sind, geniessen den ychntz gegen nn- 
eriaabte Aufführung im Original oder in einer Übersetzung nicht. 

§ 3. Diese Verordnung tritt mit dem Tage ihrer Verkündigong in Kraft. 
Die Bestimmungen derselben gelten auch für die seit dem Inkrafttreten der 
Obereinkunft verflossene Zeit. Nach der Verkündigung dieser Verordnung 
naterliegt indessen die in § 1 Nummer 1 gewährte Befugnis zur Verbreitung 
nnd tum Verkauf von Exemplaren, sowie zur Benutzung von Vorrichtungen 
der Bedingung, dass die Exemplare und Vorrichtnngen mit einem besonderen 
Stempel verselien sind. Die Abstempelung muse spätestens am I.November 
1388 erfolgen. Die näheren Anordnungen, in betreff der Abstempelung, suwie 
in betreff der Inventarisierung der abgestempelten Exemplare und Vor- 
richtungen werden vom Beichskanzler erlassen.*) 

•) DlBse unterm 7. Angnst 1S88 erUsieiiea Anordnongen lauMn foIoeDilsriiiisBen: 

ä I. Wer Bidh Im BasUia toa Eiempliran iler im S 1 No. 1 AtT Verordnung beieloh- 
Kten An van Werken der LlUerBiur und Kunai (äcbrltiwerken, Abbildangan, Zelcbnungen, 
DDBlIulieixtiBa Eeaipo9lttoDen, Werken der bildenden Kanäle), welob* tMlm Inkrftlllreun der 
VanjrdnuDg vom 11. Juli lies schon hergesteUi wuren, oder deren Heniellung zu dem ge- 
iliditen ZsUpunkl tm Onage vir, befindet, hU die Eiempliue, wenn er dieselben verknuteD 
nin Terbrelieo will, bis zum 1. November ISSS elnschlieSBlicli der PoUieibebürde seines 
WobnerlBB lur AbstempeluDK vonulegen. 

SoTtimentsbuclibSndler, KommiBSionace i 
dieselben nnmenn der Verleger oder Ihrer j 
d&33 es einer besonderen Vollmacbt bednrf. 

~ ~ ~ lauBB Verzelcbnis der Ihr lorgelegten Eiempl&re 

Eiemplet mit Ihrem DienatsleKel. 

„ _. .__ ._ ;lilungen der Im § i No. l der Verordnung be- 

lelehaelen Art («le Stereotypen, Hotzstficke und geatochene Platten aller Art, Bonie lltob- 
ETaphlscbe Steine) befindet und dlexelben noch femer, und zwar UingaienB bin zum 31. De- 
umbet ISSl, lur Keratellung lon Eiemyluea benutaen will, IkU di« VarriditimgeD bis inm 
Oeittu Übte du Urbeberrechl. tl 
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3 8. Im Fftlle des Beitritt« iudeter Länder anf Qnind des Artikela 18 
der Olcrcinkanft finden die BestunmungeB im § 1 und § i liongemässe Ab- 
wendung. Insoweit nach denselben du tnlcrafttreted der Überetnkiuift klk 
Zeitpunkt entscheidet, Ist itatt dessen das des Beitritts muscebend. Tcm 
letzterem Zeitpunkte an gerechott ist die Benutzung der Vorriektungen vier 
Jahm lang gtsstattet und die Absterapetung (9 9) binnen drei MonatCD in 
bewirken. 

Anefflhrnngs-Terordnang für DeutscktsD' 
Tom 29. November 1897, 

§ 1. Werden besondere Abkommen, die mit anderen Verband slflndeni 
Aber iea ScbuU von Werken der Litteratnr und Kunst abgescblossen sind, 
ausser Kraft gesetzt, so jiHterliegt die Anwendung der Bemer Übereinkunft 
auf Werke, weii^e bis. dabin nacL llaäsgabe dieser Abkommen tu behaadein 
und in ibrem ürsprnDgslandc beim I^rafttreten der Überdokonft nocb 
nicht Ocmein^t geworden waren (Ärtlkell4 der Bemer Oberein kauft), de> 
nachstehenden Einschränkungen: 

1. Der Druck der Exemplare, deren Herstellung zur Zeit der Auf- 
hebnnff des Abkommens erlaubter Weise im Oaoge war, darf 
vollendet werden; diese Exemplare sowie diejenigen, weldie in 
dem gedachton Zeitpunkt ertaubterweiee hergestellt waren, dürfen 
verbreitet und verkauft vrerden. Ebenso dürfen die au dem ge- 
dachten Zeitpunkte vorhandenen Vorrichtungen (Formen, Platten, 
Steine, Stereotypen etc.) noch vier Jahre lang benutzt werden; 
diese Frist boKiimt mit dem Schiasse des Jahres, ia welchem das 
Abkommen anfgeboben worden ist. 

2. Werke, welche vor der Aufhebung des Abkommens in eioem der 
flbrigea Vorbandaländer verüffenUicht sind, geniessea dien in 
Artikel 5 der Übereinkunft vorgeMhenen Scbnti des anaschliwt- 



1. N*T«Kili«r IS88 clas«hU»Mtiaa dar Psllnlb«aSrda MiDM Wohnoro nr Absum^lnng 

Dio EiampUra Hlbat. welche mit HIU» d«T SMMmp«lt«s TorrlshtODEtn «rUufatar WstM 
hargtBteltt Bind. bedUrfen eines Stempsti niebt. Auf VartufNi saUsu ila hideasen «ben- 
I«11b kbsHMmpeU werdMi. 

W«r Exemplm der bcittchneMa Art ■bgeiMapsU n habt« whMcU, bat UmtOf 
bU lam 31. Dezember 1891 elnachueesllch der gedaFhiaa Bsblrde TorinleKan. 

I 4. Dia PulltelbehSrde «eilt ein genlues VamletiDls dar ihr Ti>rsa1«sMn Torriehtangan 
«nt und badniokt dta VorHoSlancan daBDlehat imteT UionUctietvr Bctasaniw dSnUkan ali 
Ihreia DlaasMMmpM, und iwir In aineT WeJia, velcb* dia Ertulliws taa fitralHUaisban 
BOfUehsl siebarateUt. 

3[e ateltl abenao nm gaBSaea Tanelehnia dar mit Jen« YoniA)al-_ „ 

Tergelagtan Eiemplare auf und bedraeht lekaSahat jade* elnnliie KiempUr a 

g S. Ob die HeratelluDB dar Eiemplare nnd «« Banniiung 4er Vbni^aBraB ariubi 

' ""■ "" PollzplbBhonlB nicht lu profan; dwegeii hw dieselbe dl* ätempeluni in var- 

t|a ermliTrli. dmi dia Im g 1 und § » bezFlcbnelan Biamplire oder lUa Im g I 






liergfsislU wan-n, auch dar Drufik dar Riomplara tu dar «njeeebeneo Zelt noeb B 

Gange war, oder dia Im B 8 beteJcbnetan Eiemplara mit KU(a uBgsar '■-" — '■- 

liargesteiu w- ' '-■■ 

■n dl! 

ifbewahrt. Einer Anielge, data b , „ 

baiempalung uliurhaupl iilchl Yorgelop worden ahid, badirf et nlehl. 

D ., D.. 1,. !■ gj|„j ji^j Absiemnalung der Exemplare und VonHeblnngen werden 

.. - .-. — „ — — . —1 vefulahaBdae De- 

ungan (Indar inaoHPli keina Anwanduna. als den an der Ökereinkunfl Tom S. Sap- 
r ISSS briaill>tien V'prbiuidHtMdem: Delglen, FnoXreieh, OroasbrltuiBlaii, lullen nnd 
-hw-ali gej^nber die mll densalban saerhtoaaanaTi SpailalTartrase Plnti greltan. 
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licheii ObenetnugsnebU nlokt gafeatbar Mlchn ObwsetniBgm, 

welche sn dem gedschtea Zeitpunkt in Dentacldaad criMü>terw«iM 

bereits gaai oder teilmise rertlflastlkkt wena. 

8. DruuUaebe oder dnuatlKb-nnBikdiMbs Wnke, weloke in elaeii 

der Uileei TerbmndBMnder TerOffa«tlieltt oder KatgcfUirt and tw 

der AnaÄbwu; des Abkomnens im Origiul oder in ÜbweBtemg 

in DeutselUfend erbnbterweiM OffeutUdi «al^fllhrt risd, gesfaiuM 

den Schutz gegen nneriubte Anfflthrug im Ortginü »dei ia eiair 

Übersetznag okbt. 

%2. Die im § 1 Nr. 1 gewikite Bofignis nr VerbKatnug nwl nun 

Terkaoio tob Exemplaren sowie inr Benutzung Ton Vomchtongen mnter- 

Uägfc ttor Bedingmg, dut die ExempUn lud votiMitiingen mit einem be- 

i wde n« Stempä msahea iind. Du Abstempelung kt mar bis mm Al>> 

bkife dnier Kennte nUssig; diese Fiist begfut mit dem ScUnsse des 

Honnts, in wete&em du Abkommen Milgeboben werden ist. Die nUienn 

Amirdaasgen In Belnff dn Abstempelang sowi« in Setref dw laren- 

tMisieniBi der nbgestvnqielten Bzemplere lad Tonioktangen werden vom 



Beknnntmaehang des Deutscken Beiehsknnzleta 
betreffend AnsftthrilBgB-Bestlmmiiiigen vom 3. Tebrnar t80S. 



Die nräckn dem Deotadien Beiche sowie duelsei 



Staaten einors^ta nnd Orombritannien udveneita nbgesohleeseneii Vwtrige 
«ber hm Sehnta der Rocht* u Werken der Uttemtur und Konat sind am 
16. Dexember 1897 usser Kraft gesetst wordea. Für die aas an»»- 
btitanniea horrObrenden Werke, die bü dahin nach Hassgabe jener Vertr&ge 
zu behandeln wvan, werden auf Gmnd dee g 2 der Verordnung vom 
29. Movember 1997, betreffend die AnfifnhrnDg der am 9. September 1886 
■n Ben abgeschlosseani Oinreinkaaft woge« BiMang ffnes internationalen 
Verbandes snm Schotse von Werken der Litteratnr and Knnst, die nach- 
folgenden Sestkmaangen tbM die AbsfienqRlang und InVeatatiilerDng der 
daMbst beaeicbneteB Kxemplan and Voriichtiuigen erlassen. 

g 1. Wer sich im Besitze von solchen Exemplaren ron Werken der 
Litteratnr and Knnst (Schriftwerken, Abbildungen, Zeichnungen, mnsika' 
foctak Eompwitioaen, Werken der bildenden Ktnste) befindet, wehM am 
1& Daae m b et 1897 schon bngesteUt waren oder dm«n HetsteUnng an 
diesem Tage im Gange war, hat die Exemplaie, wem er sie Teikaafen 
•dar iubrätea will, Ws enm 81. Min 1866 euschliesslicb der PoliseibdiOrde 
•ctees Wohnoortee lar AbetempelnM Torznlegen. SorfeimentsbatUinAer, 
Koarminioaire usw., irriebe solohe ^enftare besitnn, können sie namens 
ia Verioger oder üirer Aoftraggober rar iUstenpelong vorlegen, oha» daas 
flt «ioar heaoaderen Vollmacht bedarf. 

§ i. Die - Pofi«ibek0i4e stellt ein genanes Vemieknia der ihr *«(•■ 
■riegtea Bxem^lare nach dem bierfflr besttramte« Unster auf nnd bednckt 
demnächst jedes eincdne Exemplar vt ifarom Dionststempel, 

g S. Wer sich im Beätae Ton Venricktnngen der im § 1 Nr. 1 der 
Verordanng beseicliiieten Art (wie Fon»«n, Platten, Sterne, 8ter««tn>eii nsw.) 
betadet vm diesetbes noch ferner, nnd zwar längstens bis anm Si. Desem- 
ber 1901, snr Heratellnne ron Exemplaren benutzen will, hat 4te Vor- 
richtungen bis znm 81. Harz 1898 Cin^chllenlicb der PolizeibehHrde seines 
WfdmortitB mr Abstempelang rorzolegen. Die Exemplare selbst, welohe 
nrit Htite der gestempelteD Vorrichtnngen hergestellt sind, ^radikrfen eines 
Stempels nicht. Auf Verlangen sollen sie indessen ebenfalls abgestempelt 
werden. Wer Exemplare der bezeichneten Art abgestempelt za haben 



821 Vertiäge: Übereinkonft Ton Montevideo. 

wünscht, h&t sie bü mm 31. Deiember 1901 eingehliesslieh der Polizei- 
behörde vorzulegen. 

§ 4. Die PoliseibehOrde stellt ein genaues TerzekJuiiB der ihr Tor- 
gelegten VoirichtQDgen nftch dem hierffir bestiaunteu Muster auf und be- 
druckt die Vorrichtunifen demnichst, unter thunlichster SchonuDg deraelba. 
mit ihrem Dlenatstempel und zwar in einer Weise, welche die Erhsltone 
des Stempelceicheos möglichst sioheratellt. Sie stellt ferner, soweit ihr die 
mit jenen Torrlcbtungeu hergestellten Exemplare Torgelegt werden, ein 
genaues Verzeichnis dieser Siemplare nach dem im § 2 erw&hnten Hnstei 
ftof and bedraekt demnächst jedes einielne Exemplar mit ihrem Dienst- 
stenpel. 

§ 5. Ob die HerstelliiDg der Exemplare und die Benntoung der Vo^ 
richtnngeo erlaubt war, hat die Polizeibehörde nicht zu piUen; dagegtt 
hat sie die Stempelung zu Tersagen, wenn sie ermittelt, dass dl« im | 1 
bezeichneten Exemplare oder die im § S bezeichneten Torriehtnngai aa 
16. Dezember 1897 oooh nicht he^eatellt waren, auch der Druck dei 
Exemplare an diesem Tage noch nioht im Gange war, oder daas die im 
§ 3 bezeichneten Exemplare mit Hülfe ungestempelter Vorrichtungen her- 
gestellt worden sind. 

§ 6. Die Verseichnisse wndeu binnen sechs Wochen nach ihrem Ab- 
schlüsse Ton der Polizei behärde an die zust&ndige CentralbehSrde im 
Qeschäftswege eingereicht und von der letzteren aufbewahrt. Einer An- 
zeige, daas bei der Polizeibehörde Exemplare oder Vorriehton^ zw Ab- 
stempelung überhaupt nicht Torgdegt worden sind, bedarf es nicht. 

§ 7. FOt die Eintragung und Abstempelung der Exemplare und Ya^ 
lichtnngen werden Kosten nieht erhoben. 



Argentinische Republik— Bolivien— Brasiilen— Chile- 
Paraguay— Peru—Uruguay. 

Obeieinknnft von UonteTideo Tom 11. Jaauar 1889 

betreffend den Schutz des Eigentums an Werken der Iiitteratui 

und Kunst.*) 

Art. 1. Die imterzeichnoten Vertragsstaaten verpflichten sich, die B«ehte 
Utterarischen und kflnstlerischen Eigentums gemfiss den BestiminungMi des 
gegeowlrtigen Vertrags anzuerkennen und zu aehtttzen, 

Art. % Der Urheber jedes litterarischeu oder kOnstleriicheu Werkes 
und seine Bechtsinbaber sollen in den onteneicluetca Stakten diejenig» 
Bechte gemessen, welche ihnen das Gesetz des Landes, in welchem die ente 
Veröffentlichung oder Eervorbringung des Werkes stattfanden hat, bewiUigL 

Art. 3. Das Eigentumsrecht an einem litterariscfaen oder kttBttleiiseheB 
Werk schliesst fDr den örhaber das Becht ein, Aber das Werk zu verfltgen, 
dasselbe zu verSfientlichen, es zu verSnasern, zu übersetzen oder dessen 
Übersetzung zu gestatten und ea in beliebi^r Art zu Terviel^tigen. 

Art. 4. Kein Staat soll verpfliehtet sein, das Becht littenui»:hen oder 
kflnstlerischen Eigentums für eine Ungere Dauer anznerkamen, als des üi" 
hebern, die dieses Becht gemessen, in ihrem eigenen Gebiet gew&hzt wird. 

*) Die OiwrelDkDnft Iit nnehinlgt wordao TOn ArnntluleD, FinigDtT. Pein oad Crnaan. 
gCDibmigt TOD BoUilen, BrasIlTen und Chile. Htn^egen ilnd Pnnknlib (SO. Jnll 



Italien 118. April l»Oa) vDd Spiofen (39. DenaiHer 1889) oeB blniugetrtUn und Mmln dan u 
■Ddcnr Btalle «bgedrockten Abkommen die BeBtlmmunnn dleger Übeniiikiiiift In Knft gt- 
tretea la d«n Beiiehanna inlscben Fnnkreicb und der Araentlnlaohen BepnblUt, Fnuk- 
Tttoh nnd PEngüMj; luUen und der ArgenüDlscb^ti Repnbllli, lUUen und " 
«nd dar ArgeirtliiMlwn Itopubllk, Spulen und ParBgiu;. 



_ BepnblUt, Fnuk- 
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Diese Dauer soll auf die im DnprnnnUiide bewilligte, wenn Belbig« Ton 
geringerem ümfuig sein sollte, beschrankt werden kOnneD. 

Art. 5. Die Bezeicbnong „litteruisehe oder kOnstleriache Werke* nm- 
faut Bflcber, BrogchUren nnd alle anderen Schriftwerke- dramatische oder 
dramktüch -musikalische Werke, chnreograplÜBche Werke, mnsikaliBche 
EompoBitionen mit oder ohne Text; ZeichnnDgeo, Werke der Haierei nnd 
Bildlianerknnet, Stiche ; photogreplÜBche Werke, Lithographien, geographische 
Karten, PlSne, Skizzen und plastische Arbeiten, die sieh anf die Geographie, 
Ti^ographie, Arehitektar oder Wissenschaften im allgemeinen beziehen, nnd 
ttberlunpt jedes Brcengnis litterariichen oder kflnstlerischen Gebietes, welches 
auf beliebige Druck- öder VerrielflltignngeaTt TerOffentlicht werden konnte. 

Art. 6. Die Übersetzer solcher Werke, tfa die kein geschütztes 
litterarisches Eigentumsrecht besteht, oder für welche dasselbe erloschen 
ist, genieseen hinsichtlich ihrer Cberaetznngen die im Artikel S bestimmten 
Becbte, kOnDen jedoch keinen Einsprach gegen die VeißfFentlichong anderer 
Ühenetznngen desselben Werkes erheben. 

Art. 7. Zeitungsartikel kSnnen yervielfKltigt werden, Toransgesetzt 
dass das Blatt, weichem sie entnommen sind, angeführt werde. Ansgenommen 
und Kunst nnd Wissenschaft behandelnde Artikel und solche, deren Yer- 
TielfUtiguug von ihren Urhebern ausdrOcklich untersagt worden ist. 

Art. 8. Ohne das Erforderais irgendwelcher Emichtignng kOnnen in 
der periodischen Preese bei beratenden Tcrsammlungen, vor den Oeriehts- 
hSfen oder auf OtFentlichen Zasajvmenkttnften vorgetragene oder verlesene 
Beden rerOffentlicht werden. 

Art. 9. Als unerlaubte Terrieltftltignngen werden indirekte nicht ge- 
stattete, unter verschiedenen Namen, wie Adaptationen, Arrangements etc. 
bezeichnete Aneignungen eines litterarischen oder kfinstlerischeu Werkes 
betnchtet, wenn sie nur Verrielfslti gongen dieses Werkes sind, ohne den 
Ctuuekter eines Originalwerkes darzustellen. 

Art. 10. Die Urheberrechte werden vorbehaltlich des Beweises des 
Oegeuteils zu Gunsten derjenigen Person anerkannt, deren Namen oder 
PeeudoBjm anf dem Uttcrarisehen oder kflnstlerischen Werk verseichaet bt. 
Wenn die Urheber das Geheimnis ihres Namens bewahren wollen, müssen die 
Verleger, denen die Urheberrechte zaerteilt sind, kenntlich gemacht werden. 

Art. 11. Die Teraotwortlichkeiten, welche dlejeeigen, die sieh das Becht 
Ittterarischen oder künstlerischen Eigentums widerrechtlich aneignen, auf 
sich laden, sollen vor den Gerichten desjenigen Landes, in welchem der Be- 
trog begangen worden ist, festgesetzt nnd gemäss dessen Gesetzen behandelt 
werden. 

Art. 12. Die Anerkennung des Eigen tnmsrecbts an litterarischen oder 
kOnstlerischen Werken entzieht den unterzeichneten Staatco nicht die Be- 
fugnis, gemäss ihren Gesetzen die Tervielfältigntig, Veröffentlichung, Ver- 
breitung, Aufführung und Ausstellung derjenigen Werke zu verhindera. welche 
als der Uoral oder den guten Sitten zuwiderlaufend betrachtet wOrden. 

Art. 18. Fflr das Inkrafttreten dieses Vertrages ist es nicht notwendig, 
dasi dessen Ratifikationen seitens der unterzeichneten Nationen eioe glelch- 
icitige sei. Diejenige, «reiche dieselbe genehmigt, soll dies den Begierungen 
der Argentinischen fiepnblik und Uruguays zu wissen thun, welche den 
andern Vertragsstaaten Kenntnis davon geben. Dieses Verfahren ersetzt 
den Batiflluttians-Ans tausch. 

Art. 14. Sobald der Aoatansch in der Art, wie im vorhergehenden 
Artikel bezeichnet, bewirkt worden ist, bleibt der gegenwärtige Vertrag 
«ährond unbestimmter Zeit in Kraft. 
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Art. Ifi. Wenn eaa der utanaiebtatM Nktwnn «in« Lottfenqg T«n 
Vertrage oder die Einftthmng Ton Ablnderugea im iauoüts» fir BitUliek 
ercichtet, soll selbige die asderen beuchiiektiKan, jedoch tob dem Veitng« 
erat swei Jahre noch der KSndigang entbiuiaeB wetdei, inaeibilb' «eleber 
Frist die Erreichang cinea oeoBU Üureinkommeu «ntrobt werdcs soU 

Art. 16. Der Artikel 13 kum aof solche Natioaan augedefant weidw, 
die, ohne ao der Zmanmenkgaft teilgenommen eu halxB, wOnaohw soUtsn, 
dem gegenw&rtigeD Vertrag beimtieten. 

Qenehnigang der Übereiakoift von MoitiTideo 

seitens der Argentiniaeheo Bepshtik dnrch Gesetz rem 

6. Dezember 1894. 

Art. 1. Werden genehmigt die dnreh den IS HenteTtdeo am B6.AuafltlS88 
TeninigMnBQdameriEanlsoheDKongreBs ftlrintemationidesPriratrechtsaBktio- 
nierten nnd durch die BeTollmlehtigten der Bepnbük nnt«rseidinetei 
Vertilge betreffeBd CÜTÜredit, Haidekreeht, Stiafndt, PraseuTerfthren, 
Beeht mb Uttenrisehen und kttastteriMkeB Eigentom, an Pahiik- und Handelv 
QHka« Bnd Brflndugspatentea, die a«l die Aufibong der freien Bemle 
beiflg^cbe Überaiikiuift und d«s ZnaatiprotokolL 

flenehnigiDg der Übereinkunft Ten UonteTideo aeitean der 
Bepnblik Peru vem flCi. Oktober 1889. 

Der Kongieei geMbmigt den in der Stadt UoBtevideo am 11. Jannu- 
laufenden Jafiötas zirischen den BeToIlmächtigten Ton Fern und deujenigsa 
der Argentinischen Sepnblik, von BoUviea, Bntilien, Chile, Paraguay ul 
Dmguaj ahgesdllouenen Vertrag betreffend du Utteraiische nndkauUeiische 
Eigentum. 

QenehmigUDg der Übereinkunft tob 

KepteTideo aeitens der Bepubiik Uruguay dureh Geeeti Jon 

1. Oktober 1892 

Axt. 1. Werden genehmigt die in der HaupUtadt üragaaTs .uf dem 
interoationalea sftdainerikaoisdien Eongreu abgeschlossenen uöd Ten dn 
betreffenden BevoUrnilchtigteB an HonteTideo in Januar und Febmar 1889 
unterieichnetee Verträge betreffend das internationale FriTatreoht, Stnf> 
CiTil- und Eandelarccht, du litterariache und kÜDstleriacbe EigentOB). dk 
freien Bwnfe, die Erfinduagspateote und Fabrik- nnd Bandelunarken, sowie 
dae Zusataprotokoll. 

Art S. Für den Fall, dass, gemiw Art. 6 dea Zuaatzpiotekrils*), Mationen, 
die nicht SpaBiseh-Amerika angeboren, einem oder mf^reren dlem Verträge 
beitreten wollen, ist in jeden Falle die OeadimigaBg duteh dOB gweti' 
gebendan Kltrper einziiholen; diele Qenebmignng kann Tersagt wardeo, wenn 
der auBserftmerikanisclie 3ta»t, welehar den Beitritt Bachsneht, als Gegeu- 
ieistusg nicht irgend eisen Vorteil nnd wirkliche Qegenscitigkeit eiaränmL 



■) AH. I de« SohloMpralakDlli; ,AalSHUeb der Onwbmtsaii^ dar ^tmchlawtaeB Vrr- 
Irlga loUen dLs RaglanuiKn der VertruHtuUn crkllnn, ob ■>• itaa Bahiltt d« lor Ttll- 
Ddime uB KoBsnu Uoht •innUdcnwi SuMen U steiebu Wal» aniwbBWi, wla daB BduitI 

dar StMU«D, «alcha wob] dar VeruiUlImns d« KcmEreBae* wnitEmmt hsbeo, •b*r U Mlnrn 
TarhudlunfltD nicfal haban MUtaebnien können." OE$hi.TBAt)Mt!Urnga*Ti l(t iln ttiatp 



danirtlge. 
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ArgtRtlnlscIls Republik — Frankreich. 

Terordnnng des PrSsidentcn der Argeatiniachen Bepnblik 
Tom 3. Uiiz 1898. 

Alt. 1. Dor Beitritt der Hogleniiig der FraazOifMlien B«pabUk in den 
Beatlmnuiigaii der bei dem iBtematiooftleii Koagreu in Honterideo abge> 
ichlouaneii Oberoinknnft b«treffeud das Uttar&riMbe lud kfl&Btlarlaebe Eigen- 
tam wird angenommen, 

Franz. Verordnanf; Tom 17. Angnat 1897 
betreffend die Überoinknnft Ton HooteTideo tob 11. Janaar 1S89. 

Art 1. Nacbdem F^wkrelcli (dnrcb Qeeetz rom SO. Jnli 1897} der am 
11. Juioar 1889 zwischen der Argentiniscben Repablik, BoliTJen, Brasilien, 
Chile, Faragn^, Fem und ürn^aj in UonteTideo AbgMcUosaenen Über- 
einkunft t>eä:effeDd den Wechsel aeiti gen Schatz des Jitterariachen nod kltnst- 
teriBolMn Btgmtnmi (Text Seile SS4) beigetreten ist, soll diese Obereinkonft 
itir« Tolle nnd nue Wirksamkeit anf die BezIehonKen Frankreichs and der 
Argentialschen SapabUk, wdehe tob dem Beitritt Frankreiohs Vonneiknng 
genommen hat, erstrecken. 

Art. 2. Der Hliiitar der aaswtrtigen Angelegenbriten und der Klnistei 
des öffentlichen Unterrichts and der schouen Kftnste siad. Jeder iDsorhalb 
der ihm obliegenden Orenzen, mit dei AnsfOhraiig des gegenw&itigen 
Dekrets beauftragt. 



Argentinische Republik — Italien. 

Terordnnng dee PrisldenteD der Argentinisehen Bepnblik 
vom 18. April IBOQ. 

Art. 1. Der Beitritt der Beglening ItaUeaa zn den Bestimmaagen der 
hei dem internationalen Kongress in HonteTideo abgeschlossenen Übereinknott 
über das geistige and kUnatlerische Elgentoni wird angenommen. 

Italiaalsehe Verordnung vom 10. Jnnl 1900 betreffend die Obei- 
eiokanft ron Hunterideo vom 11, Janaar 1889. 

Einziger Artikel. Infolge eines NotenanatanBekae vom 7. nnd 18. Apitt 
1900 soll das zwischen ItalieD ud der Argentinischen Bepnblik getiofieno 
Abkommen hinsichtlich der Anwendung der die Urheberrechte betreffenden 
stldameflkanfeehea Öberclnkunft von Montevideo vom 11. Janaar 1680 (Text 
8*lte SM) in den Beztehongen zwischen diesen beiden Linden nÜ nnd 
ganz ta Kraft treten. 



Argentlnleche Republik — Spanien. 

Verordnung des Präsidenten der Argentinischen Bepnblik 
vom QO. Januar 1900. 

Art. 1. Der Beitritt der Begiemng Spaniens n den Bestimmungen des 
M dem internationalen Kongress in Montevideo abgesehloageaen Übareinkentt 
hticr das gütige und kltnsticrisehe BiKentam wird angenommen. 
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Spftnische Terordonng Tom 10. April 1900 betreffend die 
Übereinkunft yon Montevideo Tom 11. Janoar 1889. 

Die bei dem iDtemationalea Eongreas in UoDtevidoo 1889 abgeschlosaene 
Übereinlinnft (Text Seite 324) soll in Spanien pttnktlich befolgt nnd in allen 
ihren Teilen hinsichtlich der Buchte der Ünterthanen beider I<änder ans- 

Stthrt «erden, ebenso wie dies im Qebiet der Ärgontiniachen Bepnblik 
'ch Verordnung des Präsidenten vom 80. Janaar 1900 TorgeechricbeB 
worden ist. 



Belgien— 'Beraer Obereinkunft (S. 8ii). 
Beigien — Deutscliiand. 

Übereinkunft vom 12. Dezember 1888. 
Art. 1 — 18. Der Inhalt dieser Artikel ist identbch mit dentjenigen der 
Art. 1 — 18 der Übereioknnft zwischen Deutschland and Frankreich tob 
19. April 1883 (s. S. 349), wobei der Schlneipasans des Art. 18 nn laates 
hat; Die Übereinknuft soll in beiden L&ndem drei Monate nach der (am 
11. Angnst 1884 erfolgten) Answechselnng der Batifikatiosen (soqach am 
II. November 1884) in Kraft treten. 

Protokoll. 

1. Identisch mit Abschnitt 1 des Protokolls der Übereinkunft Ewisehen 
DenUchland und Prankreich vom 19. April 1883. 

2. Was die Öffentliche Auffllhrang der musikalischen, dramatischen oder 
dramatisch-musikalischen Werke anlangt, so findet die rOckwirkende Kraft 
der gegenwärtigen ÜberelnkaDit nur auf die seit dem 20. August 1863 T0^ 
handeuen Werke Anwendung. 

Jedoch sollen diejenigen dramatischen oder dramatisch -rnnsikalischen 
Werke, welche nach jenem Tage in einem der beiden LSnder TerfiffentUcht 
oder aufgeführt und in dem anderen Lande vor dem Inkrafttreten der gegen- 
wärtigen Übereinkunft, im Original oder Übersetinng, öffentlich aufgeführt 
worden sind, den gesetzlichen Schutz gegen Dobefngte AnffOhnuig nur 
insoweit geniessen, als sie nach dem bishengen Tertragarecht geMhfltst 
waren. 

3 — L Identisch mit Abschnitt 3—4 des Protokolls der Übereinkunft 
zwischen Deutschland und Frankreich vom 19, April 1883. 
Schlnssprotokoll. 

Der Inhalt dieses SchlussprotokoUs ist identisch mit demjenigen des 
Schlussprotokolls der Übereinkunft zwischen Deutschland and Frankreich Tom 
19. April 1883, ausgenommen den in Wegfall kommenden Abschnitt 2. 



Belgien — Mexilto. 

Handelsvertrag vom 7. Juni 189&. 
Art, 6. . . . Hinsichtlich des litterarischen und kflnstlorischen Eigentnnu 
sollen die Bürger eines jeden der hohen vertragBchliessenden Teile wechsel- 
seitig in dem Gebiete des anderen die Behandlung der m^tbegOnstigtcn 
Nation f 
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B«lg)«ii — Nledtirlinda, 

Übereinknaft Tom 80. Angnst 18&8. 

Art. 1. Von dem Zeitpunkt ab, an welchem, B«^si den BeBtimmnngen 
des nachfoIfeDdeQ Artikels 12, die ge^nwÄrtige Übereinknnft in Kraft tritt, 
sollen die Urheber von wissenacbaftlichen oder litterariachen Werken, denen 
die Oesetie ihres Landes das Eigentanu- oder Urheberrecht g^genwSrtig 
gewährleisten oder in Znkanft gewfthrl eisten werden; ebenso ihre Rechts- 
infaaber, die Befugnis haben, dies Becfat im Gebiet dea andern Landes 
während des gleichen ZeiCranmes nnd in demselben Umfange ansznDben, 
als daa den ifrhebem von Werken gleicher Art in diesem andern Lande 
eingeräumte Becht gewährleisten wurde, dergestalt dass Verriellältigiuig 
oder N&cbdTDCk in einem der beiden Staaten von in dem anderen verSSen^ 
lichten wissenschaftlichen oder litterarischen Werken, insoweit besagten 
Gesetzen dorch gegenwärtige Ühereinknnft die Rechtskraft nicht entzogen 
wird, ebenso behandelt werden sollen, als Vervielfaitignng nnd Nachdruck 
Ton ursprBnglich in dem anderen Land TerSffentlichten Werken gleicher 
Art} nnd dass femer die Urheber des ^en der beiden Länder vor den 
OenchtshSfen des anderen die gleiche EUgebefugnis haben nnd gegen 
Nachdruck und unerlaubte Vervielföltlgong denselben Bechtsschntz gemessen 
aollen, als das Oesets den Urhebern dieses Landes gewährt oder ffii die 
Folge gewahren wttrdö. 

Von dem im gegenwärtigen Artikel festgesetzten Schut« dea Eigenturaa- 
oder Urheberrechts ansgenommen bleibt das ausschliessliche Übersetznngs- 
lecht, welches die dermaligen oder künftigen Gesetze des einen oder andern 
Landes dem Urheber etwa rorbehslten sollten. 

Die Aoanabme, welche sich för gewisse Kategorien von Erzengnissen, 
ans dem Art. 5 des Gesetzes vom 25. Januar 1817 (Jonmal officiel No, 5)' 
argeben konnte, wird vom Inkrafttreten der gegenwärtigen Übereinknnft an 
wechselseitig aufgehoben. 

Art. 2. Der dnrch Art. 1 festgesetzte Rechtsschutz wird nnt dem- 
jenigen eingeräumt, welcher gonan den GesetEen und Verordnungen ent- 
sprochen hat, die mit Bezug anf das Werk, ftlr welches dieser Rechtsschutz 
Iwnnspmcht wird, im Ursprungs! ande in Kraft sind. Sine vom Departement 
des Innern in Brflssel oder vom Minister des Innern im Haag ansgestellte 
Bescheinigung soll als Bewds dafOr gelten, dass die dnrch die Gesetze nnd 
Verordnungen Torgeschriebeiien Formalitäten erfüllt worden sind. 

Art. 3. Der den Original werken gewährte Rechtsschutz gilt auch fQr 
Übersetzungen. Es ist jedoch wohlTeratanden, dass der Zwe^ des gegen- 
wärtigen Artikels nnr dahin geht, den Übersetzer in Bezug auf seine eigne 
ObereetSDBg zb schätzen, nicht aber dem Urheber oder' dem ersten Über- 
setzer irgend eines Werkes das ansschliessticbe Übersetz ungsrechc zu Uber- 

Die flämische und die holländische Sprache werden hinsiehtlicb der An- 
wendung der gegenwärtigen Ülwreinknnft als ein und dieselbe Sprache be- 
trachtet. Die Vervielfältig nng in flämischer Sprache eines in hollfiudiscber 
Sprache verMfentllchten Werkes- und die Vervielfältigung in holländischer 
Sprache dncs In flämischer Sprache verCffent lichten Werkes werden als 
Nachdmck betrachtet. 

Art. 4. Ungeachtet der Bestimmungen der Art. 1, 2 und 8 der gegen- 
wärtigen Übereinkunft kOnnen ans in einem der beiden Länder verOSent- 
liehtcn Jonrrialen oder Zeitschriften entnommene Artikel in 'den JouriJalen 
oder Zeitschriften des anderen Landes vervielfältigt werden unter der 
Voransaetzung, dass die Quelle angegeben wird. 
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Jedoch soll diese Bafggsii nicht ao Tfn^Ad^ werden, aia ob sich 
dieselbe saf die Vervietfältigung in einem dei beiden Linder von in dem 
ändern veröffenCLicbteD JotvnaJfewUetioiw oder ZeiUobriftenKrtiheln eratreek«, 
wenn deren Urheber in dem Jonrnal oder der Zeitschrift selbst, in denen 
m dieaelban erscheinen liesseo, aoadrQckUch erkl&it habw «ollten, dau sie 
die VeirielflUtigang antenmAen. Diese letztere Beetimnang findflt sof 
politische £rQrteniDgen enthaltende Artikel Iceiue Anwendung. 

Art. C. Die Einfuhr, der Vetkanf und dM FeÜlialtui u eisora oder 
dem nndvn der beiden Lander von jf^Uchein Nuhdrpck von Werken, die, 
gtun&Bs Art. 1, 2, S nnd 1 gegenwärtiger Übereinkunft, Bechtnoliatx gtgea 
Nftchdrack geniesBen, sind TerboteD, gleichTiel, ob diese Nnchdraoluaigtben 
Vis dem Lftnde berTühiea, in welchem i»a Werk veröffentlicht worÄw Ut, 
qder ins irgend einem ondom fremden QebioL 

Die IHinfnhr wird ela N&chdrnck betnchtet. 

Der Erlös den Strafe wird in dem daich dioM latitere BestinmMg 
vorgesehenen Fnlle dar Ensee des Staates ttbaiwieua, i» walchan dig Strafe 
vethäogt worden ist. 

Art. 6. Im Falle der Zuwiderhandlaog gu^en die Bestimmwgen der 
Tßrheigehenden Artikel aollen die nachgeorackten Werke bescUngnahot 
nnd die Personen, welche sloh solcher Zuwiderhandlungen «chnldic machten, 
i^ j^etn Lande der Bestrafung und Verfolgung nuteiworfon werden, 
welche, nach den Oeaetzen dieses Landes gsgen das gleiche an JegUobein 
Werk oder Brzeugnis inUndischen Ursprungs begangene VwKeheB vor- 
geeohriebeB sind oder »ein würden. 

Art. 7. Oageuwilrtige Übereinkunft soll den freien Weitecrerkapt in 
den betreffenden Staaten nicht beeinträchtigen Ton Werken, die gna* odu 
teilweise als Nachdrack vor dem Inkrafttreten dieser ÜbaroinkuA ver- 
OffentUcht sein sollten; hingegen soU von solchen Werken keiM nea« Ver- 
öffentlichung in einem der beiden Länder veranstaltet werden, ebenso ifBuig 
sollen ans dem Anstand andere Exemplare als di^eoigea aiBgeftlliit werden 
dürfen, welche xnr Ergänzung früher begonnener fijpeditiwen gdu S(|b- 
skriptiopeu bestimmt sind. 

Art. 8. Um die Auafabnug der gegenwärtigen Ubereinkanft w et- 
leichtem, verpflichten sich die beiden hoDen vertragacbliessenden Teile, sich 
die jetzt geltenden Oevetze nnd Verordnungen mitzuteilen, ebtw«o wie die- 
jenigen, welche später in den betreffenden Staate^ hinsichtlich der UIhcb«^ 
rechte fUr die dnrch die Bestimmungen der gegei)Wä(tigei> ÜbereinkftBlt 
gesdiätzten Werke festgoietit werden. 

Art. 9. Die Bestimmangen der gegenwärtigen Übareln^inft sollen in 
keiner Besiebnng daa Jlechl beeinträchUgen, welches sich jeder der beides 
hohen Tertiagachllessend«D Teile ansdrUeklich vorbehält, durch lUimKBl» 
der OesetzgeDiuig oder inneren VerwaUnngsbehGrden den VeTkauIi die Ve)v 
breitung nnd das Feilhalten einee jeden Werkes oder Erzengnism SQ Cw^ 
wachen nnd za verbieten, hinsichtlich dessen das eine oder andere La»d 0» 
fAr geeignet erachten würde, dieses Becht ana^nüben. 

Art. 10. Nichts in dieser Übereinkunft soll »a aosgelegt werd», als 
ob ea das Becht deg einen oder andern der beiden hohen vertrfigSDl)Ii^Bnd"> 
Teile beeinträchtigte, die Einfuhr g«icher Bücher nach seinen Staaten K» 
verbieten, welche nach dep Lwidesgesetzen oder in Qejnätefaeit seiner mit 
andern Mächten getroffenen Abkommen als Nachdrucke oder VerteUnng«n 
lies Urheberrechts in bcieicbnen sind oder sein vBrdei. 

Art. 11. Während der Daner der gegenwärtigen Obereinbwft findet 
<lie erlanjite Einfuhr in Belgien oder die NicderlMda ton iq eipem 4*' 
beiden Länder veräffentllcbteo Bachern wechselseitig untw Befreiung von 
jeglicher Abgabe statt. 
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Art. 12. Bis gegeowKrtige Übeniakiuift wird ao b%l(l all tnOftlicb dmIi 
ihm amtUdiei] VeTkUndTgaiig znr AasAUiraDg gelaDgea, k^H'^ss den GeaeUM 
jedes der beiden Länder und von dem Tage ab, welcher alsdanD dnieb 
jeden der beiden hoben TerLragachliesgenden Teile festgesetzt werden wiid.' 
In jedem Lande wird die Begierang dem Tag, welcher zu dieaem Zwecli 
Yeieinbarl weiden wird, im Torans in gehöriger Weise bekannt machen 
la»aen. 

Die geeenwäitige Uberelnknnft soll noch während eines Jähret in Kr^ft 
bleiben, nachdem ale von elaom oder dem andern der beiden hohen Tertrag- 
sehliessenden Teile gckändigt sein wird. 

Die hohen TeitragEchliessenden Teile bebalten sich jedoch die Befngni$ 
Ter, mit büderscitigem EinTerstSndnis an der gegenwärtigen Übereinkanfl 
jede l.ndening vorzunehmen, welche nicht nnTerelnbar mit dem Geiste im4 
den Gmndiälccn ist, anf denen dieselbe beruht, nnd deren KfltsUclikeit si<^ 
dnrcl) die Erfuhrnng heransgestellt haben sollte. 

Wenn iu der Folge die It«^erang der Kiederlanito in Besng anf it» 
litteiarische oder kUnstlerlsche Eigentnm einer andern Macht irgendwelehe 
weitergehenden Beehte einranmt, ab die dnr«h gegenwfirtige ObereinknnÜ 
festgesetzten, sollen die belglsehon Urheber oder Kftnstler ohne weitere» 
nnd unter der einaieen VorauBVetaang einer TolliUbdigen Qegenseitigkdt 
fBr die nlederlindischen Urheber oder KOnatler dieselben Beehte erwerben. 

Art- 13. Die gbgenwXrtii^ Übereinkunft soll ratifiriert und die Bati- 
ft katiuueui k ü nden sollen in Verlauf von seche Monaten oder wenn möglich 
früher nnegetansoht werden (Anatansoh am 28. Febmai 1859, Inkraftutsma 
am 1. April ISM). 

ErkliLmug. 

Bei Gntenteichnong der Übei«inknnft ftki den g^ODHitlgen Schuti des 
wisneuMbeftlioben nnd littOBanaohn Eigentuna sind die untaneiehBeteB 
ReToUmkhtigtQB gagenwitig dahin tbaieingAkommen, dass die heidai 
BegimiBgen, wenn sich ein Bedürfnis hieran heranesteUen seilte, Hiu»- 
naniMn Mrattn werden, welche zn treffen wiren, um eich in versiehen, 
dass die zum Qennss der VergOnntignnir des Art. 11 bemfenta fiOfltar 
wirklich ia einem der beiden Länder verOffeaÜiebt worden Bind. 



BelBien— Portugal. 

Übereinkunft Tom 11. Oktober 1866. 

Art. 1. Die Urheber Ton Bflefaam, Brosehitren oder anderen Schriften, 
niaelknlJBOhen Kompositionen und Arrangements, von Werken der ZeiobeiH 
and OraTterkuBst, der Malerei, der BilohaiiBrei, der Lithographie und to« 
allen anderen &hnlidion Enengnissen auf dem Qebiete der Iiitteiator oder 
Konsi noiaasea in jedem der b^tn Staaten wachseloeitig die Voit^e, 
welche daaelbat dam E^entnne an Werken der Litteratnr oder Knn>t g»- 



1 ftsgetiont Bind oder ktafUg eiageninst werden. Sie aoüta dw- 
Safaitz.ud dieaalbe Baehtehfllfe gegw jade Beebtriehtiganf " 
BaelUe gaalaasea, ab wenn diese Beeinträelitiaung gegen die Urheber g 



Werk» begangen wärsi. weicht anm ernten Male innerhalb dee Landee seihst 
T«rttffeatUefat wocden sind. 

Ea BoUea ihnea jedoch diese Vortaila «eehselseitig nnr so lange gmieheri 
bteiban, ala ihre Bedkte ia dwn Lande mschatst sind, in walchem die iij> 
spritngiiche VerOffentlichnng erfolgte, und sie sollen ia dem anderen Lande 
n^t aber dieTriat hinaus dauern, wdche zu Ounsten einhwmischer Urheber 
in dem le^teren bestdit. 
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Art. 2. Dm den Vorteil de« Art. 1 RenleBsen m kSnnen, mOffien in dem 
ürBpmngstande die Fonnalitäten erfüllt werden, welche gesetiUch tut 
Sicherung des Eigentams ui Werken der Litteratnr oder Kunst voige- 
schrieUen sind. 

Betreffs der Bücher, Karten. Kapfer- nnd sonstigen Stiche oder mon- 
kftlischen Werke, welche zun ersten Male in einem der beiden Staaten ver- 
Jjffentliclit sind, soll die Aiullbang des Eigen tnmsrechts in dem andera 
Staate ausserdem von der in dem letzten vorher auf nachstehende Weise 
bewirkten Eintragung abh&ngig sein. 

Ist das Werk zun ersten Haie in Belgien erschienen, so rnoss es in 
Lissabon beim Ministerinm des Innern eingetragen werden. Ist du WeA 
znm ersten Male in Portugal erschienen, so mnss es in Brttssel bein 
Uinisteriom des Innern auf dem , Bureau de la Librairief eingetragen 
werden. Die Eintragung geschieht beiderseitig auf die schriftliche Au- 
meldong der Beteiligten, welche entweder an die vorbenannten ' Hinisterien 
oder an die Oesandtschaften in beiden Ländern gesandt werden kann. 

In allen Fällen mnss für die nach dem Inkrafttreten gegenwirtiger Über- 
einknnft veröffentlichten Werke die Anmeldung innerhalb drei Monaten, 
nachdem das Work in dem anderen Lande veröffentlicht ist, erfolgen and 
für die vorher veröffentlichten Werke innerhalb drei Monaten, nachdem diese 
Übereinkunft in Kraft getreten ist. 

Ftti die Werke, welche liefern ngs weise erscheinen, beginnt die drei- 
monatliche Frist erat von der Veröffentlichong der letiton Lieferung an la 
laufen, wofern nicht der Urheber gemäss den Torschriften des Art. 6 erklärt 
hat, dasi er sich das Obersetz nngsrecht vorbehalte, in welchem Falle jede 
Liefomng als ein besonderes Werk betrachtet wird. 

Die Anmeldungen sollen den Namen der Anmeldenden, den Bochtsgrund, 
welcher ihm das Bigentom des Werkes verleiht, Datum nnd Ort der Ver- 
öffentlichung' nnd alle xweekdienlichon Angaben enthalten, einschliesslich, 
gegebenen Falles, des Vorbehaltes des Übersetzungsiechts, von welchem der 
Art 5 handelt. Zwischen den hohen vertragschliessenden Teilen werden 
Muster für die Form der Amneldnng vereinbart -werden. 

Die Eintragung in besondere eigens zn diesem Zweck gehaltene Bücher 
hat beiderseitig ohne Erhebung irgend welcher Qeblthren stattzufinden. Die 
Beteiligten orbalten auf gestelltes Begehren eine die geschehene Eintragung 
beurkundende Besehe intgtlug, welche kostenfrei ausgestellt wird, ausser, ge- 
gebenen Falles, den 8tempelkost«n. Dieses Zeugnis soll das genaue Datum 
anführen, an welchem die Anmeldung erfolgt ist; dasselbe hat Beweiskraft 
in der ganzen Ausdehnung der helrcffendon LBndergebiete nnd stellt dts 
ausschliessliche Recht des Eigentums und der Vervielfältigung für so lange 
fert, als nicht ein anderer ein bessec hegrün^eties Becht vor Gericht geltend 
gemacht haben wird. 

Art. 8. Die in einem der beiden Länder veranstaluten Übersetzungen 
einheimischer oder fremder Werke sind den Onginolweiken ansdritcklich 
gleichgestellt. DemgemSss geniessen solche Übenetinngen, hlnsiditlich ihrer 
unbefugten Vervielfältigung in dem 'andern Staat, den in Art. 1 KUgeaagten 
Schutt. Indessen ist, wohlverstanden, der Zweck gegenwärtigen Artikels 
nnr der, den Übersetzer mit Bezug auf die Übertragung zn schützen, welche 
er von dem Origiualwerk gegeben hat, nicht etwa, das auiscbliessliche Überr 
setzungsreeht dem' ersten Übersetzer irgend eines in toter oder lebender 
Bprache geschriebenen Werket zu gewähren, mit Vorbehalt des im Art. b 
vorgOEeheöeu Falles und Umfanges. 

Art. 4. Die Bestimmungen dos Art. 1 finden ebenfalls Anwendung aef 
die Darstellung oder Auffuhrung dramatischer odor mDsiknliicher Werke, 
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welche znm enten Ualc in einem der beiden Länder TeTBiTentlicbt, dargoBtellt 
oder ftof geführt weiden. 

Art. &. Der Urheber einea jeden in einem der beiden Lander Teröffent- 
liehten Werk^, weklier eidi das Recht anf di« Übereetzong TOibebalten 
will, f^enieset unter den nachfolgenden Bedingungen die VergüuBtigung, dasa 
fünf Jahre lang gerechnet Tom Tage der enten Veröffentlich nng der von 
ihm gestatteten Übersetxong seines Werkes in der Sprache des andern Landea 
keine Ton ihm nicht erlanbte Übersetznng desselben Werkes in diesem Lande 
veröffentlicht werden dart: 

1. Das Originalwerk mnsa. in einem der beiden Lander aof die binnen 
drei Monaten nach dem Tage des ersten Erscheinens im andern Lande er- 
folgte Anmeldnne, gemftsa den BestimmnnKen des Art. 2, eingetragen werden. 

2. Der Uibebcr mnss an der Spitze semea Werkes erklären, dass ei sich 
das Becfat der Übenetming vorl»ehalte. 

3. Besagte aatorisierte ÜberaeUong Ton den in einem der beiden L&nder 
in der Sprache des andern TerOffentlichten Werko mnss, wenigstens teilweise, 
inneriialb Jahresfrist Tum Datbm der in soeben vorgeschri ebener Weise be- 
werkstelligten Anmeldung au gerechnet, tutd vollst&ndig binnen drei Jahren 
nach besagter Anmeldung ersonieneD sein. 

4. DieiÜbersetxung moss in einem der beiden Länder TerOffentlicht and 
gemisB den Bestimmungen des Art. 2 eingetragen sein. Bei den in Liefe- 
ruiigeB erscheineaden Werken genttgt es, wenn die Erklärung des Urhebers, 
dass er sich daa Ubersetzongsrecht vorbehalten wolle, auf der ersten Liefe- 
rung ausgedrückt ist. 

In Bezug auf die für die Ausübung des ausschliesslichen Übeisetzunga- 
rechts in diesem Artikel eingeräumte fünQährige Frist soll jedoch jede 
Lieferung aie ein beaonderea Werk angesehen werden; jode derselben soll 
in einem der beiden Linder auf die innerhalb, drei Monaten nach ihrer ersten 
Verliffentliehung in dem andern erfolgte Anmeldung eingetragen werden. 

Was die Obersetsung Ton dramatischen Werken betrifft, so mnss der 
[Jrheber des in einem der beiden LSnder TerOffentlicbten Werkes, welcher 
sieh das im gegenwärtigen Artikel behandelte aasschliessliche Recht und das 
der AnlfUhrnng seiner Übmetmng in den Theatern des andern Landes 
während der ftbiijährigen Periode Torbehalten will, seine Ubersctznpg inner- 
halb drei Monaten von der den Vorschriften des Art. 2 gemäss erfolgten 
Anmeldung an gerechnet in der Sprache des andern Luidas TeröffentUchen 
oder in einem Theater des gleichen Landes anffübren lassen. 

Es ist jedoch wohlTerstanden, dass diese Bestimmungen nicht den Zweck 
haben, Nachbildungen oder Arrangements dramatischer Stücke für das Theater 
des andern Lasdes zu Tsrhindem, sondern nur allein die ungeaetzmässigcn 
Übersetzungen. 

Axt. 6. Wenn der Urheber eines Werkes, dessen Eigentum durch gegen* 
wirtige KonTention geschützt ist, sein VerOffentiicbnngs- oder Vervielf&lti- 
gungsrecbt einem Verleger im Gebiet eines der beiden hohen vertragschliessen- 
den Teile mit dem Vorlvebalt abgetreten hat, dass die also veiOffeDtlicbten 
oder vervielfältigten Exemplare oder Ausgaben dieses Werkes in dam andern 
Land nicht verkauft werden dürfen, so sollsn diese Exemplare oder Aus- 
gaben in diesem Land als angesetzmassige Vervial^tigong wechselseitig 
angesehen und behandelt werden. Die Werke, auf welche der Art. 6 An- 
wc^ung findet, sollen in den beiden Ländern sur Durchfuhr nach einem 
dritten Lande frei zugelassen werden, 

Art. 7. Die gesetzlichen Vertreter oder Rechtsnachfolger dar Urheber,. 
ÜbersMaer, Eompunisten, Zeichner, Ualer, Bildhauer, Kupfer- oder Stahl- 
stecher, Lithographen usw.. geniessen in; jeder Hinsicht wechseUeitig dieselben 
Beehte, wie tüejenigen, welche die .gegenwärtige Übereinkaoft deu Urheboru, 
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tFfcerMtaerD, Konponldt«, Zeidimrn, MftlBn, BUdhanen, Kiqifer- oad 8UU- 
'Stecbern und litbographeu selbst gewUirt. 

Art. 8. VageoäAet der BeatlmmDiigeii der nigrawKitlm Übereiiknift 
4ftrfeDArtike1, welch« BDeiB^Mn der beiaenL&nderveriSffeiidiehtnZdtagti, 
XellMsltriften oder periodiBchra SMUnlsagsn «nteonunen Bind, la daa Zatngea- 
BettBchriftfln oder periodisehoi SunmlnugeB des BBdem Ltades nadigadiackt 
«der bbersetzt werdes, TontmgeseUt dass die Qnall«, bu der äo geackOpli 
Jind, dab« Bngregeben wird. 

Diese Befugnis erstreckt sich jedoch nicht anf den Naididra^ nnd ail 
-die DbMBetzBBg ta einem der beiden Ltnder n» Artikefai «u tn den ander« 
THSfleatiichten Zeitno^, ZeitsdirifteB oder periodiscken 8bi — ' ~ 



'die ÜrlnlKr aasdrttekbdt in.^SI ZdUeg, dv Ztitachrift oder der I 
Mbst, in der sie dieMlben haMB erwheineo ladüSi.'tetiKTett, dass Bie-derai 
Nachdruck und Überaetznog nntersagea. In keteam Falle soll aber diwe 
ÜBtersarniig anf p^Usche EiurterooBm toitJialteade Artikel anagedehu 
-«erden KODoen. 

Art. 9. Wecbsebeitig erianbt ist die VerSfhntlitJiaBg ii jeden dn 
iHiden Linder tob Anssttgen oder g;anieB Stttek« vos Werken, die soh 
■ersten Male in dem andern Land arsefaiaHB aind, nrBBBRwetxt dnaa die« 
VerSifentliebnngen aesdrflokU«^ den nntwrieht oder dem Stodism {remdoiet 
und angepassi nud van erUlreadw Aumerkngea oder Tea ÜbMsatnafta 
n der Sprache des Laades, in dem sie TeMMeBtlklit wmrdeB, awisdi« den 
Eeileti oder am Bande begleitet riad, 

Art. 10. Bie Einfuhr, die Verbreitung, der Yerhanf und das Feübretn 
von Werken bder OcgenstAndflu UB^aabter Verviell&ltiguBg, wie sokhe in 
den TOrberKebenden Artifaetn bestimmt snd, ixt in jeden der beiden Linder 
verboten, vorbehaltlibh der Besiimmuneen des Art. 6 betreff! der DoidiMr 
Und der Vorschriften des Art. 18, sMchTiel ob geaannt« nicht alubte 
Vcrrieinitigangca ans Jsi&em der- betden Undet oder ans ttaam frendei 
Lande berrfthren. 

Art. 11. Im Falle der ZnwiderhandlnBR gegen die Bestimmnuget der 
YeTbeTeehendcn Artikel soll die BoscktanthiBo der Naekdnekag^wdUBife 
Torgenomtnen werden, und dieOerichie soiW die durch die beittBlicken Geeets* 
^lraBg«n bestimmten Strafen lur Anwendung biingen in gleicBer Weiie, als 
w«nD die Zniriderhandlnng sem Nachteil dnes Werkes oder Erzengnines 
tnl&ndischen Ursprungs begangen y/tm. Die den Thatbeatand des Naebdneks 
feststellenden Merkmale woäen durch die beireffendm Qeiickte des «att 
«nd des andern Landes nach Uessgabe der in )edem denelbea geltenden 
Oesetegcbung fcst^stellt. 

Art. 12. Dn ^ganwBrtige Dbarenknnft kann die UBbewhr&nkte Fort- 
setzung des Verkaufs, der Veröffenttichnng oder Einfahr in die betnffaiden 
Staaten Ton denjenigen WeHien nicht t^eintriditigsn, weMie Beben tot 
<dcm Inkrafttreten der gegenwärtigen Übereinkbnft gana oder Mlweiie a 
«inem der l>eiden LSnder rerOffentltcht seht sollten, vAt dem VeflMhalt, dass 
«iemand spftter irgend wdcfae weitere VerOfTentlichuBg deiaelben Wtffce VDf> 
«ebmen oder aus dem Ausland andere als diejonigea Ennpiare einfahren 
^arf, welche snr Verve llstSadignng der frtber begenaetten Ausli^erangea 
«der Svbabriptionen bestimmt sind. Dieser Qnindnta ludet ebeDSOWohl anf 
DbersetEungen als auf Originalwerke Anwendnng. £a ist wnlil verstanden, 
•dass die Waiteranffohrnng der ÜbemtzaTigett Ton geboa vor In.kraftfteteii 
'dieser Übereinkunft aufgefttbrten dramatisduen Werken oieht beeinträditift 
4'c^rdcn sali. 

Art. 18. Die Bostinmungen der gt^eawjtrtigon Übereii^Bnft aeUan is 
triner Bcxichung das einem jeden der tietdai tjtaatm aasdrAcklidi voi^ 
iiehaltene Hecht beeinträchtigen, durch HassKgela der Qcntsg^sng oder 
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kaiat Mloher Wetke öin Enätgtime tn eiUo&eii, tbertnchen uai mtei- 
Mfica, bMttgUcb welcber er «iae Auttbang B*lelm Boehb Itti geeignet hält 
EtMUo kun keine der Boitinniiingen g^cnwUtigar Obertükmaft derart ans- 
g«]^ werden, disi dadurch das Recht der hohen Tertiagaehlleaaenden Tnle be- 
stritten wQrde, die Einfnlir solcher Sticher nach ihrem Oebiet tt Tertdnden, 
iralofa« ihre innen Qeeetigebug oder ndt aadeiB Staaten abgesoUeeaene Ver- 
träge der Oattoag der nnerlanbtea VerrieUiltigBi^sen saiMhaen aoÜten. 

Art. 14. Va die AnaMItning der gcvenw&rtigea Übeieinknnft n e^• 
ieiokteim, rerpflicUen sieh die*beid«n hobeo- Tertra^cblinnode« ToUe, eich 
die gege u w te tig bestehenden Oeeette nsd Verordngngea, wie aach ^ejenigen 
■itxateUeti, welch« spUer in den betreffenden Staaten hüuichtUch der Ur- 
heberrMhte fBr dnrch die Beatlnunnngep gegenwärtiger übeieinknnlt ge- 
•ohatat« Werbe oder Bnengnine erlasaen werden würden. 

Art. 15. Während der Davei ^egeawäirtiger Obereinknnft sind folgende 
äegonstände wechselseitig coUftei «Atae Urspnmgsaeagniae zngelauen: 
BrMchierte Bflcher in allen Sprachen, Zeichnungen, Kupfer-, Suhl- und 
andere fitiehe, Litfaogruhien nnd Photographien, Land- oder Seekarten und 
brooehieite oder g^nndene Atlanten, UaBikalien. 

Art. 16—17. (Betreffen den waehselseitieen Schatz des Eigeotnms an 
Fabrik- oder Handelsmarken, sowie geweibliäieD nnd Fabrikattons-Unstent 
oder Uodellen.) 

Art. 18. Die gegenwärtige Übercinknnft beginnt an dem Tage in Eraft 
zn treten, welcheo die hohen vertragsch Hessen den Teile iQr ihre gleichzeitige 
Anaftihrnng Tsreinbaren werden, sobald die Knndnuchang hierUtür nach den 
besonderen Gesetzen jedes der beiden Staaten geschehen sein wird; dieser 
Tag soll den Anstansch der Eatifikations-Urkiuiden nicht nm drei Monate 
Oberschreiten. (Die Übcreinkaslt ist am 1. September 1867 in Kraft getreten.) 

Sie soll sechs Jahre, yom Tage des Anstanachia der BatiBkations-Or- 
hundon gerechnet, währen. Wenn keiner der hohen Tertragacbliessenden Teile 
dem andern ein Jahr Tor Ablaut dieses Zeitpnakts die Absicht knndgegeben 
hat, die Wirkaneen der Übereinknolt anfhSren zu lassen, sali dieselbe noch 
ein Jahr laug in Kraft bleiben, Ton dem Tage tferechnet, an welchem der eine 
odar andere der hohen Tertnvgschl Jessen den Teile sie gekflndigt bähen wird. 

Art. 19. Die gegenwärtige Übereinkunft soll ratifiziert, nnd die Rati- - 
fikatious-Ürknnden sotten in Lissabon sobald als mOglich ausgetauscht werden. 

Belgien— Spanien. 

ÜbereinkQnft vom 2«. Juni 1880. 

Art. 1. Von dem Zeitpunkt an, zn wachem die 'gegenwärtige Über- 
einkunft, genAss den Verfttgimgen des Art 9, in Kraft treten wird, sollen 
die belgischen Urheber yon wisBcnschaftlichm, litterarischen oder arttsttsohen 
Werken oder deren Becbtsinhaber, welche ihr Eigentums- oder VerrieltältigBDp- 
recht in 4«n durch da» Qeser« Vorgeschriebenen Fennen sidiem. dasselbe 
ebendadurch ehnc weitere Fortolichkeiteu ii Spanten sieben und daselbst 
fitasidittieh der Qreozen und Dauer des Eigentums best^ter Werke die Rechte 
gemessen, welche itmeu die belgische Gesetzgetmng einrlumt. 

Umgekehrt sollen die Spanier in Belgien die Rechte geniessen, welche die 
nesettgebnng dieses Landes in Sadten' des litterarlaehen tmd tcUiutlerischen 
lägeutsBs den InMndern gewihifeistet. Die AusAbnug dieser Eechte ist 
keiner Formalität notonrorfen. 

Unter der >u Anftrog dieses Artikels angewandten Bnenonng tu 
wissrasehafUiiAtn, Uttetarischan md känstlerischM Werken sind z« ver- 
.-"teben Veraffentlicbnngen von Bbchem, dramatisdisn Werken, mnsikatte^ea 
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Kompositionen, Werken der ZeidieDkunst, Ualsrei, BildbRnerkmiBt, de* 
EapiergtichB, der Liüiogrttphie, dei Photographie, von Karten, Plänen, wism- 
seliafttichen Zoicbnongen und jedes andern wissenschaftlichen, litterarischea 
oder kaDHtlerisclien ErEenftnJsses, das darcb irgend welches Druck- oder 
VerviclfSlligougg verfahren bekannter Art oder ankflnftJger Brfindong an- 
gefertigt werden kSaate. 

Die geaetziicbea Vertreter oder Bechtsinhaber der Urheber, Obersetier, 
Komponisten, Maler, fiildhaoer, Kapforatecber, Lithographen nnd Photogtaphen 
sollen in allen Beziehungen die gleichen Bechte gemessen, welche die gef^- 
wärtige Übereinkunft den Urhebern, Übersetzern, Komponisten, Ualem, ffild- 
banen, Knpferstechem, Lithographen nnd Photographen selbet bewilligt. 

Die hohen Tertragsehli essenden Teile vereinbaren überdies, dass du 
Eigentnmserweia fQr jedes Geistes- oder Kunstwerk stets rechsg&ltig fflt 
die in Belgien Teröffentlichten Werke dnrch eins vom Mlnisterinm des Innern 
in Brttssel und fQr die In Spanien TerBfTentUcbten Werke durch eine Tom 
Unterrichts-Uiniaterinm (Minlsterio de Fomento) ii U&drid ausgefertigte 
Bescbeiaignug als erbracht gelten soll. 

Art. 3. In jedem der beiden Ijftnder bleiben Druck, Verkauf, Einfahr 
und Ausfuhr Ton Werken in der Sprache oder dem Dialekt des andern ohne 
Ermächtigung des Eigentllmers des Oriciaalwerkes Terboten. Dasselbe Verbot 
findet aaf die AuffQhning Ton driiniatischen Werken nnd auf die Öffentliche 
Darstellung Ton musikalischen Kompositionen Anwendnng. 

Art. 8. Den ÜThebern jedes in einem der beiden Linder verOffontlichtea 
Werkes ist das Übersetzungsrecht ebenso lan^ gewahrt, als sie dos Bigen- 
tVmsrecht an den Originalen in demselben Lande nach dessen OesetHn 
geniessen. Die Übersetzer von alten oder neuen Werken, wenn solche 
Gemeingut sind, besitzen das Eigentums- nnd Schutzrecht an ibren Übcc- 
setzuueen; sie ksnnen jedoch keinen Einsprach dagegen erheben, dass das- 
selbe Werk von andern übersetzt werde. Ebensoweuig Anspruch anf Schatz 
haben die Übersetzer von Werken, die Urhebern an^hQren, welche kraft 
des Oesetzes das Eigentumsrecht geniessen, sofern sie nicht die Ermächtigung 
des Eigentümers des Originalwcrkes erlangt haben. 

Art. 4. Die wissenschaftlichen, litterarischen nnd kritischen Artikel, die 
Chroniken und Romane nnd im allgemeinen die nicht politischen Stoff be- 
handelnden Artikel, welche in den Zeitungen oder Zeitschriften in einem der 
beiden vertragsch liessenden Staaten TerOfTentlicbt werden, dürfen i-i den 
Zeitungen oder ZeitBuhritten des andern Landes nicht ohne Ermächtigung 
des Urhebers oder seines Rechtsinhabers nachgedruckt oder Übersetzt werden. 

Art. 6. Im Falle der Zuwiderhandlnng werden die gewöhnlichen Qerichts- 
bOfe in jedem Lande beaoftragt, die dnrch die betreffenden Gesetze fest- 
gesetzte Strafe auf dieselbe Weiae anzuwenden, als wenn diese Znwiilsr- 
handlung zum Nachteil eines Werkes oder Erzeugnisses inländischen Ur- 
sprungs begnügen worden wäre. 

AtL 6. Es ist wohlverstanden, dass, wenn in irgend welchem Vertrag 
ziim Schutz des geistigen Eigentums einer der beiden hoh«n vertrag- 
scbliegsenden Teile einer dritten Macht grossere Vorteile eiarBamt, der 
andere ebenfalls die gleichen Vorteile anter denselben Bedingungen ge- 
messen solL 

Art. 7. Um die ADaführnng der gegenwärtigen Übereinkunft zu er- 
leichtern, verpflichten sich die beiden honen rertragschliesBendeo Teile, sieh 
geeenseitig die Gesetze and Verordnungen initznteilen, welche sie in der 
Folge in ihren betreffenden Ländergebieten mit Bezug anf das gdstige 
Eigentomarecht an den durch die gegenwärtige Übereinkunft gMcnUtitea 
Werken und ErzengniaBen erlassen werden. 
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Art. 8. Die BestuDuansea Aet gegenwärtigen Übereinkanft könneii in 
keiner Welse das Becbt bescnrfiDken, welches sich jedei der beiden vertrag- 
geUieaseiiden Teile aasdrüeklich vorbehält, darch Maaaregetn der Geaetz- 
gebHBg oder inneren Verwaltung den Yerkanf, die Verbreitung, AnSlIhning 
oder Feilbietmig jedes Werkes oder Eraen^issea en flberw&chea oder %a 
verlneten, hiDsichtlich deasen eines der beiden Länder ea für n&txlicli er^ 
achtet, dieses Becht anaznUben. 

Art. 9. Die gegenwärtige Übereinkunft soll aobatd ala mOglich nach 
dem Anetaoscb der Ratifikationsurkunden in Kraft gesetzt werden. In 
jedem Lande wird die Begiemug eiie Ttxrherige Kundmaehang dea Datuma 
erUasen, an welchem sie in Kraft zu treten beginnen soll, «nd die Be- 
stiminniigeD der übeTeinkiinft tollen nur auf Ton diesem Datum ab rer- 
Oftentlichte Werke oder Erzen gnisse Anwendung finden. 

Diese Obereinknoft soll w&hrend des Zeitraams ren seohs Jakren gültig 
bleiben, v« dem Tage aa gerwhnet, an welohem sie in Kraft getreten ist, 
«ad wenn keiner der b«ideB rertrassehlieaeenden Teile swUlf Uonate vor 
Ablanf des ToTerwShnten Zeitraoms von seche Jahre« die Absiebt kund- 
gegeben hat, ihr« Wirknog asfhQreB in Ussea, soll sie fortfahren, während 
eiaee weiteren Jahrea gtltig an sein «nd ebenso fort von Jahr m Jahr bi» 
ein Jahr, a«afadem einer der beiden Teile sie gekündigt babea wird. 

Die h<Aen vertragflchliea senden Teile behalten «iiHi jedoch die Befugnis 
Tor, in gemeinsamem EinTerst&ndois jegltebe Anderang in die gegenwäriiga 
Übereinknnft einzufahren, welobe sie nicht als oDTereinbar mit seinem Qeist 
und seinen Grundsätzen betrachten nnd deren Nützlichkeit die Erfiihrung 
dargethan haben wird. (Anstauach der Batifikationsaikunden: 17. Hfirzl881; 
Inkraftsetzung: 16. April ISftl.) 



Bfliglan, Frankreich, Grossbritannien 
(nebst Besltiunoen) und Scliwelz— Vereinigt» Staaten 

Proklamation dea PräsidoDten der Vereinigten Staatao 
vom 1. Jall 1891. 

In Erwägung, daas durch Sekt 13 des Kon^css-QesetEea tmu 3. März 1891, 
betitelt «AbänderangB-Oeseti des Titels aeobszig, Kapitel drei, der Bevid leiten 
Statuten der Vereinigten Staaten betreffend den Schutz der Urheberrechte*, 
vorgesehen ist, daaa besagtes Gesetz .auf einen Bürger oder DnterthaneU 
,einea fremden Staates oder einer fremden Nation nar dann Anwendung 
'finden soll, wenn betreffender fremder Staat oder betreffende fremde Nation 
den BQrgom der Vereinigten Staaten von Amerika den Gennss des Urheber- 
rechte auf wesentlich derselben Grundlage gewährt, als seinen eignen 
Bargern ; oder wenn bctreffsnder fremde Staat oder betreffende fremde 
Kation einem Intemationalea Übereinkoreiincn angehört, das Oegenseitigheit 
in der Gewibrung des Urheberrechts festsetzt und nach deasen Besthnimingen 
der Beitritt zu aolcbcm Üi>eTeiBk«inH^ in das Belieben der Vereinigten 
Staaten gestellt ist"; 

in Efwlgurtg fcnter, daas durch besagt«! Artikel g^lelchfalls vorgesehen 
ist, dasB ,daa Vorbandenaein einer dieser Bedingancen von dem Presidenten 
der Vereinigben Staaten dnrch ProUamation van Zeit zu Zeit, wie es die 
Zwecke dieses Gesetzes erfordern, festgeatcllt werden son", nnd 

in Erwägung, dasa befriedigende amtliche Versicherungen darüber ge- 
geben wetded aind, daas die in Belgien, Frankreich, Gros sbri tan nien nebst 
BesiUnngeu and der Schweiz gltitige Qesetzgebnng den Bürgern der Ver- 
ekigten Staaten den Gennss des Urhobcrrech(sB«:haties auf weaenUiefc 

OtHtu ab«r du UrhebcTTKbt. *■ 
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338 Terträge: Bolirien— Prankteich. 

derselben Grundlage eevShrt, als dicgenige, auf welcher diese Länder ihre 
StaatsBiigchGrieen beEEindelii — 

erkläre I(A, Benjamin HarriBon, Präsident der Vereinigten Staaten vod 
Amerika, dqh iiifolged essen and proklamire, dass die erste der im Artifcet 13 
des Qesetzes vom 3. März 1891 spesifizierten Bedingnngen in Beziehnng anf 
die Bürger oder ünterthaaen Belgiens, Frankreichs, drossbritannieua und der 
Schweiz orfDlIt ist. 



Bolivien — Frankreich. 

Yertrags-Erklärang vom 8. September 1887 
(genehmigt 30. Jnni 1890). 

Die BeEiemng der FranzSsischen Bepnblik und die Beviening tob 
BolivieD sind in dem Wunsche, dem litterarischen, kanstlerisäien nnd io- 
dnstriellen Eigentum beider Länder einen wirksame» Schatz zo uchen, über 
folgende Beatumnnngen flbereingekcmmen; 

Die StaatsangehSrigen jedes der rertragscbliessenden Teile geniessen im 
Qebiet des anderen dieselbe Behandlung wie die Eingeborenen hinsichtlich 
alles dessen, was sich aaf den Schutz der litterarischen nnd kOnstlerisehen 
Gegenstände and ant den Schntz der Fabrik- nnd Handelsmarken, der Sti- 
ketten von Waren nad deren Hülle oder Verpackung, der gewerblichen 
Zeichen oder Hnster, sowie der Handslsnamen bezieht. 



Brasilien— Portugal. 

Übereinliiinft Tom 9. September 1889. 

Die Begiemng S. M. des Kaisers von Brasilien und die Begierang S. U. 
des Königs Ton Portugal nnd Algarbien, Ton dem lebhaften Wnnscne be- 
seelt, die die beiden Länder Tereinigenden Freundschaftsbande enger zo 
Terknüpfen nnd zu befestigen, sind übereingekommen, dasg die Urheber 

Sortu^esisch geschriebener lltterariacher Werke, sowie kflnstlerischer Werke 
es einen Landes in dem andern hinsichtlich dieser Werke dasselbe Eigen- 
tumsrecht geniessen, welches die geltenden oder die zn erlassenden Giesetze 
b diesem Lande den inländischen Urhebern gewähren oder künftig gewähren 
wurden. Diese Vereinbarung tritt rom 1. November 1889 an in &aft. Nach 
zwei Jahren von der ünterzeichnong gegenwärtiger Vercinbarnng an bat 
jede der beiden Regierungen das Becht, dieselbe unter ein Jahr vorher ein- 
znreichender Kündigung ausser Kraft treten zn lassen. 

Cliile— Vereinigte Staaten. 

Proklamation dos Präsidenten der Vereinigten Staaten 
vom 25. Mai 1896. 



Übereinkommen vom 6. Dezember 1898 betreffend die Post packct- 
BefOrdorung. 

Art. 2 Nicht zulässig zur Beförderung in Aon swlschen beides 

Ländern zum Austausch gelangenden Säcken s\m gemäss dieses Überein- 
konunens folgende Artikel;. 
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Verti&ge: Colambieu— Italien. 839 

Die nnter YeiletziiDg der Oesetze des BestimmiuigsUadea flbar iat 
litterarische Eigentiun hergestellten VerOffeiitlicbiiiigeii. 



Columbien— Italien. 

Übereinkunft vom 87.0ktobet 1802 (latifiziert lO.AagUBt 1894, 
in Krnft ^setzt am 10. Norember 1894). 

Solange die beiden £egieningen kein Abkommen über das Eigentum an 
wissenschaftlichen, litterarischen und künstlerischen Werken getroffen haben, 
sollen die Italiener in Colnmbien and die Cotambüner in Italien die gleichen 
Bechtc wie die Einheimischen in allem, was sich anf das TorerwiJuite Eigen- 
tnm bezieht, und zwar nnter den nämlichen Bedingongon nnd Vorbehalten 
haben, welche durch die Gesetze des betreffenden Landes festgestellt sind 
«dar in Znkcaft festgestellt werden sollton. 



Columbien— Spanien. 

Übereinkantt vom 28. November 1885. 

Art. 1. Ton dorn Tilge an, mit welchem dieser Vertrag in Kraft tritt, 
sollen die Urheber oder die Übersetzer wissoDBChaftlicher, schriftsteUeriscber 
nnd künstlerischer Werke, bezw. die Eechtsnaehfolger, weiche ordonnes- 
mässig ihr Urheber- oder Vorrielfältignngsrecht in einem der beiden Länder 
geschützt haben, im anderen die B«chle geniesson, welche den Urhebern 
oder Überaetiem dieser Werke, bezw. den gesetzlichen Vertretern, durch 
die Landes^esetzgebnng und gemäss den Bestimmungen dieses Vertrages 
beigelegt smd, ohne dass es notwendig wfire, in diesom anderen Lande die 
ForniTorschtiften xa erfüllen, welche das betreffende Gesetz vorschreibt. 

Der Aosdnick „Wissenschaftliche, litterarische und kQnstlerigche Werke" 
fasst die Bücher, Hefte nnd Broschüren, die musikalischen Kompositionen; 
die Werke der zeichnenden und malenden Koost, die Karten, Pläne und 
wissenschaftlichen Zeichnungen, sowie alle Übrigen Erieagnlsse, welche nach 
Art. 6 dieser Übereinkunft einbegriffen sein kUnnen. 

Art. 2. Die Urheber des einen Landes werden im anderen das aas- 
scbliessUche Becht der Übersetzung ihrer eigenen Werke während der ge- 
samten Zut besitzen, fdr welche ihnen dieser Vertrag das Eigentumsrecht 
an den in der Draprache gesohriebeDen Werken beilegt. Die Übersetzer 
alter snd neuerer werke, welche in beiden Lbidem Gffentlicbes Eigentom 
aind, sollen in Bezng anf Übernetznngen das Recbt des Bigentnais und der 
ihm innewohnenden Sicherungen geniesBen; sie klinnen aber keinen Einspruch 
dagegen erhoben, doss dieselben Werke von anderen Schriftstellern abertetst 
werden. 

Im Übrigen genieest der Übersetzer hinsichtlich seiner eigenen Über- 
setmn^ die gleicbeo Hechte wie der Urheber des ürij^nalwerkes. 

- Die in periodischen Vera ffentlicbuu gen erscheinenden Schriftwerke, doren 
Rechte nicht ausdrAcktieb vorbehalten worden sind, kennen in irgend 
wichen VerOffeBtlichnngen der nämlichen Gattung wiedergegeben werden, 
Torausgeaetzt dass das Original, von welchem die Entlebnong geschieht, 
angegeben wird. 

Art. 3. Das Eigentomsrecht wird allen Urhebern und Oberaetzem auf 
15 Jabre, welche eveatuell um die gleiche Zeitdauer verlängert werden 
künnen, gewährleistet: Die AusAbung dieses Eigentumsrechtes soll' von 
dem Tage an laufen, an welchem das Privileg den betreffenden Urhebern 
ond Ütwrsetzcrn zugesprochen wird. Würde nbei durch die Columbianische 
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:Gesctzfiebnng Über den Srbuts des geiBtign Eigontiima die Daner äes im 
GpEetzo von I8S4 bezeiclmeten PriTilegs Terlingert, so weiden beide Teile 
diese Dauer aaf die Rechte ausdehnen, welche seit B&tifikation dieses Ver- 
trages anerkannt sind. 

Art. 4. Im Falle einer Übertretung dieser Bestimmungen oder de» 
absichtlichen Miss brauch es geistigen Eigentnms sollen die scbnldigea Per- 
sonen in jedem Lande den Strafen und den. geriehüichen Verfabrcn nnlcr- 
worfcn sein, welche in diesem Lande fär strafliaie Handlangen bezäglich 
einas Werkes oder Gegenstandes einheimischen Ursprungs gesetslich besteh» 
oder noch eingeftihrt werden. Erschwerender Umstand dea Miasbranches in 
die Veründenrngr des Titels eines Werkes oder seines Textes enm Zwecke 
der VsrOffentUcbnng. 

Art. K. Die hohen Tertrag^chliesa enden Teile TerpBicbten sich, cinuder 
jedes Vierteljahr dnn:h Yermittiung ihrer Gesandtschaften oder anf anderen 
Wege eine Liste derjenigen Weike mjtxnteilen, fOr welche in den be- 
treffenden Lande Drheber oder Herausgeber ihre Bechte nach Erfallnag der 
gesetzlichen Füimlichkeiteu geschlitzt haben. 

Art. 6. Wenn in einem der beiden Lfinder der gerichtliche Beweis n 
erbringen ist, dass der Drbeber, Übersetzer oder Heranageber in den 
Uraprungslande oacb Erfttllnng der gesetzlichen Förmlichkeiten sein Becht 
geschätzt hat, genügt za diesem Beweise eine Bescheinignng des ' 
spanischen Ministeriums de Fomeato, bezw. des Colnmbianischen Staats- 
sekretari&te de Fomento, be^iaubigt durch den Staat sminister, bezw. den 
. Staatssekretär der aosnärtigen Angelegenheiten nnd die betrefiendeo 
diplomatischen oder konsularischen Yertretei. Sollte der Urheber oder 
Übersetzer, welcher das Eigentum nach den Gesetzen des einen Landes 
besitzt, an dos Amt de Fameuto des anderen ein oder mehrere Slzempiare 
des Werks, welches den Gegenstand des Verfalirens bildet, einsenden, so g»- 
nAgt zum Beweise die Einsendung des Werks und der Nachweis seiner 
Übcreinstimmnng mit der Verzeichnung in der amtlichen, im vorhergehenden 
Aitikei erwühntea Liste, und es soll die Übersendung der erwähnten Se- 
flcheinigung nicht nStig sein. Wiid gegen den Missbranch einer VerSffent- 
lichnng Tou berechtigter Seite Beschwerde oder Etage erhotiea, so soll die 
Thatsaohe der Verzeichnung des Werks in der Liste jedenfalls genügen, nra 
die Verbreitung, näLiend Sie Thatsachen aufgeklärt werden, zn veRiindrni. 

Art. T, Als unerlaubte Handlungen soUen betrachtet wwden nicht bl<« 
d«r Dnck, a»nd.eni aach Biafohr. Aasfnhr tind Verkaaf der Werke, aaf 
waMie sieh dieser Vertrag bezieht, wenn aolehe Ehodluagen ohne Gc- 
•ehnugnog den (Jibabers oder gesetzlichen Eigentttmers, bezw. BJasbräncta- 
liek«rweie» »folgte, mkg auch der Druck aasswhalh Spaniew odw Colnni- 
Üm0 TorgeuMUMS Nfai, nnd die Einfuhr aus eäea drittes Laade oder die 
Ausfuhr nach einem solchen erfolgen. Wegen Mlcber missbrtnehlicbar 
Handlnsge*, die in einem 4ar vertragincUieeseBden Uader begnngen werden, 
kann der geaet^lobe Eigentaraer Kla^ erbeben nneb Musgaoe der Artikel i 
■ad 6. wMs der MiMbianek «Met dte betreftode Onkktibarkeit fiUlt. 

Art, 8. Beide Staaten ai^era sich gegenseitig die Befagnisse der 
Meistbegünstigte* Nation dergestalt sn, dasi, wenn in irgend eiMr Ver- 
einbarang ttb«f den Schata des geistigen EigantoBs der une Staat einer 
dritten Jacht grossere Vorteile einräumen sollte, der andere dieselben Vor- 
teile nntw den gleichen Voraussetzungen genisssen soll. 

Art. 8^ Von dem Tage an, Bit wetchem dieser Vortrag in Knft tritt, 
werden die Angehörigen beider Länder beittgliek der Wttke, welche sie im 
uderen drvdten oder TerrieUlÜtigeB lenen, die Reckte Mnieesen, welche 
dte iMidMgeMUgetanc tai TurieUällictan Werkn nsukat, gtofehnel 
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iro (Iw AiigtUiiMD wotnen vnd Am taiere Toniamtmag al« die Er- 
fällnng der best^raden FOralichkeitaD über Eintn^ong «der EegfatriemBg 
and der du«ns folgenden Aoerkeiinting des EigwttiuBa. In Abwesenheit des 
Urkebers oder enrieaeneB Sigenttmers dei Werks kenn n eeioem Namea 
«iiie andere Fersra die erfordwliche Brklärang abgebn v»d die Eintranmic 
•der Begistriamng nschsnchen, nnter VMrlogveg der oatspreohevdea VoU- 
nacbt, welche vom angesacbtcn Vertretet des betreffendea fltasts be- 
geheJDigt ist, oder einer ejnfaelieo Bohriftbchen «nd geeigMt begUabigten 
Erklärung. In BezUK auf die Erweiterung der Eigentmosreobte, welcu in 
diesem Falle jedes Land wechselseitig sotnea eigenen Angehörige*, nnthin 
Spanien für die in Colambioo TerTJcl&lUgten Werke von Spaniern nnd 
Colambien für die in Spanieo toii Colnmbiuiem rcTTielfaltigten Werke nn 
gew&hieu hat, sollen die Bestimmiugsn dieses Vertrages massgebend Bein, 
es sei denn, dass der interessierte Staat die Anwendung der eigenen Qesetz- 
gebnng vorzieht,, nnd dass diese günstiger isL 

Art. 10. Die hohen rertragsclili essenden Teile verpülcbten sich, einander 
weehsebeitig die Gesetze md Anonlnnsgen lutaateilen, welche in ihren 
Idtndan in Besng atfT das Becht des geistigen Sigentans an den dnrt^ 
diesen Vertrag geschützten Werken und GegensttadM oriassaa werden; sk 
erklKren sich nroer bereit, die anerkannten oad festgestelltea fieohte swecka 
^Weiterung derselben za Oun^tcn der eigenen StaMsangebOrigai ansni' 
ddiM«, sowtit beide Oesetzgebnngen ttbereinstimmen. 

Art. 11. Die Besümmnogen dieee« Vertrages können in keiner Weise 
dsa Baeht, welches sieh Jeder rertragschliesseade Teil assdrüelclteh rar- 
beb&lt, faeeintfishtigen, aäsillck: mittelst gesetsgeberieeber oder polizeilicher 
Uassregeln den Verkanf oder die Verbreitnag jedes Werks oder Oegea- 
Standes in beaufsicbtigcn und sn Verhindern, ritek sichtlich dessen eines dat 
Länder die Ansübnog dieses Hechtes fttr angemsssen hält, 

Art. 12. Dieser Vertrag bleibt eeehs Jahre in Kraft;, vom Tage sein« 
Wirkiamheii. an gerechnet, and soll aneh apSter, «od awar noch ein Jahr 
nach eiaer erentnellen Kllndigang seitens eines der hoben vertragschllessM- 
den Teile in Oeltnag bleiben. Beide Teile behalten sich indessen Tor, im 
Wege gemeinsamen Einverständnissee diesMt Vertrag za Sndeni oder n 
verbeasem, insofern die Erfahrung solches als engemessen erweisen sollte, 
und es mit dem Geiste tind den Gmndaätzen des Vertrages zn vereiB- 
barea ist. 

Art 18. Dieser Vertrag soll rntlSzIert werden nad dor Aostanseh der 
Batiikationsnrkaaden in Bogota inierhatb eines Jahres oder frflber, wi'na 
es mOglich wäre, erfolgen. Beim Anitansche der RatiSkationaarknnden soll 
der Tag festgestellt werden, mit welchem der Vertrag für beide Teile in 
Kraft tritt nnd aaf die TarDffen fliehten und TervieltUlt igten Werke an- 
zawenden ist: 

Verkandlnng vom 82. November 1886 aber des Austausch du 

Raträkationsnrku d den . 

Bei der Beweibtellignng des am 28. November 1886 «rfolgten An»- 
tansubes ist in UbereiRstimmnng mit Artikel 13 dc^ Vertrages der 1. Janu-ir 
ItfiT als der Tag bezeichnet, an welchem dieser gleichzeitig in beiden Ländern 
in Kraft tritt. Da inzwischea der gesetzgebende Nationalrat ein Gesetz 
über schriftstellerisches nad kflnsilcrisches Bigenlnm erlassen bat, und dieses 
Gesetz dasjenige von 1834 aufhebt, so erkISren sie im Anschlnss an Art. 8 
de« Vertrages, dass das Eigentum fOr die Lebenseeit des Orbebers nnd 
ireitera 80 Jahre gescfatttst werden soll: auch besteht rOcksiehtlicb des 
Artikels 10 und der Oegeaseitigfeeit, welche durch das aeae colnnbianische. 
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sowie dnich das spaniaebe Gesetz hergestellt Ist, EbveretSodiiis duübcr, 
d&as die apaniscben Urheber in Colnmbien und die columbianischeii in Spanien 
nicht noT die Vorteile des ratifizierten Vertrages, sondern auch wechselseitig 
der bezeichneten Gesetze geniesaen, welche die Urheber oder ihre Becbts- 
nftcbfolger persfinbch oder dnrch Vennittelung der betreffenden diplDmatischcn 
oder Iconenlariachen Vertreter auf Orond des anthentiachen geaeteUchen 
Textes geltend machen kannten. Von tet ferner daräber einverstanden, dnis 
im Artikel 6, anstatt Staatssekretariats de Foinento, Ministerinm den Offent- 
liehen Unterrichte in Obereinatimmang mit den Bestimmungen des betreffen- 
den neuen colambianischen Gesetzes zn lesen ist. 



Costa-Rica— Frankreich. 

Übereinkunft Tom 28. Angust 1896. 

Art. 1. Die Urheber litterarischei, wiaacoschaftlicher oder kOustlerischer 
Werke, sowohl verOfFentlichter, als nicht verüffentlichter, gemessen in jedem 
der beiden Lander wechaelseiUg diejenigen Vorteile, welche durch gegeo* 
wärtige Übereinkunft festgesetzt sind, sowie alle diejenigen, welche in dem 
einen oder andern Staat gesetzlich für den Schutz von Werken der Litterator, 
Wissenschaft oder Kunst gewährleistet sbd oder in Zukunft gcwährleäatet 
werden. Sie sollen daselbst hinsichtlich der Gewährleistung dieser Vorteile, 
der Erlangung von Schadenersatz und der gerichtlichen Nachdrucks- Ver- 
folgung denselben Schutz und denselben gesotzlicben B«kars geniesscn, 
welche den Inländern in jedem der beiden Länder sowohl durch die be- 
sonderen Gesetze über das litterarische und künstlerische Eigentum, als 
durch die allgemeine Gesetzgebung in Civil- und Strafsachen gewährt sind 
oder in Zukunft gewährt werden. 

Der Ausdruck „Utterariache, wiasenachaftliche oder künstlerische Werke' 
umlaaat Bücher, Broschüren oder allo anderen Schriftwerke; dramatische 
oder dramatisch-musikalische Werke mit oder ohne Text; musibalische 
Kompositionen und Musik -Arrangements; choreographische Werke; Werke 
der Zeichenkunst, Malerei, Bildhauerei und Gravur; Lithographien, Illustra- 
tionen; geographische Karten; Photographien und im besonderen Fhototypien, 
Pläne, Skizzen und auf Geographie, Topographie, Architektur oder Wiaaen- 
schaften im allgemoinen bezngltcho plastische Werke; überhaupt jegliches 
Erzeugnis litterarischen, künstlerischen oder wissenschaftlichen Gebietes, 
das dnrch irgend ein Druck- oder Verrieltältigungs verfahren veröffentlicht 
werden kBnnte. 

Art. 3. Um allen Werken der Litteratur, Wissenschaft oder Kunst 
den in Art. 1 ausgemachten Schutz zu sichern, und damit die Urheber oder 
Verleger dieser Werke demzufolge Yor den Qerichtahöfen beider Länder zur 
Klageführung gegen Nachmachungen zugelassen werden, soll es genügen 
dass die Urheber oder Verleger ihre Eigentumsrechte durch eine von der 
zuständigen Öffentlichen £ehQrde auazua teilende Bescheinigung nachweisen, 
dasa sie in ihrem eigenen Lande hinsichtlich fraglichen Werkes den geseUiLchen 
Schutz gegen Nachmachung oder unerlnuhte Vervielfältigung gemessen. 

Art. S, Die Abmachungen des Art. 1 finden auch auf die in einem der 
beiden Länder erfolgende Darstellung oder Aufführung - dramatischer oder 
musikalischer Werke der Urheber oder Komponisten des audem Landes 
Anwendung. 

Art. 4. Den Original werken werden ansdrücklich diejenigen von in- 
ländischen oder fremden Werken hergestellten Übersetzungen gleichgestellt, 
die von einem Urheber, der einem der beiden Länder angäiOrt, veranstaltet 
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sind. Demzufolge sollen diesB Übersetzungen hinsichtlich ihrer uabefagten 
Vervielfältigung in dem uidern Lande den durch gegenwärtige Übereinkanft 
fflr die Originalwerke ausgemachten Schutz genieasen. Es ist jedoch wohl- 
Tentanden, daas der Zweck gegenwärtigen Artiliels nur dahin gebt, den 
Übersetzer in Beziehung auf die yoq ihm gefertigte ObertrKgnng des Original- 
werkes zu schtttzen, keineswegs aber, dem ersten Übersetzer irgend eines in 
toter oder lebender Sprache geschriebenen Werkes ein ansachliessliches Über- 
setz nugsrecht zu fibertragen. 

Art. 5. Die Staats an gehörigen des einen der beiden Länder, als Ur- 
heber von Originalwerkcn, sollen das Secht des Einspruchs gegen die Ver- 
nffentlichung jeder nicht von ihnen genehmigten Übersetzung dieser Werke 
im andern Lande haben, nod zwar während der ganzen Daner des Zeit- 
raomes, för welche der Genuss des litterariachen oder wissenschaftlichen 
Eigentumsrechts an dem Originalwerk ihnen zugestanden ist; die Yei- 
Offentlichung einer nicht genehmigten Übersetzung wird in jeder Beziehoog 
dem unerlaubten Nachdruck des Werkes gleichgestellt. Dieselben Rechte 
sollen wechselseitig die Urheber dramatischer Rechte hinsichtlich der Über- 
setzung oder der Darstellung von Übersetzungen ihrer Werke geniessen. 

Art. 6. Ebenso sind die nicht autorisierten indirekten AncigDungen ver- 
boten, als Adaptationen, sogenannte Kachahmungen im guten Glauben, Ent- 
lehnuD^en, Transkriptionen musikalischer Werke und ttberhaupt jede ohne 
Einwilligung des Urhebers vermittelst Drucks oder auf der BUhne vorge- 
nommene Benutzung von Werken. 

Art. 7. Doch soll wechselseitig in jedem der beiden Länder die Ver- 
affentlicbung von mit erklärenden Anmerkungen versehenen Auszügen oder 
gaaseu Stücken aus den Werken eines Urhebers des andern Landes in dor 
Sprache des Originals oder in Übersetzung erlaubt sein, vorausgesetzt daaS 
die QueUenangabe erfolgt ist, und dass diese VeröffenÜichnngen für den Unter- 
richt oder das Studium bestimmt sind. 

Art. 8. Die in periodischen Veröffentlichungen erschienenen Artikel, 
deren Rechte nicht ausdrücklich vorbehalten worden sind, können von allen 
anderen Veröffentlichungen derselben Art unter der Bedingung vervielfältigt 
werden, dass das Original, welchem sie entnommen sind, angegeben werde. 

Art. 9, Die gesetzlichen Bevollmächtigten oder Vertreter der Urheber, 
Komponisten und Künstler sollen wechselseitig und in allen Beziehungen die- 
selben Rechte geniessen, welche die gegenwärtige Übereinkunft den Urhebern, 
Ül>ersetzera, Kompomsten und Künstlern gewährt. 

Art. 10. Die durch gegenwärtige Übereinkunft anerkannten Rechte littera- 
rischen, künstlerisch CD und wissenscliaftUcheo Eigentums werden den Urheberq, 
Übersetzern, Komponisten uod Künstlern während ihres ganzen Lebens ge- 
währleistet und nach ihrem Ableben während fünfzig Jahren zu Gunsten 
ihres überlebenden Gatten, ihrer Erbes, onregeJmässigen Nachfolger, Be- 
schenkten, Vermächtniserben, Cessionnre oder oller sonstigen Bechtsluhaber 
gemäss der Gesetzgebung ihres Landes. 

Art. 11, Nach Erfüllung der zur Sicherung des Eigentumsrechtes an 
einem bestimmten litterarischen, wissenschaftlichen oder künstlerischen Werke 
m den beiden Staaten erforderlichen Förmlichkeiten ist die Einfuhr, der 
Verkauf oder die Ausstellung in jedem der beiden Länder ohne Zustimmung 
der Urheber, Verleger oder Eigentümer verboten. 

Art. 12. .Tode ohne Bücksicht auf die Bestimmungen dieser Übereinkunft 
veranstaltete Ausgabe oder Vervielfältigung eines wissenschaftlichen, littera- 
rischen oder künstlerischen Werkes wird als Nachmachnng betrachtet. Wer 
naebgemaebte Werke oder Gegenstündc herausgegeben, verkauft, zunq Veikaiif 
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gestellt oder in diis (iebiet eines der beiden Länder eingcfäfaft hat, wird 
dem Fall eotaprechend nach den in einem oder deia andern der beiden 
Länder geltenden Gosotxeii bestraft. 

Art. 13. Die BcsliinninngeD der gegOBw&rtigen Übereinkunft 8oU«n iu 
iieiner Weise das jedem dur hohen vertragBchJio äsenden Teile ensteheade 
Recht beeinträchtigen, durch Masarcgoln der Gesetzgebung oder ianuren 
Verwaltung die Verbreitung, Auffährung oder Aasstellung jedes Werkes 
oder Erzeugnisse)! zu erlanben, za überwachen oder KU Terbindem, liinsiektlicli 
dessen die zuständige Behörde dieses Becht ausüben lassen wird. Die 
gegenwärtige Übereinkunft soll ebensowenig das Becht des einen oder des 
andern der beiden hoben Tertragschlie säen den Teile beeinträchtigen, die Ein- 
fnhr solcher Bücher in seine eigenen Staaten zu Terbicten, welclie nach 
f:eincu inneren Gesetzen oder nach mit anderen Staaten luterzeiebneten Ab- 
machungen als Nachmacbungen erklärt sind oder erklärt werden wurden. 

Art, 14. Es ist wohlverstanden, dass als Verkäufe, Aoffilhrnngcn. 
Darstellungen oder Ausstellungen wissenschaftlicher, litterariscber oder 
künstlerischer Werke, welche durch diese Übereinkunft untersag werden, 
diejenigen zu betrachten sind, welche öiFentlicb oder aus Spekulation er- 
folgen nnd nicht diejenigen, welche von Privaten ohne Gewinnzweck eemacjit 
werden, wie die zwischen Personen, die keinen Handel mit fraglichen Werken 
treiben, abgeschlossenen Privat-Verkäufe oder die PriTat-AuSöhrungeti, -D&r- 
fltellnngen und -Ansatellungeo litterarischer und künstlerischer Werke in 
PriTathäuscrn. 

Art. 16. Das Verbot, Werke, die nicht von ihren Urhebern oder mit 
ihrer Ermächtigung TerOffentlicht worden sind, in dem einen odm «ödem 
der beiden Länder oachaudrucken, ku TorOffentlicben, einraführen, zb ver- 
kuofen, darzustellen, auszustellen oder aofzufUhron, TerpSichtet die 1»«dHi 
Staaten nicht, amtlich darüber zn wachen, dass solche Naohdnicke, Vet- 
OfFentlichnngen, Einführungen, Verkäufe, Aufführungen, Ausstellungan oder 
Darstellungen nicht erfolgen; es liegt vielmehr den InteressenteB oder dem 
Vertretern ob, deu betroffenden Behörden die vorkommesdeD oder edion ge- 
schehenen Nachdrucke, EinfübrungeB, Verkäufe etc. auinEeigen, damit durah 
gesetzliche Wege und Verfahren diese Unternehmungsarten reriiiidert odw 
Destraft werden. Zu diesem Zwecke müssen die Autoren in den beidw 
Ländern ihre diesbezüglichen, mit genügenden Vollmachten ausgerttateteo 
Vertreter haben. 

Art. 16. Das Verbot, Werke, auf welche diese Übercinknoft sich be- 
zieht, zu verkaufen, betrifft nicht solche, die zqr Zeit der VerOffentlichow 
der Übereinkunft in beiden Ländern zum ätfentlichen Verkauf ausgcstelH 
sein sollten. Um letztere festzustellen, sollen sie auf Verlangen des Inter- 
essenten von der zu diesem Zweck bestimmten BehHrde gezeichnet werde«. 

Art. 17. Die gegenwärtige Übereinkunft seil zwei Monate nach den 
(am 2. August 1897 erfolgten) Austausch der Ratifikation surininden in Kraft 
treten und so lange in Wirkung bleiben, bis sie von einem oder dem andern 
der vertraKschliess enden Teile gekündigt worden ist, und noch während eines 
Jahres nach ihrer Kündigung. 



Costa-Ric«— Guatenala. 

Allgemeiner Vertrag vom IGl Uai IS95. 
Arl. 10. Die Bitrgar tob Costa-Rica in G-uateiaala und die von Qtwtemala 
in (Jo£ta-Rioa sollen das Recht litterarischen oder kBnstlerischan Blgonluns 
in dcnsclbon Grenzen und unter denselben Bedingungen wie die Staats- 
angehärigou geüessaB. 
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Costa-Rica— Honduras. 

Allgemeiner Vertrag Tom SS. September 1B95. 

Art. 12 . . . Ebenao soUea die Angeküiigea eines der SißDiitarstft(Ltea 
in dem anderen du BechE des Uttcnrischeii, gewerblichen oder künstlci jachen 
Eigentums unter denselben Bediuenngen genieasen und deoselbcu Anforde- 
rnogen uiterwocfeii sein, wie die LtmdesMigebOrigBn. 



Co8ta-Blca~Salvador. 

Allgemeiner Vertrag vom 13. Juni 1895. 

Art 10. Die Bürger von Costa-Uca in Salvador nnd die vob Salmdor 
In Coeta-Bica sollen daa Becht litterariirten oder hüiutlerischen Eigentume 
in daiBalben Orenzen and nntei desselben Bedingungen wie die Staats- 
aagebOrigen geniessen. 

Costa-Rica— Spanien. 

Vertrag vom 14. November 1693 betreffend den Schatz der Aus- 
ttbung des litterarlseheo, wifsenacbaftliclien und künstleri sehen 

AlL 1. £3 sollen die Bürger dar Bepuhlik Costa-Bica in Spanien nnd 
die spaniitchen üat«rtltanen in der Bcpubli^ Costa-Blca, welcbe Urlieber vom 
Bocbem oder anderen Schriftwerke«, von dramatischen Werken, von musi- 
kalischen Komposttionen oder Musik- Arrangement«, von Weriten der acicli- 
vcodea Knnst, der Ualerei, Bildbanoiei und des Stichs, von Lithographien, 
Abbild angen,. geographischen Karten und überhaupt von jedem Erzengnis 
ans dem Bereiah der Wiasenschaft, ULteratnr oder Ennat sind, wechsel- 
seitig ia jedem der beiden Staaten die Vorteile geniessen, welche durch die 
gegeci wartige Übereinkunft abgemacht siod, ebenso wie alle diejenigen, 
welche in dem einen oder dem anderen Staat gesetzmässig dem Eigentoni. 
an Wecken der Litleratur, der Wissenschaft oder Kunst snerkannt sind 
oder sein werden. Um diese Vorteile geniessen, Schaden- nnd Zinsersatz 
erlangen und die der Nactunacfaung Scbuldigen gerichtlich verfolgen xu 
können, sollen sie denselben Schatz und densähen gesetzlichen Bekuia be- 
^itSKB, welche den inl&ndischcn Urhebern in jedem der beiden Länder sowohl 
<lurch die besonderen Gesetze betreffend das littcmriüche und künstlerische 
Kigeotum, als durch die sllgemeine Gesetzgebung in Civil- oder Strafsachen 
i^cwährt wurden oder sein werden. 

Alt. 2. Dm allen Werken der Litteratur, Wissenstiaft oder Kunsi 
des im Art. 1 au^^maehten Schatz au sichern und damit demzufelge die 
Urheber oder Verleger dieser Werke zur Klageftthning gegen Nacfamadiun!; 
vor den Oerichtsfaafen beider Länder ingelassm werden, soll ee genttgeo, 
dass die bc*»gteii ürhoher oder Verleger dem Hinisterinm de Fomeato oder 
des OffentLcben Unterrichts drei Exemplare des Werkes Übermitteln, welche» 
eegen jede Naohmacbug oder onerlaabte Vervielfältigung geseliUttt werde» 
«oll, und dass sie ihr Eigen tnmaradtt durch eine von der zustindigen äffent- 
lieben Boh5rde aasgehcade BeMheinignag beweiflen. 

Art. 3. Die Abmachungen des Art. 1 finden auch anf die ta einem der 
beiden Linder erfolgende DaretoUnog oder AnffAhrnng dramatischer oder 
musikaliscber Werke der Urheber oder Komronistun des. anderen Landes 
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Anwendang. Dieso letzteren mflaseii, nm in diesem Fall ihr Recht geltend 
zn machen, einen (rebiUireud ermächtigten Vertietci einsetzen. 

Art. 4. Den Original werken werden die von inländischen oder uis- 
ländischen Werken bergestclltcn Übersetzungen gleichgestellt, die von einen 
Übersetzer, der einem der beiden Länder angehört, veranstaltet sind. Dem- 
zufolge sollen diese Ühersetzangen hinsichtlich ihrer nnbefngtcD Verviel- 
f&ltignng in dem andern Lande den dnrch gegenwärtige Übereinkunft fflr 
die Original werke ausgemachten Schutz geniessen. Es ist jedoch wobU 
verstanden, dass der Zweck des gegenwärtigen Artikels nor dahin geht, 
den Übersetzer in Beziehung auf die von ihm gefertigte ÜhersetKUog des 
Originalwerbs zu schlitzen, keineswegs aber, dem ersten Übersetzer irgend 
eines in toter oder lebender Sprache gesctiriebenen Werkes ein aosscbÜes»- 
liches Übersetz an gerecht zu übertragen. 

Art. 5. Die Staatsangehörigen des einen der beiden Länder, die Ur- 
heber der Originalwerke sind, sollen das Recht des Einspruchs gegen die 
Verüffentlichong jeder nicht von ihnen genehmigten Übersetzung dieser 
Werke im anderen Lande haben und zwar während der ganzen £^t, füi 
welche der Oenuss dos litterarischen Eigentumsrechts an dem Originalwerk 
gewährleistet ist; die YerCffentUchnnz einer ni(;ht genehmigten Übersetzung 
wird in jeder Beziehung dem unerlaubten Nachdrnck des Werkes gleich- 
gestellt. Dieselben Rechte sollen wechselseitig die üifaelwr dramatischer 
Werke hiiisicbtlich der Übersetzung oder der Darstellnng der Überaetznugen 
ihrer Werke geniessen. 

Art. 6. Ebenso sind die nicht genehmigten indirekten Aneignungen 
anterf agt, wie Anpassungen , Nachahmangen , die in sogenanntem gnten 
Glauben vcrfasst sein sollen, Entlehnungen, Transkriptionen musikallschei 
Werke und überhaupt jede Benutzung von litterarischen, drunatisehen odei 
künstlerischen Werken, die ohne die Oenehmignng des Urhebers Termittelst 
des Drucks oder der Bühne erfolgt ist. 

Art. 7. Es soll jedoch wechselseitig erlaubt sein, in jedem der bdden 
Länder in der Originalsprache oder in Übersetzung Auszüge oder ^anie 
Stücke der Werke eines Urhebers des- anderen I^andes zn veröffentlichen, 
vorausgesetzt dass diese Verüffenl liehen gen dem Unterricht oder Stadinn 
besonders angepasst, und dass sie von erklärenden Anmerkungen begleitet 

Art. 8. Die in periodischen TerSfFentlichnngen erschienenen SchriftweAe 
knnncn mit Quellenangabe in jeder anderen TeröSenttichung derselben Art 
verTicItältigt werden, sofern die an diesen Schriftwerken bestehenden Rechte 
nicht ausdrücklich vorbehalten wurden. 

Art. 9. Die gesetzlichen Bevollmächtigten oder Yertreter der Urheber, 
Komponisten und Künstler geniessen wechselseitig und in allen Beziehungen 
dieselben Rechte, wie solche durch die gegenwärtige Übereinkunft den Ur- 
hebern, Übersetzern, Eompouisten und Künstlern bewilligt sind. 

Art. 10. Die dorch gegenwärtige Übereinkunft anerkannten Rechte 
litterarischen und küna tierischen Eigentums werden den Urhebern, Über- 
Setzern, Komponisten und KUnstlem während des durch die besondeien Ge- 
setze jedes der beiden Staaten festgesetzten Zeitraumes, jedoch im ganzen 
wenigstens lebenslänglich gewährt. 

Art. 11. Sobald die znr Sicherung des Eigentumsrechts an ehiem be- 
stimmten litterarischen, wissenschaftlidien oder kQns tierischen Werke, er- 
forderlichen Förmlichkeiten in den beiden Ländern erfttllt worden sind, wird 
die Einführong, die Feilbletnng oder die Ausstellung dieses Werkes in dem 
betreffenden Land ohne die Ermächtigung des Urhebers oder des Eigen- 
tUnera untersagt. 
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Art. 12. Jede im GsKeasatE za den Bestimm nn^en der gcgetiirltrtiscn 
Übereinkunft hergestellte Änsgabe oder Verrieirstti^iiDg eines wiMensubat't- 
licliei), litterorifchen oder küne tierischen Werkes wird als Nachmachimg er- 
achtet. Wer nachgemachte Werke oder Oegeoatände heran seegeben, ver- 
kaaft, feilgeboten oder in das Gebiet des einen der beiden Länder eingeführt 
hat, wird gemäss den in dem einen oder dem anderen der beiden Länder 
fQr die betreffenden FSlle geltenden gesetzlichen Bestimmungen bestraft. 

Art. 18. Die gegenwärtige Übereinkunft soll an Tage des (am 20. Juni 
1S96 erfolgten) Austaascbes der Ratifikationsurkunden in Kraft treten und 
noch zwSlf Monate in Wirkung bleiben, nachdem sie TOn einem der hohen 
vertragschliessendcn Teile gekündigt worden ist. 

Art. 14. Die Scstinimungen der gegenwärtigen Übereinkunft sollen io 
keuer Weise das jedem der hohen Ter tragBch lies senden Teile zustehende 
Recht beeinträchtigen, durch Hassregeln der Gesetzgebung oder inneren 
Verwaltung die Verbreitung, Aufführung oder Ausstellung jedc^ Werkes 
oder Erzeugnisses zu erlauben, überwachen oder untersagen, hinsichtlich 
dessen die zustdndige Behörde dieses Recht auszuüben sich vornimmt. D'ii 
gegenwärtige Übereinkunft soll ebensowenig das Recht des einen oder des 
andern der beiden hohen Vertrags chl Jessen den Teile beeinträchtigen, die Ein- 
fuhr solcher Bücher in seine eigenen Staaten zu verbieten, welche nach 
seinen inneren Gesetzen oder nnch mit anderen Staaten unterzeichneten Ab- 
machungen als Nachmachnugen erklärt worden sind oder crkl&rt sein werden. 

Protokoll vom 20. Jnni 1896. 

1. Cnter den durch die Übereinkunft untersagten Verkäufen, Auf- 
führungen, Darstellungen oder Ausstellungen von wissenschaftlichen, littera- 
Tischen oder künstlerischen Werken sollen diejenigen verstanden werden. 
welche Öffentlich oder zn einem Spekulationszweck stattfinden und keines- 
wegs diejenigen, welche ohne gewinnsüchtigen Zweck von Privatpersonen 
organisiert werden, wie die Privat verkaufe von Personen, welche keinen 
Handel mit den hier in Frage kommenden Werken treiben, oder die in 
Pri Tathäusern reronstalteten privaten Anffühmngen, Uarstelluogen nnd 
Ausstellungen von litterarischen oder kflnstlerischen Werken. 

2. t)as Verbot, in das eine oder das andere der beiden Länder die- 
jenigen Werke eininführen, welche nicht von ihren Urhebern oder nicht 
mit der Eroiächtigang derselben veröffentlicht worden, legt den vertrag- 
aehliessenden Begiemngen nicht die Verpflichtung anf, in amtlicher Wei>e 
darüber zu wachen, dasa diese Einfuhrungen nicht stattfinden; es liegt im 
Gegenteil den Urhebern und ihren Vertretern ob, den Behörden die statt- 
findenden Sinführnngen anioxeigen und nachzusnehen, doss der Verkauf, 
die Ausstellung, Aufführung oder Darstellung der Werke, um welche es 
sich hAudelt, anf gesetzlichem Wege nud mit den gesetzlichen Verfahren 
verhindert werde. 

3. Das Verbot, die Werke, anf welche es in der Übereinkunft ah- 
gesehen ist, in verkaufen, findet keine Anwendnng anf diejenigen, welche 
un Tage des Austausches der Ratifikationsuricanden in einem der beiden 
Länder zum Öffentlichen Verkauf ausgestellt sein werden. Zu diesem Zweck 
sollen die angegebenen Werke auf das, Oesnch 'des Beteiligten durch dio 
Behfirde, welche dafür bezeichnet werden wird, gekennzeichnet werden, 

4. Die civil- oder strafrechtlichen ^ Verantwortlichkeiten, zu denen der 
ohne Ermächtigung ihrer Urh^er bewirkte Verkauf von Werken Anlass 
geben, kann, .l^en ausschliesslich diejenigen Personen auf sich, für deren 
Rechnung der Verkauf stattfindet, and nicht die Käufer oder irgend eine 
andere bei der Verrichtung dazwischen tretende Person, 
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Costa-Rica— Vereinigte Staaten. 

Dekret des Friaidenten tob Costa-Rica vom 26. Ängsat 1899. 

Einziger AxtikeL Vom 1. November Ukofetiden Jahres an sollen die 
-Ausserhalb Costa-Ricas wohnhaften Bürger der YueiniiftcD Staateu Ton 
Nord-Ämeiika in dieser Republik die Rechte litterarischen Eigeotums, welche 
das Gesetz vom 26. JnÜ 1896 festsetzt, antei der Voraassetxnng geueascE, 
dasa zu dieaem Zeitpunkt voh der Begieniag der Veroinigten Staaten ton 
Nord-Ämerika eine ähnliche liassreger hinsichtlich der nuht in den Yu- 
«inigten Staaten wohnhaften Bürger Costa-BJcas getroffen sein wird. 

Proklamation des Präsidenten der Vereinigten Staaten 

vom 19. Oktober 1899. 
InbalUidi Übereinstimmend mit der Proklaiutioa vom 1. Joli 1691 



Dänemarii— FranItrelciL 

Verardnnng EOnig Friedrichs T. vom 6. November 18&& 

Indem in Gemässhmt ei*es vsn der tranEBsischen Begieriu)^ aoUnL 

38. März 1852 erlassenen Dekrets die TJoterthiuien fremder SUftten u Fnak- 
reich denselben Schatz gegen Nachdruck geoie^aen, wie die Staatsangehörige!, 
haben wir kraft des Gesetzea vom 29. Dezember 1857 Ober den Nachdroct, 
Art. 23, nach welchen die BestimmoDgen dieses Gesetzes unter Yortus- 
Setzung der Gegenseitigkeit ganz oder teilweise auf die im Aaslande hcnns- 
gegebenen Werke angewandt werden kCnnon, verordnet, daas die Bestimm nngf» 
beaaeteu Gesetzes über den Nachdruck zu Oonaten der in Frankreich herais- 
gegebenen Werke Geltung haben sollen, 

Verordnung ESnig Christians IX. vom 5. Hai 1866. 

In Anbetracht, dass durch ein von der französis^ea Bcgiorang witerB 
88. Hftrz 1852 erlassenes Dekret die UntorthaaeD fremd» Staaten a«( de* 
Standpankt vallsCändiger Gleichberechtigung gesteltt sind hinaichtfich d« 
den französische Unterthanen gegen die Naäuaachug littenriacher md 
kflns tierischer Werke gewährten Schatzes; 

in Anbetracht ferner, dass infolg« disMS Dehnts durch kiJntgliche Ver- 
nrdnnng vom 6. Nevetnber 18Ö8 verfügt worden ist, dass die durch das 
Gesetz vom 29. Dezember 1867 üiber den Nachdruck foetgeaelaten Be- 
stimmungen HQch ZU Gunsten der in Frankreich herausgegcbccim Weriw 
Oeltnng haben sollen, haben wir Enfschüessung getroA'en: 

sBgesicbts des Artikels 9 des Gesetzes vom 31. März 1864 fiber die 
Vervielfältigung von Eunstwerkea und des Artikels 10 des Geaetxes tod 
S3. Februar 18S6 enthaltend Znsatz bestimnauHgeu zu beaagt^e Q«ntsen von 

39. Dezember 1857 und 81. Man 1884, 

hierdHPch zu verorduen, dass die ia den Geaetzen Tora 81. Hin 1861 
liDd vom 23. Februar 1866 ttber den Nachdruck ktasUeiiscker und Uttera- 
nscher Werke enthaltenen Bevtimmniigen auch zu Guusken in Fzaukrtidi 
auBgeftbrter oder rerOffeutlicbtcr kltua tierischer nad litlerarisoher Weike 
Geltung haben aoUoa. 
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Dänemark— Scilwerien-Nerwsgen. 

Übereinkanft Tom 27. NoTemb«? 1879. 

Die BestimmangeB in dem is Schweden hiusiehtlich des Eigentmiurechte 
Ml Schriltwerkeu erlassenen Gesetze Tom 10. Aognst 1877 and in d«iQ in 
Norwegen loin Schutz des soneoannten litteTViscIien Eigen tnmsrechta er- 
lasMBen Oesetie vom 8. Joni 18T6 sollen von vnd mit Be^n des Jahres ISSO 
anch fttr die Schriften itänischei (Jiiterthanen Cfeltniig haben, icsowait aU 
dieselben in der lUnisehen QeMtigebnitg gescfatttzt sind, nnd umgekehrt 
sollen die Bestimmvngeu in den in Dänemai^ erlassenen OeaetEea vom 
S9. Dwember 1867, vom 23. Februar' 1B66, gg 1—6, vom 31. Februar 186» 
nnd rem 24. Hai 1879 über den Nachdraek, aber die Äulftthmng dramatiahw 
Werke oder für die Bohne bestimmter musikalischer KempoBitionen, sowie 
Aber die Ül>ersetznngeu tob nud mit Beginn dee Jahres 1880 m Oonsten 
von in Schweden nnd Norwegen TerOffentlichtea Werken Anwendung findon. 

Vorstehende Obereinknnft gilt bb ein Jahr nach V^anf der von «MB 
der beiden Teile ertolgtea Kündignag derselben. 



Dänemark— Vereinigte Staaten. 

Proklamation des Präsidenten der Vereinigten Staaten 
vom 8. Hai 1893. 



Deutsetitand— Berner Obereinkmft (Seite 8ii). 
Deutschland— Belgien (Seite 328). 



Deutschland- Frankreich. 

Übereinkonft rem 19. April 18B3. 

Alt. 1. Die Urheber Ten Werken der Litteratu oder Kunst sollen, 
gleichviel, ob diese Werke verötfentlicht sind oder nicht, in Jedem der beiden 
Linder gegenseitig sidi der Torteile zu erfroaen haben, welche daselbst 
zum Schutze tob Werken der Litteratnr oder Knnst gesetilkh einger&nnt 
sind oder eingerävnt werden. Sie sollen daselbst denselben Schütz und dic- 
sdbe Bechtshilfe gegen Jede BeeJatrschtiguDg ihrer Rechte geniessen, als 
WBBn diese Beeinträchtigung gegen inländische Urheber begangen wäre. 
Diese Vorteile sollen ihnen jedoch gegenseitig nnr se lange zastehen, als 
ihre Bechte in dem UrspTongsluide in Kraft sind, nnd aollen in dem anderen 
Lande nicht über die Frist hinaus daaero, welche dssoHist den inläuriischeii 
Urhebern gesetzlich eingeräumt ist. 

Der Ansdnick , Werke der Litteratnr oder Knnet' nnifaast Bttchcrr 
BroschfUen oder andere Schriftwerke; dramatische Werke, musikalische Kom- 
positionen, dramatisch -musikaUeche Werke; Werke der zeichnenden Knnst, 
der Haierei, der Bildbaueiei; Stiche, Lithographien, lUnstrationeB, geo- 
graphische Karten; geagiapUsciie, topographische, arcbit^toniscbe oder 
aaturwissensctiaftUcbc Pläne, Skizsen ocd Darstelluni^ plastischer Art nnd 
ftbertaanpt jedes Erzeugnis aus dem Bereiche der utteiatur, Wissenschaft 
oderJCiiMt. 
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Art- 2. Die Bestimmungen des Art. 1 sollen aucb Anveodung finden 
an{ die Verleger solcher Werke, weiche in einem der beiden Länder Ter- 
OfTentlicbt sind, oder deren Urheber einer dritten Nation angehOrt. 

Art. 3. Die gesetzlichen Vertreter oder Bechtsn&cbfolger der Urheber, 
Verleger, Übersetzer, Komponisten, Zeiohser, Maler, Bildhauer, Kupfersteebet, 
Architekten, Idthograpiien usw. sollen gegenseitig in allen Beziehungen die- 
selben Bechte genicssen, welche die gegenwärtige Übereinkunft den Urbebeni, 
Verlegern, Übersetzern, Komponisten, Zeichnern, Malern, Bildhauern, Kapfer- 
«techem, Architekten und Lithographen selbst bewilligt. 

Art. i. Eb soll gegenseitig erlaubt sein, in einem der beiden Linder 
Auszüge oder ganze Stöcke eines zum ersten Male in dem anderen Landp 
«rschienenen Werkes zu Teräffentlichco, rorausgesetst iisa dleae YerOfieni- 
Ijchimg anedrücklich für den Schal- oder Unterrichtsgehranch bestimmt und 
«ingerichtet oder wissenschaftlicher Natur ist. 

In gleicher Weise soll es gegenseitig erlaubt seiu, Chrestomathien, welche 
Ma Bruchstücken von Werken verschiedener Urheber zusammengesetzt siod. 
<za TerOEFentlicfaen, sowie in eine Chrestomathie oder in ein in dem einen der 
beiden Länder erscheinendes Originalwerk eine in dem anderen Lajide Ter- 
AfTentlichte ganze Schrift von geringerem Umfange aufzunehmen. 

Es mnss jedoch jedesmnl der Name des Urhebers oder die Quelle an- 
gegeben sein, ans weicherdie in den beiden Torstehenden Absätzen gedachten 
Auszüge, Stücke Ton Werken, Bruchstücke oder Schriften herrühren. 

Die Bestinunnngen dieses Artikels finden keine Ad Wendung auf die Auf- 
nahme musikalischer Kompositionen in ganunlangen, welche Eom Qebrauche 
für Musikscliulcn bestimmt sind, vielmehr gilt eine derartige Aninahme, 
wenn sie ohne Genehmigung des Komponisten erfolgt, als unerlaubUr 
Nachdruck. 

Art. 5. Artikel, welche ans den in einem der beiden Länder eracUenem 
Zeitungen . oder periodischen Zeitschriften estnonunen sind, dOrfen in den 
anderen Lande im Original oder in Übersetzung gedruckt werden. 

Jedoch soll diese Befugnis sieb nicht auf den Abdruck im Original oder 
in Übersetzung, von Fenilletonromancn oder Ton Artikeln über Wissenschsfi 
oder Knnst beziehen. 

Das gleiche gilt Ton anderen, aus Zeitungen oder periodischen Zeil- 
schritten entnommenen grosseren Artikeln, wenn die Urheber oder Heraus- 
geber in der Zeitung oder in der Zeitschrift selbst, worin dieselben er- 
. -schienen sind, ausdrücklich erklärt haben, dass sie deren Nachdruck onter- 

In keinem Falle soll die im vorstehenden Absatz gestattete Unter- 
sagung bei Artikeln politischen Inhalts Anwendung tindeiu 

Art, 6. Obs Hecht auf Schutz der musikalischen Werke begreift in 
sich dio Unzulässigkeit der sogenannten musikalischen Arruigetoents, 
. nämlich der Stücke, welche nach Motiven aus fremden Kompositionen ohne 
Genehmigung des Urhebers gearbeitet sind. Den betreflfenden Oerichten 
bleibt es vorbehalten, die. Streitigkeiten, welche bezüglich der Anwendang 
obiger Vorschrift etwa hervortreten sollten, nach Massgabe der Gk«etz- 
gcbung jedes der beiden Länder zu entscheiden, 

Art. T. Um allen Werken der Littoratur und Knnst den im Art. 1 
vereinbarten Schtttü za sichern, und damit die Urheber der gedachten 
Werke, bis zum Beweise des Gegenteils, als solche angesehen und dem- 
gemäss vor den Oerichten beider Länder zur Verfolgnng von Nachdruck 
und Nachbildung zugelassen werden, soll es genügen, dass ihr Name anf 
dem Titel des Werkes, unter der Zueignung oder Vorrede, oder am Schlüsse 
des Werkes angegebcu ist. Bei anonymen oder psendon;men Werken ist 
der Verleger, dessen Nlihic auf dem Werke steht, zur Wahrnehmung der 
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-dem Urhel>er EnBtehenden Bochte befugt. Derselbe gilt ohne weiteren 
Beweis als Bechtanachfolger des anoDymea oder psendonjmen Urhebers. 

Art. 8. Die Bestimmniigeu des Art. 1 sollen anf die üffentlicho Auf- 
füfamng mnsikalischer, sowie anf die DfFentliche DanteUung dromatiBcher 
«der dramatiscb-iQDsikalischer Werke gleichfalls Aawendniig finden. 

Art. 9. Den Originalwerken werden die in einem der beiden Länder 
veranstalteten Übers etzongen inländischei oder fremder Werke ausdrücklich 
gleichges teilt. Demziifo^e sollen diese Übersetsongen, räcksichtlicb ihrer 
UQbefngten Vemelfaitigang in dem anderen Lande, den im Art. 1 fest- 
gesetzten Schutz gemessen. Es ist jedoch wohlverstaDden, dass der Zweck 
des gegenwärtigen Artikels nur dabin geht, den Übersetzer in Beziehung 
anf die von ihm gefettigte Übersetzung des Origlnalwerkes zu schützen, 
keineswegs aber, dem ersten Übersetzer irgend eines in toter oder lebender 
Sprache geschriebenen Werkes das ansscUiessUche Übersetzungsrecht am 
übertragen, ausser in dem im folgenden Artikel Torgesehenen Falle ond 
Umfange. 

Art. 10. Den Urhebern in jedem der beiden Länder soll In dem anderen 
Lande während zehn Jaliren nach dem Erscheinen der mit ihrer Genefamigvng 
Teranstalteten Übersetznng ihres Werkes das anaschliesslicbe Übersetzungs- 
recht zusteheo. 

Die Übersetznng ranss in einem der beiden Länder erschienen sein. 

Die Abseimitte 3 und 4 dieses 10. Artikels sind durch die Bestimmungen 
der Bemer Obereinkunft hinfällig geworden. 

Falls die Übersetzung eines Werkes lieferungsweise erscheint, soll die 
im ersten Absatz festgesetzte zehnjährige Frist gleichfalls erst von dem 
Elraeheinen der letzten Lieferung der Überaetzang an za laufen beginnen. 

Indessen soll bei Werken, welche ans mehreren in Zwischenräumen cr- 
acheinendfln Bänden bestehen, sowie bei fortlaufenden Berichten oder Heften, 
welche Ton litterarischen oder wissenschaftlichen Gesellschaften oder Ton 
Privatpersonen verSfTentlicht werden, jeder Band, jeder Bericht oder jedes 
Heft, bezüglich der obigen Frist, als ein besonderes Werk angeschen werden. 

Die Urheber dramatischer oder dramatisch-musikalischer Werke soUeu, 
während der Dauer ihres aussclilieastichen Üb ersetzungs rechtes, gegenseitig 
gegen die nicht genehmigte öffentliche Darstellung der Übersetznng ihrer 
Werke geschützt werden. 

Art. 11. Wenn der Urheber eines musikalischen oder dramalisch- 
mnsikalischen Werkes sein Verrielfältigungsrecht au einen Verleger fQr 
eines der beiden Länder mit Ausschluss des anderen Landes abgetreten hat, 
M dürfen die demgemäas hergestellten EKempLare odor Ausgaben dieses 
Werkes in dem letzteren Lande nicht verkauft werden; vielmehr soll die 
Einführung dieser Exemplare oder Ausgaben daselbst als Verbreitung vou 
Nachdruck angesehen und behandelt werden. Die Werke, auf welche vor- 
stehende Bestimmung sich bezieht, müssen auf ihrem Titel und auf ihrem 
Umschlag den Vermerk tragen: ,1a Deutschland (in Frankreich) verbotene 
Ausgabe". Übrigens soUon diese Werke in beiden Ländern zur Durchfuhr 
nach einem dritten Lande unbehindert zugelassen werden. Die Bestimmungen 
des gegenwärtigen Artikels finden anf andere als musikalische oder musikalisch- 
dramatische Werke keine Anwendung. 

Art. 13. Die Einfuhr, die Ausfuhr, die Verbreitung, der Verkauf und 
das Feilhalten von Nachdrucken oder unbefugten Nachbildungen ist in jedem 
der beiden Länder verboten, gleichviel, ob dieser Nachdruck oder diese Nach- 
bildungen aus einem der beiden Länder oder aus irgend einem dritten Lande 
herrühren. 

Art. 13. Jede Zuwiderhandlung gegen die Bestimmungen der gegen- 
wärtigen Ubereiqkunft soll die Beschlagnahme^ Einziehung und Verurteilung 
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m Stnie imd Schftdeneraatz nach Haaaga^e der betxsffendeB Gesetz- 
gebnngon In gleicher Weise zni Folge h&ben, vie wenn die Zuwidcrbudlug 
ein Werk oder Eraengnia intijidiacfaen Ursprungs betroffen hÄtte. Die Merk- 
male, aus welchen der Thatbe§tand des Nachdrncka oder der nnbefagln 
Nachbildang sich erglebt, lind durch die botreffendon Oericbto nach Mu^ 
gabo der in jedem der beiden Länder geltenden Gesetzgebang feetzostellen. 

Art. 14. Die BestlmmiiageD der gegenwärtigen Übereinktmft stdlai in 
keiner Beziehung das einem jeden der beiden hohen Tertragschlieaseudcn 
Teile Kosteb^de Recht bsoin trächtigen, durch Masaregeln der Oeaetzgebnni; 
oder inneren Verwaltsng die Verbreitung, die Darstellniig oder das feil- 
bieten eineB jeden Werkes oder Erzengniases za ttberwachen oder za unter- 
sagen, in betroff dessen die zuständige Behörde dieses Becht ansaniibeD 
haben wtlrde. Ebenso beschränkt die gegenwärtige Obereinknnft in keiner 
Weise das Heeht deä einen oder des anderen der beiden hohen Tertrajc- 
schliessenden Teile, die Einfuhr solcher Bücher nach leinem Qebiete zu ret- 
hindem, welche nach seinen inneren Gesetzen oder in Gcmässheit aeiner mit 
anderen Mächten getroffenen Abkonimei] iti Nachdruck erklärt sind oder 
erklärt werden. 

Art. 15. Die in der gegenwärtigen Übereinkunft enthattenmBestiRininngtn 
sollen anf di > Tor deren In ktraft treten TOrhandeuen Werke nnt den Mass- 
gaben und unter den Bedingungen Anwendung finden, welche das der Über- 
einkunft angeheftete Protokoll vorschreibt 

Art. 16- Die huhen vertragschli essenden Teile sind darftber einrerstaAd^ 
dasB jeder woitergebende Vorteil oder Vorzog, welcher känftighin Ton seilen 
eines derselben einer dritten Macht in Bezug auf die In der gegenwärtiges 
Übereinkunft vereinbarten Punkte eingeräumt wird, unter der VorausBettwag 
der Besiproxität, den Urhebern des anderen Landes oder deren Eechts- 
■achfolgem ohne weiteres zu statten komm» soll. Sie behalten sich Hbrig« 
das Becht vor, im W^e der Verständigung an der gegenwärti|$Bn Ober- 
einkuntt jede Verbesserung oder Veränderung Torzuitebmen, derea NObtliehkeit 
sieb durch die Erfahrung herausstellen sollte. 

Art 17. Die gegenwärtige Übereinkunft tritt an die Stelle der früher 
zwischen Frankreicn und den einzelnen deutschen Staaten abgetcUonen» 
LittentttrkouTentioneB. Sie soll während sechs Jahren ron dem Tage ihr^ 
Inkrafttretens an in Geltung bleiben, und ihre Wirksamkeit soll alsdann m 
lange, bis sie von dem einen oder anderen d«r hohen Vertrags chliesecndep 
Teile gekündigt wird, und noch ein Jahr nach erfolgter Kündigung fortdavem. 

Art 18. Die gegenwärtige Übneinkunft soll ratiäziert und die Baii- 
llkstionsurkonden sollen sobald als möglich ia Berlin anngewechselt werde«. 
Sie soll in beiden Ländern drei Honate nach der <am 6. Aagnat 1888 er- 
folgten) Anawechselung der Batifikaüauen (sonach am 6. November 1883) 
i» Kraft treten. 

Protokofl. 

1. Die Woblihnt der Bestimmungen der Übereinkunft vom hontigcn 
Tage wird denjenigen vor deren InkrafUreten vorhandenen Weisen der 
Litteratu und Kunst zu teil, welche etwa einen gesetslichen Sehuts gegm 
Nachdruck, gegen Nachbildung, gegen unerlaubte Ofleotlidie Aatführuagcn 
oder Darstellang oder gegen uoerlanto Übersetmng nicht genieesen, oder 
diesen Schutz infolge der NicbterfOllmig vorgeaahnebeow fonnlichkeiloa 
verloren haben. 

Der Druck der Exenplare, d«TM Hetstellong beim Likrafttreten der 
gegenwärtigen Übereinkunft erlaubt erweise im Gange ist, soll vollendet 
werden dQrten; die Exesqilare sollen etiansO wie diejenigM, welche zu dem 
gleicheB Zeitpnakte «dwiMeEweiae bVNte heifleateUt Bini, ehse Bit<^sichl 
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ftof die Bestinunangen der Übereinbonft, verbreitet und verkauft werden 
dbrfen, Torausgeaetzt das3 innerhalb dreier Monate, in Oeraosshcit der rou 
den betreffenden Begietungen erlftssenen Anordunageu, die bei dem Inkraft- 
treten angefnngenen oder fertig gestellten Exemplare mit einem hesonderen 
Stempel versehen werden. 

EbenBo sollen die beim Inkrafttreten der gegenwärtigen Übereinkunft 
vorhandenen Vairichtangen, wie Stereotypen, HolzstOcke nnd gestochene 
Platten aller Art, sowie lithographische Steine, während eines Zeitraumes 
von vier Jahren von diesem Inkrafttreten an benutzt werden dürfen, 
■achdem sie mit einem besonderen Stempel versehen worden sind. 

Auf Anordnung der betrcf[enden Regierungen soll ein Inventar der 
Exemplare von Werken und der Vorrichtungen, welche im Sinne dieses 
Artikels erlaubt sind, aufgenommen werden. 

2. Was die dramatiachen oder dramatisch-mnaikalischen Werke anlangt, 
welche in einem der beiden Länder erscliienen und in dem anderen Lande 
vor dem Inkrafttreten der gegenwärtigen Obereinkunft im Original oder in 
Obersetzung Öffentlich angeführt worden sind, so sollen dieselben den 
gesetzlichen Schntz gegen unerlaubte Aufführung nur insoweit geniessen, 
ala sie nach der früher zwischen Frankreich und den einzelnen deutschen 
Staaten abgeschlossenen Übereinkunft geschätzt waren. 

8. Die Wohlthat der Bestimmungen gegenwärtiger Übereinkunft soll 
auch denjenigen Werken, welche weniger aJs drei Monate vor dem Inkraft- 
treten erschienen sind, und bezüglich deren daher die gesetzliche Frist für 
die in einigen der frilheren Übereinkommen zwischen Frankreich nnd den 
einzelnen deutschen Staaten vorgeschriebenen Eintri^niig noch nicht abge- 
laufen ist, zu statten kommen, und zwar ohne dass die Urheber zur Er- 
füllung jener Förmlichkeit gehalten wären. 

4. Anlangend das Cbersctzungsrecbt, sowie die affentUche Auffühmng 
der Übersetzungen von Werken, welche beim Inkrafttreten der gegeu- 
wärtigen Überemkontt noch nach den früheren Übereinkommen geschützt 
sind, so soll die in den letzteren auf fünf Jahre bemessene Dauer jenes 
Bechtes unter der Voraussetzung auf zehn Jahre verlängert werden, dass 
entweder die fünfjährige Frist beim Inkrafttreten der gegenwärtigen Über- 
einkunft noch nicht abgelaufen ist, oder aber, im Falle des schon erfolgten 
Ablaufes, seitdem keine Übersetzung erschienen ist, besw. keine Auffuhrung 
statine fanden hat 

Ebenso sollen die Urheber bezüfflich des Übersetzungs rechts an ihren 
Werken, sowie der Öffentlichen Aufführung von Übersetzungen dramatischer 
oder dramatisch-rnnsikalischer Werke, insoweit es sich um die durch die 
frUiereD Übereinkommen fttr den Beginn oder fUr die Vollendung der Über- 
setzongen festgesetzten Fristen handelt, unter den im voratehendOD Absätze 
vorgesehenen Voraussetzungen, die durch die gegenwärtige Übereinkunft 
gewährten Vorteile gemessen. 

Doa gegenwärtige Protokoll soll, als integrierender Teil der Überein- 
kunft vom heutigen Tage, mit derselben ratifiziert werden und gleiche Kraft, 
Oeltung und Dauer vrie diese Übereinkunft haben, 

Schi ussp rotokoU. 

1. Da nach dou Bestimmungen der deutschen Beichsgesetzgebung die 
Daner des gesetzlichen Scbutzua gegen Nachdruck und Nachbildung bei 
anonymen nnd Pseudonymen Werken in Deutschland auf drcissig Jahre nach 
dem Erscheinen beschränkt ist, es sei denn, dass jene Werke innerhalb dieser 
dreissig Jahre unter dem wahren Namen des Urhobcrs eingetragen werden, 
so wird verabredet, dass es den Urhebern der ia einem der beiden Länder 

Oiutic aber du Drbaberreebt tB 
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erachienenen anonymen oder paoadonjmen Werke, oder deren ifesetzlich be- 
rechtigten BechtsDftchfolgem freisteheD soll, aicli in dem anderen Luide di« 
Wohltbat der normalen Dauer des Eechtes auf Schntz dadnrch zu siehera, 
dass sie während der oben erwähnten dreiasigjäiirigen Frist ihre Weriie nnter 
ihrem wahren Namen in dem Ursprungs lande nach Massgabe der daselbst 
geltcndon gesetzlichen oder reglementarisehen Yorschriften eintragen oder 
deponieren tasacn. 

2. Die zur Einfuhr erlaabton BQcher, welche ans einem der beidM 
L&nder kommen, sollen in dem anderen Lande auch femerfaiD, sowoiil inm 
Eingänge als anch zur anmittelbaren Darchfnhr oder zur Niederiag», bei 
allen Zahlstellen abgefertigt werden, welche für diesen Zweck gegenwärtig 
bestimmt sind oder Künftig bestimmt werden. 

3. Mit Bücksicht darauf, dass nach der dentscheD Reichsgesetzgebnng 
pbotographische Werke nicht denjenigen Werken beigeüählt werden können, 
anf welche die gedachte Ühereinkanft Anwendung findet, behalten die beiden 
Begiemngen sich eine spätere Vers t&ndiguag Tor, um durch ein besonderes 
Abkommen in beiden Ländern gegenseitig den Schntz der photographischcD 
Werke sicher za stellen. 



Deutsehland— Italien. 

Übereinkunft vom 20. JnnI 1884. 

Art. 1—5. Der Inhalt dieser Artikel ist identisch mit demjenigen der 
Art. 1—5 der Oebercinknnft swischen Dentscbland und Frankiaich tob 
19. AprU 1883 (Seite 349). 

Art. 6. Das Becht auf Schnts der mueikaliscben Werk« begreift in 



sich die ünzulässigkeit der sogenannten mueikalisoheti Arraugenenta vai 
anderer Stücke, welche entweder nach Motiven ans fremden Kompontionra 
ohne Oenehmigang des Urhebers gearbeitet sind, oder das Originalwerk ntt 



YerKodcrungen, Abkürzungen oder Zus&tzcn wiedergeben. Den betreffenden 
Gerichten bleibt ea vorbehalten, die Streitigkeiten welche beztlglich der An- 
vrendung obiger Vorschrift etwa hervortreten sollten, naeh Uassg^w der 
Gesetzgebung jedes der beiden Länder zu entscheiden. 

Art. 7. Der Inhalt der ersten beiden Abschnitte dieses Artikels ist 
identisch mit demjenigen der beiden Afasehuitte des Art. 7 der Übereinkunft 
zwischen Deutschland und Frankreich vom 19. April 1888 (9. 849). Als 
dritter Abschnitt kommt folgender hinzu: 

Dar Genoss des im Art. 1 festgestellten Rechtes ist jedoch dadnivh be- 
dingt, dass in dem Ursprungslands die FSrmlicbkeiten erlflltt sind, welohe 
die daselbst geltenden Gesetze oder Beglements bezQglitdi des Werks*, wo- 
für der Schatz in Anspruch genommen wird, vorsehreiben. 

Art. 8. Der im Art. 1 vereinbarte Schatz soll sich auf die Offonüiche 
Darstellung dramatischer oder dramatisch-musikalischer Werke wetreekea, 
gleichviel ob diese Werke verOfTentlicht sind oder nicht. 

Diu Bestimmungen des Art. 1 sollen auch auf die Öffentliche Anf- 
führung von musikalischen Werken Anwendung finden, wenn dieselben niclit 
verütTentlicht sind, oder wenn bei ihrer VerSffentlicbung der Urheber anl 
dem Titelblatte oder an der Spitze de« Werkes ausdrUcklieh erklärt b«t, 
daas er die üffentliche Aufführuug desselben untersage. 

Art. 9—18. Der Inhalt dieser Artikel ist identisch mit demjenigeo der 
Art. 9 — 18 der Übereinkunft zwischen Donteehlaud und Frankreich vom 
19. April 1883 (Seiten 351— 852), wobei der Schlnaspassas des Art. 18 zn 
lauten hat: Die Übereinkunft soll in beiden Llindem drei Monate nach An 
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Protokoll 



Dei Inbalt dieses Protokolb ist identisch nit demjenig«& des ProtokoUa 
der Cbcreiuknnft iwlachM DenUrhlwul nad f nakrei^ Tom 19, April 1SS8 
(Seite 362), wozu jedoeh noch fotgandei Abschnitt hinzutrlLt: 

8. Was die masikalischen Werke betrifft, welche in einem der beiden 
Länder vor dem Tokrafttreten der ttbereinkunft vetOSentUcht, aber vor diesem 
Zeitpunkte in dem anderen Lande nicht äffentlich aafgelührt worden sind, 
so sollen sie dea io den Art. 8 und 16 vereinbarteD Schatz selbst dson ks- 
niesaen, wenn der Urheber sich das AnffUbroogs recht nicht ausdrücklich 
Torbshalten h&t, wie er dies, in GemBsahelt dei Art 8, hinsichtlich der nach 
dem iDkrafttietcn der Überelnknnft Teritffentliehten Werke behufs Wahruiif 
Jenes Beobtes zu thnn verpffiehtet ist. 

Sohlussprotok oll. 

Der Inhalt dieses Schlnssprotokolls ist identisch mit demjenigen das 
SchlussproEokolls der Übereinknnft ewisehen Buutscliland und Frankreich 
Toia 19. -Api^il iSSS (Seite 858), ansgenommen den in Wegf^l kommenden 
Abaohnitt 9, wUhrend folgende Vereinbann)^ dagef^en hinzatreten: 

2. Auf den von dem italienischen Eevoltnäcliügten im Namen sein« 
SAgleFODg za erkennen gegebenen Wanseh, die choreographischen Werke den 
na<;h Art. 8 der Übereinkunft gegen Öffentliche Anffülirung zn seh&tsendra 
Weiten «ndracktich boirasäfaleD, hat der dentsehe BeToUmächtJgte erklärt. 
dass er diesem Wnnsche nicht zn entsprechen vermäge, da es nach dun 
Oeista der dentaches Geaetsgebnng, nelohe die choraographi sehen Werke 
nicht ertrfiiBt, den Oeriehtco nberlasten bleiben raass, eintretenden Falles 
xn banrtolleB, ob der den dramatiseben oder dramatiech-musikaliscben Werken 
regan aiierlanbte Anffahning geffihrte Sehata sich anf die choreograpUsoheB 
Werke erstreckt oder nicht. 

S. Um m der Praxis das Verbot der nnerlanbten Darstellnng oder Avf- 
fbhrang eines für die Öffentliche Darstellnng berechnetea Werkes, «nee 
«horeographiichea Erzeugnisses oder einer masikalischen Komposition noch 
wirksamer m machen, gewShrt die Gesetzgebung des Efinigreicbs Itslisn 
diesen Werken ausser demjenigen Schutze, welcher auf die Veinrteilung 
wegen erfolgter Verletcnog jenes Keehtos des Urhebers abaielt, nad auf 
welchem sich die Bestimmnng des Art. 8 der Obereinkanft bezieht, noch 
«inen PTK-ventiTschutz, indem die VerwaltungebehBrde berufen ist, die Dar- 
siellnng oder Anfftthrung des Werkes zu untenagen, falls man ihr nicht 
die scorittliche Einwilligang des Urhebers oder seiner Eeehtsnaehfolger 
Torl*gt. 

Ubwohl ein analoger Präventiv schütz den italienischen Urhebern in 
Dentacbiand naeb der zur Zeit in Kraft befindlichen Oesetagebnng nicht ge- 
w&hrt werden kann, ist rereinbart worden, dass die deutschen Urheber und 
deren Bechtsnacbfotgor in Italien die oben gedachten besonderen Ver- 
(•tlnstieungen gemessen sollen, unter der Bedingung jedoeh, dass sie die im 
Art. 14 des itAlienischen Gesetzes rem 19. September 1883, sowie in den 
Art. 2, 3 und li des Reglements rem gleichen Datum erforderten PSrm- 
Ikbkeiten erfüllen und die ebendaselbst vorgesehenen Gebühren aahlen. 

Die beiden Regieraiiiren werden sich vor dem Inkrafttreten der Über' 
einkunft ttbcr die Art nml Weise verstündigen, um den deutschen In Ceresseuten, 
sowohl für die Zukunft als auch hinsichtlich der vor diesem Inkrafttreten 
*T«chiercnen Werke, die Erfitilung der vorerwäiuiten Vorschrifteu zu er- 
Itiicbtern. 
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Übrieens haben die ünterseichneteD Terabredet, das«, falls frtthej oda 
später die EeichBgeaetzgebnng den iolfindischen Urhebern eisen PrfiTenÜT- 
Bchntz, analog dem obengedacbten, gewähren sollte, dies den italienisehei 
Urhebern nnd deren Beehtsnachfolgern von Rechts wegen zn statten kommea 
■all, jedoch unter der Bedingung, sich den fttr die InlBndor etwa nr- 
geschriebenen FOnnlichkeiten nnd Oebtthren ed nnterwerfeo. 

Deutschland — Österreich-Ungarn. 

StaatsTeitrag vom 80. Dezember 1899. 

Art. 1. Jedes Werk der Litteratnr, der Kunst and der Photographie, 
welches in den Staatsgebieten eines der Tertragschliossenden Teile «s- 
heimisch ist, wird in den Staatsgebieten des anderen Teiles, wenn es nicht 
aneh dort als einheimisch anzusehen ist, den dort für Werke gleicher Art 
dnich die inländische Oesetzgebnng jeweils gewährten Schnts auf Omad 
dieses ÜbeieiakommeDB geniesscn. 

Der TertragsmäsBige Schutz wird jedoch nicht gewährt, wenn du Wert 
dort, wo es einbeinisch ist, Oberhaupt keinen gesetilichen Schals geniesst. 
Er soll femer nicht länger bestehen, als der gesetzliche Schutz dort dauert, 
wo das Werk einbeimisco ist. 

Art. 2. Als einbeimisch gilt ein Werk, wenn anf dasselbe TermOge 
seines Ersefaeinangsortes oder rennöge der StaatsangehSrigkeit odar des 
Wohnsitzes seines Urhebers die betreffende inländische Oesetzgebung An- 
wendung findet. 

Art 8. Jm VerhfUtnisse zwischen dem Deutschen Beiche und den im 
Csterreichi sehen Reichsrate vertretenen Königreichen und Ländern ist der 
Tertragsmässige Schutz von der Erfüllung nur der Bedingungen und FSm- 
lichkeiteu abhängiz, welche dnrch die Oesetzgebnng des Teiles Torgeschriebea 
sind, tu dessen Gebiet das betreffende Werk einheimisch ist. 

Dagegen bt im Verhältnisse zwischen den Ländern der ungarischen 
Krone und dem Deutschen Reiche der yortragsmässiae Schutz daron ab- 
hängig, dass hinsichtlich der Bedingungen nnd FQrmliclikeiten nicht nur den 
Gesetzen end Vorschriften des rertragschliessenden Teiles, in dessen Oebiet 
das Werk einheimisch ist, sondein auch den Oesetzen.und Vorschriften des 
anderen Teiles, in dessen Gebiet der TCrtragsmässige Schutz gewährt werdea 
soll, enCsprochen worden ist. 

Als BedinganKcn und Förmlichkeiten im Sinne dieses Artikels sind ins- 
besondere der Vorbehalt des Ubersetznngsrechtes und der Beginn der Ober- 
Setzung innerhalb einer bestimmten Prist anznsehen; das Gleiche gilt von 
dem Vorbehalt des Rechtes der CCTcotlicben Aufführung bei musikalischan 
Werken. 

Art. 4. Dos ausschliessliche Übersetzungsrecht dauert hinsichtlich der 
Sprachen, in denen nicht eine rechtmässige und vollständige Übersetzung 
heransgegeben worden ist, keinesfalls länger als drei Jahre nach der 
Herausgabe des Werkes. 

Bezüglich der Sprachen, in denen eine solche Übersetzung rechtzeitig 
heransgegeben ist, endigt das Übersetznngs recht erst fünf Jahre nach dieser 
Herausgabe. Bei Berechnung der Fristen ist das Kaleadeijahr der Beraus- 
gabe des Werkes oder der Übersetzung nicbt mitzuzählen. 

Art. 5. Die dnrch dieses Übereinkommen gewährleisteten Rechte stehen 
nicht nur den Urhebern, sondern auch ihren Rechts nach folgern, mit Einschluss 
der Verleger, zu, gleichviel ob das Urheberrecht als solches oder nur zur 
Auiübong auf den Rechtsnachfolger itbergegangen ist. 
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Dunit die Urheber bii zum Beweis des GegenteileB &la solche ui- 
geseheD und demgemäas von den Oerichten der rertragscUiessenden Teile 
IUI Terfolgnng ihrer Rechte zngelasBeD werdeo, genUgt ea, wenn ihr Name 
in der flblichen Weise ttof dem Werke angegeben iat. 

Bei uonymea oder paeudan;n»en Werken ist der Hcranigeber ud^ 
wenn ein ioloher nicht oder nicht mit aeinem wahren Namen angegeben ist, 
der Verleger berechtigt, die dem Urheber znatehenden Rechte wahrzonehmen. 
Der Herausgeber and der Verleger gelten in diesen Fallen ohne weiteren 
Beweis ala Rechtanachfoiger des anonjmen oder pseodonTmen Urhebers. 

Art. B. Die Bestimmungen dos gegenwärtigen Übereinkommens sollen 
in keiner Beziehang das jedem der beiden Tertragschliessenden Teile eu- 
stehende Becht beeinträchtigen, durch Ma^aregeln der Qesetzgebnng oder 
inneren Vcrwaltnag die Verbreitung, die Anffühmng, die Anastellnng oder 
das Feilbieten eines jeden Werkes oder Erzcngnissea za überwachen oder 
zu nntersogen. Jedem der beiden vertragscbliea senden Teile bleibt gleicher* 
weise da* Recht gewahrt, im eigenen Qebieto die Einfnhr solcher Werke 
zu Terbieten, welche nach seinen iimeren Gesetzen oder in Qemässbeit seiner 
Verabrednngen mit anderen Mächten als nnerUnbte Wiedergabe erklärt 
sind oder erklärt werden. 

Art. 7. Die Bestimmungen dieses Übereinkommens sollen anch aaf die 
vor Beginn der Wirksamkeit desselben vorhandenen Werke Anwendung 
finden. Jedoch kQnnen begonnene Vervielfältigiingen und Nachbildungen, 
deren Herstellung bisher nicht verboten war, vollendet und gleich den 
bereits erlaabterweise hergestellten verbreitet werden. 

Desgleichen kOnnen die Vorrichtungen tat VervielfältiKung oder Naeh- 
bildong (Abdrücke, Abgflsse, Platten, Steine und Formen), aerea Herstellung 
bisher nicht verboten war, zu beaagtem Zwecke noch während eines Zeit- 
raumes von vier Jahren, vom Beginn der Wirksamkeit des gegenwärtigen 
Dbereinkommens an, benutzt werden. 

Die Verbreitung solcher Vervielfältigungen oder Nachbildungen und die 
fernere Benatznag der bezeichneten VorriehtnngeD iat aber nur dann ge- 
stattet, wenn diese Gegenstände infolge eines von der beteiligten Partei 
binnen drei Monaten nach Beginn der Wirksaiakoit des gegenwärtigen Ober- 
einkommens gestellten Ansuchens in einem Inventar verzeichnet und mit 
einem besonderen Stempel versehen worden sind. Die näheren Bestimmungen 
hierttber werden durch die Verwaltungsbehörden getroffen. 

Die vor Beginn der Wirksamkeit des gegenwärtigen Übereinkommens 
rechtmäsaig zur Auffährung gebrachten dramatiachen, muatkalischen und 
dramatiBch - musikalischen Werke kSanen auch femer frei autgeföhrt 
werden. 

Art. 8. Das gegenwärtige Übereinkommen wird durch zehn Jahre von 
dem Tage ab, an welchem es in Wirksamkeit tritt, in Kraft bleiben. In 
dem Falle, dasa keiner der vertragscliliessenden Teile swSlf Monate vor 
dem Ablaufe des zebojäbrigcn Zeitraumes das gegenwärtige Übereinkommen 
aufkündigt, bleibt daascibe in Kraft bis zem Ablaufe eines Jahres von dem 
Tage ab gerechnet, an welchem einer der vertragschlies senden Teile die 
Kündigung erklärt. 

Art. 9. Das gegenwärtige Übereinkommen soll rstifiEiert, und die Rati- 
fikationsurkunde □ Holleu sobald ala mCgIich in Berlin ausgetanscht werden 
(die beiderseitigen Ratifikationen aind am 9. Mai 1901 auageweehselt worden, 
und der Vertrag ist am 24. Mai 1901 in Kraft getreten); ea wird mit 
Beginn des fünfzehnten Tages noch dem Tage, an welchem der Austausch 
der Ratifikationen erfolgt ist, in Wirksamkeit treten. 
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ScUmsprotok»!!. 

Im Begriff, zur Vollziehniig des unter dem hentigen S&tnai ab- 
geschloHsenen Ubereinkommeng za schreiten, haben die noterzeicliDetea 
Bevo lim ächtigten das Nachateheude Terabrcdet: 
Zn Artikel I und IT. 

In Betreff des VerbältnisBoa zwischen deo im CstaireicbiscbaB Beichante 
vertretenen Konigreicben und Ländern eiueraeics and dem DentBchaa Keidte 
anderseits besteht Einventudois darUbei; 

1. d&se die in dem einen Gebiete erschieamen Weike üläodiscliei 
Urheber ia dem anderen Gebiete nicht als embeimiseb gelten nsd 
deshalb nur den vertraesmäfis^en Schntz genieseeni 

2. dass einem Werke, soweit dasselbe durch die Oesetzgebsog- 
des einen Teiles nur rermDge seines Erscheinens geschützt wird, der 
vertragsmäasige Schatz nur dann zukommt, wenn es auch nach der 
inländischen Gesetzgebnng des anderen Teiles als in dem Oebiete des 
ersteren Teiles erschienen gilt. 

Das gegenwärtige Protokoll, welches ohne besondere Ratifikatie«, 
dnrch die blosse Thatsache der Aaswechslong; der Batifiluüoa des 
Übereinkommens, auf welches es sich bezieht, als tod den Tertrag- 
BcUieasenden Teilen gebilligt und besUtigt awnsehen ist, wnrde in 
doppelter Ausfertigong am 30. Dezember 1399 in Berlin imt^rztichBet. 

Bekanntmachung des Deutschen BefcbskanslerB 
betreffend Ausführnngs-Bestimmungen vom 17. Mai 1901. 

Dm mit iem 34. Mai d. J. in Kraft tretende Übereixfcominen zwisebeD 
dem Dentsehen Reiche und Osterreich-Ungam nun ScbvtM der Uiitebet- 
rechte an Werken der Litt«rataT, Kunat and Photographie Tom 89. Desen- 
ber 1899 findet auf Werke, die bereits tot dem faeieeichneten Tage vor- 
banden waren, mit den im Artikel VII des Abkommeas vorgMebeaem Ein- 
schränkungen Anwendung. Soweit hi^naoh Werke, die aas österretch- 
Ungarn berräbren, einen Schatz erlangen, der ih&ea bisher nicht gewäfat 
war, sind vom Baadesrate die nachlolgendeB 

Bestimmangen über die Abstempelong osd loventarisieraiag der ia 
Artikel VII bezeichneten Exemplare und Vorricktsi)g«B 
erlassen worden; 

§ 1. Wer sich im Besitze aoltA« Exemplare tob Scbriftwerkea, Ab- 
bildungen, Zeichaangen, musiksLischeu Kompositionen, Werkes der Ixld^Mh« 
Kllnste oder der Photographie befindet, welche am 24. Mai 1901 bi^iob ha- 
gestellt waren, oder deren Herstellung an diesem Tage im Gange war, bat 
die Exemplare, wenn er sie verkaufen oder verbreiten will, bis zum 
33. Augast 1901 einschliesslich der PoIizuibehSrde seines WohncM'ts zvr 
Abstempelang vorzu legen. 

Sortimentabuchhändler, Kommissionäre asw., welche solche Exemplare 
besitzen, küunen sie namens der Verleger oder ihrer Anftraggeber zar Ab- 
stempelung vorlegen, ohne dass es einer besonderen Vollmadit "bedarf. 

g 2. Identisch mit § 2 der Bekanntmachung vom 8. Februar 1893 
(Seite 323). 

§ 3. Wer sich im Besitze von Vorrichtungen cur Vervielfälti(BBg «der 
Nachbildug (Abdrucken, Abgasaen, PJat4,en, SteiHB und Formea) Inftndet 
aad sie noch ferner, und zwar ling^ens bis zum 23. Mii 1905, 2ar Ser- 
atellong von Exemplaren benutzen will, hat die Vorriiätt«tngM Us «wn 
23. August 1901 einschliesslich der Polizeibehörde eeiaes .Wohnerte aar 
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Abeteaipdaw Torzule^n. Die Ki:emplare gelbat, welche mit H4ife der se- 
Btem^lien Tomefatangen haczestellt sind, bedürfon eines Stempels nität. 
Auf Verlangen sollen sie indeasen ebenfalls abgestempelt werden. Wei 
Exemplare der bezeichiMten Art abgsBtempelt zu baben vfinscbt, bat sie 
bb zum 23. Mai 1905 einMlilieiialich der Polizeibehörde Tonsnlegen. 

§ 4. Identisch mit § i der BekuwUnacfanttg rem 3. PebriAT 189S 
(Seite 824). 

% b. Ideati«^ mit g & d^ BeluBDtKaebnng Tom 3. Febrnar 1898, 
wobei jedoch statt 16. Dezember 1897 zn setzen ist: 24. Mai 1901 (Seite 324). 

g 6 nd 7. Identiach Bit g 6 nnd 7 dar Bokanntmadiuif Tom 8. Fe- 
bruar 1898 (Seite 324). 

Österreicbisclie Durcbfahruags-VerordnDiig voin 20. Jnli 1901*) 

Eine Verordnung des JnstizminJBterinms im Emremehmcn mit deo 
Ministerien des Innern und des Handels vom 20. Juli 1901 lautet: 

Der I wischen der Osterreicbiscb-nnßurbcfaea Uonarcbie und dem 
Deutschen Reiche am 30. Dezember 1899 abgeschlossene Staatsrertrag be- 
treffend den gegenseitigen Schatz der Werke der Litteratur, der Kunst nnd 
der Fhoto^aphie- ist gemäss Arlikel IS dieses Vertrages, da der Austausch 
der Batififcationen am 9. Uai 1901 EUtigefandeii bat, euu 24. Hai 1901 in 
WirfeMmkeit getreten. 

Zu dessen Durcbf üb mng wild imEinTeraehmen mit den £. E. Ministerien 
des Innern und des Handels mit Wirksamkeit vom Kundautcbungstage yw- 
ordnet: 

Die Bestimmungen der gg 9 bis 15 der Verordnong des JnsliZ' 
minisCeriums Tom 29. Dezember 1895 (siebe Seite 193) haben auf die in 
Artikel VII des Staata Vertrages vorgesehene Inventarisierung und Stom- 
pelung unter Bedachtnabme auf die am 24. Mai 19ÜL eingetretene Wirk- 
«otokeit dieaes Staatsvertrages sinngomässe Anwendimg ao findea. 

Deutschland— Vereinigte Staaten. 

Übereinkommon vom 15. Januar 1892. 

Art. 1. Die Btirger der Vereinigten Staaten von Amerika sollen im 
Dcotacben Beicb den Schutz des Urheberrechts bezüglich det Werke der 
Litteratur nnd Kunst, sowie den Suhutz der Photographien gegen unbefugte 
Nachbildung auf derselben Grundlage genteesea, wie solcher den Reicbs- 
angehOrigen gesetzlich zusteht. 

Art. 2. Dagegen übernimmt die Regierung der Vereinigten Staaten 
die Verpflichtung, dass der Präsident der Vereinigten Staaten in Oemässheit 
der Sektion 13 der Kongressakte vom 3. März 1891 die hierin vorgesehene 
Proklamation behufs Ausdehnung der Bestimmungen dieses Gesetzes auf 
deataehe Reicbsangebürige erlassen wird, sobald der Staatssekretär amtlich 
davon in Kenntnis gesetzt worden ist, dass deutscherseits das gegenwärtige 
Abkommen die erforderliche Oenehmigung erhalten hut. 
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860 Vertrftge: DominikBAiache BepnbUk— Hexiko, 

Art. 3. Das gegenwIrtiKB Abkommen aoll rfttifisiert und dio Biti- 
fikationforkiinden Bollen sobald als mOglich in Washington aoBgetsaicht 
werden. 

Das Abkommen tritt mit dorn Ablaafe tod drei Wochen Ton dem Tage 
des AoBtanBcheB der BatiflkationantkQnden ab in Kraft nnd findet nur tni 
die zur Zeit seines Inkrafttretens noch nicht ToröffeDttichten Werke Ad- 
wendnng. Sasselbc bleibt in Wirksamkeit bis zum Ablanfe von drei 
Unnaten nach erfolgter Kündigong seitens eines der Tertragschliessenden 
Teüe. 

Yollzogen zn Washington in zweifacher Ausfertigung in demtseher und 
in englischei Sprache am 15. Januar 1892. 

(Das vorstehende Übereinkommen ist ratifiziert worden; die An>- 
weebselnng der BatiflkatinnBnrkunden hat am 15. April 1892 in Washingtoi 
stattgefunden, und der Vertrag ist am 6. Mai 1692 in Kraft getnteR.) 



Dominikanische Republilc— Mexiko. 

HandelsTertrag rom 29. Uärz 1890. 

Art. 2 Hinsichtlich des litterarischen nnd künstlerischen Eigea- 

tuma sollen die Bürger eines jeden der hoben Tertragschliessenden Teile 
wechselseitig im Gebiete des anderen die Behandlung der meistbegünstigten 
Nation gcniesaen. 

Ecuador— Frankrelcli. 

Übereinkunft vom 9. Mai 1898. 

Art 1—9, 11—17. Gleichlautend mit den Art. 1-9, 11—17 der Übec^ 
einkuoft zwiechen Frankreich und Costa-Bica (Seite 342). 

Art. 10. Die durch gegenwärtige (am 6. Norember 1B99 in Kraft ge- 
tretene) Übereinkunft anerkannten fechte litterarischen, künstlerischen und 
wissenschaftlichen Eigentums werden den Urhebern, Übersetzern, Komponisten 
nnd Künstlern in jedem der beiden Länder während der ganzen ibnea dnrch 
die Gesetzgebnug ihres Drspriingslaudcs bewilligten SchnlzUaner gewübrleistet 



Ecuador— Mexiko. 

HandelsTertrag vom 10. Jnli 1888. 

Art. 2. Hinsichtlich folgender Materien: 

1. Erwerb unbeweglicher Güter nnd litterarischen Eigentums 
sollen die Bürger Uezikos in Ecuador und die Bürger Ecuadors in Hexiko 
die den Bürgern oder Untertbanen der meistbegünstigten Nation gewährtes 
Bechte und Zugcstänilnisse unter gteicheu Bedtn^ngen gemessen. 



Frankreicil— Berner Qliereinkunn (Seite Sil). 

Frankreicii— Argentinisclie Republik (Seiu 827). 

Frankreich —Bolivien (Seite 338). 

Frankreich— Costa-Rica (Seite 342). 

Frankreich —Dänemark (Seite U8). 
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Verträge: Frgjkkreich — Onatem&lft, 

Frankreich— Deutschland (Seite 349). 
Frankreich— Ecuador (Saite 3öO). 



Frankreich— Guatemala. 

Übereinkanft Tom 21. Aagast 1896. 

Art. 1. Die Urheber litterariscber, wissenach&ftlicher oder künstle riscbei 
Werke, sowohl TSTStFeDtlicbter als nicht Teritffttitlichter, geniesgen in jedem 
der beiden Länder wechselseitig diejenigen Vorteile, -welche dsselbst gesetzlicb 
für den Schntz von Werken der Litteratnr, Wissenschaft oder Knnst gewähr- 
leistet sind oder in Zuknnft gewähtleiatet werden. Sie soUen daselbst hin- 
sichtlich der Gewährleistung dieser Vorteile, der Edangnng von Scfaodeneraatsi 
und der gerichtlichen NachdrackB-Verfolgang denselben Schntz nnd denselben 
gesetzlichen Bekors gemessen, welche den inländischen Urhebern in jedem 
der beiden Länder sowohl durch die besonderen Qesetze aber da^ Utteiarische 
und känstleriscbo Eigentum, als dnrch die allgemeine Gesetzgebung in Civil- 
usd StrafaacbMi gewährt sind oder in Zukunft gewährt werden. 

Der Ausdruck „litterariache, wissenschaftliche oder künstlerische Werke' 
lunfasst Bücher, Broschüren oder alle anderen Schriftwerke; dramatische 
«der dramatiach-ninsjkalische Werke mit oder ohne Text; musikalische 
Kompositionen nnd Masik- Arrangements; choreographische Werke; Werke 
der Zeichenkonst, Ualeret, Bildhauerei und QraTor; Utbographien, Illustra- 
tionen; geographische Karten; Photographien und im besonderen Phototjpien; 
Pläne, Skizzen nnd anf Geograpliie, Topographie, Architektur oder Wissen- 
schaften im allgemeinen bezügliche plastische Werke; überhaupt jegliches 
Erseugnis litterariachen, künstlerischen oder wissenschaftlichen Gebietes, das 
durch irgend ein Dm ck- oder Verrielfältigungaverfahren yeräfTentlicht 
werden könnte, 

Art. 2. Um allen Werken der Litteratar, Wissenschaft oder Kunst den 
in Art. 1 ansgemachten Schutz zu sichern, müssen besagte Urheber oder 
VerlegerTorher beim Ministerium des QfFeutlichen Unterrichts*) drei Exemplare 
desjenigen Werkes hinterlegen, dessen Eigentum sie in den beiden Ländern 
gesen jede Nacbmachnng oder nncrlanbte Verrielfältigung gewährleisten 
wollen; der Minister des öffentlichen Unterrichts soll ihnen eine die Hinter- 
legung der hier angegebenen Werke bestätigende Bescheinigung ausliefern, 
welche dem Betreffenden vor der zuständigen OffentUcben BehQrde die Geltend- 
machang seiner Rechte gestattet. Es soll jedoch hinsichtlich der Kunstwerke, 
wie Statuen, Kirchenfeustor, Medaillen, Gemälde, Architekturwerke etc. etc, 

?'eaagen, dass der Urheber oder Eigentümer die Hinterlegung einer Verviel- 
ättigaug in Gestalt einer Zeichnung, Gravur oder Photographie bewirkt. 
Art. 3. Die Abmachungen des Art. 1 finden auch anf die in einem der 
beiden Länder erfolgende Barstellung oder Aufführung dramatischer oder 
musikalischer Werke der Urheber oder Komponisten des andern Landes An- 
wendung. 

Art. 4. Den Originalwerken werden ausdrücklich diejenigen toq in- 
ländischen oder fremden Werken hergestellten Übersetzungen gleichgestellt, 
die von einem Urheber, der einem der beiden Länder angehört, veranstaltet 
sind. Demzufolge sollen diese Übersetzungen hinsichtlich ihrer unbefugten 
Vcrvielfiltigung in dem andern Lande den durch gegenwärtige Übereinkunft 



*) Dl» HbUeTlegan« der nr Slcherang d« In AR. 1 BaBgemkcbian Schutze! 
MlDliterliim dei BITentUchen UnterrichU lu Quitemals zn d»j linierenden drei Eiem plan 
■Bcb durch dsian HioLarlegune bei der aesaDdisiUi»[t roa GuuemaU to PvU wwut v 
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fär die Originalwerke unsgemnchten Schutz gcuieasen. ^ ist jedoch wohl- 
versUadeu, daas An Zweck gegcairärtigeu Artikels nnr dahin geht, den 
Übersetzer in Beziehung auf die von ihm gefertigte Übeisetzimg des Original- 
weikes zu schützen, keineswegs aber, dem ersten Übersetzer irgend eine» 
in toter oder lebender Sprache geschriebenen Werkes ein auaschlieaaliches 
Übers etznngsrecht zu üb ertragen. 

Art, 6. Die Staats an gehör! gen des einen der beiden Länder als Urheber 
von Originalwerk an, sollen das Bec^t des Einspruchs gegen die VerüfFenU 
liehung jeder nicht vod ihnen genehmigten Übersetzung dieser Werke im 
Ktdem Lande haben, und zwar während der ganzen Dauer dee Zeitraamea. 
für welche der Oennss des litterariscben oder wissenschaitlichen Eigemtnms- 
rceht« an dem Origiaaiwerk ihnen zugestanden ist; die VH^ffeutlichuug eiacr 
nicht genehnigtea Übersetzung wird in jeder Beziehung dem nnerltuibben 
Nachdmck des Werkes gleichgestellt. Dieselben Rechte sollen wechsekeilig 
die Urheber dramatischer Rechte hinsichtlich der Übersetzung oder dor 
Darstellung von Übersetzungen ihrer Werke gemessen. 

Art. 6. Ebenso sind die nicht autorisierten indir^ten Aneigmutgea 
verboten, als Adaptationen, sogenannte Nachabinnogen im guten Qlauben, Eot- 
lebnuiigea, Transkriptionen musikalischer Werke und überhaupt jede ohne 
EinwOlignng des Urhebers vermittelst Drucks oder auf der Bahne vorge- 
nommene Benutzung von Werken. 

Art. 7. Doch soll wechselseitig in jedem der beiden Länder die Ver- 
öffentlichung v<«i mit erklärenden Anmerkung») Tersehenoi Aussägen oder 
ganzen Stucken aus den Werken eines Urhebers des andern Luides in di;r 
Sprache des Originale oder in Übersetzung erlaubt sein, Toransgesetet dass 
die Quellenangabe erfolgt, und dass diese VerüSentlichuagen für den Uat«»^ 
rieht oder das Studium bestimmt sind. 

Art. 8. Die in periodischen Yeröffentlicbungen erschienenen Schrift- 
werke, deren Eecbte nicht ausdrücklich vorbehalten worden sind, kiiaoen 
Ton ^en anderen Veröffentlich ongen derselben Art unter der Bedingung 
Tcrvicl fältigt werden, dass das Original, welchem sie entoonunen sind, an- 
gegeben werde. 

Art. 9. Die gesetzlichen Bevollmächtigten oder Vertreter der UrhAer, 
Komponisten und Künstler sollen wechselseitig und in allen Beuehungeo 
dieselboi Bechte genicssen, welche die gegenwärtige Übereinkunft den Ur- 
hebern, Übersetsem, Komponisten and Künstlern gewährt. 

Art, 10. Die durch gegenwärtige Übereinkunft anerkannten Recht» 
Utterarischen, künstlerischen und wissenschaftlichen Eigentums werden den 
Urhebern, Übersetzern, Komponisten und Kmistleru in jedem der beiden 
LÖDder während der ganzen Dauer des Scliulzes gewährt, welche ihnen die 
Qesetzgebnug ihres Ursprungslandes zugesteht. 

Art. 11. Nach Erfüllung der zur Sicherung des Eigentumsrechtes ut 
einem bestimiuten iitterari sehen, wisscnschiift liehen oder künstlerischen Werke 
in den beiden Staaten erforderlichen Förmlichkeiten ist die EiDfuhr, der 
Verkauf oder die Ausstelinng in jedem der leiden Länder ohne Zustimmung 
der Urheber, Verleger oder KigentiUner verboten. 

Art. 12. Jede ohne Rücksicht auf die Bestimmungen dieser Übereia- 
kanft veraastakete Ausgabe oder VervielfältiguBg eines wissen suhnftücbcn, 
titterarischen oder künstlerischen Werkes wird ait Nachmachang betrachtet. 
Wer nachgemachte Werke oder Gegenstände herausgegeben, verkauft, zum 
Verkauf gestellt oder in das Gebiet eines der beiden Länder eiogefftfart hat, 
wird dem Fall entsprechend nach den in einem oder dem andern der beiden 
Länder geltenden Qesctzen bestraft. 

Art. 18. Die Bestimmungen der g«g«"*ärt^en Ubereinknnft solleu in 
kriner Weise das jedem der hohen vertnigsc hl ks «enden Teile ERsteh^mlc 



■ Google 



y«mäge; Fr«iikraich— IWien. 863 

Secht beeaitr&i^tieeti, Aarak Uasemgela der Ocsctzgebwig oder kneraD 

Vcrwaltang die Verbreitung, Aufführung oder Aussteilong jedes Werkes 
oder Erzeugniases ca erUabeu, na überwachen oder zu Terhindem, hin- 
sichtUch dessen die zuständige Behärde dieses Becht ansübea ksaen wir^. 

Art. 14. Die bohen TerCragachliesHiideii Teile verpflichten sich, sicfa 
wechselseitig alle Qesotie, Dekrete und Verordnungen, welche hinsichtUdi 
der GewähäeistBii^ und AnsttbuBg des geistigen Eigentums verkliudM 
vorden sind oder m Zukunft verkündet werden, uitKuteilen. Die gegen- 
wärtige Übereinkunft soll aus keinem Omnde das Recht des einen oder des 
andern der beiden hohen rertrogschlj essenden Teile beeinträchtigen, die Ein- 
fuhr solcher Bücher in seine eigen^i Staaten zn verbieten, welche nach 
seinen isneren äesetieu oder nach mit anderen Staaten festgesetzten Ab- 
machnngen als N«oh mach up gen erklärt sind oder erklärt werden sollten. 

Art. 1£. Diese Ubereioknoft soll vom Datum des (am 3. Oktober 1896 
erfolgten) Anstauschea der Eatitikationsurkuuden an bis znm Ablauf eines 
Jahres tos doMijenJgen Tage an in Kraft bleiben, an welchem einer der 
beiden hohen vertragschliessenden Teile deren Kiindigoag als angebrttclit 
erachtet htifoen wird. 



Frankreicli— Italien. 

Übereinkanft vom 9. Jnli 188». 

Art. 1. Die Urheber von Werken der Litteratur, Wissenschaft oder 
Kunst sollen, gleichviel ob diese Werke veröff^itlicht sind oder nicht, in 
jedem der beiden Länder gegenseitig sich der Vorteile zn erfrenea haben, 
welche dasribst zum Schutze von Werkm der Litteratar, WiaseoscluR 
oder Kunst gesetzlich eingcrännit sind oder eingeräumt werden. Sie soUen 
dnsdbst denselben Schutz und dieselbe Rechtshilfe gegen jede Beeinträchti- 
gung ihrer Rechte geniessen, als wenn diese Beeinträchtigung gegen in- 
ländische ü.rheber gerichtet wäre. 

Diese Vorteile seilen ihnen jedoch gegenseitig nnr so lange zustehen, 
als ihre £echte in dem Urspmngslande in Kraft sind, und sollen in dem 
andern Land nicht über die Frist hinaus dunem, welche daselbst den in" 
ländischen Urhebern gesetzlich eingeräumt ist. 

Der Ausdruck , Werke der Litteratur, Wissenschaft oder Knnaf nm- 
fasst Bücher, Brescbitren oder andere Schriftwerke, dramatische und dra* 
matiscb-mn alkalische Werke, musikalische Kompositionen, choreographische 
Werke, Werke der zeichnenden Knnst, der Malerei, der Bildhauerei, Stiche, 
Lith<^aphicn, JQ lost rationell, Photographien, geographit,che Karten, geo- 
graphische, topographische, aruhitektonisclie oder natu rwisseDscbatUi che Pläne, 
•Skizzen und Iterstellangon plastischer Art, sowie überhaupt jedes Erzeugui» 
ans dem Bereiche der Litteratur, Wissenschaft oder Kunst. 

Art. 2. Durchaus verbotcu sind in jedem der beiden vertragschli essen- 
den Staates der Druck, die Verüffentlicbung, die Verbreitung, der Verkauf, 
das Feilbieten, die Einfuhr oder Ausfuhr von nachgedruckten Werken der 
Litteratur, Wissenschaft oder Kunst, oder von Gegenständen nicht erlaubter 
Vervielfältigung, gtoichviel ob besagte Nachdrucke oder nicbt erlaubten 
Vervielfältigungen ans einem der beiden vertragBchliessendcii Länder oder 
aus irgend einem dritten Lande herrühren. 

Dasselbe Verbot gilt gleichfalls für jeic Öffentliche und nicbt erlaubi.e 
Darstellung oder Atiffdbruag dramnti scher, musikalischer, dramatisch- musi- 
kalischer oder choreugrnphischcT Werke der Urheber und Komponbten des 
a^d^i*»- Landes, ob nun diese Dai^tellung odcr.Anfführuug eine vollständige 
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-oder teilweise sei und in welcher Weise immeT dieselbe erfolgt aä, selbn 
mit Zusätzen, Wegl&ssungen oder AbönderangeD. 

Die Offentticlie D&ntBÜniig oder Anffilhnmg in It&lien eines franzlteiidiiMi 
-dramatia eilen, mnsikslischen, oramatisch-mosiltalisclieD oder cboreogTKphisdieii 
Werks wird ausserdem von Amts wegen durch die LokaibehOrde untersagi, 
'wenn der Urheber oder Komponist beim italienischen MUüsteriiun des Acker- 
l&nes, der Industrie and des Handels oder bei der italienischen diplomatischen 
oder koQsnlariscben Vertrotang in Frankreich die Erklärung eingereicht )»t, 
dasa er beabsichtige, Jedem die Darstellung oder Auffährnng seines Werki» 
Terbieten zu lassen, der nicht den achriftlichen und legalisierten Nachweis 
seiner Ermächtigung beibringe. Der Empfang dieser Erklärung onterliep 
zu Qunsten der italienischen Staatskasse der Erhebung einer Oebflhr tob 
10 Franken für jedes deklarierte Werk, wobei voransgesetEt wird, dies die 
Teröffcutlichung dieses Werkes nach dem Inkrafttreten der gegeDWärtigeii 
Übereinkunft erfolg^ sei. Falls besagte Abgabe hinsichtlich der italieniscnen 
Urheber Tennindert oder beseitigt werden sollte, sind die französischen Zt- 
hcber davon in gleichem Verhältnis Tollrechtlich befreit. 

Es ist Übrigens woblTerstanden, dass die Erfttllung der FOrmlicbkeii. 
TOn welcher im Torherpch enden Paragraphen die Kede ist, eine nur foknl- 
tative ist, und dass ihre Unterlassung in keiner Weise die Hechte beein- 
trächtigen würde, welche sich für den fraozOsischea Urheber ans der gegen- 
wärtigen Übereinkunft, insonderheit aus den Artikeln 1 und 9 ergeben. 

Art. 8. Die Bestimmungen der Art. 1 und 2 der gegenwärtigen Über- 
einkunft sollen auch Anwendung finden auf die Verleger solcher Werke, 
-welche in einem der beiden Länder verOfFentlicht sind, und deren Urheber 
einer dritten Nation angehürt. 

Art. 4. Die gesetzlichen Vertreter oder Kechtsiahaber der Urbebet, 
Verleger, Übersetzer, Komponisten, Zeichner, Haler, Bildhauer, Kupferstecher, 
Architekten, Lithographen, Photographen etc. sollen gegenseitig in allen Be- 
ziehungen dieselben Rechte geniesscn, welche die gegenwärtige Übereinkunft 
den Urhebern, Verlegern, Übersetzern, Komponisten, Zeichnern, Malern, Bild- 
banem, Kupferstechern, Architekten, Lithographen, Photographen etc. selbst 
gewähn. 

Art. 6. Artikel, welche aus In einem der beider Länder veröffentlichten 
Zeitungen oder periodischen Schriften entnommen sind, dürfen in dem andern 
Lande im Original oder in Übersetzung nachgedruckt werden. 

Jedoch soll diese Befuguis sich nicht auf den Abdruck im Original oder 
in Übersetzung von Feuilletonromonen oder von Artikeln über Wissenscbafi 
oder Kunst beziehen. 

Baa gleiche gilt von anderen aus Zeitungen oder periodischen Zeit- 
schriften entnommenen grösseren Artikeln, wenn die Urheber oder Herans- 
geber in der Zeitung oder in der Zeitschrift selbst, worin dieselben erachicnen 
sind, ausdrücklich erklärt haben, dass sie deren Nachdruck untersagen. 

In keinem Fall soll die im vorstehenden Absatz gestattete Unteraagung 
bei Artikeln, welche politische Erörterungen entbalten, Anwendung finden. 

Verboten sind femer, nicht ermächtigte indirekte Aneignungen, als An- 
passungen, sogenannte Nachahmungen im gnten Glauben (bona fide), Trans- 
skriptionen oder Arrangements musikalischer, dramatisch-musikalischer oder 
choreographischer Werke und im allgemeinen jedwede ohne Genehmigung 
des Urhebers erfolgende Entlehnung aus littcrarischen, dramatischen, vissen- 
sdiafllichca oder künstlerischen Werken. 

Art. G. Um allen Werken der Litteratur, Wissenschaft oder Kunst 
den durch gegenwärtige Übcreinknnft festgesetzten Schutz zu sichern, und 
damit die Urheber besagter Werke, bia zum Beweise dea Gegenteils, al» 
solcbe aogosohen und demgemäss Tor den Ooricbteo beider Länder zur 
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Verfolgung Ton Nschdrack und Machbildniig zugelosaen werdeo, soll es gc- 
nägen, d&ss ihr Name auf dem Titel des Werkes, unter der Zueigaong oder 
Vorrede oder un Schlosse des Werkes augegobeu ist. Bei anonymen oder 
paeudoDjmcD Werken ist der Verleger, dessen Name anl dorn Werko steht,. 
zur Wahmchmnng der dem Urheber zostebenden Bechto befugt. Derselbe 
gilt ohne weiteren Nachveis als Bechtsinhaher des anonymen oder Pseu- 
donymen Urhebers. 

Art. 7. Den Originalwarken werden die io einem der beiden Länder 
veranstalteten Übersetzungen inländiscber oder fremder Werke ausdrücklich 
gleichgestellL Demzufolge sollen diese Übersetz nngen, rücksichtlich ihrer 
onbfltagten VerrisUlitigong in dem anderen Lajide, den io dea Torher- 
gehenden Artikeln festgesetzten Schntü gemessen. Es ist jedoch wohlver- 
standen, dass der Zweck des gegenwärtigen Artikels enr dahin gebt, den. 
Übersetzer in Beziehung auf die Ton ihm gefertigte Übersetzung des Original- 
werkes zu Bchützeu, keineswegs aber, dem ersten Übersetzer irgend eincs- 
in toter oder lebender Spr&che geschriebenen Werkes das ausschliessliche 
Übersetznngs recht zu Übertragen, ausser in dem im folgenden Artikel Tor- 
gesehenen Falle. 

Art. 8. Die Urheber in jedem der beiden Länder gemessen in dem. 
anderen Land während zehn Jahren nach dem Erscheinen der mit ihrer Qo- 
nehmignng veranstalteten Übersetzung ihres Werkes das ansschliesaliche 
Becht, die Übersetzung ihres Werkes zu venustslten oder zu erlauben. 

Um der Bechtswohlthat dieser Bestimmung teilhaftig zu werden, ist 
es erforderUcb, dass die geoehmigte Übersetzung innerhalb eines Zeitraumes 
von drei Jahren von der VerOffeutlichung des Original werkes an gerechuct 
TollatSndig erschienen sei. 

Bei den in Lieferungen erscheinenden Werken soll der Lauf der io dem. 
vorstehenden Absatz festgesetzten dreijährigen Frist erst von der Ver- 
öffentlichong der letzten Lieferung des Original werkes an beginnen. 

Fijls die Übersetzung eines Werkes lieferungsweise erscheint, soll die 
im ersten Absatz festgesetzte zehnjährige Frist gleichfaOs erst von dem 
ErBcheinen der letzten Lieferung der Üheraetznag an zn laufen beginnen.. 

Indessen soll bei Werken, welche aus mehreren in Zwischenräumen er- 
scheinenden B&nden bestehen, sowie bei fortlaufenden Berichten oder Heften, 
welche von litterarischen oder wissenschaftliehen Oesellschaften oder von 
Privatpersonen TerDffentlicht werden, jeder Band, jeder Bericbt oder jedes 
Heft, bezüglich der zehnjährif^en und der dreijährigen Frist, als em be- 
sonderes Werk angesehen werden. 

Die Urheber dnunatischcr oder dramatisch musikalischer Werke sollen 
während der Dauer ihres ausschliesslichen Übersetzungs rechtes gegenseitig 
gegen die nicht genehmigte tSffentliche Darstellueg der Übersetzung ihrer 
Werke geschützt werden. 

Art. 9. Jede Zuwiderhandlung gegen die Bestimmungen der gegen- 
wärtigen Übereinkunft soll die Beschlagnahme, Einziehung und Verurteilung 
zn Strafe und Schadenersatz nach Hassgsbe der betreffi'nden Oesetzgebangeu 
in gleicher Weise zur Folge haben, wie wenn die ZuwiderhandJuDg ein Werk 
oder Erzeugnis ialändiscben Ursprungs betroffen hatte. Die Merkmale, aus 
welchen der Thatbestand des Nachdrucks oder der unbefugten Nachbildung 
oder Aufführung sich ergiebt, sind durch die betreffenden Gerichte uaclt 
Hassgabo der in jedem der beiden Länder geltenden Gesetzgebung fcat- 
zuBteUen. 

Art. 10. Die hohen vertragachliessenden Teile haben sich dahin geeinigt,. 
dass, wenn einer derselben irgend einem Staat hinsichtlich des Schutzes des 
geistigen Eigentums weitere Vorteile, als die durch gegenwärtige Über- 
einkunft festgesetzten bewilligen sollte, diese Vorteile dem andern vertrag- 
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-ecUiesscndes Teil ebenfftUa niid noter den g^eiahen Bedingiiitgeo gewlhit 
sein wUnl«n. 

Art, H. Um die Anaftlhrang der gegenw&nigeB Übemokonfc xa er- 
kichtern, Terpflichteo sich die beiden hoben vertragscbliegsenden Teils rar 
gceenaeitJKen Mitteilun;* der Gesetze, VerordiinnKeü oder BeatiDunnagei, 
welche jeder von ihnen erlassen hat oder iu Zukunft mit Bemg' Mit des 
Schutz oder die Ansübnng der Bechte des geistigen Eigentums erluMi 
sollte, Sie rerpflichten sich ebenfalls, sich gegenseitig die gedrnckton Liatcn 
^der Ton den Antoren rar Wahrung ihrer Rechte von den betreffeikden Be- 
hQrden abgegebenen £!rkl&nuigen mltzateilen. 

Art. 13. Die Bestimninngen der gegenvrtlrtigeD Übereinkunft sollci is 
Keiner Weise das Eecht beeinflussen, weiches sich jeder der beiden bobea 
Tertragsebliessenden Teile ansdrScklich Torbehält, dnreh M&ssoahnMn dei 
Oesetzgebang oder Verwaltnng die Terbreitang, Darstellnng oder Anf- 
führang jedes Werkes oder GeE^enstandes ku öbenraeheB oder m unter 
sagen, hinsichtlieh dessen der eine oder andere Staat die Anstlbang dieties 
Eeohtes (Hr geeignet erachtet. Jeder der hoben rertragscbtiessenden Teile 
Ijehält ftbrigens du Recht, die Einfuhr derjenigen Werke in eein Qebiet 
za untersagen, die nach seinen Landesgesetsen oder den mit andern 
Mächten eingegangenen Abmacbongen als NachAroeke eridärt shd oder e> 
klSrt werden können. 

Art. 13. Bie Beatimmangen der gegenwärtigen Dbereinknnft sollet uf 
^die dem Inkrafttreten derselben vorhergehend an Werke unter den im an- 
gefügten Protokoll »Qf^esprocheDeD Vorbehalten nnd Bedingnngeo A>- 
■Wendung finden. 

Art. 14. Die gegenwärtige Übereinkunft soll zehn Jahre Tom Tag« 
ihres Inkrafttretens an in Rralt bleiben, und ihre Wirksamkeit soll alsdaiiB 
so lange, bis sie tod dem einen oder dem andern der hohen yertrag- 
«chlieesenden Teile gekündigt wird, und noch ein Jahr nseh erfolgter Kflndi- 
gnng, fortdauern. 

Art. 15. Die gegenwärtige Übereinkunft soll Tatifliiert und die Rati- 
fikation s-Urlinnden sollen sobald als möglich iu Paris ausgeweehsclt werden. 
(Am 21. Januar 1885 ausgewechselt.) 



1. Die Wohlthat der Bestimmungen der Übereinkunft Tom heutigen 
Tage wird denjenigen Tor deren Inkrafttreten vorhandenen Werken der 
Litteratnr, Wissenschaft und Enest zu teil, welche etwa einen gesetzlichen 
Schutz gegen Nachdruck, gegen Nachbildung, eegen nueriaubte Offentliebe 
Anfführongcn oder Darstellne gen oder gegen uneriaubte Übersetzung nicht ge- 
niessen, oder diesen Schutz bfolge der Nichterfüllung vorgeschriebener 
Förmlichkeiten verloren haben. 

Der Druck der Rxemiilare, deren Eerstellung beim Inkrafttreten der 
gegenwärtigen Übereinkunft erlaubterweise im (lange ist, soll vollendet 
werden dürfen; die Exemplare sollen ebenso wie diejenigen, welche zu dem 
gleichen Zeitpunkte erlaubter weise bereits hergpsCellt sind, ohne Hflckaicht 
auf die Beatimmungen der Übereinkunft, verbreitet und verkauft werden 
dürfen, vorausgesetzt dass ienerbalb dreier Monate, in Oemässbeit der von 
den betrofTcndcn Regierungen crlHssenen Anardniingen, die bei dem Inkraft- 
treten engefatigenen oder fertiggestellten Exemplare mit einem besonderen 
Stempel verscben werden. 

Ebenso sollen die beim Inkrafttreten der gegenwärtigen Übereinkunft 
vorhandenen Vorrichtungen, wie Stereotypen, Holistneke und gestochene 
Platten aller Art, sowie lithographisciie Steine, während eines Zeitraumes 
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von Tier Jahren von diesem Inkrafttreten an benutzt werden dttrren, 
nachdem sie mit einem besonderen Stempel vergehen worden sind. AuF 
Anordnang der betreffenden Re^ernngen soll ein Inventar der Exemplare 
von Werken und der Vorrichtungen, volche im Sinne dieses Artikels erlaubt 
sind, aufgenommen werden. 

8. Was die dramatischen oder dramatisch'mDBikalischen Werke an- 
langt, veiche in einem der beiden Länder erschienen und in dem anderen 
Lande vor dem Inkrafttreten der gegenwärtigen Übercinknaft im Original 
oder in ÜberBotzung Öffentlich anfgefahrt worden sind, so sollen dieselben 
gleichfalls den gesetxUchen Schatz -gegen die nnerlaabte Änffohrnng ge- 
niessen. 

S. Die Öffentliche Darstelinng oder AnfTührung in Italien dieser dra- 
matischen oder dramatisch-musikalischen Werke, ebenso wie der fran- 
zftsischen musikalischen oder choreographischen Werke wird von Amt« vngca 
dnrch die LakslbehOrde untersagt, voraugeseUt daas der Urheber oder 
Koraponist oder seine Bechtsinhaber entweder dem italienischen Ministerium 
doi Ackerbtns, der Industrie und des Handels oder der italienisehen diplo- 
natisehm oder ktmsalarisehen Yertretnng in Frankreich die Eriil^ang ein- 
gereicht haben, dann de beabsichtigen, die Oaretelliing oder AoffOhrung 
Lesngter Werfce jedermann untersagen zn lasse», der nicht den schriftliofaeu 
and begUnbigten Beweis ihrer ErmSchügung beibringen wttrda. Alle eiuem 
gleichen Urheber oder Verleger gehörenden Werlce kOnnen in eine einzige 
Deklu&tioD zusammen gef aast werden, deren Empfang die Brhebnng einer 
OebQhr von 30 Franken zu Gunsten der italienischen Staatskasse in sich 
aehliesat, welches anch immer die Anzahl der in die Deklaration zuBammen- 
^&ssten Werke sei. £s ist wohlverstanden, dass die ErfüUnn^ dieser 
Förmlichkeit nur fakultativ ist, und dass ihre Unterlassung in nichts die 
Bechte beeinträchtigen wUrde, welche sich fbr die franzAsiseheu Urheber 
aas diesem Protokoll ergeben. 

4. Hinsichtlich de^ übersetz ungsrechtes, sowie der Öffentlichen Auf« 
ffthnmg in Übersetzong von Werken, welche vor dem Inkrafttreten der 
onterEentigem Datum abgeschlossenen Übereinkunft erschienen sind, ge- 
niessen die Urheber die ans Art. 8 dieser Übereinkunft betreffs der Aus- 
dehnung der durch die Übereinkunft vom 29. Juni 1862 für die Veröffent- 
lichung der Übersetzungen festgesetzten Fristen sich ergebenden Vorteile, 
Torausgesetzt dass besagte Listen beim Inkrafttreten der heute ab- 
geschlossenen Übereinkunft nicht abgelaufen seien oder dass, wenn diese 
Frist abgelaufen, seitdem weder eine Ubersetzuag erschienen sei, noch ame 
AnffBhrung stattgefunden habe. 

Dos gegenwärtige Protokoll, welches als ein integrierender Teil der 
Übereinkunft vom heutigen Tage zu betrachten und mit ihr zu ratifizieren 
ist, soil gleiche Kraft, Dauer und gleichen Werth haben wie diese Über- 
«inkunft. 



Frankreich— Mexiko. 

Handelsvertrag vom 27. Novembe 



Art. 2. Hinsichtlich des litterarischen und Mnstlcriscben Kigcntums 
HoUen die Bilrger jedes der beiden rertragsch liessenden Teile wecbselseitig 
beim andern die Bi'lianillung der meistbegünstigten Nation gemessen. 



■ Google 



S68 Vertrage: FraBkreicli— Uanaco. 

Frankreich— Monaco. 

Zollvertrag vom 9. November 1866. 

Art. 8 Se. Hoheit verpflichtet sich jedoch, innerhalb des I'ünten- 

tnma die V.erQfFentlichnD^, den Verkauf nnd den Vertrieb solcher Btteher, 
Zeitnngen und Kupferstiche za gestatten, deren Verbot von seitön der firU' 
zOsitcheD Verwaltung der färstlichon Gegienmg mitgeteilt worden ist. 



Frankreich— Niederlande. 

Übereinknnft vom 29. Harz 1866. 

Art. 1. Die Urheber von wissenschaftlichen nnd litte rarischen Werkes, 
denen die Oesetze dos einen der beiden Länder das Eigentums- oder Ur- 
heberrecht gegenwärtig gewährleisten oder in Zukunft gew&hrletgten 
werden, ebenso deren Bechtsinh&ber haben die Befugnis, dieses It«cbt im 
Oebiet dea andern Landes wllhrend desselben Zeitramos und in demaelbea 
Umfang anezDüben, als in diesem andern Lande das den Urhebern gleich- 
artiger dort veröffentlichter Werke zuerteilte Recht ausgeübt werden würde, 
derart, dass Vervielfältigung. oder Nachdruck in einem der beiden Länder 
von in dem andern verUfFentlicbteii wissenschaftlichen oder litlerarischw 
Werkeo, soweit besagte Oesetze nicht durch die gegenw&rtige Übereinkntft 
anfgehobui werden, auf dieselbe Weise behandelt wird, als es die Verviel- 
fältigung oder der Nachdruck von gleichartigen nrgprfinglich in diesen 
andern Land verSffentlicbten Werken seAn woAe. Die Urheber des ^eu 
der beiden Länder sollen vor den Gerichten des andern die gleiche Klage- 
befageis haben and dieselben Garantien gegen den Nachdruck und die nicht 
erlaubte Vervielftitigung gemessen, als die, welche da« Gesetz den Ur- 
hebern dieses letzteren Landes gewährt oder in der Folge gewähren sollte. 

Es ist jedoch wohlverstanden, dass die wechselseitig in dem einen oder 
andern Lande liinsichtlich der vorerwähnten Werke an^nUbenden Rechte 
nicht weiter ausgedehnt werden können, als diejenigen, welche die Gesetz- 
gebung des Laudes gewährt, welchem der Urheber oder seine Rechtsinh^r 
angehören. 

Art. 2. Der durch Art. 1 fes^atzte Schutz wird nur demjenigen ta 
teil, der genau den Gesetzen und Verordonngen geoUgt hat, welche in dem 
Ursprungsland e mit Bezug auf das Werk, für welches dieser Schutz be- 
ansprucht wird, gelten. Durch eine Bescheinigung, welche von dem Bureaa 
fQr Buchhandel (burean de la librairie) des HiaiBtericms des Innern oder 
von dem Sekretariat der Präfektur in den Departements oder von den 
Hinisterinm des Innern zu Haag ausgestellt wird, ist der Nachweis in 
ftUiren, dass die durch die Gesetze nnd Verordnongen verlangten Förmlich- 
keiten erftlUt worden üind. 

Art. d. Den Original werken werden die in einem der beides Länder 
angefertigten Übersetzungen von inländischen oder ansländischen Werken 
ansdrUcklich gleichgestellt. Diese Übersetz« c^cn geciessen demgeniäsa den 
durch Art. 1 festsetzten Schutz hinsichtlich des unberechtigten Nach- 
drucks derselben m dem andern Lande. Sa ist wohlverstanden, dass der 
Segenwärtifce Artikel nicht bezweckt, dem ersten Übersetzer eines Werkes 
fts ausschliessliche Übersetzungs recht zu gewähren, sondern nur, des Über- 
setzer hinsichtlich seiner eigenen Übersetznng zn schätzen. 

Art. 4 — 10. Identisch mit Art. 4 — 10 der Übereinkunft zwischen BcIgic.L 
nnd den Niederlanden (8. 829). 
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Art. 11. Die gegenwüTtige UboreiultDnft aoU bis xum 2b. Juli 1866 
in Kraft bleiben. Nach diesem Zeitraam eoU eie dns Lob des am 25. Juli 
1840 zu Paris nateTzeichneten Handels- und Schiffahrts Vertrages teilen^ derart, 
dass sie als gekliodigt erachtet wird, wenn einer der Teile dem andern, ge- 
miss den dnrch Art. 16 gestniltco Bedingungen dieeee Vertrages, sciiie Ab- 
sicht, die Wirkaainkeit deraelben aafzubeben, knndgetlian hat. 

Die hohen vertragSL-hiiess enden Teile belialten aich jedoch die Befngnis 
Tor, im beiderseitigen Einverständnis au gegcenftrliser Übereinkunft Jegliuhe 
Änderung rorztmehmen, welche nicht unvereinbar mit dem Geist und den 
Grundsätzen ist, auf welchen dieselbe beruht, und deren NUtKÜclikeit die 
Erfahrung dnrgethan haben sollte. 

Znsatzerkitirung vom '27. Ajiril I8G0. 

Art. '2. Die TerSfFentlichnng im Königreich der Niederlande von aus 
Bmch>tttcken oder Anszitgcn aas französischen Urhebern znsammcngestellien 
Chrestomathien soll erlaubt sein, vorausgesetzt äasi diese Siimmlungeu 
speziell für den Unterricht bciitimmt sind und auf die Sache oder Über- 
setzung bezügliche Anmerkungen in hollandischer Sprache eolhnlten. 

Deklaration vom 19. April 18»i. 

Die Regierung Seiner Hajestflt des KGnigs der Nicderliinde und die 
Regierung der franzKsischen Republik, in der Erkenntnis, dass es nützlich 
sei, auf ihren Gebieten und in ihren Kolonien den Schutz des geistigen 
tUgentnms an Werken der Littaratur cnd Kunst bis zum AbschiuSB 
definitiver Vereinbarungen Torltinfig itn regeln, sind dahin Übereingekommen: 

1. Die Übereinkunft vom 39. März 1655, betreffend das geistige Eigen- 
tum an Werken der Lilterntnr und Kunst, und den Artikel 2 der Zusatz- 
erkläruay vom 27. Apri! 1860 wieder in Kraft zu setzen; 

2. d«n in der Eonvcntion vom 29. HHiz 1855 und in der Znsatzerkltlrang 
Tom 27. April 1860 vereinbarten Schulz auf musikalische Werke zn erstrecken. 

Ausserdem sollen diese Bestimmungen auf die beiderseitigen Kolonien 
Anwendang finden, auch werden die beiden Begiemngen sobald als möglich 
Verhandlungen zum Zwecke des Abschlusses einer Konsularkonvention und 
einer neuen Kunst- und Litteraturkonvention einleiten. 

Die gegenwärtige Deklaration tritt mit dem Tage des Austausche« der 
Ratifikationen bezüglich der heute unterzeichneten Handelskonvention in 
Kmft nnd bleibt, falls die cinznleitcnden Verhandlungen nicht zn neaen 
Vereinbaningen lehren sollten, während zehn Jahren nnd nach diesem Zeit- 
punkt so lange in Gültigkeit, bis die eine oder die andere der vertrag- 
schliesseoden Mächte zwölf Monate vorher ihren Wnnsch, die Wirksamkeit 
derselben anfhSrcn za lassen, zu erkennen gegeben hat. 



Frankreich—Österreich.*) 

Übereinkunft vom 11. Dezember 1866. 

Art. I. Die Urheber von Büchern, Broschüren oder anderen Schriften, 
VOD musikalischen Kompositionen oder Arrangements, von Werken der 
Zeiehenkunst, der Malerei, der Bildhauerei, des Kupferstiches, der Litho- 
graphie und allen anderen Uinlichcn Erzengnissen aus dem Gebiete der 
Litteratur oder Kunst, sollen in jedem der ^idcn Staaten gegenseitig sich 
der Vorteile zu erfreuen haben, welche daselbst dem Eigentum an Werken 

■) Aach rar Cogani glilUg. 
QMctic Ober du Urheberrecht. U 
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der Litteratnr oder Knust gesetzlich oingerKumt sind oder werden, und in- 
lelbea ächntz, sowie dieselbe Kechtshilfc gegen jede BeeintrSchtlTuiiK ihm 
Becbte geaiessen, als wenn diese BeeiDti&chti)caii|; ^e^cen die Urheber solditr 
Werke begangen wäre, welche zam ersten Male in dem Lande selbst Tet- 
jtffentlicht worden sind. 

Es sollen ihnen Jedoch diese Vorteile gegenseitig nur so lange znstehei. 
als ihre Rechte in dem Lande, in welchem die ursprüngliche Veröffentlich unc 
erfolgt ist, in Kraft sind, nnd sie sollen in dem anderen Lande nicht iilwr 
die Frist hinaus danem, welche fflr den Schatz der einhcimbclien Autoren 
gesetzlich festgestellt ist. 

Art. 2. Der Oennss der durch Art. 1 zngostandenen Begünstignng is' 
dadnrch bedingt, da!>B in dem Ursprungslandc die zam Schntze des Eigei~ 
tnms an Werken der Litteratnr oder Kanst gesetzlich vorgeschriebenen 
Förmlichkeiten erfllUt sind. FUr die Bücher. Karten, Kupferstiche, Stiel«' 
anderer Art, Lithographien oder musikalischen Werke, welche zum ersten 
Male in dem einen der beiden Slaatoa ver<]fientlicbt sind, soll die AusfibDn;; 
des FigentuDldrechtes in dem anderen Staate ausserdem dadurch bediogi 
sein, dass in dem letzteren vorher noch die Fürmlichkcit der Eintragnij 
anf folgende Weise erfüllt ist: 

Wenn das Werk zum ersten Male in Österreich erschienen ist, miis.< 
es zu Paris auf dem Ministerium des Innern eingetragen sein. Wenn äa> 
Werk zum ersten Male in Frankreich erBchienen ist, muss es zn Wien 
auf dem Ministerium der auswärtigen Angelegenheiten eingetragen sein. 

Die Eintragung soll beiderseits auf die schriftliche Anmeldung der Be- 
teiligten erfolgen, welche beziehungsweise an die genannten Ministerien oder 
an die Gesandtschaften der beiden LHnder gerichtet werden kann. 

In allen Fällen muss die Anmeldung bei Wecken, welche nach den 
Eintritte der Wirksamkeit der gegenwärtigen Konvention erschienen sind, 
hinnen drei Monaten nach dem Erscheinen des Werkes im anderen Lande, 
und bei den frülier erschienenen Werken, binnen drei Monaten nach dem 
Eintritte jener Wirksamkeit eingereicht werden. Für die in Lieferungen er- 
scheinenden Werke soll die dreimonatliche Frist erst mit dem Erscheinen 
der letzten Lieferung beginnen, es wäre denn, dasa der Autor in Üeinässheit 
der Bestimmungen des Art. 5 die Absiebt eu erkennen gegeben hätte, sich 
das Kecht der Übersetzung vorzubehalten, in welchem Falle jede Liefernn); 
als ein besonderes Werk angesehen werden soll. Die Fürmlichkeiten der 
Eintrngung, wcluhe letzere in besondere, zu diesem Zwecke geführte Register 
Btattflndct, soll weder auf der einen noch anf der anderen Seite Anlass lur 
Erhebung irgend einer Gebühr geben. 

Die Beteiligten erhalten eine authentische li es ch einig ung über die Bio- 
tragnng; diese Bescheinigung wird kostenfrei ausgestellt werden, vor- 
behaltlich der etwaigen gesetzlichen Stempelabgabe. Die Bescheinignnc 
soll das genaue Datum der Anmeldung enthalten, ferner den Titel de^ 
Werkes, den Namen des Autors und den des Verleger", sowie alle zur 
Konstatierung der Identität des Werkes erforderlichen Angaben; sie soll in 
der ganzen Ausdehnung der beiderseitigen Gebiete vollen Glauben haben 
und das ausschliessliche Recht des Eigentums nnd der Vervieifftlügang 6u 
lange beweisen, al^ nicht ein anderer ein besser begründetes Recht vor 
Gericht erwirkt haben wird, 

Art. 8. Die Bestimmnnt>cn des Art. 1 sollen gleiche Anwendung auf 
die Darstollang oder Aufriihrang dramatischer oder musikalischer Werkt 
finden, welche nach Eintritt der Wirksamkeit der cegenwiirtigcn KoaTenttoo 
zum ersten Male in einem der beiden Länder veröffentlicht, aufgeführt oder 
dargestellt werden. 
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Art. 4. Des ÜnginftlnerkeD werden die in (inem der beiden Staaten 
veranstalteten Übersetzungen inländischer oder fremder Werke ansdrücktich 
gleicbgestellt. Demzufolgu sollen diese Übersetzungen, rflckaiclitlicli ihrer 
UQsbefugten Vervielfältigung, in dem anderen Staate deu im Art. 1 fest 

Jesetzten Schutz geniessen. Es ist indes walilTerstandon, dass der Zweck 
es gegenwärtu^on Artikels nur dahin gi'ht, den Obersetzer bezüglich seiner 
eigenen Übersetzung des Originalworkes zn schützen, nicht aber, dem ersten 
Übersetzer irgend eines in toter oder lebender Sprache geschriebenen Werke« 
daa aussch Hessen de Ubersetznngs recht zu. übertragen, ausgenommen in dem 
im folgenden Artikel vorgesehenen Falle und Umfange. 

Art. 5. Der Autor eioes joden in einem der beiden Länder erschienenen 
Werkes soll gegen die Veröffentlichung Jeder ohne seine Ermftcbtigting ver- 
anstalteten Übersetzung desselben Werkes in dem anderen Lande den 
gleichen äcbutz, wie die inländischen Autoren gemessen, unter der Be- 
diognng jedoch, dass er an der Spitze seines Werkes seine Absicht, sich 
das Kccht der L'liersetEung vorzub ehalten, angezeigt habe. Bei den in 
Lieferungen erscheinenden Werken soll es genügen, wenn die Erklärung des 
Autors, das» er sich das Recht der Übersetzang vorbehalte, anf der ersten 
Lieferung jedes Bandes ausKsdrückt ist. Die Autoren dramatischer Werke 
geniessen beiderseits die gleichen Rechte bezüglich der Übersetzung oder 
der Auffübrung der Übersetzungen ihrer Werke. 

Art. 6. Wenn der Urheber eines im Art. 1 bezeichneten Werkes das 
Uodit zur Heransgabe oder Vervielf&ltigung einem Verleger im Gebiete des 
tinen oder des anderen der huheu vertragschli essen den Teile mit dem Vor- 
behalte übertragen bat, dass die Exemplare oder Ausgaben des solchergestalt 
herausgegebene a oder vervielfältigten Werkes in dem anderen Lande nicht 
verkauft werden dürfen, so sollen diese Exemplare oder Ausgaben beider- 
seits als unbefngte Verviülf&ltignng angesehen werden. Die Werke, anf 
welche der Art. 6 Anwendung findet, sollen den Vorteil der freien. Zu- 
lassung in beiden Ländern zum Behufc ihrer Durchfuhr nach einem dritten 
Lande geniessen. 

Art. 7. Die gesetzlichen Vertreter oder Rechtsnachfolger der Autoren, 
Übersetzer, Komponisten, Zeichner, Ifaler, Bildhauer, Kupferstecher, Litho- 
graphen usw. aollen beiderseitig und in allen Bezieliungen derselben Rechte 
teilbaflig sein, welche die gegenwärtige Übereinkunft den Autoren, Über- 
setzern, Komponisten, Ketcbnem, Haiern, Bildhauern, Knpferstechem und 
Litliograplicn selbst bewilligt. 

Art. 8. Ungeachtet der in den Art. 1 und 4 der gegenwärtigen Kon- 
Tention enthaltenen Bestimmungen dürfen Artikel, welche aus den in einem 
der beiden Länder erscheinenden Zeitnngen oder periodiscben Sammelwerken 
«ntnommou sind, in den Zeitungen oder periodiscben F^nmmel werken des 
Anderen Landes abgedruckt oder Übersetzt werden, wenn nur die Quelle, 
aas der diese Artikel geschupft worden sind, dabei angegeben wird. Diese 
Befagnis soll jedoch auf den Abdruck oder die Übersetzung von Artikeln 
ans Zeitungen oder periodischen Sammelwerken, welche in dem anderen 
Lande erschienen sind, in dem Fnlle keine Anwendnng finden, wenn die 
Autoren in der Zcitong oder in dem Sammelwerk selbst, in welchem sie 
dieselben haben erscheinen lassen, förmlich erklfirt babcn, dass sie deren 
Abdruck oder Überaetznng untersagen. In keinem Falle soll dies! Doter- 
sagung bei Artikeln politischen Inhalts Platz greifen kOuiien. 

Art. 9. Der Verkauf und das Feilbieten von Werken oder öegen- 
ständen, welche im Sinne der Art. 1, 3, i nnd 5 auf unbefugte Weise ver- 
Tielfältigt sind, ist, vorbebsltlich der im Art. 11 enthaltenen Bestimmung, 
ii jedem der beiden Staaten verboten, sei es, dass die unbefugte Verviel- 
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filtiguiig in einem der Beiden Lllnder oder in irgend einem rrcmilen LinJe 
stattgefunden hat. 

Art. 10. Im Falle von Zuwiderhandlongen gegen die Bestimmungen 
der vornnstebenden Artikel soll mit Beschlagnahme der nachgebildeten 
GegenetSode Terfahren werden, and die Gerichte sollen auf die dnrcb die 
beiderseitigen Gesotsgebungen bestimmten Strnfen in derselben Weise er- 
kennen, als wenn die Zawiderhandlnng gegen ein Werk oder Erzeugnis 
inländischen Ursprungs gericfatot wäre. Die ilerkn]3,le, welche die uoliefngte 
Nachbildung begründen, sollen dnrch die Gerichte des einen oder des 
anderen Landei nach der iu jedem der beiden Staaten begtehcuden Gesetz- 
gebung bestimmt werden. 

Art. 11. Beide Regiernngen werden durch AdministrAtir-Vcrordnungen 
die nOtigeu Mna »regeln zur Verhütung aller Schwierigkeiten und Vci- 
wickelungen trrffen, in welche die Verleger, BDchdrncker und Buchhändler 
des eiaeo oder des anderen Landes durch den Besitz oder Verkauf solcher 
Vervieißlti gangen der, im Eigertnmc YOn Unterthancn des anderen Landes 
befindlichen, noch nicht zum Gemeingut gewordenen Werke geraten könnten, 
welche sie vor dem Eintritte der Wirksamkeit der gegenwärtigen Konrentien 
veranstaltet oder eingeführt haben, oder deren Aufortigut:g und Wieder- 
abdruck ohne Ermächtigung des Berechtigten zur Zeit des Eintrittes der 
Wirksamkeit der gegenwärtigen Konvention im Zuge ist. Diese Anordnungen 
sollen sich auch auf Klischees, Holzstöcke und gestochene Platten jeder Art, so- 
wie auf Uthographieehe Steine erstrecken, welche sich in den Uagazinen bei den 
flsterreichisrben oder französischen Verlegern oder Druckern befinden nnd 
Ssterreii'hi sehen oder französischen Originaleu ohne Ermächtigung des Be- 
rechtigten nachgebildet sind. Indessen sollen die Klischees, Holzstöcke und 
gestochenen Platten aller Art, sowie die lithographischen Steine nur innerhalb 
Tier Jahren, vom Beginne der Wirksamkeit der gegenwärtigen KooTeation 
an gerechnet, benutzt werden können. 

Art. 12. Während der Dauer der gegenwärtigen Konvention aollen die 
folgenden Gegenstände, nämlich: Bücher in ollen Sprnchen, Kupferstiche, 
Stiche anderer Art und Holzschnitte, Lithographien und Photographien, geo- 
graphische oder Seekarten, Musikalien, gestacbeuc Kupfer- oder Stabiplatten, 
geschnittene HolzstOcke , sowie lithographische Steine mit ZeichnUDgen, 
Stichen oder Schrift sum Gebrauche für den Umdruck auf Papier, Gemälde 
und Zeichnungen, gegenseitig ohne Ursprungszeugnisse zollfrei zugelassen 
werden, 

Art. Vi. Die zur Einfuhr erlaubten Bücher, welche aus Österreich 
kommen, werden in Frankreich sowohl zum Eingänge, als auch zur un- 
mittelbaren Dnrcbfuhr oder auch zur Niederlage, bei folgenden Zollämtern 
abgefertigt werden, nämlich: 

1. Bücher in französischer Sprache bei allen Zollämtern in Pootarlier, 
Bellegardc, Pont de la Caillc, St. Jean de Manrienne, Chamber;, Nizza, 
Marseille, Bajonne, Saint Nazaire, Havre, Lille, Valenciennes und Bastia. 

2. Bücher in anderer als französischer Sprache bei den nämlichen Zoll- 
ämtern und ausserdem in St. Louis, Verrieres de Joux, Ferpignan (über 
le Perthus). le Perlhus, Behoble, Bordeaöi, Nantes, St. Male, Coen, Ronen, 
Dieppe, Boulognc, Calais, Dunkirchen, Apach und Äjaccio. 

Es bleibt jedoch vorbehalten, in Zukunft noch andere Zollämter*^ dafür 
zu bestimmen. 

*) Zur Zelt sind folgends ZoUSmler [ar EinFubr unil Tranalt aus ÖaiPrrelfh boDiniFndrr 
Bficher offen: Dunksrquf«. Uli«, Taurculng, Bilsleui, ValcncleDDeü, Kflgnlfs, Jpumoot. Anor 
(NordI, Glvei (AidennpH), Longwj-, Balllly, Pngny-Bur-MoBelle, AYrtcourt (Meunhe MMosellt); 
BeUort (Haut- KU In): Bessncon, Vlllerg. Ponl>r]l«r (Doubn); BeUegarde (Aln) : Annscy (Haute: 
8aT0<«): Uodm« (Savole); VlatimlUe. NIee {Alpca MurliliueB): MurBelll« (BouctaP4-du-Kli0nFl- 
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In Österreich sollen <lie zur Einfnbr erlnubten ßttchur, welche aus Frank- 
reich kommea, über alle Hnuptzollnrnter und über die NebeazollOniter erster 
Klaasa zugelasaen werden. 

Art. 14. Die BesCimmiinaicn der gegenwärtigen Eouvention sollen in keiner 
Beziehung das Jedem der beiden hoben vertragschliessenden Teile za&tehende 
B«cht beeinträchtigen, durch Massregeln der Oesetzgebnng oder inneren 
Verwaltung den Betrieb, die Darstelfung oder das Feilbieten eines jeden 
Werkes oder Erzengnisscs, in betreff dessen die kompetente Behörde dies 
Becht auszuüben haben wUrdc, zu gestatten, xa überwacben oder zu unter- 
sagen. Die gegenwärtige Konvention soll in keiner Weise das Recht des 
einen oder des anderen di.'i' hohen vertragBi^hiiessenden Teile beschränken, die 
Einfuhr solcher BUcher nach seinen eigenen Staaten zn verbieten, welche uach 
seinen inneren Gesetzen oder in tiemitssheit seiner Verabredungen mit anderen 
Uäcbten für Nachdrucke erklärt sind oder erklärt werden. 

Art. 15. Gegenwärtige Konvention soll gleichzeitig mit dem am heutigen 
Tf^e zwischen den boheu vertragschlieseeudeu Teilen abgeschlossenen Handels- 
verträge in Wirksamkeit treten and mit demselben gleiche Dauer habeD. 
(Durch Zasatzartikel vom 18. Februar IäS4 ist die KonvüntJoii, unabhängig 
von dem am 7. November 1881 provisorisch verlängerten Handelsverträge 
von 1866, auf unbestimmte Zelt verUngert und gilt bis ein Jabr nach er- 
folgtet KandigUDg.) 

österreichische Mini^terialverordnung vom 9. Januar 1867. 

ZumVollzuge des Zwischenösterreich und Frankreich wegen gegenseitigen 
Schutzes des Autorrechtes an den Werken der Litteratur und Kunst unterm 
11. Dezember 1866 abgeschlossenen und mit 1. Jänner 1867 in Kraft ge- 
tretenen ätaatBvertrnges werden hiermit nachstehende Anordnungen kund 
gemacht: 

1. Auf Ornnd des Art. 2 des genannten Staats Vertrages wird bei dem 
Hinisteriom der answärtigen Angelegenheiten die kostenfreie Eintrugung 
derjenigen zum ersten Male in Frankreich erseheinenden Bücher, Karten, 
Kupferstiche, Stiche anderer Art, Lithographien ond musikalischen Werke 
vorgenommen werden, welche zu diesem Zwecke von den französischen 
Autoren, deren gesetslichen Vertretern oder Kechtsnachfolgcrn entweder bei 
dem benannten Ministerium oder bei der Qsterreichiacben Botschaft in Paris 
angemeldet werden. 

2. Diese Anmeldang hat mit vollkommener Ocnanigkeit nachfolgende 
Angaben zu enthalton: 

a) bei BUchem und musikalischen Werken: 
den Titet dea Werkes, den Namen des Autors oder Übersetzers (insofern 
selbe genannt sind), den Namen des Verlegers, den Ort und die Zeit des 
Erscheinens, die Anzahl der Bände und deren Bogenzahl, dn^s Format, die 
Zahl der etwa bejgegebenen Tafeln, sowie den ebenfalls beigefügten Vor- 
behalt des bersetzungs rechte 9 ; 

b) bei Karten und Enpfentichen, dann Stichen anderer Art nnd 
Lithographien: 
die Bezeichnung des Gegenstandes, der Darstellnngs- und Reproduittionsart, 
des Urhebers des Originalwerkcs nnd der Beproduktion, des Druckers und 
Verlegers, des Ortes und der Zeit des Erschebens, sowie der Dimensionen 
des Formates. — Bei Werken, welche nach dem 1. Janner 1867 in Frankreich 
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erscbienen sind, hat die Anmeldung län^tens binnen drei Monaten, todi Tage 
das Erscheinena an goreehnet, zn erfolgen, bei den früher erschicDenen 
Werken bis zum 31. HSrz 1867. 

8. Die Beteiligten orbalten eine anthentiBche Bescbeinignng aber die 
Elntrsgnng, wofür ansser der Steinpetabgabe für amtliche BeBtAtignngen 
*on 1 a. a. W. (2 Franken 60 Cent.) pro Bogen der Bestätigung keine weitere 
Uebttbr Uli entrichten ist. 

4. Die Ober Anmeldnng französischer Antoren, deren geBctzlicbcn Ver- 
treter oder Rechtsnachfolger eineetragenen Werke werden im AmtEblatte 
der Wiener Zeitung bekannt gegeben werden. 

5 — T. Diese Abschnitte enthalten ÜbergAngsbeftimmungen. 

8. Nicht aatorisierte Verrielfältignngen von in Üaterreich erachicnaoCB 
Werken, wenn sie gleich in Frankreich mit dem Stempel versehen worden 
sind, dürfen nar dann in Osterreich in Verkehr gesetzt werden, nenn die 
beteiligten Osterreichischen Urheber und Verleger dieses Werkes ihre Zn- 
stimmung dazu gegeben haben, oder nachdem das Werk znm Oemeingat 
geworden ist. 

Frankreich— Paraguay. 

FranzüBische Verordnung vom 24. Hai 1900 betreffend die Über- 
einkunft Ton Montevideo vom 11. Januar 1889. 

Art. 1. Nachdem Frankreich der zwischen der Argentinischen Bepublik, 
Bolivien, Brasilien, Chile, Paraguay, Peru und Uruguay am 11. Jannnr 1889 
zu Montevideo ubgeschEossc ncn Übereinkunft betreffend den gegenseitigen 
Schutz des Eigentums an Werken der Litteratur und Kunst bejgetreien ist, 
soll diese Übereinkunft (Text Seite 324) in den Beziubongcn zwischen Frank- 
reich and Paraguay, welches von dorn Beitritt Frankreichs Akt genommen 
hat, voll und ganz in Kraft treten (ebenso wie dies im Qebiet der Repnblik 
Paraguay durch Verordnung des PrSaidenten vom 7. Apiil 1900 vorge- 
schrieben worden ist). 

Art. 2. Der Minister der auswärtigen Angel cgenbciteu und der Minister 
fOr das Schulwesen und die schönen Küuate werden, jeder, soweit es ihn be- 
trifft, mit der Ausführung dieser Verordnung beauftragt. 



Frankreich— Portugal. 

Übereinkunft vom 11. Juli 1866. 

Art. 1, Die Urheber von BUcbem, Broschüren oder anderen Schriften, 
von musikalischen Kompositionen oder Arrangements, von Werken der 
Zeicbenkunst, der Malerei, der Bildhauerei, des Kupferstiches, der Litho- 
graphie und allen anderen ähnlichen Erzeugnissen ans dem Gebiete der 
Litteratur oder Kunst, sollen in jedem der beiden Staaten gegenseitig sich 
der Vorteile zu erfreuen haben, welche daselbst dem Eigentum an Werken 
der Litteratur oder Kunst gesetzlich eingeräumt sind oder werden, und den- 
selben iSchutz, sowie dieselbe Rechtshilfe gegen jede Beeinträchtigung ihrer 
Rechte geniessen, als wenn diese Beeinträchtigung gegen die Urheber solcher 
Werke begangen wäre, welche zum ersten Male in dem Lande selbst ver- 
öffentlicht worden sind. 

Es sollen ihnen jedoch diese Vorteile gegenseitig nur so lange zostehea, 
als ihre Rechte in dem Lande, in welchem die arsprlingliche Verilffentlichnng 
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erfolftt ist, in Kraft sind, und sie sollen in dem andern Lande nicht über 
die Frist hiaana danern, welche für den Schatz der einfaeimiachen Antoren 
geaetslieh festKeatellt iit. 

Art. 2. Der Oennas der darcb Art. 1 zngestuideBen Bc-gUnatigncg ist 
dadurch bedingt, dass in dem Crsprangs lande die latn Schutze des Eigen- 
tums an Werben der Litteratnr oder Kunst gesetzlich Torgeschrieben en 
Förmlichkeiten erfollt sind. Ftlr die BAcl>er, Karten, Kupferstiche, Stich« 
anderer Art oder musikalischen Werke, welche zum eisten Male in dem 
einen der beiden Staaten TcrOfTentlicht sind, soll die Ausübung des Eigen- 
tumsrechtes in dem anderen Staate anraerdem dadurch bedingt sein, dasa 
in den letzteren Torber noch die FOrmliehkoit der EintragUDg auf folgende 
Weise erfüllt ist: 

Wenn das Werk znm ersten Male in Frankreich erschienen ist, muss 
es en Lissabon auf dem Ministerium des Innern eingetragen sein. Wenn 
das Werk znm ersten Male in Portugal erschienen ist, muss es zu Paris 
naf dem Ministerium des Innern eingetragen sein. Die Eintragung soll 
beiderseits auf die schriftliche Anmeldung der Beteiligten erfolgen, welche 
beziehnngs weise an Torbenannte Hinbterien oder an die Gesandtschaften der 
beiden Länder gerichtet werden kann. 

In allen Fällen niQSS die Anmeldung bei Werken, welche nach dem 
Eintritte der Wirksamkeit der gegenwärtigen Konvention erschienen sind, 
binnen drei Monaten nach dem Erscheinen des Werkes im anderen Lande, 
nnd bei den vorher erschienenen Werken, binnen drei Monaten nach dem 
Eintritte jener Wirksamkeit eingereicht werden. Für die in Lieferungen 
erscheineaden Werke soll die dreimonatliche Frist erst mit dem Erscheinen 
der letzten Lieferung beginnen, es wäre denn, daas der Autor in GeniAssheit 
der Bestimmungen des Art. b die Absieht zu erkennen gegeben hätte, steh 
das Becht der Übersetzung vorzu behalten, in welchem Falle jede Lieferung 
als ein besonderes Werk fln5csehen werden soll. Die Förmlichkeiten der 
Eintragung, welche letztere in besondere, zu diesem Zwecke gefülrte Re- 
gister statlAndet. soll weder auf der einen noch aaf der andern Seite Anlass 
zur Erhebung irgend einer Gebühr geben. 

Die Beteiligten erhalten eine authentische Bescheinigung über die Eia- 
tragung; diese Bescheinignng; wird kostenfrei ausgestellt werden, TOrbehatt- 
lich der etwaigen gesetzlichen Stempel abhabe. Die Bescheinigung soll das 
genaue Datum der Anmeldung enthalten; sie soll in der ganzen Ansdebnung 
der beiderseitigen Gebiete TuUen Glauben haben und das ausschliessliche 
Becht des Eigentums und der YcrvielflQtignng so lange beweisen, als nicht 
ein anderer ein besser begrltndetes Recht ror Gericht erwirkt haben wird. 

Art. 3. Den Original werken werden die in einem der beiden Staaten 
Teranstaltelen Übersetznngen inländischer oder fremder Werke aosdrOckUcli 
Kleicbgestellt. Demzufolge sollen diese Übersetzungen, rücksichtlich ihrer un- 
liefngten Yervielfflltignng, in dem andern Staate den im Art. 1 festgesetzten 
Schutz gemessen. Es ist indes wohlverstanden, dasa der Zweck des gegen- 
wärtigen Artikels nur dabin geht, den Übersetzer bezSglich seiner eigenen 
i Übersetzung des Originalwerkes zn schützen, nicht aber, dem ersten 
Übersetzer irgend eines in toter oder lebender Sprache geschriebenen Werkes 
das ansschli essende Übe rsct zun gs recht zu übertragen, ausgenommen in dem 
im Artikel 6 vorgesehenen Falle und Umfange. 

Art. 4. Die Bestimmungen des Art. 1 sollen gleiche Anwendung auf 
die Darstellung oder Aufführung dramatischer oder musikalischer Werke 
finden, welche zam ersten Male in einem der beiden Länder verfiffentlicht, 
aufgeftthrt oder dargestellt wcrdou, 

Art. 6. Der Urheber eines jeden in einem der beiden L8nder erschienenen 
Werkes, welcher beabsichtigt, sich dos Übersetzungsrecbt rorznbe halten, soll 
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während fünf Jahren vom Tage der ersten VerOtfeiitlichnng der tob ihm er- 
laubten ÜbersetzuDg seitiej Werkes in der Sprache des andern Landes du 
SchutzTorrecht gegen die VerUftentUchnDg in diesem selben Lande jeglicher 
nicht von ihm erlaabten Übersotzang des gleichen Wcrites gemessen, nnd 
zwar unter folgenden Bedingungen: 

1. das Originalwetk musB in einem der beiden Lttndcr auf die, gemisa 
den Bestimmungen des Art. 2 binnen einer Frist Ton drei HoüBteii 
vom Tage der ersten Veröffentlichung im anderen Lande ab er- 
folgte Anmeldung eingetragen werden; 

2. der L'rheber muss an dar Spitze seines Werkes die Absicht, sich 
das Übersetznngsrecbt Torzn behalten, angegeben haben; 

3. besagte erlaubte llbersetzung de* in einem der beiden Länder in 
der Sprache des andern Landes reräffentlichten Werkes mms 
wenigstens teilweise, binnen einem Jahre Tom Datum der erfolgten 
Anmeldung ab, wie solche im vorhergehenden vorgeschrieben ist, 
nnd vollstttudig binnen drei Jahren von besagter Anmeldung ab 
erschienen sein; 

4. die Übersetzang muss in einem der beiden Länder veröffentlicht 
werden nnd selbst gemäss den Verfügungen des Art. 2 eingetragen 
werden. 

Bei den in Lieferungen erschienenen Werken soll es genUgen, wenn die 
Erklärung des Urhebers, dass er sich das Übersetzungsrecht vorbehalte, auf 
der ersten Lieferung ausgedrückt sei. 

Betreffs des Zeitraums von fünf Jahren, welcher dnrcb diesen Artikel 
für die Ausübung des Übersetzungs vorrech ta festgesetzt ist, soll jede Liefe- 
rung wie ein besonderes Werk betrachtet werden; jede derselben aoll in 
einem der beideu Länder auf die innerhalb drei Monaten von seiner ersten 
VerSffentlichnng in ilem andern erfolgte Anmeldung eingetragen werden. 

Hinsichtlich der Übersetzung von dramatischen Werken mass der Ur- 
heber des in einem der beiden Lander verüffentlichten Werkes, welcher sieb 
das im gegenwärtigen Artikel behandelte nusachüess liehe Becht nnd das- 
jenige, seine Übersetzung während des Zeitraums von fünf Jahren auf den 
Theatern des andern Landes aufführen zu lassen, vorbehalten wilL, seine 
Übersetzung innerhalb der drei Monate von der nach dem Wortlaut des 
Art. 2 erfolgten Anmeldung an gerechnet in der Sprache des andern Landen 
veröffentlichen oder sie auf einem Theater dieses selben Landes aufitlfatcu 

Art. 6. ^yenn der l'rheber eines Werkes, dessen Eigentum durch die 

fegenwärtige Übereinkunft geschützt ist, das Kecht zur Herausgabe oder 
ervielfältignng einem Verleger Im Gebiete des einen oder des andern der 
hoben vertragscfa liessenden Teile mit dem Vorbehalte tibertragen bat, dass 
die Uiemplare oder Ausgaben des solchergsstalt herausgegebenen oder ver- 
vielfältigten Werkes lu dem andern Lande nicht verkauft werden dürfen, so 
sollen diese Exemplare oder Ausgaben beziehungsweise in diesem Lande als 
unbefugte Vervielfältigung angesehen und behandelt werden. Die Werke, 
auf welche der Art. 6 Anwendung findet, sollen die freie Znlassnng in beiden 
L&ndem zum Bchufc ihrer Durchfuhr nach einem dritten Lande geniessen. 

Art. 7. Die gesetzlichen Vertreter oder Rechtsnachfolger der Autoren. 
Übersetzer, Komponisten, Zeichner, Maler, Bildhauer, Kupferstecher, Litho- 
graphen usw. sollen beiderseitig und in allen Beziehungen derselben Hechte 
teilhaftig sein, welche die gegenwärtige Übereinkunft den Autoren, Über- 
setzern, Komponisten, Zr-ichnern, Malern, Bildhauern, Capterstecheni nnd 
Lithographen selbst bewilligt, 

Art. 8. Ungeachtet der Bestimmungen der gegenwärtigen Konvention 
ditrfen Artikel, welche m\h den in einen) der beiden Länder erscheinenden 



Verträge: Frankreich - Portugal. 377 

Zeitungen oder periodiacheD Sammelwäricen eulDomiDen aind, in den Zeitnngen 
oder periodiachen Sammelwerken des anderen Landes abgedruckt odor über- 
setzt werden, wenn nnr die Quelle, aus der diese Artikel entnooimen worden 
sind, dabei angegeben wird. Diese Befagnis soll jedoch auf die Yerviel- 
fältiKUD>( von Artikeln aus Zeitungen oder periodisehen Sammelwerken, 
welche in dem andern Lande erschienen sind, in dem Falle keine Auwendnnif 
finden, wenn die Autoren in der Zeitnng oder in den Sammelwerk selbst, 
in welchem sie dieselben haben erscheinen lassen, ausdrttckllcb erkUrt haben, 
dass sie deren TervielßlltigQng untersagen. In keinem Falle soll diese tJnter- 
saguDg bei Artikeln politischen Inhalts Platz greifen können. 

Art. 9. Wechselseitig erlaubt ist die YerOfteutlicbung in jedem der 
beiden Länder von Anszilgen oder ganzen Stücken Ton Werken, welche zum 
ersten Male in dem andern Lande erschienen sind, vorftusgesetzt dass diese 
VerSffentlichnngen besonders fQr den Unterricht ond das Studium eingerichtet 
und diesen angepasst sind und mit erklärenden oder an( die Übersetzung 
bezüglichen unter- oder nebenlanf enden Anmerkungen in der Sprache des 
Landes versehen sind, in welchem sie TerCffentlicbt werden. 

Art. 10. Die Einfuhr, der Yerkauf und das Feilhalten in jedem der 
beiden Staaten von dnrch die rorhergebenden Artikel bezeichneten Werken 
und Gegenständen nicht befugter Vervielfältigung sind verboten mit Aus- 
nahme des im Art. 12 Gesagten, mOgen nnn die besagten nicht befugten 
Verrielßltignngen aus einem der beiden Länder oder aus irgend einem 
fremden Land herstammen. 

Art. 11. Im Falle von Zuwiderhandlungen gegen die Bestimmungen 
der voran stehen den Artikel soll die Beschlagnahme der nachgebildeten Gegen- 
stände erfolgen, und die Gerichte sollen auf die durch die beiderseitigen 
Qesetzgebtingen bestimmten Strafen in derselben Weise erkennen, als wenn 
die Zuwiderhandlung gegen ein Werk oder Erzeugnis inländischen Ursprungs 
gerichtet wäre. Die Merkmale, welche die unbefugte Nachbildung begilinden, 
sollen durch die Gerichte beider Länder nach der in jedem der beiden Staaten 
bestehenden Gesetzgebung bestimmt werden. 

Art. 12. Die gegeuwHrtige Übereinkunft soll die freie Fortsetzung des 
Verkaufs, der Veröffentlichung oder Einfuhr in die betreffenden Staaten von 
denjenigen Werken nicht becin trächtigen, welche ganz oder teilweise in 
einem derselben toi dem Inkrafttreten der gegenwärtigen Übereinkunft schon 
TerOffentlicht wSren, mit dem Vorbehalte, doss man nicht nach dem Inkraft- 
treten irgend welche andere VerUffcntlichung derselben Werke Teraustalten 
oder andere Exemplare aus dem Ausland einführen darf, als zur VervoU- 
ständiguug der vorher begonnenen Lieferungen oder Subskriptionen bestimmt 
sind. Dieser Grundsatz nndet sowohl auE Übersetzungen als auf Original- 
werke Anwendung. Es ist wohlverstanden, dass die WeiteraufTührnng der 
Übersetzungen von schon vor dem Inkrafttreten dieser Übereinkunft auf- 
gefCihrten dramatischen Werken nicht behindert werden soll. 

Art. 13. Die Bestimmungen der gegenwärtigen Übereinkunft sollen iu 
keiner Beziehung das jedem der beiden hohen vcrtragschlies senden Teile 
- zustehende Becht beeinträchtigen, durch Massregcln der Gesetzgebung oder 
inneren Verwaltung den Verkaut, die Darstellung oder das Feilhalten solcher 
Werke oder Erzeugnisse zu gestatten, zu überwachen oder zu untersagen, 
in betreff deren er dies Becht auszuüben für geeignet erachten würde. 

Art. 14. Während der Daner der gegenwärtigen Übereinkunft sollen 
die folgenden Gegenstände, nämlich: broschierte Bücher in allen Sprachen, 
ZeichnDugen, Kupferstiche, Stiche anderer Art, Lithographien und Photo- 
graphien, Land- oder Seekarten und broschierte oder gebundene Atlanten, 
sowie Mnsikallen gegenseitig ohne Ursprungszeugnisse zollfrei zugelassen 
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Art, 15. Die gegenwärtige Obereinknnft tritt mit dem Tage in Kraft, 
welcbcu die holien TertragBcblieseendeB Teile ftlr ibre gleichzeitige An- 
fähruug TBieinbaren werden, sobald die Enndmachnng derselben nach dei 
besonderen Gesetzen jeiles der beiden Staaten erfolgt sein wird, nnd ivar 
nicbi später als drei Monate nacb dem Austausch der Batifikatioasurknnden. 
Dieselbe seil die Dauer von zwQlf Jahren gleich dem noter hentigem Datan 
abgoschloasenen Handels- und SchiffahrtsTertrai; zwischen Portugal anl 
Frankreich haben. Wenn dieselbe nicht ein Jahr vor Abtanf dieses Zeit- 
punkts gekSndigt ist, soll sie solange in Kraft bleiben, bis einer der 
hoben Vertrags ch lies senden Teile seine Absieht, die Wirksamkeit derseibei 
aufhören zn lassen, dem andern mitgeteilt hat, nnd noch ein Jahr vom Tage 
der erfolgten Kündigung an gerechnet. 

Art. IG. Die gegenwärtige Übereinkunft soll ratificiert werden nnd die 
BatiflkatioDsurkundeo derselben sollen in Lissabon gleichzeitig mit denjenigea 
des vorerwähnten Vertrags ausgetauscht werden. 



Frankreich— Rumänien. 

Handelsvertrag vom 28. Februar 1898. 

Art. 1. Die Staatsangehörigen, die Schiffe und Waren jedes der beideo 
LHnder geniessen im Gebiet des andern die Behandlung der meistbegttnstigten 
Nation hinsichtlich der Wareneinfnhr, -Ansfobr und -Dnrciifuhr, and Ober- 
haupt alles dessen, was die Handels- nnd Schiff ahrtsoperatiooen, den HandeLs- 
nnd Qewerbebetrieb, die Entrichtnug der Steuern nnd anderen Abgaben, den 
Schntz des indostriellen Eigentums nad den Schatz des litterarischen Eigea- 
tums betrifft. 

Frankreich— Salvador. 

Übcreinkuuft vom 9. Juni 1880. 

Art. 1, Es sollen die französischen Bürger in der Bepnblik Salvador 
und die Bürger von Salvador in Frankreich, welche Urheber von Bflchem, 
BroscbQrcn oder anderen Sc brift werken, dramatischen Werken, nusikalischen 
Eompositiuneo oder Musik -Arrangements, von Werken der zeichnenden Kunst, 
der Ualerei, der Bildhauerei nnd des Stichs, von LitbograpUeo nnd 
Illustrationen, von geographischen Karten und überhaupt von jedem Er- 
zeugnis aus dem Bereich der Lilteratur, Wissenschaft oder Kunst sind, in 
jedem der beiden Länder gegenseitig die Vorteile geniessen, welche in 
gegenwärtiger t^bereinkunft ansgemacht sind, ebenso wie alte diejenigen, 
welche in einem oder dem anderen Staat gesetzmässig dem Eigentum an 
Werken der Litteratnr, Wissenschaft oder Kunst zncrtcilt sind oder zn- 
crteilt werden. Sie sollen hinsichtlich der Gewährleistung dieser Vorteile, 
der ErJangong von Schadenersats und der gerichtlichen Verfolgung der 
Nachdrucker denselben Schutz und denselben geactzlicben Bekurs geniessen, 
welche den inländischen Urhebern in jedem der beiden Länder sowohl durch 
die besonderen Gesetze Über das litterarische und kflnstlerische Eigentum, 
als durch die allgemeine Gesetzgebung in Civil- oder Strafsachen gewährt 
sind oder sein werden. 

Art. 2. Cm allen Werken der Litteratnr, Wissenschaft oder Knnat 
den im Art. I ausgemachten ächntz zu sichern nnd damit demsufolge die 
Urheber oder Verleger dieser Werke zur Klagefühmng gegm NacbmuJiang 
vor den Gerichtshöfen beider Länder zugelassen werden, soll es genflgei. 
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dafa die besagten Urheber oder Verleger ihr Sigentnmsrecht dadnrcb be- 
weisen, dass sie darcb ein ron der zuständigen Bffcntüchen BehSrdc her- 
rflbrendea Zeagnis därthun, dasa sie in ihrem eignen Lande für das fragliche 
Werk den gesetzlichen Schutz gegen widerrechtlichen Nachdmck oder 
widerrechtliche VerrielfHltigang gemessen. 

Art. 3. Die Abmschangen des Art. 1 finden auch anf die in einem der 
beiden Länder erfolgende Dargteliang oder Auff&hmng dramatischer oder 
mnsikaiiacher Werke der Urheber oder Komponisten des anderen Landes 
AnwendoBg. 

Art. 4. Den Originalwerbeii werden die von inländischen oier aus- 
ländischen Werken hergestellten Übersetzungen gleichgestellt, die Ton einem 
Obersetzer, dor einem der beiden Länder angehört, Tcranstaltet sind. Dem- 
zufolge sollen diese ÜbersetEungen hinsichtlich ihrer unbefugten Verviel- 
Wtifcnng in dem andern I^ande den durch gegenwärtige Übereinkunft für 
die Orjginalwerke ausgemachten Scbntz gemessen. Es ist jedodi wohl- 
Tentanden, dass der Zweck des gegrawäctigen Artikels nur dahin gebt, 
den Übersetzer in Beziebnag anf die von ihm gefertigte ÜbersetEiuig des 
Originalwerks za schlitzen, keineswegs aber, dem ersten Übersetzer irgend 
eines in toter oder lebender Sprache geschriebenen Werkes das ausschlicss- 
Ucke übereetEungsrecfat zu Qbertragen. 

Axt. ft. Die Staatsangehftrigeo des einen der beiden Länder, die Ur- 
heber der Oriflnelwerke sind, sollen das Recht des Einspruchs gegen die 
VerSffeutliehuog jeder nicht Ton ihnen genehmigten Übersetznne dieser 
Werke in anderen Lande haben, und zwar wkhrend der ganzen Zeit, für 
welche der Qennss des litterariachen Eigentumsrechts an dem Originaiwcrk 
gewährleistet ist; die YerGfFentlichang einer nicht genehmigten Übersetznng 
wird in jeder Beziehung dem unerlaubten Nachdruck des Werkes gleich- 
gestellt. Dieselben Rechte sollen wechselseitig die Urheber dramatischer 
Werke hinsi>:htlich der Übersetzung oder der DarateiLnng von Übersetzungen 
ihrer Werke geni essen. 

Art. 6. Ebenso sind die nicht genehmigten indirekten Aneignungen 
untersagt, wie Anpassungen, Nachahmungen im guten Glauben, Benutzungen, 
Transkriptionen oder Arrangements musikalischer Werke und überhaupt 
jede irgendwelche Entlebnnng aus littersrischen, dramatischen oder künst- 
lerischen Werken, die ohne die Oenehmigung des Urhebers erfolgt. 

Art. 7. Doch soll wechselseitig in jedem der beiden Länder .die Ver- 
öffentlichung Ton Auszügen oder ganzen Stücken aus den Werken eines 
Urhebers des andern Landes in der Sprache des Originals oder in Über- 
setzung erlaubt sein, falls diese Veröffentlichungen dem Unterricht oder 
ätudium besonders angepasst und gewidmet und mit erklärenden An- 
merkungen in einer andern Sprache als derjenigen des Orlgioalwerkes ver- 
sehen sind. 

Art. 8. In Lieferungen erBchcinende Werke, sowie Artikel oder 
Feniltetons, die in Zeitungen oder periodischen Sammlungen von Urhebern 
des einen der beiden Länder veröffentlicht werden, dürfen weder im Original 
noch in Übersetzung in Zeitungen oder periodischen Sammlungen des anderen 
Landes abgedruckt oder io Bänden oder sonstwie ohne Ermächtigung der 
Urheber veröffentlicht werden. Auf keinen Kall soll diese Dntersagong auf 
Artikel politischer Erörterung Anwcndnog finden, 

Art. 9. Die gesetzlichen Bevollmächtigten oder liccbtsinhaber der Ur- 
heber, Übersetzer, Komponisten und Künstler geniessca wechselseitig und 
in jeder Hinsicht die gleichen Rechte, welche durch die gegenwärtige Über- 
einkunft den Urhebern, Übcraetzem, Komponisten und EOnstlem selbst zu- 
erkannt werden. 
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Art. 10. Die durch gegenw&Ttige Übereinkunft anerifannteii Rechte 
litterarischea und ktlna tierischen Eigentuma werden den Urhebern, Über- 
setzern, Komponisten und Kilnstlern während ihres ganzen Lebens genfikrt 
und gelten nach ihrem Tode wUirend ffintzig Jahren /.o Ganslen ihres 
überlebenden Ehegatten, ihrer Erben, unregelmäesigen Nachfolger, Be- 
schenkten, Verinftchtniserben, CesaioAare oder sonstigen Bechtsnaüh folger, 
gemSss der Gesetzgebung ihres Landes. 

Art. 11. Der Verkauf und die Ansstellnng in jedem der beiden Linder 
Ton durch gegenwärtige Übereinkunft bestimmten Werken oder Gegenständen 
nnerlanbter Vervielfältigung sind rerboten, mOgen nnn besagte unerlaubte 
Verrielffilti gangen ans einem der beiden Länder oder ans irgend einem 
fremden Lande staiamen. 

Art. 12. Jede in einem der beiden Länder ohne Rücksicht auf die Be- 
stimmungen der gegen IV Srti gen Übereinkunft gedruckte oder gravierte Aus- 
gabe eines litterarischen oder künstlerischen Werkes wird als Nachmachnng 
behandelt. Wer nachgemachte Werke oder Gegenstände heransgegeben, 
verkauft, znm Vcrknuf gestellt oder in das Gebiet eines der beiden Länder 
eingefQhrt hat, soll mit den In den ArL 13, 14 und 15 nachstehend be- 
zeichneten Strafen bel*gt werden. 

Art. 13. Wer Werke oder Gegenstände nachmacht oder nschgemai^hte 
Werke oder Gegenstände einführt, wird mit einer Geldstrafe von mindestens 
100 Fr. (20 Piaster) und höchstens 200 Fr. (40 Piaster) und wer solche 
vertreibt, mit einer Busse von mindestens 26 Fr. (ö Piaster) und hScbsLens 
600 Fr. (100 Piaster) bestraft. Im Wiederbe tretnngsf alle kann die Str&fe 
verdoppelt werden. Als Wiederbetretungstal! gilt, wenn innerhalb der fünf 
Torb ergehen den Jahre für eine Handlung gleicher Art eine Verurteilung 
gegen den Beklagten ausgesprochen ist. Die Beschlagnahme der nach- 
gemachten Ausgabe wird sowohl gegen den Nachmacher derselben, ab 
gegen denjenigen ausgesprochen, welcher dieselbe eingeführt oder vertrieben 
hat. Wer selbige Ansgabo nachmacht, eingeführt oder vertrieben hat, soll 
ausserdem verurteilt werden, dem Eigentümer Schadenersatz zur Erstattong 
der ihm verursachten ßenacbtciligung zu zahlen. 

Art. 14. Jeder Direktor, jeder Unternehmer von Schauspielen oder 
Koneerten, jede Künstler Vereinigung, welche ohne Rücksicht auf die Be- 
stimmungen gegen wältiger Üb eroin kunft dramatische oder mnsikalische 
Werke hat darstellen oder aufführen lassen, wird mit einer Geldstrafe von 
mindestens 50 Fr. (10 Piaster) und UOchsteos 600 Fr. (100 Piaster) und mit 
der Beschlagnahme der Einnahmen bestraft. 

Art. 15. Der Erlös der Beschlagnahme wird dem EigentOmet des 
uiitechtmäsaiger weise vervielfältigten oder durgestellten Werkes Übergeben, 
nm ihn durch diesen Betrag für die Benachteiligung, welche er erlitten hat, 
zu entschädigen; das Mehr seiner Entschädigung soll auf gewöhnlichem 
Wege geregelt werden. Die Gerichtshöfe kännen übrigens auf Verlangen 
des Klägers anordnen, dass ihm in Kürzung des ihm bewilligten Sehaden- 
ersntses die nachgemachten Werke oder Gugenatände iu natura ausgeliefert 
werden. 

Art. 16. Die Bestimmungen der gegenwärtigen Übereinkunft sollen iu 
keiner Weise das jedem der hohen Vertrags chliess enden Teile zustehende 
Recht beeinträchtigen, durch Massregeln der Gesetzgebung oder inneren 
Verwaltung die Verbreitung, Aufführung oder Ausstellung jedes Werkes 
oder Erzeugnisses zu überwachen oder untersagen, hinsichtlicli dessen dit> 
zuständige BehQrdo dieses Recht ausi^uübea haben würde. Die gegenwärtige 
Übereinkunft soll ebensowenig das Recht des einen oder des andern der 
beiden hohen vertragschlicssenden Teile beeinträchtigen, die Einfuhr aolcber 
BUfhcr in seine eigenen Staaten zu verbieten, welche nach seinen inneren 
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OesetzcD oder nach mit anderen Staaten enterzeiehneten Äbmachuiigcu »Is 
Nacbmacbangen erkUrt sind oder erklHrt werden würden. 

Art. 17. Die gogcDWSrtige Übereinkanft snlt ratifiziert werden, nnd 
die Ratifikationsark linden sollen baldmOglicbst in Paria imsgetauacbt werden. 
Sie soll zwei Monate nach dem Anatnuscb der BatifikaCions Urkunden in 
Kraft treten nnd solange in Wirkuna: bleiben, bis sie von einem oder dem 
andern der Tertrugachlieaaenden Teile gekündigt worden ist nnd nocl» 
während eines Jahres nach ihrer KUndigang. 



Frankreich — Schwedsn-Norwegsn. 

Handclavertrag vom 30. Dezember 1881.*) 
Znsatssrtikel. Die hohen vertragseh II essenden Teile kommen tiberoin, 
dass in Erwartung dos AbscblnsBes eines Spezial Vertrages die Staats- 
angehSrigen jedes der betrefiiendcn Länder in dem andern hinsichtlich des 
litterariichen, künstlerischen nnd gewerblichen Eigentums in dem andern die 
für die Inländer geltende Behandlung genieoen sollen. 



Frankreich— Schweden. 

Vereinbarung vom 15. Februar 1884. 

Art. 1. Um den Schrift- und Kunstwerken franzDsiscbcr Bürger in 
Schweden nnd schwedischer BBrger in Frankreich den im Zusatzartikel des 
zwischen Frankreich und den vereinigten Königreichen von Schweden nnd 
Norwegen am 30. Dezember 1881 abgeschlossenen Eandelavertrags fest- 
gesetzten Schatz zn sichern und damit die Urheber, Verleger nnd Kfinstler 
demgemess vor den Gerichten zur Anstellung gerichtlicher Klage in Naeh- 
dmckfällen zugelassen seien, soll es genügen, dass beäugte Urheber, Ver- 
leger oder Künstler ihre Eigentumsrechte nncbweisen, indem sie durch eine 
TOD der in jedem Lande zusländigen SfTenilichen BehXrde herrührende Be- 
scheinigung feststellen, dass das frnglicfae Schrift- oder Kunstwerk ein Er- 
zeugnis ist, das in dem Lande, in welchem es verOlTcntlicht wurde, den ge- 
setzlichen Schutz gegen Nachdruck oder unerlaubte Vervielfältigung geniesst, 

Ffir die Schrift- und Kunstwerke französischer Bürger wird diese Be- 
BCbeinigntig durch das Bureau de la librairie beim Ministerium des Innern 
ausgestellt und durch die Oeaaiidtscbnft iScWedens Dud Norwegens in Paris 
beglaabigt. Für die Schrift- nnd Kunstwerke schwedisr.ber Untertbauen 
wird die Bescheinigung durch die Kanzlei des Departements der Justiz aus- 
gestellt nnd durch die Gesandtschaft Fraekreichs in Stockholm beglaubigt. 

Art. 2. Die gegenwärtige Vereinbarung soll mtitiziert werden, und die 
Bati Skat ionsurk nnd en sollen innerhalb necbs Monaten oder wenn tbonlich 
frither in Stockholm ausgetauscht werden. 



Frankreich — Spanien. 

Übereinkunft vom 16. Jnni 1880. 
Art. 1—8, 10, 11. Der Inhalt dieser Artikel ist identisch mit dem- 
jenigen der Art. l — 8, 10, 11 der Übereinkunft zwischen Spanien uud Portugal 
vom 9. August 1880 (3. 101—407) ausgenommen Art. 2, Abaatz 1, welcher 
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Uutet: In jedem der beiden vertragschliessendun Teile ist Druck, Vorlcanl. 
Feilhaltnng, Einfuhr oder Ausfuhr litteiari scher, wissenschaftlicbeT od« 
künstlerischer Werke ohne Erlnabois des ürbebers verbotea, mSgen nun die 
nicht antoriaierten VerTielfölti|run{;en aua einem der beiden Tcrtragschliesaeaden 
L&nder oder ans irgend einem fremden Lande stammen. 

Art. 9. Die gcKcnwärtige Übereinknnft gilt fUr Frankreich nnd Spanien, 
■owic die fraozQsUclien Kolonien und die überseeischen spanischen ProTiazen; 
«ic tritt nach dem Austausch der EatifikatioDSurknnden ^n dem Zaitpunkt 
in Kraft, welcher von den beiden vertragsch Hessen den Regie tu n gen gemeinsam 
festgesetzt werden wird. 

Diese Übereinkunft tritt an die Stelle derjenigen vom 15. November 1%3. 
Die Bestimmungen derselben finden auf seit Inkrafttreten derselben ver- 
«tfentlichte, dargestellte oder aufgeführte Werke Anwendung. 

Jedoch sollen die Werke, an denen dag E i gen tn ms recht bei Inkraft- 
treten dieser Übereinkunft noch durch die Bestimmungen der Übereinkunft 
von 1853 gewährleistet ist, gleichfalls die Vorteile der neuen Übereinkunft 
wälirend des Lehens des Urhebers und fünfzig Jahre nach dessen Tode oder. 
falls der Urheber schon gestorben ist, für die ganze übrige Zeit bis im 
Vollendnog von fünfzig Jahren nach des letzteren Tode geoiessen. 

Die im varb orgeben den Abschnitt bewilligte Tergünstigung betreffs der 
während der Gültigkeit der Übereinkunft von 1853 ve reifen t lichten Werke 
steht aasschliesslich den Urhebern dieser Werke oder deren Erben zo, itt 
aber keinenfalls ausdehnbar auf die Cessionare, deren Vertrag frfiheren 
Datnmsist, als der Zeitpunkt, zu dem gegenwärtige Übereinkunft in Kraft trilc. 

ächlussprotokoll. 

Im Begriff, die Unterzeichnung der Übereinkunft zum gegenseitige! 
ScbntK des Eigentums an geistigen und künstlerischen Erzeugnissen zwischen 
Frankreich und Spanien zu bewirken, haben die unterzeichneten Bevoll- 
mflchtigten, in Erkenntnis der Notwendigkeit, die durch Art. 9, Absatz 3 
4en Urheberji von während der Gültigkeit der früheren Übereinkunft vom 
15. November 1853 verSffentlichten Werken bewilligten Vergünstigungen 
nfilier zu bestimmen, unter voller Wahrung der Becbte, welche vorher an 
denselben Werken durch dritte erworben sein könnten, beschlossen was folgt: 

1. Die Bechtawohlthat der Bestimmungen der unter heuiigem Datom 
abgeschlossenen Übereinkunft erstreckt eich auf Werke, welche weniger als 
drei Monate vor Inkrafttreten derselben veraffentlicht sind und deren durch 
Art. 7 der ÜberciDkniift von 1853 vorgeschriebene Hiuterl^nng und Ein- 
tragung noch rechtzeitig erfolgen kann, und zwar ohno dass der Urheber 
zur ErfOl In ng besagter Fürmlichkeiton verpflichtet wäre. 

2. Das Übersetzungsrecht an Werken, deren Eigentum beim Inkraft- 
treten der gegenwärtigen Übereinkunft noch durch diejenige von 1853, wolcbe 
dieses Becht auf 5 Jabre gewährt, geschützt ist, wird ebenso wie für die 
Origtnalwerke verlängert und zwar, wie in Art. 9, Abschnitt 3, festgesetzt, 
in dem Fall, dass die fünfjährige Frist beim Inkrafttreten der neuen Dber- 
einkunft noch nicht abgelaufen oder, wenn sie abgelaufen, seitdem noch 
keine unautorisierte Übersetzung veröffentlicht worden ist. 

Falb nach Ablaut besagter fünfjähriger Frist, aber vor Inkrafttreten 
der neuen Cbereinkunft eine vom Urheber nicht antorisierte Übersetznog 
veröffentlicfat worden ist, soll die Ycrüffentlichung späterer Auflagen dieser 
Übersetzung nicht als Xachdruck betrachtet werden, indes dürfen während 
des fUr den Qenuss des Eigentumsrechtes am Originalwerk festgesetzten 
Zeitraums andere Übersetzungen nicht ohne die Zustimmung des ürhefacrs 
oder seiner Bcchtsiohaber veröffentlicht werden. 
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Dis gegenwärtige SclilnssprotokoU, welches zu gleicher Zeit mit der 
unter lieutigem Datum abgeschlosaeoen Olercinknnft ratifiiiert werden soll, 
wird als zagehOriger Teil dieser tTbereinkanfc betrachtet and aoU gleiche 
Geltung, Wert and Daner hnben. 

Protokoll des RntiflkationsFtastsaaclies. 

. . . Die Unterzeichacten hitben gleichzeitig (mit dem KatifikationB- 
austaaseh) znr Vermeidung jeder falschen Auslegung erkltlrt, da^s die Werke 
der Architektur nnter den im 3. Absatz des Artikels 1 der Obereiiiknnft 
«nfgefuhrton Werken einbegriffen sind. 

Die beiden Regierungen sind übereingekommen, dass diese Ubereiuknnft 
am 2). Tuli 1830, am Tage, wo der Vertrag Tom 16. November 1853 er- 
lischt, in Kraft treten soll. 



Frankreich— Vereinigte Staaten (S. 387). 
Grosebritannlen—Bemer Übereinkunft (S. 3ii). 



Groesbritannien — tisterreicii-Ungarn. 

Übereinkunft vom 24. April 1898. 

ArL 1. Die Urbebcr von Werken der Littrratur oder Kunst und deren 
Bechts nachfolge r mit Itiljegriff der Verleger solien in den Staatsgebieten 
der hohen vertragschli essenden Teile gegenseitig sich der Vorteile zu er- 
freuen haben, welche daselbst zum Schutze von Werken der Litteratur 
«der Kunst gesetzlich eingeräumt sind oder eingeräumt werden. Es werden 
daher die Urheber von Werken der Litteratur oder Kunst, deren Werke in 
dem Qebiete des einen der hohen vertragschliess enden 1'cile zuerst ver- 
Off'entlicht worden sind, ebenso wie ihre Bechts nach folge r in dem Qebiete 
des andern Teiles denselben Schutz und dieselbe rechtliche Hilfe gegen 
jede Beeinträchtigung ihrer Rechte gemessen, als wenn das Werk dort 
ioerat veröffentlicht worden wäre, wo die Beeinträchtigung erfolgt ist. In 
gleicher Weise werden die Urheber von Werken der Litteratur oder Kunst 
und deren Rechtsnachfolger, welche einem der hohen vertragschliess enden 
Teile als Staatsb&i^er angehören oder in dessen Gebiet wohneu, in dem 
Gebiet« des anderen Teiles denselben Schutz und dieselbe rechtliche Hilfe 
gegen jede Beeinträchtigung ihrer Rechte geuiesscn, als wenn sie dort wu 
die Beeinträchtigung erfolgt ist, s taat sänge hü rig oder wohabaft wären. 
Diese Vorteile sollen den Urhebern und ihren Rechtsnachfolgern jedoch 
gegenseitig nur in dem Falle gewährt werden, wenn das betreffende Werk 
auch durch die Gesetze des Staates, wo das Werk zuerst veräffen tli cht 
worden ist, geschützt ist, nnd solleo in dem anderen Gebiete nicht tlber 
die Frist hinaus dauern, welche durch die Gesetze des Staates, wo das 
Werk zuerst verUffcntlicht worden ist, den Urhebern und ihren Rechts- 
nachfolgern eingeräumt ist. 

Art. 2. Da das Übersetzungsrecht einen Bestandteil der Urheberrechte 
bildet, so ist insbesondere auch der Schutz des Übersetzungsrechtes unter 
den in dieser Konvention enthaltenen Bedingungen gewährleistet. Wenn 
zehn Jahre nach Ablauf des Jahres, in welchem ein auf Grund dieser Kon- 
vention in den Staatsgebieten Ihrer Majestät zu schützendes Werk erschienen 
jst, eine Übersetzung in die englische Sprache nicht herausgegeben worden 
ist, soll das Recht zur Übersetzung des Werken in die englische Sprache 
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auch in den bezcichucten Staatsgebieten dem Urheber nicht mehr aus- 
schliesslich zustehen. Wurde fin Buch in Lieferungen verCfFentlicht, st 
beginnt die oben bestimmte zeliDJährigc Frist mit dem Ende junea JaJin'j, 
iu welchem jede ciuzelne Lieferung veröffentliclit worden ist. 

Art. 3. Bechtmässige ÜbersetzuDgen werden wie Originalwerke ge- 
schützt. Sie geniesaeu demzutoJge den Tollen Schutz, welcher durch den 
gegenwärtigen Vertrag rUcksichtlich der unbefugten Wiedergabe von 
(.tri ginul werken festgesetzt ist. Wenn es sich indessen um ein Werk 
handelt, betreffs dessen das Recht zur Übersetzung allgemein freisteht, 
steht dem Übersetzer kein Einspruch gegen die Übersetzoug des Werkes 
durch andere Schriftsteller zu. 

Art. 4. Der Ausdruck , Werke der Litterotur oder Kunst" nmfasst 
Uücher, Broschüren und alle anderen Schriftwerke; dramatische und dramatisch- 
musikalische Werke, musikalische Kompositionen mit oder ohne Text; Werke 
der zeichnenden Kuust, der Mnlerci, der Bildhauerei, Stiche, Lithogmphien, 
Illustrationen geographische Karten, geographische, topographische, architek- 
tonische oder sonstige wissenschaftliche Pläne, Skizzen und Darstellungen 
plastischer Art; übeniaupt jedes Erzeugnis aus dem Bereiche der Littoratnr, 
WjBsenscbaft oder Kunst, welches im Wege des Druckes oder sonstiger 
Verrieltältigung veröffentlicht werden kann. 

Art. 5. Im Britischen Beiche und in den im Osterrcichiacfacn Bcichs- 
rato Tcrtrctcnen Eänigreichen und Ländern ist der Qenuss der durch den 
gegenwärtigen Vertrag gewährleisteten Rechte nur tou der Erfüllung jener 
Bedingungen und Form liebkeiten abhängig, welche durch die Gesetzgebung 
des Sluates, wo das Werk zuerst TerOffentlieht worden ist, vorgeschrieben 
sind, und werden keine wciueren Förmlichkeiten und Bedingungen in dem 
anderen Qebiete gefordert werden. 

Es ist daher nicht notwendig, dass ein in dem einen Qebiete gesetzlich 
geschütztes Werk in dem anderen eingetragen werde, oder dass Abdrücke 
oder Abzüge desselben dort hinterlegt werden, um jene rechtliche Hilfe 
gegen Reeinträchtigung zu erlangen, welche in dem anderen Lande den 
daseibat zuerst verijfientlichten Werken gewährt wird. In den Ländern der 
Ungarischen Krone ist der Genuas dieser Rechte indessen von der Erfüllnne 
[Ter Bedingungen und Förmlichkeiten abhängig, welche durch die Gesetze and 
Vorschriften sowohl Orossbritanniens als auch Ungarns vorgcscbricben sind. 

Art. 6. Damit die Urheber der durch den gegenwärtigen Vertrag ge- 
schützten Werke bis zum Beweise des Gegenteiles als solche angesehen 
und demgemäss vor den Gerichten des anderen hohen vcrtragschli essenden 
Teiles zur Verfolgung von Bceinträclitigangen der Urheberrechte zugelassen 
werden, genügt <'S, wenn ihr Name in der üblichen Weise auf dem Werke 
angegeben ist. Dessenungeachtet känneu die Gerichte in zweifelhaften 
Fallen die Beibiingung einer solchen weiteren Reschcinigong verlangen, 
wie dieselbe nach den Gesetzen des betreffenden Gebietes gefordert werden 
kann. Bei anonvmen oder pseudnnjmen Werken ist der Verleger, dessen 
Name auf dem Werke angegeben ist, zur Wahrnehmung der dem Urheber 
zustehenden Rechte befugt. Derselbe gilt ohne weiteren Beweis als Rechts- 
nachfolger des anonymen oder Pseudonymen Urhebers, bis der Urheber oder 
sein Rechtsnachfolger ihre Rechte offenbar machen und nachweisen. 

Art. 7. Die Bestimmungen des gegenwärtigen Vertrages sollen in keiner 
Beziehung das jedem der hohen vertragschliessendcn Teile zustehende Recht 
beeinträchtigen, durch Mossregcln der Gesetzgebung oder inneren Verwaltang 
die Verbreitung, die Aufführung, die Ausstellung oder das Feilbieten eines 
jeden Werkes oder Erzeugnisses zu überwachen oder zo untersagen. Jedem 
der hohen verlragsch lies senden Teile bleibt gleicherweise das Recht gewahrt, 
die Einfuhr solcher Werke in sein eigenes Gebiet zu verbieten, welche nach 
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meinen ianeren Oesetzeu oder in Uem&asheit aeiner Tertrugsraässigen Ver- 
eiDbarungea mit anderen Staaten ais unerlaubte Wiedergabe erklärt aind 
oder erklärt werden. 

Art. 8. Die Üestinunungen dieses Vertrages sollea auch auf Werke 
der Litteratur oder Kanst AnwonduoR finden, welche ¥or dem Inkrafttreten 
desselben hergestellt wurden sind. Hierbei haben jedoch die aus den nnch- 
stehenden Anurdnungen sich ergebenden Üeschränkuugeu Platz zu greifen, 
und zwar: A. In der Üsterreich.-Un garischen Monarchie: Die vor dem 
Inkrafttreten dieses Vertrages angefertigten Exemplare, deren Hersleilnng 
bisher erlaubt war, können auch ferner Terbreitet werden. Desgleichen 
künnen die Vorrichtungen zur Vervielfältigung der Werke, wie Stereotypen, 
Holzstäcke und gestochene Platten aller Art, sowie lithographische Steine, 
wenn deren Horst«llang bisher nicht verboten war, während eines Zeit- 
raumes Tou vior Jahren vom Inkrafttreten des gegenwärtigen Vertrages an 
noch benutzt werden. Die Vcrbrcitnug solcher Exemplare und die Be- 
nutzung der bezeichneten Vorrichtungen ist aber nur dann gcstiittet, wenn 
infolge eines von der beteiligten Partei binnen drei Monaten von dem 
Inkrafttreten dieses Vertrages gestellten Ansuchens durch die betreffende 
ßegierang ein Inventar der bezeichneten Exemplare und Vorrichtungen niif- 
genonunen wurde, und diese Exemplare und Vurrichtungen tnll einem be- 
sonderen Stempel versehen worden sind. Die vor dem Inkrafttreten des 
gegenwärtigen Vertrages rechtmässig Kur Aufführung gebrachten dramatischen 
oder dramntisch-mnsikalischen Werke und musikalischen Kompositionen 
können auch ferner aufgeführt werden. H. Im Vereinigten Königreiche 
Urossbritannien und Irland; Der Urheber und der Herausgeber irgend eines 
Werkes der Litteratur oder Kunst, welches vor dem Tage, au dem dieser 
Vertrag in Wirksamkeit tritt, hergestellt wonlen ist, soll zu allen gesetz- 
lichen Rechtsmitteln gegen Beeinträchtigung befugt sein; wcnu jedoch 
irgend jemand vor der Veröffentlichung der Regie rungs- Verordnung, welche 
diesen Vertrag in Wirksandceit setzt, ein Werk in dem Vereinigten König- 
reiche rechtmässig hergestellt hat, sollen alle Rechte und Interessen, die 
aus einer solchen oder im Znsammenhange mit einer solchen Herstellung 
entstanden sind, und welche in dem bezeichneten Zeitpunkte bestehen und 
in Geltung sind, nicht vermindert oder beeiutrüchtigt werden. 

Art. 9. Die Eestimmnngen des gegenwärtigen Vertrages sollen An- 
wendung finden in allen Kolonien und auswärtigen Besitzungen Ihrer 
britaDnijchen Majestät mit Ausnahme der hier nacbbciianuten, also mit 
Ausnahme von: Indien, dem Gebiet von Kanada, Neufundland, Kaplnnd, 
Natal, Nensiidwales, Victoria, Queensland, Tasmanien, SUdaostralien, West- 
uustralien, Neuseeland. Sollen jedoch die Bestimmungen des gegenwärtigen 
Vertrages auf eine der oben genannten Kolonien oder auswärtigen Be- 
sitzungen zur Anwendung gelangen, no muss zu diesem Ende durch Ihrer 
Britannischen Majestät Vertreter bei Seiner Kaiserlichen und Königlichen 
Apostolischen HnJestSt eine betreffende Erklärung abgegeben werden, und 
zwar innerhalb zweier Jahre vom Tage des Austausches der Ratiftkationeu 
des gegMiwärtigen Vertrages. 

Art. 10. Der gegenwärtige Vortrag wird durch zehn Jahre von dem 
Tage des Austausches der Knlifikationen in Kraft bleiben, und in dem 
Falle, dass keiner der hoben vertragscblieasenden Teile zwülf Monate vor 
dem Ablaufe des besagten zehnjährigen Zeitranmes seine Absicht, den 
gegenwärtigen Vertrag aufhören zu Tassen, kundgiebt, wird der gegen- 
wärtige Vertrag in Kraft verbleiben bis zum Ablaufe eines Jahres, von 
dem Tage ab gerechnet, an welchem einer der hohen vertragscb 11 essenden 
Teile eine solche Erklärung abgiebt. Ihrer Britannischen Majestät Regierung 
steht auch das Recht zu, den Vertrag in derselben Woise rlicksichtlich 
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emer der im Artikel 9 erwähnten KoIoDien oder ^aBwirtigeo Besitzungen 
einzeln zu kündigen. 

Art. 11. Der gegenwärtige Vortrag soll ratifiziert (r»tiflxiert 14. April 
1894), and die Bati^kationsurkanden sollen sobald als mSglich in Wien aoe- 

fotauacht werden. Er wird zehn Tage nach seiner in Gemässheit der nuh 
en einschlägigen Gesetzen der hohen vertragschliessenden Teile erfolgt«i 
Verlantbaning in Wirksamkeit treten (in Grossbritannien am 11. Mai 1891 
lant Verordnung vom 60. April 1894). 

Beitritt Britischer Kolonien zur Übereinkonft 
vom 24. April 18d8. 

Gemäss der Kundmochongen des K. K. Minister -Prisidentm rem 
80. November 1894 nnd 6- Jannar 1895 sind zufolge der von dem K. Oross- 
britanniachen Botschafter im Auftrage seiner Begiemng gemachten Mit- 
teilungen die Kolonien Nenfandland, Natal, Victoria, Queensland, Wast- 
anstralien, Südaustratien and Neuseeland dem am 24. April 1893 zwischen 
der Österreichisch-Ungarischen Monarchie und Grossbritannien abgeschlossenen 
StaatsTertroge betreffend den gegenseitigen Schatz der Urheber von Werkec 
der Litteratni oder Kunst nnd der Rechtsnachfolger der Urheber beigetreten 
(englische Verordnung vom 2. Februar 1895) und sodann Indien (englischi' 
Verordnung vom 11. Mai 1896). 

Ausfuhronga-Verordnung des Ost. Justiz-Miniateriams 
vom 20. Mai 1894. 

Der zwischen der tisterreichisch-ungartschen Monarde und dem ver- 
einig1«n Königreiche Oroasbritannien und Irland am 24. April 1898 abge- 
schlossene Staatavertrag betreffend den gegenseitigen Schutz der ürhebec 
TOn Werken der Litteratnr oder Konst und der Bechtsnachfotger der Ur- 
heber (B.-G.-B1. Nr. 77 ex 1894) ist in den Staatsgebieten der vertrag- 
schliessenden Teile an 1. Mai 1894 verlautbart worden und somit gemäss 
Artikel XI dieses Vertrages am 11. Mai 1894 in Wirksamkeit getreten. 

ZurDurchfilhrung desselben wird imEinvemehmen mit denk. k.MinisterieM 
des Innern aud des Handels mit Wirksamkeit vom Knndmacbungatoge an 
verordnet, wie folgt: 

1. Die Aufnanme des im Artikel VUX des bezeichneten Staatavertrages 
unter lit. A vorgesehenen Inventara und die Stempelung der daselbst er- 
wähntoQ Gegenstände hat infolge eines Anmeldungsgesuäiea der beteiligten 
Partei durch die politische BezirksbehSrde des Ortes, wo die betieffonden 
Gegenstände sich beflnden, zu erfolgen. 

2. Die Partei hat mit der Anmeldung ein zweifach aosgelertigtes Ver- 
zeichnis vorzulegen und in diesem die der Amtshandlung zu unteniebeDdeu 
Gegenstände einzeln und genau mit den zur Identiözierung dienenden Bp- 
zeichnangen anzuführen. 

8. In das Verzeichnis kännen alle unter die Bestimmungen des Staats- 
vertrages (allenden Exemplare von Werken der Litteratur oder Kunst und 
Vorrichtungen snr Vervielfältigung solcher Werke aufgenommen werden. 
welche vor dem 11. Mai 1894 hergestellt worden sind, sofern deren Her- 
stellung bisher erlaubt war. 

Den beteiligten Parteien ist es .übrigens freigestellt, auch später her- 
gestellte Exemplare von Werken der Litteratur oder Kunst anzumelden, 
jedoch nur dann, wenn die zur Heratellnng dieser Exemplare benotet«) 
VorrichtungeninGemässheitderBeatimraungen dieser VnnirdnnDg inventarisiert 
und gestempelt worden sind. 
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4. Die Behörde hat aicli von der Bichtigkeit des Tor^legteu Veraeich- 
aiaaca lu abetieagen und aa prüfen, ob das Verzeichms den vontehend 
unter Zahl 8 getroffenen Änotdnanf^n ontapricbt. likemplare und Yor- 
richtungen, welche diesen Änordnongen Kuwider angemeldet wurden, sind 
ans dem Verzeichnisse anszasc beiden. 

6. Die rechtmässig angemeldeten Exemplare nnd Vorrichtungen sind 
Ton der Behörde einzeln mit dem in passender Weise anzabrin senden Amts- 
Siegel ZQ versehen. Ein Pare dca vorgelegten and erforderlichen Falles 
ricEtiggestellten Verzeicbniases ist T<m der BehBrde an f sähe wahren, das 
andere anter Bestätigung des Taget der Überreichung der Partei znrttck- 
1 US teilen. 

6. Die im ersten Absatte der TorstebendeD Zahl 3 beceicbneten Exem- 
plare und Vorrichtnngeu sind bei Vermeidung der aus Artikel VIII des ätaats- 
vertrages sich ergebenden Bechts folgen spätestens bis einschliesslich 
10. Augast 1894 zur Anmeldung in bringen. Die Anmeldung der im zweiten 
Absätze der Zahl 3 bezeichneten Exemplare ist auch nach diesem Zeitpunkte, 
Jedoch nar mit der Beschräokong statthaft, dass die Aufnahme des Inventars 
and die Stempelung der aogemeldetan Exemplare spätestens am 10. Mai 1898 
EU erfolgen hat. 

7. Verspätete Anmeldungen sind nicht zu berücksichtigen und den- 
Parteien als zur Anmeldung nicht geeignet zorückzus teilen. 



firoMbrItannien— Vereinigte Staaten (Seite s 
Guatemala— Coftta-RIca (Seito 344). 
Guatemala— Franl(relcii (Seite sei). 



Guatemala— Honduras. 

Allgemeiner Vertrag vom 10. M&rz 1S95. 

Art. 18. Zwischen beiden Regierangen soll ein Tollständjger und regel- 
mässiger Anstansch amtlicher Veröffentlichungen jeglicher Art eingerichtet 
werden. Dasselbe gilt fQr die von Privaten in einem der beiden Öeblete 
veröffentlichten wissenschaftlichen und litterarischen Werke, zu welchem 
Zweck jeder Verleger und Druokerei-lnhaber angehalten werden soll, fUr 
den Aiutaasch zwei Exemplare des Werkes sofort nach dessen Verßffent- 
lichung dem Ministerium der Auswärtigen Angelegenheiten des betreffenden 
Landes zu liefern. Jede Begierung soll ein Exemplar dieser Veröffent- 
lichungen bei der ihr geei^et erscheinenden üffentlichen Bibliothek hinter- 
legen, damit sie daselbst in gehöriger Weise aufbewahrt und leicht ein- 
gesehen werden können. 

Art. 80. Die Staatsangehörigen einer der beiden Bepubliken sollen in 
der andern das Recht litterarischen, gewerblichen und künstlerischen EigMi- 
tnniB in denselben Orenzen und unter den gleichen Bedingungen wie die 
Inländer gemessen. 

Guatemala— Salvador 

Handelsvortrag Tom 37. Hirz 1895. 

Art. 14. Die Guatemalancr, welche in Salvador ihren Wohnsitz haben, 
und die Satvadorener, welche in Gutemala wohnen, sollen das BechtdBi 
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Utterariscben, künstleriachen niet gewerblichen Eigeutums unter denselben 
Bedingungen genieasen und denselben Anforderungen onterworfen sein, wie 

die Einheimischen . 

Guatemala— Spanien. 

ÜboreiDkunft vom 26. Mai 1893. 

Art 1. Es sollen die Bürger der Bepublik Qnatomala in Spaniui und 
die spanischen Unterthanen in der Republik Ouatcmnla aU Urheber tod 
Suchern oder anderen Schriftwerken, dramatischen Werken, musikalischen 
EompositioDcn oder Hosik-Arrnngoments, von Werken der zeichnenden 
Kunst, der Haierei, der Bildbtkuerei und des Stichs, von Lithographien, tob 
geographischen Karlen und liberhanpt von jedem Erzeugnis ans dem Bereich 
der Wissenschaft, Lttteratur oder Kunst in jedeni der beiden Staaten gegea- 
seitig die Vorteile g^oie-saen, welche in gegenwärtiger Übereinkunft ans- 
gemacht sind, und diejenigen, welche mit der meist begitnstigten Nation 
ausgemacht sein kilnnen, ebenso wie alle diejenigen, welche in einem oder 
dem anderen Staat gesetzmassig dem Eigentum an Werken der Litteratar, 
■ Wissenschaft oder Kunst zuerteilt sind oder zuerteilt werden. Sie sollen 
zur Nutzbarmachung dieser Vorteile, zur Erlangung Ton Schadenersatz und 
ZOT gerichtlichen Verfolgung der Nachdrucker denselben Schutz und den- 
selben gesetzlichen Rekurs gcnicssen, welche den inländischen Urhebern 
oder denjenizen der meistbegünstigten Nation in jedem der beiden Länder 
sowohl durcn die besonderen Gesetze über das litterarische und künst- 
lerische Eigentum, als durch die allgemeine Gesetzgebung in Civil- oder 
Strafsachen gewährt sind oder werden, 

Art. 2. Um allen Werken der Littcratur, Wissenschaft oder Kunst 
den in Art. 1 ausgemachten Schutz zu sichern, sollen die Urheber oder Ver- 
leger dem Ministerium des üSentlichen Unterrichts, als Torgängige Uasd- 
regel, drei Exemplare des Werkes, dessen Eigentum sie in Zukunft gegen 
jede ancrlaubtc Nachm^chnng oder Vervielfältigung in den betreffenden 
Ländern schützen wollen, übergeben. Das Ministerium des ÜfFentlichen 
Unterrichts wird ein den Empfang besagter Exemplare bestätigendes Zeugnis 
ausstellen, and dieses Zeugnis soll den Interessenten ermächtigen, zur 
Geltendmachung seiner Be^te vor der zuständigen QffeDÜJcbcn Behürde 
zugelassen zu werden. 

Art. 3. Die Abmachungen des Art. 1 finden auch auf die in einem 
der beiden Länder erfolgende Darstellung oder Aufführung dramatischer 
oder mnsikalischer Werke der Urheber nnd Komponisten des anderen Landes 
Anwendung. 

Art. 4. Den Originalwerken werden die von inländischen oder frenden 
Werken hergestellten Übersetzungen gleichgestellt, die von einem Über- 
setzer, der einem der beiden Länder angehört, veranstaltet sind. Dem- 
zufolge sollen diese llbersetzungen hinsichtlich ihrer unbefugten Verviel- 
fältigung in dem andern Lande den durch gegenwärtige Übereinkunft fär 
die Üriginalwerke ausgemachten Schutz geniessen. Es Ist jedoch wohl- 
verstanden, dass der Zweck des gegenwärtigen Artikels nur dahin geht, 
den Übersetzer in Beziehung auf die von ihm gefertigte Übersetzung de? 
Originaiwerks zu schützen, keineswegs aber, dem ersten Übersetzer irgend 
eines in toter oder lebender Sprache geschriebenen Werkes das ausschliess- 
liche Ubersetznngsrecbt zu übertragen. 

Art. 5. Die Staatsangehörigen des einen der beiden Länder, als Ur- 
heber von Original werken, sollen das Recht des Einspruchs gegen die Ver- 
öffentlichung jeder nicht von ihnen genehmigten Übersetzung dieser Werke 
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im «öderen LKnde haben, und zwar während der ganzen Zeit, für welche 
der Gennsa des litt eraris eben Eigeotumsrechta an dem Originalwerk ge- 
währloiatet ist; die VerGffentliobung einer nicht genehmigten ÜberaetzDog 
wird in jeder Seziehnng dem nnerlaobten Nochdmck des Werkes gleich- 
ge stellt. Dieselben Rechte sollen wechselseitig die Urheber dramsitiBcher 
Werke hinsichtlich der Übersetzncg oder der Ilarstellung von Ubersetzongen 
ihrer Werke geniesBeo. 

Art. 6. Ebenso sind die nicht geachmigten indirekten Aneignongan 
oatersagt, als Anpassungen, sogenannte NacbsJiniungcn im guten Glauben, 
Benntsnogen, Transkriptionen musikollgchor Werke und im aUgemoinen jede 
Benntsung eines Werkes, die ohne Genchmignog des Urhebers Termittelst 
Drucks oder Bfihne erfolgt. 

Art, 7. Doch soll wechselseitig in jedem der beiden Lander die Ver- 
öffentlichung Ton mit erklärenden Anmerkungen begleiteten AnszÜgen oder 
ganzen Stüokea ans den Werken eines Urhebers des andern Landes in der 
Sprache des Originals oder in Übersetzung erlaubt sein, falls die Quelle 
angegeben ist, und diese Yeräffentlichungeu dem Unterricht oder Studium 
angepasst sind. 

Art. B. In periodischen Publikationen erschienene Schriften kOnnen mit 
Angabe der Quelle in jeder andern Publikation derselben Art verrielfältigt 
werden, sofern nicht die auf diesen Schriften ruhenden Bechte ansdräckllch 
vorbehalten sind. 

Art. 9. Die gesetzlichea Bevollmächtigten oder Bechtsinbaber der Ur- 
heber, Übersetzer, Komponisten und Künstler geniessen wechselseitig nnd 
in jeder Hinsicht die gleichen Rechte, welche durch die gegenwärtige Über- 
einkunft den Urhebern, Übersetzern, Komponisten und Kllnstlero selbst zu- 
erkannt werden. 

Art. 10. Die durch gegenwärtige Übereinkunft anerkannten Rechte 
Utterariscben und künstlerischen Eigentums wordeu den Urhebern, Über- 
setzern, Komponisten und Künstlern während des durch die besonderen 
Gesetze jedes der beiden Staaten festgesetzten Zeitraams, jedoch auf jeden 
Fall mindestens lehenslang gewährt. 

Art. 11. Nach Erfüllung der Fürmlichkeiten, welche in den beiden 
Staaten zur Sicherung des Eigentumsrechts an einem bestimmten littera- 
rischen, wissenschaftlichen oder künstlerischen Werk erforderlich sind, ist 
die Einfuhr, Feilhaltung oder Ausstellung dieses Werkes in dem betreffenden 
Lande ohne Genehmigang des Urhebers, Verlegers oder Eigentümers untersagt. 
Art. 12. Jede Ausgabe oder Verrielfältigong eines wissenschaftlichen, 
litterarische Q oder künstlerischen Werkes, die entgegen den Bestimmungen 
gegenwärtiger Übereinkunft erfolgt ist, wird als Nachmachung erachtet. 

Wer nachgemachte Werke oder Gegenstände herausgegeben, verkauft, 
zum Verkauf gestellt oder in das Gebiet eines der beiden Länder eingeführt 
hat, soll gemäss den in dem einen oder dem andern der beiden Länder für 
die betreffondea Fälle geltenden gesetzlichen Bestimmungen bestraft werden. 
Art. 19. Die gegenwärtige Übereinkunft soll vom Tage des Austausches 
der KatiflkatioQfi Urkunden (welcher am 26. Juni 1894 erfolgte) nn in Kraft 
treten and nach Kündiguiip seitens eines der hohen vertragschües senden 
Teile noch zwölf Monate in Wirksamkeit bleiben. 

Art. 14. Die Bestimmungen der gegenwärtigen Übereinkunft sollen in 
keber Weise dos jedem der hohen vertragschliess enden 'Xeile zustehende 
Recht beeinträchtigen, durch Massrcgoln der inneren Gesetzgebung oder 
Verwaltung die Verbreitung, Aufführung oder Ausstellung jedes Werkes 
oder Erzeugnisses zu erlauben, zu überwachen oder untersagen, hinsichtlich 
dessen die zuständige Bchürde dieses Recht ausüben zu lassen beabsichtigt. 
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Art. 15. Die hohen Tertragichliesseoden I^eile yerpäichten sieh, aid 
wechsslieitig idle mit Bezug aaf den SchnU und die Ansübimg des 
ffSiBtigea EiKentomBrechta verQfFentUohten oder in Zakonlt xa erlasaeBden 
uasetze, Dekrete nnd TerordnuBgen micinteiien. Ebenso verpflichten sich 
dieselben, alle sechs Honate daa Yerieichnis derjenigen Werke aaSEatanscliBD, 
xa deren Qnnaten die Urheber, Verleger oder Übersetzer ihre Bechte gem&n 
der in dem betreffenden Land geltenden Gesetzgebung gesichert haben. 
Die gegenwärtige Übcreinkniilt aoli keineswegs das Recht des einen oder 
des andern der beiden hohen Tertragscblies senden TeUe beeinträchtigen, die 
Einfuhr solober Büober in seine eigenen Staaten sn verbieton, welche nach 
seinen inneien Gesetzen oder naäi mit anderen Staaten nnteneichneten 
Abmachnngai als Nachmachnngen erklärt sind oder erklärt werden wftrden. 



Halti—BernBr Obereinkunft (Seite 3ii). 
Honduras— Costa-Rica (Seite M5). 
Honduras —Guatemala (Seite mi). 



Honduras- Nicaragua. 

Allgemeiner Vertrag vom 20. Oktober 1894. 

Art. 16. . . . Ebenso sollen die AngcbSrigen eines der beiden Signatar* 
Staaten in dem andern das Recht des litterarischen, gewerblichen oder 
künstlerischen Kigentams unter densolbeu Bedingungeo gemessen nnd den- 
selben Anforderangen nnterworfen sein, wie die LandesangehOrigen. 

Art 17. Zwiadieo beiden Regierungen wird ein vollständiger nnd regel- 
nüLoniMor Auat." iixcb, aller Arten amtlicher VerOffentlichnngen eingerichtet. 
Dsssdbe geschieht hlnicIitUcJi der durch Privatpersonen in einem der beiden 
Gebiete veröffentlichten wissenschaftlichen und litterarischen Werke; zu 
diesem Zwecke soll jeder Verleger und jeder Drncketei-Eigentümcr ge- 
halten sein, für den Austausch zwei Stemptare des Werkes sogleich nach 
seiner VärQffeutlichnDg an das Ministerium der auswärtigen Angelegen heilen 
des bctrefTendcn Landes zu liefern. Jede Eegiemag soll ein Exemplar dieser 
YerDffentlichuDgen bei der ihm geeignet erscheinenden effcntlichen Bibliothek 
hinterlegen, dnmit sie daselbst in gehöriger Weise aufbewahrt werden nnd 
dort leicht oingesehen werden können. 



Honduras— Saivador. 

Allgemeiner Vertrag vom 19. Jaanar 1895. 
Art. U und 15. Der Inhalt derselben ist gleichlautend mit denjenigen 
der Art. 18 und 80 des Vertrage ewisehon Guatemala und HonduH vom 
10. März 1896 (Seite 387). 

itallen-Berner Übereinitunfl (Seite aii). 

Itaiiefl— Argentinische Repubiik (Seiten 824 n. 337). 

Italien— Columbien (Svite 339). 

Italien— Deutsdiluid (Seite 364). 

Italien— Frankreich (Seite ses). 
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Italien-Mexiko. 

U»BdelBTertrkg vom 16. April 1890. 

Art. 1. Hinsichtlich dea litterariachea und kduatleriBchca EigeDtums 
»allen die Bürger jedes der beiden hohcQ Tertragadül essenden Teile wechsel- 
seitig im Qebiet des anderen die Behandlong der meistbeglinatigten Niition 
geniesaen. 

Italien— Montenegro. 

Übereinkunft aber den Scliutz der Urheberrechte vom 
27. November 1900. 

Art. 1. Die Begierung von Italien and die Begierung von Montenegro 
verpflichten sich gegenseitig, in ihrem Gebiet jede unerlaubte Vervielfiiltigung 
von Werlten der Kunst und Utteratur, die im Gebiet des anderen Staates 
vetüif entlicht und daselbst unter Vorbehalt der Urheberrechte binterlegt 
worden sind, sowie jede unerlaubte Aufführung dramatischer oder musikalischer 
Werke zu verhindern, deren Urheber einem der beiden Länder angehören, 
und fär welche im Gebiet des anderen Staates die Rechte vorbehalten sind; 
die Verviellältigor und Urheber unerlaubter Nachbildungen strafrechtlich zu 
verfolgen, sowie die Originale und Terrielfältigungen der Nachbildungen 
und die dabei verwendeten Geräte in Beschlag zu nehmen. 

ArL 2. Die gegenwärtige Übereinkuatt soll ratifiziert und die Hati- 
tikationSDrkundcn sollen sob^d als thunlich in Oettinje ausgetanscht werden. 
Sie soll einen Monat nach Austausch der Ratläkationsurkunden in Kraft treten. 

Art. 8. Pie gegenwärtige Obereinkuaft soll zehn Jahre gelten und, 
wenn sie bei ihrem Ablauf nicht gekündigt ist, von Jahr zu Jahr als ver- 
längert anzusehen sein, solange nicht der eine oder der andero der vertrag- 
schliessenden Teile eine Kltndigung eintreten lässt. Die Kündigung mnss 
sechs Monate vor Ablauf erfolgen. 

(Der Austausch der RatiSkations Urkunden hat am 81. Januar 1901 stntt- 
gofunden). 

Italien— Öeterreich-Ungarn. 

Staatsvertrsg vom 8. Juli 1890. 

Art. 1. Die Urheber von Werken der Littcratnr oder Kunst und deren 
ICechtsnachf olger mit Inbegriff der Verleger sollen in den Stuats gebieten der 
hohen vertrogschliessenden Teile gegenseitig sich der Vorteile zu erfreuen 
haben, welche daselbst zum Schutze von Werken der Litteratur oder Kunst 
gesetzlich eingeräumt sind oder eingeräumt werden. 

Sa werden daher die Urbebei von Werken der Litteratur oder Kunst, 
■leren Weike in dem Qebiete des einen der hohen rertragschliüss enden Teile 
erschienen sind, ebenso wie ihre Rechtsnachfolger, in dem Qebiete des anderen 
Teiles denselben Schutz nnd dieselbe rechtliche Hilfe gegen jede Beein- 
trftcbtignng ihrer Rechte gemessen, als wenn das Werk dort erschienen 
wäre, wo die Beeintrichtigong erfolgt ist In gleicher Weise werden die 
Urheber von Werken der Litteratur oder Kunst und deren Bechtsnach folger, 
welche einem der hohen vertrogschliessenden Teile als Staatsbürger ange- 
hören oder in dessen Gebiete wohnen, in dem Gebiete des anderen TeOea 
deBsalbeo Schutz und dieselbe rechtliche Hilfe gegen jede Bceintrlchtigung 
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ihrer Recbte genieaaeo, als wena sie d«rt, vo die BeeintrSehtignng erfolgt 
ist, staatsangehQrig oder wohnhaft nären. 

Biese Vorteile sotlen den Urbebem nnd ihren Bechtsnachfolgeni jedoch 
gegenseitte nur in dem Falle gewährt werden, wenn das botreffende Werk 
«uch darcL die Oesetze des ürsprnDgagebietea geschätzt iat, nod eollen a 
dem anderen Gebiete nicht Über die t'riat liinana danem, welche durch die 
Gesetze des Ursprungs gebietes den Urhebern nnd ihren Beehtanach folgern 
eingeräumt iat. 

Da daa Obcrsetzon garecht einen Beatandteil der Urheberrechte bildet, 
von welchen dieser Artikel im altgemeinen handelt, so iat auch der Schatz 
dieses Rechtes kraft der Bestimmungen des gegenwärtigen Vertrages und 
nach Maangabe dieser Bestimmungen gew Ehr leistet. 

Art. 2. Der Ausdruck: .Werke der Litteratur oder Kanst" omfasat 
Bücher, Broschüren oder andere Schriftwerke; dramatische Werke, musi- 
kalische Kompositionen, dnuDatisch-mosikalische Werke; Werke der zeichnen- 
den Kunst, der Unlerei, der Bildbsaerei; Stiche, Lithographien, IllnstratiODen. 
geologische und geographische Karten; geographische, topographische, uatur- 
wissen echaftliuhe, geometrische, architektonische und andere technisch« 
Zeichnungen, Pläne, Skizzen und DaratellungenplBstischer Art, sowie über- 
haupt jedes Erzeugnis aus dem Bereiche der Wissenschaft, Litteratur oder 
Ennsl, 

Art. 3. Als Uraprungsgebiet eines Werkes gilt dasjenige, in welchen 
die erste VerSffentlicbung erfolgt ist, oder, wenn diene Veröffentlichung an 
zwei oder mehreren Orten der Staatsgebiete der hohen vertragsch liessenden 
Teile gleicbzeitig stattgefunden hat, dua Gebiet jenes Ortes, dessen Gesetz- 
gebung die kürzeste Schutzfrist gewährt. In Ansehung der nicht veröffenl- 
ucbten Werke gilt jenes Qebiet, in welchem der Urheber staatsongehOrie 
ist, als Ursprungs gebiet des Werkes. 

Art. 4. Im Verhältnisse zwischen den im Österreich ischeo Beicbsratf 
Tertretenen KüniKreichen und Ländern und dem Königreiche Italien ist der 
Oenuss der darch den gegenwärtigen Vertrag gewährleisteten Rechte von 
der Erfüllung jener Bedingungen nnd Förmlichkeiten abhängig, welche durch 
die OesetzgeliQng des Urs prungsgebietes des Werkes vorgc schrieben sind. 
Im Verhtlltnisac zwischen den Ländern der ungarischen Krone nnd dem 
Königreiche Italien ist der Genuss dieser Rechte TOn der Erftlllang der Be- 
dingungen und Förmlichkeit en abhängig, welche dnrch die Gesetxe nnd Vor- 
schriften, sowohl des Ursprung^e bieteis des Werkes, wie auch des Staats- 
gebietes, in welchem des Schutz gewährt werden soll, Torgeschrieben sind. 

Art. 5. Damit die Urheber der durcli den gegenwärtigen Vertr&g ge- 
BcbOtzten Werke bis zum Beweise des Gegenteiles als solche angesehen und 
demgomäss Tor den Gerichten der hohen » er tragschlieas enden Teile «nr Ver- 
folgung von BeeinCr&cbtigungen zugelassen werden, genügt es, wenn ihr 
Name in der üblichen Weise auf dem Werke angegeben ist. Bei anonymen 
oder Pseudonymen Werken ist der Verleger, dessen Name auf dem Werke 
angegeben ist, zur Wahrnehmung der dem Urheber Kurtehenden Rechte be- 
fugt; derselbe gilt ohne weiteren Beweis als Rechtsnachfolger des anonymen 
oder Pseudonymen Urhebers, bis nicht der Urheber oder sein Bechtan ach folger 
ihre Rechte offenbar machen und nachweisen. 

Art. 6. Die Bestimmungen des gegenwärtigen Vertrages sollen in keiner 
Beziehung das jedem der beiden hohen Tertragscbliessenden Teile ntstehende 
Recht beeinträchtigen, durch Massregeln der Gesetzgebung oder inneren Ver- 
waltung die Verbreitung, die Anffübning, die Ausstellung oder du Feil- 
bieten eines jeden Werkes oder Erzeugnisses zu Überwachen oder zu unter- 
sagen. Jedem der beiden hohen Tertragscbliessenden Teile bleibt gleicher 
Weise das Recht gewahrt, im eigenen Gebiete die Einfuhr solcher Werke 
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zu Tcrbietea, irelelte nuh seinen bnereu OesetEen oder in Oem&saheit Mfner 
Verabredangen mit enderen H&chten kIb nnerUnbte Wiederg&be erlciirt sind 
oder erkürt werden. 

Art. T. Die BeBtimmnngüD dieees Vertngea aolleu andi anf Werke der 
Litternttir oder Knnat Anwendnng finden, welche bereits vor dem Inkraft- 
treten deagelben Torhanden waren. 

Jedoch können die tot dem Inkrafttreten dieses Vertragei &ngafertig:ton 
Exemplare, deren Eerstellnng bisher nicht TerlMten war, anch femer Ter- 
breitet werden. Desgleichen können die Vorrichtnngen inr Vervielfjlltignng 
der Werke, wie Stereotypen, Holsstöcke and geatucbene Platten aller Art, 
Mwie lithographische Steine, wenn deren HerBtellnng bisher nicht verboten 
war, während eines Zeitraumos von Tier Jahren vom Inkrafttreten des gegen- 
wBrtigeu Vertrages an noch benntzt werden. 

Die Verbreitnng solcher Exemplare nnd die Benatinng der bezeichneten 
Yorricfatungeo Ist aber nur dann gestattet, wenn infolge eines von der be- 
teiligten Partei binnen drei Monaten Ton den Inkrafttreten dieses Vertrages 
gestellten Ansnchens durch die betreffende Eegiemng ein Inventar der be- 
zeiehneten Exemplare and Vorrichtungen anfgenommen nnd dieselben mit 
einem besonderen Stempel Teri<ehän worden sind. 

Die vor dem Inkrafttreten des gegenwärtigen Vertrages reehtmissig zor 
Anffähmng gebrachten dramatischen oder dramatisch-musikalischen Werke 
nnd mnaikalischen Kompositinnen kSnnen aach ferner anfgefflhrt werden, 

Art. 8. Der Keeenwärtige Vertrag wird durch zehn Jahre von dem 
Tage ab, da er in Wirksamkeit tritt, in Kraft bleiben. Mach Ablauf dieses 
Zeitraumes wird jedem der hohen TertragBchliesienden Teile das Recht zn- 
Btehen, den Vertrag zn kündigen. In diesem falle bleibt er dann noch domh 
ein Jahr ron dem Tage, an welchem die Kttndigang erfolgt, in Kraft. 

Art. 9. Der gfgenw&rtige Vertrag soll ratifiziert, nnd die Batiflkations- 
ü'rkanden sollen sobald als mOglieh in Wien ansgetauscht werden (am 
89. Dezember tS90 ausirotanBcht); er wird vierzehn Tage nach Austausch 
der Ratifikationen in Wirksamkeit treten. 



Italien— Paraguay. 

Kßnigl. italienische Verordnung vom 20. Juli 1900 betreffend die 
Obereinkanft von Montevideo vom 11. Januar 188». 

Einziger Artikel. Die Bestimmungen der südamerikanischen Überein- 
kunft Ton Montevideo vom 11. Januar 1889 hinsichtlich der ürheberrecbte 
(Text 8. 824), welcher Italien am 7. April 1900 beigetreten ist, sollen (nach- 
dem dnrch Verordnung des Präsidenten der Republik Paraguay vom Iti. Mai 
1900 der Beitritt Italiens anerkannt wurde) in den Beziehungen zwischen 
Italien nnd Paraguay Anwendung finden. 

Italien— San Marino. 

Frenndschafts- nnd Nachbarliehkeits-Vertrag vom 88. Jnni 1897. 

Art. 41. Die Republik, welche den im Königreich Italien geltenden 
Ornndsätzen hinsichtlich der Urheberrechte an Werken der Litteratnr nnd 
Kunst vollständig beitritt, übernimmt die Verpflichtung, auf ihrem Qebiete 
jede unerlaubte Beproduktion oder Nachahmung der in dem Königreich et- 
lengten oder gescbtitzten '^'erke der Litteratnr nnd Kunst zu verhindern. 
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Art. 18. Die Bepnblik, indem sie den geMtiUchen BwtuuiiiiBg«D, w«lch» 
i u It»ilien dta gewerbUche Eigentam regeln, sowie dea Mif der Paiiaer Über- 
ciokuuft vom 20. Hart 1883 zum Schatze des gewerblieben EigentsiBs b»- 
rnliendeti Onuds&txea voUstlndifC sDaümint, ttbervinunt die VerpfliohtBiig, 
ftuf ihrem Gebiet Jede widerrechtliche Aneigoiuig tob gewerbficfaeB Er- 
findungen oder yoD Uodelien and FnbrikmukeD, Kwie jede Nftchahnong 
TOD noterBcheidoDden Fabrik- and HeBdels-Marken und Zeidhen, die in Italien 
ordnungemägsJE eingetTttgen nnd geschaut sind, m Torhindera. 

Art. 43. Die ron der Bepublik San Marina ie den beiden Art. 4-1 nsd 
42 eingegangenen Verpflichtnngen tibemimmt &neh du KOnigreicli Italiea 
gegenüber der Bapablik hiniicliUicli der Bechte ui litleraiischen, kftnet- 
leriBohem nnd gewerblichem Eigentum, welche in dem Qebiet der B«pnbUk 
gesetaslicb geachtttzt sind. 



Italien— SchwBdsn-Norwsgtn. 

DekUratlon TOm ». Oktober 1884. 

Art. 1. Die Sestimmungeu der schwedischen Gesetze Aber du Utter»- 
rische Hügentom Tom 10. August 1877 nnd vom 10. Jennu 1883, sowie Obo- 
die Verrielfältlgang der Kunstwerke Tom 8. Hai 186T and vom la Aogost 
187T und die norw^ieelien Oesetse Ober die Einrichtang eines Verlngs- 
T^ieters vom 20. Jnni 1883, über das Uttervrische Eigentum Tom 8. Juni 
1876 und Über das künstlerische Eigentum vom 12. Mal 18T7 finden glelcb- 
falls auf Schriften nnd Kunstwerke der italieoischen Untertluuieo and deren 
RechtsTertreter Anwendnng, insoweit dieselben durch die iulienische OeseU- 
gebung geaobtltzt sind. 

Art, 2. Umgekehrt gemessen die sebwediachen und norwegiscbw Ur- 
heber oder deren BechtsTertreter in Italien binsielitlich ihrer Schriften lud 
Eunatwerke, insoweit dieselben durch die schwedische oder norwegisobe Ge- 
setzgebung geschützt sind, alle Eecbte nnd Vorteile, welche das italienische 
Gesetz den Urhebern oder deren RechtSTertretem liinsichtiich iitterarischer 
oder künstlerischer in Italien veröffentlichter Werke gewKhrleistet. 

Art. 3. Es ist ausdrücklich darauf hinzuweisen, dass die in den 
Artikeln 1 und 2 hinsichtlich der Urheber der drei Staaten festgesetstm 
Vorteile ihnen wechselseitig nur während der Dauer ihrer Rechta in dem 
Ursprungsland e zugesichert werden, und dass die Daner ihres Rechtsachntzet 
in dem anderen Lande nicht die durch das Gesetz für die inländischea ür- 
beber fesUfesetzte ttbersc breiten darf. 

Art. i. Um den Schriften und Kunstwerken der schwedischen und 
norwegisebeD DotertlMDen in Italien and der italienischen UnterttiaiieB ii 
Schweden nnd Norwegen den dorch die Toib ergehenden Artikel fwtgoeetzten 
Schutz zu sichern, und damit die Urheber oder Verleger oder deren Bechts- 
Tertreter demzufolge Tor den Gerichtshöfen der betreffenden Länder zur Be- 
treibung der gerichtlichen Verfolgung der Nachdrucke oder anerUabten Ver- 
Tietmtigungen zugelassen werden, genagt es, dasa besagte Urheber oder 
Verleger oder deren Bechts vertretet ihre Eigentomarechte bewciaen, indem 
sie durch eine von der zuatäadieeo, Uffentlichcn Behörde in jedem I^ade 
herrührende Bescheinigung feststellen, dass das fragliche Werk ein Original- 
artengnis ist, welches in dem Lande, in dem es TerBffentllcht wurde, den 
geset&liehen Scfa«tz gegen Naohdmck oder unerlaubt« VervielAltignng 
geniesst, 

FQr Werke schwedischer ünterthanea wird diese Beschejnignng duch 
den QefichtsBchTeiber den Departements der Jostiz an^estelU nnä durch die 
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itftUeniiflb» Q««aiii)t«chaft In 9to«khoiin lenlisleTl ; fOr die Werke norwugueher 
Uuterthftoen wird dieselbe dnrcfa das UnterrichtBamt beim MiniBterinm dM 
Kultus Dad OffentlicheD Unterrichte suegegtellt und durch das itdltenlsehe 
Kousnlat in Ühristiimia legaliaiert; nnd fOt Werke it&lieniaeher Untertfaueit 
wird dietelbe durch das MiniBteriom tut Äckerbau, Industrie nnd Handel 
ana^eetelh und durch die sehwediMh- norwegische Ocnnd tschaft in Rom 
legalisiert. 

Art. 5. Die gegenwärtige Deklaration bleibt recbtsTerbindlieh bis xan 
Ablanf eines Jahres von dem Tage, aa welchem eine der betreffenden Qe- 
Kierungen sie gekündigt haben wird (Inkrafttreten: 1. Januar 188&, ef. ital. 
Minista/ialiDndsch reiben vom gleichen Datum.). 

Italien— Spanien. 

Übereinkunft toib 2a Juni 1S80. 

Art. 1. VoB dem Zeitpunkt an, za welchen, gemäaa den Veifikgunsen 
des Artikel« 7, die gegenwärtige Üt>ereinkDnft in Kraft treten wird, sollen 
dio Urheber, Verlier nitd Übersetier tob wtsseiuahaftlich«k, littentmchen 
und kflnatloriächen Werken oder deren Kechtsinhaber, welche dareh die ge- 
Ktzlictirorgeschriebeocn Förmlichkeiten ihrEigentnms- oder VorrielfältigoDgs- 
recht in einem der beiden vertragschlieas enden Länder gesichert haben, in 
dem andern Lande die durch da» Landesgeaetz daselbst den Urhebern, Ver- 
legern und Übersetzern derselben Werke oder deren Bechtsinhabem ein- 
geräumten Rechte geniessou, ohne dass die Erfüllung der durch selbigea 
Qesetz Torgcscbriebenen Fürmlichkeiten notwendig sei. 

Diese Rechte, welche keine längere Dauer liabec sollen, ab die den 
einheimischen Urhebern, Verlegern, Übersetzern oder deren Bechtsinhabern 
eingeräumten, dürfen jedoch in allen Fällen die durch das Gesetz des Ur- 
sprungslandes festgesetzte Daner nicht überschreiten. 

Die zu Anfang dieses Artikels angewandte Bezeichnung .wissenschaftliche, 
litterariscbe und künstlerische Werke" umfasst die Veröffentlichung toq 
Büchern, dramatischen Werken; maaikalischen Kompositionen, Werken der 
Zeichenknnst , Malerei nnd Bildhauerei, von Stichen, Lithographien nnd 
Photographien, femer Karten, Pläne, wissenschaftliche Zeichnungen und 
jedes andere wissenschaftliche, litterarische oder kQnstlerischc Urzengnlx, 
das durch die yersohiedenen DruckTerfahren und alle Ver»iclfilltignnga mittel, 
sowohl jetzt bekannter als zukünftiger Erfindung, rerOffentlicht worden kann. 

Die Vertreter oder Rechtsinhtber der Urheber, Übersetzer, Komponisten, 
Haler, Bildliauer, Stecher in Kupfer, Stahl etc. und Fhutographien genlesson 
dieselben Rechte als den Urhebern, Übersetzern, Komponisten, Malern, Bild- 
hauern, Stechern in Kupfer, Stahl etc. nnd Photographen durch gegenwärtige 
Übereinkunft gewährt werden. 

Art. 2. Wenn der Urheber, Verleger oder Übersetzer eines der in 
Art. 1 bezeichneten Werke sein VerOffentlichunga- oder Vervielfälligungs- 
recht einem Verleger eines der beiden Länder oder eines fremden Lande» 
unter der Bedingung abgetreten hat, dass die Exemplare dieser Ausgaben 
nicht in dem andern Lande verkauft werden dürfen, werden solche Kiem- 
plare oder Ausgaben wie Nachdrucke betrachtet nnd behandelt. Diese Ver- 
f&gumg findet auf Exemplare oder Ausgaben keine Anwendung, welche, nach 
einem anderen Lande bestimmt, das Gebiet im Durch gangsrerk ehr bernbren. 

Art. S. Im Falle der Zuwiderhandlnng finden in jedem Lande die Be> 
stimmnngm bebeffs der Zuständigkeit und des ProzessTerfahrens, sowie 
die Straten, welche durch die bezügliche!) Gesetze testgestellt sind, so 
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AnveoduDg, &ls wenn die Obertretong znm Nachteil eines Wcrkee oder Er- 
zeagQtsacs inlätidischeD Urspru&ga begaogen wäre. Die weBentUchen Merk- 
male dee Nachdracks, sowie irgend welcher uidcrea Znwiderhandlntig 
werden durch die Qeiicbte jedes L&ndea in Oemäsjheit der Landesgesetze 
festgestellt. 

Wenn in einem Lande gerichtlich der Beweis geliefert «erden aoü, 
dass der Urheber, Verleger oder Übersetzer sein Recht Termittelst der dnrcb 
das italienische Gesetz TorgeschriebeDen FQnnlichkeiten gesichert hal, 
muss eine Bescheinigung der Präfektur Torgewiesea werden, bei welcher 
die AamelduDg geschehen und das Werk hinterlegt worden ist, b^laubigt 
Ton dem Ministerium fUr Ackerbau, Indostrie und Handel und demjenigen 
des Auswärtigen in Born und des italienischen Gesandten in Uadrid; De- 
zftglich der durch das spanische Gesetz vorgeschriebenen Förmlichkeiten 
gentigt eine Bescheinigung des Uinisteriums der OffentlicbeD ArlHÜten, be- 
glaubigt dnrch das Ministerium der auswärtigen Angolcgenheiteo in Madrid 
und durch den spanischen Gesandten in Bom. 

Art. i. Es ist wohlverstanden, dass, wenn einer der hohen vertrsg- 
schliossenden Teile mit einer andern Macht eine Übereinkunft aber das 
geistige Eigentum abschUessen- und ihr grossere Vorteile einräamen sollte, 
der andere dieselben Vorteile unter den gleichen Bedingungen gemessen soll 

Art. 6. Um die Autfllhning der gegenwärtigen Übereinkunft zu er- 
leichtem, verpflichten sich die beiden hohen Tcrtragschli essenden Teile, nich 
gegenseitig vierteljährlich ein Verzeichnis der Werke zu überreichen, an 
welchen die Urheber, Verleger und ÜberHetzer mittelst der durch das Gesetz 
vorgeschriebenen Förmlichkeiten ibrt Rechte in dem betreifenden Lande ge- 
sichert haben, und sich regelmässig die Gesetze nnd Verordnungen mitzu- 
teilen, welche furderhin in ihrem betreffenden Lande hinsichtlich des geistigen 
Eigentnms rechts an den iu gegenwärtiger Übereinkunft etnbegriffenen Werken 
und Erzeugnissen verQCFentlicht werden. 

Art. 6. Die Bestimmungen der gegenwärtigen Übereinkunft kSnnen 
nicht das Recht beeinträchtigen, welches jeder der beiden vertragschliess enden 
Teile sich ausdrücklich vorbehält, durch Massnahmen der Oesetzgebung 
oder inneren Verwaltung den Verkauf, die Verbreitung, die Auffiihrung 
oder Fcilhaltung jedes Werkes oder Erzeugnisses zu überwachen und zu 
untersagen, hinsichtlich dessen eines der beiden Länder eine Ansttbung 
dieses Rechtes fdr geboten erachtet. 

Art. 7. Die gegenwärtige Übereinkunft soll sobald als möglich nach 
dem Austausch der Batifikations-Urkunden in Kraft treten. Die Regierung 
jedes der beiden Länder wird im voraus den für das Likraittreten 
dieser Übereinkunft festgesetzten Tag bekannt geben lassen, und die Be- 
stimmungen derselben künnen nur auf nach dem festgesetzten Zeitpunkte 
veröffentlichte Werke und Erzeugnisse Anwendung finden. 

Die gegenwärtige Übereinkunft ist während sechs Jahren vom Tage 
ihres Inkrafttretens an verbindlicL Wenn keiner der vertrsgschli essen den 
Teile dem andern vor Ablauf besagten Zeitraums seine Absicht kundgegeben 
hat, die Wirksamkeit derselben aufhören zu lassen, bläht die gegen- 
wärtige Übereinkunft während eines weiteren Jahres verbindlich nnd eoenso 
weiter von Jahr zu Jahr bis zwülf Monate, nachdem einer der beiden Teile 
sie gekündigt hat. 

Die hohen vertragschliesscnden Teile behalten sich jedoch die Befugnis 
vor, mit gemeinsamem Einverständnis solche Änderungen in die g^;enwärtigc 
Übereinkunft einzuführen, welche die Erfahrung als angebracht erweisen 
sollte, und die nicht unvereinbar mit dem Geist und den Grundsätzen der- 
selben sind. 
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Art, 8. Die gegenwärtige Übereinkunft soll ratifiziert werden, and die 
RatifikatioDS-ürknnden sollen in Rom innerhalh vierzig Tagen vom Tage 
der UnterECichDUDg ab, oder weanrnSglich vorher, aosgetanscht werd<^n 
(A'astansch der Hatifikationsurknnden : 24. Jnli 1880; Inkrafttreten des Vcr- 
trngea: 16. August 1880). 

rtalien— Vereinigte Staaten. 

Proklamation des Präsidenten der Vereinigten Staaten 
vom 31. Oktober 1892. 
Inhaltlich äbereinstimmend mit der Proklamation vom 1. Jnü 1891 
(S. 337). (Notenaustnuach zwbcbeu Italien und den Vereinigten Staaten 
vom 28. Oktober 1892). 



Japan— Berner Übereinkunft (Seite 3ti). 
Japan— Schweiz. 

Freuudschaftfl-Vertcag vom 10. November 1896. 
Art. 11. Die Bürger oder ünterthanen eines jeden 'der hohen vertrag- 
acblieascnden Teile sollen in den Gebieten nnd tteaitzangcn des andern fitr 
ihre ErAndnngspatente, industriellen Zeichnungen und Modelle, Fabrtk- und 
Handelsmarken, kommerziellen BezciohnungeD und Namen, sowie für ihre 
littersriscben und kQnstlorischen Werke den gleichen Schuta genicssen, wie 
die Borger oder Dntenhanen des Landes, sofern sie die gesetzlichen 
Formalitäten erftlllen. 

Luxemburg— Berner Übereinkunft (Seite 3ii). . 

Mexiko— Belgien (Seite 328). 
Mexiko— Dominikanische Republik (Seite 360). 

Mexiko— Ecuador (Seite seo). 
Mexiko— Frankreich (Seite 367). 

Mexiko— Italien (Seite 391). 



Mexiko— Spanien. 

Übereinkunlt vom 10. Juni 1895. 
Axt. 1. Die einem der beiden Staaten angehörenden Urheber, Über- 
setzer nnd Verleger von litterarischen, wissengeh Bitlichen oder künstlerischen 
Werken geniesson in dem andern Staate die Rechte nnd Garantien, welche 
die betreffenden Gesetze den StantsangehOrigeä gegenwärtig gewäbren «der 
künftig gewahren werden, vorausgesetzt dass sie bei Nacbsuchung det 
Anerkennang dieser Hechte persönlich erscheinen oder sich gcdetzmäasig 
vertreten lassen, und dass sie ihr Eigentumsrecht gemäss der Gesetzgebung 
des Staates, ■ der dies Recht schützen soll, nachweisen, nnd zwar auf die- 
selbe 'WeiBe nnd unter denselben Bedingungen, wie die Stoatsangehörigeu, 
ohne irgend welches andere Erfordernis oder irgend welche andere Förm- 
lichkeit. Hinsichtlich' der Wirksamkeit gegenwärtigen Vertrags werden als 
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spanische Urheber diejeD]g«a Bpuusoher oder mexikuusclier Nstioaalitit 
betrachtet, welche d»B Gebiet der spuiischen Honarcliie bewolueii, oder dir 
ihre Werke duelbat schTeiben, aoeftthren oder erstniAlig veröffentlichen 
«der in Scene aetien, and nla moukanische Urheber diejenigen mazikaniaehcr 
«der epsnischer Nationalität, welche die Bepablik bewoiinen, oder die üur 
Werke daselbst schreiben, ausführen oder erstmalig TerSffentlichen oder in 
Scene setzen. Die gesetzlichen BeToUmächtigten oder Bechtsinbaber der 
Urheber, Obersotser, Komponisten oder EbnsUer geniesson wechselseitig 
and in Jeder Beziehung dieselben Eochte, wie diejenigen, welche gegen- 
wärtige Obereinknnft den Urhebern, Übersetzern, Komponisten und Künstlern 
gewährt. Die in Lieferungen veröffentlichten Werke gemessen die littera- 
rischen Eigentamsrechte von dem Tage an, an welchem deren Verfiffrat- 
iichung begonnen wnrde. 

Art, 2. Die Beieiobnang „litterariscbe, wissenschaftliche oder künst- 
lerische Werke" nmfasst Bücher, Broschüren oder andere Schriften; dra- 
matische oder musikalische Kompositionen und Hasik-Ärrangemonts; Werte 
der Zeichenknnst, Malerei, Bildhaaerei nnd Architektur; Stiche, Fboto- 
graphieo, Phutogravoren, Lithographien, Chromolithographien und Ulnstra- 
tiooen^ geographische Karten, Plane, Skizzen und im allgemeinen jedes Er- 
zeugnis ant litterarischem, wissenschaftlichem oder künstlerischem Qebiel. 
das yeröffenllicht oder durch irgend ein schon bekanntes oder später zn 
entdeckendes Verfahren vervietfäTtlgt werden kann, 

Art. 8. Die Urheber von in Dialekten oder alten Sprachen eines der 
beiden Länder geschriebenen Werken geniesson in dem andern das ans- 
achliessliche Obersetznngs recht ihrer Werke unter denselben Bediagongen, 
wie solche gegenwärtige Übereinkunft den in spanischer Sprache ge- 
schriebenen Urigiual werken gewährt. Die Übersetzer geniessen bezüglich 
ihrer Übersetzungen das Eigentumsrecht, kSunen Jedoch keinen EUnspmcb 
gegen die Übersetzung derselben Werke durch andere Schriftsteller erheben. 

Art. 4. Um Zweifel und Schwierigkeiten in Sachen der AnffBhmngf- 
gebühren zu vermeiden, welche in dem andern als dem Ursprongslandr 
durch die Urheber dramatischer, lyrischer oder lyrisch-dramatischer Werke 
zu erheben sind, ist folgender aaf die Mntrittsgelder anwendbare Tarif in 
Übereinstimmung festgesetzt: Pur Werke in einem Akt 2"/»! für Werke in 
2 Akten i'l«; für Werke in B oder mehr Akten 6*/'>- Wenn es sich um 
ein lyrisch-dramatisches Werk bandelt, (ollen diese Gebühren zur Hälftr 
zwischen dem Urheber der Musik und demjenigen des Teitbncbs verleih 
werden. Für rein musikalische Werke sollen diese Oebtthron nm die Hilft'' 
ermässigt werden. Die Urheber dramatischer, lyrischer oder lyrisch-drama- 
tis^er Werke können keinen Einspruch gegen die freie Aufführung ihrer 
Werke im andern Lande erheben, vorausgesetzt dass sie die eDtsprechenden 
Oebühron einnehmen. 

Art. 6 Druck, Veröffentlichung, Vervielfältigung, Vorkauf oder Feil- 
halten litterarischer, wissenschaftlicher oder kttnsUeriscber Werke ohne die 
2uitimmniig des spasjschen oder mexikaDischen Urheben ist in Jedem der 
beiden Länder verboten, ob nun die onorUubten Vervielfältigungen aus einem 
der beiden vertragschliesseuden Länder oder aus irgend einem fremden Lande 
stammen. Die Vcrvialfaltigung von in periodischen VerOffeutiichnngen er- 
schienenen Artikeln oder Illustrationen ist Jedoch gestattet unter der Be- 
dingung, da.?s der Urheber oder dio Vertiffentlicbung, welcher die Verviel- 
fältigung entnommen ist, angegeben werde; wenn aber ein Urheber seine 
Artikel oder Ulustrationen in einer Sammlung vereinigt hat, ist es nicht 
meh( zulassig, sie ganz oder teilweise ohne seine Zustimmnng zn drucken 
oder verviel^ltigen. Zulässig ist ferner die Vervielfältigung von vereinzelten 
Bruchstücken oder Illustration en ans litterarischen Werken, voransgeselzr 



Vertrtg«: Mexiko— Vereiiigte Stuten. 8W 

dass sie besoodera litr Ua(:«rrichta-Uandb&(di«r bMtumnt und augep<uet sind 
«der eiaen wissen« chaftlichen Charakter haben. Der Name des Urhebers 
oder das Werk, dem diese Änszege, Stellen oder Brochstücke entlehnt sind, 
mnsa jedoch stets erwähnt werden. Keinen Fiilee ist es gestattet, Stellen 
ohne Ermächtignng des Urhebers des Werkes zu vervielfÄltigen. Die wechsel- 
seitige VerftffentlidiDng von Ghreatomsthien, die ans Brachstbcken von Werken 
verschiedener Urheber oder Artikeln goringen Umfanga zusammengesetzt 
sind, wird gleichfalls als zulässig betracbtei. 

Art. 6. Keiner der hohen Tertragschlieaa enden Teile ist in irgend 
welcher Weise verpflichtet, den Urhebern des anderen Teils weitei^ehende 
Rechte, als die den Staatsangehörigen bewilligten, in gewähren, noch darf 
derselbe zn ihren Qunsten Hechte anerkennen, die Über diejenigen hinaus- 
gehen, welche sie kraft der Gesetze ihres eigenen Landes geoieasen. 

Art. 7. Bei Übertretung der Bestinunangea gegenwärtigen Vertrags 
verhängen die GerichtshSfe die entsprechenden Strafen in derselben Weise, 
ala wenn die Übertretung zum Nachteil eines Werkes oder Eneugnisaes 
«Ines inländischen Urhebers begangen wäre. 

Art. 8. Wenn einer der hohen Vortrags chliessenden Teile irgend einem 
Staate hinsichtlich des Schutzes des gebtigen Eigentums weitergehende 
Vorteile, als die in gegenwärtiger Übereinkenft festgesetzten, gewähren 
sollte, würden diese Vorteile dem vertragaohliesMonden Teile nnter den 
gleichen Bedingungen ebenfalls zugeatasden werden. 

Art. 9, Gegenwärtige Übereinkunft findet anf Werke, die am Tage 
des Inkrafttretens der Überelnknnft dem Q«meingnt bereits verfallen sind, 
keine Anwendung. Als dem Gemeingut vorfallen werden die Werke, welche 
zu diesem Zeitpunkt im andern Lande nachgedruckt, vervielfältigt oder 
anfgetOhrt worden sind, betrachtet. 

Art. 10. Bie Bestimmungen gegenwärtiger Übereinkunft können das 
jedem der hohen vertragschliessenden Teile zustehende und ausdrücklich 
voiiMtialtene Recht nicht beeinträchtigen, durch gesetzliche oder Ver- 
walluigsmaasBahmen die Verbreitung, Aufführung oder Ausstellung jedes 
Werkes oder Erzeugnisses zu erlauben, zu ttberwacben oder zu verbieten, 
bezüglich dessen der eine oder andere Staat dieses Recht auszuüben ftlr gut 
finden sollte. 

Art. 11. Gegenwärtige Übereinkunft findet Anwendung in Spanien und 
-dessen überseeischen Kolouiw und Provinzen und in den Vereinigten Staaten 
von Heiiko. Dieselbe tritt zwei Monate naeh dem (am 18. Auguat 1895 
erfolgten) Austausch der Ratifikationen in Kraft und währt fünf Jahre von 
diesem letzteren Zeitpunkt au gerechnet; sie wird aber ihre Wirksamkeit 
auch in der Folge fortgesetzt ausüben, bia zur Kündigung aeitens eines 
oder des andern der vertrage chliessenden Teile und noch ein Jahr nach der 
Kündigung. Wenn letztere in der vorerwähnten Frist von fünf Jahren 
stattfindet, erlischt die Wirksamkeit gegenwärtiger Übereinkunft mit dem 
Ablauf dieser Frist. 

Art. IS. Diese Übereinkunft soll gemäss den Gesetzen beider Länder 
ratifiziert werden, und die Ratifikationsurkunden sollen sobald ab mOglich 
in Mexiko ausgetauscht werden. 

Mexiko -Vereinigte Staaten. 



Inhaltlich übereinstimmend mit der Proklamation vom 1. Juli 
<Seite 337). 



■ Google 



Vaiträge: Kiederlande — Veraniffte SUftten. 

Monaco— Berner Übereinkunft (Seite sii). 
Monaco -Frankreich (Seite 368). 
Montenegro— Italien (Seit» 891). 
Nicaragua —Honduras (Seite 390). 
Niederlande— Belgien (Seite 339). 
Niederlande— Frankreich (Seite 368). 



Niederlande— Vereinigte Staaten. 

ProklamatioD des Pr&sideDten der Vereinigten Staaten 



Norwegen— Berner Übereinkunft (Seite 3ii). 

Norwegen— Dänemark (Seite 349). 

Norwegen- Frankreich (Seite 381). 

Norwegen- Italien (Seite 39i). 



Norwegen— Schweden. 

Königl. Verordnung vom 16. November 1877.*) 
In Übcreinstimmnag mit dem gemeinsam fSr die vereinigten Reiche ge- 
faasten ßescblnsB, wird anauhliessend an die für Norwegen beBonders erlassene 
Verordnang, wonacli das norwegiscbe Oeseu vom 8. Jnni 1876 über den 
Scbntz des sogenannten Utterarisuhen Eigentum Brechts von nnd mit 1. Jannu 
1878 aaeh auf Schriften schwedischer Unterthanen, soweit .solclie nadi 
schwedischen Qesetzen geschützt sind, ausgedehnt ist, geraftss § 19 des 
schwedischen Gtetiotzes vom 10, AagosC 1877 über das Uttararische Eigen- 
tumsrecht veiordoet, dass die Bcscimmungen letzteren OosctKcs tod Beginn 
1878 an anuh für Schritten norwegischer Cntertbanen, soweit solche nach 
norwegischen Gesetzen geschützt sind, gelten sollen. 

EOnigL VerorduQog vom 4. Februar 1881.*) 
In Übereinstimmung mit dem gemeinsam für die vereinigten Reiche ge- 

fassteu Beacblnss, wird anschliessend an die für Schweden besonders erlassene 
Verordnung, wonach das aohwedischc GeHets vom 3. Mai 1867 (s. Verordnung 
vom 10. August 1877) vom 1. Januar 1882 an iiuoh auf ausserhalb Schwedens 
befindliche Kunfitwer1<e norwegischer Künstler, soweit solche nach norwegischen 
Gesetzen geschützt sind, aasgedehnt ist, gemüH« Art. 16 des Gesetzes vom 
12. Hai 1877 über den Schutz des künstlerischen Eigentums mit Oegca- 
wärtigem verordnet, dasa die Bcstinuniingen letEterer Gesetze vom 1. Janaar 
1882 au auch auf Kunstwerke achwediacber Untertbancn, soweit solche nach 
achwedisclieQ Gesetzen geschützt aind, aasgedehnt werden sollen. 

>) SLeia Verurdnuageii werden, obglelcfa In denselben auaachlleuUch uf dl* durch du 

Oeietz Totn 1. Juli 1B9S eiMtllen OeBcWe vom S. Jual 187G und IS. M«l ""' " - 

nonuocn vlrd. mli inf du Jeltt g:eltende norireglsdie OeHti (toid i. Jall 
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Österreich— Ungarn. 

übereinkommen Tom 16. Februar 1887. 

Art. 1. Die ÜThebei ron Werken der Litteratnr oder Knnat*} und 
deren Rechtsnachfolger mit Inbegriff der Verieger sollen in Jedem der 
beiden Staatsgebiete gegemeitig; sich der Vorteile in erfrenen haben, welche 
daselbst zum Schutze von Werken der Litteratnr oder Eonat gesetzlich 
eingeräumt sind oder eingeränmt werden. 

Es werden daher Urheber Ton Werken der Litteratur oder Kunst und 
deren Rechtsnachfolger, wenn diese Weriie in einem der beiden Staats- 
gebiete erscheinen, in dem anderen Staatsgebiete denselben Schutz nnd 
dieselbe Hilfe gegen jede Beeinträchtigung ihrer Bj3(^te geniessen, als 
wenn diese Beeinträchtigong gegen den Urheber eines in diesoin anderen 
Qebiet erschleuenen Werkes der Litleratnr oder Kunst oder gegen dessen 
Eechtsnachfolgec begangen wäre; es werdoo in gleicherweise Urheber tou 
Werken der Litteratur oder Kunst und deren Rechtsnachfolger, wenn diese 
Personen dem einen der beiden Staatsgebiete angehören oder daselbst 
wohnen, in dem anderen Staatsgebiete denselben Schutz und dieselbe Hilfe 
gegen jede Beeiuträchtignng ihrer Rechte geniessen, als wenn diese Be- 
einträchtigung gegen einen diesem anderen Gebiete angehangen oder daselbst 
wohnenden Urheber oder dessen Rechtsnachfolger begangen wäre. 

Diese Vorteile sollen jedoch in dem anderen Qebiete den Urhebern und 
ihren Rechtsnachfolgern nur in dem Falle gewährt werden, wenn das be- 
treffende Werk auch in dem Urspruagsgebiete gesetzlich geschützt ist, und 
sollen in dem anderen Gebiete nicht über die Frist hinans danem, welche 
in dem ürsprungsgebiete den Urhebern nnd ihren Rechtsnachfolgern gesetz- 
lich eingeräamt ist. 

Der Anadrook: , Werke der Litteratnr oder Kunst' umfasst fitlcher, 
Broschttren oder andere Schriftwerke; dramatische Werke, musikalische 
tE^ompositionen, dramatisch-masikalische Werke; Werke der zeichnenden 
Kunst, der Ualerei, der Bildhauerei; Stiche, Lithographien, Illnstrationen, 
geolt^ische und geographische Karten, geographische, topographische, uatnr- 
wisBenschaftliche, geometrische, architektonische und andere technische 
Zeichnungen, Pläne, Skizzen nnd Dantellungen plastischer Art, sowie ttber- 
hanpt jedes Erzeugnis aus dem Qebiete der Wissenschaft, Litteratur oder 
Kunst. 

Art 2. Sofern nach dem ungarischen Qesetzartikol XVI vom Jahre 1884 
iiber das Autorrecht zur Wahrung einzelner Urheberredite die Eintragung 
in ein öffentliches Register erforderlich ist, können die Fintragnngen, weui 
sie TOD Urhebern oder deren Rechtsnachfolgern begehrt werden, deren Recht« 
nur auf Qniud des gegenwärtigen Vertrages gewahrt werden kOnneo, bei 
dem k. k. Eandelsminiateriam in Wien erfolgen, bei welchem zu diesem 
Zwecke ein besonderes Regbter zu (Ohren ist. Die in dieses Register er- 
folgten Eintragungen sind am Ende eines jeden Monats dem käuiglich un- 
garischen Ministerium fUr Ackerbau, Industrie und Handel in Budapest behufs 
Veranlassung der Veröffentlichung bekannt zu geben. Die näheren Vor- 
schriflen hierüber sind von der Begiemng der im Beichsrat vertretenen 
Königreiche und Länder auf dem Verordnungswege zu erlassen. 

*) Elnsetaltsselteb Ericagnlastn der Photographie, gemUs einer iBlolg* 
NoMnuutaDBcheH der Mterrekhlichen and angulMbeD JoallinüDleMrlea Im SalernlchlMhea 
.VerordnougablMt das K. K. JaBtlimlnialerliuiis* lom II. Jumkr ISST TerCfTeiitllcbteti Hlt- 
tellonK DQd einer ebensolchen Tom S. Juiutr 1SS7 dUlrt«n HlKeUnng Im ungutochdi ,JnaUl- 
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Art. 3. Die BestimmniiKBii dieses ÜbereiDkommens sollen aneh avf 
Werke der Litteratni oder £nnst Anwendmig finden, welche bereits vor 
dem Inkrtift treten desselben yorfa&ndeD waren. Jedoch kennen die vor dem 
Inkrafttreten dieses Übereinkommens angefertigten Exemplare, deren Her- 
stellung bisher nicht Terboten war, auch femer verbreitet werden. Des- 
gleichen können die beim Inkrafttreten dieses Übereinkommens Toihandenen 
TortichtunEen znr Yerrielfältigung, wie Stereotype", Holzstöcke and ge- 
stochene Flsttcn oller Art, sowie lithographische Steine, wenn deren Her- 
stellung bisher nicht verboten war, während eines Zeitranines von vier 
Jahren von diesem Inkrafttreten noch benntzt werden. Die Verbreitung 
solcher Exemplare und die fernere Benutzung der bezeichneten Vorrichtangen 
ist aber nur dann gestattet, wenn infolge eines von der beteiligten Partei 
binnen drei Monaten von dem Inkrafttreten dieses Übeieinkommens gestellten 
Ansuchens durch die bctrefTcnde Regierimg ein Inventar der bezeichneten Exem- 

Slare nnd Vorrichtungen aufgenommen, und dieselben mit einem besonderen 
tempel versehen worden sind. Die vor dem Inkrafttreten des {^enwärtigen 
Übereinkommens rechtmässig zur AuffUhnuig gebrachten dramatischen Werke, 
musikalischen Kompositionen und draroatisen-musikalischen Werke können 
auch ferner aufgeführt werden. 

Art. i. Das gegenwärtige Übereinkommen soll nach dessen Oenetuni^ng 
durch die beiderseitigen Gesetzgebungen gleichzeitig in beiden Staatsgebieten 
in Wirksamkeit treten. Der Zeitpunkt des Inkrafttretens wird von den 
beiderseitigen Begierungen einverstindlich festgesetzt. Das gegenwärtige 
Übereinkommen soll von seinem Inkrafttreten an (1. Juli 1887) durch zehn 
Jahre in Geltung bleiben nnd wird, wenn keine Kündigung eintritt, nach 
Ablauf dieser Zeit auf weitere zwei Jahre und so fort von zwei Jahren als 
stillschweigend verlängert angesehen. Die Eitndignng hat ein Jahr vor 
Ablauf der Oeltungsfrist des Übereinkommens zu erfolgen. 

Verordnung des Österreich. Handelsministeriums und Justiz- 
ministerinms vom 13. Angnst 1B87 betreffend Begisterfflhrnng. 

Art. 1. Bei dem Handelsmlnisteriam in Wien wird ein besoaderea 
Register gefShrt, in welehes jene Anmeldungen einzutragen sind, deren Ein- 
tragung in ein Öffentliches Register nach dem ungarischen Gesetzartikel XVI 
vom Jäire 1884 über das Autorrecht znr Wohnug einzelner Urheberrechte 
erforderlich ist, wofern diese Anmeldungen seitens solcher Urheber oder 
Rechtsnachfolger derselben erfolgen, deren Rechte in den Länden der 
ungarischen Krone nor auf Gnnd des im Eingange erwShnten Überein- 
kommens gewahrt werden kUnnen. 

Art. 2. Das Register wird nach den ans der Beilage ersichtlichen 
Formnlarien I und II*] angelegt. Anmeldungen, welche den Schutz des 
Rechtes zur Übersetzung eines Original werkes der Litteratnr in eine oder 
mehrere andere Sprachen bezwecken (Anmeldung des Beginnes und der Be- 
endigung der Übersetzung), werden in das nach dem Formular I angelegte 
Register eingetragen. Anmeldungen, welche die Verlängerung der Schutz- 
frist eines unter einem Pseudonym oder ohne Nennung des Namens des Ur- 
hebers erschienenen Werkes der Litteratnr oder eines unter einem Pseudonym 
oder ohne Nennnng des Namens des Urhebers aufgeführten dnunatischen, 
musikaiischen oder dramatisch-musiknlischen Werkes oder eiMS anter einem 
Pseudonym oder ohne Nennong des Namens des Urhebers verOffientlichten 
Werkes der bildenden Kunst — Zeichnang, Stich, Halei> oder Bildbano 
werk — zum Zwecke haben (Anmeldung des wirklichen Namens des 

■) DlewlbsD sardeD Mw nicht mit &bg«lnicht. 
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Urhebers), werden in das nach dem Fonanlnr II angelegte Berater eie- 
gelrageo. 

Art. 3. Die £intra(niiisen erfolgen Aber mOndliches oder schriftliches 
Änsnchen der Intereseenten, ohne vorJänflge üntersnchnDg der' Eichtigkeit 
der in der Anmcldnug gemachten Angaben. 

Art. 4. Die Anmeldungen zum Zwecke von Eintragungen in das nach 
dem PormnUr I zu ftthrende Regiater haben folgende Daten ta enthalten: 
1. den Kamen, die Beschaftigiing und den Wohnort des Anmelders; 2. den 
Tolion Titel des Originalwerk es, die Zabl der Bände und der Seiten des- 
selben; 3. las Jahr, in wolehom das Originalwerk erschienen ist; 4. den 
Namen, die BeschSftignn^ und den Wohnort des Urhebers; 5. die Sprache 
(Sprachen), fQr welche das Übersetzangsrecht vorbehalten wnrde; 6. den 
Zeitpunkt, wann die Übersetenng des Originalwerkes a) begonnen, b) toII- 
endet wnrde. 

Art. B. Die Anmeldungen znm Zwecke von Eintragungen in das nach 
dem Formular 11 zn fahrende Register haben folgende Daten zu enthalten: 
1. den Namen, die Bescbafti^ng und den Wohnort des Anmelders; 2. die 
genaue Bezeichnung des Onginalwerkes und der Qattnng desselben; l)ei 
Werken der Litteratnr und Tonwerken insbesondere den vollen Titel, die 
Zahl der Bände oder Hefte und der Seiten desselben; 8. das Jahr, in welchem 
das Originalwerk erschienen, beziehungsweise zum ersten Male öffentlich 
aufgeführt oder sonst veröffentlicht worden ist; bei dramatischen, muai- 
kalisehui und dramatisch -mosikalisehen Werken auch den Tag der ersten 
öffentlichen AnflUbrnng; 1. das Psendonjm des Urhebers oder die Angabe, 
dass das Werk ohne Nennung des Namens dos Urhebers erschienen, be- 
ziehnnOTweise Öffentlich aufgeführt oder sonst' Tecöffentlicbt worden ist; 
5. den Namen, die BeschSftigang und den Wohnort des Urhebers. 

Art. 6, CJelegentlich der Anmeldung (Art. 3) ist, wenn sich die An- 
meldung auf ein Werk der Litteratur oder lin Tonwerk bezieht, ein Exem- 
plar des Original werke s, beziehungsweise der Übersetzung, wenn sich die 
Anmeldung dagegen auf ein Werk der bildenden Knust bezieht, eine Photo- 
graphie des Kunstwerkes bei dem Handebministerinm gegen Empfangs- 
schein zu hinterlegen. 

Art. 7. Nach vollzogener Eintragung der Anmeldung in das Begiater 
wird dem Anmelder eine fieatätigung über die erfolgte Anmeldung und tiber 
den Inhalt der Eintragung von dem Handelsministerium erteilt, 

Art. S. Am Schlüsse eines jeden Monats werden die in das Register 
erfolgten Eintragungen von dem HandelsmiDlBterium dem königlich ungarischen 
Ministerium für Ackerbau, Industrie nnd Handel In Budapest behufs Ver- 
anlassung der Veröffentlichung mitgeteilt. 

Art. 9. Jedermann kann in das Register Einsicht nehmen und gegen 
Entrichtung der entfallenden Stempelgebtlhr die Ausfertigung amtlich be- 
glaubigter Abscliriften aus demselben, sowie von Zengoissen, dass eine be- 
stimmte Eintrajtnng in dem Register nicht vorkomme, verlangen. 

Art. 10. Die Empfangscheine (Art. 6), Bestätigungen (Art, 7), sowie 
die beglaubigten Abschriften und Zengnisse aus dem Register (Art. 9) werden 
von dem Referenten und dem mit der Begisterfflhrung betrauten Beamten 
des Handelsmimsterinms unterfertigt nnd mit dem Amtssiegel versehen. 



Österreich-Ungarn— Deutschland (Seite 356). 

Österreich-Unflarn— Frankreich (Seite 36»). 

Österreich-Ungarn— Grossbritannien (Seite 383). 
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Ötterrelch-Ungarn—Italien (Sdt« 891). 

Paraguay— Argentinische Republik (Seite bu). 

Paraguay—Frankreich (Seiten au n. 874). 

Paraguay— Italien (Seiten s» n. 898). 

Paraguay— Peru (Seite 8«>. 



Paraguay— Spanien. 

ESnigl. Spanische Verordsaag vom 28. Hai 1900 betreffend die 
Übereinkunft von Uontevideo vom 11. Janaar 1889. 

Die bei dein internationalen KongresB in Montevideo 1889 abgeechlossene 
Übereinkunft (Text Seite 824) soll in Spanien pflnktlich befolgt und in allen 
ihren Teilen hinsichtlich der Rechte der ünterthanen beider Länder ans- 
gefahrt werden, ebenso wie dies im Gebiet der Bepoblik Paraguar durch 
Veroidnong des Präsidenten vom 21. März 1900 vorgeschrieben worden ist 



Paraguay— Uruguay (Seite 324). 

Peru— Argentinische Republik, Paraguay, Uruguay (Seite 884). 

Portugal— Belgien (Seite sai). 

Portugal— Brasilien (Seit* 888). 

Portugal— Frankreich (Seite 874). 



Portugal— Spanien. 

Übereinkunft vom 9. August 1880. 

Art. 1. Die Urheber littcrariscber, wissen Bchaftlicber und kOnstlerischer 
Werke oder deren Rechtslnhabor, welche ihr Eigentomsreeht oder du Beeltt 
zur teilweisen oder voUatlndigen Vervielfältigung in einem der beiden Ter- 
tragschliessenden Stauten den Gesetzen desselben g«näas nachweiaei, ge- 
nieesen unter dieser einsigen Bedingung und ohne weitere Formalitäten von 
dem Tage des Iiüirafttretens gegenwirtigei Übereinkunft die eatafirecbenden 
Becbte In dem andern Staate und kOnnen dieselben in derselben Weise and 
BBter den gleichen gesetzlichen Bedingnngen wie die StaataangehOiigeB ans- 
llben. Diese Bechte werden den Urhebern der beiden Länder auf Ldienv 
leit und nach ibrem Tode fOnfzig Jahre lang den Erben, Besehenkto, Be- 
dachten, Cession&ren oder sonstigen Bechtsnachfolgeru gemäss den Qesetxea 
des lAndes des Verstorbenen gewährt. 

Der Ausdruck ,Utterariscbe, wissenschaftliche und kttnstlarlsobe Werke* 
nmfasst Bticker, Broschüren und andere Schriften, dramatische Werke, 
musikalische Kompositionen nod Arrangements, Werke der Zei^enknnat, 
Haierei, Bildhauerei und Architektur, Stiche, Lithographien und Illnstrationen, 
geographische Karten, Pläne, wissenschaftliche SUzzen und im allgemeinea 
jedes Erzeugnis anf litte rariscbem, wissenschaftlichem oder kttnstlerischem 
Gebiete, das durch irgend ein bekanntes oder künftig zu entdeckendes 
Druck- oder Vervielfältigungs verfahren verCffentlicht wwden kann. 

Die gesetzlichen Bevonmachtigten oder Bechtsinhaber der Urheber, 
Übersetzer, Komponisten und KOnstlar geniessen wechselseitig und in jeder 
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Hinaielit die gleichen BeekU, welche dorcb die g^;enwBrtlge Übereinkanft 
deo Urhebern, Obenetzern, EomponiateD and EflBaÜeni selbst znerkmuit 
werden. 

Art. 2. Drack, VerOffentlichan^, Yerkanf, Feilbieten, sowie Einfithr 
and Ansfnhr Ton Werken in der Sprache oder dem Dialekt des andern 
Landes ohne Ermächligang des EigentOmeri des Original Werkes ist in jedem 
der beiden Staaten Terboten. Das gleiche Verbot findet anf die AnffBhmng 
dramAtischer Werke nnd die Öffentliche Wiedergabe mDsikaliseher Korn- 
poeititnen Anwendung. 

Art. 8. Die Urheber jedes der beiden Lfioder geniessen in dem andern 
das ansschUesaliche CberaetBungsrecht .an Ihren Werken w&hrend der ganzen 
Zeit, fOr welche ihnen die g^enw&rüge Übereinkunft das Eirentunisrecht 
am Originalwerke sneriiennt, nnd wii9 daher die TerSffentuchung einer 
nicht autorisierten Übersetzung als ein unerlaubter Nachdruck des Original- 
Werkes betrachtet. 

Die Übersetzer alter oder neuerer Werke, welche Gemeingut geworden 
sind, geniessen bezüglich ihrer Übersetznngen das Eigentumsrecht und den 
damit Terknüpftca Scnntz, kttnnen indes die Übersetzung derselben Werke 
dnrch andere nicht verhindern. 

Die Urheber dramatischer Werke geniessen wechselseitig dieselben 
Bechtfl mit Bezug auf die Übersetzung oder die Auffßhrung der Über- 
setzung ihrer Werke. 

Art 4. In Lieferungen erscheinende Werke, sowie Artikel litterarischen, 
wissenschaftlichen oder kritischen Inhalts, Chroniken, Bomane, Feuilletons 
und im allgemnnen alle nicht politische Erörterungen enthaltenden Artikel, 
welche in Tagesbifittem und Zeitschriften von Urhebern eines der beiden 
Länder verStfent licht werden, dürfen ohne Enn&chtlgung der Urheber oder 
deren Rechtsinhaber in dem andern Lnnd weder nachgedruckt noch abersetzt 

Ebenso sind die nicht autorisierten indirekten Aneignungen yerboten, 
als AdaptaÜoneD, sogenannte Nachahmungen im guten Olauben, Trans- 
kriptionen and Entlehnungen von litterarischen, dramatiachen oder künst- 
lerischen Werken ohne Zustimmung des [Trhcbers. Doch soll wechselseitig 
in jedem der beiden Lllnder die Veröffentlichung von Auszügen oder ganzen 
Stöcken ans den Werken eines ürbebers des andern Landes in der Sprache 
des Originals oder in t^bersetzong erlaubt sein, falls diese Veröffentlichungen 
dem Unterricht oder Studium besonders angepaast nnd gewidmet und mit 
erklärenden Anmerkungen in einer anderen Sprache äa derjenigen des 
Originatwerkea versehen sind. 

Art. 5. Den gewöhnlichen Gerichten in beiden Ländern liegt es ob, 
die durch die bezüglichen Qcsetzgebnogen festgesetzten Strafen in den 
Fällen der Zuwiderhandlang gegen die Bestimmungen dieser Übereinkunft 
in derselben Weise zur Anwendung zu bringen, als wenn die Zuwider- 
handlung zum Nachteil eines Werkes oder Erzeugnisses einheimischen 
Ursprungs erfolgt sei. 

Art. 6. Es ist wohl zu beachten, dass, wenn in irgend einer Überein- 
kunft zum Schutze des geistigen Eigentums einem dritten Staate grossere 
Vorteile durch einen der hohen Tertragschliesseuden Teile gewSbrt würden, 
der andere ebenfalls die gleichen Vorteile unter denselben Bedingungen ge- 
niessen soll. 

Art. 7. Um die Ausführong der gegenwärtigen Übereinkunft sn er- 
leichtern, verpflichten sich die hohen vertragschlies senden Teile, sich gegen- 
seitig die Qesetze, Verordnungen und Bestimmungen mitzuteilen, weläe sie 
künftig mit Beng auf das Eigeotunurecht an deo durch die Bestimmungen 
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iiesei Überainfcnnft geschätzten Werken und ErzengiÜBBen in ihr» Gebieten 
TerOffentlichen sollten. 

Art. 8. Die Bestimmungen der eegenwärtigen Übereinkunft kCnnen in 
keiner Hinsicht das Becht beeinträcntigeu, welches sich jeder der hohen 
TertisgHchlieBBenden Teile Torbebttit, dnrch gesetzliche oder Verwaltnngs- 
massnalmieD die Verbreitang, Aufführung oder Ansstellnng jedweden Weritee 
oder ErzeagniBsee zn überwachen, zd erUnben oder zn verbieten, bexflglich 
dessen der eine oder andere Staat dieses Becht ansznUben für gnt finden sollte. 

Art. 9. Die gegenwärtige Übereinkunft tritt nach dem Austausch der 
Batifikationen von dem Zeitpunkt in Kraft, welchen die beiden vertr&f;- 
scbliesBenden Beeierungen gemeinsam festsetzen werden (als solcher wurde 
der 1. August iSSl bestimmt). Ihre Bestimmungen sied nnr auf die nach 
dem Inkrafttreten derselben veröffentlichten, dargestellten oder ansgefUhrten 
Werke anwendbar. 

Doch sollen die Werke, an denen das Eigentumsrecht bei Inkrafttreten 
dieser Übereinkunft noch dnrch di^enige vom 6. Angnst 1860 gewftbrleistet 
ist, gleichfalls die Vorteile der gegenwärtigen Übereinkunft während de* 
Lebens des Orhcbers und 50 Jahre nach dessen Tode oder, falls der Drheber 
schon gestorben wBre, für die übrige Zeit bis zdt Vollendung von 50 Jahren 
nach des letzteren Tode gemessen. 

Die im vorhergehenden Abschnitt bewilligte Vergünstigung betreib der 
wfihreed der Gültigkeit der Übereinkunft von 1860 yercff entlieh ten Werke 
steht ausschliesslich den Urhebern dieser Werke oder deren Erben zn, ist 
aber keinesfalls ausdehnbar auf die Cessionare, deren Vertrag früheren 
Datums ist, als der Zeitpunkt, zu dem gegenwärtige Überemkunft in 
Kraft tritt. 

Die aus den Bestimmungen gegenwärtiger Übereinkunft sieh ergebenden 
Vorteile kSnnen auch erstreckt werden auf Werke, die weniger als sechs 
Honate vor dem Inkrafttreten derselben veröffentlicht sind, und deren durch 
Art. 8 der Übereinkunft von 1860 vorgeschriebene Hinterlegnns und Ein- 
tragung noch rechtzeitig erfolgen kann, und zwar ohne dass die Urheber 
zur Erfüllung besagter Formalitäten verpflichtet wären. 

Das Übersetzunga recht an Werken, deren Eigentom beim Inkrafttreten 
der gegenwärtigen Übereinkunft noch durch diejenige von 1S60, welche 
dieses Becht auf fünf Jahre gewährt, geschützt ist, wird ebenso wie für 
die Originalwerke verlängert und zwar, wie im dritten Abschnitt dieses 
Artikels festgesetzt, in dem Fall, dass die fünfjährige Frist beim Inkraft- 
treten der neuen Übereinkunft noch nicht abgelaufen, oder, wenn sie abge- 
laufen, seitdem noch keine unautorisierte Übersetzung veröffentlicht worden ist. 

Falls nach Ablauf besagter fünfjähriger Frist, aber toi Inkrafttreten 
der neuen Übereinkunft eine vom Urheber nicht autorisierte Übersetznng 
veröffentlicht worden ist, soll die VerBffent liebung späterer Auflagen dieser 
Übersetzung nicht als Nachdruck betrachtet werden, indes dürfen während 
des für den Qennss des Eigeotumsrecbtes am Originalwerk festgesetEten 
Zeitraumes andere Übersetzungen nicht ohne die Zustimmung des Urhebers 
oder seiner Bechtsinhabec vcrDfl'entlichL werden. 

Art. 10. Diese Übereinkunft gilt für die Djuer von sechs Jahren vom 
Tage des Inkrafttretens, und ihre Wirkungen dauern bis zur Kflndigong 
von einem oder dem andern der hohen vertragschliess enden Teile und ein 
Jahr naeh ihrer Kündigung. Die hohen vcrCragschlies senden Teile behalten 
sich das Becht vor, gemeinsam an der gegenwärtigen Übereinkunft jede 
Verbesserung oder Veränderung vorzunehmen, weluie die Erfahrung als 
zweckmässig nachgowiessen haben sollte. 

Art. 11. Die gegenwärtige Übereinkunft wird ratifiziert, nnd die Bati- 
fikationen sollen in Lusabos sobald als müglJch ausgetauBcht werden. 
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Zu Satzprotokoll TOtn 4. Juli 1881. 

Im fieniff die Batifikttionen der Übereiakanft betreffs des litterariBchen, 
wissenachaitliclLen nnd kOnatleriechen Gitfentiuns vom 9. An^st 1880 ans- 
zatanschen, haben die beiderseitigen in gehöriger Form antoriBierten BevoU- 
mKchtigten mr Erleich tenuig der ÄDsffliimng derselben folgende Erkl&nuig 
nnterzeidmet, welche rerpflichtend sein soll, als ob sie einen Teil besagter 
Übereinkonft bildete. 

Die Begiernngen tod Spanien und Portugal verpflichten sich gegenseitiji 
znr Übersendnug am Sehluase jedes Quartals einer Liste derjeniKen Werke, 
he20.glicb welcher die Urheber oder deren Bechtsinbaber innerhalb dieser 
Periode ihr Eigentumsrecht oder Recht znr teilweisen oder TollatäDdigeo 
VerOffentlichnng nach Haasgabe dor Landesgesetze nachgewiesen haben. 
Diese Listen werden innerhalb Monatsfrist in dem Diario do Qoberno, wenn 
der portugiesischen Regierung überreicht, nnd in der Qaceta de Madrid, 
wenn der spanischen Regiernng ttberreicht, TerSffent licht. 



Portugal— Vereinigte Staaten. 

Proklamation des PrSsidenten der Vereinigten Staaten 

Tom 20. Juli 1893. 
Inhaltlich übereinstimmend mit der Proklamation vom 1. Jnli 1 
(Seite 887). 

Rumbtien— Frankreich (Seite 378). 
Salvador— Costa-Rica (Seite 345). 
Salvador— Frankreicii (Seite 378). 
Salvador— Guatemala (Seite 887). 
Salvador— Honduras (Seite 890). 



Salvador— Spanien. 

Vertrag vom 28. Jnni 1884. 

Art. 1. Die spanischen IJnterthanen in der Bepnblik Salvador and die 
Barger der Bepnblik Salvador in Spanien, welche Urheber von Bachern, 
Broschflren oder andern Schriftwerken, von dramatischen Werken, musi- 
kalischen Kompositionen oder Arrangements, von Zeichnungen, Haiereien, 
Bildhanerarbeiten, Stichen, Lithographien, Kupferstichen, geographischen 
Karten nnd überhaupt wissenschaftlichen, litterarischen oder künstlerischen 
Erzeugnissen irgend welcher Art sind, geniesseu gegenseitig in jedem der 
beiden Staaten die im gegenwärtigen Vertrage vereinbarten Vorteile, sowie 
alle diejenigen, welche gesetzlich in dem einen oder andern Staate sich auf 
das Eigentum an Werken der Litteratur, Wissenschaft oder Kunst beziehen 
oder BpHter beziehen werden. 

Um dieser Vorteile teilhaftig zu werden, die Entschädigung für er- 
littenen Schaden und das Klagrecht ^egen die Nachdrucker za erhalten, 
sollen sie den gleichen Schutz und die gleichen gesetzlichen Bechtsmittel 

Seniessen, welche in jedem dieser beiden Länder den einbeimischen Autoren 
urch die Spezialgesetze betreffend litterarisches und künstlerisches Eigen- 
tum, sowie durch die allgemeine Civil- oder Strafgesetzgebnng entweder 
schon zugesichert sind oder fürderhin zugesichert werden. 
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Art. 2. Um allen litterariHehen, wisseDfickaftlicheB oder kftnstlenccben 
Werken den in Art. 1 Torgesehenen Schatz zn sieben), und um den Autoren 
•der Vorlegern diccar Werke infolgedassen vor den Oerlehton der beiden 
Länder znr Verfolgung der Nachdrucke Zutritt zu verscfanffen, genDgt eS, 
wenn die genannten Autoren oder Verleger ihr Eigentnmsrccbt mittslet einer 
Ton der znst&ndigen liffentliehen Behörde aus gestellten Besehe iaignng' darttann 
und damit beweisen, dase sie in ihrem eigenen Lunde fsr das betreffende 
Werk den gesetzlichen Schutz gegen jeden Nachdruck oder unbefngte Ver- 
vielfältigung geniessen. 

Art. 8. Die Vereinbarung des Art. 1 bezieht sich ebenfalls auf die in 
einem der beiden Staaten erfolgende Auffdhrnng dramatischer oder masi- 
kaÜBcher Weike der Autoren oder Komponisten des andern Landes. 

Art. 4. Ben Originalwerken werden ansdrOcklich die Übersetsungen 
«nheimischer oder fremder Werke gleichgestellt, welche ein Schriftsteller 
aas einem der beiden Staaten macht. Diese Übersetzungen geniessen dem- 
gemlSB den kraft dieses Vertrages für die Originalwerke vorgesehenen 
Scbutx hinsichtlich ihrer nicht autorisierten VerrielfUtigung im andern 
Staate. Jedoch herrscht Einverständnis darober, dtsa dieser Artikel einzig 
den Zweck verfolgt, den Übersetzer in Bezng auf die vom Originalwerk 
gemachte Übersetzung zu schützen, nicht aber dem eraten Übersetzer irgend 
eines in einer toten oder lebenden Sprache geschriebenen Werkes ein ans- 
sebliessliidies Überseteuugsrecht zu übertragen. 

Art. &. Die Angehörigen eines der beiden Länder, welche Original- 
werke verfasst haben, besitseD das Becbt, sich im andern Lande der Ver- 
öffentlichung irgend welcher von ihnen nicht bewilligten Übersetzung dieser 
Werke zu widersetzen und zwar während der ganieo Zeit, welche für den 
Oenass des litterarischen Eigentumsrechts am Originalwerk eingeräumt ist; 
somit kommt die Veröffentlichung einer nicht autorisierten Übersetzung in 
jeder Beziehung dem Nachdmck eines Werkes gleich. 

£Ne Verfasser dramatischer Werke geniessen gegenseitig die gleichen 
Rechte hinsichtlich der Übersetzung oder Aufführung der Übersetzung ihrer 
Werke. 

Art. 6. Ebenso werden die nicht autorisierten, mittelbaren Aneignnngen 
verboten, wie die Adaptationen, die Nachahmungen, die angeblich in guten 
Treuen gemacht wurden, die ßenutzungen, die Übertragungen musikalischer 
Werke und überhaupt jede dnrch die Presse oder auf der Bühne ohne Ein- 
willigung des Autors vorgenommene Ausbeutung litterarischer, dramatischer 
oder künstlerischer Werke. 

Art. 7, Dagegen ist es gegenseitig erlaubt, in jedem der beldan Linder 
Auszüge oder anch ganze Bruchstücke aus den Werken eines Antors des 
andern Landes sowohl in der Originalsprache wie in Übersetzungen zu ver- 
öffentlichen, vorausgesetzt dass diese Veröffentlichungen speziell für das 
Lehrfach oder das Studium bestimmt und mit erklärenden Anmerkungen 
versehen sind. 

Art. 8. Die in Liefcrnneeu veröffentlichten Werice, sowie die Artikel 
und Broschüren, welche die Autoren eines der beiden Länder in Zeitungen 
erscheinen lassen, kOnnen in den Zeitungen oder periodischen Zeitschrinea 
des andern Landes ohne Einwilligung der Autoron nicht wiedergegeben oder 
übersetzt, noch separat in Bänden oder sonstwie veröffentlicht werden. Dieses 
Verbot bezieht sich jedoch niemals auf politische Artikel. 

Art. 9. Die gesetzlichen Bevollmächtigten oder Vertreter der Autoren, 
Komponisten und Künstler gemessen gegenseitig und unter allen Ürast&nden 
die nämlichen Rechte, welche dieser Vertrag den Autoren, Obersetzern, 
Konponisten und Künstlern einräumt. 
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Art. 10. Die in dieBem Vertrau uieikBiuiteii Bechte am litterarischen 
nnd kflnstleriachen Eigentum werden während des Leben« der Äatoreo, 
OberaetEer, Komponisten und Künatler nnd darOber hinniu anf 60 Jahre 2« 
Gunsten der überlebenden Ehegatten, ihrer Erben, nnregelm&ssigen Nach- 
folger, Beschenkten, testamentarisch Bedachten, Cesslonare uder za Oansten 
aller derjenigen, welche deren Rechte gemäss der Oesetzgebnng ihres Landes 
vertreten, geschatxt. 

Art. 11. In jedem der beiden Länder wird die Einfuhr nnd der Verkauf 
oder die Ansetellong der in einem derselben oder in einem fremden Lande 
ohne Erlaubnis der Autoren oder Eigentümer gedruckten oder TervielAItigten 
wissenschaftlichen, litten riscben oder künstlerischen Werke nntcrsagt. 

Art. 12. Jede Ausgabe oder Wiedergabe eines wiuenecfaaftlichen, littera- 
rischen oder künstlerischen Werkes, welche entgegen den Bestiminungen 
dieses Vertrages erfolgt, wird als Nachdruck angesehen. 
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anwendbaren Gesetzen bestraft. 
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andern der vertragschliessenden Teile zuwider, die Einfuhr solcher Bücher 
in sein Glebiat zu untersagen, welche kraft der Landesgeeetze oder der mit 
andern Uächten eingegangenen Verträge als Nachdrucke erklärt sind oder 
später erklärt werden müssen. (Austausch der Ratifitcationsnrkunden 
5. Juni 1885.) ^_^_^_ 
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ObBralnkunlt mll Frankreich Tom 88. Februar 18*8 in 

BnsalaBd. 

Beallmmunsen vom Jabra 1887 über daa Urtiaberracbt an Enaugnlaaen derVlaacu' 

aetiaft,Lltteratur und dar büdanden KDnBta IM 

ClyllgBBelibuot, Art. 118» 114 

StratgaBBtibucb, Art. 1683—1886 M» 

Vartasaung Tom 3. Angual 188«, Art. 81 ilt 

BargerllohBa OeBeUbacli von l*su Art. «83 SU 

Queti Tom 2. Juni 1900 bBtrBlTBnd den Scbuti der rrkeberreehta 211 

ÜbaralnknnCt mit Costa-Rica Tom 11. Juni 1S(& Ui 

, Frankreich Tom S. Juni 1880 lis 

. „ OnalamalaTom V7. llkrt 1883 987 

, , Kondnraa vom 18. Januar t88fi 3» 

, . Spanien vom £B. Juni 1884 407 

SsB Maria*. 

ÜbBralnkanrt mit Italien Tom K. Jnni 1897 98! 

BekwedoB. 

Oeaeti Tom 10. August IS77 Ober das llllerarlHche EigentumarBchl eloBchl. der Er- 

gUiningBn Tom lo. Juiuar ia83 zu § S, 10, 21 Sli 

Oaeati vom 28. Ual 1897 betreffend AbUndTrang geirlssar Tsüe des 0«aetieB lam 

10. Auguai 1877 Ober d»8 lltlerarineho Eigentum »1? 

Gesetz vom 98. Hai 1897 nber das Recht dar NachbUdcng Tan EonatirerkaD ... I» 

QaaBli Tom 28. Mal 1897 ntaer doa Reicht der Nachbildung ptaolographlBcher Bilder . SU 

OberalnkBDtl mll Frankreich Tom 15. Febrnar 1884 Sgl 

„ Norwegen vom 18. NoTambsr 1877 u. 4. Februar 188t 400 
Se^weaem •MsrwcKen. 

Überalnknnri mll Dänemark vom S7. NoTembar 1B79 M) 

, Frankreich vom 30. Deiamber I88I iL19.JanuarlStt »i 

, Italien vom a. Oktotaar 1881 2M 

■ ckwclm. 

BundaBvertaBBong Ttm 1874, Art. 84 KS 

BudeageaaM vom 18. April 1883 batnffend daa Urheberrecht an Werinn der Lllle- 
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Inbftlte -Vene lehn is. 



_ _ 23. April 18»B J23 

ObllntlDDSDrKht Tom 1. Juiuar 1X88, Art. 87E— Stl (Be>Umiiiuig«n Ubfr dM VeT- 

hssreclil) ^n 

Reglement lom IS. April )B»3 betreffend die Geelitluag tsd NanbblldusgeD von 



Oeseu Tom 10. Junoar IST» dbsr du geistige Eigentum 23t 

'TlvUgostlibueh von 188», Art. 4e», 429 85J 

Aosfabronga -Verf ngung vom B, Septen 
mit den AblndemagB-Dekreten vom 



■obrlebeien und Ira Ausland gednukten Werken 



n AnDUod 



Werke and die Peststellimg dar Rectale der den Vertr^MUalen der 



Obärelnkunll uigebBrenden Urbeber . 
Hemer Uberelnkmnrt vom 9. Saple 



.. Perlugal vom S. Auguel 
,. SalvftdorTomll. Juni iw 

GeaetI vom tt. Ual 1B8T lur Ragiliuig des Urbatier 



laratlüD V 
SM: Argai 


i°°Bi 


>p*!i' 


1 IMS . SIT 
llk BM, m 



































riiKbe und klÜHUerl 
mber isss . . . 
lud DeklaralloD 



. ..jn S. lUdieb IISB (IST!) Ober den Druck von Bachern nebet A 

VeTordnung vom to. Biter iMg (iBTfi) aber den Druck von BDcbern . . . 



Gel 



.__ SS. AprU 1681 Ober dae Uitaeberracbt U6 

Verordnung das JuMlzmlniaten v. 10. und IT. Juni 1S84 inni OeeeU v. 2S. April lr«S4 2TS 
Verordnung das Ulnlatera tnr Ackerbau Induslrle und Hendel betrpITpnd Anrnrldiinge- 

Baglauriiim OeeeU vom £6. April 1881 VA 

KandelegeaaUbnob von teT& §g 616— 6U (Varlsgaresht) ZTS 

tlberarnkuDlt mit österralcb vom IS. Februar 188; Wl 

- „ Oalarr.-VerordDnngvomi». ADguatl88T 

batretfendBagraterfnhrung . . , 40S 
(Blähe eneh Osterrelcb -Ungarn.) 

Bargerlläiea GeeeUbncb von ISBS, .^rt. MS »ifi 

HonleTldeo-ÜberelDkantt vom 11. Janaar 1889 (Argent. Republik, 
Peru, Paraguay) SS4 

Strafgaeeubuch vo: 
er«InlR<e Staate b. 

VartUBung von 1TB7, Ait. 1, Sekt. H 

KoDgreBBgaaetu nacb dem Teil der Revldleneu Siatulen, Titel 60, Kapitel S, Sekt. 
4MS— 4910, vom I. Deiember 1878 mit den (\n Kuraictchrlfl gmetzlm) Ab- 
indarungen der OaBetie vom 18. Juni 1874, 1. Angnat 1889, B. Ulln 1391, 

GeicU* eber daa Urhebemcbt. IT 
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ZollTorethiUtm ttlr die ElnfnliT nrliabtmeatlldi KMClifltiKr Werke, 
OMSti dM BUUei New-Yortt Tom a. Mal IBM E-*— "~' ■■■— '— 

nwUlinchtH UnBlditllah de* Urheberrecbu 
Oeecti TOD tO. Aprtl 1«00 betrelTsiid Tsrrtt. Hawi 



lUunDE, IWl 
tecBtlläi leieliflt . 

batrafftod Abindenmg dei Straf- 



Frenkrc 



[ ist« und d. Dsumbsl 1B>S 
a IS, Januar IBM .... 



lUnnlea ram 1. Jall 1881 
rom Sl. Oktober IBM . . 
'om 17. Fei 



., Niederlande ram 10. NDTambgr IBH iOK 

,. PertDKal Tom M. Jnli IBM . . 40< 

„ SehweliTsm I. Jali IMl »: 

„ Spanien tob 10. Juli 1B9& 4li) 

^ „ FriedevBTerirag Tom 10. De«. ISM, Art. 11. am 



ErfftiiBDnseM Bar Textaas^gAbe der 
(üeiietB« aad Tertrftx« Aber das Vrheberrecbt 
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Verlag 7011 

Wilhelm Braumüller 

in Wen und jCtipii) 

k. und k. Hof- und Univerutftts-BuchhSndler. 

~~ ^^Z«ttj(lirift 

fir V«lkjw!rts(liaft Sedatpeliiik ««d Virwaltni. 

Organ der Gesellschaft österreichischer Volkswirte, 

HoTftiugegebeti tod 

En^n Ton BShm-Bawerk, Karl Theodur tob Jnama-Stsmeftr, 

Knut Ton Flener. 



Preis per Jabigang betr&gt 20 Hk. = 20 E., eJDzelne Hefte 4 Uk. = 4 K. 



-*■ 



}(ailb«b 



d«; i«t(natlo«alH ?rWai- iid StrafmUts 

mit /jäcisicAt auf die ^tsttxgebungtn ösferrticAs, Ungarns, Qroatiens 
und Bosniens. 



%t. 8» {XV. 344 S. und 1 TftbeUe). • * • • Preis 8 Mk. = 9 K. 60 b. 

m BBrch alle Bnchhaii81nBgeB zu bcziehn. ^^^Mi 



...Google 



Tm Verlage des BSrseii Vereins der Deatschen BnchhBndler za Leipzig. 
HoapiUlstrasse 11, Bachhindlcrhaos, ist erscbienon: 

^cr interne nn9 ier internationale Sclintz des 



tt rlteberreclits in 9ea verscliieaenen gngern. 

Mit besoudorer Beracksichtigung der Schatzfristen, BedingnngcD und Fönn- 

licblieiten überaicbtlich dargeatellt von Prof. Ernst R9thilib«r^r. 

gr. 1* 40 Seiteo, geb. Preis Uli. S.fO. 

Ferner r 

l as Urlieberreclitsgtsetz in gen 



f 



Verdilita Staalm von ytmrlla 



Im Auftrage des BQrscn Vereins der Dentscben Bnclihfindler za Lcipzie ber- 

aiisgegeben von der Amtllohen Stelle för den demtaeken Buch-, ifiBst- 

nad MnalkverUg tu New -York. 

gr. 8° 32 Seiten brosch. Preis 76 Fl. 

Verlag von 

C. L. Hirschfeld in Lreipzig. 

1 Werken der Litteratnr and Tob- 



Dft8 VsrlSQSrßCht ^"'^^'' fortlaufender ßrlSaternng der neuen ein- 
^^^^_^^_>d^^^^^ Bcblitgif^n ReichsgeseUe nnd amfassender Berfick- 

sicbtiganK der bisherigen Fruiis iind Wiasenscbhft gemeinTerständlicb 
dargestellt von Dr. jur. Ludwig Kahlenheck. Rechtsanwalt. Mit 
einem Änbange; Die StaatavcrtrSge und wichtigsten Bestimmnneen der 
anslüodischeii Qesetzgebnng betr. geialiges Eigentum. Preis Hk. 8.—, 
geb. Mk. 10.—. 

Das deutsche Urheberrecht »" literarischen, iuinstieriachen und 

^^^^^^^^^^^^^^^^^^^m-m^ pbctographi sehen Werken. Von Geb. 
Bath 0. Scheele, Oberstaatsanwalt in Dresden. Mk. 6.80, gob. Uk. 7.80. 

Altes und Neues zur Lehre vom Urheberrecht j[<»/'^J|'^ 

Oaterrieth. Preis Mk. 3.—. 



jManzi, Joyant ^ Co. 

T.,m GOUPIL. A Co. 

«g""^"* "«7- Kunst-Verlag G«grnnd»t n»?. 

faris, loiSoa, ](n-yott 

BBRLflN W. 96, Franzöalacbettrane 28. 

«««« 

»»»Verlag von künstlerisch 
wertvollen Kupferdruckew 

in Linienatich, Radierung, MezEO dato, Photogravarc 

Sin schwarz und bandkoloriert, von Facsimil69 (in A 

Aquarellfarben K^mckto Kopf erplatteo), Lithographien H 

nad Photographien in den Terschiedensten Grössen, I' 

ijnalitäteii und Preislagen. I 

»«»« I 
Herausgeber illnstrierter Zeitsekriffen ' 



,Le Thäätre" monatlich 2 Nammern, , Figaro illastrS" 
monatlich 1 Nnrnmcr, ,Les Arts", KnnstKeitschrift, 
monatlich 1 Nummer, ^LesModes" monatlich 1 Naminer, 

, Figaro Salon" jährlich 6 Nummern; 
sowie Ton herrorragenden Pracht werken in fran- 
zOsbcher nnd englischer Spraclie, worüber der Sonder- 
katalog gratis Dud franko zugesandt wird. 



Als alleinige Agenten für DentschUnd duJ Österreich- 
Ungarn des Syndicats Eum Schatze des kUntlerischen 
Eigentums (Sjndicat de la Proprio tä artiatiqae) ver- 
miitplu wir die 

llbtrtragiing Ten Yenrtelfiltigungs-trlanbnisse» bezy. ütditai 

nach Qetnälden französischer Künstler. 
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VvrlMT v*a Br«IUi»pi * Hkrirl In I^lpil«. 



9i( Kobcrgcr. 



<n Ok*r|iBgu vi« ■Rldallir iir iMntll tob Oiacar 
i H«Be. Zntlte neugcorbeLWl« Auflice. Ncbat Brlcfbuch 
der EDberger Bit 5 Tatein. Qeneftet 9 Mk., gebundan lO.fiO Mk. ~ Der VerfUHr 
Tarauchl. eratmalig d«n Ofschlftsbetrisb dea Bachhuidels uad Buchdruekes Im enlen 
Jahrhunderte nuh Erfindung der BDchdruckerliunst plnnmlsBlK dannsullen, Indem er 
Uruck, VerUg und Vertrieb dieees denUcben WeltbucbbudelB la dtm Wlrkeh de* Biösiteu 
Bachhtadlera and Buchdruckers jeder Zelt, AnthoDl Kobergecs. Beiner Punllle und «einer 
üeBchUtaFreunde, nach lellgenSflHiBcbeD QeecbtFte- u. (Jelehrteobrlelen gemelDTeraU 
sctUIdert. — Der Hauptiveek des Buches lat, BuobtUtnrUeni und Buchdruckern, 
dam hennvaebaenden Oeaclüechte, ein« frlache, unmittelbare Aasctiauuns der g 

Vonelt Ibrea Berutes lu geben. — Caalralblatl Kr BlblMkeknrMMi lUe, S. Heft : Zu 

sei Über daa ganze Werk bemerkt, dass wir bisher kein gleichwertiges, aeilis Aufgabe 
erachtfpFendea "'""■ '' ' — " "* — *"" — ' — n-.-t — r^ — ki.,... j — * — , — . — 



d Bucli handeis 



iBD baehUndlartectaen Weliflrm 
CD i'reunden des Boehgewerbes ' 
an gelegen llJchBte empfehlen. 



(Biellkopt * Birtel) 



P. JURGENSON, MOSCOU, RUSSIB. 



50 Softes de pupicr 
i ^crire la musigue, 

tdiüoa Jnrgenion en volumeB, 

1000 TOL eaTlnn. 

Sdltlone complAtea de Bart- 

alaaak)i. Chspli, ■efldaliiDba. 

SehuBaaB, TigballiDwaky. 

imprlmerle typogrnphlque et 

muaicale, Gravüre de musique, 

StWiatyple. 



HITSIKALIKN- 
VEKLA« 

28,000 Nummem - Kalologe 
gratis. 

NoteiiBchreibpapier in 

50 Sorten. 

Band-Aiugabe JuTgeneoD circa 

1000 Bände. 

Gesamt-Ausgaben von Bari- 

BlaMkir. Cbopla, MsMeliiDka 

Ss hu mann, Tiobalkowtkir. 
Buch- a. UasikaUan -Druckerei 



50 kinds ot Muaic paper. 

S'early LDOO Voloiiea o( JtugaD- 

BDB'B Edition na« ready. 

Complele Edltlona et 

Bortalaiiky, Ckeala, laadali- 

toha, •shBBwn. Tulialk««r«k|. 
Book and Muaic Prlntlng. 
Kngravlng. Rtereatyping. 



r 


Verlagsanstalt Benziger & Co., A.-G. 

II Eliwledeln (Sciaeli). 


7 






Verlag van „Alte und mene Welt«, Knha, All|cen>el«e Knnat- 

UDd lehn andere Novellen clc 






„. 


eilen, als da aibd: 

Xonaiie, )(ovelleii, {rzShInngeii nnll fnmoreskn. 


kle 

IH, 

ren 
■be 










EH 

ill 
Hm 


BS und Vermeidung alles dessen, «as tllllliih und kaafMiloa II AbbIobb erre 
Ute. Auch gute axotluke AkeDteaer-RoiaaBe, IJtlerarisch wertvolle Kriailaai 
aagea und paokaBla kDnera iovellan elnd wlllkminen. Prüfung erlolgt bei grOsBe 
dBohrlften In der Kegel Innerhalb 6 Wochen, die Honorlarniig sofort beim Erw 

naiyae deB Inhaliea. 
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J. tt. Cotta'acbe Baehhandlnnc Haebfoicer G. m. h. H. 
Stnttcart nnd Berlin. 



Zur Xenntniss Ses 

literarisch-artistischen Urheberrechts 

nach dm oesterrefchischn Gesetz von 26. Ilecember 1895 

ron Lndwlc Mittels. Preis geheftet 3 Hark 60 Pt. 



Georg Schaefer, Magdeburg 

Breite Weg 189/80 

Oross-Bnchbinderei mit Motorenbetrieb 

empfiehlt sich zur Lieferung 

von Werk- nnd Eatalog-Einbänden in allen denkbaren Aasfühmngen bei 

bilÜKSter BececlmunK. 

Jtfuster und Offerte stehen Jederzeit zur Verfügung. 



„Eorel 



FQi alle, die Oeachäfts- 

bücher führen mitgaeu, 

sind die beaten die 



,EDreka"-taliall8bllelier, 

Han verlange Prospekt. 



Nen erschienen: 
SCHÖNWOLFF's 

Jüü^'DeDlselieBD^liiiiiBS 

Preis Mark 3.50. 



Obtncbi.fitsthiftibQcherfibrib.flruckerti Bichflnffolff, Oleiwili. 



ifllirogf 



Liste da Bibllolb. Priviu 

1 Etats-TiDli. Guuds 

n OraDde BreugDs (eiipr«p.) 



Llsta de BibifotheiiuM 
Pibllques de toys leiPays 

avee 60000 val. et plü«. 10 Fr. 

R«C1I*1I ^B^FMl de lA 

lCKlal*(lo» et de» tr»l- 

prt«M taaustrleUe. « 

fang TolumeB !a-8°. 4B ■. 

Caifam, Du i«BtioB«i' 
mnaennimn Neapel. Mit 

ISI lUMtt. TaTelD. g«b. 24 ■. 



Verifllolin. v. PrivatUbiloth. 

n OrOHbrlUDDleä (ID Vorb.) 
UI Deulaohland 
IV 0«sl«rreH!h-üng.(iiiVorb.) 
J«4ar Bud iO ■■ 

Vemlebüli Bffentlloher 
Bibliotheken BllirUader 

MonsBsnta Psmpela». 

HemiigDgflben tqd Com. N. 

und Ing. E. LaoaJdaia- 
Encbelnl In 50 Lleroninjicn 
mtt Ja S Omssfalla-TaTeJn 
mit TiewptaehlgBm Teil. 



List of Private Llbrarlea 

I Uniteil atatei and Canidi 

II Ortat Brlialn (Id prepar.) 

lVAuilrt»-Hiingary(in prep.) 
Eaoli Val. 10/- = 2.S0 Osll. 

LiBt Df Pnbllo UbrarlM, 



S3 ■.; IMVO— 18»a, S3 I. 

[Frühere Bände Teigriffen.) 

Iirullln it lit im. Triiiint, 

3ä LIefgR. d tf. B.GO. Mit 
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700 Hrtxiter 
■90 Pferdthritu 



149 IJilfmastblntii 



Ceipjigcr Bud) binderet 
HctiengeseUsd^aft ^, 



vomikls 
Oustkv frit|sd>c 



Berlin SVL 48, friedrl<bstr. 1» 
CQünd»««, D«d>aatrstra«H 14-19 



cmpTicblt ihr* ntrkstättcn für 

'.-.. «lU Hrtm . 

Bucheinbände u. 6inbanddedten. 



(DU besondertm Jnttrtaat 
und Crfolg pflegen wir die 

1A- I^erstellung hQnstlerisd> 
ausgestatteter 6esd)enkbände 

in Qtftsxtnanfcrtisung. 



TerUngen Sie Oßiisttr nnd Kosten - Hn*d>liflC 
6igenes Htelicr für Zeidtnnngen und Cntwfirte. 



R9I. SidM. $t«at*mcd«iU* 1897. 



H., Heurode L Seid. 



...Google 



■ Google 



■ Google 



( 



HARVARD LAW LIBRARY 
FROM THE LIBRARY 

OF 

RAMON DE DALMAU Y DE OUVART 
MARQUES DE OLIV ART 

Received December 31, 1911 



■ Google 



